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Vorwort zur zweiten Auflage. 





Die Nothwendigfeit den zweiten Band in einer neuen Auflage 
ericheinen zu lafjen ift dem Abjchluß ded Werks hinderlich geweſen. 
Doch ift die Bearbeitung der noch fehlenden Theile in der Zwiſchen⸗ 
zeit jo weit gefördert worden, daß mit dem Drud in nädjfter Zeit 
begonnen und das Erfcheinen ded Familienrechts im künftigen Früh⸗ 
jahr verſprochen werden kann. 

Für die neue Auflage des hier erjcheinenden Bandes gilt das⸗ 
jelbe, wad ich im Vorwort zum erften Bande bemerkt habe. Um 
die Vollendung des ganzen Werks nicht bid zu unbeitimmter Zeit 
zu vertagen, habe ich freilich für einzelne Paragraphen, welche viel» 
leicht einer eingreifenden Umarbeitung bedurft hätten, auf eine ſolche 
Verzicht leiften und mid, mit einer orgfältigen Revifion begnügen 
müffen. Aber überall habe ih mich bemüht den Lejer jowohl in 
Rüdfiht auf die hiſtoriſche Entwidelung, ald auf den heutigen 
Stand unjerd Recht und unjerer Willenichaft zu orientiren. Wer 
diefe Auflage mit der erften vergleichen will, wird finden, daß ſich 
in allen Abtheilungen zahlreiche Aenderungen und Zuſaͤtze finden. 
Weſentlich modificirt worden find die 88 74, 84, 87, 92, 94, 
95, 96, 104, 106, 107, 109, 111, 114, 131, 137, 144, 148, 
150, 158. 

Leipzig, den 13. Sunt 1883. 
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s 71. Einleitung. 


1. Im Vermögensrecht ift zu unterſcheiden zwiſchen Nechten, 
deren Objelt eine körperliche Sache oder ein immaterielled Gut ift, 
(abjolute Vermoͤgensrechte) und zwiſchen Rechten, weldhe einzelne 
Derjonen zu einem Handeln oder Unterlaffen verpflichten (Forderungs⸗ 
rechte). Da die förperlichen Sachen im älteren und im neueren Recht 
verjhiedenen Grundjägen unterliegen, je nachdem fie unbeweglich oder 
beweglich find, jo zerfällt Die Darftelung der abjoluten Vermögen?» 
rechte in dad Immobiliarſachenrecht, das Mobiliarfadhenreht und in 
das Recht der immateriellen Güter. Außerdem ift von dem Befik 
zu handeln, d. h. der thatfächlichen Ausübung eines Rechts, ohne Ruͤck⸗ 
fiht darauf, ob das Recht vorhanden ift oder nid. 

2. Der Unterjchied zwiichen dinglichen und perjönlichen Rechten, 
welchen das römiſche und dad heutige Recht macht, gelangte im 
ältern deutſchen Recht nicht zum Bewußtſein (vgl. IS 66T). Er 
trat in ihm nicht hervor, weil e8 die vermögensredhtlichen Klagen 
in anderer Weife gruppirt, ohne darauf Gewicht zu legen, ob es 
ih um ein dingliches oder perjönliches Recht handelt‘), Aber wohl 
unterschied es gleich von Anfang an die verjchiedenen Rechte, welche 
einer Perſon an einer Sache zuftehen fönnen, und erklärte ed für 
zulälfig, daß mehrere Perfonen an derjelben Sache verjchiedene Rechte 
baben?): es kennt dad Eigenthum und die dingliden Rechte an 
fremden Sachen. 


1) Laband vermögensrehtl. Klagen S. 276 ff. und Heusler bie Gewere. 
1872. ©. 28, 462. 
. 9 3.8. Sädf. Lehnr. 14 $ 1: En gut mach maniges herren sin, also 
dat it en von deme anderen hebbe. 
Stobbe, Privatredt. IL. 2. Aufl. 1 
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Mit der Aufnahme des römiſchen Rechts ift der römilche Ge: 
genjag im modernen Recht zur Herrichaft gelangt: die Rechte, welche 
einer Perfon mit Bezug auf eine Sadhe zuftehen, erjcheinen ent- 
weber ald Rechte an der Sache felbft, oder ald gegen eine Perjon 
gerichtete echte, welche eine Sache zum Gegenftande haben. 

3. In Rüdfiht auf den Inhalt, die Entftehung und Beendi⸗ 
gung der Rechte an Suchen macht das deutſche Recht einen durch⸗ 
greifenden Unterfchied zwiſchen Mobilten und Smmobilien. Während 
nach römiſchem Recht nur in einzelnen Richtungen ſolche Verſchieden⸗ 
beiten beſtehen und es feiner Ausbildung entſpricht, die Grundfäge 
über beide Arten von Sadyen gemeinfam vorzutragen und in den 
einzelnen Beziehungen die Gegenſätze hervorzuheben, behandelt das 
deutiche Recht Mobilien und Smmobilien als rechtlich durchaus ver: 
ſchiedene Objekte. Der Gegenfat von fahrender Habe und liegenden 
Gut gehört nicht bloß dem alten deutſchen Recht an, fondern hat 
fi, abweichend von der römijchen NRechtöentwidelung, welche ihn in 
fpäterer Zeit immer mehr audglih und zuletzt faft ganz befeitigte 
trotz der Reception in lebendiger Wirkſamkeit erhalten und aud in 
den neuelten Legidlationen präcifen Ausdrud erhalten), Es ift 
daher nicht bloß zulälfig, jondern auch angemefjen, dad Mobiltar- 
und dad Immobiliarſachenrecht von einander zu jondern‘). 

Bei dieſer gejonderten wifjenjchaftlichen Behandlung läßt eö 
ſich allerdings nicht vermeiden, fhon im Immobiliarſachenrecht bie 
und da auch von Mobilien zu handeln. MWeberhaupt wird das 
Mobiliarfahenreht im DVerhältniß zum Immobiliarſachenrecht mehr 
den Charakter ded Nuchtragd erhalten, während die den beiden 
Arten von Sachen gemeinjamen Grundjäge in dem Immobiliar- 
ſachenrecht vorangeftellt werben. 


2) A. M. v. Gerber 8 78 a. E., welcher fagt, daß diefe Verfchiebenheiten 
in Deutſchland mehr und mehr dem ausgleichenden Streben der neueren Zeit 
gewichen ſind und daß nur einzelne Spuren der verſchiedenen Behandlung noch 
bedeutungsvoll hervortreten. — Aehnlich ſagt Bähr (in v. Ihering's Jahrbb. J. 
S. 353 f.), daß es die Tendenz der Neuzeit ſei, das deutſchrechtliche Eigenthum 
an Grund und Boden in das rein römiſche dominium umzuwandeln. 

) Als Motiv für die Sonderung kann auch noch angeführt werben, daß 
eine Zahl von Rechtsinſtituten nur bei Mobilien oder Immobilien ſchon ihrer 
phyſiſchen Beſchaffenheit wegen möglich iſt. 
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4. Dad vornehmſte Motiv des ältern Rechts für die verjchie- 
dene Behandlung der Mobilien und Smmobilien war der Umftand, 
daß die öfonomilhe Sicherung einer Familie auf ihrem Grund: 
befig beruhte und die ftändifche Gliederung des Volks, die politifche 
und bürgerliche Stellung des Einzelnen durch den Grundbefiß be- 
ftimmt wurde. Wegen der Bedeutung der Grundbeligverhältniffe für 
den Einzelnen, für die Familie und für die Geſammtheit follten 
Rechte am Grund und Boden nur mit einer gewilfen Publizität 
entftehen und wurde im fpäteren Recht zu ihrer Begründung bie 
Mitwirkung des Gerichtd oder des Richters erfordert. 

Aber auch nachdem den auf dem Grundbeiig bafirten Ständen, 
dem Abel» und Bauernftand, ſich der Bürgerftand zur Seite ftellte, 
traten neue Gründe hinzu, um dad Recht an Grunditüden bejonderd 
auszubilden: der Grundbeſitz leiftet die Garantie für die Erfüllung 
von Berbindlichkeiten; die Rüdzahlung von Gapitalien, die regelmäßige 
Abführung von Renten und Zinjen wird durch Beziehung der Schuld 
zum Grundbejig ded Schuldners ficher geftelt. So entiteht das In⸗ 
ftitut der Sabung, des Rentenkaufs und der modernen Hypothek. 

Dazu kommt in älterer Zeit das Intereffe der Marfgenofjen» 
ichaften und der Gemeinden, in neuerer Zeit dad des Staatd an der 
ordnungdmäßigen Auönugung und Verwaltung des Grundbefiged: fo 
werden Rechtsnormen über die Bewirthichaftung der Grundſtücke auf- 
geftellt, weldye daß Intereſſe der Gejammtheit, aber auch engerer 
Kreile, der Nachbarn, der Familie oder einzelner Perjonen befördern 
wollen und den Befiger in der freien Berfügung bejchräufen. Die 
Herrſchaft des Befigerd über feine Grundftüde wird nad), vielen Rich⸗ 
tungen hin dur das objektive Recht normirt. Die Gejammtheit 
zwingt den Einzelnen bei der Bewirthſchaftung ded Bodens allgemein 
verbindliche Beitimmungen zu beobachten und fich gewilfe Eingriffe 
von Seiten der Nachbarn oder von ganz dritten Perjonen gefallen 
zu lafjen, 3. B. wenn dies ein überwiegended allgemeines Intereſſe 
fordert (wie bei der Erpropriation), oder wenn er jelbit Teinen Ges 
brauch von den ihm in Audficht ftehenden Erträgniſſen macht (wie 
beim Bergbau)°). 

5) Bgl. au v. Ihering in ſ. Jahrbüchern X. ©. 508f., 523. Er prä⸗ 
eiſirt S. 508 den Gegenjatz zwiſchen römiſchem und deutſchem Recht dahin, daß 


nah altrömifhem Recht die Sache lediglich bes Eigenthilmerd wegen ba ift, 
1* 
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Aud war der Bfiger in der Veräußerung der Grundftüde im 
Sntereffe der Familie und fonftiger Kreile zahlreichen Beichränkungen 
unterworfen und erft die nenefte Zeit hat die Smmobilien in dieſer 
Richtung den frei veräußerlihen Mobilien angenäbhert. 

5. Aber noch nach anderen Seiten hin zeigt dad deutihe Im⸗ 
mobiliarfadhenredht einen größeren Reichthum an Injtituten ald das 
römische Recht oder das Mobiliarſachenrecht. 

Das römiſche Recht kennt neben dem Eigenthum nur eine be— 
ſchränkte Zahl von jura in re aliena. Das deutſche Recht hat 
a) einzelne von den Römern als perſonlich angeſehene Rechte für 
dinglich erklärt‘) und b) zu Folge feiner jozialen und wirthichaftlichen 
Zuftände Herrichaftörehte an Grundftüden entwidelt, welche den 
Römern unbelannt waren: das Recht des Vafallen am Lehn, des 
Bauern am Bauergut. Haben diefe Rechte audy neuerdings in den 
meiften Theilen Deutichlandd den Charakter von jura in re aliena 
verloren und ift der frühere Vaſall oder Bauer jetzt Eigenthümer 
geworden, jo ift Died Eigenthumsrecht am Bauergut oder Lehngut 
doch auch jet noch vielfach ald ein beſonders qualifizirte8 anzuer- 
fennen. Weiter find aber auch c) in Berbindung mit den Rechten 
an fremden Saden einzelne Rechte darzuitellen, welche zu ihrem 
Gegenftande eine obligatorifche Leiftung haben: die Reallaften und 
der Retrakt. Dieje ſyſtematiſche Stellung entipricht der allgemeinen 
rechtlichen Ausbildung, welche diefe Rechte erhalten haben und wird 
unten ihre eingehende Rechtfertigung finden. 

6. Das deutfche Recht behandelt die Grundftüde nicht ald ju- 
riſtiſch unterſchiedslos, ſondern ftelt für einzelne Arten derjelben be- 
fondere Regeln auf. Der Umftand, dab ein Gut längere Zeit hin- 
durch innerhalb deſſelben Standes oder derjelben Familie bejefjen 
worden ift, giebt ihm eine befondere rechtliche Qualität: e8 wird 
von den Grundfägen erfaßt, welche ſich innerhalb des betreffenden 


— — — —— 


während fie ach germaniſchem Hecht auch Anderer wegen ba iſt; ganz beſonders 
v. Jhering Zwed im Recht I. S. 506 ff., auch Kohler iu vw. Iherings's Jahrbb. 
XVIII. ©. 170f. — Kein ganz treffender Ausprud ift es, wenn v. Gerber 
gefammelte jurift. Abhandlungen. 1872, ©. 107 fagt, daß das Grundeigenthum 
nicht bloß den Charakter bes ausſchließlichen Rechts, fondern mehr noch ben eines 
Amts hat. 

6) Vgl. oben I. $ 66 II. 
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Kreijed für feine Immobilien entwicelt haben, in Rückſicht auf Ver- 
außerung, Vererbung, Umfang des Nutzungsrechts, die Befugniß fie 
mit Schulden zu belaften u. f. w. 

So entitehen die befonderen Snititute der Ritter» und ber 
Banergüter, der Erb» und Stammgüter uud der Familienfideilom- 
mifje. In dem Vermögen einer Perfon werben verschiedene Beftand- 
theile unterjchieden und befondern rechtlichen Schickſalen unterworfen: 
dem Allod im engern Sinne tritt das Lehen, das Bauergut, dad 
Samilienfideilommiß n. |. w. entgegen’). Zu den genannten Klaffen 
von Gütern ift noch weiter dad Bergwerk, für welches fich beforfdere 
Normen audgebildet haben?) und der im Privateigenthbum ftehende 
Fluß hinzuzufügen. 

7. Die Vaſallen und Bauern ftanden zum Cigenthümer ihres 
Guts urjprünglich nicht bloß in einem gewiſſermaßen dinglichen Vers 
bande, fondern wurden zugleih vom Lehnsherrn reſp. Gutsherrn in 
einem weit über obligatoriiche Verhältniffe binausgehenden Maße 
beberricht: neben dem dinglihen läuft ein Herrichafte- und Sub» 
jeftionsverbältniß einher, in Folge deſſen der Herr Rechte der öffent- 
lichen Gewalt ausübt, zum Kriege aufbietet, Treue beanjprudht, 
Geriht abhält u.Iw. Dad Recht der Vaſallen und der Bauern 
bildete eine eigene gejchloffene Rechtsſphäre, es trat ald Lehnrecht 
und als Hofrecht dem Landredht zur Seite und von ihm bildete 
das Necht der Lehn- und Bauergüter nur einen Beftandtheil. 

Die perfönlihe Herrichaft der Lehns- und Gutsherrn iſt in 
neuerer Zeit abgeftorben oder ganz aufgehoben; Vaſallen mit ihrem 
Lehnöheren, Bauern mit dem Gutsherrn bilden nicht mehr eigene 
Berbände, welche ihr vom Staat gejonderted Leben führen: der 


7) Gelegentlih ift auch daran zu erinnern, daß das Hanbelsvermögen 
eines Kaufmanns feinem übrigen Gut gegenüber geftellt wird, eine Unter⸗ 
fheidung, welche befonders im Konkurſe von Bedeutung ift. 

8) Dabei bin ich aber nicht der Anficht, daß man mit Kraut Grunbriß 
©. VI. (5. Aufl.) und Andern die Lehre von ben Lehen, Stammgütern, Familien⸗ 
fideifommiffen, abligen und Bauerngütern von dem Sachenrecht ganz und gar 
trennen und an den Schluß des Syſtems ftellen fol. Ich halte es für richtiger 
bie ſyſtematiſche Behandlung fo weit durchzuführen, als e8 ohne Zwang geſchehen 
kann, und nur die familten- und erbredhtlichen Grundſätze über biefe Güter ab- 
zufondern und in das Familien- und Erbrecht zu ſtellen. Pal. auch oben I. 
811 S. 64f. 
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Kriegsdienft der Vaſallen ift überall fortgefallen, die Patrimonial- 
gerichtöbarkeit eriftirt nicht mehr und die Reallaften find aufgehoben 
oder ablödbar geworden. Die perfönliche Seite des Lehnd- und 
bäuerlichen Berhältniffes ift h. 3.8. von geringer Bedeutung; das 
Intereſſe beſchraͤnkt fich weſentlich auf das ſachenrechtliche Clement. 

Daher empfiehlt ed fi) das Recht der Lehngüter und Bauer⸗ 
güter im Sachenrecht darzuftellen. Doc würde es dem heutigen 
Rechtözuftande nicht ent|prechen, wenn wir dad Recht am Lehngut 
oder Bauerngut ımter der allgemeinen Sategorie der Rechte an 
frenrden Sachen behandeln wollten. Denn da jet der Bauer und 
Lehnöbefiger an diefen Gütern regelmäßig Eigenthum hat nnd da 
eine große Zahl von Rechtsſätzen für diefe Güter Plab greift, gleich- 
viel, ob der Befiger an ihnen Eigenthum oder nur ein jus in re 
aliena bat, fo ift es angemefjen, nad) der allgemeinen Darftellung 
ded Eigenthums, der Servituten, Reallaften und des Pfandrechts 
die Zehn» und Bauerngüter ebenfo wie bie übrigen bei no. 6 ger 
nannten Güterarten der Reihe nach zum Gegenftande einer bejon- 
deren Behandlung zu machen?). 


8. Bevor wir zur Betradytung des Einzelnen übergehen, machen 
wir noch auf eine Schwäche des deutichen Sachenrechts aufmerffam, 
welche dadurch erflärt wird, daß das ältere deutfche Recht in feiner 
naiven, nur auf die praftiichen Bedürfniſſe gerichteten Entwidelung 
theoretiiche Fragen nicht aufwarf und daß, feitdem die allgemeinen 
römischen Begriffe zur Herrichaft gelangten, eine Weiterbildung der⸗ 
jelben nicht ftattgefunden hat und manche ſchwierigen Fragen von der 
Theorie zur Seite geſchoben wurden, weil ihre Löfung mit Hülfe 
jener allgemeinen Begriffe ſich nicht in einfacher Weiſe geben ließ. 

Während dad römiihe Net, wenn mehrere Perfonen an 
derjelben Sache in verjchiedener Weiſe berechtigt find, dem Einen 
dad Eigenthum, dem Anden nur ein dingliched Recht an einer 
fremden Sache oder ein perfönliches Recht zufchreibt, gruppirt ſich 
dad deutſche Recht nicht in fo burdhfichtiger Weile um den Cigen- 

>) Diefe Anordnung ift auch dadurch geboten, daß bei der Behandlung 


dieſer Güter die Kenntniß des geſammten allgemeinen Immobiliarſachenrechts 
(z. B. Hypotheken, Beiſpruchsrecht) vorausgeſetzt wird. 
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thumsbegriff herum?*). Die in der Herrſchaft über eine Sache ent» 
haltenen Rechte der Nutzung, der Veräußerungdbefugniß, der jonftigen 
Dispofition u. |. w. find oft in der Weile zwilchen ben mehreren 
Perſonen vertheilt, daß es zweifelhaft jein kann, wer von ihnen als 
Eigenthümer angefehen werden jol. Man hatte in älterer Zeit Tein 
Sntereffe daran, dem Einen da8 Eigenthbum, dem Andern ein jus 
in re aliena zuzuſchreiben, jondern glaubte dem praftiichen Bes 
dürfniß zu genügen, wenn man in mechaniſcher Weile die aus dem 
Eigenthum bergeleiteten Rechte zwiſchen den mehreren Perſonen ver» 
theilte und jeder ihre befondere Rechtsſphäre zuwies. Der Eine hat 
das Recht die Sache zu bejigen uud zu nupen, der Andere bat 
möglicherweife einen Anſpruch darauf, ſpäter Beiig und Nubung zu 
erhalten; aber wie man diefed Recht, welche erft zufünftig thatjächlich 
zur Erſcheinung kommen fol, in der Gegenwart aufzufaffen habe, 
brachte man fich nicht zum Bewußtjein. Höchſtens bezeichnete man es 
ald Anfall, ald ein jus futurum!). Darum macht e8 aud) in der 
Gegenwart Schwierigkeiten, für einzelne Fälle, joweit fie noch dem 
modernen Recht angehören, jene Frage in befriedigender Weile zu 
beantworten. 

Mir erläutern da8 Bemerkte durch einzelne Beijpiele, deren 


9%), Sohm in d. Ztfehr. der Savigny- Stiftung I. (Ztſchr. f. Rechtsgeſch. XIV.) 
S. 39 f. iſt ber Anficht, daß das altveutihe Sachenrecht nur ein einziges Recht an 
ber Sade, das Eigenthum gefannt babe. 

10) So bezeichnet das Glogauer Rechtsbuch c. 16 das Recht des Eigenthilmers 
eines Guts, an welchem ein Anderer eine Leibzucht hat, als angefelle.. Dem 
Eigenthümer, welcher eine Bergabung von Todes wegen gemacht hat, jchreibt 
man das Leibgebinge, demjenigen, welcher nach feinem Tode die Nutungen er» 
balten fol, die anwardinghe, den anval zu, Pauli Abhandlungen IL. ©. 35, 
37, 38. Die Kinder haben an den verfangenen Gütern, welche ber Überlebende 
Ehegatte Tebenslänglich benutt, den Anfall, Schröder ebeliches Güterrecht II. 2. 
©. 71, Sandhaas fränkiſches ebeliches Güterrecht ©. 293. Der Satzungs⸗ 
gläubiger bat ein jus recadentiae, Franken Gefchichte des franzöfiichen Pfand 
rechts I. S. 143. König Philipp nennt in einer Urk. vo. 1199 (Böhmer Re» 
geften no. 18) das Recht des Lehnsherrn Anfall, jo lange das Gut fein Bafall 
befitt, vgl.aud ab Horn de investitura eventuali et exspectativa feudali. 
Berol. 1865 p. 81f. — Ueber andere Berwentungen bed Worts Anfall vgl. 
Homeyer Sadjenfp. II. 2. S. 329, 337, 467, 486. — Bgl. auch Rüdert 
Unterfudungen über das Sachenrecht der Rechtsbücher. 1860. S. 108 ff., beffent 
Ausführungen freilich im Detail viele Unrichtigleiten enthalten. 
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weitere Ausführung erft im Zufammenbange mit den einzelnen Rechts⸗ 
inftituten gegeben werben Tann, zu denen ſie gehören: 

a) Der Eigenthümer, welcher eine Mobilie in einem Contraftd« 
verhältniß einem Andern tradirte, fie ihm verpfänbete, lieh, fie bei 
ihm bdeponirte, bleibt unzweifelhaft Eigenthümer. Wenn aber Der 
Empfänger fie veräußert, kann der Eigenthümer fie nach der Regel: 
„Hand wahre Hand" von dem Dritten nicht vindiciren. Hat er 
nun überhaupt noch Eigenthum oder ift ihm dafjelbe durdy die Ver- 
Außerung ſeines Gontrahenten verloren gegangen? Das Recht des 
dritten Erwerbers ift ein definitive und neuere Geſetze fcheuen ſich 
nicht, e8 als Eigenthum zu bezeichnen. Der alte Eigenthümer Tann 
nicht mehr als foldher gelten; er bat auch nicht einen Schatten vom 
Eigenthum behalten, überhaupt gar Tein dingliches Recht. Welches 
Recht aber hat er, fo lange der andere Contrahent nody die Sache 
befigt und der Klage auf Rückgabe ausgeſetzt iſt? Wir werden es 
Eigenthum nennen, obgleich eine der wichtigiten Folgen ded Eigen- 
thums fehlt, die Vindikation. Im älterer Zeit warf man dieſe Frage 
gar nicht einmal auf. 

b) Wenn ein @igenthümer fein Grundftüd zu Lehen leiht, 
überträgt er auf den Vaſall den Genuß, die Gewere und bleibt 
jelbft Eigenthümer, obgleich möglicherweife von der jog. totalen Herr⸗ 
Ihaft über die Sade für ihn und feine Erben Sahrhunderte lang 
nichts zur Erſcheinung kommt. Wenn nun diefer Vaſall das Gut 
felbft weiter leibt und fi) dadurch der Gewere entäußert, welches 
Recht behält dann diefer untere Lehnsherr? Eigenthum natürlich 
nit; nur ein jus in re aliena, welches thatſächlich nicht zur Er- 
Icheinung fommt und erjt beim Fortfall ded unteren Bafallen fi zu 
einer Gewere verftärft. Seinem Lehnsherrn gegenüber hat er die 
Gewere, weil er ihm gegenüber dad an feinen Vaſallen übertragene 
Recht geltend machen Tann. Aber für dad Recht gegenüber feinem 
Vaſallen fehlt ed an jedem feften Begriff und Wort; man hebt feine 
einzelnen Rechte auf Dienfte, auf den Heimfall u. |. w. hervor, aber 
faßt Diefelben nicht unter einem Begriff zufammen, welcher feine 
Herrſchaft über die Sache charafterifirte. 

c) Wenn während der Unmündigfeit ded Lehnserben das |. g. 
Anevelle einem Dritten geliehen ift, fehlt e8 an einer feiten ſachen⸗ 
rechtlichen Auffaflung für dad Recht des Lehnserben. Es zeigt fi 
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nicht als Herrſchaft über die Sache, fondern ald ein in feiner Wirk: 
ſamkeit fuspendirtes Erbrecht. 

Ebenſo wenig wird in den Geſetzen geſagt, welches Recht im 
Falle der Interimswirthſchaft der unmündige Erbe hat, noch in der 
Literatur dieſe Frage aufgeworfen. Er hat nur ein Recht auf den 
Anfall, ein in feinen Wirkungen ſuspendirtes Erbredt!!). 

Aehnliche unklare fachenrechtliche Verhältniſſe beitehen bei der 
Lehnsträgerſchaft und bei dem Forreipondirenden landrechtlichen Ver⸗ 
bältniß der Salmannen”). 

d) Ein andered Problem liefert das ſog. Berfangenihaftsrecht. 
Der überlebende Ehegatte darf die aud der Che herftammenben 
Grunditüde befigen und nutzen, aber in der Veräußerung ift er durch 
feine Kinder beichränft, denen die Güter verfangen find. Der über- 
Iebende parens bat die Gewere; wer aber ift Cigenthümer und 
welches Recht haben die Kinder am Gut)? Und ähnliche theore- 
tiſche Räthſel begegnen und noch vielfah im ältern und neueren 
ehelichen Güterrecht'*) und erjchweren e8, die rechtlichen Befugnifje der 
einzelnen Perſonen feften Kategorien zuzumetjen?’). 


1) Dies zeigt fih auch Darin, daß wenn ber Anerbe während ber In- 
terimswirtbichaft ſtirbt, das Gut nicht an feine, ſondern an die nächſten Erben 
bes erſten Erblaſſers fällt; vgl. 3.8. Senffert Archiv XVI. no. 135, vgl. auch 
unten 8 135 N. 14. — Ueber bas Recht des Erben an einem Gut, an welchem 
ber Mutter eine Leibzucht geliehen ift, vgl. Laband vermögensredtl. Klagen 
&. 164 R. 14. 

19) Bol. Stobbe in ber Zeitſchr. f. Rechtsgeſch. VIL. S. 413, 431 ff. 

18) v. Wächter Würt. Privatredt I. S. 204 NR. 28: Eigentbum auf 
Seiten des Chegatten; Roth in Beller’s und Muther's Jahrbuch III. 
S. 360 und Schröder eheliches Güterredt II. 2. ©. 183 ff. führen aus, daß 
nah den Statuten die Kinder die Sigentbiimer find, und ber Ueberlebende nur 
eine Leibzucht bat, womit dann aber wieder nicht zu vereinigen iſt fein Ver⸗ 
änferungsrecht bei echter Notb; genaueres im 4. Bande. — Bgl. aud für das 
ältere Recht, welches von dem Ehegatten, welcher bie Nutungen zieht, nur fagt, 
daß er das Gut usufructuario ordine babe, de Roziere formules no. 248, 
253, Roth Feudalität ©. 156. 

14) Bol. befonders v. Martit db. ehel. Güterr. des Sachſenſpiegels S. 126, 
130 f., 136, 140 N. 15, ©. 141. 

15) Bol. auch oben I. 855 S. 448 f. liber die Almende, in Betreff beren 
noch heute Streit ift, ob fie den Einzelnen ober ber Geſammtheit gehört. — In 
Betreff ber Llineburger Saline weiß man nicht zu fagen, wer ber Eigenthümer 
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Das Ältere Recht entwidelte fih unbefümmert um folde m 
praftiiher Beziehung gleichgültige Fragen und um die Kategorien 
der juriftiichen Theorie und überließ und die Löſung dieſer Probleme. 


Erſte Abtheilung, Ber Beſih. 
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1. Der Gegenfag zwiſchen dem Recht an einer Sache und 
dem Beſitz der Sache, d.h. der Ausübung eined Rechts an ihr ift 
auch ſchon dem ältern deutſchen Recht befannt. Wenn daffelbe audh 


fei, Haffel Ztſchr. f. hannov. R. X. S. 331 ff. — In Betreff des Walbeigen- 
thums vgl. Bähr der Heſſiſche Wald. Kaffel 1879. ©. 41 ff. 

1) Eine Literatur über bie Gewere giebt e8 exft feit dem für die gefammte 
deutſche Rechtsgeſchichte Epoche machenden Werft von Albrecht die Gewere, 
als Grundlage des ältern deutſchen Sachenrechts. Königsb. 1828. 8. — Gaupp 
in d. Zeitfchr. f. deutſch. R. J. S. 86—143. — Brackenhöft daſelbſt III. 
&.1—39, V. S.133—181. — Homeyer Sadjenfpiegel II. 2. S. 402 ff., 
420 ff. — Bruns das Recht des Befiges im Mittelalter und in ber Gegen⸗ 
wart 1848. ©. 283 ff. — Sanbhbaas germanift. Abhandlungen 1852. ©. 81 
—162. — Walter deutſche Rechtsgeichichte $ 493 — 499. — v. Gerber in d. 
Ztſchr. f. Ein. R. und Pro. N. F. XI. S.1-54 (auf in f. gefammelten jurift. 
Abhh. S. 372 — 426). — Delbrüd in d. Ziſchr. f. deutſch. Recht XIV. ©. 207 
— 262, und: bie bingliche Klage des deutſchen Rechts 1857 S.36 ff. — Stobbe 
in Erf und Gruber’s Encyklopädie. Erfte Sektion LXV. ©. 428—488. — 
Fr. Stein Unterfuhungen über die Entwidelung und Fortbildung des deuntſchen 
Sachenrechts 1. Abth. 1857. — NRüdert Unterfuhungen über das Sachenrecht 
ber Rechtsbücher zunächſt des Sadjfenfpiegels. 1860 (vgl. gegen ihn 8. Maurer 
in ber krit. Biertelj. Schrift II. S. 256 ff.). — v. Bar das Beweisurtheil bes 
germanifchen Prozeſſes. 1866. S. 163—228. — Laband die vermögensredt- 
lichen Klagen nah den ſächſiſchen Rechtsbüchern. Königsb. 1869. S. 158 ff. — 
Andr. Heusler die Gewere. Weimar 1872 (vgl. darüber bie Rezenfion von 
Laband in d. krit. Viertelj. Schrift XV. S. 378—421 und Le Fort in ber 
nouvelle revue historique de droit francais et etr. I. 1877 S. 345859). — 
Gierke Genoſſenſchaftsrecht II. S. 137, 1425. — Pland das Deutiche Gerichtsver⸗ 
fahren im Mittelalter. I. 1879 ©. 500 ff., 681 ff. — Auch Sohm in: Feftgabe 
für Thöl. Straßburg 1879 S. 81—83 und Kohler pfanbrecdtliche Forſchungen. 
1882 ©. 173 ff. j 

Da es fidh hier um eine wejentlich rechtshiftoriiche Frage handelt, iſt es an 
biefem Ort unzuläjftg, die verſchiedenen Anfichten quellenmäßig zu prüfen. Für bie 
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nicht ſelbſtändig dazu gelangte, den Beſitz als ſolchen durch beſondere 
Rechtsmittel zu ſchützen, ſo ertheilte es ihm doch einen weſentlichen 
Einfluß im Prozeß, indem im allgemeinen der gegenwärtige Beſitz 
und die Art deſſelben (rechtmäßiger oder unrechtmäßiger Beſitz, Beſitz 


"von Jahr und Tag) darüber entſcheidet, welche Partei und mit 


welchen Beweismitteln zu beweiſen hat. 

2. In den lateiniſchen Quellen des früheren Mittelalters wird 
der Beſitz durch vestitura oder investitura, in ben deutſchen 
Quellen des ältern und ſpätern Mittelalter8 durch gewere bezeichnet?). 

Vestitura?) bezeichnet urjprünglich die Bekleidung mit dem Be— 
fitz eines Grundſtücks, die Einführung in den Befig, dann aber aud 


Literatur bis auf Delbrüc beziehe ih mich auf meine angef. Abhandlung S. 480 ff., 
für die Anficht von Laband auf meine Kritik feines Werks in ber krit. Viertelj. 
Schrift XI. S. 248— 253. — Uebrigens bemerle ich ausdrücklich, daß manche 
Anfidten, die ih in meiner Abhandlung über die Oewere ausgefprochen habe, 
bejonder8 Durch Laband und Heusler wiberlegt find; in andern Beziehungen halte 
ih an meiner abweichenden Auffaffung fe. — Die neueren Arbeiten haben ge- 
zeigt, daß die Bebeutung der Gewere für das alte Sachenrecht oft überſchätzt 
worden und daß Albrecht's Auffafjung, die Gewere fei die Grundlage bes 
deutſchen Sachenrechts, unbaltbar ift. 

Durch Heusler’3 Arbeit ift das Thema infofern vereinfacht worden, als 
die Lehre von ber Gewere zur Lehre von dem deutſchen Beſitz geworben ift. 
Während in der früheren Titeratur ſehr vage Behauptungen über das fpätere 
Schickſal der Gewere aufgeftellt wurden, bald daß fie feit ber Reception ver- 
ſchwunden fei, bald daß fie noch weiter fortlebe, wobei man es aber unterlieh, 
dieſe Nachwirkungen Mar zu Tegen, ift Die beutiche Gewere jetzt in einen genetiſchen 
Zufammenhang zum fpätern Recht gebracht. 

2) Die Identität von vestitura und gewere wird erwieſen durch Stellen 
wie testes, qui ... viderunt giweridam, wofür es in andern Urkunden heißt: 
testes, qui vestitionem viderunt (Dronke C. dipl. Fuldens. no. 446448), 
und anbererjeit8 durch Die dem 9. Jahrhundert angehörige deuntſche Ueberjeßung 
bes Cap. Ludovici P. a. 817. c.6 (Mon. LL. I. p. 211 und Ansegis IV, 18; 
Kraut Grundriß (5. Aufl.) $ 78 no. 1), wo vestitura durch geweri wieber- 
gegeben wird, fo wie traditio durch sala. Ganz entiprechend heißt es in einer 
Urkunde des %. 1384 (bei Michelſen die festuca notata S. 19 N. 1): quae 

. bona ... secundum jus terre Holtzatie... per warandiam et zelan- 
diam, que proprie Zele et War dicuntur, resignavit. 

3) Zahlreiche Stellen liber den Gebrauch des Worts vestitura oder gewere 
vgl. in meiner Abhandlung S. 429 f., bei Stein S. 15ff., 47 ff, Merkel in 
d. Ztſchr. für Rechtsgeſch. II. S. 155 ff., Stobbe in Iheriug's Jahrbb. XII. 
S. 157 ff., Heusler ©. 1ff., 50 ff., zuletst Über die Verbreitung des Worts 
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den Beſitz des Grundftüdd und zwar ſowohl den rechtmäßigen als 
den unrechtmäßigen, ganz bejonderd aber den rechtmäßigen Befig*). 
Aber nicht bloß dem, welcher dad Gut unmittelbar befigt, ſchrieb 
man eine vestitura zu, fondern auch demjenigen, welder ed einem 
Andern zu irgend einem Recht audgethan hat und von diefem dafür 
Einkünfte bezieht. Das Klofter, die Kirche, der Eigenthümer bleibt 
in vestitura, auch wenn der Zindmann die Früchte zieht und nur 
zur Ablieferung von Abgaben und zur Leitung von Dienften an 
den Herrn verpflichtet ift®). 

Diefelben Bedeutungen laffen fi) auch für das deutihe Mort 
Gewere®) nachweiſen. Doch ging die Bedeutung „Kinwetjung in 
den Beſitz“ im fpätern Mittelalter verloren und es bedeutet Gewere 
nach dem Sprachgebraud der Rechtsbücher entweder Befib oder Be- 
ſitzthum, das Grundftüd, Haus und Hof”), oder endlich, ohne Rück⸗ 
fiht auf das Faftum ded Beſitzes, auch Recht zu befiten”“). 


Brunner zur NRechtsgefchichte der römtjchen und germanifchen Urkunde I. 1880 
©. 279 ff. 

4, Einen unrehtmäßigen Beftt könne man eigentlich nicht vestitura nen⸗ 
nen, weil er reftituirt werden muß, cap. a. 819 c. 6 (Mon. LL. I. p. 227, 
Kraut $68 no. 11): si invenitur justa atque legitima, tunc vestitura di- 
catur; nam aliter ne vestitura nominari debet. — Url. v. 3. 814 (Kind- 
finger Hörigkeit S. 217): juraverunt..... quod Ecclesia ... a tempore 
Caroli Imperatoris gloriosi de captura .. .. legales et legitimas investituras 
habuisset. — Urk. aus bem Anf. des 11. Jahrh. (Meichelbed I. no. 1169): 
cui .... jus vestiturae tradatur. 

5) Diefen Nachweis liefert Heusler S. 50 ff., 59. 

6) Daß man 3 verſchiedene Stämme wern zu unterſcheiden habe, vgl. 
Grimm Rechtsalterthümer S. 602 f.: a) wern = prohibere, defendere; bavon 
were, arma, munitio; 5) wern = vestire; c) wörn — praestare; bavon 
gewöre = praestatio, cautio; warandia. — Wir haben e8 nur mit dem zweiten 
Stamm und feinen verjchiedenen Bedeutungen zu thun. — In franzöfifchen 
Rechtsquellen wirb gewere durch saisine (von saisir ergreifen, zufammmenhängend 
mit bem fränfifhen sacire d. h. fegen; vgl. zulett über saisine Heusler 
©. 336 ff. und Brunner Rechtsgeſchichte der Urkunde I. 1880 ©. 284), in 
italieniichen durch tenuta (vgl. Heusler S. 293) wiedergegeben. 

N Stobde Gewere ©. 433 f., Heusler S. 114 ff. 

Te) Stobbe Gewere ©. 435f. — Laband S. 158ff. und Heusler 
S. 114 ff. ſuchen zu bemeifen, daß diefe britte Bedeutung „Recht zu beſitzen“ ſich 
nicht rechtfertigen Taffe. Ich gebe zu, daß man „Recht zu beſitzen“ nicht fiir bie 
eigentlich technijche Bedeutung von Gewere erllären dürfe, muß aber doch meine 
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3. Die Gewere ift ein Snititut des Smmobiliarfachenrechts, 
wie ſich bereitd aus der Herleitung und urjprünglichen Bedeutung 
des Worts (Einführung in den Beſitz) ergiebt. Da aber wer ein 
Grundftüd befist, in feinem Beſitz auch dad Inventar defjelben und 
jonftige Mobilten hat, welche fi) dort befinden, fo ſagte man von 
ihm auch, dab er die Mobilien in feiner Gewere oder an ihnen 
die Gewere habes). Dieje Gewere an Mobilien fommt aber nur 
demjenigen zu, welcher faktiſch die Herrfchaft über fie befißt, fie 
betinirt®). Wer unfreiwillig oder durch Befihübertragung auf einen 
Behauptung (in d. frit.Biertelj. Schr. XI. ©. 249 ff.) aufrechterhalten, daß bie mittel- 
alterlicden Duellen in nicht genauer Diltion das Wort auch brauchen, wo es ſich 
nit um das Saltum bes Befites, ſondern um das Hecht zu befiten hanbelt, 
ganz ähnlich wie wir von befigen umb bie Römer von possidere gelegentlich 
iprehen, wo ein Recht gemeint. if. Ich behaupte nicht mehr, daß es ein be- 
ſonderes Rechtsinftitut des Rechts zu befigen gab, wohl aber, daß man öfter von 
Beſitz Sprach und in ber That das Recht meinte. — Neuerdings bat fih für bie 
Bedeutung „Recht zu befigen“ auch Planck das deutſche Gerichtsverfahren. I. 
1879. S. 549 N. 1, 551 N. 4, 552f., 681 N. 1, 687 und Brunner Gefchidhte 
und Quellen des beutihen Rechts 8 20 (in vo. Holtzendorff's Encyllopädie 
4. Aufl. S. 248) erflärt; vgl. au Meiſcheider Beſitz und Beſitzſchutz S. 247 ff. 
und unten 8 94 N. 23. 

8) Stobbe Bewere S. 432 ff., 438 ff., Heusler S. 58, 62, 66, 278— 287. 
— Wenngleich fih diefer Sprachgebrauch auf bie oben angegebene Weife er- 
flären läßt und man der Perſon an den von ihr betinirten Sachen bie Gewere 
darum zufchrieb, weil fie biefelben in ihren Geweren, auf ihrem Grundbeſitz 
hatte, jo darf man doch nicht mit Heusler S. 281 (weldher die Anficht von 
Albrecht S.19f. wieder aufnimmt; vgl. Dagegen Stobbe Gewere S. 467) 
allgemein behaupten: „daß, wer in ber Gewere bes Guts fitt, auch bie Ge- 
were an ber darauf befindlichen Fahrniß bat.” Es ift dies nicht unbedingt 
richtig: der Grunbeigentblimer vetinirt nicht die Sachen feiner Knechte. Da, 
wie Heusler jelbft zugiebt, an berfelben Mobilie nicht zwei Perfonen bie Ge- 
were haben können, jo würde nach feiner Auffafjung keine von allen auf einem 
Out lebenden Perfonen außer demjenigen, weldher die Gewere am Grundſtück 
bat, irgend eine Mobilie befiten. Bol. befonders Laband Rezenfion S. 418 ff. 
— Sohm Feftgabe S. 108 behauptet, daß der Sachjenipiegel noch feine Gewere 
an einer Mobilie kenne; biefelbe gehöre erft dem 14. und 15. Jahrhundert an. 
Bol. aber Sachſenſp. I. 31 8 2, wo gefagt wird, daß ber Ehemann an feines 
Weibes Gut (an irme egene und an irer varende have) die Gewere babe. 

se) Daraus ſchließt Sohm S. 108: „Die bewegliche Sache ift bes deutſchen 
juriftifchen Beſitzes unfähig, d. h. für die fuhrende Habe ignorirt das beutfche 
Recht den animus“, und Franken franzöflihes Pfandrecht I. S. 292: „Domi- 
nium und Detention waren vor dem Necht ibentijch, das Eigenthum ber äfteften 
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Andern freiwillig den Gewahrfam der Mobilie verliert, kann feine 
Gewere an ihr behaupten. Cr hat den Befig verloren?). 

4. An Grundftücden fchreibt das deutiche Recht eine Gewere 
im eigentlichen techniſchen Sinne, im Gegenfaß gegen die reine De= 
tention, nur demjenigen Befiger zu, welcher unmittelbar die Nugungen 
zieht, oder welcher, indem er dad Gut an einen Andern ausgethan 
bat (Zindmann, Miether), durch Bermittelung deijelben Nupen von 
denn Gut hat: die Gewere hat, wer dad Gut in Nug und Gelde 
hat und den Zins daraus nimmt!‘); fie wird als hebbende oder 
brukende gewere bezeichnet"!), und in dem Fall, daß der Befiger 
unmittelbar oder durch feine Leute die Nubungen für fich zieht und 
nicht auf eine Abgabe beſchränkt ift, auch ledigliche Gewere ge 
nannt?). | 

Man unterjcheidet ferner zwilchen rechtmäßig erworbenem Befig 
(in nicht technifcher Weiſe auch rechte Gewere genannt)'), und einer 
rofliken, betriglichen gewere'). Die Gewere ohne Rückſicht auf 
dad ihr zu Grunde liegende Recht und im Gegenjag gegen den ich 
ald Ausübung eines beitimmten Rechts darftellenden Beſitz bezeichnet 
man aldö gemene oder blote gewere, der dann die Gewere 


germanifchen Juriſten war das Äußere Verhältniß des nadten phyſiſchen Habeus 
ber Mobilte.” Vgl. Dagegen Heusler in Goldſchmidt's Zeitſchr. XXV. S. 420 f. 

9) Darüber, daß das fpätere Recht einen Compiler von Mobilten (Gerade) 
ähnlich wie Immobilien behandelte und an ihm eine rechte Gewere entfliehen 
fieß, vgl. Heusler ©. 285 ff. 

10) Bgl. die Stellen bet Stobbe Gewere S. 450—452, Laband ©. 160 ff., 
Heusler S. 115 f., Franten IL S. 110f. Die Dortmunder Statuten IV. 4, 
118, 138, 139 (Srensporff ©. 109, 136, 141) haben den Ausprud: ein But 
befigen in heve unde in bore. — Dieſelbe Auffaffung begegnet in ganz evi- 
benter Weife im normannifhen Recht, vgl. Brunner die Entſtehung ber 
Schmurgerichte. 1872. ©S.169f., 3125. — v. Bar S. 172 N. 317, Laband 
&.160 und Heusler a. a. O. haben Recht, daß nicht die Gewere ein Recht 
auf Befig und Nukung giebt, fondern daß nur derjenige Beſitz eine Gewere 
ift, welcher mit ber Nutung verbunden ift, daß die Nutzung ein charakteriftiiches 
Merkmal der Gewere ift. 

1) Seusler S. 147. 

12) Laband S. 165 NR. 16, Heusler ©. 144. 

18) Stobbe Gewere ©. 435. 

14) Heusler ©. 146; vgl. auch die Urkunde bei Labaud S.195, in 
welcher von einer beroveten were bie Rebe ift. 
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ded Eigenthümerd (egenlike g.), ded Vaſallen (Lehnsgewere), des 
Pfandgläubigerd (Sapungdgewere) u. |. w. gegenübertritt'°). 

5. Während nad) römiſchem Recht nur befiht, wer den animus 
domini hat!*), ift nach deutſchem Recht das Gebiet des Beſitzes weiter. 
Die Gewere hat, wer die Nutzungen für fih zieht (animus rem 
sibi habendi), jofern ſich dieſe Nugung ald Ausübung eines wirk- 
lichen oder angeblichen Rechts charakterifirt: nicht bloß der Eigen⸗ 
thümer, fondern auch der Bajall, der Leibzüchter, der Zindmann, der 
Dfandgläubiger Tünnen eine Gewere haben. Andererjeits ift die Ges 
were nicht mit dem dinglihen Recht an ſich verbunden: der Eigen: 
thümer hat feine Gewere, jo lange der Pfandgläubiger dad Grund- 
ftüd in Sapung, der Leibzüchter ald Leibzucht befikt; die Frau, 
welcher der Mann eine Leibzucht beftellt bat, der Vaſall, welchem 
ein Gedinge geliehen ift, hat feine Gewere, fo lange der Mann oder 
der befigende Bajall lebt!) Es giebt feine eventuelle, feine Gewere 
zur Anwartung'”). 

Die Gewere ift weder dad dingliche Recht, noch mit dem ding- 
lichen Recht überall verbunden!®), fondern iſt die bei verfchiedenen 


15) Stobbe ©. 436. Die Sapungsgewere wirb übrigens nicht fo felten 
in den Quellen erwähnt, als v. Gerber Abhandlungen ©. 381 N. glaubt. 
Außer Magbeb. Kragen I. 6. 8 uud der Oeſtr. Url. a. 1370 (Stobbe Gewere 
©. 436 N. 34) vgl. auch die Urkunden bei v. Meibom Pfandrecht S. 341 
N. 246, 246; ſodann Sächſ. Lehnr. 26 $ 9: ene rechte gewere gewinnen... 
mit sattunge; — phantwere in ber Liegniter Gloſſe zum ſächſ. Lehur. art. 43 
(Someyer II. 1. S. 360 no. 22). — Urt. v. 3. 1280 (in dem Urk.⸗Buch bes 
Landes ob der Enns III. no. 570): ein Gut in rehter satzung gewer haben. 
— Uugebr. Bremer Url. v. 3.1482: in wat weren he dat hedde, wer in 
erffliker edder in kopes edder in weddeschattes weren. — Dithmarſiſches 
Landr. v. 1567 art. 87 8 13: und wol den Hoff kofft edder in syne pand- 
lyke gewehr nimmt. 

15a) Neuerdings vertheibigt Sohm Feſtgabe S. 107 und Kohler pfand- 
rechtliche Forſchungen S. 167 f., 178, daß fi in NRüdficht auf den animus dus 
römifhe Recht von dem deutſchen nicht unterfcheibe. 

16) Stobbe Gewere ©. 454, 463. — Irrig ſprechen nod neuerdings 
v. Meibom in Belkker's Jahrb. IV. S.459 uub Schröder ehel. Güterr. II. 2. 
©.220 ber Frau bereitd bei Lebzeiten des Mannes eine Leib zuchtsgewere zu. 

1) Wie Dunder Gejammteigentbum S. 55 und Andere glauben. 

8) Man darf daher auch nicht mit v. Gerber Syſtem $ 72 fagen, baß 
ber Befitz „ale das äußere jurifliihe Normallennzeichen fachenrechtlicher Be⸗ 
fugniſſe“ erſcheine. 
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dinglidhen Rechten mögliche, gleihmäßige Aeußerung des Rechts 2). 
Mer die Sache nicht für fi) nutzt, jondern lediglich zum Vortheil 
eined Andern bewirtbfchaftet), oder wer fie im eigenen Sntereffe 
befigt, aber von ihr feine Früchte zieht"), hat feine Gewere. 

6. Haben Mehrere an demjelben Grundftüd dingliche Rechte, 
ſo fann nur Einem von ihnen die Gewere, der juriftiihe Belih”) 
zuitehen®). Der Eigenthümer, welcher jein Gut verjept oder zu 
Zehn giebt, überträgt die Gewere auf den Sabumgdgläubiger oder 
den Vafallen, und behält nicht etwa neben der Sapungd- oder Lehns⸗ 
gewere derjelben noch eine bejondere egenlike gewere; der Balall, 
welcher dad Gut weiter leiht und auf den unteren Bafallen feine 
Lehnsgewere überträgt, behält nicht noch weiter die Lehnsgewere. 
Dinglihe Rechte verjchiedener Natur können neben einander beitehen, 
aber die Gewere fommt nur immer Einem zu. 

Sireitet alfo der Vafall mit feinem Lehnsherrn, der Pfand- 
gläubiger mit dem Eigenthümer, jo kann der Lehnsherr oder Eigen- 
thümer im Prozeß fich nicht den Beſitz zufchreiben. Dem wider- 
ſpricht e8 nicht, daß, wer die Gewere einem Andern übertragen bat, 


1) Richtig fagt Heusler ©. 119: „eine Gewere ift nur möglich, fofern 
fie ſich als Ausübung eines dinglichen Rechts dolumentirt, mag ein foldhes 
Recht in Wirklichkeit vorhanden fein oder nicht.” — Dem wiberfpricht aber 
©. 149: „Immerhin bezeichnen jene Ausdrücke nicht einfach ben Beſitz, ber mit 
dem entfpreddenten animus, fonft aber ohne Rückſicht auf die wirkliche Eriftenz 
bes fraglichen Rechts geübt wird, fondern gerabezu bie Gewere, bie fich wirklich 
auf Eigenthum, Belehnung, Sagung, Zinsleihe, Bevormundbung gründet.“ Un⸗ 
zweifelhaft kann doch ein Befiger, welchem ein Nichteigenthiimer das Grunbftüd 
aufgelaffen bat, die egenlike gewere behaupten, obgleich im Prozeß erwiejen 
wird, daß er fein Eigenthum erwarb und das Gut dem Eigenthümer beraus- 
geben muß. — Abweichend Planck I S. 681f. N. 1. 

%) So der Berwalter, Heusler ©. 117. 

21) So der Miethber, Stobbe Gewere ©. 459, Heusler ©. 119, 
v. Brituned in d. Ztſchr. der Sav. Stiftung I. ©. 152, 153. 

72) Juriſtiſcher Beſitz fol bier nicht im Sinne von Albrecht (Gewere 
©. 24) und Andern das Recht ohne thatſächlichen Beſitz, ſondern ben juriftifch 
relevanten Beſitz bezeichnen. 

23) Sächſ. Lehnr. 14 $ 1: En gut mach maniges herren sin, also dat 
it en von deme anderen hebbe; doch mut enes die gewere sin. Svie so 
it in nut unde in gelde hevet unde den tins dar ut nimt.... . die hevet 
die gewere. Bgl. auch Sächſ. Landr. II. 57, Schwäb. Lehnr. 29. 
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im Prozeß mit einer dritten Perjon diefer gegenüber den Belit 
in Anjprud nehmen kann“). Seinem Gegner gegenüber erfcheint 
der Beſitz, welchen er einem Andern übertragen bat, ald ebenjo qua⸗ 
Iifizirt, wie wenn er ihn durch einen Verwalter oder Miether aus⸗ 
übte*), 


2) Die Quellen behandeln immer ben Fall, daß ein unterer Lehnsherr mit 
dem obern Lehnsherrn ftreitet und dieſem gegenüber bie Gewere behauptet. 

35) Diefe Anſicht babe ih, Gewere S. 464 ff. begründet und es ſtimmen 
iht im wejentligen auch Laband ©.163, 165 und Heusler S. 122 ff, 
160 ff. zu. Beide erheben dagegen Widerſpruch, daß ih im Anſchluß an bie 
N. 23 angeführten und bie weiteren von ber Lehnsgewere handelnden Stellen 
dem Lehnsherrn feine eigene ſelbſtändige Gewere zufchreibe. 

In diefer Beziehung halte ich an meiner früheren Anficht feft, welcher auch 
Bland S. 589 N. 9, S.683 beitritt. Weber wirb bem Lehnsherrn irgendwo 
eine felbftändige Gewere gegenüber dem Bafallen zugeichrieben, noch würbe für 
fein Recht das Requifit der Gewere, die Nutzung, vorhanden fein, dba ſich das 
Recht auf Lehnsdienfte nicht, wie Laband S. 163 und Heusler ©. 122, 162 
annehmen, als ein in nut u. gelde haben oder die nut upboren charatterifirt. 
Die Interpretation, welhe Heusler ©. 132 Tiefert, befriedigt nicht und enthält 
überdies das Zugeſtändniß, daß dem Bafallen gegenüber ber Lehnsherr feine 
Gewere bat. 

Mir erfcheint es als eine völlig befriebigende Auffaflung, wenn wir ben 
Bafallen nah außenhin ale Stellvertreter bes Herrn im Befitz aufehen; vgl. 
auch Heusler S. 130 ff., und ich faun mich mit ber Formulirung von Heusler 
S. 130 nicht einverftanden erklären, daß „feine (des Herrn) Gewere vermöge 
feiner nad außen einzig maßgebenden Nutzung auch vollſtändig die des untern 
Berechtigten umfaſſe.“ Bgl. gegen biefe Faffung auch Laband Rezenfion ©. 394, 

Der an fi jehr beſtechenden Darftelung von Heusler ©. 122 ff. über 
das Berbältniß mehrerer Geweren neben einander, kann ich nur in .foweit zu⸗ 
flimmen, als in manden Quellen bem Zinsherrn nad Lanbredt die Gewere 
zugeiprodhen wird und baneben in einem andern Rechtskreiſe, nämlich nach 
Hofrecht, der Zinsmann die Gewere hat, vgl. S. 51ff., 125ff., 133 f., 137 ff., 
275 ff. (Laband Rezenſion ©. 391 f. läßt es dahin geftellt, ob der Bauer nad) 
ältern Recht eine eigene vestitura, Gewere, am Zinsgut hatte oder nur ale 
Stellvertreter des Eigenthümers galt; vgl. auch ©. 395). Aber ohne quellen» 
mäßige Begründung darf nicht eine analoge Behauptung mit Bezug auf Lehn- 
güter für die Gebiete des Landrechts und des Lehnrechts vertheibigt werben und 
überhaupt reichen unfere Quellen nicht bin, um mit voller Sicherheit jagen zu 
fönnen, wie man ſich bei Zinsgätern das Verhältniß ber Gewere dachte. 

Eine Frage, welche Heusler nicht eingehend behanbelt, ift Die, wer bei 
einem landrechtlichen Bachtverhältuig die Gewere hatte. Halten wir und an 
das Prinzip von ber Einbeitlichleit der Gewere, fo können wir fie nur bem 
Pächter zujchreiben und ih bin zu ber Annahme geneigt, daß mau bei biefem 

Stobbe, Privatrecht. IL. 2. Aufl. 2 
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7. Während dad römiſche Recht nur an wenigen dinglichen 
Rechten den Belig und Beſitzſchutz kennt, nimmt das deutſche Recht 
des ſpätern Mittelalterd an zahlreichen Rechten eine Gewere an und 
verfteht darunter, daß eine Perſon fih in der faktiichen Ausübung 
eines Rechts befindet, oft auch mit der Nebenwendung ded Gedanfeng, 
daß fie zu einer foldhen Ausübung berechtigt fei. Wenn man biö- 
weilen die Gewere an Rechten in einem ſehr weiten Umfange annahm), 
jo beſchränkte man fie doc gewöhnlich auf Rechte, welche gegen Die 
Beſitzer eined beftimmten Grundftücks (Reallaſten) oder gegen die 
Einwohner eined beftimmten Bezirks (Herrjchaftsrechte) gerichtet find 
und dem Berechtigten Einkünfte oder ſonſtige Vortheile ergeben?”). 
Hier beiteht ein Bells, eine Gewere am Recht, ohne dab der Bes 
rechtigte nothwendigerweife aud eine Gewere am Grundftüd oder Be- 
zirk hätte. So ſprach man von einer Gewere an publiziftifchen Rechten, 
an der Bogtei, Gerichtsbarkeit, an Zehntberechhtigungen, am Zinsrecht, 
an Renten, Zolleinfünften, Holzlieferungen u. |. w.*), überhaupt an 


fih verhältnißmäßig erft fpät entwidelnden Rechtsverhältniß dem Berpächter 
eine Gewere am Pachtgelbe, eine juris possessio zufchrieb, während her Pächter 
bie Gewere am Gut hatte. Urk. a. 1368 (bei Lüntzel die bäuerlichen Laſten 
im Fürftenth. Hildesheim. 1830. ©. 265): die Pächter fagen, daß fte den be- 
treffenden Ader in unsen hebbende weren in nud un in ghelde und in up- 
borende besetten hätten; vgl. auch Augsb. Stadtreht (Meyer) art. 128 III. 
— Dagegen will fie dem Bächter abſprechen BPland I. ©. 589. 

36) Das Magdeburger Schöffenkollegium behauptet, die vwalanten Stellen 
befjelben bejegen zu dürfen; e8 babe an biefem Recht de were, Magd. Schöffen- 
chronik (Chroniken der beutfchen Städte VII) S. 240. — Die Bürger von 
Naumburg behaupten, daß ſie das Recht des ausschließlichen Gerichteftandes in 
ihrer Stabt wohl 60 Sabre in rechten geweren gehabt haben, Mag. Sch. U. 
bei Mühler Rechtshandſchriften des Stadtarchiss zu Naumburg. 1838. ©. 89. 
no. 44. — Aehnlich: die Stadt Görlitz bat ein Privileg in recht brauchender 
habender gewer unnd besitzunge, Magd. Sch. U. bei Neumann S. 144. — 
Bol. auch Cölniſche Chronik von Gotfrid Hagen V. 2869 (Chroniken der Dentfchen 
Städte XII ©. 104). — Bon einzelnen Forderungen einer Frau wird gefagt, daß 
fie nicht in des Mannes Geweren gebracht feien, Glogauer Rechtsb. c. 387, vgl. 
auch Schöffenurth. bei Wafferfchleben I. S. 96. no. 150. — Irrig fagt 
Friedlieb Neallaften S. 167. N. 4, das Gefinde habe eine Gewere an bem 
ihm zuftehenden Lohne. 

77) Bruns das Recht des Befites S. 328 ff, Stobbe Gewere S. 476 f., 
478 ff, Heusler ©. 274 ff. 

28) Stobbe Gewere S. 479. — Unbegrünbet ift Befeler’s Anficht 
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allen Rechten, welche Objekt eined Lehnsverhältniffed werden Tonnten. 
Da ein Lehen ohne Gewere fein rechtes Lehen it”), läßt ſich aus 
der Lehnsfähigkeit zugleich auf die Möglichkeit der Gewere zurüd- 
Ihließen”). 

Sole Rechte behandelte man nad Analogie der Smmobilien; 
e8 fand eine Einführung in ihren Bejig ftatt, fie wurden aufgelafjen 
zu allodialem oder zu Lehnrecht, zu Pfandrecht, Xeibgeding u. f. w., 
es konnte durch Zeitablauf eine rechte Gewere an ihnen entftehen 
u. |. w.®). 

Die Fähigkeit des Mittelalter, von dem Recht felbft in Ges 
danken den Beliß, die Ausübung ded Rechts zu trennen, bewirkte, 
daß man jeit der Reception einen Beſitz an Rechten foweit annimmt, 
als das ältere deutſche Hecht eine Gewere an ihnen fennt, daß man 
durch fortgefegten Beſitz derjelben ein Necht entitehen und ben poſ—⸗ 
jefforiichen Schuß, den man aus dem römiichen Recht kennen lernte, 
in dem gleichen weiten Umfang bei Rechten eintreten läßt. 


8 73. Fortſetzung. 

1. Die Gewere erwirbt, wer den Beſitz des Grundftücks er⸗ 
langt und die Nutzungen deſſelben zu ſeinem Vortheil zieht‘); die 
Gewere gebt verloren durch den Berluft der thatfächlihen Herrichaft, 
ſei e8 daß der biöherige Beſitzer ſeinen Beſitz aufgiebt, ſei e8 daß 
ihn ein Anderer aus dem Beſitz verdrängt?). 


($ 80 zu NR. 2), daß die Gewere an einem Recht uripränglich nur in Berbin- 
bung mit dem Recht an dem Gut vorkam, auf welches fih das Recht bezog, 
unb erft fpäter eine Gewere am Recht auch ohne unmittelbare Herrichaft über 
die Sache zuläffig war. — Daß der Rentenberechtigte feine Gewere am Grund⸗ 
ftüd Hatte, ogl. unten $ 104. N. 16. 

29) Sächſ. Lehnr. 59. 8 3, ſchwäb. Lehnr. 98. 

20) Weber die Lehnsfähigleit der Rechte Homeyer Sachſenſp. II. 2. 
S. 283 ff. 

3), Bol. oben I. $63 S. 527 ff. 8 66 S. 558. 

1) Die Frage, ob die Gewere, ber Beſitz, bereit8 mit ber Auflaffung auf 
ben Erwerber übergeht, unb was e8 bebeutet, wenn bie Quellen jagen, daß ber 
Erbe mit dem Gut zugleich bie Gewere des Gutes erbe n. ſ. w., werden wir in 
anderm AInfammenbange erörtern. 

2) Stobbe S. 463 f.; die dort vertheibigte Annahme, daß wenn aud 
bie Gewere im Sinne von Beſitz verloren fei, doch die Gewere ald Hecht be- 
fteben bliebe, ift zu berichtigen. 

2* 


20 8 73. Das ältere deutſche Hecht: Die Gewere. 


Wenn in manchen fpätern Duellen?) im Widerjprud Damit ges 
jagt wird, der Entwerte behalte jeine Gewere für fih, er verliere 
fie nicht, die Dejektion fei ihm an feiner Gewere unſchadlich, fo will 
man damit nur andeuten, daß ihm im Prozeß mit dem Dejicienten 
zunächlt der Beſitz zugeſprochen und die mit demjelben verbundenen 
prozefjualiihen Vortheile, beſonders in Rückſicht auf feine Stellung 
im Beweidverfahren vorbehalten würden‘). Dagegen war man weit 
entfernt davon, dem dejicirten Nichtbefiger überhaupt den Beſitz in 
Folge einer Fiktion zuzufchreiben®). 

2. Der Beſitz war von wejentlidher Bedeutung für die Stellung 
der Parteien im Prozeß. Zunaͤchſt galt der Sag, daß derjenige der 
rechte Beklagte ift, welcher dad Gut in feiner Gewere hat. Der 
Miether, Amtmann, Zindmann gelten bei landrechtlichen Prozeſſen 
nur ald Stellvertreter des Eigenthümers, Pfandgläubigers, Leib— 
züchterd u. |. w. im Beſitz; gegen die lepteren ift die Klage zu ers 
heben, ebenfo wie fie bei Lehnsprozeſſen gegen den Vaſallen zu 
richten ift, auch wenn er nicht die Detention hat, jondern die Nutzungen 
durch einen Zindmann oder Verwalter ziehen läßt‘). 

3. Dem Befig ald ſolchem war ein felbftändiger Schuß ver» 
Sagt; vielmehr wird dem Befiter oder dem aud dem Beſitz Ent- 
fegten der Befib durch ein Erkenntniß nur dann zugejprocdhen, wenn 
er fein Recht auf den Beſitz erweilt”). Wohl aber kann ein poffel- 


3) Bol. Stobbe S. 478; zu ihnen kommt noch Blume v. Magdeb. I. 11. 

9 Laband S. 184ff., — ganz Ähnlich, wie man ſchon in Älteren Rechts⸗ 
quellen fagte, daß ber bejicirte Bafall, obgleich er nicht befike, Erbrecht und 
Folge für fein Lehen ſich erhalten könne, wenn er jährlich feine Klage erneuere, 
Laband ©. 302f., Heusler ©. 270 ff. 

5) Dies ift die Auficht von Heusler ©. 95, 206 ff., 209, 269 ff., welcher in 
dem deutſchen Hecht nicht den Gedanken findet (S. 209): „trotz Verluſt bes corpus 
geht doch die Gewere nicht verloren, ſondern: troß Dejeltion geht das corpus 
nicht verloren.” Vgl. Dagegen Laband Reenfion S. 411 ff.; „nur in einer 
ganz beftimmten Richtung, in einem ganz beftimmten rechtlichen Verhältniß und 
gegen eine ganz beftimmte Perſon kommen ihm (dem Dejicirten) die Vortheile 
zu flatten, bie das Recht den Beſitzern zugefteht” (S. 414). 

6), Heusler S. 220 ff. 

) Ueber den Mangel bes pofjefjorifchen Verfahrens nach älterm beutfchen 
Net vgl. Dunder Zeitſchr. f. deutſch. R. II. 1. ©. 1%, Homeyer I. 2. 
©. 407, Bruns Recht bes Beſitzes S. 285 ff., Delbrüd in. d. Zeitſchr. f. 
deutſch. R. XIV. S. 241f., Laband S.173f., PlandI. ©. 687 ff. 
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ſoriſches Verfahren erforderlich werden, um vorerft feitzuftellen, wer 
in dem Prozeß ald Beſitzer angefehen werden foll®). 

Doch gilt diefer Mangel des poffellortihen Rechtsſchutzes nur 
für Immobilien. Die Klage, mit welcher derjenige, welcher eine 
Mobilie wider feinen Willen aus feinem Beſitz verloren bat, diefelbe 
vom Beſitzer fordert, kann man als poffefforifch bezeichnen?). Denn 
er fundirt feine Klage darauf, daß er den Beſitz gegen feinen Willen 
verloren habe, und der Beklagte hat fich bei feinen Einreden auf 
die Widerlegung des unfreiwilligen Verluftes oder auf die Behauptung 
zu befchränfen, daß die verlorene mit der jebt geforderten Sache nicht 
identiich ſei. Freilich weicht diefe Klage nach zwei Richtungen hin 
von dem römilchen poſſeſſoriſchen Verfahren ab: denn 1)ift fie nicht 
bloß gegen denjenigen zuläffig, welcher den Beſitz des Andern auf: 
bob, fondern gegen jeden Detentor, und 2) ift dad Verfahren nicht 
ein bloß proviforisched, auf welches noch ein petitorifched, definitiv 
enticheidended nachfolgen könnte, ſondern das Erkenntniß ſpricht die 
Sache dem Kläger definitiv entweder zu oder ab. Der Kläger bes 
ruft ſich auf feinen früheren, ihm wiberrechtlich verloren gegangenen 
Beſitz; aber der Richter fegt ihn nicht proviforifch wieder in den 
Beſitz ein, jondern erkennt, daß Kläger ein Recht habe, die Sache zu 
erhalten: denn an einer ſolchen Sache fann Niemand in der Zwilchen- 
zeit ein Recht erworben haben. 

4. Die Enticheidung darüber, welche Partei und mit welden 
Beweidmitteln ihr Recht zu beweilen babe, hing von den Behaup⸗ 
tungen der Parteien über den Beſitz ab!%). Der Bejiter kam im 
allgemeinen zum Beweiſe feined Rechts, wenn der Kläger daſſelbe 
einfach beftritt oder feinerjeit8 ein Recht behauptete, ohne e8 beftimmt 
darzulegen, oder feine Aufſtellungen machte, welche geeignet gemwejen 


9) Bol. Schröber in d. Ztichr. f. deutſches Altertb. XIII. S. 161 ff. und 
in d. Ziſchr. f. Rechtsgefch. VII. S. 131 ff., VIIL. S. 163. und unten Abjag 5. 

9) Bruns bie Befitzklagen. Weimar. 1874. ©. 229: „Injofern wäre bie 
Klage alfo wirklich rein poffefjorifch, ober, wern man fo jagen will, rein beten- 
toriſch.“ Bgl. das genauere unten im Mobiliarfachenrecht 8 146. 

10) Das Detail gehört nicht hieher. Die erfte befriedigende Darftellung 
der Regeln Über ben Beweis bei Klagen wegen Immobilien bat Laband ver» 
mögensr. Kl. S. 166 ff., 174 ff. geliefert (feine Refultate faßt er kurz zufammen 
in d. Rezenfion S. 380 f.), an welden Heusler ©. 72ff., 224 ff., 254 ff. fi 
im allgemeinen anfchließt; zuletzt Bland I. S. 500 ff. 
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wären, die Hinfälligkeit des Nechtötiteld des Beklagten zu erweilen. 
Somit war die befigende Partei in vielen Fallen im Beweife bevorzugt. 

Eben darum galt ed als billig, daß, wer unrechtmäßig des 
Beſitzes entjegt ift, nicht der au dem Beſitz ſich ergebenden Be- 
weißvortheile verluftig gehe. Konnte daher der Kläger erweiſen, daß 
er von dem Beklagten dejicirt fei, jo wurde er vor der Hand in 
den Befig eingewiejen, um die Stellung des Beligerd, ded Beklagten 
mit ihren Bortheilen im Prozeß zu genießen, oder es wurde nur 
einfach ausgeſprochen, er folle fo behandelt werden, als ob er befike. 

Es iſt died fein dem römiſchen interdietum recuperandae 
possessionis entiprechende8 felbftändiged Verfahren; denn es wird 
nicht ohne die Behauptung ded Klägerd eröffnet, daß er ein Recht 
auf den Beſitz habe. Vielmehr ift ed ein präparatoriiches Verfahren, 
um dem Kläger die ihm widerrechtlich genommene Pofition zu ges 
währen, vermöge deren er den petitoriichen Anfprüchen des Dejicienten 
gegenüber die günftigere Stellung des Befiterd und Beklagten er- 
halt). Nah Wiedereinſetzung ded Dejicirten in feinen früheren 
Beſitz war die Erhärtung feined Befigrehts oft nur eine bloße 
Förmlichkeit, welche auch unterbleiben Eonnte, jo daß der Prozeß ge- 
wiljermaßen in einem Vorftadium liegen blieb, ohne darum zu einem 
refuyeratoriichen Interdikt geworden zu jein?). 

5. Aehnlich ftand ed in dem Falle, dab beide um ein Recht 
ſich ftreitende Parteien im Beſitz zu fein behaupteten, wie ja ein 
Zweifel über den gegenwärtigen. Beſitz bei Gütern von größerem 
Umfange leicht vorfommen fann!?). Auch bier wird in einem prä= 
paratoriihen Verfahren durch Abhören von beiderjeitigen Zeugen, 
durch Befragen der Gemeinde zunächſt entichieden, wem während des 
Prozeſſes der Beſitz, resp. die prozefjuale Stellung des beklagten 
Beſitzers zuftehen ſollen). War der Befig feftgeftellt, jo durfte der 

1) Laband S. 184ff., Heusler ©. 92ff., 100ff., 224ff., 254 ff., 
257 ff. 269 ff, Pland I. ©. 528 ff. 534 f. 

12) Laband ©. 189. 

13) Laband ©. 183 ff., 203ff., Stobbe in d. frit. Viertelj. Schr. XI. 
©. 257 fi. 

14) Brunner Zeugen- und Inquifitionsbeweis der Karolingiihen Zeit 
(Sep. Abdr. aus den Wiener Sit. Berichten LI) ©. 27 ff., 64 ff., Hafenöhrl 


Defterr. Landrecht. 1867. S. 235, Laband ©. 219 ff., 229 ff., Heusler 
S. 258 ff., Pland I ©. 613 ff. 





$ 73. Das ältere beutfche Recht: bie Gewere. 23 


zweite Beweis über das Befigrecht möglicherweife unterbleiben, da 
er von ber im erſten Verfahren fiegreihen Partei leicht zu führen 
war: jo fonnte ein petitoriicher Prozeß das Anſehen eines Lediglich 
poſſeſſoriſchen Verfahrens erhalten?5). 

6. Doch ging man auch ſchon während ded Mittelalter bid- 
weilen weiter und betrachtete die Beſitzentſetzung ald Grund, um 
dem Dejicirten den Beſitz wiederzugeben, ohne daß man eine peti⸗ 
toriihe Klage forderte). Auf diefe Behandlung mögen die geifts 
lihen Gerichte von Einfluß geweſen fein, in denen ſich ſchon während 
des Mittelalterd dad pofjeljoriiche Verfahren eingebürgert batte'”). 
Insbeſondere entnahm man dem fanonifchen Recht!) das Prinzip, 
daß der Dejicirte zunächſt auf ebenfo lange, ald er entwert war, 
wieder in den Befib zu feben fei, und ſprach bafjelbe in mehreren 
Landfrieden aud?). ine weitere Ausbildung erlangte das Poſſeſſo⸗ 
rium erft unter dem Einfluß der italienischen Doktrin (vgl. $ 77). 


15) Laband ©. 228. 

6) Es ſcheint, daß eine ſolche freiere Behandlung zunihft im Königs⸗ 
gericht und im Schiedsgericht Platz griff. Franklin Neichshofgericht I. S. 129 
N.A macht auf eine intereffante Url. aus d. 3. 1260 aufmerkſam: abbatissam 
ex plenitudine consilii nostri in possessionem advocatie sue... misimus, 
ex qua possessione .. . a comite A. . per violentiam fuerat ejecta, et in 
eadem possessione.... abbatissam ab omnibus defendere proposuimus dili- 
genter; volumus enim, quod si prenotatus comes... .affirmat, se aliquid 
jus habere in advocatia antefata, in nostra presentia proponat plenam justi- 
tiam recepturus. gl. auch Schröder in b. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. VIII. S. 163. 

ıT Ein Befitsprogeß in der Wormſer Diözefe v. I. 1224 unter Einfluß 
bes fremden Rechts bei Guden cod. dipl. I. p. 136 seqq.; ferner canonifche 
Befitsprozeffe auch im C. dipl. Silesiacus I. p. 39 ff, H. p. 36 ff., 42 ff. Bgl. 
überhaupt Dunder in d. Zeitjchr. f. deutſch. R. II. 1. S. 190 ff. 

18) 0.6, 7 C. III. qu. 2. 

19, Nicht erſt in dem baterifchen Lanbfrieben von 1281 art. 4 (Mon. Germ. 
LL. II. p. 427), auf welde Beſtimmung Bruns Recht des Befikes S. 326 
aufmerffam macht, ſondern bereits in dem Landfrieden Ottolar’s für Defterreich 
um d. 3. 1251 (Archiv f. Kunde ftir. Geſch. DO. I. 1. ©. 59): swer den andern 
sines gutes entwert, mak der chlager daz bringen selbe dritte... . mit 
dem aeide auf den heiligen, man antwurt im die gwer wider und sol 
ims [uns] der rihter als lange schermen als si ener gehabt hat, u. swaz 
er sin gnozzen hat, daz sol er im selbe anderez wider geben. Eine Zu- 
fammenftelung von Landfriebensbefiimmungen bei Schröder in Haupt’s 
Zeitichr. XIII. S. 161ff. und bei Haſenöhrl S. 122 N.38. Baier. Landr. 
art. 205 (vgl. Bruns ©. 327), Mündener Stadtrecht art. 160. 
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8 74. Rechte Gewere!). 

Der Borzug, welchen der Befiper im Prozeß genoß, fteigerte 
fi, wenn er ununterbrochenen einjährigen, unbellagten Beſitz be- 
haupten Tonnte, d. h. wenn er eine rechte Gewere hatte. 

Mer ein Grundftüd!) Jahr und Tag in feinem Beſitz hat oder 
ein immobiliared Recht Fahr und Tag ausgeübt hat, ift gegen die 
prozefjualifche Geltendmachung eines entgegenftehenden Rechts gefichert, 
wenn derjenige, welcher daffelbe in Anſpruch nimmt, trog jeiner 
Wiſſenſchaft von dem Befig ded Andern und trotz der Möglichkeit 
zu Hagen fein Recht innerhalb Jahr und Tag nicht klageweiſe geltend 
gemacht hat: durch den Zeitablauf hat fi) die Gewere des Beſitzers 
zur rechten Gewere verftärkt?). 


1) Albrecht Gewere ©. 99ff., Stobbe ©. 467 ff., Stein beutfches 
Sachenrecht S. 98 ff, Laband S. 292 ff., G. Sickel de possessione legitima. 
Berol. 1871, Heusler ©. 237 ff, Roth Baier. Private. II. $ 145, R. Yöning 
ber Vertragsbruch I. S. 442 ff, Pland I, ©. 627 ff., 633 ff., SAL ff, R. Bewer 
Sala, Traditio, Vestitura. Noftod 1880. S. 96 ff. — Einzelnes über die rechte 
Gewere haben wir bereits oben I. $ 68 mitgetheilt. Wenngleich dieſe Lehre fireng 
genommen in einen andern fuftematifchen Zuſammenhang, zum Erwerb ber Rechte, 
gehört, glauben wir fie doch bier abhandeln zu follen, um das jet antiquirte 
Inftitut nit aus feinen vechtsgeichichtlichen Beziehungen herauszureißen. — 
Außerdem aber ſiud die Anwendungen ber rechten Gewere jo mannigfaltiger Art, 
daß fie zwedmäßiger Weife in bie einleitende Abtheilung des Sachenrechts ge- 
ftellt wird. 

1) Im Recht von Riga werben die Grunbfäge von ber rechten Gewere 
auf Mobilien ausgevehnt. R. v. Riga für Reval c. 15 (Napiersky ©. 6): 
Quicungue habuerit equnm vel vestem vel quicquid talium in possessione 
anno et die et alter veniens dicat, sibi furto vel rapina ablatum fuisse 
et suum esse, ille, qui habet in possessione, cum duobus vicinis suis 
propior sit ad optinendum, quam ille, qui dicit se perdidisse; vgl. auch 
Rig. R. für Hapfal c. 44 u. Stabtr. v. Hapfal c. 41 (Napiersty S. 34). 

2) In fehr zahlreichen Tiroler und Schweizer Weisthiimern nannte man 
ben buch den Zeitablauf geichlikten Beſitz kurzweg Gewere; vgl. Grimm 
Weisthümer I. S.46 8 17, 77 827, 28; 58 a. E. 172; IV. ©. 283 8 19, 
335 86, 350 8 18, 393 $ 9, 498 8 18; V. S. 194 8 12. Bol. au Heusler 
S.128f. — Ueberhaupt kam bier das Wort Gewere zu ber Bedeutung Ber- 
jäbrung; 3. B. Bafeler Gerichtsordnung v. 1539 art. 162e, f, h: wer 15 Jahre 
befigt, fol bei jeinem Beſitz bleiben und ſoll „sollichs für ein gewer gehalten 
werden“; für „ein gewer und prescription“ ; Xirofer Landesorbnung von 
1573 3.8. IL. 51: durch Zeitablauf erlangt man ein gewör, ein genugsame 
gowör u. Praescription; vgl. au II. 44; Heusler ©. 445, 456 f. 
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1. Die rechte Gewere ift ein Snftitut des ſpätern Mittelalterd?), 
welches in den Rechtsbüchern und Stadtrecdhten befonderd audgebildet 
ift und noch in einzelne Geſetzgebungen aus dem Anfange der neueren 
Zeit hinüberſpielt)y. Sie ift für dad Nechtöleben des Mittelalters 
ein viel wichtigered Inſtitut als die Uſukapion für das römische Recht; 


2) Bol. die Zufammenftelung von Anmwenbungsfällen einer Berjährung 
von Jahr und Tag im ältern Recht oben I. 868 8.574 ff. — Daß nad altem 
fränkiſchen Recht in einzelnen Fällen Rechte an Immobilien in Jahr und Tag 
verſchwiegen werben, ergeben die Duellenftellen I. $ 68 N. 18. Ob man aus 
ihnen jchließen barf, daß die rechte Gewere überhaupt dem altfräntifchen Recht 
angehört, ift zweifelhaft, Dagegen Heusler Gewere S. 88 ff., dafür Sohm in 
d. Zeitichr. ver Sav. Stift. I. S.53 ff. und Kohler pfandredtl. Forſchungen 
S.24 N. 2. — Daß man im Mebrigen im 11. Jahrhundert nur vereinzelt, 
häufiger erft feit bem 12. Jahrhundert bei Beſitzverhältniſſen eine rechte Gewere 
in Jahr und Tag entftehen ließ, Heusler S.238 ff. Bol. and Schröder 
Urff. no. 109 (83). — Ueber Verbreitung des Inftituts Sidel p. 13 ff. 

In Baiern findet fi bie rechte Gewere von Jahr und Tag erft feit 
dem 12. Jahrhundert (3.8. Augsb. Stabtr. v. 1156 art. IV. 1 bei Gaupp II. 
©. 204), Merkel in d. Ztſchr. f. Rechtsgefch. II. 162 ff., 170 ff.; daneben galten 
bier noch andere Friften, befonders von 10 Jahr und einem Tag, Merkel 
S. 164 ff, Rodinger im oberbaier. Arhiv XXIII. ©. 231ff., 233, 262, in 
ben Abbh. der baier. At. 1868. 1. ©. 9, 1873. 3. ©. 419 ff., 444, welcher 
Ießtere ebenfo wie Merkel darauf binweift, daß die Allgemeingültigleit der Frift 
von Jahr und Tag in Baiern erft feit dem Landrecht von 1346 batirt, und 
ganz befonbers v. d. Pforbten Studien zu Kaifer Ludwigs Stabt- und Landrechte. 
1875 ©. 146 ff., 166. 

In Deftreih kommt diefe Verjährung überhaupt nicht vor, fondern nur 
bie 30-, resp. 81 jährige, Haſenöhrl S. 119—122. — In Bern tritt an die 
Stelle von Jahr und Tag im fpätern Mittelalter die Frift von 10 Jahren, 
Manuel Berjährung im bernifchen Stabtredht 1876 S. 28, 47. 

In manden Gegenden galt für Landgliter der breifache Termin, Prager 
Rechtsbuch 145, 146: für Stadtgüter Jahr und Tag, für Landgüter 3 Jahre 
und 3 mal 14 Tage. DBgl. weiter die Anführungen bei v. Maurer Einleitung 
in die Geihichte ber Markenverfaffung S. 101. N. 97, Merkel II. ©. 168, 
N. 237 nnd die Elfaffer und Schweizer Weisthlimer bei Grimm IV. ©. 75, 
271, 283, 335. 86, 7, ©. 353. $ 18, V. S. 70. 8 11, 189, 193. $ 12, Offnung 
von Kyburg vo. 1433 8 10 (3tſchr. f. Schweiz. R. XIX ©. 11). Drei Jahre nad 
bem jütifhen Low (v. Stemann ſchleswig'ſche Nechtsgeichichte I. ©. 121), in 
England, Heusler S. 375 u. f. w. 

Bei diefer weiten Verbreitung ift die Vermuthung, daß die Frift von 
3 Jahren auf römischen Einfluß zurückzuführen ift, wohl unftatthaft. 

9 Im Habeler Landrecht II. 11 (PufendorfI. app. p. 19). 
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denn fie erftrecit fich auf den weiteften Anwendungskreis, durchdringt 
Landrecht, Lehnrecht, Stadtrecht und Hofrecht und iſt nicht bloß für 
das Eigenthbum, fondern aud für alle fonftigen dinglichen und ding- 
lichewirfiamen Rechte von Bedeutung. 

2. Die Vorausſetzungen der rechten Gewere find: 

a) Daß das entgegenftehende Recht von dem Gegner innerhalb 
Jahr und Tag oder einer anderweitig normirten Srijt troß der be⸗ 
ftehenden Möglichkeit durdy Klage nicht geltend gemacht worden ift®). 
Der Anfangöpunft für den Lauf der betreffenden Frift wird je nach 
den fonfreten Verhältnifjen verjchieden beftimmt. Wer bei einer ges 
richtlichen Rechtsübertragung zugegen ift und feinen Widerſpruch gegen 
fie laut werden laßt, Tann auch fpäter nicht mehr widerjprecdhen; für 
ihn iſt der Beſitz des Gegners fofort zu einer rechten Gewere ge= 
worden‘). Wer von dem ihn benachtheiligenden Befig ohne jeine 
Schuld feine Kunde hatte oder aus redhtlihen Gründen behindert 
war, Widerſpruch zu erheben, muß innerhalb Jahr und Zag nad) 
feiner Wiſſenſchaft oder der Zuläffigfeit feines Widerfpruch, der Ab- 
weiende in dieſer Zeit nach feiner Anwejenheit, der Unmündige in 
Sahr und Tag nad) feiner Mündigfeit Klage erheben”); 


5) Laband ©. 300 ff. 302 f. 

6), Wenn auch die Quellen ben Ausdruck rechte gewere für dieſen Fall 
nit brauchen, fo treten doch für dieſe Perfonen die gleichen Wirkungen wie bei 
der rechten Gewere ein; ihr Recht ift präffubirt, Zaband ©. 295 ff., PlandL 
©. 628 fi. 

7) Im Allgemeinen Stobbe Gewere ©. 470, Laband ©. 295 ff., 
Pland I ©. 674 ff. In Betreff der Unmündigen Kraut Bormunbichaft IL. 
©. 10 ff., 616 ff., Merkel ©. 143 ff., Rive Geſch. der Vormunpfchaft IL. 1. 
©. 35 ff. und unten $ 87 N. 28—32. — Töchter follen das Anfedhtungsrecht 
erft haben innerhalb Jahr und Tag nad ihrer Berheirathung, Wiener Hecht bei 
Schröder ehel. Güterreit II. 1. S. 210. — Hauslinder bürfen bie ohne ihre 
Genchmigung veräußerten Güter nad einzelnen Quellen erft nach bem Tode bes 
parens anfpreden, Schröder II. 2. ©. 148 f., während fie anderwärts Dies 
Recht bereits bei feinen Lebzeiten haben, II. 2. ©. 156 N. 34, vgl. aud 
Sandhaas ebel. Güterreht S. 337 ff. — Derfelbe Gegenſatz wiederholt ſich, 
wenn ber Dann durd feine Veräußerung Vermögensrechte der Frau verlegt bat. 
Nah manchen Rechten fol fie innerhalb Fahr und Tag nach der Veräußerung 
ihren Widerſpruch erflären, 3. B. Syſt. Schöffenr. IV. 1. 40, IV.2.69, Saalfelber 
Statuten bei Kraut $ 171 no. 12, Schröder ll. 1. ©. 121, II. 2. ©. 29f., 
II. 3. ©. 234 N. 21, 254 N. 96, während anberwärts fie erſt nach bem Tode 
des Mannes Hagen darf, Stadtr. v. Aachen c.47 (Körſch S. 111) SchröberlL 1. 
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b) daß wer die rechte Gewere behauptet, Jahr und Zag die 
Gewere des Guts gehabt oder dad Recht ausgeübt hat und zwar in 
dem technilchen Sinne ded Worts gewere, indem er die Nupungen 
für ſich gezogen hat oder hat ziehen laffen®). Dabei ift es zuläjfig, 
daß er, wenn er felbjt noch nicht vollltändig Sahr und Tag bins 
durch befißt, die Zeit feines Vorbeſitzers ſich zurechnet, falls gegen 
deſſen Beſitz feiner Zeit der jepige Kläger hätte Widerſpruch erheben 
fönnen. 

3. Nach den Duellen des Landrechts und zahlreichen Stabt- 
rechten genügt der Beſitz an fi, um nad) dem Zeitablauf die rechte 
Gewere entitehen zu laffen?), während nad) andern Rechten, beion- 
der8 nach den Duellen ded Magdeburger Stadtrechts nur der Befig 
zur rechten Gewere führt, weldyer durch einen befonderd qualifizirten 
Aft, durch die Auflafjung erworben ift!%): nur wer dad Gut Jahr 
und Tag nach der Auflafjung ohne Widerſpruch beſeſſen hat, erlangt 
hier die rechte Gewere. 


©. 120ff., II. 2. S. 14 f., 29, II. 3. S. 253 f., ebenſo auch nach normanniſchem 
Recht, Brunner Entſtehung der Schwurgerichte S. 344. — In Betreff der Ab⸗ 
weſenden waren öfter feſte längere Friſten (10 Jahre, 30 Jahre) beſtimmt, nach 
deren Ablauf ſie überhaupt nicht mehr gehört wurden, ſelbſt wenn Jahr und 
Tag von ihrer Wiſſenſchaft an noch nicht verſtrichen war; eine Anzahl von 
Stellen citirt Faband S. 298; 9 Jahre nach der Offnung von Kyburg v. 1433 
8 11 6tſchr. f. ſchweiz. R. XIX ©. 11). Bisweilen wird ihr Anſpruch als unver⸗ 
jährbar bezeichnet: ſie verſchweigen ſich erſt in 100 Jahren und einem Tage, 
Grimm Weisth. I. 172, 391, 392 (Schweiz und Würtemberg), Tiroler Weisth. II. 
©. 103 3.3 ff. 

8) Laband S. 292. Plandl.©. 634, 642. — Ein Amtınann gewinnt 
nie eine rechte Gewere. 

9, Ja ſelbſt bei entſchieden unrechtmäßigem Befigerwerb: 3.8. Dithmar- 
ſiſches Landrecht $ 136, wenn Jemand dem anderen to na buwede; ein mär- 
fifches Erkenntn. v. 1347 (bei Kühns Geſch. der Gerichtsverfaffung in ber 
Markt Brandenburg II. 1867. ©. 857 N. 568), wenn er dem Anderen das 
Gut in einer, allerdings rechtmäßigen Fehde genommen hat. 

10) Es ift ein Verdienſt von Labaud S. 303 ff. dieſen Gegenfat in ber 
Nechtsentividelung, auf welchen bereits Unterbolzner Verjährung I. S. 69 
N. 74, ganz befonvers aber v. Martitz ehel. Güterr. des Sachſenſpiegels S. 185. 
N.10, 11, S. 245 NR. 15 aufmerkſam gemacht hatte, eingehend nachgewieſen zu 
haben. Bgl. auh Stobbe in Ihering's Jahrbb. XII. ©. 168 ff., 176, 177. 
Pland J. ©. 634 ff. — Ueber einzelne Quellen ift Streit, ob fie Diefes ober 
jenes Prinzip befolgen, vgl. Blandl ©. 650 ff. und Sohm in d. Ztichr. der 
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Während urfprünglich eine rechte Gewere nur bei ſolchen Rechten 
eintreten Tann, welche ſich in dem Beſitz des Grundftüds äußern, ift 
fie nah diefen lehtern Quellen auch bei jolden Rechten möglid), 
welche nicht mit dem Beſitz von Grundftüden verbunden oder nicht 
auf fofortige Befigübertragung gerichtet find, 3. B. bei Vergabungen 
von Todes wegen, Leibgeding, neuerer Satzung, Conſtituirung einer 
Rente u. |. w."). 

Und während bei der urjprünglichen Geftaltung der reiten Ges 
were die entgegenftehenden Rechte präfludirt werden, weil fein Proteft 
gegen den Beſitz erhoben ift, entfteht nad) der andern Auffaljung 
die rechte Gewere darum, weil gegen die Entitehung des Rechts 
durch Auflaffung fein Widerſpruch geltend gemacht ift und die Auf- 
forderung des Richters zur Einſprache in der betreffenden Zeit feine 
Beachtung gefunden bat"). 

4. Die Wirkungen der rechten Gewere find theild prozeſſualiſche, 
theils materielle. In erfterer Beziehung braucht fi, wer jährigen 
ruhigen Befig erwielen hat, zum Beweiſe feined Rechte nicht mehr 
auf feinen Auftor zu berufen, fondern kann dem Gegner gegenüber den 
rechtmäßigen Erwerb ſeines Rechts durdy feinen alleinigen Eid be= 
ſchwörens). Im lebterer Beziehung werden durch den Zeitablauf 
alle diejenigen Rechte zerftört, deren Durchführung dem Befiger den 
nutzbaren Beſitz des Grundſtücks oder dad betreffende Recht entziehen 
würde). Es geht innerhalb Sahr und Tag nicht bloß dad Recht 
des Eigenthümers, deſſen Grundftüd unrehtmäßiger Weile ein An= 


Sav. Stift. I. S. 53 ff., beſonders ©. 57 N. 87. — Bon der Darlegung bes 
Details ift bier abzufehen und in Betreff der Erwerbung ber rechten Gewere an 
den einzelnen binglichen Rechten auf bie Darftellung derſelben in ben folgenden 
Kapiteln zu verweilen. — Zu ben vielen von Laband dafür angeführten Stellen, 
daß e8 nad ben meiſten Rechten ber Auflaffung nicht bedurfte, kann noch auf bie 
oben in N. 2 citirten Weisthümer verwiefen werben. Weber Würtemberg vgl. 
auch Reyſcher J. 8 132 N. 2. 

ı) Laband S. 321, Planck J. S. 634. 

12) Laband S. 319 ff., Planck J. ©. 685. — Darum iſt auch ber Satz 
bon Heusler ©. 242. zu beſchränlen, daß eine rechte Gewere auf Grund bloßer 
Auflaffung ohne VBefigübertragung unmöglich gewefen fei, und darf man auch 
nigt mit ibm S. 243 allgemein behaupten, daß durch den Gebrauch der Auf- 
lafjung zu ben bisherigen Requifiten der rechten Gewere ein neues hinzugefügt fei. 

18) Bgl. darüber eingehend Laband ©. 336 ff. 

19 Stobbe ©. 475f., Laband S. 321ff., PlandI. S. 628 ff., 636 ff. 
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berer veräußert hat, das Beiſpruchsrecht und der Netraft der Erben, 
dad Recht der Gläubiger Veräußerungen ihred Schuldners anzufechten, 
das Widerjpruchärecht ded Lehndheren, gegen deſſen Willen der Bafall 
das Gut veräußert hat, verloren; felbft neuere Satzungsrechte gehen 
unter, jo daß, wenn der Schuldner dad verpfändete Gut veräußert, 
ohne dem Erwerber von dem beitehenden Pfandrecht Mittheilung zu 
maden, der Gläubiger dafjelbe nad) Jahr und Tag in der britten 
Hand nicht mehr beanſpruchen fann"®). 

Sn der Kaſuiſtik unjerer Rechtsquellen bleibt bier manches 
zweifelhaft oder ſchwankend. Auch jchon während ded Mittelalters 
beginnt man die Wirkungen der rechten Gewere abzufhwäcen und 
läßt nicht alle mit dem Beſitz ded Andern unvereinbaren Rechte durch 
den Zeitablauf zerftört werden, fondern bringt da8 mit den reinen 
Grundfägen von der rechten Gewere unverträgliche Prinzip zur An⸗ 
wendung, daß der Befig nicht durch den Zeitablauf von Jahr und 
Tag unanfechtbar werde, fondern daß die Sicherheit des Beſitzes von 
der Unanfechtbarfeit des zu Grunde liegenden Rechts, insbeſondere 
davon abhängig fei, daß er auf ordnungsmäßigem Wege und von 
Seiten eined materiell Berechtigten übertragen jei'®). 

5. Die rechte Gewere ift feine erwerbende Berjährung und 
darf nicht der Uſukapion des römischen Rechtd gleichgeftellt werden"). 
Denn durch den Zeitablauf wird nicht aus einem Faktum ein Recht, 
fondern ed wird der Anfechtungen ausgeſetzte Beſitz oder Rechtser⸗ 
werb zu einem unanfechtbaren. War 3. B. der Veräußerer nicht 
Eigenthümer oder hatte er bei der Veräußerung feine nächften Erben 
nicht um ihre Einwilligung befragt, fo konnte der Erwerber binnen 
Jahr und Tag zur Heraudgabe ded Grundftüdd an den Eigenthümer, 
resp. an die nicht einwilligenden Erben angehalten werden. Inter: 
bleibt aber innerhalb dieſer Zeit die Klage, fo entiteht nicht etwa, 
um dad erfte Beiſpiel feftzuhalten, aus dem faktiſchen Beſitz des 
Erwerberd Eigentum, fondern der Erwerber, welcher biöher bie 


15) Laband S. 326 NR. 94; vgl. unten 8107 N. 17f. 

16, Um diefen Punkt auszuführen, würde eine mehr monographifche Be⸗ 
handlung erforberlich fein. 

ın Stobbe ©. 467 f., Baumeifter Hamb. Private. I. S. 69 ff. — 
Daß die rechte Gewere weber ber Usucapio noch ber Praescriptio gleichzu⸗ 
fielen fet, Zaband ©. 352, Heusler S. 252—254. 
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Sache wie ein Eigenthümer genupt und die egenlike gewere aus- 
geübt hat, darf ohne Furcht vor fpäteren Anfechtungen den Beſitz 
wie ein Eigenthümer auch weiter ausüben; er bat die rechte Gewere 
erlangt. Wenngleich er wegen des mangelhaften Rechts jeined Auktor 
nicht Eigenthümer werden fonnte, jo fteht doch praftiich fein Recht 
dem Eigenthum gleid). 

Aber diefe Wirkung tritt nicht allgemein, ſondern nur denjenigen 
Derfonen gegenüber ein, in Betreff deren feine Gewere zur rechten 
geworden ift. Wenn 3. B. der Veräußerer zwei Erben hat, von 
denen der eine anweſend tft und um die Beräußerung weiß, während 
der andere abwejend oder minderjährig ift, jo ift der Erwerb defjen, 
welchem das Gut ohne Genehmigung diefer Erben übertragen wurde, 
nah Jahr und Tag nur dem Anwelenden gegenüber gefichert, ihm 
gegenüber befteht eine rechte Gewere. Aber von Seiten des Ab- 
weienden oder Unmündigen kann noch Jahr und Tag nad feiner 
Anweſenheit oder erreichten Münbdigfeit die actio revocatoria ange- 
ftellt werden. Die nach der einen Seite hin rechte Gewere befigt 
diefe Eigenfchaft nach der andern Seite noch nicht. Die rechte Ges 
were hat aljo eine mur relative Bedeutung'®); fie fichert nur gegen 
Klagen einzelner Perfonen, verfchafft aber Fein materielle Recht. 


8 75. Der Befit des neueren Rechts?) 

1. Während die rechtlichen Folgen ded Befiged im ältern Recht 
ſich wejentlich darauf befchränften, dab nad ihm das Beweisrecht 
normirt wurde und daß der unangefochtene längere Beſitz gegen die 
Geltendmahung entgegenftehender Nechte ficherte und ben Befiber 
fein Recht einfach beichwören ließ, wurde mit der Reception in unfer 
Recht die erwerbende Verjährung und der Beſitzſchutz eingeführt, fo 
wie ihn dad römiſche Recht beſaß und das italieniiche Hecht unter 
Einwirkung des kanoniſchen durch Prarid und Doktrin audgebildet 
hatte. 


18) Diefe Relativität zeigt fih auch darin, daß, weun ber ruhige Beſitz 
buch Klage von Eeiten bes A. unterbrochen ift, bie Entſtehung ber rechten 
Gewere dem B. gegenüber nicht gehindert wird, Laband ©. 302. 

1) 9. Savigny das Recht des Befites. 7. Aufl. herausgeg. v. Rudorff 
Bien 1865. — Dunder über ben Duafibefig ber auf Grund und Boden 
robicirten eigenthümlichen deutſchen Rechte und ben poſſeſſoriſchen Schub ber- 
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Die alten Grumdjäge über die Gewere verloren an Bedeutung, 
weil mit der völligen Umwandlung des Prozeffed und Beweißver- 
fahrens jene Beweißregeln unhaltbar geworden waren. Dagegen war 
die Aufnahme des Beſitzſchutzes durch die geiftlichen Gerichte vor- 
bereitet; er konnte, da die Gefegbücher der Receptionsperiode Feine 
eingehendern oder felbftändigen Vorſchriften über ihn enthielten, ohne 
weitered in feiner römiſch⸗-kanoniſchen Geftaltung in die gemeintecht- 
lihe Prarid übergehen. Und als dann feit dem 18. Sahrhundert 
ausführliche Codififationen ausgearbeitet wurden, war es jelbftver: 
ftändlih, daß fie fih am die in der Wiffenfchaft und Praxis herr 
ſchenden Auffafjungen anſchloſſen?). 

2. Der Begriff des Beſitzes ſelbſt, wie er im roömiſchen Recht 
enthalten ift, erfuhr unter dem Einfluß deutfcher Auffaffungen, welche 


felben, in d. Ztichr. f. deutſch. R. II.2. ©. 26—114. — Bruns das Recht des 
Beſitzes im Mittelalter und in der Gegenwart. Tüb. 1848; der ältere Beſitz 
und das Possessorium ordinarium, in Bekker's Jahrb. IV. S. 1—109; die 
Befitflagen des römiſchen und heutigen Rechts. Weimar 1874. — Delbrüd 
bie dingliche Klage des deutſchen Rechts. Leipzig 1857. — Rüttimann bie 
Lehre von bem Beſitze nach den privatrechtl. Geſetzbüchern der Schweiz, iu ber 
Zeitfchr. f. Schweizer. R. VIII. 1860. Abhandlungen S. 3—84. — Randa ber Beſitz 
nach äfterr. Recht mit Berückſichtigung des gemeinen Rechts, des preußiſchen, fran- 
zöſiſchen und ſächſiſchen Geſetzbuchs. Leipzig 1865 (dazu Arndts in ber frit. 
Biertelj. Schr. VIII. S. 378—393), 3. Aufl. 1879. — v. Ihering Beiträge zur 
Lehre vom Befit, in ſ. Jahrb. IX. S. 1—196 (auch befonders, unter dem Titel: 
über den Grund des Beſitzesſchutzes. 2. Aufl. 1869). — Reinh. Schmid über 
bie Natur des Befites, in d. krit. Biertelj. Schr. XII. S. 63-85. — Heusßler 
Gewere 1872. — Haufer der Rechtscharalter bes Beſitzes und bie rechtsge⸗ 
ſchäftlichen Befigesmomente, in f. Zeitfchr. f. Reichs⸗ und Landesrecht I. 1. 1873. 
S. 23—49. — Meiſcheider Beſitz und Beſitzſchutz. Berl. 1876. — Belkker bas 
Recht des Beſitzes bei ven Römern. Leipz. 1880. — Seit; das heutige pofitive 
und natiouale Beſitzrecht in feiner Unabhängigkeit von ber römifchen possessio. 
Berl. u. Leipz. 1880. 

Windfheid Panbelten I $ 148—164. — Bald ſchlesw. h. Privatr. IV. 
S. 43—66. — Zadariä franz. Eivilr. I. $ 184—192. — Koch Preuß. Privatr. 
1.8 165—185. — Förfter III. 8 157—162. — Deruburg I $ 148—162. — 
Roth Baier. Privatr. II. 8 129—134. — Platner Sachenrecht mit bejouderer 
Rüdfiht auf das frühere Kurfürftenthum Heffen. 1875. $ 5, 6. — Ueber das 
öfterreichiiche Recht vgl. auch Heyß ler das possessorium summarlissimum und 
das possessorium ordinarium des öfterr. Rechte, in Grünhut's Ztiſchr. VIL 
&.46—81. 

) Heusler ©. 452 ff., 462 ff. 
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fih auch in den romanischen Ländern geltend machten, einzelne Um⸗ 
wandlungen. Der deutiche Befigbegriff war nicht ſpurlos aus der 
Melt verihwunden, wie fih ja aud das Wort Gewere in den 
deutſchen Quellen bis in den Anfang des 17. Jahrhunderts hinein 
erhielt, neben welchem dann die Worte Beſitz, Beſeß, Poſſeſſion, 
u. ſ. w. gebraucht wurden?). 

3. Das römische Recht erklärt nur denjenigen für einen Befiger, 
welcher den animus domini hat (vgl. aud) 8 72 N.15”); nur wer die 
Sache wie ein Eigenthümer haben will, befigt. Davon werden aus 
hiftorifchen Gründen einzelne Ausnahmen gemadt, indem man auch 
dem Fauftpfandgläubiger, dem Prekariften und Sequefter den abgeleite- 
ten Beſitz zufchrieb*) und die Interdifte ertheilte. Perſonen, welde die 
Sade in ihrer Gewalt haben mit der Abficht, fie nicht zu Eigenthum, 
fondern zu ihrem fonftigen Vortheil zu Detiniren, galten nicht als 
Beſitzer, ſondern als Stellvertreter ded Eigenthümers im Beſitz: der 
Eigenthümer beſitzt durch Vermittlung des Pächter, des Uſufruktuars 
u. ſ. w. 

Das deutſche Recht hatte die Gewere demjenigen zugeſchrieben, 
welcher die Nutzungen der Sache für ſich zog, und jeden für einer 
Beſitzer erklärt, welcher die Sache in eignem Sntereffe nupte Es 
verlangte nicht den animus domini, jondern begnügte fich mit dem 
animus sibi habendi, fo daß eine Reihe von Perjonen, weldye nad) 
römiſchem Recht Stellvertreter im Beſitz des Cigenthümerd waren, 
nach deutfchem Recht ald wirkliche Beſitzer galten. 

Diefe Auffaffung wurde in der romaniftiichen Literatur von 
Einflug und fand auch in den Partilularrechten Eingang’). Zur 
Zeit der Reception nahm man unbedenflih in Zällen, in welchen 
jemand nad Auffafjung der Römer die Sache betinirt, aber einen 
Befi an dem betreffenden Recht bat, einen Beſitz an ber Sache 
jelbjt an und behandelte 3. B. in ben Fällen des fog. dominium 
9 Heusler ©. 444— 446, 

9 Ueber den Umfrei® bes abgeleiteten Beſitzes befteben belannterweife 
Controverjen, indem Cinzelne ihn auch dem Emphyteuta und Superficiar zu- 
ihreiben; vgl. darüber Windſcheid I. $ 154 N. 7, Bruns Net des Be 
fies ©. 413. 

9) Man darf daher die Auffaffungen des Baieriſchen und Preußifchen 
Landrechts (ogl. unten N. 11, 12) nicht aus bloßen Mißverflänbniffen ber römi- 
fen civilis und naturalis possessio herleiten. 
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utile den Nutznießer ald Beſitzere). Die Grenze zwildhen detentio 
und possessio, zwiſchen Gewahrſam oder Innehaben und Befig (Bes 
fig im juriftifchen, eigentlihen Sinne) wurde fehr mannigfaltig bes 
ftimmt, wie ja auch der gemeine Sprachgebraud das Wort Beſitz 
in ſchwankender Bedeutung nimmt, bald um dad Recht an der Sache), 
bald um das faktiſche, innerlich fehr verſchiedene Verhältniß der 
Perſon zur Sache zu bezeichnen und wie e8 und ja auch fchwer 
fält, Befig in der juriftiichen Terminologie nur immer als Eigen- 
thumäbefig zu nehmen. Daber entbrannte lebhaft der Streit dar- 
über, ob man für dad neuere, dad praftiiche Recht im Anſchluß an 
dad römijche Recht den animus domini fordern oder fi mit dem 
animus sibi habendi begnügen folle®). 

4. Die Geſetzbücher aus der Zeit der Reception ſprechen fidh 
über den Umfang des Sachbefipes nicht au). Bon den neueren 


5.8. führt die Wormfer Reformation V. 2 tit. 2 den Gegenſatz zwifchen 
Empbyteufe und einfacher conductio au dahin aus, daß der Emphyteuta beſitze, 
ber Pächter aber nicht befite (vgl. N. 9). 

7) Windſcheid $ 148 N. 2 nennt es „eine Unart ber Sprade bes 
Zebens, daß fie gern Beſitz fagt, wo fie Eigenthun meint.” 

8), Bol. über die Controverfe unter den Gloffatoren Bruns R. d. Bei. 
S. 105f. und in ber neueren Zeit Bruns ©. 413f., Randa 81 MN. 17, 
Meifheiber S. 114 ff. De lege ferenda und vom Stanbpunft ber Philofophie 
tritt Bruns ©. 467 fi. dafür ein, daß man ben animus domini fordern folle; 
wer eine Sade fonft zu feinem Vortheil benüte, betinire dieſelbe, könne aber 
möglicherweife ein Recht an der Sache befiten; umgelehrt tritt Beller S. 393 f. 
für den animus rem sibi habendi ein. — Theilweife anders beftimmt Heusler 
©. 463 ff. den Umkreis des Sachenbefites. 

Beſonders beftritten if, ob man bem Pächter und Mietber Beſitz zu- 
ſchreiben fol und es ift dieſe Frage nah ben Partikularrechten verichieben zu 
beantworten. Gegen ihren Befit erklärt ſich beſonders lebhaft Heusler S. 464 ff. 
Nah feiner allgemeinen Theorie von Gewere müßte er bem Pächter und 
Ufufruftuar die Gewere zufchreiben, und wir follten nach bem Lobe, welches er 
ben dentſchen Sewerebegriff ertheilt (S. 109), erwarten, baß er auch im neueren 
Recht den Pächter für einen Befiter erflären würbe. Aber er unterläßt es, feine 
Anfiht Über den Pächter nach älterm Recht zu entwideln und bie Bemerkungen 
auf S. 462 über den Gegenfay von bloß obligatorifh und von binglich be⸗ 
rechtigten Pächtern entbehren der Beſtimmtheit. — Bgl. Übrigens auch unten 
ETTR.27— 30. 

) Wormſer Reform. V. Theil 2 Tit. 2 jagt: „ber Erbbeflender (emphy- 
teuta) befist natürlich das beflandbene Gut, aber ber conductor befitt nit.” 

Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 3 
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Codifikationen halten das franzöſiſche, öſtreichiſche und das ſaächſiſche 
und der baieriſche Entwurf das Requiſit des animus domini auf- 
recht !0), 

Dagegen erklärt der Cod. Max. Bav. II. 5. $1 „Befib oder 
Innehaben“ für den „Zultand, da man eine Sache mit der Abficht, 
ſolche für fih zu haben (animo sibi habendi) in feiner Gewalt und 
Gewahrfame hat,” während eine bloße Detention vorhanden jet, 
wenn die Abficht fehle, fie „für fih oder die Seinige zu behalten“ 
($ 2)*). Ebenſo wird nad) dem Preuß. Landrecht“) (I. 7. $ 3) 
derjenige Befiger genannt, welcher eine Sache „in der Abſicht, dar⸗ 
über für ſich jelbft zu verfügen, unmittelbar oder durch andere, in 
feinen Gewahrfam nimmt.” Daffelbe unterjcheidet weiter ($$ 6 und 7) 
zwiſchen vollitändigem und unvollftändigem Befitzer; jener beſitze die 
Sache alö feine eigene (aljo wie der römilche Befiger), vieler als 
fremdes Eigenthum, aber mit der Abficht, darüber für fich felbit zu 
verfügen. Der unvollftändige Beſitzer ſei aber volljtändiger Befiger 
des Rechts, welches er fih an der Sache anmaßt ($ 9), jo daß 
mit dem Befiß der Sache zugleid ein Beſitz des Rechts konkurrirt. 
Daher erjcheint der Miether und der Pächter, der Commodatar 
u. f. w. fowohl ald (unvollftändiger) Befiger der Sache, wie ald 
Beliter eined Rechts. Daneben aber befigt aud der Vermiether, 
Verpächter, Commodant, indem er feinen Befig durch feinen Con⸗ 
trabenten ausübt ($$ 124, 125). 

Das Baden'ſche Landrecht (art. 543°) nimmt Beſitz bei dem 
Vorſatz an, Berfügungen über die Sache „in eigenem Namen und 


10) Code civil art. 2230: pour soi et & titre de proprietaire (Bruns 
©. 444 f.). — Oeſtr. 6.2. 8 809: „Wer eine Sade in feiner Macht oder 
Gewahrfame hat, heißt ihr Inhaber. Hat der Inhaber einer Sache den Willen, 
‚fe als die feinige zu behalten, fo ift er ihr Befiker” (Bruns S. 458, Randa 
816.12). — Sächſ. Gel. B. 8186: „Wer eine Sache thatſächlich in feiner 
Macht bat, ift Inhaber, unb wenn er ben Willen bat, an der Sache für ſich 
Eigenthum auszuüben, Beſitzer berfelben”; $ 194. Dagegen fagt 8 208: „Die 
Beſitzklage fteht auch dem zu, welcher eine Sadye zur Benutzung oder zum Zwecke 
feiner Sicherung inne bat.“ — Baier. Entw. III. 1. art.1: „Der Beſitz einer 
Sache wirb erworben durch Erlangung ber thatfächlichen Gewalt über die Sache 
mit dem Willen, biejelbe wie ein Eigenthlimer für fi zu haben.” 

1) Bol. auch $5. Bruns S.427 ff, Heusler ©. 451. 

13) Bruns ©. ABA fl. 
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nad eigener Willfür zu machen," eine Beltimmung, welche dem 
animus domini des Code widerjpricht'?). 

Das Berner Civilgeſetzbuch (Sab 349) jagt: „Die phyſiſche 
Möglichkeit über eine Sache zu verfügen, heißt Snhabung, nur wenn 
fie mit der Abficht verbunden ift, Die Sahe auf irgend eine 
Weile zu dem Seinen zu zählen, Beſitz“0). Auch das Züricher 
Geſetzbuch $ 488 begnügt ji) mit dem Willen, die Macht über die 
Sade „in eigenem Sntereffe zu üben” und nimmt $ 490 einen 
Beſitz des Nießbrauchers, Fauftpfandgläubigers, Pächters und Miethers 
an. Weit über jedes praftiiche Bedürfniß geht 8492 hinaus: „Der 
Beſitz eined Grundftüdes oder einer Wohnung zieht in der Regel 
den Beſitz der beweglichen Sachen nad) ſich, welche in den Bereich 
des Grundflüded oder der Wohnung kommen und um deſſen willen 
in die Macht des Befiberd diejer Liegenſchaften gerathen“ 14). 

Wo bloß der animus sibi habendi gefordert wird, da Tonnte 
man mehreren Perfonen an derfelben Sache Beſitz von verjchiedenem 
Inhalt zufchreiben, indem man den Einen ald possessor civilis, den 
Andern ald naturalis possessor behandelte und jenen durch diefen 
feinen Befig ausüben ließ"). 

5. Somit fehlt dem neueren Recht ſowohl die Einbeitlichkeit 
des Beſitzbegriffs, ald auch die Gleichmäßigkeit des Beſitzſchutzes. 
Indeſſen gebt trotz der Berjchiedenheit in der Umpgrenzung des 
Kreiſes des Sachenbefiged das praktische Reſultat nicht jo weit aus⸗ 
einander, weil das nenere Recht den Beſitz an Rechten in ausge— 
dehnterem Maße anerkennt, ald das römiſche, und daher Partikular- 
rechte, welche den animus domini fordern, in ſolchen Fällen, in 
denen andere Geſetzgebungen bereitd den Beſitz der Sache annehmen, 


13) Bruns ©. 453 f. 

132) Yeber ben Sinn biefer Beftimmung König Berniſche Civilgefete 
II. ©. 37. 

14) Es ſcheint bier die Anficht von Albrecht (ngl. oben $ 72 N. 8) nad» 
zuwirken, daß die Gewere an Immobilien bie Gewere an ben fih auf ihnen 
befindenden Mobilien nach fich ziehe. 

Fald IV. S. 45f., 47 nimmt für fein Partikularrecht Beſitz bei jedem 
Innehaben von Sachen, bei der einfachen faktiſchen Detention an, ohne daß ber 
animus possidendi in Betracht komme. 

15) Vgl. über bie Ältere italienifhe und fpätere deutſche Theorie, welche 
fowohl dem Bafallen und dem Emphyteuta als dem Lehns- und Zinsherrn den 

3* 
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dem Detentor wenigftend den Beſitz eined Rechts an der Sache zu⸗ 
Schreibens). 

Anbererjeitd halten aber auch die Codififationen ihre Begriffd- 
beitimmung von Befig nicht ftrenge feft, ſondern orbnen theilmweife 
in prinziplofer Weile auch da den Beligihub an, wo nad ihrer 
Definition gar fein Beſitz, jondern bloße Detention vorhanden ift. 
Daher kommt ed für fie weniger auf die Definition des Beſitzes, 
al8 vielmehr auf ihre Normen über die Fälle ded Beſitzſchutzes an. 


8 76. Der Beſitz von Redten. 

Während dad römiſche Recht einen Beſitz an Rechten nur mit 
Bezug auf Servituten, Emphyteufe und Superficied annimmt, Tennt 
dad deutſche Recht ihn in viel größerem Umfange: nicht bloß wenn 
ein Grundſtück beſeſſen und genußt wird!), ſondern aud in den 
Fällen, in welchen nad älterm deutichen Recht eine Gewere am 
Necht befteht, bei Neallaften und Herrichaftsrechten gegen die Be: 
figer beftimmter Grundftüde oder gegen die Einwohner eines be 
ftimmten Bezirks. 

Das kanoniſche Recht, die romaniftiche und kanoniſtiſche ältere 
Literatur war darüber noch hinausgegangen?). Nach kanoniſchem 
Recht giebt ed nicht bloß einen Befig an Didcefanrechten, an kirch⸗ 
lihen und weltlichen Hobeitörechten über Gemeinden, Kircdyen, Ges 
genden, ganze Länder, an Benefizien und Aemtern, am Patronatrecht, 
an Regalien, Reallaften, Zehnten, fondern man betrachtete auch das 
gegenjeitige Recht der Ehegatten ald ein Objekt des Befiges®), ja 
warf jogar die Frage auf, ob nicht aud ein Beſitz an rein perjön- 
lichen Obligationen möglich fei*). 


Beſitz zufchrieb, Heusler S.299 ff., 447 ff, 454. Ueber das neuere Recht 
daſelbſt S. 463. 

16) z. B. nah Oeſtr. R., nad welchen neben dem Sachbeſitz des Eigen⸗ 
thümers ein Rechtsbeſitz des Inhabers beſtehen kann, Randa 81 S. 20. 

1) Fälle, in denen das Ältere Recht eine Gewere am Grundſtück ſelbſt annimmt. 

7) Ueber die Ausdehnung ber juris quasi possessio bei Romaniften 
Bruns ©. 121ff., 274 ff., und im kanoniſchen Recht S. 129 ff., 171f., 
185 ff. 237 ff. 

3) Bereits im 12. Jahrhundert, Bruns ©. 171, 191, 239. — Duncker 
S. 53 f. wollte ihn für das kanoniſche Recht leugnen. 

% Bruns ©. 242; vgl. auch S. 277 f., 384, 407 f. 
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Sn ähnlicher Weile verlieh die Lehre der Romaniſten und die 
von ihr beeinflußte Praxis und Gefehgebung den Gefichtöpunft der 
dinglihen Radicirung und erflärte den Beſitz an Yamilien-, an 
Standed- und Chrenrehten für möglid. In diefem weiten Um⸗ 
fange fam der Beſitz an Rechten fett der Reception in Deutſchland 
zur Geltung). Auch die neuere Prarid und Literatur‘) geht über 
das römische Recht hinaus, fei ed daß fie dem altdeutichen Prinzip 
gemäß Beſitz nur bei den auf Grund und Boden radicirten Rechten 
annimmt, jei ed daß fie die weite Ausdehnung der fanoniftilchen und 
romaniftiihen Altern Doktrin in höherem oder geringerem Maße fon» 
fervirt”). 

Bon den Gefegbüchern nimmt das baterifhe und das franzd- 
fiiche den Befig an allen Rechten an, bei welchen er denkbar ift, d. h. 
bei welchen eine fortgefeßte, wiederholte Ausübung möglich ift®); das 
preußiſche und das öfterreichifche Gefepbuch an allen Vermoͤgensrechten, 
joweit fie nicht durd) die Ausübung erlöfchen?). Eingeſchränkter bes 
handelt ihn der bateriihe Entwurf!). Das ſächſiſche Geſetzbuch ſchließt 
fih auch hier an das römiſche Recht an, läßt ihn nur bet Servituten 
und der Emphyteuſe zu und fchließt ihn bei den Reallaften geradezu 
aus), Wo nun die Frage nah dem Umfang ded Befited an 
Rechten weder durch Geſetz, noch durch Gewohnheitsrecht oder eine 
feſte Praxis geregelt iſt, empfiehlt es ſich, denſelben nicht über den 
durch das roͤmiſche Recht und den durch die Gewere des ältern 


5) Bruns S. 383 f., 406f. — Duncker S. 37 ff. hat ſich bei feinem 
Nachweis für Dentſchland weſentlich auf Urkunden geſtützt, welche kirchliche Ver⸗ 
hältnifſe zum Gegenſtande haben, Bruns ©. 329 N. 1. 

6) Bruns ©. 421. 

T) Bol. die Citate aus Seuffert's Archiv bei Windſcheid II. $ 464 
N. 5; rechtshiftorifches Über Deftreih bei Randa $ 24 S. 536 ff. 

©) C. Max. Bav. II. 5. 82, aud bei Zuſtandsrechten I. 3. $4, Bruns 
©. 426. — Code civil art. 322, 323. 

9%) Ueber Preußen Bruns ©. 482 ff., Körfter IH. 8159, Dernburg 
I. 8160. — Ueber Oeſtreich Ba 8. 8811, 313) Bruns S.457f., Randa 
824 ©. 517 ff. 

10) III. 1. art. 42: „an . . Rechten, welche eine fortbauernbe ober fidh 
wieberhofende Ausübung zulaffen, fie mögen mit dem Befſitze einer Liegenichaft 
verbunden fein ober nicht, — mit Ausichluß aller ans Säulb- ober Familien⸗ 
verhältniffen entipringenden perjönlichen Rechte.” 

1) 8 512, 530, 602, Schmidt ©. 155. 
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deutſchen Rechts feftgeftellten Kreis hinaus audzudehnen"). Insbe⸗ 
ſondere liegt Fein praktiſches Bedürfniß vor, weder aus dem Gefichtd» 
punkt ded poſſeſſoriſchen Schupes, noch aus dem der Berjährung, 
um auch an ehelichen und fonftigen Familienrechten und an perfönlichen 
Forderungen, befonderd an der Berpflihtung zu einfachen Zinszah⸗ 
lungen den Beſitz anzuerkennen. Ein Beſitz ift alfo nur anzunehmen 
bei den jura in re aliena'®) und bei den Vermögensrechten, welche 
auf dauernden perjönlichen Herrichaftsverhältniffen beruben!‘) oder 
auf Grund und Boden radicirt find"). Da diefe letzteren Rechte 
jelbft eine immer geringere Geltung im Recht der Gegenwart haben, 
fo nähert ſich der Nechtöbefig mit Bezug auf den Kreis feiner Ans 
wendung den Grundſätzen des römiſchen Rechts. 


877. Schutz bes Beſitzes. 

1. Indem wir für die Lehre vom Erwerb und Verluſt des 
Beſitzes im allgemeinen auf die Sätze des Pandektenrechts verweiſen, 
heben wir hier nur den einen, für die Behandlung des Beſitzſchutzes 
wichtigen Punkt hervor, daß ſich öfter die Anſchauung findet, der 
Beſitz gehe durch Dejektion nicht verloren. 


12) Vgl. über bie verfchiebenen Anfihten Bruns S. 420 ff. und bie eigne 
Ausführung von Bruns S. 479 ff.; Heusler S. 469. 

9) Am Pfandrecht ift ein Befi nur anzunehmen, wenn es als Fauſt⸗ 
pfand erfdeint, Bruns S. 480f.; je nad ben verfchiebenen Geſichtspunkten 
wird dann bald Sachbeſitz, bald Rechtsbefig angenommen. 

Bo nad bem moternen Recht ter Miether ein dingliches Hecht hat, wird 
man ihm auch ben Rechtsbeflt zuzufchreiben haben, falls man fi nicht ent- 
fließt, ibm in Folge feines animus rem sibi habendi aud den Befit an ber 
Sade ſelbſt zuzugeftehen; Roth II. $ 130 N. 51, Bruns Beſitzklagen S. 240 ff. 
Bol. au oben 8 75 N. 8. 

14) Abgaben ber Untertbanen, ber Pfarreingefeffenen u. few. 3.8. 
Seuffert IX. .no. 126 (Darmflabt): Abgaben der ſämmtlichen Gemeinbe- 
eingefeffenen, welche Schullinder haben, an bie Schule; XVI. no. 5 (Dresben): 
Leiftungsverhältniffe fortlaufender Natur zwiſchen juriftiihen Perſonen. Bgl. 
aud VII. 269 (Jena) und XII. no. 340 (Darmſt.). — Den Beſitz an Abgaben 
ber Angehörigen eines beftimmten Bezirks leugnet Seuffert I. no. 223 (Stuttg.). 

15) Reallaſten, Renten, Retralt; vgl. barliber unten bei biefen Rechts⸗ 
inftituten; außerdem auch Seuffert XIV. no. 111 (Kiel). 

Manche Gerichte gehen weiter: Beſitzgrundſätze für das Amt des Staats- 
und Kirchendieners Seuffert I. no. 61; III. no. 99 (Kaffe); XIII. no. 32 
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Wenn der Befiper in Folge davon, dab ein Anderer das Grund⸗ 
ftüd offupirte, die Möglichkeit verloren hat, auf die Sache nad) Bes 
lieben einzumirfen, nahm da8 römiſche Recht an, daß der Dejicirte 
als aus dem Befig geſetzt erſt anzufehen fei, nachdem er den Berluft 
erfahren hat. In der That können große Grundftüde von Andern 
theilweiſe okkupirt fein, ohne daß es fofort der Beſitzer erfährt, und 
ed Tann im konkreten Fall zweifelhaft fein, ob der Befig bloß geftört 
oder verloren gegangen ift!). Daraus entwidelte fi in der italies 
niſchen Literatur die Anficht, daß der Dejicirte überhaupt den Befig 
nicht verliere, jo lange er fich nicht als dejicirt anfieht: er halte animo 
den Befitz feſt). Sie fand auch im Deutihland Eingang’). Bon 
den neueren Partifularrechten find die meiften zum römijchen Stand» 
punft zurüdgefehrt‘), während das preußiiche Recht den Beſitz erft 
verloren geht läßt, nachdem der Andere die aud dem Gewahrjam 


(Darmſt.); für Yamilien- und Statusrehte IV. 120 (Darmftabt); vgl. auch 
über die Heſſiſche Praxis Roth Kurh. Privater. I. S. 344 N. 14, 15. 

Bruns S.483 ff. hat philofophifh ben Beſitz bei Perfonenrechten ge- 
rechtfertigt; für bdenfelben tritt auh Falck IV. S. 49 ein. — Windſcheid 
II. $ 464 R. 4 erklärt prinzipiell den Befig für möglich bei Obligationen, 
welche eine dauernde Ausübung zulaffen. — Gegen ben Beflt von Berjonen- 
zuftandsrechten und Obligationen erklärt fi für das preuß. Recht Förfter 
III. 8 159 nah R.15; vgl. au Unger öſtr. Priv. R.I. S.546 N. 25. — In 
weiten Umfange vertheidigt den Rechtsbeſitz Roth bair. Civilr. II. $ 1380 IL. 2, 
wo ſich auch zahblreihe Nachweiſungen über Literatur und Praris finden. — 
Randa 824 5.539 ff. erflärt ſich gleichfalls zu Gunſten des Beſitzes von obliga- 
toriſchen Rechten, welche eine wieberholte Ausübung geftatten, leugnet aber 8 24 
S. 553 den Beſitz an dem Recht auf die Zinſen eines Kapitals, für welchen 
ſich dagegen Arndtée S. 387 ausſpricht. 

1) Bruns in Bekker's Jahrb. IV. S. 49, 66f. 

2) Bruns Recht des Beſitzes S. 260 ff., in Bekker's Jahrb. IV. 
S. 46 ff. Del brück dingl. Klage ©. 103 ff., beſonders auch Heusler S. 260 ff., 
weicher dieſe Auffaſſung anf deuiſchrechtliche Einflüſſe zurückzuführen verſucht; 
vgl. oben 8 73. N. 5. 

2) Delbrück S. 134 ff., welcher in dogmengeſchichtlicher Weiſe die Ver⸗ 
treter der verſchiedenen Richtungen aufführt, Heusler ©. 452. 

4) Sächſ. Sei. B. 8 214: „der Beſitz einer unbeweglichen Sade gebt 
verloren, wenn ber Befiter von einem Andern verbrängt wird. Dur Beſitz⸗ 
banbiungen eines Andern während der Abweſenheit bes Beſitzers v.rliert ber 
Legtere den Beſitz der unbeweglichen Sade erfi dann, wenn er nad erlangter 
Kenntniß davon ſich deu Befig nicht fofort wieder verichafft”; $ 216. — Züridher 
Gef. B. $ 525. — Baier. Entw. III. 1. 1. art. 24. 
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des vorigen Beſitzers gefommene Sache auf fehlerfreie Weile er- 
griffen hat?). 

2. Mit der Reception des römiſchen Rechts wurden deflen 
Grundfäge über das pollefforiihe Verfahren herübergenommen®) ; 
die Geſetzbücher des 16ten und 17ten Jahrhunderts pflegen nur 
furz von dem Beftsihug zu handeln, ſich dabei aber durchaus an 
die Ausbildung der kanoniſch- romaniftifchen Literatur und Praxis 
anzuſchließen). Während das ältere deutſche Recht an Mobilien 
eine Gewere nur im Sinne von Detention gefannt hatte, werden 
jebt gleichmäßige Grundfätze über den Befis für Mobilien und für 
Smmobilien zur Anwendung gebradt®). 


5) Breuß. Landr. I. 7. 8 111—113, 122. — Den Verſuch, biefen un- 
logiſchen Sat zu rechtfertigen, macht Förſter III. $ 161. I. — Bruns im 
Jahrb. IV. S. 97 erklärt ſich (in Uebereinfiimmung mit dem ältern dentſchen 
Recht vgl. oben 8 73 N. 3ff.) auch nicht Dagegen, „daß der Befitz bes Dejt- 
cienten dem Dejicirten gegenüber - rechtlich nicht geachtet wirb und dieſer aus 
feinem früheren Beſitz das Recht behält, bie Dejeltion als eine Störung feines 
Beſitzes zu behandeln.“ 

6) Eine Überſichtliche Darftellung ber Geſchichte des Beſitzſchutzes von den 
Römern an bis zum Preuß. Landrecht bei Dernburg I. 8 157. — Intereſſant 
ift das neuerdings von Böhlau (Ztſchr. f. Rechtsgeſch. XIII. S. 518 ff.) heraus⸗ 
gegebene Gutachten Bodsborfs vom 3. 1456; während der Rath von Görlig anf 
bie poſſeſſoriſche Klage petitorifch erfaunt hatte, betont er ben Gegenfat bes 
poflefforiichen und petitorifhen Verfahrens. 

7) Die Solmfer Ger. u. Land. DO. bat am Schluß des erften Theile eine 
größere Zahl von Klagformularen, unter denen fi in no. 19 und no. 20 Vor⸗ 
bilder für die actio spolii und turbatae possessionis finden. Bgl. im Übrigen 
Wormſer Reform. Bud I. Tit. 23 u. 24, Buch III. Theil II. Tit. 6 (exceptio 
spolii), Theil III. Tit. 5 (actio spolii), Nürnberg. Reform. v. 1522. XXIX. 3, 4, 
Landr. v. Habeln II. Fit. 17. (Pufond. I. app. p. 22f.), Freiburger Statuten 
I. tit. 5. fol. 11® (exc. spolii). — Einige Progeßorbnungen aus dieſer Zeit filhrt 
Heusler ©. 446 an. 

8) Das franzöſiſche Recht, und ebenfo auch das Baben’ihe Recht hat 
feinen Befigihug für Mobilien, Zahariä I. $ 187. ©. 452 f., Bruns 
©. 449 f., 456. 

Gelegentlih iſt darauf hinzuweiſen, baß nicht ſämmtliche neuere Rechte 
den Befitihug kennen. Das bänische Recht 3. B. giebt dem aus dem Befig 
Geſetzten eine Klage auf Schadenserfa und Strafe; tum aber wieber in ben 
Beſitz gefegt zu werben, muß er bem Gegner gegenüber feitte bonae fidei 
possessio beſcheinigen, Falck IV. S. 444; über bie Bermiſchung bes poſſeſſo⸗ 
riſchen und petitorifhen Verfahrens im däniſchen Recht vgl. Friedlieb Ab- 


— * 
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Auch unfer neuered Recht ſchützt den Befig nicht bloß in dem 
Umfange, welchen das römifche Recht für feine poffelloriichen Inter⸗ 
dikte audgebildet hatte, fondern hat ohne Bedenken die jpäteren ita⸗ 
Iienifchen Auddehnungen, befonderd auch die Spolienflage aufgenont» 
men; doch verfahren die Partikularrechte und die Praxis in der Ent⸗ 
wiclelung des Einzelnen willfürlid und oft auch prinziplo8®). 

3. Die Klage bei Beſitzſtörung (interdieta retinendae 
possessionis)'). Während nad römiſchem Recht daß interdietum 
uti possidetis nur für den Beſitz von Sachen und perfönlichen Ser: 
vituten galt und die Prädial⸗Servituten theilmeife durch befondere 
Snterdifte gejhübt waren, wurde in der Praxis dad interdietum 
ati possidetis auf alle Fälle des rechtlich geſchützten Beſitzes von 
Rechten ausgedehnt. 

Da es im Fall einer Befisftörung zweifelhaft fein kann, welche 
der beiden ftreitenden Perſonen im Beſitz ſei, wurde in der Prarid 
Staliend ein bejondered proviſoriſches Verfahren, das possessorium 


handlungen hauptfählich aus dem Schleewig’ichen Privatrecht 1864. S. 18 ff. — 
Das franzöfiihe Recht ſchützt nicht ben einfachen, fonbern nur bem jährigen 
Beſitz, vgl. die hiſtor. Entwidelung bei Bruns S. 360 ff., 446 ff., Heusler 
S. 390 ff. 397 ff, 407 ff. — Bol. auch Baden'ſches Geſetzbuch 8 544°, welches 
den ſtärkern Beſitz demjenigen zuſchreibt, welcher die Sache „wenigſtens ein 
Jahr lang ungeſtört aus einem Rechtsgrund, ber bie Meinung eines Eigen⸗ 
thumserwerbs begründen kann, ruhig inne hatte.“ 

9, Nicht zutreffend if die Bemerkung Bekker's (die Reform bes Hypo⸗ 
thelenwejens 1867. S. 84), daß mit ber firengen Durchführung bes Ingroffa- 
tionsprinzips ber rechtlich geſchützte Befitz für Immobilien feine Bedeutung ver- 
tiere. Denn wenn ber Beſitz jetzt auch für den Eigenthumserwerb gleichgültig 
ift, fo if ihm doch ein ſelbſtändiger Schuß zuzuerkennen. Weniger entſchieden 
ſpricht fi Bekker Recht des Beſitzes ©. 381 ans. — Die Beſitzklagen für 
Immobilien verwirft ganz unb gar Meiſcheider S. 190 ff., wogegen für ihre 
Aufrechterhaltung Randa 88 S. 2925. N. 14, vgl. au S. VIII eintritt; vgl. 
auch in Bezug auf Sadien Schmidt S. 158. — Daß im Deftr. Gef. 8. $ 350 
der Tabularbeſitz von dem phyſiſchen Beſitz durchaus zu unterſcheiden ift, vgl. 
Randa S.63ff. uud Arndts S. 227. — Ein Mifverftändniß ift e8, wenn 
Bertram d. Naffaniihe Privatreht 8 47 (1. Ausg. $ 36) unter Bezugnahme 
auf das Oeſtr. ©. B. 8 821 u. 41 fagt: „Der Befit an Immobilien wirb 
nicht einfeitig, und nicht durch einfache Llebergabe, fondern nur durch Eintragung 
und Weberfchreibung in den öffentlichen Büchern erworben.” 

10) Ueber das interdictum uti possidetis jett befonderd Bruns Beſitz⸗ 
Hagen S. 1—83. 
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summariissimum, da8 Berfahren über den jüngiten Beſitz entwidelt, 
in welchem im Gegenſatz gegen daß eigentliche Interdikt, gegen das 
jegt jog. possessorium ordinarium, zunädft auf Grund einer ſum⸗ 
mariſchen Unterfuchung feitgeftellt wurde, wer die lebte ruhige Beſitz⸗ 
handlung behaupten dürfe, und diefem provijoriih der Schug im 
Befig ertheilt wurde, um in dem darauf etwa nachfolgenden pos- 
sessorium ordinarium die Rolle des Beklagten zu erhalten!!). 

Dad possessorium summariissimum war nım die Klage aud 
dem gegenwärtigen Befig, während ſich dad ordinarium in ein 
poſſeſſoriſches Ne chtömittel aus dem ältern Beſitz, in ein possesso- 
rinm recuperandae possessionis verwandelt hatte. Die neueren 
Partikularrechte haben dad summariissimum ald ein befondered Ver: 
fahren meiftend befeitigt, ohne dab ed darum dem Richter benommen 
wäre, proviforiihe Anordnungen zu treffen"). 

4. Dad possessorium ordinarium hat in Deutihland durch 
die Prarid zum Theil feine urſprüngliche Natur verloren. Während 
man bis zum 18. Sabrhundert auf Grund der italieniſchen Ausbil: 
dung den poffefforiihen Charakter defjelben unbedingt fefthielt!?), 
trat von da an eine grenzenloje Verwirrung ein, indem man die 
Klage theilweiſe als petitorifche behandelte und einen Beſitztitel für 
ihre Anftellung forderte, und indem andererjeitd der Beklagte auch 
petitorische Einreden vorbringen durfte, 3.8. dab er aus einem 
Titel befite oder gar Eigentbum habe. Indeſſen waren died be= 
ftrittene Inkonſequenzen, welche zu feiner unbedingten Herrichaft ge 
Iangten. Es fehlte in diefer Richtung an jeder feiten und dauernden 


11) Ueber bie Ausbildung bes possessorium summariissimum Bruns 
R. des Beſitzes S. 182 ff. 232 ff. 261 ff., 375 ff., 397 ff, 419 f., in Bekker's 
Jahrb. IV. ©. 67f., Heusler S. 305 ff, Meiſcheider S. 142ff., 161 ff. — 
Wetzell Eivil-Proz. 3. Aufl. 8 30 N. 78 ff., Briegleb Ein. in d. Theorie ber 
fummar. Progeffe S.511f. — Seuffert XVIII. 251 (Götting. Sur. Fal.). 

13) Im bairifchen Recht war es anerlannt (Bruns ©. 430), ift aber 
burch Die neuere Prozeßgeſetzgebung befeitigt (Roth II. $ 134 N. 15, 23); 
über Deftreih Bruns S. 459f., Sadfen Schmidt S. 173f. — Zürider 
Geſ. B. 8 502. — Dies ift im weſentlichen auch ber Stanbpunlt des preußi⸗ 
fen Rechts, welches die Klage wegen Befibftörung und wegen Befigentiegung 
zufammen behandelt, Preuß. Landr. I. 7. 8 146 ff., 150, allg. Ger. ©. I. 31. 
Ss Uff.; vgl. Bruns ©. 437 ff, Förſter III. $ 162 N. 21, Dernburg L 
8 158. 

19) 3.8. in Sachſen Bruns im Jahrb. IV. ©. 90 ff. 
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Rechtsbildung und bejonderd feit der Bekämpfung berfelben durch 
Böhmer und v. Savigny ift der rein poſſeſſoriſche Charakter des 
interdietum uti possidetis wieder zur Geltung gelangt‘). 
Dagegen hat dafjelbe in allgemeinerem Umfange eine Erweite⸗ 
rung daburd erhalten, daß man annahm, der aus dem Beſitz ge- 
drängte ehemalige Befiger habe nicht aufgehört zu befigen (vgl. oben 
N.1ff.), und zu Folge davon dem ältern Beſitzer dad interdietum 
uti possidetis gegen den jüngern Beſitzer gab; fo erhielt ed ben 
Charakter eined refuperatorifchen Rechtsmittels. Man präfumirte da- 
bei vielfach, daß der jüngere Beſitzer fehlerhaft befige, und fie ihn 
nur zum Eiege fommen, wenn er beweift, daß der Kläger feinen Bes 
fit freiwillig aufgegeben hat, oder, indem man petitoriiche Elemente 
einmilcht, wenn er jelbft einen Titel für jeinen Befig anführen kann”). 
Regelmäßig fteht die Befitflage nur dem wirklichen Beſitzer 
zu!e); dagegen ertheilt fie das preußiiche Recht auch dem Detentor!”) 
und das fächfiihe Geſetzbuch ($ 208) auch demjenigen, „welcher eine 
Sache zur Benutzung oder zum Zwede feiner Sicherung inne hat“. 
5. Die Klage bei Beligentjegung (interdieta recupe- 
randae possessionis). Cine uocd weitere Umgeftaltung ald dad in- 
terdietum uti possidetis erfuhr das interdietum unde vi —, zu 
nächſt durch Ausbildung der Spolienklage im kanoniſchen Redt'®). 


19 Bol. darüber Bruns im Jahrb. IV. S. 85—109, welcher fih beſon⸗ 
ders gegen Delbräd S. 128 ff. richtet, ber flir ben petitorifhen Charakter 
des Ordinarium eingetreten war. — Für bie Delbrück'ſche Anficht erklärte fich 
Ipäter Ziebarth bie Realerelution und bie Obligation 1866. S. 270 ff., während 
Bruns Befitllagen 1874. ©. 222 ff., 224 von neuem bemerkt, daß jene für 
den petitorifchen Charakter geltend gemachten Momente zu vereinzelt unb von 
andern Autoritäten zu beftritten ſeien, um eine felbfländige Rechtsbildung an⸗ 
zunehmen. Für die poffefforifhe Natur erklärt fih au Heusler ©. 305 f. und 
Meifheider S. 154 ff. 

15) Bol. Delbrüd S. 115ff. 124f,, Bruns im Jahrb. IV. ©. 57 ff., 
72 ff, 86. — Seuffert VII. no.41. — Bgl. auch die Anführungen aus 
ältern Gefegen bei Delbrück S.231f., S.239 (aus der Henneberger Landes⸗ 
ordnung). 

16) C. Max. Bav. II. 5. $ 12; öfter. Reht Bruns ©. 459, Randa 
S. 107 ff.; franz. R. Zachariä I. 8 190°. 

Mm, Preuß. Landr. I. 7. 8 150 vgl. mit $ 141, 146—149, Förſter III. 
8 162b, 

18) Bol. Dunder Zeitſchr. f. d. Recht II. 2. ©. 96 ff., Bruns R. des 
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Schon nad den pſeudoiſidoriſchen Quellen kann ein Biſchof, welcher 
fei e8 durch unmittelbare Eigenmacht, Raub, Diebitahl, Dejeltion, 
fei es durch Zwang, richterliche8 Urtheil, Betrug u. |. w. das ſeinige 
verloren bat, wenn er felbft in eine SKriminalanflage verjebt ift, 
erceptiondweife (exceptio spolii) feine poſſeſſoriſche Reftitution bean» 
tragen, nicht bloß gegen den Spolianten ſelbſt, jondern gegen jeden 
Befiper der fpoliirten Sachen. Diefe Einrede’*) wurde im |pätern 
kanoniſchen Recht (zunächſt der Gloffe zum Defret) da8 Fundament 
für eine felbftändige poſſeſſoriſche Klage, actio spolii'®), welche jeder 
Beziehung auf die urfprüngliche Veranlaffung entkleivet war und auf 
Reftitution der durch fremdes Unrecht verloren gegangenen Sache 
gegen jeden dritten Befiter geht. Wenn auch die Päpfte in ihren 
Defretalen diefe Ausdehnung noch nicht anerkannten, jondern beim 
römiſchen Recht ftehen blieben, Verluſt durch Gewalt (per violen- 
tiam) forderten und gegen den dritten Befiger die Klage nur unter 
der Vorausſetzung zuließen, daß er die Spoliation beim Erwerb 
der Sache kannte”), fo hat doch die Spätere kanoniſtiſche Literatur 
fih durchaus an die Gloffe zum Dekret angeichloffen und die Spo- 
ltenflage im weiteften Sinne gegen den dritten Befiger, auch wenn 
feine eigentliche Gewalt ftattgefunden bat, zugelafjen”'). Auch wurde 
die Beihränfung des interdietum unde vi auf Immobilien befeitigt 
und die Spolienklage gleihmähig bei Mobilien und Immobilien und 
bei Rechten, an denen man eine quasi possessio annahm, zuge 
laffen. 

Trotz vereinzelten Widerſpruchs, der ſich erft im 18. Jahr⸗ 


Befites S. 181ff., Deibräd ©. 147 ff, Maaßen in Beder’s Jahrb. III. 
©. 227—245, Bruns Befitllagen S. 212 ff., Meiſcheider S. 144 ff., 166 ff., 
v. Roth zur Lehre von ber Genoffenichaft. 1876. S. 126 ff. 

180) Die Einrebe ift im neueren Recht fallen gelaffen unb zum Theil 
auch durch ausdrückliche Geſetze befeitigt; 3.8. Meining. Geſetz v. 14. Aug. 1833 
art. 1: „Die Vorſchrift der bisherigen Geſetze, daß berjenige, welcher ein Spolium 
erlitten bat, fid auf Klagen bes Spolianten vor dem Erfats bes Entzogenen nicht 
einzulaffen brauche, wird aufgehoben.” 

19) condictio ober remedium ex canone „Redintegranda“ (c. 3. C. 33. 
qu. 2). 
%) c.18 X. de restit. spolü II. 18. 
a1) Bruns R. des Beſitzes S. 219 ff., 249 f., Sahrb. IV. S. 68 ff., 
Ziebarth Realerelution &. 259 ff. 
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hundert zu lebhafter Oppofition erhob, ging died Nechtsmittel in 
derjelben Ausdehnung in die deutſche Literatur und die deutſche 
Praxis über?): ed war nicht bloß bei eigentlicher Gewalt (vis atrox), 
jondern bei jeder Eigenmacht anwendbar, bei Zwang, heimlicher Be- 
fipnabme, bei unbefugten Verfügungen von Behörden, Berluft ohne 
eigenen Willen u. |. w.®). . 

Auf die weite Anwendbarkeit der Spolientlage mögen deutſch⸗ 
rechtliche Auffafjungen ihren Einfluß ausgeübt haben. Denn unter 
dem Berluft von Immobilien „mit Gewalt und Unrecht“ .begriff 
man im ältern deutichen Recht nicht bloß Fälle eigentlicher Gewalt- 
thätigkeit, jondern auch jonftige Falle, in denen Jemand feinen Befit 
gegen dad Hecht verloren bat“). Und was Mobilien anbetrifft”), 
jo fonnte, wer überhaupt gegen feinen Willen aus dem Befiß ge- 
fommen ift, gegen jeden dritten Befiter der Sache Hagen: er ſtützt 
feinen Anſpruch nicht auf fein Recht, ſondern auf feinen früheren 
Befig und den unfreimilligen Berluft deſſelben). 

6. Dody war die Anwendung der Spolienllage in Deutichland 
nach vielen Richtungen im Detail beftritten: 

a) Db fie bloß dem eigentlihen Befiter oder au dem Des 
tentor zuftehe, welcher in eignem Intereſſe detinirt”); auch die Ge 
jepbücher gehen darüber auseinander). Ganz bejonderd trat der 


) Bruns R. des Befites S. 374 ff., 390 ff, Delbrück ©. 166 ff. 

33) Bol. 3.3. auch Preuß. Landr. I. 7. 8161. — Roth baier. Eivilr. 
8 134 N. 72. — Seuffert I. no. 224, II. no. 50, XVI. no. 115, 186, 
XIX. no. 46. 

2) Laband vermögensrechtlide Klagen S. 196. 

25) Bol. das genauere im Mobiliarſachenrecht $ 146. 

%), Bruns Sahrb. IV. ©.65 will weber das Abfehen von eigentlicher 
Gewalt, noh S.68 ff. die bingliche Wirkfamfeit der Klage gegen jeden britten 
Befiter als Nachwirkung beutjchrechtlicher Einflüſſe betrachten, jondern nimmt 
nad beiden Richtungen nur eine Fortbilbung bes römiſchen Rechts an; doch 
bat er dieſe Anficht fpäter (Beſitzklagen S. 223 ff.) mobiflcirt. 

7) Bgl. darüber befonder® Bruns R. des Beſitzes S. 893 f., Beſitzklagen 
S. 227 ff. Meiſcheider S. 121f. 

#8) Gegen ben Detentor erklärt ſich: C. Max. Bav. II. 5. 8 11 n0.5—7 
(welcher aber unter einem Detentor nur denjenigen verſteht, welcher nicht die 
Abſicht hat, die Sache für ſich zu haben; vgl. oben 8 75 Abſ. 4), öſtr. ©. 2. 
5339, 346 (Randa 87 S.107ff.), das franzdf. Recht Zachariä I. 8 190°, 
bie Nafſauer Praxis Bertram $ 51 (1. Ausg. 8 40). 
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Zweifel bei dem Miether und Pächter hervor”). Mit gutem Grunde 
wird man auch dem Detentor, welcher in eignem Snterefje die Sache 
hat, den Beſitzſchutz zuſprechen dürfen, da dad moderne Recht im 
Zujammenhange mit ältern Auffaffungen geneigt ift, bei dem ani- 
mus rem sibi habendi Beſitz anzunehmen (vgl. oben 8 75. Ab⸗ 
jag 3 und 4)%). 

b) Es war ferner beftritten, ob bie Klage nur gegen den Spo- 
lianten jelbft und jeine Erben®'), oder gegen jeden dritten Befiker, 
aud) einen bonae fidei possessor, oder gegen den dritten nur in 
dem Falle zuläffig jei, daß er bei feinem Erwerb Kunde von der 
Spoliation hatte (spolii conscius)}? Die neuere Prarid hat allge 
mein die Klage gegen den dritten Befiter auf diefen lehteren, durch 
dad gemeine Recht gejeplih”) begründeten Fall beichränft®) und 
auch die neueren Geſetzbücher haben diejer dem pofjefjoriihen Ver⸗ 
fahren allein entipredhenden Behandlung Ausdruck gegeben“). 


Dagegen für den Detentor: Preuß. Landr. I. 7. $ 146, 147, 169, 170 
(vgl. aber auch die Einſchränkungen in $ 162, 163), ſächſ. Gef. B. $ 208, 209, 
Zürich. ©. 8. 8 1493, baier. Entwurf $ 40. — Bisweilen wird in mit dem 
Possessorium unverträglider Weiſe die Rückſicht auf bie bona fides hinein- 
getragen; vgl. die Nachweifungen von Delbrüd in v. Ihering’e Jahrb. X. 
©. 133; Züridher Gef. B. $ 505. 

#9), Der Pächter bat die Beſitzklage gegen den Verpächter: Seuffert 
XXIV. no. 212, XXV. no. 27 (Wolfenbüttel), O. Land. Ger. zu Deſſau im ben 
DL. f. Rechtspfl. in Thür. XXI. ©. 248 fi., Entſch. des Reichsger. V. no. 42, 
Ziebarth S. 216 ff.; über die frangöftiche Praris Bruns Beſitzklagen S. 227 
N. 9; Bruns daſelbſt ©. 237 ff.; vgl. auch Dernburg J. 290 N.6, Förfter 
II. 8136 N. 16, 17. — Dagegen wird die Beſitzklage in dieſen Fällen ver⸗ 
weigert: Seuffert I. no. 225 (Celle), XXII. no. 147 (Roſtock), XXVI. no. 11 
(Darmftabt), Dresdener Entſch. in den Sächſ. Annalen XXI. S. 169 f., Ztichr. 
f. Rehtspfl. u. Berw. XLI. ©. 416, Heusler S. 464 ff, Platner 86N. 1, 
König Berniſche Civilgeſetze II. S. 39. 

3) Für dieſen Beſitzſchutz ſpricht ſich auch Bruns Befſitzkl. S. 236 ff. 
aus, da ſein eignes Intereſſe eines Schutzes bedürftig ſei, und ſucht S. 240 ff. 
dies dadurch zu rechtfertigen, daß hier ebenſo wie beim ususfructus eine juris 
possessio geſchützt würde; Bekker Recht des Befites S. 375 f. will den Beſitz⸗ 
ſchutz gerade dem Detentor geben, welcher nicht zu eiguem Nutzen betinirt. 

1) Preuß. Landr. I. 7. 8 148; franzdf.R. Zachariä I. 8 190°. 

3) 0,18. X. II. 13. 

33) Bruns. bes Bei. S. 394, Beſitzklagen S. 246 ff.; vgl. auch v. Roth 
3. Lehre v. d. Genoſſenſchaft S. 126 ff., 129 ff. 

24) Nicht bloß das Sächſ. Gef. B. F 206, wie Bruns Befſitzklagen S. 247 
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c) Während nah römishem Recht der Befisihub bei Ent- 
jegung nur ein Jahr währte und nur wegen der Bereicherung des 
Dejicienten die Klage 30 Jahre hindurch zuläffig war®), wurbe die 
Spolienklage in der ältern, auf angeblid kanoniſches Recht ſich 
ftügenden Prarid und aud in einzelnen Gejeßgebungen der gewöhn- 
lichen 30 jährigen Verjährung unterworfen”). Dagegen ift daß neuere 
Recht wieder zu der einjährigen Verjährung zurüdgefehrt?”). 

d) Hatte man längft da8 Crforderniß eigentlich gewaltſamer 
Befipentziehung fallen gelaffen®), jo trat fpäter auch vielfach Gleich. 
gültigfeit dagegen ein, ob eine Dejeltion oder eine bloße Zurbation 
vorliege, und ließ man die Spolienflage auch bei bedeutenderen 
Belisftörungen zu®). Doch erhob fi, beſonders ſeit v. Savigny, 
in Theorie und Prarid eine Oppofition gegen die maßlofe Aus- 
dehnung der Klage“) und ift für das neuere Recht eigenmächtige 
Befibentziehung zu fordern *). 

e) Die früher oft vertheidigte Anfidht, daß der spoliatus zur 
Begründung feiner Klage nicht die Spoliation, jondern lediglich zu 


jagt, ſondern auch C. Max. Bavar. II. 5. $ 11 no.3, Züricher Gel. 8. $ 506, 
507, Baier. Entw. III. 1. art. 35. 

35) Weber das gemeine Hecht Bruns Beſitzklagen S. 260 ff. 

3) Dunder Zeitihr. f. d. R. II. 2. ©. 109f., Bruns R. des Bel. 
6.397 R.1; C. Max. Bav. II.5. 8 11 n0.9; 0. Roth a. a. O. S. 133f. — 
Auch nach öſtr. R. findet die gewöhnliche Verjährung ftatt. 

, Sidi. G. B. $ 210, Baier. Entw. III. art. 38, Schlesw.-bolft. Barti- 
kularrecht Falck IV. S. 64 N. 12. — Das Züricdher Gef. B. 8 508 läßt bie 
Klage nur binnen 6 Monaten zu. — Ueber das neuere preuß. Recht Förfter 
III. $ 162 N. 97 ff. 

39), Bruns Befitllagen S. 250 ff. Früher flellte man fie auch an gegen 
den Finder oder bei formell beredtigter Beſitzentziehung durch Behörben; vgl. 
aber bagegen Bruns Beſitzklagen ©. 256 ff. 

3 Bruns R. des Beſitzes S. 396. — Ueber bie vielfahe Vermiſchung 
von turbatio und dejectio auch Heusler Gewere S. 311 ff. 

0) Bruns R. des Beſitzes S.418f. — v.Ihering in ben Jahrbb. 
R. ©.118 ſpricht feine entgegengefettte Ueberzeugung aus, „baß bie mittelft 
biefer Klage bewerlftelligte Ausdehnung bes Beſitzesſchutzes auf alle Fälle bes 
Beſitzverluſtes ohne oder wider Willen bes Befiters ein burch und durch 
gejunder, praßtiiher Gebanle war.” 

m), Bruns Befitzklagen S. 254f. — Einiges kaſuiſtiſches Detail bei 
Seuffert III. no. 56, 267 (Drespen), III. no. 173, V. no. 23 (Lübed), XXXIV. 
no. 274 (Berlin). 
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beweijen habe, daß er früher einmal befaß, und daß es dann Sache 
des Beflagten jei zu beweijen, dab der Kläger den Befik auf rechts⸗ 
verbindliche Weile verloren habe“), ift in der Praris längft wieder 
aufgegeben worden ®). 

7. Belisfhug bei Rechten. Während dad römiſche Recht 
nicht bei allen Rechten, an denen es einen Belib annahm, denfelben 
auch durch Rechtämittel ſchützte“), hat die jpätere Prarid und Doktrin 
den Befig an Rechten, ganz bejonderd an den auf Grund und 
Boden radicirten Rechten auf fortlaufende Leiltungen, durch die Be⸗ 
ſitzllagen geſchützt. Cine Störung oder Entziehung des Beſitzes 
fann jowohl von Seiten des Pflichtigen, welcher fi den weitern 
Leiftungen entzieht, fie verweigert, ald aud von Seiten eined Dritten 
erfolgen“), weldjer fi dad Recht auf die Leiftung zujchreibt, umd 
den Pflichtigen an ihrer Entrichtung hindert, fie ihm verbietet u. |. w. 

Während eine bloße Nichtleiftung nur eine Störung im Beſitz 
enthält, nahm man bei Verweigerung fernerer Leiltungen gerabezu 
eine Befipentfegung an“), wenn auch nad) römifcher Auffaffung eine 


2) Bruns R. des Befites ©. 223 ff., vgl. auch bie dogmengeſchichtlichen 
Nachweiſe bei Delbrüd ©. 157 ff. 

#3) Bruns R. des Befikes S. 396, Beſitzklagen S. 251. 

Delbrück S. 150 ff. behauptet, daß die Spolienklage, ſoweit fie nicht 
gegen den Spolianten jelbft, fonbern gegen ben dritten Beſitzer ging, petitori- 
her Natur war, vgl. Dagegen Bruns R. des Bei. ©. 69 f., Befigllagen S. 216 ff. 
— Er behauptet ferner, im Zufammenhange mit ber zu N. 42 erwähnten 
dogmengeſchichtlichen Phafe, daß fie fih zu einer Klage aus dem ältern Beſitz 
umgeftaltet babe. — Ziebarth ©. 262ff., 270ff. tritt gleihfalle für ben 
petitoriſchen Charakter der Spolienllage ein, da die Ausbehnung ber Klage 
gegen ben britten Befiker nur im Falle ber bona fides bes Klägers als ver- 
nünftig erfeine; wenn aud bie Quellen biefe Vorausſetzung nicht machten, 
jei biejelbe doch anzunehmen. So entftehe fiatt des Delbrück'ſchen Sates: 
„ber ältere Befit ginge bem jüngern vor” ber Sat: „ber redliche Beſitz ift 
gegenüber dem unredlichen das beffere Recht.“ Dem fchließt fih Delbrück in 
feinem Aufjag in v. Ihering's Jahrbb. X. S: 129 ff. an. — Vgl. jest gegen 
die Anfiht von ber petitorifhen Natur der Spolienllage Bruns Befitzllagen 
©. 212 fi. 

4) Windſcheid II. $ 164. 

45) Es ift dies eine durch das Tanonifhe Recht eingeführte Erweiterung, 
Dunder Zeitihr. II.2. S. 97 ff., Bruns R. des Beſ. S. 124, 214 ff. 

#6) Theoberih v. Bocksdorff ftellt in feinen Gerichtsformeln ein Klag⸗ 
formular für biefen Fall auf (herausgeg. v. Böhlau Zeitſchr. f. Rechtsgeſch. 
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eigentliche Dejeftion vom Beſitz des Rechts nicht möglid if. Da zur 
Entziehung des Befiged feine vis atrox erforderlich fei, fondern auch fonft 
auf widerrechtliche Weile die Ausübung ded Beſitzes unmöglich ger 
macht werden könne, liege in diefem Falle nicht bloß eine Befikftörung, 
jondern auch Spoliation vor und Ffünne der Befiger zwiichen dem 
interdietum uti possidetis und der refuperatoriichen Klage wählen"). 

Einzelne Partitularrechte laſſen den Befig nicht ſchon durch die 
Weigerung an fi, jondern erft dann untergehen, wenn fidh ber bis⸗ 
berige Befiber bei der Weigerung des Pflichtigen berubigt®). 


1. 8.438 .), in dem es unter andern heißt, ber Beklagte habe ben Kläger 
burch die Weigerung uss myner rechten gewere gesatezt mit synes selbis 
gewalt ane gerichte und recht, daz om nicht zcu gebort zeu thune; 
Kläger bittet ihn weddir in die gewere zcu brengene. — Bgl. auch Wormfer 
Reformation III. Theil 3 Tit. 5 Abſatz 2. 

An Dunder Zeitihr. II. 2. S. 78 ff, 102ff., Bruns R. des Befſitzes 
S. 124, 203ff., 205 ff., 210ff., 243 ff, 279 ff, 384 N.8, 409 N. 1, 423 
N.3, 4, 429 N. 2. Renaud Reallaften S. 73 ff., Randa 8 85 ©. 676 ff. — 
Nachweiſe aus der Braris citirt Windſcheid II. 8 464 N. 7 und I. 8 164 
N.18. Bruns Befigllagen S. 252 N. 3. 

Nur wenige Gerichte leugnen bie Dejeltion durch Verweigerung ber Leiſtung: 
jo das D. U. Ger. zu Jena (Seuffert XII. no. 241: e8 fei eine gewiffe Thätig- 
feit, eine äußerlich erfennbare pofitive Handlung zu fordern) und ber baier. oberfte 
Gerichtshof (Seuffert XXIX. no. 7: e8 fei eine Thathandlung, nicht bloß eine 
Willenserflärung erforberlih). 

# So Preuß. Landr..I. 7. $ 126 vgl. auch $ 84, Der. G. B. 8 351; 
Baier. Entwurf III. 1. art. 54: „ver Beſitz ber Neallaft gebt verloren, wenn 
ber Befiter auf bie Verweigerung ber Fortentrihtung der Leiftung nicht vor 
Eintritt des nächſten Leiftungstermines ben Anſpruch auf Befisichug geltend 
macht.“ — Stuttg. Praxis (Seuffert VII. no. 43). — Bgl. Dagegen Dunder 
Zeitſchr. II. 2. S. 8SIff, Randa ©. 677 N. 40, S. 680 N. 46. — Literatur 
über biefe Controverſe bei Roth baier. Civilrecht II. $ 133 N. 24. 

Wo nit eine pofitive Beſtimmung vorhanden if, wie im baier. Ent- 
wurf, wie fange fol man ba ben Befik troß ber Nichtausübung noch weiter 
annehmen? Wenn der Berechtigte 30 Jahre hindurch außergerichtliche Inter 
pellationen vergeblich erließe, würbe er fein Recht verloren haben. Aber deu 
Beſitz foll er no immer haben? — Dernuburg I. 8162 jagt: ber Befſitz fei 
fortgefallen, „wenn die Ausübung dauernd unterblieb, trogbem fie nach ben that» 
ſächlichen Berhältniffen zu erwarten gewefen wäre.” — Randa $ 34 ©. 651 ff. 
ftellt für das öfterr. R. das Prinzip auf: „ber Befit eines Rechts geht verloren, 
wenn ber Inhalt deffelben nicht innerhalb jenes Zeitraums ausgeübt worben ift, 
mit defien Ablauf das Recht felbft verjährt.” 


Stobbe, Prwatrecht. IL 2. Aufl. 4 


50 8 78. Der Begriff des Eigenthums,. 


Ameite Abtheilnng. Bas Immobilierfahenecht. 


Erſtes Capitel. Das Eigenthum, 
Erſter Abſchnitt. Bas Eigenthum im allgemeinen. 


878. Der Begriff des Eigenthums. 


1. Das Eigenthum iſt die oberſte rechtliche Herrſchaft über 
eine Sache, aus welcher alle andern Rechte an ihr abgeleitet find?). 
Das Cigenthum iſt an fi nicht die vollitändige und ausſchließliche, 
fondern nur die oberfte rechtliche Herrichaft; denn es widerjpricht 
nicht feinem Wefen, daß über diejelbe Sache in einzelnen Beziehun- 
gen auch andern Perjonen, ald dem Cigenthümer Rechte zuftehen. 
Diefe jura in re aliena charakterifiren fih im Verhaltniß zum 
Eigentum dadurch als untergeordnete Rechte, daß fie von der Herr- 
ichaft ded Eigenthümerd abgezweigt find und daß fie im Zall ihres 
Erloͤſchens zum Cigenthümer zurüdtehren. 


1) Ich gebe meine eigene Definition von Eigenthum mit einer gewiſſen 
Unficherheit, glaube aber, daß fie dem Wejen der Sache mehr entipricht, als bie 
am meiften verbreitete, daß Eigenthum die volle ausfchließliche rechtliche Herrichaft 
über eine Sache ei, da nach berjelben ein durch jura in re aliena beſchränktes 
Eigenthum gar nicht Eigenthum wäre; vgl. Übrigens auch Bruns in d. Encykl. 
883 und ©. Hartmann Rechte an eigener Sade. Freiburg 1877. ©. 4f., 
73 ff. (auch in Ihering's Jahrbb. XVIL ©. 70f., S.129 ff. — Daſſelbe ift 
auch gegen v. Gerber's 8 76 Definition einzuwenden: „das Recht ber prinzipiell 
totalen Berfügungsgewalt über Sachen”; denn ein befchränktes Eigenthum wilrbe 
dann gegen das Prinzip verftoßen. — Der Verſuch Förfter’s (III. 8 166 zu 
Note 7) bie herkömmliche Auffaffung zu retten: „die Beſchränkung trifft nicht das 
Recht ber Beherrſchung ale folches, fie mindert nicht diefes, fonbern nur einzelne 
Aeußerungen der Ausübung befjelben; fie ift ein für die Beſtimmung bes Be- 
griffs nicht entjcheibendes, weil ausnahmsweiſes,“ befeitigt nicht die Schwierig- 
feiten und flebt in direktem Widerſpruch mit der von Förfter jelbft behaupteten 
„ganzen und vollfländigen Beherrſchung.“ — Dagegen bin ich einverftanden mit 
Dernburg I. 8 181: „nicht das ift weſentlich für ben Begriff des Eigenthums, 
daß es in concreto bie volle Herrſchaft Über die Sache gibt, wohl aber, daß es 
bie Fähigkeit und das Beſtreben befitt, zu einer folhen unbeſchränkten Macht 
immer wieder heranzuwachſen.“ — Eine Anzahl von neueren Verſuchen einer 
Definition führt Windſcheid I. 8 167 N. 5 auf. 
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Das Eigenthum ift nicht die volle ausjchließlihe Herrichaft. 
Vielmehr hängt der Umfang der dem Eigenthümer zuftehenden Herr- 
haft davon ab, ob und in welder Ausdehnung andere Perfonen 
partielle Herrſchaftsrechte über diefelbe Sache haben. Der Eigen» 
thümer ift, abgejehen von gejeplichen Befchränfungen, nach allen Rich— 
tungen Herr über die Sache, in weldyen er nicht durch jura in re 
aliena eingejchränft ift. 

Es ift möglich, dab ein Eigenthümer eine jo gut wie unbe 
Ihränfte Herrfchaft, ein unbedingted Verfügungs- und Nutzungsrecht 
bat. Er kann aber auch in fo hohem Maß eingejchränft fein, daß 
er feine Einwirkung auf die Sache ausüben darf und fein Eigen- 
thum lediglich in dem Recht auf Gonfolidation, in der Ausſicht be 
fteht, daß nad Zortfal der jura in re aliena die Verfügungsge— 
walt wieder an ihn gelangt?). 

2. Die früher verbreitete Annahme, daß die Deutichen in älteften 
Zeiten den Eigenthumsbegriff nicht gekannt hätten, ift unbegrimdet®): 
fie hatten ſowohl dieſen Begriff, ald auch können wir und überhaupt 
fein Recht ohne den Eigenthumsbegriff denfen. Wenn ed auch 
zweifelhaft fein kann, ob zur Zeit der älteften Anfiedlung der ein- 
zelne Gemeindegenofje wirklih Eigenthum an jeinen Aedern oder 
ob er nur dad Recht auf Benupung von Gemeindeland beſaß, jo 
war er doch unzweifelhaft auch ſchon in früheſter Zeit Eigenthümer 
ſeines Haufed, und dab er an feinen Mobilien Cigenthbum hatte, 
kann feinen Augenblid bezweifelt werden. 

3. So lange die Urkunden lateiniſch gejchrieben wurden, bes 
diente man fich zur Bezeichnung des Eigenthums der Ausdrüde 
dominium, proprietas, proprium oder führte, um ganz ficher zu 
gehen, die einzelnen Befugniffe auf, welche dem Eigenthümer zu= 
ſtehen“). In jpätern Rechtöquellen, befonderd auch dem Sachſen⸗ 


2), Maurenbreder 8 245 fagt ridtig: „Das Rückfallsrecht oder Con⸗ 
ſolidationsrecht ift das eigentliche abjolute Kennzeichen des Eigentbums vor bem 
Nichteigenthum.“ — Bgl. aud in Note 1 die von Dernburg gegebene Definition. 

3) Bol. befonders Dunder in d. Ztihr. f. d. R. IL. 1. ©. 187 ff. 

% 3.2. Markulf I. 30 (Rozière formules I. no. 298): der Erwerber 
fol die Sache zu Eigenthbum erhalten. Dies wird umjchrieben durch habeat, 
teneat atque possedeat, et suis posteris ad possedendum relinquat, vel 
quiequid exinde facere voluerit, ex nostra commutatione liberam habeat 

4* 
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jpiegel, brauchte man dad das Objeft des Eigenthums bezeichnende 
Wort, um zugleich dad Recht an ihm zu bezeichnen: Eigen (praedium) 
oder fahrendes Gut bedeutet oft Eigentyum am Grundftüd oder an 
der fahrenden Habe). Seit dem 13. und 14. Jahrhundert jagte 
man „Eigenſchaft“ oder „Eigenthum“ ®). 

Jedoch verwendete man dieſe Ausdrüde nicht bloß für Das 
Eigenthumsrecht im eigentlihen Sinne des Wortd, ſondern auch für 
ſonſtige dinglihe Rechte, für dad Leibzuchtörecht”), Erbzinsrechte), 


potestatem; andere Belege bei Dunder S. 188. — Ebenſo werben häufig, um 
das Nutzungsrecht des Satungsgläubigers zu bezeichnen, feine einzelnen Befug- 
niffe aufgeführt, Kohler pfandrechtliche Forihungen ©. 231 ff. 

5) Homeyer Sadjfenfp. I. (3. Ausg.) S.416 und II. 2. S. 424. — 
Beſonders intereffant ift eine Urk. v. 3.968 (Lacomblet I. no. 110): quic- 
quid..... W.comes beneficii, nos vero praedii (b. b. vom Eigenthum) .... 
habere visi sumus. — Andere Stellen für ten Gegenfag von praedium und 
beneficium bei Waitz Berf. Geihichte VI. S.4 N. 1. 

6), Aigenschaft ſcheint bas Ältere Wort zu fein. Belege feit bem 
13. Jahrh. bei Haltaus glossarium S. 285, Benede mittelhochd. Wörterb. 
I. ©. 416, Lexer mittelhochd. Wörterb. I. S. 519. — Vgl. auch zwei Urf. bei 
Dunder ©. 198 f. (v. 3.1297 u. 1326), Stellen bei Arnold Eigenthbum in 
den deutichen Städten S. 16f., Kraut 8 68 no. 46, 47. 

Eigenthbum erft feit dem 14. Jahrh.; vgl. Stellen bei Haltaus 
S. 268 f., Arnold Eigent. S. 17, Kraut 8 68 no. 48—50, 8 73 n0.2. Defter 
in dem älteften Livlänbifchen Ritterrecht aus dem Anf. des 14. Jahrh. art. 6Lff. 
— Egendom (masculinum) in dem Hannover'ſchen Urkundenbuch no. 244, 335 
v. 3.1846 und 1355. — Bisweilen aud in Verbintung mit Bogtei: egendom 
unde vogedighe, Urk. v. J. 1320 bei Höfer beutfche Urkunden II. no. 67. 
Grimm Wörterb. III. ©. 101 fagt nur, daß das Wort vor Luther vorkommt. 

Uebrigens wird in ältern Quellen auch sala (traditio) bisweilen für 
Eigenthumsrecht gebraudt; einige Stellen bei Stobbe Zeitichr. f. Rechtsgeich. 
III S. 413 R. 15. 

7) Oft in Urkunden bei Kleinmayın Juvavia: usque ad finem vite 
sue tradidit in proprietatem; tradidit in proprietatem illi et filiis suis 
usque ad finem vitae illoerum; in proprietatem concessimus eo videlicet 
tenore, quatenus .. . . hoc teneat, usitet et potestative omnibus diebus 
vite sue possedeat u. ſ. w. (vgl. S. 125f., 133, 136, 190, 214). — Mon. 
Boica XXVIIL“ no. 57 a. 885: donavimus ..... usque ad finem vitae 
suae in proprietatem; no. 67 a. 889: omnibus vitae suse diebus in pro- 
prium concessimus; damit promiscue beißt e8 weiter: sub usufructuario 
omnis vitae suae dies teneat; no. 131 a. 967: usque in obitum illius 
vitae in proprium donavimus. — Neugart C.D. Alam. I. no. 580 a. 888: 
in meam accipiam sub usufructuario proprietatem. — Würzburger Urk. v. 
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Pfandrecht“) u. |. w., weil bei diefen Rechten der Berechtigte eine 
Diepofition über dad Gut hat, es befist, feine Nubungen zieht und 
er für denjenigen, welcher nicht genauer die Schranfen ſeines Rechts 
beachtet, als Eigenthümer erjcheinen konnte. Man unterjchied wohl 
dad Eigenthbum vom Pfandredht, Erbzinsrecht u. |. w., aber bei dem 
Mangel einer feiten Zerminologie und feiten Theorie hatte man 
feine Scheu, aud) bei jura in re aliena von Eigenthum im Sinne 
der rechtlichen Herrichaft zu fprechen. Und umgekehrt ſprach man, 
wenn ed fi um einen wirklichen Verkauf zu Eigenthum handelte, 
von emere in perpetuam possessionem, von einem Erbfauf!?). 


3.1152 bei Roſenthal Eigenthum in der Stabt Wirzburg. Wirzb. 1878 
©.4: von ber Kirche, welche Eigenthümerin eines Gute if, wirb gefagt, fie 
befite e8 perpetuo proprietatis jure, von dem Nutnießer, er babe usus pro- 
prietatem. — Lübiihe Urk. v. 3. 1374 bei Pauli Lübedifhe Zuſtände III. 
©. 126 no. 39: Jemand lauft ad tempora sue vite et ad vitam uxoris... 
proprietatem domus; auch no. 40. — Bgl. auch Urkunden über joldhes lebens» 
längliches Eigenthum bei Waitz Berf. Gefchichte VI. S. 88, 90f. 

° Häufig auch noch in fpäter Zeit, befonders in ſüddeutſchen Urkunden, 
Arnold Eigentum in den deutſchen Stäbten 1861. ©. 291f.; vgl. 3.8. die 
Url. v. 3.1273 daſelbſt S. 340, wo das wirkliche Eigentbum durch proprietas 


und das Nutzungsrecht durch dominium wiedergegeben wird. — Urt. a. 1226 
(Lacomblet II. no. 139): Cum itaque jus proprietatis diete curtis idem 
H. a me teneret, precibus suis .... obtemperans .... idem jus pro- 


prietarium effestucavi. — Niederſächſ. Weistbum v. 1579 (Grimm III 
©. 257 84): weme sie den eigenthumb und auch grund u. bodden zu- 
erkennen? ingepracht: den eigenthumb den rechten erben (b. h. den Bauer- 
gutsbefiern), aber grund und bodden (b. h. die Gutäherrlichkeit) dem hause 
Peina; vgl. au das Weisthum daſelbſt S. 255 83. — Friebberger Pol. O. 
v.1690 (bei Thudichum Geſch. des Gerichts Kaihen S. 40 N. 8): wer ein 
gut erblich verleihet, der begibt sich seines eigenthumbs u. hat nicht 
mer an demselben gut, dann so viel zinsz oder pfacht, als viel er ihme 
darauf zuvor ausbehält. — Bgl. Übrigens auch Rückert Unterſuchungen aus 
dem Sadenredt ©. 118 ff. und Heusler Gewere ©. 56, welde geneigt find 
den Bauern, ben Prefariften als Eigenthümer anzujehen und dem Grunbeigen- 
thümer nur eine Anwartichaft (ogl. oben $ 71 N. 10 ff.) zugufchreiben. 

9) setzen und eigenen in ſchleſiſchen Urkunden, vgl. Breslauer libri 
signaturarum no. 71 u. 91 in d. Zeitfchr. f. fehlef. Geſch. VII. ©. 181, ©. 189. 

10) 3. B. Stenzel liber fundationis claustri S.M.V. in Heinrichow 
p. 43: emit a Stephano ... . supradictam silvam ... . in perpetuam 
possessionem. — Erblih verkaufen Fülih Berg. Landr. c. 97 a. Anf. 
(Manrenbreher Rheinpreuß. Landrechte I. S. 271), Erblauf Lüneb. Nieder- 
Ger. O. (Pufendorf HI. app. p. 363). 
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Aus diefer fo wenig präciien Faflung des Eigenthumsbegriffs 
und der Haltlofigkeit des Sprachgebrauch erklärt es ſich, mie die 
italienische Lehre vom getheilten Eigenthbum fo bereitwillig in Deutſch⸗ 
land recipirt werden konnte. Man war jehr geneigt, dad Herrſchafts⸗ 
recht einer Perſon über eine Sache, welches ſich zugleich thatſächlich 
mantfeftirte,  Cigenthbum zu nennen, audy wenn ed in Wirklichkeit 
nicht Eigenthum, jondern nur ein jus in re war. 

4. Man ging aber noch weiter und behandelte den Eigenthums⸗ 
begriff nicht bloß ald einen fachenrechtlichen, ſondern ſprach aud von 
Eigenthum an Rechten, an der Vogtei, Gerichtöbarkeit, dem Patronat, 
an Renten, Zehntberechtigungen u. |. w."). Da folde Rechte Objekte 
eines weitern Verkehrs waren, fie zu Zehn, Leibzucht, Pfandrecht über- 
tragen werden fonnten, an ihnen Semand im Gegenjah gegen die wirkliche 
Berechtigung den Beſitz haben konnte, jo befriedigte man ein in der 
That vorhandened Bedürfniß, wenn man von Eigenthum an ihnen 
in dem Fall ſprach, daß der Berechtigte dad Recht voll befigt und 
mit Bezug auf dafjelbe von feinem Andern abhängig iſt, der es ihm 
übertragen hätte. 

5. Diefe weite Ausdehnung des Begriffd findet fih auch in 
neueren Gejepgebungen, weldhe Eigenthum alled dasjenige nennen, 
was Semandem zugehört, was in feinem Vermögen ji) befindet‘®), 
und nit bloß von einem Cigentbum an ſolchen echten, welche 
auf Grund und Boden radicirt find, jondern ganz allgemein von 
einem Eigenthum an Rechten, bejonderd aud an Forderungen 
ſprechen 18). 


ui) Dunder S. 194, 195, Kraut $73 no.3—12. — Urk. a. 1218 
(Guden I. p. 104) fpridht von ber proprietas an einem navalis transitus 
(einer Fährgerechtigkeit). — Die Stadt Riga gehöre dem Biſchof jure dominii 
vel quasi, Urf. bei v. Bunge bie Stabt Riga. 1878 ©. 108. 

13) Deftr. Gef. B. 8 353: „Alles was Jemandem gehört, alle feine koͤrper⸗ 
lichen und unkörperlichen Sachen heißen fein Eigenthum.“ — Preuß. Landr. I. 8. 
8 1, 2: „Eigenthümer beißt derjenige, welcher befugt if, über die Subftanz 
einer Sache oder eines Rechtes, mit Ausfchliefung Anderer, aus eigener Macht 
durch fi ſelbſt ober einen Dritten zu verfügen. Alles, was einen ausjchließenden 
Nugen gewähren kann, ift ein Gegenfland des Eigenthums“; I. 21. $ 201: „bie 
Erbpachtgerechtigkeit it das volle Eigenthum bes Pächter und es kann von ihm 
darüber... . . frei verfügt werben.” 

1) 3.8. Oeſtr. ©. B. 8 1424: „Eigenthümer der Forderung“. 
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Wenngleich es jelbitwerftändlich ift, daß die Grundjäge über das 
Eigenthum an Sachen auf Rechte und Forderungen nicht übertragen 
werden fönnen, jo ift doch der Ausdrud „Eigenthum an Forderungen“ 
nicht jchlehihin zu verwerfen, da man ja mit vollem Grunde von 
einem Nießbrauch, einem Pfandredht an Forderungen jpricht und 
Eigentbum an einer Forderung lediglih, aber beftimmt bezeichnet 
dab die betreffende Perſon wirklich forderungdberechtigt und der une 
mittelbare Gläubiger ift’*), — überdied aber auch feine Gefahr befteht, 
da man in Folge jened Ausdrucks die Forderung in ungehöriger 
Meile jachenrechtlihen Prinzipien unterwerfen würde. Ganz unbe 
denflich darf man von einem Cigenthum an Rechten und Forderungen 
in dem Umfange jprechen, als unjer Recht den Beſitz an Forderungen 
und Rechten ftatuirt!®). 

6. In noch weiterer Verwendung ſpricht man auch von einem 
geiftigen, fTünftlerifchen, technifchen Eigenthum. Diefer Sprachge⸗ 
brauch ift jo feſt eingebürgert, daß er fich nicht mehr befämpfen läßt. 
Hier wird dad Wort Eigenthum in einem durchaus unjuriſtiſchen 
Sinne genommen, um audzudrüden, daß der Dichter, Künftler, Er⸗ 
finder u. |. w. allein das Verfügungsrecht über fein Werk, feine Er⸗ 
findungen u.f. w. hat und daß kein Anderer in ungerechtfertigter Weile 
Vermögensvortheile von feinem Werk ziehen ſoll (vgl. $ 158). 


8.79. Die Ausdehnung des Eigentyums an Grund und Boden. 
Während das römijche Recht den Eigenthümer von Grund und 
Boden unbedingt zugleid für den Cigenthümer von alle dem er- 
Härte, wad mit dem Grund und Boden feit und unmittelbar zus 
Jammenhängt, und ein bejondered Eigenthum an ſolchen Sachen nicht 
annahm , ihnen feine felbftändige rechtliche Eriftenz zufchrieb!), denkt 


Ueber biefen weiten Begriff auch in Würtemb. Geſetzen v. Wächter IL 
S. 207 N. 4, Über das Preuß. Recht Förfter II. 8 168 II. — Mit Ent- 
ſchiedenheit erflärt fi gegen biefen Spracdgebrauh Unger I. S. 524 ff., 
vd. Gerber $ 76; für benfelben, insbeſondere für das Eigenthum an dem Hecht 
ein Zeihen zu führen Homeyer bie Haus- und Hofmarken. Berlin 1870. 
©. 806 f. 

14) Bol. auch Bähr in v. Ihering’s Jahrbb. I. S. 401f. 

15) Ueber das fog. Bergwerkseigenthum vgl. unten $ 143. 5. 

I) omne quod inaedificatur, solo cedit; area est pars aedificii. Bgl. 
Zaun über das Prinzip bes einheitfihen Eigenthums an Boden, Gebäuden und 
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fi dad ältere und zum Theil noch dad neuere Recht dieſelben als 
in rechtlicher Beziehung abgejonderte Sachen und hält ed für mög- 
ih, daß an ihnen ein Anderer ald der Grundeigenthümer dad Eigen- 
thum bat. 

1. Sm ältern deutichen Recht wurden Häufer wegen ihrer da⸗ 
maligen faktiſchen Beichaffenheit öfter für Mobilien und für ein 
Objekt befonderen Eigenthums erklärt), Aud noch das Preußiſche 
Landrecht und die folgende Preußiſche Geſetzgebung hält ein ges 
ſondertes Eigenthum an Gebäuden für möglidy?). 

2. Sm Gegenſatz gegen dad römiſche Recht, nad welchem das 
Eigenthum von Gebäuden zwilchen mehreren Perjonen nur durch 
eine vertifale Scheidung getheilt werden Tann, findet fi partifulär 
die Auffaffung, daß die verſchiedenen Stodwerfe defjelben Gebäudes 
verichiedenen Perjonen gehören, oder daß der Cigenthümer eines 
Haufed zugleich dad Eigenthum am Keller oder an einer Stube im 
Nachbarhauſe haben kannt). Dagegen nimmt die Praxis der meilten 


beren einzelnen Theilen (im Arch. f. civ. Pr. XLIII. S. 211—228, 800—814), 
v. Wächter das Superficiar- ober Platzrecht 1868, beſonders ©. 10 ff. und die 
unten in N. 4 citirte Abhandlung von Mandry. 

9) Stobbe Beiträge 3. ©. des beutichen Rechts S. 62 ff. u. oben I. 8 63 
S. 523. 

8) Preuß. Lanbr. I. 9. $ 98: „ber, welchen: bloß das Cigenthum einer 
Oberfläche ober eines darauf errichteten Gebäudes, nicht aber bes Grunbes und 
Bodens zulommt” u. ſ. w.; 1.9. $ 327—882 (Förfter III. 8 176 N. 31—39), 
I. 20. $ 472 —475, 1.22. $ 243 ff. — Preuß. Geje ber den Eigenthums⸗ 
erwerb v. 1872 8 30: „die auf dem Grundſtück befindlichen .... dem Eigen- 
thümer gehörigen Gebäude” u. ſ. w. — v. Wächter S. 125 ff. führt aus, 
baß jene Beftimmungen auch im Sinne von Superficies gedeutet werben können. 
— Dandwardt Medi. Schwerin’ihes Bauernredt ©. 39 ftellt ohne Beweis 
ben Sat auf: der Bauer bat das dominium utile an dem Gehöft, aber „bas 
uneingeſchränkte Eigenthum“ an den Gebäuden; „jeboch unter ber Reſolutiv⸗ 
bebingung, daß der Erbzinsmann ohne Hinterlaffung eines fucceffionsfähigen 
Erben verſtirbt.“ — Dagegen erklären fi 3. B. die Gerichte von Naffau 
(Seuffert XXXI. no. 113) und Baiern (XXXIV. no. 277) gegen bie 
Möglichkeit eines ſolchen gefonberten Eigenthums. — Bgl. auch unten II. $ 132 
N. 67, 68. Gewiß mit Unredt nimmt Fald V. S.245f. an, daß wenn 
Jemand mit Erlfaubniß des Grundeigenthümers auf beffen Boden ein Gebäube auf⸗ 
führt, der Superflciar auch nach gemeinem Recht Eigenthümer des Gebäudes werbe. 

9 Lübifhe Url. v. 3.1357 bei Bauli Lüb. Zuflände I. S. 200 no. 53*. 
— Nürnberger Reform. v. 1564 XXVI. 10: ein Keller ober eine Sammer 








$ 79. Die Ausdehnung des Eigentbums an Grund und Boden. 57 


Gerichte an, daß einzelne Theile eined Haufed nur bei einer Ver⸗ 
tifaltbeilung verſchiedenen Perjonen gehören können, und daß bei 
horizontaler Theilung entweder ideelles Miteigentbum mit Regelung 


unter dem Gebäude des Andern. — Frankf. Reform. VI. 4. 86: es ſoll nicht 
mehr, wie früher e8 oft geichehen („wie noch vor augen“) ein Haus unter 
mehrere Erben in ber Weife getheilt werben, „baß einem they! unden ber Käller, 
bem andern ba8 erft, wieberumb dem andern das zweyt oder Oberſt Stockwerk“ 
zuertbeilt werbe. — Trotzbem kann auch noch heute in Frankfurt eine Fleiſch⸗ 
bank dem Einen gehören, während ber Andere das Eigenthum an bem barunter 
befindliden Keller oder an den Über ber Fleiſchbank befindlichen Räumen bat. 
Die Fleiſchbanken werben als jelbftändige, immobiliare Rechtsobjelte behanbelt, 
welche in ben Bffentlihen Büchern eigne Bezeichnungen führen und unabhängig 
vom Recht am Haufe jelbft veräußert und verpfändet werben können (Seuffert 
IX. no. 264; das Lübeder Oberappellationsgericht läßt es unentichieden, ob man 
an Eigentum in vollem Sinne zu denken habe), — Eine Anzahl von baier. 
Statutarrechten führt Roth II. 8 120 N. 835, 36 an, wie auch nad einem Er- 
kennmiß des Münchener DO. A. Ger. Einer den Keller im Haufe bes Anbern 
buch Ufufapion erwerben kann (Seuffert XXI. no. 99); vgl. auch Erk. bei 
Hanſer Ztſchr. IV. S. 202f. Nah Ansbacher Statutarrecht kann man be- 
fonderes Eigentum an bem obern Stodwerk haben und eine Hypothek an bem- 
felben beftellen, Seuffert XXXVI. 106; auch erflärt der baier. Entwurf 
art. 212, 213 es für möglich, daß verſchiedene Stockwerke eines Haufes ober 
räumlich ausgeſchiedene Theile deffelben verſchiedenen Perfonen gehören. 

In feinen Säten folgt der baier.. Entw. bem Code civil art. 664: lorsque 
les diff6rens 6tages d’une maison. appartiennent & divers propri6taires 
2.|.w.; vgl. audy art. 553. Dieje Artikel ftehen in bireftem Gegenſatz gegen 
art. 552: „la propriet& du sol emporte la propri6te du dessus et du 
dessous“, woher fie von bloßer superficies oder andern binglichen Rechten ver- 
fanden werben; vgl. Zaun S. 218 N.15. — Züricher Geſetzb. $ 549: 
„Ausnahmsweije können verfchtebene Über einander liegende Abtheilungen eines 
Gebäudes ober auch das ganze Gebäude einerfeits und der Boden anbererjeits 
verichiebene Eigentblimer haben... . Die Lanbfchreiber follen indeſſen kei 
Hertigungen von Rechtsgejchäften derartige Spaltungen bes Grundſtückes möglichft 
zu verhüten tradhten.” — Weber andere Schweizer Partilularregte König 
Berniihe Eivilgefege II. S. 86 f. 

Auch in Deftreih war bies früher möglid, Unger I S. 415 N. 23. 
— Für biefe Möglichkeit fpricht fih auch Falck V. S. 246 R.45 und Paulſen 
839 N. 8 aus. Das O. A. Ger. zu Kiel (Seuffert VI. no. 152) fagt, daß 
wenn ein Hausbefiger zugleih Eigenthümer des Kellers im Nachbarhaufe fei, 
fein Eigenthum durch Einräumung einer superficies ober burd eine servitus 
oneris ferendi in Rückſicht auf den Über dem Seller befindlichen Theil des 
Haufes beichräntt ſei. 

Während die ältere Praxis in Würtemberg (Seuffert XVIII. no. 242) 
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der Nutzung an einzelnen Theilen oder Eigenthbum des Bodeneigen- 
thümers anzunehmen jet, während die Andern eine Realjervitut oder 
Superficied baben?). 

Und e8 muß auch im allgemeinen, wo nicht eine entgegenge- 
ſetzte Rechtsbildung durch Geſetz, Gemohnheitöreht oder Praxis feft 
begründet iſt, davon ausgegangen werden, daß der Eigenthümer des 
Bodens zugleich Eigenthümer des ganzen Gebäudes iſt, welches ſich 
über demſelben erhebt, — und zwar nicht weil dieſe Auffafſung 
römiſch iſt, ſondern weil ſie allein dem Weſen des Eigenthums und 
dem praktiſchen Bedürfniß entſpricht und eine Abweichung von ihr 
zu mannigfaltigen Unzutraglichkeiten führt. 

Iſt einer Perſon ein feſt beſtimmtes, zeitlich unbegrenztes, ver⸗ 
erbliches und veräußerliches Recht an beſtimmten Räumlichkeiten eines 
Gebäudes eingeräumt, ſo empfiehlt es ſich, daſſelbe als ein dingliches 
Recht an einer fremden Sache, beſonders als Superficies anzuſehen, 
oder es iſt je nach den Umſtänden ein ideelles Miteigenthum der 
Mehreren anzunehmen, bei welchem die Nutzungen nach horizontaler 
Scheidung vertheilt ſind. Durch Eintragung im Hypothekenbuch 
kann dieſe Vertheilung dingliche Wirkſamkeit erlangen. 

In den meiſten Fällen wird die erſte Conſtruktion ausreichen, 


keine reelle Theilung annahm, ſondern jedem der Miteigenthümer des Hauſes 
das Recht auf vertikale Scheidung zuſprach, wird im neuerer Zeit (vgl. das 
ausführl. Erk. bei Seuffert XXIV. no. 239) ein Würtemb. Gewohnheitsrecht 
behauptet, wonach, wenn die Etagen verſchiedenen Eigenthümern gehören, die 
area in ber Weiſe in gemeinſchaftlichem Eigenthum ſtände, daß zu jedem Haus⸗ 
antheil ein dem Werth der Sondertheile entſprechender ideeller Antheil am Boden 
gehöre; vgl. auch XXIV. no. 299. — Dieſe Praris vertheidigt insbeſondere 
v. Krauß im Würtemb. Arch. f. R. u. Rechtsverwaltung XII. 1869. S. 329—364; 
vgl. aber Dagegen Mandry ebendaſelbſt XIII. 1870. S. 193— 224. 

5) Für Sachſen Seuffert IV. 101 (Schletter Jahrbb. VIII. S. 2 no. 8), 
Heflen-Kafjel Seuffert XIV. no. 10, XXXIV. no. 10, Braunfhweig XXXVII. 
no. 97, Heffen- Darmfl. Arch. f. prakt. R.W. N. F. XI S. 79 ff., Preußen 
Förſter III. $ 168 N. 36, 37, Medienburg Buchka u. Budde Entid. VI. 
©. 84ff. — Gel. f. Schwarzb.⸗Rudolſtadt v. 26. März 1858: es ſoll künftighin 
feine Theilung nad Stockwerken zuläfftg fein. Wo zur Zeit horizontale Theilungen 
beftünden, fei ein Miteigenthum der Mehreren nad) ibeellen Antheilen anzunehmen, 
„ievoh mit ausfchließlihen Gebrauchsrechten an den ihnen zugewiefenen Hans- 
theilen“. — Coburger Geſetz v. 3. Juli 1869 art. 3: „Die Theilung eines 
Gebäudes ift unzuläffig, wenn baffelbe durch eine ſenkrechte Scheidewand vom 
Grunde bis zum Dad in räumlich felbftänbige Theile nicht geſchieden worben iſt“. 
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da eine Superficied nicht bloß mit Bezug auf dad ganze Gebäude, 
fondern auch auf den Keller oder einzelne Stodwerfe beitehen Tann, 
und durch Anerkennung dieſes jus in re aliena die Intereſſen des 
log. Eigenthümers gefihert find‘). Daß unfere Quellen den Aus— 
drud Eigenthum brauchen, kann nicht enticheiden, da ed nur darauf 
antommt, ob bei Annahme einer Superficied das praftiiche Bebürf- 
niß befriedigt wird, und wir nicht genöthigt find, alles für Eigenthum 
anzufehen, was unfere Quellen fo nennen. 

3. Aud mit Bezug auf Pflanzen, welche mit dem Boden ver- 
wachen find, nehmen ältere und neuere Quellen biöweilen ein ges 
fonderted Eigenthum an, wenn eine andere Perfon, ald der Grund» 
eigenthümer das Recht bat die Früchte zu ernten oder fonft in 
feinen Nugen zu verwenden”). Man jchrieb den Bäumen, dem Ge 
treide, den Früchten u. |. w. ſchon vor ihrer Trennung vom Boden 
eine gejonderte Griftenz zu und erflärte fie darum biöweilen für 
Mobilien®). Unter den neueren Geſetzbüchern fieht das Preuß. Land⸗ 
recht ed ald möglich an, daß ein Anderer ald der Grundeigenthümer 


6) 9. Wächter a. a. O. S.49ff., fpeziell Über das fühl. R. S. 217f. — 
Diefer Anficht find au Zaun und Mandry, befonders ©. 202 ff. Das Keller- 
recht wirb als Servitut behandelt Entich. d. Reichsger. IV. no. 40. 

7) Bgl. das genauere unten in ber Lehre von bem Erwerb ber Früchte. 

& Kraut $ 63 no. 53, 54. — Machener Stabtr. aus bem 15. Jahrh. 
(Eörſch Aachener Rechtsdenkmäler 1871. S. 101 ff.) art. 17 $3: Item dat 
gras op den benden steyt, vur sint Johains messe ist varen have ind 
des anderen dages dar nae ist erve, as verre alst darop nach is gemeyt 
off ungemeyt. — Kurföin. Rechtsorbn. VII. $ 7 (Maurenbrecher rhein-preuß. 
Prov. R. I. S.429): „Unter dem Namen folder Fahrnüs ... fol... ans 
gelähete Feldfrüchten, Wein an ben Stöcken ... Baum-, Obft- und Gras- 
gewächs ... verftanden werben.” — Wunderbar ift die Beftimmung bes Breiben- 
bader Landbrauchs (C. Stammler das Recht des Breidenbacher Grundes 1882. 
©. 50), daß wenn Grundſtücke getheilt werben, bie Obftbäume anf ihnen gemein- 
I&aftlih bleiben und bas Obſt jährlih — oft unter fehr viele Intereffenten — 
getbeilt wird. Es wird biefelbe erft durch bie Heffifche BO. v. 1797 8 38, 39 
aufgehoben (Stammler ©. 82). — Ein Berner Geſetz v. 24. Oft. 1849 (König 
Berniſche Civilgefege II. S. 87) erflärt das Eigenthum an Bäumen auf eines 
Andern Grundſtück für loskäuflich; auch follen folche Nechte künftig nicht mehr 
errichtet werben. 

Diefer Auffaffung ftehen entgegen zahlreiche ſchweizeriſche Weisthlimer, 
weldhe die unabgefonderten Früchte zum Gut felbft zählen, 3.8. Grimm ®. 
1.14. 831, 32, 1.45, 1.275 (vgl. au 361), IV.273. 8 12, V. 205. 813, 
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das Eigenthum an den auf dem Boden wachſenden Bäumen bat?). 
Es beitimmt, daß „bie Früchte einer Sache glei bei ihrem Ents 
ftehen das Eigenthum bdedjenigen find, welder dad Nutzungsrecht ber 
Sache hat“), und dab „dad Eigentbum ded Samens oder ber 
Pflanzen, womit fremder Grund und Boden beftellt werden, jobald 
erfterer ausgeſäet ift und lebtere Wurzeln getrieben haben, demjenigen 
anheim fällt, welchem dad Nutzungsrecht ded Bodens zufommt!!)." 
Auch erklärte eine partifuläre Prarid die noch nicht getrennten Früchte 
(die Früchte auf dem Halm) für felbitändige beweglihe Sachen, 
weldhe ein Objekt der Mobiliarerefution bilden?) und die neuere 
Reichsgeſetzgebung hat dies allgemein für zuläflig erklärt"). 

Die ganze Auffafjung ift aber für das moderne Recht ald höchft 
fingulär zu bezeichnen und bat im übrigen in den neueren Eodififa- 
tionen nicht Platz gegriffen"). \ 


VI. 841. 8 16, von fpätern Ouellen 3.8. Frankf. Ref. II. 8. $ 4, Würtemb. 
Statutarredite bei Wächter I. S.203 N. 3. 

9), Preuß. Landr. I. 22. 8 199, 200, 243 — 245. 

10) 1.9. 8 221. 

1) 1.9. 8 275. Danach würbe alfo ber Pächter Eigenthlimer der von 
ihm gepflangten Bäume fein, dies Eigentum aber beim Ende ber Pacht ver- 
lieren. Bgl. auch Sächſ. G. B. $ 284 und unten $ 112 N. 9. 

13) Senffert XXIV. no. 209 (Oldenb.), wo fih auch zahlreiche Literatur⸗ 
nachweife finden. Bgl. auch Walded im Arc. f. civ. Braris LV. S. 482—510 
und Frande in d. Ztichr. f. Hannov. R. V. ©. 231 ff. 

22) Civ. Pr. DO. 8 714: „Früchte können, auch bevor fie von dem Boden 
getrennt find, gepfänbet werben. Die Pfändung barf nicht früher als einen 
Monat vor der gewöhnlichen Zeit der Reife erfolgen.” Bgl. auch 8 728. 

) Münden. Erf. bei Haufer Ztiſchr. IV. S. 380 f.: wer Früchte auf der 
Wurzel kauft, wird ihr Eigenthümer erft mit ihrer Trennung vom Boden und 
fann daher der von einem Anbern durch Pfändung ber betreffenden Früchte er- 
wirkten Bollftredung nicht widerfprechen. — Gegen die Anficht des Preuß. D. Trib., 
baf der Beſitz ftehender Bäume durch ſymboliſche Uebergabe, namentlich ver- 
mittelft Anfchlag mit dem Forſthammer erlangt werben kann, vgl. Förſter II. 
8 160 R. 31, 32, Randa Beſitz 8 11 N.19 und das Mündener Erf. bei 
Seuffert XIX. no. 123. — Die von Befeler 889 N. 3 angeführten Stellen 
beweifen nur, daß wenn Jemand Bäume in einem Wald mit einem Zeichen 
verfieht, Fein Anderer fich dieſelben aneignen darf, nicht aber daß er felbfi an 
ihnen bereits Eigentbum erworben bat. 
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580. Das og. getheilte Eigenthum?). 

I. Der Mangel an einem feiten Eigenthumsbegriff, dad Schwan 
fen des Sprachgebrauchs, dad Hervortreten des Rechts dedjenigen, 
welcher die Gewere hat und die Nutzungen zieht, haben es bewirkt, 
daß man ſehr weit gehende Nutzungsrechte einzelner Perſonen an 
Grund und Boden, beſonders das Recht des Vaſallen und des 
Bauern), auch als Eigenthum auffaßte und die italieniſche Theorie 
von einem dominium directum und utile ſchon früh auf dieſe Ver⸗ 
haͤltniſſe verwendete). Wenn man ſich auch deſſen bewußt war, daß 


1) Duncker über dominium directum und utile, in d. Zeitſchr. f. 
deutſch. R. II. 1. S. 177- 212. 

2) In Betreff des Erbzinsrechts vgl. oben 8 78 N. 8. 

2) Kraut $ 74 führt für dieſen Sprachgebrauch nur 5 Urkunden an; 
n0.8 ans d. 3.1156 ift unecht und aus dem berüchtigten öfter. privilegium 
majus entnommen, no. 9 u. 10 gehören dem 14. Jahrh. an. Ich gebe baber 
noch einige weitere Belege, welche zeigen, daß ſich dieſe Auffaffung zunächſt im 
Süden einbürgerte: Url. v. 3. 1276 (Deftr. Notizenblatt. 1854. ©. 39 .a. E.): 


sive teneat dominio utili vel directo aut utroque. — Zuricher Urk. v. 
107 Gluntſchli Zür. R. G. L S. 267 N. 251): ein Bürger verlauft fein 
jus hereditarium seu utile dominium an einem Haufe. — Basler Urk. v. 


1313 (Arnold Eigentum in ben beutihen Stäbten S. 84): proprietatem et 
dominium utile et directum dictorum reddituum ac domus.... trans- 
ferentes. — Basler Urk. vo. 1316 (Heusler in d. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. VI. 
6.133): quorum quidem bonorum seu possessionum dominium directum 
ad.. W. pertinet. — Url. v. 1348 (Mone Zeitihr. VI. S. 355): trans- 
ferens....jus, dominium utile et directum, proprietatem et possessionem 
euriarum. — Urk. v. 13856 (Gengler corp. juris munic. I. 563): ber Erz⸗ 
biihof von Ein babe utile dominium civitatis Coloniensis. — Urf. bes 
Grafen von Savoyen v. 3. 1365 (franchises de l’ancien diocöse de Gendve 
p. 27 £.): directo dietarum rerum dominio, homagio, usagio et aliis servi- 
tutibus nobis et nostris successoribus in posterum reservatis. — Prager 
Ur. aus der Mitte des 14. Jahrh. (Tadra Cancellaria Arnesti. Wien 1880 
p. 172, 186): omne jus proprietatis et directi dominii ac utilitatis pre- 
dietorum reddituum; verumque dominium tam directum quam utile. — 
Basler Urt, v. 1368 (Arnold a. a. O. S. 84): redditus suos ... et eorum 
proprietatem et dominium et omne jus ... . transferentes. — Brünner 
Schöffenb. 283: emphiteota utile dominium.... transferre potest in alium, 
quis rei venditae utilis actio sibi datur; vgl. auch 284. 

Maurenbreder 8 244 behauptet irrthümlich, daß das Inſtitut bes ge- 
theilten Eigenthums febiglich auf Yurifienrecht beruhe und in den Quellen bes 
Mittelalters noch nicht enthalten fei. 
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das vajallitiiche Recht oder dad Erbzinsrecht fein wirkliche Eigenthum 
jet, nannte man es doch Eigenthum im Sinne von Herrichaftdrecht 
über die Sache; man erflärte ed für eine Art Eigenthum: utile 
dominium, Nubungdeigenthum. 

Die Theorie der Glofjatoren hatte einen ganz andern Aus 
gangspunkt genommen: fie bezeichneten die mit einer utilis petitio rei 
geſchützten dinglichen Rechte, zunächſt das des Superficiarius und des 
Emphyteuta, ſpäter auch das vaſallitiſche und dad nad) Analogie der 
Emphyteuſe behandelte bäuerliche Nutzungsrecht als dominium utile 
und verftanden darunter ein nad, Analogie ded Eigenthums (utiliter) 
zu bebandelnded Recht, während der Eigenthümer mit feiner actio 
directa ihnen ald dominus directus galt?). 

Obgleidy die Libri feudorum das vajallitiihe Recht ald possessio 
per benefieium im Gegenſatz gegen die proprietas des Lehnsherrn 
bezeichnen und vom Bajallen jagen, daß er tanquam dominus a 
quolibet _possidente possit sibi quasi vindicare?) , ſprechen bie 
Ipätern Feudiſten doch auf Grund der rei vindicatio utilis von 
einem dominium utile. 

Sn Deutichland aber verftand man unter dem dominium utile 
ein mit dem Nubungdrecht verbundenes dingliched Hecht, dad Nuyungs- 
eigenthbum; man nannte es auch Untereigentbum im Gegenjab gegen 
das dem eigentlihen Cigenthümer verbleibende Obereigenthum®). 
Diefer Sprachgebraud ging aud in die Neichögeleggebung und ein⸗ 
zelne ältere Landesgeſetzgebungen über, ohne daß er zunächſt von 
Einfluß auf die Behandlung des dinglichen Rechts geworden wäre'?). 

Eine Verwerthung der Terminologie zu einer bejonderen Theorie 
verfucht dagegen das Preuß. Landrecht?): der nutzbare Eigenthümer, 


4) Meber dieſe italienifhe Auffaffung vgl. Thibaut Verſuche II. ©. 7Ofi. 
und die Stellen bei Kraut $ 7& no. 1—7, 11, 13. 

5) II. F. 8. S1u. 84. 

6) Gegen dieſe Auffafſung proteſtirte Zaſius in ber bei Eichhorn 
Rechtsg. IV. $ 565 N. d. abgedr. Stelle: Hoc loco novisse debebis, quod 
utile hic non intelligitur, quasi dominium ferens utilitatem, sed ideo 
dicitur utile, quia est minus perfectum ... Unde practici qui utile 
dominium nominant das nuzbare Eigenthum non videntur bene sentire. 

7) Bgl. die Stellen bei Dunder S. 209 R. 5 und Kraut 8 74. no. 15, 16. 

8) 1.18. $ 1—12, in bem Titel „vom getheilten Eigenthume”, welcher bie 
Leben und Erbzinsgäüter behandelt, vgl. auch I. 8. $ 19, 20. 
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babe dad zum Eigentum gehörige Nutzungsrecht in jeinem bejon- 
dern und audjchließenden Eigenthbum, er fönne über den Gebraud 
der Sache jo weit verfügen, ald dadurch nicht die Rechte des Ober: 
eigenthümers gejchmälert werden, er ziehe allen Vortheil, welder 
unbejchadet der Subitanz erhalten werden könne, auch die außer- 
ordentlichen Nutzungen, er habe alle Laſten zu tragen. Ein Prozeß, 
welcher mit dem dominus directus, resp. utilis allein geführt jei, 
bleibe ohne Wirkung für dad Recht ded andern Gigenthümerd°). 
Ein ſolches getheilted Eigenthum beftünde außer bei Xehen und 
Bauergütern auch bei Familienfideikommiſſen, indem der Befiger dad 
nußbare, die ganze Familie dad Obereigenthum babe’‘). 

Das Deftr. Gejepbuch, welches gleichfalld das getheilte Eigen⸗ 
thum annimmt, ftellt ebenjo allgemeine Grundfäge über die Be—⸗ 
handlung der beiden Arten auf und bezeichnet ald Fälle des Nutzungs⸗ 
eigenthums Lehn⸗, Erbpacht⸗ und Grbzindgüter und Familienfidei⸗ 
fommifje!). Sm ähnlicher Weiſe hat dieſe Auffaſſung auch in 
andern Partifularrechten Platz gegriffen”), während die franzöfilche 
und ſächfiſche Geſetzgebung fie unbedingt verwerfen ”). 

Sn der modernen Literatur herrſcht Streit darüber, ob der 
Spradhgebraudy und der Begriff des getheilten Eigenthums aufrecht 
zu erbalten ſei. Freilich bat derjelbe injofern an Bedeutung vers 
loren, ald die hauptſächlichſten Suftitute, für welhe man dad ges 
theilte Eigenthum annahm, durch die neuefte Geſetzgebung bejeitigt 
find: das Nupungsredht der Bafallen und Bauern hatte in allmä⸗ 
liger Entwidelung fid) in dem Maß gefräftigt und zu einem dem 
Eigenthum fait äquivalenten Recht erweitert, daß die neuefte Zeit 


9) I. 9. 810, 11, vgl. auch I. 18. $ 258. 

10) II. 4. 8 72, 73. 

1) Deftr. Geſ. B. $ 857—359, 629, 1124 ff. 

13) Baden'ſches Landr. art. 544°, art. 577 His “ mit theilweiſe felb- 
ſtändigen Sägen, baier. Geff. bei Roth $ 119 N. 7, wiürtemb. Gef. bei 
vu. Wächter DI. ©. 801 N. 26, Reyſcher II. $ 283 N.4. Ueber Hausgejeke, 
welche dem einzelnen Familienglied eines hochadligen Haujes an den Yamilien- 
gätern das dominium utile zufchreiben, während dem Haus in feiner Geſammt⸗ 
heit das volle Eigenthum zuftehe, vgl. Gierke in Grünhut's Ziſchr. V. 
8.569. — Einzelne Gefege citirt noch Mittermater 8156 N. 10, Fald 
V. S. 187 N. 2. 

13) CO. civ. 543 u. Sächſ. Gef. B. 8 226. 
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unter Aufhebung des jchattenhaften Obereigenthums des Lehns⸗ und 
Gutsherrn dem Vaſallen und Bauern wirkliches Eigenthum ertheilen 
konnte!“). So bleibt als Anwendungsfall nur das Familienfideikommiß 
beftehen. Indeſſen dürfen wir und doch der Beantwortung der fol 
genden beiden Fragen nicht entziehen: 1) liegt ein Bedürfniß vor, 
dem römijchen Recht entgegen ein getheilted Eigenthum anzunehmen? 
und 2) jol, wenn died nicht der Fall ift, auch der Sprachgebrauch 
Ober⸗ und Nutzungseigenthum, dominium direetum und utile aufs 
gegeben werden? 

Was die erfte Stage anbetrifft, jo handelt es fih, indem wir 
vom Familienfideikommiß abjehen und für diefe8 auf den ſpätern 
Abſchnitt verweilen, um Nutzungsrechte der audgedehnteften Natur, 
bei welchen der Berechtigte faft alle im Eigenthum enthaltenen 
Rechte ausüben darf: er darf dad Gut voll nugen, mit mehr ober 
weniger Beichränfungen veräußern, mit Schulden belaften, er tft zu 
Prozeſſen legitimirt u. |. w. Aber trogdem ift er fein wahrer Eigen- 
thümer: es ift unbeftritten, daß dad Gut nicht Eigenthum des Va⸗ 
jallen rejp. Bauern, jondern des Lehnsherrn, reſp. Gutsherrn ilt. 
Bafall und Bauer haben ein Recht an einer fremden Sade. Weil 
aber ihre Berechtigung faft die Gefammtheit der im Eigenthum ent- 
haltenen Rechte abforbire, nehmen doch auch beute noch zahlreiche 
Gelehrte ein doppeltes Eigenthum an, auf der einen Seite Nutzung 
und Proprietät, auf der andern Seite die übrigen Rechte der Pro⸗ 
prietaͤtw). Sie ftellen über den Inhalt des Ober⸗ und des Nutzungs⸗ 


14) Aus diefer Umwandlung zum vollen Eigentbum entnimmt Bluntſchli 
$ 60. 1 ein Beweismoment dafür, daß das Hecht des Bafallen und Baueru 
bereit8 vorher eine Art Eigenthum gewejen fei. 

15) Yeltere Literatur Über den Streit bei Runde 8 264; von neueren: 
Mittermaier 8 156, Maurenbreder 8 244— 246 (ber dominus utilis fe 
als Berechtigter in re aliena zu benlen; aber er könne vor ber Welt als Eigen- 
thümer auftreten; fein Verhältniß zum Herrn gehe den Dritten nichts au, wenn 
ihn diefer ih als Eigenthümer geriren läßt), Bejeler $ 82 (feine Recht⸗ 
fertigung: e8 babe „das Suftem ber Gewere, welches eine Beſchränkung bes 
Eigenthumsbegriffs als "möglich zuläßt, in biefer Beziehung einen gewiffen Ein- 
fluß auf das moderne Rechtsleben ausgeübt”, leidet an großer Unbeſtimmtheit), 
Bluntihli 860, Walter 8132, Stahl Rechtephilofophie II. 1. S. 387, 
Falck V. S. 147f., 186, wie e8 fcheint au v. Savpigny VIII S. 305; — 
mit Rüdfiht auf das Mittelalter Arnold Eigentum in ben beutjchen Stäbten 
S.59 (vgl. Dagegen Förfter III. $ 167 N. 20), Heusler Gewere S. 123, 
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eigenthumd äußerſt dürftige, wage!) Säge auf. Diejelben find aber 
auch überflüjfig, denn da ed ſich nur um die Verhältniffe bei Lehn⸗ 
und bei Bauergütern handeln fol’), liegt fein Bedürfniß vor, für 
diefe beiden, im übrigen jo verſchiedenen Arten von Gütern einzelne 
gemeinſchaftliche fehr allgemein gehaltene Rechtsſätze zu entwideln. 
Auch zeigen die erheblichen Differenzen, welche, fobald ed fih um 
Zolgerungen aus dem Begriff ded Nutzungseigenthums handelt, her 
vortreten, wie wenig diejer Begriff zur Entwidelung von Folgefägen 
geeignet ift'°). 

Somit it dad Nutzungseigenthum ein für dad moderne Syftem 
unbrauhhbarer Begriff. Wenn fi dad ältere Recht unbefümmert 
um die juriltiihe Logik entwidelte und dad Wort Eigenthum in 
vieldeutigem Sinne nahm, fo hat doch die Wiffenihaft zu prüfen, 
ob dadjenige, was Eigenthum genannt wird, auch wirklich Eigen⸗ 
thum ift!°) und bleibt es ewig ein logiſcher Widerſpruch, ein Recht, 
welched nicht Eigenthum, fondern nur „ein Audfluß von diefem ift”, 
für Eigenthum zu erklären”). 


134, vgl. au ©. 56 f. (dagegen Laband Rezenfion S. 391 f., 394 f.), Franken 
franz. Pfandr. I. ©. 142. 

Gegen das getheilte Eigenthum erflären fih unter Andern: Thibaut u. 
Dunder a.a. D., v. Gerber 8 77, Förſter IIL. $ 167 N.17ff., Tomaſchek 
das Heimfallsrecht. 1882. ©. 23 f., für das öfterr. Recht Randa Beſitz S. 22 ff. 
— Schwanlend äufert fih Gengler (3. Aufl.) $ 39. 2. 

16) Dahin gehört Bluntſchli's ($ 160) Sag: „der Obereigenthlimer kann 
verlangen, daß der Nutzeigenthümer ihn als den höheren Eigenthümer ehre“. 

IT) Hier nur beſtehe gemeinrechtlich (?) getheiltes Eigenthum; für 
andere Rechtsverhältnifſfe fei e8 nur partilularrechtli begründet, Befeler 
882 N.11. 

18) Während bie Gefete 3. B. Über bie Frage, wer Eigenthümer bes 
Schatzes werde, pofltive, allerdings unter einander abweichende Beflimmungen 
enthalten (vgl. unten $ 14I N. 31) fagt Maurenbreher 8246 N. 4, Bluntſchli 
$ 60 und Gerber $ 125 N. 2, daß ber dominus utilis ihn nicht erwerbe, weil 
er nicht zu den Früchten, fondern zur Subftanz gehöre, Dagegen zählt ihn 
Beieler 882N. 14, 8 159 N. 10 zu den außerorbentlichen Erträgniffen, welche 
dem dominus utilis zufallen; für die letztere Anficht vgl. auch Weber Lehn- 
reht IV. ©. 337, Buſch Beiträge zum Meierrecht ©. 38f., Emmingbaus 
©. 502 no. 46. 

19) Dies gegen den Borwurf, welden Bluntjchli $ 60 denen macht, melde 
„alle wirkliche Rechtsbildung jederzeit nach einer logiſchen Formel bemeffen”. 

20) Walter 8132 N. 10 fagt: „ale ob nicht die Jurisprudenz auch neue 

Stobbe, Privatret. IL 2. Aufl. 5 
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Auch beiteht Feine Gefahr einer falihen Beurtheilung, wenn 
man bad betreffende Hecht als ein jus in re aliena betrachtet ?), — 
im Gegentheil kann dad Nutzungseigenthum leicht zu faljhen Fol⸗ 
gerungen verführen?). 

Eine andere Frage ift ed, ob man den Sprachgebrauch unbe- 
dingt verwerfen joll®). Sie ift meine Cradtend zu verneinen. 
Wenn man fidh deffen bewußt bleibt, daß der dominus utilis fein 
Eigenthümer ift, und wenn man alle unzuläffigen Folgerungen aus 
dem Eigenthumsbegriff vermeidet, darf man unbedenklich von Unter- 
eigenthbum, Nutzungseigenthum, dominium utile reden, da ſich dieſer 
Ausdrud in der Literatur und den Gefepen feit eingebürgert hat). 

II. Beachtenswerth ift noch eine andere Eigenthümlichfeit des 
deutichen Rechts, bei welcher man mit Recht von getheiltem Eigen⸗ 
thum reden fönnte. Da mandyen Perfonen in Rüdficht auf ihre all- 
gemeine rechtliche Stellung, 3. B. Sremden, Geiftlihen, Juden u. ſ. w. 
der Erwerb von Grundftüden verichloffen war, verfuchte man bereits 
im Mittelalter dies Verbot durch eine, zeitweile auch durch Geſetze 
gebilligte Operation zu umgeben, indem man die an und für fid 
zum Erwerbe unfähige Perjon mit einer erwerböfähigen Perjon zu— 
ſammen das Grundftüd erwerben lieh. Der Vertreter ift nach innen 
bin, im Verhältniß zu derjenigen Perjon, welcher durch feine Zuziehung 
zum Erwerbe verholfen werden ſoll, nicht Eigenthümer, er hat feine 
Herrichaft über die Sache, fondern tritt nur nach außen hin in den- 
jenigen Beziehungen, in weldyen der Andere der Ergänzung feiner 
Rechtsfähigkeit bedarf, als berechtigt auf und ift andrerſeits auch zur 
Erfüllung der auf dem Grundſtück laſtenden Pflichten verbunden, 


Begriffe formuliren könnte?” Sicher! Aber es müffen auch wirklich wifjenfchaft- 
lihe Begriffe fein. 

21), Mittermatier $ 156 befürchtet, man würde fonft leicht Das Recht ale 
Baht oder Nießbrauch auffaffen. 

2) Wie 3.8. Bluntſchli $60 a. E. zu dem falſchen Sat kommt, daß 
das Obereigenthum beim Untergang befjelben in ber Perfon bes Herrn zu Folge 
einer Appropriation an den Nutungseigentbiimer falle; vgl. darüber Dunder 
a. a. O. ©. 208f. 

3) Dies will Duncker und v. Gerber 877 N. 7. 

4) Dies iſt die Anſicht von Eichhorn 8 160 (welcher Übrigens $ 276 ale 
dominium utile auch das Recht bes Bergbauberedhtigten bezeichnet), Bruns 
Enecykl. $ 42, v. Meibom Medlenb. Hyp. R. S. 116 N. 2. 
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indem ſich die Gemeinde oder dritte Perjonen an ihn deswegen 
halten können. Aehnli wie beim römifchen quiritariichen und boni- 
tariichen Eigenthum erfcheint hier der Eine wie ein Eigenthümer 
und übt der Andere realiter die Eigenthumsrechte aud?). Aehnlich 
wie im Gebiet ded Lehnrechtd ein Lehndunfähiger, wenn er das Gut 
mit einem Lehndträger zujammen empfängt, das vafallitiiche Recht 
ausüben darf”), bediente man ſich im Stadtredht und Landrecht eines 
Treuhänders (manus fidelis), eines Salman”), um dem Erwerber 
die Wirkungen ded Eigenthums zu verjchaffen: erſt in beiden Perfonen 
zulammen fommt das Eigenthum nach allen jeinen Richtungen bin 
zur Erſcheinung. 

Sp wurde in Lübel, Hamburg, in einigen Städten Baterns, 
in Sranffurt a. M. zu Gunften eines Nicht-Bürgerd das Grundftüd 
in den Stabtbühern auf den Namen ded Treuhänderd eingetragen 
md dabei vermerkt, daB ed ihm nur ad manus fideles zuge- 
Ihrteben fei. In übel und Frankfurt wurde died Verfahren jchon 
im 16. Sahrh. verboten“), in Hamburg blieb ed bis zum Anfang 
diejed Jahrhunderts im Gebrauch *). 

III. Endlich ift no zu erwähnen, daß mehrere neuere Parti- 
kularrechte zu einer Duplizität des Eigenthums injofern gelangen, 
ald nach ihnen das Eigenthum an Grundftüden nur dur Tradition 
erworben wird, aber der Erwerber verpflichtet ift fih im Grundbuch 
als Eigenthümer eintragen zu laffen. Unterbleibt die Eintragung 
ded neuen Erwerbers, jo beiteht ein doppelte Eigenthum, dad des 
im Grundbuch Eingetragenen und dad desjenigen, weldyer das Cigen- 
thum durch Nechtögeichäft mit dem früheren Eigentümer und durch 
erfolgte Tradition erworben hat”). 


25) Stobbe Zeitichr. f. Rechtss. VII. S. 431— 435. 

3) Bol. unten 8 119 III. Daſſelbe kommt aud für Banergliter vor, vgl. 
Stobbe ©. 434 f., Gierke Genoſſenſchaftsrecht J. S. 166, II. S. 89, 207. 

7) Einer Uebergabsperfon, an welche bie Uebertragung zum Bortheil eines 
Andern erfolgt. 

©), Rev. Lüb. R. I 2. art. 5, Franff. Ref. I. 3. 8 10. 

2), Baumeifter Hamb. I. S. 205—210. 

30) Das genauere unten $ 93 N. 28 ff. 
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881. Miteigentbum und gefammte Hand. A. Geſchichte!). 


Mährend das römische Recht die Bermögensiphäre jeder Perfon 
beftimmt von der aller Webrigen abgrenzt und auch wenn Mehrere 
an derſelben Sache gleihmäßig berechtigt find, Jedem ein, allerdings 
nur der Idee nach, feit begrenztes Recht zufchretbt, kennt das deutjche 
Recht neben dem Miteigenthum nad) ideellen Quoten noch ein ans 
deres Gemeinjchaftverhältnib, die gefammte Hand. Hier gehört die 
Sache oder dad Recht mehreren zuſammen, ohne daß jedem einzelnen 
eine feſt beitimmte Quote zugewiejen tft: nur nach außen bin, gegen 
Dritte ift das ihnen zuſammen zuftehende Recht abgegrenzt, während 
nad) innen bin ed an der Veranlaffung und dem Bebürfniß fehlt, 
die Vermögendiphäre der Einzelnen gegen einander genau zu jcheiden. 

Andererjeitö beftanden und beitehen auch in Fällen des Mit- 
eigenthums, theild auf Grund des objektiven Rechts theild zufolge 
des vom objektiven Recht geftatteten Vertragswillens der Miteigen- 
thümer, mannigfache Abweichungen von dem römijchen Recht, welche 
darauf berechnet find, die Gemeinſchaft unabhängig von dem Willen 
ded Einzelnen zu erhalten; dahin gehört dad Net der Majorität 
Derfügungen über die Subftanz zu treffen und den Willen der Mi- 
norität zu überwinden, die Ausſchließung der Theilungsflage, ber 
größere Einfluß, welchen der zu einer größeren Duvte betheiligte 
Miteigenthümer bat u. |. w. 

A. Geſchichte. 

Die gefammte Hand begegnet und im Mittelalter bei den 
mannigfaltigften Verhältniſſen. Allod, Lehen?), Bauergüter werden 
von Mehreren zur gefammten Hand bejeflen; Gläubiger find be 
rechtigt, Schuldner find verpflichtet zur gefammten Hand; ed können 
mehrere Perjonen in Bezug auf ihr gefammted Vermögen fih in 


) Dunder das Gefammteigentbum. Marburg 1843, — GStobbe in d. 
Ztſchr. f. Rechtsgeſch. IV. S. 207— 248. — Gierte Gepnoſſenſchaftsrecht I. 
©. 424 f., II. ©. 924 ff., bejonders ©. 947 ff., in d. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. XII. 
S. 485 |. — Kobler in d. Ztſchr. f. Franzöſ. Civilr. IX. ©. 276—284 und in 
Shering’8 Jahrbb. XVIII. S. 377 ff. 

?) Ueber Fülle des gemeinfchaftlichen Burgbefiges (Ganerbſchaften) vgl. 
zulegt E. Wippermann Heine Schriften. I. Ueber Ganerbſchaften. Wies- 
baden 1873. 
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Geſammthaͤndergemeinſchaft befinden u. ſ. w.“). Sn allen ſolchen Fällen 
fehlt es an dem praktiſchen Bedürfniß für die Zeit, während welcher 
die gefammte Hand befteht, den Einzelnen ideelle, beftimmte Antheile 
an dem betreffenden Vermögensobjekt zuzuichreiben; eine Sonderung 
nach beftimmten Duoten wird erft bei Auflöfung ihrer Verbindung 
erforderlicy*). 

Das Rechtsverhältniß wird hier urjprünglidy nicht durch feinen 
ſachenrechtlichen Inhalt erichöpit, jondern es befteht eine Zuſammen⸗ 
gehörigkeit der Perfonen, welche über ihre Verbindung durch das 
Objekt hinaudgeht?). Sie erjcheinen nicht als ein neues Nechtöfubjet, 
ald eine juriftiihe Perjon, fondern gelten wie eine phyſiſche Perfon, 
wie ein Leib, indem die Schranken der Individualität der Einzelnen 
aufgehoben find‘). Daß died wenigftend die Auffaffung des Mittel- 
alterd war, kann nicht bezweifelt werden und ergiebt ſich aus der 
Symbolik, indem wenn die Geſammthaͤnder bei rechtlichen Diöpofi- 


2) Wir ftellen bier die Sätze über bie gefammte Sand im allgemeinen 
und in bejonberer Anwendung auf das Eigentbum dar, verweifen aber für bie 
übrigen Bälle auf das Lehnrecht, Die Lehre won ber Gütergemeinihaft unb das 
Obligationenredht. 

4) Die Gegner des fog. Sejammteigentbums (3. B. Dunder ©. 16, 
26, 51) geben fämmtlih zu, daß die römiſchen Sätze Über communio nicht 
ausreichen, glauben aber doch ohne Zwang bie Duotentheilung aufrecht erhalten 
zu können; über die Anfiht von v. Gerber und Walter vgl. Stobbe a. a. O. 
©. 216 f. 

53, Es wird von ben fog. Sefammtbändern gejagt, daß fie einen gemein- 
Ihaftlihen Haushalt, ein Brod, einen Rauchfang haben; Belege bet Homeyer 
Sachſenſp. II.2. ©. 458, 462 u. beit Stobbe S. 228f., vgl. auch Wipper- 
mann ©. 14. Aehnliche Ausprüde in ſchwediſchen Duellen: fie führen gemein- 
ſame Küche, fie find zufammen um Tiih und Tuch, fie find zufammen um 
Ace u. Tisch, v. Amira norbgermanijches Obligationenreht I. 1882. ©. 186 f. 
Im Gegenfat heißt e8 von mehreren Perfonen, welche in bemfelben Haus wohnen 
und von denen Jeder sein nutz besunder suecht, fie feien in zwai protten, 
Tirol. Weisth. II. S. 16 23.6. — Schöffenurth. von Donyn (Zeitſchr. f. R. ©. 
R. S. 27 NR. 87): bei gefonderter Wohnung und Wirtbfchaft präjumirt man 
auch für Sonberung der Gewere. 

6) Bgl. oben I. 849 ©. 387 f.; zufimmend Böhlau Nechtsfubjelt und 
Berfonenrolle 1871. ©. 62 N. 64. — Dem richtigen Gedanken geben biejenigen 
einen unrichtigen Ausdruck, welche eine juriftifche Perfon annehmen; zuerft, wie 
es fcheint, Langsborff in feiner Differtation 1736 (praeside Senckenberg), 
vgl. Dunder ©. 7f. 
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tionen auftreten, jie ihre Hände in einander legen, um wie ein 
Körper zu erſcheinen). Darum follen in einem Prozeß über das 
Geſammtgut nicht mehrere Gefammthänder, jondern nur Einer Zeug- 
niß ablegen, darum leiftet bei Zehen zu gefammter Hand nur Einer 
den Lehndienft, hat nur Einer die Pflicht der Folge an den neuen 
Herrn, wird bei Bauerngütern zu gefammter Hand nur beim Tode 
des älteften Geſammthänders ein Beſthaupt geleijtet u. |. w.®). 

Mir haben ed bier nicht mit einer Unflarheit und Unfertigfeit 
zu thun, in deren Hintergrunde doch der Gedanke der Duotentheilung 
ſchlummerte; vielmehr man war fih, auch jchon im Mittelalter, jehr 
wohl des Gegenjabes bewußt, weldyer zwijchen der gelammten Hand und 
der Berechtigung der Einzelnen nad) ideellen Duoten befteht?). Doch 
fehlte es an feften Regeln; theils bildeten ſich für die verjchiedenen 
Arten von Anwendungdfällen (für die Gütergemeinjchaft, für mande 
alten Almenden oder für Gewerkſchaften beim Bergredht, vgl. darüber 
oben I. 855 IV und 859 ©. 483) bejondere Grundjäße aus, theild 
wurden für einzelne Berhältniffe die |peziellen Normen von den be 
treffenden Perjonen aufgeftellt. Sm allgemeinen fann man für Mit- 
eigenthbum und gefammte Hand folgende Säbe behaupten: 

I Miteigenthum?®). 

1. Die Nutzungen werden unter den Einzelnen nad) Verhältniß 
ihred Antheild am Eigenthum getheilt. Sit wegen der Natur ded 
Objekts ein Zujammenbenugen, 3. B. von einer Wohnung, nicht 
möglih, fo wird den Einzelnen ſucceſſive eine zeitweife, alleinige 
Benutzung nad Verhältniß ihres Antheil$ (na marktale) zuge⸗ 
Iprohen'!). 

Stobbe &.219f. — Urt. v. 1866 (Wippermann ©. 6): „daß .. 
wir... bei einanber als ein Perſohn, das ift als gleiche Befiger gemainer Lande 
bleiben . ... ſollen unb wollen”. 

8, Stobbe S. 245, 246 ff. 

9) Vgl. den quellenmäfigen Beweis bei Stobbe S.217 ff. Ueber bie 
Terminologie daſelbſt S. 221f. — Ueber die Möglichkeit mannigfacher Zwilchen- 
ftufen zwifchen dem reinen Miteigentum unb ber reinen gefammten Hand vgl. 
Gierke Genoſſenſchaftsrecht II. S. 953 ff., auch S. 947 N. 23. 

10) Für die Ausbildung des Miteigenthbums ift intereffant das Verzeichniß 
der Miteigentbiimer an ben 34 Kölner Mühlen, bei Ennen Kölner Gejhichts- 
quellen III. no. 140, vgl. auch no. 8. a. 1270 und Hegel in den Chronilen 


deuticher Städte XIV. S. XXIII. 
u) Stobbe S. 226. 
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2. Der Miteigenthümer darf ſeinen Theil veräußern und ver- 
pfänden'?), joweit er nit durd ein Vorkaufs- oder Retraktrecht 
feiner Genoſſen beſchränkt ift"*). 

3. Ueber dad Ganze dürfen nur alle zufammen verfügen. Iſt 
feine Webereinftimmung zu erzielen und will ji die Minorität der 
Majorität nicht fügen, jo kann erftere die Aufhebung der Gemeins 
haft fordern. Zu dieſem Zwed und überhaupt, wenn Einer au 
der Gemeinjchaft ſcheiden will, ift eine Veräußerung der Sade an 
Dritte nicht erforderlih, jondern ed Tönnen diejenigen, welde aus— 
Icheiden wollen, einen Preis beitimmen, für welden fie die Sache 
zu behalten oder den Andern zu überlaffen bereit find, (das ſog. Setzen 
zu Gelde) und ed haben diefe Andern dann die Wahl?), 

I. Sejammte Hand. 

1. Uriprünglich forderte man, daß die Mehreren die Sache nicht 
bloß zujammen befiten, ſondern fich in ungetheilter Lebensgemeinſchaft 
befinden (N. 5) und eben darum aud die Nupungen ded Guts ges 
meinfam ziehen und fonfumiren'). Später bildete gefonderte Wohnung 


19, Stobbe S.224 f. — Stadtr. von Cleve aus dem 15. Jahrh. Tit. 112 
8 15 (Zeitichr. f. Rechtss. X. ©. 245): Gemein guet off dinck en machmen 
niet pands gewis verbinden, dan soe voele als dat senen an sin andeil 
treffet, want die geen recht vorder en hevet. 

10) Bol. unten $ 82 N. 17. 

13) Ueber dies Setungsredht im allgemeinen und ganz bejondere mit Bezug 
auf die Mitrhederet vgl. neueflens R. Wagner Beiträge zum Seerecht. Riga 
1880. S. 1 ff. — Ueber das Seten bes gemeinfhaftlihen Schiffs zu Gelbe vgl. 
auch Beſeler Ztihr. f. deutſch. A. XVIIL ©. 294 ff, Stobbe S. 225 f.; ebenfo 
bei Häufern und fonftigen Grundſtücken Stobbe S.227N.19, Schröder ehel. 
Güterr. II. 3. S. 181 f., Oloſſe zu Sachſenſp. III. 29. $2 bei Steffenhagen 
Eutwidelung ber Landrechtsglofſe I. 1881. S. 31, Dortmunder Stat. v. 1355 
(Frensporff S.79 c. 50), Hammerbröker Recht (Hübbe) S. 89 c. 61, Überhaupt 
Dftfriel. Adr. II. 87, 85, 264 und unten im Erbrecht bei der Lehre von ber 
Auseinanberfegung ber Miterben. — Bgl. auch Nürnb. Ref. 1564. XXIII. $ 6 
und Baumeifter II. S. 399, 400. Die Hamburger Beftimmung der Statuten 
II. tit. 5 ift durch Gefeß vom 23. Oft. 1869 aufgehoben worden. — Ueber 
den Gegenſatz dieſes Majoritätsbefchluffes gegen ben bei juriftiichen Perfonen 
Gierke Genoſſenſchaftsrecht IL. S. 939. 

14) Unbegründeten Widerfprud erhebt Wippermann S. 14 N. 3; in ber 
hat fordern die ältern Quellen gemeinfamen Haushalt und dann ift gemein- 
ſame Eonfumtion die natürliche Folge. 
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und Wirthſchaft (Rauch und Brod) fein Hinderniß und trat eine 
ratenmäßige Vertheilung der Nubungen ein"). 

2. 3m Gegenfap gegen dad Miteigenthum follen nicht bloß 
Verfügungen über die Subftanz von allen zufammen vorgenommen 
werden), fondern darf auch fein Gefammthänder ohne Genehmigung 
der ‚übrigen fein Anrecht einem Dritten abtreten. Will ein Gejammt- 
händer aus dem Verhaͤltniß ausjcheiden, jo kann er Auftheilung der 
Sache fordern, falls es fich nicht um ein feiner Beitimmung gemäß 
untheilbared Gut handelt, wie died bei Ganerbichaften der Fall ift!): 
durch das Theilungdverfahren verwandelt fi das biöher unbeitimmte 
Anrecht des Einzelnen in dad Recht an einer beſtimmten Duote. 

3. Ganz beſonders tritt der Gegenſatz in. Succeſſionsfällen her- 
vor. Stirbt ein Gefammthänder und binterläßt Dejcendenten, fo 
treten diefelben in die Gemeinſchaft ein; nady manchen Rechten find 
fie ohne Rückſicht auf ihre Zahl mit den übrigen gleich berechtigt, 
Dagegen nach andern fpätern Rechten, welche fich bereit3 von dem 
Gedanken der Duotentheilung beeinfluffen Laffen, treten fie an bie 
Stelle ihre parens und erhalten zufammen gerade ebenjo viel 
Recht, wie jeder der übrigen Genoffen!”). SHinterläßt er feine Defcen- 
denz, jo haben die entfernteren Berwandten fein Erbrecht; durch den 
Fortfall ded einen Genofjen tritt dann überhaupt gar fein Erbfall 
ein. Dad Gut, weldes biöber 3. B. vier Brüdern gehört hatte, 
gehört jept den drei überlebenden, ohne daß man behaupten darf, 
dat jedem von ihnen ein Drittel von dem Antheil des Berftorbenen 
angefallen jei?®). 


15) Stobbe S. 229 ff., 244 f., Pauli Abhandlungen III. S. 116 ff. 

150) Stobbe S. 234. Bol. 3. B. auch Wiener Stadtbuchordnung v. 
3,1566 bei Tomaſchek Rechte von Wien II. S. 182, 187. 

N) Stobbe ©. 234 f., über Oanerbihaften Wippermann ©. 23 f. vgl. 
mit S. 28. Unzuläffig ift die Theilung auch bei ber gefammten Hand der 
Ehegatten. 

Nm Für die erfte Auffafſung Täßt fich auch ber Herold'ſche Xert ber 
L. Salica 59. 5 (Merkel nov. 168) geltend maden: sed ubi inter nepotes 
aut pronepotes post longum tempus de alode terrae contentio suscitatur, 
non per stirpes sed per capita dividantur; vgl. aud v. Amira Erbenfolge 
und Verwandtſchaftsgliederung. 1874. ©. 18, 58. 

1) Stobbe S.237 ff., Wippermann ©. 41f.; vgl. auch die Wolfenb. 
Entſcheidung vom 3. 1868 bet Seuffert XXIV. no. 51. 





$ 82. B. Neueres Recht. 73 


$ 82. B. Neueres Recht. 


Dad Nechtöverhältniß der gefammten Hand hat im neueren 
Recht jehr an Bedeutung verloren; fehen wir von der ehelichen Güter 
gemeinfchaft ab, fo find Diejenigen alten Verhältniſſe, für welche fie 
bejonder8 zur Anwendung fam, dem Berfchwinden nahe: Gejammt- 
belehnungen, Gejammthänderverhältniffe bei Banergütern und Gan- 
erbichaften‘). Auch geht unjer Recht, unter römiſchem Einfluß, darauf 
aus, den zujammen berechtigten Perſonen feſte Duoten zuzujchreiben!*). 
Indeß giebt ed doch auch gegenwärtig Miteigenthums-Verhältniſſe, 
bei denen eine intellektuelle Quotentheilung zu keiner geſunden Con⸗ 
ſtruktion führt, und andererſeits beſtehen Rechtsverhältniſſe mit Ein- 
theilung nach Quoten, für welche aber doch die römiſchen Sätze nicht 
ohne Einſchränkung gelten. So wie ed im Mittelalter an einheit- 
lihen Regeln gefehlt hatte, jo ift auch im modernen Recht dad Mit- 
eigenthbum fein gleihmäßiges, vdn unabänderlichen Grundfägen be> 
herrſchtes Inſtitut, fondern es fommt je nach dem Objekt und je nad 
dem Perjonenverhältnik in verfchiedener Geftaltung zur Erſcheinung: 
bald ftehen die Miteigenthümer loje neben einander, bald find fie 
enger an einander gebunden und tft die Löſung ded Verhältniſſes 
erſchwert oder ganz unterfagt. 

Den Gelammthänder-Verhältniffen des Mittelalterd verwandt 
find die offenen Handelögejellichaften, bei welchen jeder Socius die 
Verfügung über dad gefammte Gefellihaftövermögen bat!?) und die 
(bereitö oben IS 61 behandelten) Vereine ohne ftaatliche Beitätigung 
und juriftifche Perjönlichkeit.. Da ein ſolcher Verein fein jelbftändi- 

1) Die Hunberge werben als juriftiihe Perfonen behandelt, vgl. oben 
555 N. 15, 5 56 N. 2°, 

1a) 3.8. Deftr. Geſetz v. 25. Juli 1871 8 10: „Das Miteigentbum an 
den zu einem Grundbuchskörper gehörigen Liegenſchaften kann, fofern nicht be» 
fondere Borichriften eine Ausnahme zulaffen, nur nah im Verhältniſſe zum 
Ganzen beftimmten Antheilen, 3. B. zur Hälfte, zu Einem Drittel eingetragen 
werben”. 

1b) Laſtig in Endemann's Handbuch I. S. 334 ff. erflärt Die offene Handels» 
geſellſchaft nicht für eine juriftifche Perſon, will aber auch das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen nicht als Miteigentum der Gefellihafter auffaffen. Die Schwierigkeiten, 
welche er fich ſelbſt macht, laſſen fich einfach befeitigen, wenn man das Gefellichafts- 
vermögen als Geſammtgut betrachtet; es ift Miteigenthum, aber nicht römiſches 
Miteigenthum. 
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ges Nechtöfubjelt, fondern nur die Summe feiner Mitglieder ift, 
fteht den Mitgliedern zujanımen das Eigenthum am Vereinsvermögen 
zu, aber ohne daß der Einzelne über eine Quote, über einen feiner 
Mitgliederfchaft entiprechenden Antheil am Vermögen verfügen will 
und darf, ohne daß er bei feinem Ausfcheiden eine Duote deſſelben 
verlangen Darf, ohne daß überhaupt während des Beltehens des 
Bereind den Einzelnen intellektuelle Duoten gehören. Erſt bei Auf- 
löfung des Vereins verwandelt fi) das bisher nach Analogie der 
gefammten Hand aufzufallende Gemeinichaftöverhältnik in ein ein- 
faches Miteigentbum und wird dad Vermögen unter die zur Zeit 
der Auflöjfung vorhandenen Mitglieder vertheilt?). 

Aber auch bei vielen andern Gemeinjchaftöverhältniffen des 
neueren Rechts gelten bedeutende Abweichungen von den römiſchen 
Grundjägen, jo für die Ehegatten bei Gütergemeinichaft, für Die 
Mitrhederei?*), für Almenden und Bergwerke, wenn fie nicht einer 
juriftifchen Perſon, fondern den Gemeindemitgliebern tejp. den Ge⸗ 
werfen gehören?) u. |. w. 

1. Es kann nach gejeglicher Beitimmung oder befonderer Feſt⸗ 
ſetzung das gemeinſchaftliche Eigenthum untheilbar fein, jo daß der 
Einzelne wohl jeinen Antheil veräußern, aber nicht auf reelle Theilung 
dringen darf‘). So kann z.B. der Miteigenthümer eined Bergwerks 
bei einer Altern Gewerkichaft feinen Kur veräußern, aber nicht 
Theilung ded Bergwerks und Ausſcheidung feined Antheild am Ver—⸗ 
mögen fordern?), Neuere Geſetze bezeichnen das Verhältniß ale 
Gefamnıteigenthum®). 

2) Wollte man ein einfaches Miteigenthum nad iveellen Quoten annehmen, 
fo hätte man allerdings eine ciwiliftifhe Eonftruftion, aber eine folche, welde 
nirgends ausreichen würde, um die zur Anwendung kommenden Grundfäge zu 
erklären. 

34) Daß diefelbe Feine juriftifche Perfon ift vgl. Goldſchmidt in ſ. Ztſchr. 
XXI. ©. 352 f., Gierte Genoſſenſchaftsrecht III. ©. 821 N. 203. 

3) gl. darüber oben I. $ 55. IV; $ 59. II. 

4) In Betreff ver Almenden vgl. oben I. 8 55 ©. 447f., 449. Die An- 


ordnung der Untheilbarkeit kann auch noch jetzt getroffen werben, 3. B. Seuffert 
XXIII. no. 109 (Stuttg.) über einen 1829 gefchloffenen Vertrag, Durch welchen 


die holzungsberechtigten Mitglieber einer Gemeinde das Miteigenthbumsverbältniß 


an einem damals erworbenen Walde in diejer Weife feftftellen. 
°) Oben I. 859 ©. 483; über die Rhederei vgl. bier unten N. 14. 
6, 1.859 N. 3. 
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2. Während für Verfügungen über Benubung der Sache und 
über da8 Schickſal der Subftanz das römiſche Prinzip lautet”): in 
re communi neminem dominorum jure facere quidquam invito 
altero posse. Unde manifestum est, prohibendi jus esse; in re 
enim pari potiorem causam esse prohibentis constat, haben, in 
Hebereinftimmung mit der ſchon im Mittelalter auflommenden ges 
meinrechtlichen Xiheorie?*) die neueren Partikularrechte in verfchiedenem 
Umfange die Entiheidung der Majorität gegeben®), und zwar wird 


7) L.28. D.X.3. 

1a) Gierke Senofjenichaftsregt III. ©. 472 NR. 270, ©. 819 N. 196. 

3) Breuß. Lanbr. I. 17. $ 12: „Wenn es auf Verfügungen über die Sub- 
ftanz der gemeinjchaftlihen Sache oder die Art ihrer Verwaltung oder Benugung 
ankommt, fo entjcheibet in ver Regel die Mehrheit der Stimmen“. — In Bes 
treff der Verwaltung und Benutzung ber gemeinfchaftlihen Sache vgl. Preuß. 
Landr. I. 17. 8 37—43, Oeſtr. Gef. B. $ 833 (Majorität bei „Angelegenheiten, 
welche nur bie ordentliche Verwaltung und Benutung bes SHauptflammes bes 
treffen”); Züricher Gel. B. 5 562: „Im Berbältniffe bloßer Miteigenthilmer 
find feine Mebrheitsbefchlüffe zuläfftg, durch welche die Minderheit gebunden 
würde. Nur Über bie ordentliche Verwaltung und Benutung bes gemeinfamen 
Grundſtückes entſcheiden ber oder die Miteigentbiimer, welchen die Mehrheit ber 
Antheile zuftebt”, vgl. mit $ 559— 561. — Leber Beftellung eines Berwalters 
Pr, Lanpr. 1. 17. $ 37, 40, 41, Deftr. Gef. B. $ 836. — Ueber Beranftaltungen 
zur Erhaltung der gemeinfchaftlihen Sade Br. Landr. I. 17.8 19 ff.; über Ma⸗ 
joritätsbefchläffe nach Preuß. R. vgl. Förfter III. 8 182 N. 18 Ff., N. 41ff. — 
Waldecker Allopifilationsgefeg v. 17. Aug. 1848 84: Wenn mehrere Berfonen 
ein Lehn zufammen befiten, kann bie Majorität, welche nach ber Größe der An⸗ 
theile berechnet wird, die Allobifilation beſchließen; die Minorität muß fich fügen. 
— Das Sächſ. ©. 8. $ 330 hat das allgemeine Prinzip: „Zu einer Verfligung 
über die gemeinfhaftlihe Sache im Ganzen wird Einwilligung aller Miteigen- 
thümer erfordert”; dann aber beftiimmt $ 331: „Sind die Miteigenthlämer über 
bie Art der Verwaltung und Benutzung einverflanden und ift nur über bie 
Ausführung Meinungsverfchiedenheit vorhanden, fo entſcheidet Stimmenmehrheit 
nah der Größe der Aniheile”. — In weiteftem Umfange fordert Uebereinftim- 
mung Aller das Baden'ſche Landrecht art. 57765 Big dd, — Bol. auch Cod. 
Maxim. Bav. IV. 13. $ 3. 

Ueber Reparaturbauten Wormfer Ref. V. Theil 4 Tit. 4: wenn Einzelne 
fh weigen den Bau auszuführen, follen fie ihre Antheile zum Bortheil derer 
verlieren, welche ven Aufbau unternehmen wollen. — Frankf. Reform. VIII. 10: 
wenn ber Bau vom Schöffenrath für zweckmäßig erklärt ift, follen die Bauenden, 
jelb wenn fie in der Minorität find, das Gebäude allein nuten, bis ihnen bie 
Audern pro rata die Bautoften erjegen. — Bgl. auch Franken franz. Pfand» 
teht I. ©. 134 f. 
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dabei die Majorität nit nach der Zahl der Perſonen, ſondern 
nah dem Verhältniß ihrer Antheile bemeffen?). Die überftimmte 
Minorität kann Sicherftellung gegen den durch die Anordnung der 
Majorität möglicherweije fich ergebenden Nachtheil oder Aufhebung 
der Gemeinſchaft fordern, reip. falls eine ſolche unthunlich erjcheint, 
auf richterliche Enticheidung darüber provociren, ob der Majoritätd- 
beſchluß zum gemeinfchaftlihen Beten gereicht und daher durchgeführt 
werden jol'9). 

Mit Rüdfiht auf Nhedereiverhältniffe) find folhe Grund- 
läge für ganz Deutichland durch das Handelsgeſetzbuch anerkannt, 
indem die nach der Größe der Scifföparten berechnete Majorität 
enticheidet!!"), auch wenn ed fih um Auflöfung der Rhederei und 
Beräußerung des Schiffe handelt); Cinftimmigfeit wird nur bei 
Abänderungen des Rhedereivertrages und bei Befchlüffen gefordert, welche 
den Beftimmungen ded Nhebereivertraged und dem Zwed der Rhederei 
fremd find), Ein Recht der Minorität die Aufhebung des Ders 
haͤltniſſes zu fordern beftebt nicht, vielmehr kann fie ſich gegen 
mögliche Nachtheile aus Majoritätäbefchlüffen (3. B. bei größeren 
Reparaturen ded Schiffs) nur durch unentgeltliched Aufgeben ihrer 
Sciffsparten jichern, welche dann den übrigen Mitrhedern zufallen'*). 


9) Preuß. Landr. I. 17. $ 21 vgl. mit $ 22, Oeſtr. Gel. B. 8 833, Sid]. 
Geſ. B. $ 331. 

10) Preuß. Lanbr. I. 17. 8 13 ff., Oeſtr. Gef. B. $ 834, 35. 

1) Nachmeife über Majoritätsbefchlüffe aus ältern Quellen Heife und 
Eropp jur. Abbh. I. S. 447 N. 7, Stobbe ©. 225. 

110) Das Reichsoberhandelsgericht (Entf. XVI. S. 380 ff.) hält einen 
eigentlichen Beichluß der ſämmtlichen Rheber nicht für erforderlich, ſondern be- 
trachtet e8 als ausreihend, wenn einzelne Mitrheber, welche die Dlajorität ber 
Schiffsparten befigen, fi) unter einanber geeinigt haben. 

13) art. 458, 459, 473. 

18) art. 458 al.2, 470 u. 473. 

14) art. 468. — In älterer Zeit beftand für dieſen Fall das fog. Setzen 
des Schiffs zu Gelde, vgl. 881 N. 13. Daffelbe gilt nad dem Hand. G. B. 
nicht mehr. Jedoch ift der art. 468 in Medienburg- Schwerin nicht in Kraft 
und Dort Über das Segen des Schiffs zu Gelbe eine Beſtimmung im @inführ.- 
Geſ. v. 28. Dez. 1863 und eine abändernde Verorbnung vom 22. Oft. 1869 
erlaffen worden. — Ueber Medienburgifche berartige Rechtsfälle vgl. Buchka 
und Budde Entſcheid. III. no. 37 S. 147 ff. (vgl. au Goldſchmidt Zeitfchr. 
II. &. 196 f.) und Entſcheid. des R. O. H. G. V. S.187ff. und über bas 
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3. Der Miteigenthümer ift berechtigt über feine Quote zu ver- 
fügen, Rechtsgeſchäfte abzufchließen, zu prozeſſirens) u. |. w.; er kann 
fie insbeſondere auch veräußern‘). Weil aber die Miteigenthümer 
regelmäßig zugleich in einem perſönlichen Verbande ftehen, welcher 
ihnen gegen einander Pflichten auferlegt, durften früher im Fall 
einer Veräußerung die übrigen Genofjen den Eintritt eined Fremden 
dadurch verhindern, daß fie ein ihnen gejeplich zuftehendes Vorkaufs⸗ 
reht oder Retraktrecht (retractus ex jure condominii, &anerben- 
recht) geltend machten“). Dafjelbe ift jet meiſtens aufgehoben"®). 

4. Ueber die Frage, ob der Miteigenthümer eines Grundftüde 
feine Duote mit Hypotheken belaften dürfe, gehen die Partikulars 
rechte aus einander. Einzelne verbieten es und kennen nur eine 
Hypothek am ganzen Grundftüd, für deren Beftellung die Genehmi- 
gung der ſämmtlichen Miteigenthümer erfordert wird‘); die meiften 


Medienburgifhe Setsungsrecht Überhaupt R. Wagner Beiträge zum Seerecht. 
Riga 1880 ©. 21, 23 ff., 27 ff. 

15) Das Urtbeil in einem ſolchen Brozeß bat Feine Wirkſamkeit für Das 
Recht ber andern Miteigenthümer, z. B. Sädf. Gef. B. 8 3832. 

16) Bal. 3. B. Preuß. Landr. I. 17. $ 60 ff., Oefir. ©. 8. $ 829, Sächſ. 
8.8. 8 329, Züricher ©. B. $ 555, Handels⸗G. B. art.470. Insbeſondere kann 
er feinen Theil im Grundbuh ohne Einwilligung der Genoffen umſchreiben 
laffen, 3.8. Hamb. Gef. v. 4. Dez. 1868 8 9. 

1) Stobbe ©. 224, 225; mit Bezug auf Ganerbichaften Wippermann 
Ganerbſch. S. 28f. — Url. v. 3.1309 bei Höfer beutfche Urkk. II. no. 10, 
Grimm Weisthlimer III. ©. 346 $ 2, Münchener Stabtr. art. 213, 268, 
Habeler Landr. IL. 11 (Pufend. I. app. p. 20), Purgolbt I. 98, Frankf. Ref. 
1.5. 8 1, 2 und daraus Lüneb. Ref. II. tit. 5, Batreutbher Landes-Eonftttution 
1722 tit. VI. $ 5, Preuß. Landr. I. 17. $ 61ff., I. 20. 8 573, Baden'ſches 
Landr. $ 577. — Ueber das baier. Recht, welches im Gefe vom 10. Nov. 1861 
dem Theilhaber an einer Gemeinichaft das „Borlaufsrecht” zugefteht, vgl. Roth 
I. 8142 R. 10 ff.; vgl. auh Neubauer Zufammenftellungen 1880 ©. 136. 

18) Das Preuß. Gef. v. 2. März 1850 8 4 läßt befteben: „das Vorkaufs⸗ 
recht berjenigen, die eine Sache gemeinfchaftlich zu vollem Eigenthum befigen, 
an beren Antheilen, ſowie das Retraktrecht der Miterben nach dem rbeiniichen 
Civilgeſetzbuch/. — Für einzelne Fälle des Miteigentbums ift es aber fpäter 
in Preußen aufgehoben, fo für Schiffsparten (früberes Recht im Preuß. Lanbr. 
II. 8. 8 1437—44) dur Sand. ©. 3. art. 470, für Bergwerkskuxe (Über älteres 
Recht 3. B. Lörſch Kohlenbergbau im Neid Aachen. 1873. ©. 58f.) bereits 
durch Das Preuß. Landr. II. 16. $ 322 (auch $ 282), Preuß. Berggeſetz von 
1865. 8 104. 

1) So nah dem R. v. Medlenburg (v. Meibom Medi. Hypoth. R. 
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dagegen geftatten dem Mitergenthümer die VBerpfändung feiner Duote, 
injofern er dadurch nicht die Rechte feiner Genoffen verlegt, beſonders 
infofern er zur Veräußerung feiner Quote ohne Zuziehung der Ans 
dern berechtigt wäre”). Dieje weichen nun aber weiter darin unter 
einander ab, dad einzelne bei Verfolgung des Pfandrechts dad ganze 
Grundftüd?!), andere nur den Antheil ded Einzelnen zur Sequeftra- 
tion oder Subhaftation fommen lafjen?). 


— — — — 


Die vorſtehende Darſtellung hat ergeben, daß wenn mehrere 
Perſonen Miteigenthümer derſelben Sache ohne Realtheilung ſind, 
ihre Stellung zu einander und das Recht der Einzelnen gegen das 
römiſche Recht hin mannigfach modifizirt ſein kann, ſei es daß den 
Einzelnen keine Intellektualtheile zuſtehen, ſei es daß ihnen das 
Recht auf Theilung zu dringen verſagt iſt, der Einzelne nicht frei 
über ſeine Quote verfügen darf u. ſ. w. Auf Grund diefer- Beob- 
achtungen ftellte man in der Literatur dem Begriff des einfachen 
Miteigenthums oft den Begriff des ſog. Gefammteigenthumd gegen- 


©. 113) und nah dem Hamb. Gef. v. 4. Dez. 1868 8 9 („zur Belaflung eines 
Grundſtücks, welches mehreren Perfonen zugefchrieben ftebt, ift bie Einwilligung 
aller Miteigenthiimer erforderlich”). 

20) MWormfer Ref. V. 3. tit.3 (zugleich mit Aufnahme der fingulären rö- 
mifhen Beſtimmung zu Gunften des Fiskus, vgl. Windſcheid $ 165 N. 6). — 
Oeſtr. ©. B. 8 829, öſtr. Geſetz v. 25. Juli 1871 8 13 (Erner Oefterr. Hypo⸗ 
thekenrecht S. 51f., v. David in ber öfterr. Gerichtszeitung 1881 no. 49, 50), 
Würtemb. Pfandgef. v. 1825 art.9, Sächſ. G. B. 8 388, Zür. G. B. $ 555; 
Preuß. Landr. J. 17. $ 69, Preuß. Hyp. Geſetz v. 1872 8 21; Heflen-Darmfläbt. 
Pfandgeſetz v. 15. Sept. 1858 art. 9; Recht v. Sachſen-Weimar, Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen und Rudolſtadt (Maſcher das deutſche Grundbuch⸗ und Hypo⸗ 
thelenwefen. 1869. S. 252, 303, 320), nach baieriſcher Praris (Regelsberger 
das Bayeriſche Hypothekenrecht S. 192f., a. A. Roth II. S. 423f.); weitere 
Nachweiſungen bei Roth B. II. $. 188 N. 42. 

2) 3.8. Sächſ. G. B. 8 424 (Siegmann Sächſ. Hypothekenr. S. 161 f.), 
R. v. Schwarzb.Rud. (Maſcher S. 320); nad der Bremer Handfeftenorbnung 
von 1860 8 37 für ben entfprechenden Fall der Belaſtung des Grundſtücks mit 
Sanbfeften. 

37) Preuß. Gef. v. 1872 8 43, Baier, Entw. III. 182; öfterr. Praxis, 
Erner ©. 525ff., v. David S. 198. — Nah dem Hefl.-Darmft. Hyp. Gel. 
v. 1858 art. 89 fünnen die Gläubiger auf Subhaftation der Quote oder zuerft 
auf Theilung der Sache antragen. 
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über, während Andere mit dem Begriff des Miteigenthums aus⸗ 
fommen zu fünnen glaubten. 

Die Vertreter des ſog. Geſammteigenthums verwendeten biefen 
dem römiſchen Recht fremden Begriff für die (hier außer Betracht 
bleibende) ehelihe Gütergemeinichaft, für Gewerffchaften, Marfge- 
noſſenſchaften u. ſ. w, gingen aber, was jein Weſen und feinen In⸗ 
halt angeht, weit audeinander®). 

a) Sehr verbreitet, bis in unfer Sahrhundert hinein, war bie 
Anjicht, daß bier ein condominium plurium in solidum beftünde). 
Der logiſche Widerſpruch, daß von Mehreren Jeder Eigenthümer des 
Ganzen fein jolle, läßt fih nicht verdeden und es kann diefe Anficht 
im allgemeinen als aufgegeben bezeichnet werden. 

b) Dafjelbe gilt von der nicht gerade jehr verbreitet geweſenen 
Theorie, daß einer juriftiihen Perfon dad Eigenthum und den Ein- 
zelnen, für fi gedacht, gar fein Antheil zuftehe*). Es ift derfelben 
unbedingt zu entgegnen, dab bei der Ganerbichaft, bei Lehen zu 
gefammter Hand, bei der ehelichen Gütergemeinfchaft u. |. w. die 
Einzelnen, und nicht eine von ihnen verfchiedene juriftiihe Perjon, 


2) Fir die ältere Geſchichte dieſes Begriffs vgl. Dunder Gefammteigen- 
tum S.1ff.; außerdem auch oben I. $S51 S. 405 f. über den mit dem Ge- 
jammteigenthbum zufammenhängenden Begriff der Genoſſenſchaft; vgl. befonders 
L 8S55 ©.451 N. 23. 

#4) Als älteſter Vertreter dieſer Theorie wird regelmäßig ber pſeudonyme 
Justus Veracius (libellus consuetudinum principatus Bambergensis zuerſt 
1681. 120; vgl. über diefe Schrift Gengler Lehrbuch. S. 202 N. 2) be- 
zeichnet. Derſelbe fagt mit Bezug auf bie eheliche Gütergemeinfchaft p. 59 (in 
d. Yusg. 1733): sic utriusque conjugis bona confunduntur, ut quivis eorum 
totius patrimonii in solidum dominus sit... .; et maritus et uxor jure 
dicere potest, totum patrimonium meum est. — Weber die meitern Vertreter 
diefer Anfiht vgl. Dunder S. 1—11, Kohler Privatfürftenreht $ 70: „Das 
Stammgut ift ein Gefammteigenthum der Familie und jedes wahre Mitglied der 
Familie bat daran ein ſolidariſches nicht theilweiles Eigenthum, d. 5. fein Miteigen- 
thum erftredt fi) auf das ganze Gut und begriindet dadurch den Begriff des Ge⸗ 
jammteigentbums.” — Arnold Eigentum in den deutſchen Stäbten ©. 168 fagt: 
„Ein Eigenthumsrecht, das Jedem ganz, Keinem allein gehörte”, und Zachariä 
franz. Civilr. J. $ 197: „daß ein jeder einzelne Eigenthiimer fchlechthin (in 
solidum) Eigenthümer der Sade ift, wenn aud das Eigenthum des Einzelnen 
duch das Eigenthum ver Uebrigen in der Ausübung befchränft wird.“ 

3) Bol. darüber Dunder S. 11—13. 
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ald Subjekt des Vermögens erjcheinen; die Ehegatten verkier 
durh Abſchließung der Che ihr Vermögen an eine dritte 
ſondern bleiben noch weiter Subjekt defjelben. 

c) Darauf ift von einzelnen Germanilten, Eichhorn, Bejeler, 
Bluntfhli, Gierfe u. f. w., ein Geſammteigenthum vertheidigt 
worden, welches ſowohl Eigenthbum der Gejammtheit, ald der Ein- 
zelnen fei®). Es iſt dies eine juriftiihe Unmöglichkeit: entweder ge- 
hört das Eigentbum nur den Einzelnen oder nur einer von ihnen 


*) Eichhorn 8 168: als Subjeft des Eigenthums erjcheine bald eine 
moraliſche PBerfon, bald die Einzelnen. — Befeler Erbverträge I. S. 80 ff., 
88, Juriſtenrecht S. 185 ff.; feine neuefte Eonftruction (Privatr. $ 83): Das 
Eigenthum fei fo vertheilt, „baß neben dem Nechte ver Gefammitheit felbflänpige 
Sonderrechte der einzelnen Mitglieder begründet find“, fol nur für die Mark⸗ 
genofjenfchaft und die fpätern agrarifchen Genofjenfchaften gelten, während für 
die Übrigen Fälle des Geſammteigenthums zugeftanden wird, Daß es an einem 
„einheitlichen Rechtsbegriff fehle, ver fich für die juriſtiſche Conftruction beſonders 
fruchtbar erwieje”. — Bluntſchli Private. $ 58 fagt mit Bezug auf bie 
Almenbe: das Recht der einzelnen Märler fet nicht Miteigenthum; „ebenfo wenig 
aber gebt e8, ber Gemeinde als einer Universitas das ausjchließliche Eigen- 
tbum an ber Almende zuzuſprechen“. „Im Berbältnif zu britten Berfonen 
außer der Genoffenfchaft freilich Tonnten fowohl die Genoſſenſchaft als bie Ge⸗ 
noffen die Almende ... als ihr ausſchließliches Eigenthum behaupten, nicht aber 
im Innern, wider einander”. Bgl. auch Bluntſchli Züricher Rechtsgeſch. J. 
&. 80 ff., befonders S. 81 und feine Bemerkungen zu $ 567 des Zürider. G. B. 
(„Es ift Gefammteigentbum d. h. Herrihaft der Genoffenichaft und ber Genofjen 
in Gemeinſchaft“). — U. Heusler in d. Ztſchr. f. ſchweiz. A. X. S. 103 ff. (vgl. 
oben Band I. 8 55 N. 28). — Gierke Genoffenihaftsreht II. S. 170 ff., 175 ff., 
177 ff., 229 ff., 325 ff. mit Bezug auf Die Almende: „Einheit und Bielbeit 
fommen mit und durch einander zur Geltung”; „man ftellte fi eine Geſammt⸗ 
beit, welde Einheit und Vielheit zugleih war, als Subjelt vor und zog im 
einzelnen je nach Bedürfniß balb aus der einen und bald aus ber anbern 
Seite des fo befchaffenen Subjelts die rechtlichen Konfequenzen” (S. 178); „es 
lag weber das Recht einer juriftiihen Perfon, noch das Miteigenthum Bieler, 
noch eine Verbindung von beibem, fonbern einfaches Geſammtrecht vor, welches 
noch keins von beiden war und doch den Keim unb Stoff von beidem enthielt“ 
(S. 179). „Das Gefammtreht enthält ſowohl ein Hecht des Ganzen als ein 
Recht aller Genoſſen in fich, beides aber tn begrifflicher Ipentität und that⸗ 
fähhlicher Bermengung. Es ift fo wenig ein lorporatines wie ein bloß gemein- 
ſchaſtliches Vermögen, fondern ein den unentwidelten Keim von beibem in fid 
tragendes Geſammteigenthum“. — Bgl. auh Stab! Rechtsphiloſophie II. 1. 
S. 386 f., und tn Betreff des Preuß. Gefammteigentbums an Bergwerken 
v. d. Berden in d. Ztſchr. f. Bergr. I. ©. 87 ff. 








882. B. Neueres Recht. 81 


verſchiedenen juriftiichen Perjon, in welchem letztern Falle mit dem 
Eigenthum der jurijtifchen Perſon ſehr wohl Rechte der Mitglieder 
vereinbar find, welche fich dann aber nicht ald Eigenthum, fondern 
als jura in re aliena charakterifiren. Und in der That ift in vielen 
Fällen, welche diefe neuere Theorie als Anwendungsfälle des Gefammt- 
eigenthums bezeichnet, das Eigenthum einer juriftiichen Perfon an⸗ 
zunehmen ?”), 

Daber haben ſich in neuerer Zeit Viele gegen jedes Geſammt⸗ 
eigenthbum erklärt”), und glauben entweder mit dem Eigenthum ber 
juriftiihen Perjon oder mit dem einfahen Miteigenthbum- audzu- 
fommen. 

d) Indeſſen iſt — und dies ift der berechtigte Inhalt der 
Lehre von einem ſog. Gefammteigentbum — in einzelnen Fällen, 
wie wir oben nachgewielen haben, ein Miteigentum nad) ibeellen 
Duoten zu verwerfen. Ein Miteigenthbum ohne ideelle Quoten⸗ 
teilung ift Tein Widerſpruch gegen die juriftiiche Logik, ſondern für 
die gedachten Fälle die einzig mögliche juriftiiche Gonftruftion. Die 
Sade fteht im Eigentum mehrerer Perjonen, jede von ihnen ift 
nur antheilöweije berechtigt, aber e8 gehört Keinem ein feit beftimmter 
Antheil, fondern es ergiebt fi die Höhe defjelben, die Größe jeines 
Eigenthums erft bei Auflöfung der Gemeinſchaft. Während des Bes 


7) Der Nachweis ift im 1. Bande, in ber Lehre von ber juriftifchen 
Berfon geführt. — Am wenigften beweift gegen bie juriftiihe Perſoöͤnlichleit 
der Umftand, daß das Eigenthum der juriftifhen Perſon fich in manchen Fällen 
in Sondereigenthum verwanbelt hat. — Gierke's (II. S. 330) Frage: „Wie 
könnte man die Attraltionskraft des Sondereigens, welches immer mehr vom 
Sefammteigen an ſich zog, erflären, wenn das letztere das ausichließliche Recht 
einer dritten Perſon war? Wie und wann foll der Sprung vom jus in re 
aliena zum Eigenthum vollzogen fein?” läßt fich meines Erachtens fehr einfach 
beantworten. 

2) Dunder a.a.D., Mittermaier $ 155, Maurenbreder 8 211, 
212, 0. Gerber 8 77, Gengler Lehrb. S. 202 ff., Falck V.©. 148,0. Wächter 
I. ©.580 f., Reyſcher IL. 8 281 N. 2 (u. in f. Ztfehr. VIII. ©. 386, XVI. 
S. 152), Thol Volksrecht S. 59 ff, C.A. Hermann doctrinam de condo- 
dominio germanico e jurisprudentiae ambitu esse removendam. Halis 
1848. Zimmerle Stammgutsfoftem S. I1ff., Windſcheid $ 16% N. 8, 
Sörfter III. 8 167 N. 22ff. Roth baier. Eivilr. $ 120. — Uunentſchieden 
äußert ſich Weiske pralt. Unterfuhungen III. ©. 165f. und Bluhme Enchkl. 
II. $ 192 vgl. mit $ 29. 

Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 6 
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ſtehens derjelben liegt feine praftiiche Veranlafjung vor, dem Einzelnen 
einen intelleftuellen Antheil zuzuſprechen und es verwidelt ſich jede 
Theorie in unlööbare Widerfprüche, weldhe über dad Bedürfniß hin⸗ 
ausgeht und ſich nicht bei der einfachen, den Xebensverhältniffen ent» 
Iprechenden Erklärung genügen läßt, daß die Sache den Mehreren 
zujammen gehört?®). 


29) Wenn ein derartig mobifizirtes Miteigenthum dem Römifchen Hecht 
unbekannt ift, jo kann es doch fiherlid neben dem römifhen Miteigenthirm 
befteben und es läßt fich fehr wohl mit v. Gerber’s (8 77 N.22) Forberung 
vereinigen, bie Wiſſenſchaft folle die pofitiven Elemente des deutſchen Rechts in 
der Weiſe entwideln, „daß fie in unferem durch die Aufnahme des rim. Rechts 
ganz veränderten Rechtsorganismus noch beftehen können“. Denn es iſt eine 
petitio principii von Förfter (III. 8182 zu N. 37), „baß ber Antheil des 
Einzelnen immer ein beftimmter fein muß“. 

Uebrigens bat dies felbft Puchta (in Weiske's Rechtslexikon III. S. 79) 
anerfaunt, wenn er in Betreff der Almenden fagt, daß „fie als ein Geſammt⸗ 
eigenthum anerlannt werben müffen, woran bie Einzelnen zwar nicht ibeelle 
Theile, wie beim Miteigenthum, aber doch Eigenthumsrechte haben“. 

Zu Gunſten der im Xert vertheibigten Anficht vgl. Homeyer Sadjenip. 
1.2. ©. 461 ff. („eine Rechtsgemeinſchaft ohne irgend welche Theilung an bem 
gemeinfamen Gute” ©. 464), Schloifer im Ardı. f. d. Praris des gefammten 
im Großherzogth. Oldenburg geltenden Rechts III. 1847. ©. 154—164, Bolze 
Begriff der juriftifhen Perjon S. 68 ff.; vgl. auch Thöl Handelsrecht I. 8 96 
(S. 329). 

Bon Gefeßen ift roch zu verweilen auf: C. Max. Bav. II. 2.8 16: „Wenn 
eine Sad mehr Herren zugleich hat, fo werben fie zwar fammentlich für einen 
Mann gerechnet” u. ſ. w. — Oeſtr. G. B. $ 461: „In Beziehung auf das 
Ganze werden die Miteigenthümer für eine einzige Perſon angeſehen“ u. ſ. w.; 
vgl. auch 8 828. 

Dem röm. Recht folgt Sächſ. G. B. 8 225: „das Eigenthum an einer 
Sache kann zu gleicher Zeit Mehreren nicht ungetheilt, wohl aber nach ideellen 
Theilen zuſtehen“, vgl. auch 8 192. — Die Definition bes Preuß. Landr. I. 17. 
8 1 („gemeinfchaftliches Eigenthum ift alsdann vorhanden, wenn bafjelbe Eigen- 
tbumsrecht über eine Sache oder ein Recht mehreren Perfonen ungetheilt zu- 
fommt“) nimmt Das Wort „ungetheilt” im Gegenſatz gegen getbeiltes, gegen 
Ober⸗ und Untereigentbum und darf nicht benutzt werben, um für das Preuß. 
Recht ein Gefammteigenthum zu gewinnen; vgl. Göppert Beiträge 3. Lehre 
bom Miteigentbum nad dem Preuß. Allg. Landr. 1864. S.1ff., 15 ff. und 
$örfter III. $ 182. 
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Zweiter Abfchnitt. VBefchrankung des Brundeigenthümers in der 
Benutzung und in der Bispofition über fein Eigenthum'). 
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Wenn der Eigenthümer, joweit er nidht durch dingliche oder 
perjönliche Rechte dritter Perfonen eingeſchraͤnkt ift, die freie Ver⸗ 
fügung über feine Sache hat, fie nad) Belieben benugen, gebrauchen 
und mißbrauden, fie zertheilen, veräußern, dritte Perjonen von Ein- 
wirfungen auf fie ausſchließen darf u. |. w., jo war doch auch bereits 
nah römiſchem Recht diefe Dispofitiondfreiheit für den Grund- 
befiter mannigfach eingeſchränkt. Er fol nit ohne Maß und 
Schonung der Sntereffen Dritter die Herrihaft über fein Grundſtück 
ausüben und muß in beichränktem Umfange dritten Perjonen Ein- 
griffe in fein Eigentbum geitatten. Dem dad Grunditüd tft feine 
iſolirte Welt für ſich; es bildet einen Theil der Bodenfläche einer 
Gemeinde oder eined Staatd und grenzt an andere Grunditüde!*). 

Sn viel reiherem Maße gelten ſolche Beichränfungen des Eigen- 
thums im deutſchen ältern und neuern Recht; fie beitehen für Ge- 
bäude, Aeder, Wälder, Gewäſſer u. |. w., berüdjichtigen die Snter- 
eifen der Geſammtheit, der Gemeinde, der Nachbarn, der Familie 
und verdanken ihr Entftehen zum Theil auch dem fisfalifchen Inter⸗ 
eſſe (Regalien). 

Die Beſtimmungen felbft find an verjchiedenen Orten und zu 
verichiedenen Zeiten jehr mannigfaltig ausgebildet und hängen von 
wirthſchaftlichen Zuftänden und Iofalen und provinziellen Verhältniffen 
ab. Da das gemeine echt nur wenig Vorſchriften enthält, fehlt 


1) Was in dieſem Abjchnitt von den Beſchränkungen des Eigenthümers 
gejagt wird, gilt großentheils auch für andere PBerfonen, welche ein Herrſchafts⸗ 
recht, ein ſonſtiges dingliches Recht befigen. Indeſſen wenngleih es fih um 
allgemeine fachenrechtlihe Fragen handelt, ift es doch angemeffeu, fie nicht 
im allgemeinen Theil des Sachenrecht, fondern in Verbindung mit dem wich- 
tigften Anwendungsfall, vem Eigenthum barzuftellen und bei den andern Rechts⸗ 
verhältniffen kurz auf bie hier mitgetheilten Grunbfäge zu verweilen. Vom 
Standpunkt der firengften Syſtematik ans läßt fich gegen diefe Behandlung ein 
Vorwurf erheben; boch wirb fie durch den innern und hiftorifhen Zufammen- 
bang gerechtfertigt. 

1a) Bol. auch oben S 71 bei N. 5. 

6* 
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es an allgemein gültigen Normen und durchſchlagenden Prinzipien, 
in welden Grenzen fi) der Grundeigenthümer bei der Benupung 
zu halten und andererjeitö, welche Einwirkungen er von außen ber 
zu dulden hat. Indem wir die prinzipielle Behandlung diefer Fragen 
der Wiſſenſchaft der Pandekten überlaffen?), beichränfen wir und auf 
den Nachweis derartiger partifularrechtlidher Beltimmungen und ber 
Grundfäge der Prarid. Der Darftellung ded Einzelnen find zwei 
allgemeine Betrachtungen voran zu [chiden. 

I. Regalien?). 

Regalien find die der Staatögewalt zuftehenden Rechte. Man 
nannte fo nicht bloß die echte, welche die Staatögewalt bilden, 
fondern auch die fisfalifchen Nutzungsrechte, welche der Kaiſer und 
die Landesherrn feit dem Mittelalter an den Grundftüden innerhalb 
ihres Zerritoriumd und an den res communes omnium, beſonders 
den Gewäljern in Folge von Herfommen beſaßen“). Im Gegenfag 
gegen diejenigen Rechte, welche die Staatsgewalt als ſolche ihrem 
Begriffe nah in Anſpruch nimmt (regalia essentialia, eigentliche 
oder wejentliche Hoheitörechte), bezeichnet die Theorie derartige Nutzungs⸗ 
rechte ald regalia accidentalia sive minora, zufällige Hoheitsrechte, 
Regalien im engern Sinne“). 

Im Privatreht ift von den Regalien nach zwei Richtungen hin 
zu handeln: 


2) Bgl. befonders Heſſe die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Grundſtücksnach⸗ 
barn. 2 Bde. 1859-62 2. Aufl. 1880, Better in ſ. Jahrb. V. S. 147— 206, 
Werenberg in v. Ihering’s Jahrbb. VI. S.1—80, v. Ihering daſelbſt 
S. 81—130, Heſſe daſelbſt S. 378— 441, Hoffmann über die Grundzüge 
bes Nachbarrechts beim Grundeigenthum, im Arch. f. prakt. Rechtswiſſ. N. F. I. 
©. 241—320. Einzelnes über die Dogmengefdichte bei Werenberg ©. 43 ff. 

3 Maurenbreder I. 8269 ff., Beleler 8 94, Roth 3. III. 8 289, 
240. — 9. U. Zachariä über Regalien überhaupt und das Salzregal in Deutſch⸗ 
land insbeſondere (Zeitfchrift f. d. R. XII. ©. 319 ff.). — Böhlau de rega- 
lium notione et de salinarum jure regali. Vimariae 1855. 4°. — Straud 
über Urſprung und Natur der Regalien. 1865. 

9 Auf ihre Ausbildung in Deutſchland bat die für die Lombarbei im 
3.1158 ergaugene Constitutio de regalibus (Mon. LL. II. p. 111 segq.) in 
Folge ihrer Aufnahme in das Corpus juris (II. F. 56) beflimmenven Ein- 
fluß geübt. 

4) Zur Geſchichte der Sonberung dieſer beiden Arten von Regalien vgl. 
Gierke Genoſſenſchaftsrecht III. ©. 623. 
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1) inwieweit durch die regalia accidentalia der Einzelne in 
der Benutzung ſeines Grundeigenthbumd oder der öffentlichen Sachen, 
3- B. der öffentlihen Gewäfler durch Fiſcherei zum Vortheil des 
Landesherrn, rejp. Staat? und derjenigen Perjonen eingefchränft ift, 
welden der Landesherr oder der Staat derartige Nutzungsrechte ver⸗ 
liehen hat; und 

2) inwieweit durch die weſentlichen Hoheitsrechte der Einzelne 
in Benutzung der öffentlichen Sachen oder ſeines Eigenthums im 
allgemeinen Intereſſe eingeſchränkt iſt. 

Dieſe zweite Kategorie von Beſchraͤnkungen iſt, ſoweit fie ſich 
auf öffentliche Sachen beziehen, zum Theil bereits oben I. $ 64 
behandelt; die das Grundeigenthbum betreffenden find hier in der Xehre 
von den gejeplichen Eigenthumsbeſchränkungen barzuftellen. 

Was aber die nuhbaren Regalien (Berg, Salinen⸗, Jagd⸗, 
Fiſcherei⸗Regal) betrifft, jo ift der Grundbefig in neuerer Zeit von ben 
fiskalifchen Nubungdrechten befreit worden und wirb daher von ihrer 
ehemaligen Bedeutung an verjdhiedenen Stellen des Syitemd zu 
handeln jein?), von dem Berg: und Salinen-Regal in einem be 
jonderen Abjchnitt ($ 141— 143) von dem Jagd-⸗ und Fijcherei-Regal 
in Verbindung mit den Grundjägen über den Eigenthumderwerb an 
jagdbaren ZThieren und Fiſchen ($ 150, 151). Ebenſo wird das 
höchſt partifuläre Bernfteinregal zu der Lehre vom Eigenthumderwerb 
geftellt ($ 149. V). 

Daber liegt auch fein Bedürfniß vor, eine allgemeine Theorie 


5) Walter 8 156 N.1 erflärt fih gegen biefe Zerreiffung und forbert 
die zufammenhängende Behandlung ber Regalien; denn „das Gemeinfchaftliche 
berfelben ift, daß dabei mehr ober weniger ein öffentliches Intereffe konkurrirt“. 
Daher ftellt er au die Lehre von ber Exrpropriation zu feiner allgemeinen 
Kategorie: „von ber Einwirkung ber Hoheitsrechte und Regalien auf das Sachen⸗ 
recht”. Er läßt dabei außer Augen, daß das privatredhtliche Syſtem feine Mo⸗ 
tive nicht dem Öffentlichen Recht zu entlehnen bat. — Roth II. Borr. S. VI 
und II. $ 239 ff. hat die Regalien: Bergrecht, Iagbrecht, Waſſerrecht in einem 
befonbern, vom Sachenrecht gefchievenen Buch zufammengefaßt; ihre Zuſammen⸗ 
faffung ſei nicht bloß aus biftorifhen, fondern auch aus praftifhen Gründen 
gerechtfertigt; dies billigt Mandry in f. Anzeige von Roth in ber krit. Biertelj. 
Schr. XVI. S. 100 f. — Schmid im Ard. f. civ. Pr. XLIV. ©. 203 ff., 208 
behauptet, daß das Berg-, Salz-, Forſt⸗ und Jagdregal die Natur von Gewerbe- 
rechten babe und fyftematifch zu ben binglichen Gewerberechten gehöre. 
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der Negalien aufzuftellen, und wo eine foldhe in den Lehrbüchern 
gegeben wird, entbehrt fie der praftiich verwertbbaren Grund» 
jäge®). 

II. Zegaljervituten. 

Die gefeblichen Eigenthumsbeſchränkungen hat man häufig Les 
galferituten, auf Gejeß berubende Dienftbarfeiten genannt. In⸗ 
deſſen charakterifiren fich viele derjelben gar nicht als Dienftbarfeiten, 
indem fie nicht im Sntereffe der Nachbarn, fondern in öffentlichem 
Intereſſe eingeführt find”). Ueberdies aber empfiehlt ed fich auch, 
jelbft wo die Beichränfung zum Bortheil der Nachbarn befteht, den 
Gegenſatz zwiſchen Servituten und gefeglihen Eigenthumsbeſchrän⸗ 
tungen aufrecht zu erhalten. Beſchränkungen, welche auf feinem jpe- 
zielen Titel beruhen, nicht von dem Nachbargrundftück befonderd er⸗ 
worben find, jondern in dem Geſetz ihren Grund haben und das 
Benutzungs⸗ und Gebrauchsrecht ded Eigenthümers begrenzen, alfo 


6) Geſetzliche Regeln enthält das Preuß. Landr. II. 14. $ 24 ff. 

v. Öerber, mwelder von je her bie einzelnen Regalien an gefonberten 
Stellen des Suftems behandelt bat, erflärt fie (8 67) für durch Privileg über- 
tragbare Rechte. Darum fei die allgemeine Lehre über bie Regalien in ben 
allgemeinen Theil („Entftebung und Enbigung der Rechte”) zu fiellen. In» 
befien ift bei ben fog. nutbaren Negalien nicht das das Charakteriftiiche, daß 
ber Privatus nur auf Grund ermächtigender Privilegien das Recht ausüben 
barf, fondern vielmehr daß dem Eigenthümer die Nutung ber eigenen Sache 
und zwar zum Vortheil des Landesherrn ober Fiskus oder befonders privile⸗ 
girter Perfoneu entzogen if; vgl. au Unger U. ©. 264 N. 8. Für den Be- 
ftanb des Regale ift es gleichgültig, ob es ber Landesherr felbft oder in Folge 
von Privtlegiirung ein Dritter ausübt. Wenn 3. B. ber Landesherr, welcher das 
Sagdregal bat, die Jagd ausschließlich ausübt und feinem Dritten zu jagen er« 
laubt, fo beſteht das Jagbregal und zwar als ein Privatredht, wenngleich feine 
Befugniß auf einem ftaatsrechtlichen Fundament ruht. Ueberbie® aber kann ein 
Privatus bie Ausübung bes Regals nicht bloß durch Privileg, fondern aud 
durch unvordenkliche Zeit (c. 26 X. de V. S., Hommel rhaps. no. 654, 
Unterbholgner Verjährung II. $ 299), ja partilularrechtli auch durch wirkliche 
Erfigung erwerben, Oeftr. ©. 8. 8 1457 (Unger II. S. 265 N. 43—45), Preuß. 
Landr. II. 14. 8 35 vgl. mit 1.9. 8 629. 

7) Bol. Windſcheid 5 169 N. 2. — Beller a. a. O. ©. 152 ff., 190 ff., 
202 ff. erklärt für Legalſervituten nur diejenigen Beſchränkungen, welche einem 
Grundſtück lediglich in Rückſicht auf die beſondere Qualität des Nachbargrund⸗ 
ſtücks auferlegt find; ihm folgt Roth I. 8121N. Off. 
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den Inhalt des Eigenthums allgemein feitftellen?“), dürfen nicht als 
Dienftbarkeiten aufgefaßt werden?). 
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I. Für die Bewirthihaftung der Landgüter galten zahlreiche 
gejegliche Beſtimmungen; diefelben wollen nicht bloß bei Bauergütern 
Dad Intereſſe des Gutsherrn ficherftellen oder für das Recht der 
Servitutberechtigten oder Zehntheren Sorge tragen, jondern find auch 
im allgemeinen landeöpolizeilichen Sntereffe für alle Arten von Land» 
gütern eingeführt. Dad Preuß. Landrecht jagt: „jeder Landmann 
iſt jchuldig, die Kultur feined Grundftüdd auch zur Unterftügung 
ber gemeinen Nothdurft wirthichaftlic zu betreiben”; er kann dazu 
durch Zwangsmittel genöthigt und bei bebarrlicher Vernachläffigung 
angehalten werden, fein Grundftüd an einen Andern zu überlaffen!). 
Soldye Beitimmungen find in der neueren Zeit großentheild be— 
feitigt?). 

Dagegen enthalten für ftäbtiiche Gebäude die hier nicht weiter 


7a) v. Ihering Geift des Röm. Rechts IL. 1. S. 149 N. 165: „Sie ent» 
halten in Wirklichkeit nicht fowohl Beſchränkungen, als vielmehr Die Grenzen bes 
Grundeigenthumsbegriffs“. — Bol. auh Hartmann Rechte an eigener Sache 
©. 76f. (au in v. Ihering’8 Jahrbb. XVII. ©. 131) und Entid. des ROS.- 
©er. XVIII. ©. 250. 

8) Daher darf man nicht bie vertragsmäßigen und bie fog. Legalſervituten 
neben einander behandeln, wie dies z.B. Bengler Lehrb. S.256, Zachariä IL 
8 235 ff. thut. 

1) Breuß. Landr. II. 7. 88 u.9; vgl. au I. 8. 8 60—64. 

Berwandt find zahlreiche Ältere Beftimmungen, daß die Grundbeſitzer 
gewiffe Arten von Thieren gar nicht, oder nur in beftimmter Zahl halten follen. 
Bol. 3.8. in Betreff des Rechts Tanben zu halten Grimm Rechtsalterthümer 
S. 596, Stellen aus Weisthümern bei Gierte Genoſſenſchaftsrecht IL. S. 212 
N. 72; Strube Beb. IH. no.9, Hommel rhaps 282, Emminghaus 
©. 431 NR. 29— 31, Maurenbreder $ 222°, Haubold S 361, Sachſe 
$ 484, Örefe ll. ©. 343f. — Preuß. Landr. I. 9. 8 111—113. — Weimar’iches 
Geſetz v. 12. Ian. 1881 8 1 (ausgeichloffen find folde Einwohner bes Orts, 
„welche in der Flur deſſelben bem Yeld- oder Gartenbau dienende Ländereien 
nicht befigen”). — Ueber Ziegen vgl Strube Bed. I. no. 101, über anderes Vieh 
Maurenbreder a.a.D., Haubold 8 361, Heimbach 8 315 u. |. w. 

3) Zn Preußen z. B. durch Edikt v. 14. Sept. 1811. Leber Oeſterreich 
vgl. Strohal Eigenthbum an Immobilien. 1876 ©.163 N.3, PBrazäl Recht 
ber Enteignung. 1877 ©. 96. 
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zu erörternden Baupolizeigefepe zahlreiche Beitimmungen über Bau, 
Einrichtung und Inſtandhaltung derjelben?). 

Beſondere Beichränkungen galten längft partilularrechtlich”) für 
die Umgebung der Feſtungen. An ihre Stelle find jet gemein- 
rechtliche Vorſchriften getreten. Gemäß dem Deutichen Reichsgeſetz 
vom 21. Dezember 1871*) unterliegt „die Benutzung des Grund- 
eigenthums in der nächſten Umgebung der bereitd vorhandenen, ſowie 
ber in Zukunft anzulegenden permanenten Befeltigungen nah Maf- 
gabe diejed Geſetzes dauernden Beichränfungen ($ 1). Demzufolge find 
innerhalb eined beitimmten Umfreije8 um die Feſtung (im Rayon- 
bezirk) ohne Genehmigung der Kommandantur unzuläffig dauernde 
Beränderungen der Höhe der Terrainoberflädhe, alle Neuanlagen oder 
Beränderungen von Dämmen, Deichen, Gräben u. |. w., von Chauffeen, 
Wegen und Eifenbahnen, die Anlage von größeren Parkanlagen, Baum 
ſchulen und Waldungen, Errihtung und Veränderung pon Kirdh- 
und Glodenthürmen, ſowie alle thurmartigen Gonftruftionen ($ 13). 
Sm näheren Umkreiſe um die Feftung find Maffivfonftruftionen von 
Gebäuden, Gewölbebauten, Ziegel- und Kalköfen u. |. w. unzuläffig, 
andere Arten von Gebäuden nur mit Genehmigung der Komman⸗ 
dantur geitattet ($ 15). Die gegen das Verbot unternommenen An- 
lagen find wieder zu bejeitigen ($ 32). Snfofern zufolge der Bes 
flimmungen des Reichsgeſetzes, d. h. alſo infofern nicht bereits das 
vorher geltende Landesrecht gleiche Beichränkungen enthielt, eine Werth- 
verminderung der betreffenden Grundftüde eintritt, hat dad Reich den 
Eigenthümern eine Entihädigung, fei ed in Rente, fet ed in Kapital 
zu leiften ($ 34 ff.). Wird die Armirung einer Befeftigung angeorbnet, 
„jo find die Befiter der innerhalb des Rayons belegenen Grunpftüde 
verpflichtet, der jchriftlichen oder öffentlich befannt gemachten Auf- 
forderung der Kommandantur zur Niederlegung von baulichen und 
ſonſtigen Anlagen, Wegihaffung von Materialien-Vorräthen, Befeiti- 

2) Brünner Schöffenb. c. 208 ff, Wormfer Ref. V. Theil 4, Preuß. Landr. 
1.8. g65ff., Roth SI21N.6—8, 8 126, Gerber SETN.1, Mittermaier 
5 166 N. 37, Bengler (3. Aufl.) 8 48, Rösler Verwaltungsrecht I. $ 186— 189. 

3) Schon im Mittelalter wird bei Genehmigung einer Mühlenanlage ber 
Vorbehalt gemacht, ut molendina ad municionem cedant civitatis ad nostram 
voluntatem, Gengler Stabtredhtsalterthblimer S. 240. 


Seine Beftimmungen ftelt dar Laband Staatsrecht des deutſchen Reichs 
II. S. 372—3%. Bgl. auh Seuffert XXXV. no. 217. 
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gung von Pflanzen und Einftellung des Gewerbebetriebe nachzu- 
fommen“ ($ 43); dad Reich ift den betreffenden Befitern zur Ent- 
Ihädigung verpflichtet ($ 44). 

Für die Städte gilt ferner der Grundfag, daß der Eigenthümer 
feine Gebäude foweit im Stande erhalten jo, daß fie den Nachbar- 
grumdftüden und dem Publitum feine Gefahr drohen; bei Vernach⸗ 
[äffigung diefer Pflicht kann die Obrigkeit ein ſolches Gebäude zu 
 Öffentlihem Kauf ausbieten®). 

I. Sn vielen Ländern war die Diemembration meiltend nur 
der ländlichen, oft auch der ftädtiichen Grundftüde unterfagt. Ab- 
gefehen von den die Bauergüter betreffenden Verboten, welche im 
Hofredht ihre Wurzel hatten, ergingen auch zahlreiche ftaatlihe DVer- 
ordnungen im allgemeinen Landedintereffe, oder mit Rückſicht auf 
die Steuerfraft und die Ordnung der Steuerfatafter, oder im Sn- 
terefje der hypothekariſchen oder fonftigen NRealgläubiger. Die Güter 
jollen gejhloffen bleiben, nicht dismembrirt oder parzellirt werden, 
um die Familie ded Beſitzers ernähren und die Grundſteuern tragen 
zu fönnen. Nur mit obrigkeitliher Erlaubniß causa cognita barf 
eine Theilung oder Abtrennung einzelner Parcellen erfolgen; oder 
wenn getheilt wird, jol doch ein gewiſſes Minimum als Einheit er- 
halten werben. 

Wenn fih im Mittelalter zahlreiche ſolche Beſtimmungen, haupt- 
ſächlich in hofrechtlichem Intereſſe finden‘), fo trat die Landedgefeh- 
gebung der Theilung vornehmlich erft jeit dem 16. Jahrh. entgegen, 
ſeitdem die durch die Sitte eingeführten und durch das Beiſpruchs⸗ 
recht der nächiten Erben aufredht erhaltenen gewohnheitsrechtlichen 
Beichränfungen wankend geworden waren”). 


5) Preuß. Landr. 1.8. 837 ff. — Wormier Ref. V. Thl.4, Tit. 4: ver- 
fallene Häufer follen in einen Jahr wieder aufgebaut werben, mwibrigenfalls ber 
Bauplat an den Fiskus falle; vgl. auch Tit. 19. 

Ueber die heutige Anwenbbarleit der cautio damni infecti vgl. Roth 
IL. &. 80—83. 

6) Angeführt 3.8. bei Gierke II. ©. 203 N. 25, 26. — Zu beadten 
it auch, daß nah Sachſenſp. I. 34. 8 1 der Outsbeſitzer, welder Grund und 
Boden veräußert, Doch behalten foll ene halve hüve unde ene word, dar 
man enen wagen uppe wenden moge, dar af sal he deme richtere sines 
rechten plegen. 

N Ueber Preußen Dernburg I. 8 244, Oeſtreich Unger Erbrecht 8 44°, 
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Andererfeitd follten aber auch biöher für ſich bewirtbichaftete 
Güter nicht mit andern zufammengeichlagen werden. 

Damit der Bauernftand nicht vermindert werde, follte nur mit 
obrigfeitlicher Genehmigung eine Zuſammenſchlagung erfolgen®). Ganz 
bejonderd war ed verboten, Bauern „audzulaufen" und ihre Güter 
mit Rittergütern zu vereinigen?). 

Sn unferm Sahrhundert find derartige Beichränfungen nad) dem 
Borbilde der Preuß. Gefebgebung in den meilten Staaten gefallen. 
Dad Preuß. Edikt v. 9. Oktober 1807 8 4 beitimmte: „Die Befiber 
an fich veräußerlicher ftädtifcher und ländlicher Grunditüde und Güter 


Baiern Roth II. 8 124. — Hannoverſche BO. v. 1823 für bie niebere Graf⸗ 
ichaft Lingen $ 20, 25—28 (au bei Runde Interimswirthſchaft S. 277 ff.): 
Barcellirung nur mit obrigkeitlicher Erlaubniß; abfolut ausgefhloffen find Par- 
cellirungen, woburd das Colonat auf weniger ale 40 Morgen rebucirt wird. — 
Ueber Sachſen Haubold $ 189, 190, 190%, vgl. auch $ 174, 175° N.f. u. 
8 175° RN. f. und Kraut $ 65 no. 4. — Partik. ſächſ. Beftimmungen bei 
Heimbach $ 190, Über Meiningen Kümpel $ 169, Gotha Brüdner 
8 446 — 452. — In Kurheſſen wurde das Verbot des 16. Jahrh., daß bie im 
gutsherrlichen Berbande ftehenden Güter nicht getheilt werben follen, durch 
Berorbn. v. 1700 auch auf die nicht einem folden Berbande angehörenben 
Güter ausgedehnt, Kompe in db. Ztichr. f. d. R. XIV. S. 166 N. 20, 21; 
vol. auch Kraut $ 65 no.3, Thomas Fulda I. ©. 249, 252 ff. und überhaupt 
Platner S. 29 ff. — In Braunfchweig bleibt für Die Bauergüter die Untheil- 
barkeit auch noch nach dem Geſetz v. 1834 beftehben, Steinader $ 239, 240. — 
In Oldenburg wirb durch Geſetz v. 7. Ian. 1814 das alte, in ber franzöſiſchen 
Zeit bejeitigte Recht wieber eingeführt. — Ueber Schleswig- Hof. Fald V. 
S. 181f., Paulſen 8 37, 195, v. Stemann Rechtsgeſch. II. S. 252, 259 f., 
871. — Noch das LRippe- Detmoldihe Gejeg vom 23. März 1864 8 3 forbert 
Genehmigung der Regierung zur Beräußerung einzelner Stüde ber Eolonate. 
— Einige Eitate auch bei v. Gerber 859 N.4 und Kraut 8 65. 

Einzelne Geſetze verbieten and die Dismembration ftädtifcher Grunudſtücke 
ohne obrigkeitlihe Genehmigung, Nürnb. Ref. XXIII. Geſ. 5 und v. Wächter 
Würt. II. ©. 247 f. 

8%) Preuß. Landr. II. 7. $ 14: „Die Anzahl der bäuerlihen Beſitzungen 
auf dem Lande foll weder durch Einziehung der Stellen ..... noch durch das 
Zuſammenſchlagen berjelben verminbert werden”, $ 15, 16. — Ueber Braun- 
ſchweig Steinader ©.470f. — Bfeiffer Meierreht S. 83 f., 409, 413 ff. — 
Wenn mehrere geſchloſſene Bauerftellen an benfelben Beſitzer kommen, follen 
fie Doch einzeln bewirtbichaftet werben, Friedlieb Reallaften S.57 N. 

9) Pufendorf obs. III. no. 88 vgl. mit Hommel rhaps. 164; jädl. 
Recht Haubold 8 1900 N. v. 
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aller Art find unter Vorbehalt der Rechte der Realgläubiger und 
Borkauföberechtigten zur Trennung der Radilalien und Pertinenzien, 
fowie überhaupt zur theilweifen Veräußerung, alfo auch die Mit 
eigenthümer zur Theilung unter ſich berechtigt” '%). 

Ebenſo gejtattet ihnen die neuere Geſetzgebung auch ohne obrig⸗ 
feitlihe Genehmigung ihr Gut duch Ankauf oder fonft willfürlich 
zu vergrößern oder mit andern Gütern zu vereinigen"). Ja fie hat 
die Grundbefiger unter Umftänden verpflichtet behufd der Zuſammen⸗ 
legung ländlicher Grundftüde (Verfoppelung) fih dem Arrondirungs⸗ 
verfahren zu unterwerfen'?). 


10) Später wurben dann, ohne das Prinzip ſelbſt anzugreifen, welche® 
auh durch Berf. Urk. art. 42 anerkannt if, genauere Normen fir die Art der 
Parcellirung aufgeftellt. — Diefe Grunbfäge find auch auf die annektirten Pro⸗ 
vinzen ausgedehnt worden: BO. v. 13. Mai 1867 für Kurbeffen, v. 2. Sept. 
1867 in andern ®ebietstheilen, mit geringen Mopvifllutionen wurben fie durch 
eich vom 13. Mai 1869 in Walded und Pyrmont eingeführt; Gef. v. 
21. Febr. 1870 für den Kreis Rinteln, BO. v. 28. April 1875 für Lauenburg. 
Das Geſetz vom 28. Mai 1873 hebt die Grundſätze auf, „nach welden eine 
Theilung eines Bauerhofes, die Veräußerung einzelner Theile beffelben, die Ber- 
einigung eines Bauerhofes mit andern Grundftüden ... . verboten ober an bie 
Genehmigung einer Regiminal- oder Regierungsbehörde gebuuben find“. 

Baieriſche Geſetzgebung feit 1825 Roth 8 124; Über Sachſen Haubold 
$ 1%0° und Verordnungen vom 12. und 13. Novemb. 1874 (Siegmann Sädf. 
Hypothekenrecht S. 76 N. 1). Während das dritte Würtemb. Landrecht nur bie 
im Eigenthum des Bauern ſtehenden Bauergüter für theilbar erklärt, follen nad 
dem Geſetz von 1812 auch diejenigen Güter, an welchen ver Bauer nur ein 
dominium utile bat, tbeilbar fein, v. Wächter I. S. 849. — Für Heflen- 
Darmſtadt Geſetze vom 9. Febr. 1811, vom 24. Dez. 1857, 30. Jar. 1866; 
für Baden Geſetz v. 6. Apr. 1854 (feine Theilung Über ein gewiffes Maß). 
In Gotha werben alle, zum Theil noch im Geje vom 26. Febr. 1847 8 6 bei- 
behaltenen Beſchränkungen durch Geſetz vom 14. März 1873 aufgehoben. Gejet 
für Anhalt vom 4. Novemb. 1875. — Bgl. auch Nachmeifungen bei Rösler 
Berwaltungsrecht I. 1872 8 175 N. 4. 

2) Während noch das Preuß. Edikt v. 9. Oltob. 1807 8 6 die Regierungs- 
zuſtimmung zum Zufammenfchlagen forberte, ift dies im Edikt vom 14. Sept. 
1866 fallen gelaffen. Bgl. für Kurheffen Geſ. v. 28. Aug. 1834, Altenburg 
v. 24. Apr. 1857, Coburg 23. Juni 1863 u. einzelne Geſetze in N. 10. — Ueber 
Sadfen Siegmann Sächſ. Hyp. Recht S. 80f., Über Lüneburg Schulze im 
neuen Mag. f. Hannov. R. VII. 1866 S. 214 fi. — Das Geſetz für Schaumburg. 
Kippe v. 11. Apr. 1870 8 19 fordert für die Zufammenfchlagung ber Bauergüter 
obrigfeitliche Genehmigung. 

2) z. B. für Preußen Gef. v. 7. Sunt 1821, 2. Apr. 1872, Dernburg 
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III. Zahleeihen und tief eingreifenden Schranken in der Be 
nugung ihres Eigenthums unterlagen die Eigenthümer von Wal- 
dungen?®). 

Sn alter Zeit ftanden die meilten Wälder im Eigenthum ber 
Gemeinden und der Könige‘). Durch Veräußerungen von Seiten 
ber Könige und durch Ausbildung der Landeshoheit Tamen viele 
MWaldungen in dad Eigenthum oder den Lehnäbefig der Landesherrn. 
Andererjeitö erlangten diefelben auch an den im Eigenthum der Ge 
meinden oder Marfgenofjenichaften ftehenden Wäldern bedeutende 
Rechte, theild indem fie durch das fog. Einforften’*) den Mars 
genoffen die Ausübung der Jagd entzogen, theild indem fie die Ober⸗ 
hoheit über allen Wald in ihrem Zerritorium in Anſpruch nahmen. 
Mährend urfprünglich die Gemeinde oder die Marfgenoffenfchaft die 
Nutzungsrechte der einzelnen Märker beftimmt, die Forftgerichtöbarkeit 
gehandhabt und die Bewirthſchaftung dur ihre Beamten bejorgt 
hatte, erlangte feit dem 16. Jahrhundert") der Landeöherr oder 
Vogteiherr die Gewalt nady allen diefen Richtungen bin und unter: 
warf auch die im Privateigenthbum der großen Grundbeſitzer ftehen- 
den Waldungen feiner Aufficht und Controle. 

Es entitand fo die fog. forftlihe Obrigkeit oder ein og. 


I. 8 212, für Saunover Grefe II. S. 355 ff., für Baiern Roth $ 122, Sachſen 
Haubold $ 191°, Baden Gefeh v. 5. Mai 1856, Gotha vom 26. Febr. 1847, 
5. Nov. 1853, 25. Juni 1859, ©. Meiningen v. 29. Mai 1855 u. 10. März 
1872, Weimar v. 5. Mai 1869, Schwarzb.-Sonbershaufen v. 28. Juli 1849. 
— Rösler I 8 192 — 19. 

18) Stieglit geſchichtliche Darftellung der Cigenthumsverhältniffe au 
Wald und Jagd tin Deutſchland von ben älteſten Zeiten bis zur Ausbilbung 
ber Tandeshoheit. Leipz. 1832; Berg Geſchichte ber deutſchen Wälder bis zum 
Schluß des Mittelalters. 1871; Bernhardt Geſchichte des Waldeigenthums 
8 Bände. Berl. 1872— 75; Eding die Rechtsverhältniffe bes Waldes. Berl. 1874; 
O. Bähr der beifiihe Wald. Kaffel 1879; Freudenſtein Geſchichte des Walb- 
eigenthum® in ber vormaligen Grafſchaft Schaumburg. Hannov. 1879; K. Roth 
Geſchichte des Forfl- und Jagdweſens in Deutichland 1879; v. Miaskowsky 
die Agrar-Alpen- und Forfiverfaffung ver deutichen Schweiz. Bajel 1879. 8.79 ff. 

14) Grimm Rechtsalterthümer S. 501. 

144) Bol. darüber unten $ 151. 

15) Nicht erſt feit dem 17. Jahrhundert, wie Mande, 3. B. Renaud 
Zeitſchr. f. deutſches R. IX. S. 56 ff. annehmen; vgl. Stieglig S. 208 ff., 213, 
Bierte Genofienihaftsreght I. S. 660 N.12, Freudenftein ©. 13f., 17. 
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Sorftregal, nicht in dem Sinne, daß der Landesherr Eigenthümer 
aller Waldungen feined Territoriumd wäre oder an ihnen gleichmäßig 
gewilfe Nubungdrechte hätte, jondern daß er in Folge feiner Landes⸗ 
hoheit allgemeingültige Vorſchriften über die Bewirtbichaftung und 
Benutzung der Wälder aufftellen, Sorftordnungen erlaffen!) und 
feinen Beamten die Auffiht und die Ausführung der Geſetze über- 
tragen Fonnte!), Die Landesherrn wurden dabei mejentli von 
einem doppelten Snterefje geleitet: fie wollten der Holzverwüftung 
begegnen, aber. audy dur Schonung der Wälder dafür forgen, daß 
fie dad von ihnen überall angeftrebte Jagdregal ergiebig ausnutzen 
önnten?®). 

Sn Zolge davon, daß die Eigenthümer (Gemeinden oder ein« 
zelne Perfonen) für ihre Nubunge-, Gebrauchs- und Dispoſitions⸗ 
rechte fo mannigfaltige Schranken anerkennen mußten, wurden Die 
Eigenthumsverhältniſſe an vielen Drten verbunfelt: es kam oft da⸗ 
bin, daB jet der Landesherr als Eigenthümer des Forſts erjchien, 
daß die geringeren Rechte, welche den urfprünglichen Eigenthümern 
noch verblieben waren, lediglich als Rechte an einer fremden Sache, 
ald Dienftbarkeiten,!) angeſehen wurden’), und daß bie chemaligen 
Eigenthümer für die Ausübung der Nutzungen, weldhe ihnen noch 
zugeftanden wurden, an den Landesherrn eine Abgabe zu zahlen 





nn, 


16) Forſtordnungen und Werke, in welchen fie gejammelt find, fiihrt auf 
Mittermaier 8206 N. 9 und Kraut $ 86; vgl. au GOierke III. ©. 782. 

In v. Maurer Geſchichte der Markenverfaſſung in Deutſchland 1856 
8.245 ff. S. 286 ff., 408. 

18) Niederſ. Weisth. bei Grimm IV. S. 674 8 16 und R.3: „So einer 
oder mehr hegerſche männer einen buſch, darin ein reh oder ſtück wildes ſich 
verbergen kann, ohne urlaub oder verwilligung der junkern ausrothe, daſz möge 
er ſonder beſcheid oder brüche nicht thun“. 

188) Auch werden fie als precario eingeräumt dargeſtellt, Freudenſtein 
©. 39. 

19), Thudichum Gau- und Marlenverfaffung 1860 S. 294—306, Gierke 
II. &. 658 ff., 660 ff. — Beifpiele derartiger Verwandlungen au bei Dunder 
Geſammteigenthum S. 170 ff. — Mebrigens mögen ſolche Vorgänge manchmal 
noch ältern Datums fein, fo wenn 3.8. (Grimm Weisth. VI. ©. 549) ein. 
Dorf im 3.1392 anertennt, daß ein Wald nicht ihm, fondern dem Abt von 
St. Marimin zu Trier gehöre und daß ben Dorfgenoffen ihre bisherigen Nutun- 
gen von genaden eingeräumt feien. 
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batten!®). Ganz bejonderd wurden von diefer Entwidlung die Wal⸗ 
dungen der Bauern und Landgemeinden betroffen, während für den 
Adel einige Befreiungen nachgelaffen wurden). 

Die Landesheren jchreiben vor”), daß die Bauern nur für ihre 
Bauten und ihre Feuerung und nur mit Wiffen der landeöherrlicyen 
Sorftbeamten Holz fchlagen dürfen, daß wer um feiner Noth zu 
begegnen, zum Verkauf Holz ſchlagen will, fih von den Beamten 
die einzelnen Bäume anweiſen lafjen fol, daß Niemand Stüde des 
Waldes roden und in Ader oder Wieſe verwandeln darf. Sie bes 
ftimmen die Schläge und engen dadurd die Hutungsredhte ein?!*). 
Bejonderd wurde auch das Schlagen der Eichbäume beichränft?). 
Auch beanipruchen die Landesherrn die Befugniß, Holz im den ebe- 
maligen Gemeindewaldungen nicht bloß zu eignem Gebraudy, fondern 
auch zum Verkauf zu jchlagen**®). 

Sn neuelter*®) Zeit hatten einzelne Staaten, befonderd Preußen, 
die Waldkultur von allen ftaatlihen Beichränfungen befreit und die 
Forſthoheit, oder, wie man früher jagte, dad Forftregal aufgehoben ®). 


19) Krendenftein ©. 15; feine Erflärung des Worts wahrgeld if irrig; 
vgl. oben I. 855 N. 10. 

20, 3.3. Berorbn. für Churbrandenburg v. 3. 1717 bei Kraut $ 86. no. 89. 

21) 3.8. Sadjen- Erueft. Landes⸗O. v. 1556 c. 30 bei Emminghaus 
Pand. Sächſ. Rechts S. 86 no. 22. — Ueber derartige Beichränfungen vol. 
auh Strube Ben. IV. no.48 und Eichhorn Rechtsgeſch. IV. 8 548 N. c. 
u.g. — Für Fulda vgl. Thomas I ©. 230, IL. S. 161f., für Hannover 
Grefe II. S. 288, für Holftein Bald V. ©. 183f., Würtemberg v. Wächter 
1. ©. 477 ff., Braunfhweig u. Baiern Kraut 8 86 no. 87 und 88, für ſächſ. 
Partifularrehte Heimbach $ 222 und Kümpel 5 206. Biele Nachweifungen 
bei Stieglig ©. 219 ff. 

ale) Freudenftein ©. 37. 

39) Baieriihes Weisthbum v. Rafchenberg v. 3. 1671 bei Grimm VI. 
&.161 8 31: wer einen Eichbaum fällen will, fol e8 beim Forfibeamten an⸗ 
melden und ftatt des zu fällenden Baums zwei junge Eichen ſetzen. 

22) Freudenftein S. 24f. 

2) Eine vollftändige Ueberficht Liefert Neubauer Zufammenftellungen bes 
in Deutichland geltenden Rechts betreffend Erpropriation, Forſtrecht u. ſ. w. 
Berl. 1880 ©. 47— 85; dazu Nachträge in Zufammenftellung des Waflerrechts. 
1881 ©. 97. 

2) Während das Landrecht I. 8. 8 83 ff. die Holzverwäftung bei nachdrück⸗ 
lichen Gelb» und Gefängnifftrafen verbietet, erteilte das Edikt zur Beförderung 
ber Landeskultur vom 14. Sept. 1811 8 4 u. 5 (Kraut $ 86 no. 92) den 
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Wegen der großen Gefahren, welche die Holzverwüftung der Zandeskultur 
droht, find aber auch in Preußen neuerdings wieder Beichränkungen 
eingeführt. Nach dem Geſetz v. 6. Zuli 1875 (betreffend Schutz⸗ 
waldungen und Waldgenofjenichaften) Tann in Zällen, in welchen 
Gefahren in Rüdfiht auf den Wafferlauf, den Eisgang, Weber: 
ſchüttung mit Geröll oder Erde u. |. w. vorhanden find, die Art der 
Benugung der betreffenden Grundftüde und die Ausführung von 
Waldkulturen und jonftigen Schubanlagen, unter Entihädigung der 
Eigenthümer durch die Snterefjenten angeordnet werden. Sodann 
bat das Geſetz v. 14. Auguft 1876 die Verwaltung der Holzungen 
der Gemeinden, Kirchen, öffentlichen Schulen, Stiftungen und Wohl: 
thätigfeitsanftalten wieder unter die Aufficht des Staats geftellt; auch 
fönnen die Gemeinden verpflichtet werden, unkultivirte Grundftüde 
mit Holz anzubauen. 

Auch die meiften andern Staaten halten den bejchränfenden 
Standpunkt aufreht. Sie machen Rodungen von obrigfeitlicher Er⸗ 
laubniß abhängig*), oder beftimmen, daß die Waldungen unter 


Eigenthümern, foweit nicht Verträge oder Berechtigungen Dritter verlettt werben, 
die uneingefchränktefte Dispofition; fie dürfen ihre Wälder parcelliren, urbar 
maden, landwirthſchaftlich benutte Srunbftüde in Forft verwandeln u. ſ. w. — 
Aehnlich beſtimmt das Schaumburg -Lippe’iche Geſetz v. 29. Apr. 1870 art. 1: 
„wen Eigenthümern . . . von Holzungen und Forften ſoll ... bezüglich ber 
Eultivirung und Abholzung derjelben fowie bezüglich der Verwerthung ber Holz⸗ 
produfte volle wirthichaftliche Freiheit ... . zuftehen”. 

20) MWürtemb. Befimmung von 1821 (Reyfher I $ 247 NR. 12), 
Braunfhw. BD. vo. 1836 (Steinader ©. 359 N. 8, 425 N. 21), Forſtgeſetz 
vom 24. Mai 1861 86; Altenb. Geſetz v. 1831 (Heffe S. 212): beſonders 
beſchränkt foll das Holzfällen won noch nicht 50 jährigem Beftanbe fein. 

Hannover'ſche BO. v. 1830 86 (Kraut $ 86 no. 93): feine Eiche fol 
vor erlangter Haubarkeit gefällt werden. — Mecklenb.⸗Schwerin'ſche BO. v. 
16. Febr. 1860: auf allen Allodialgütern dürfen jährlich 12 Eichen und 50 Buchen 
zum Berlauf gefällt werben „ohne die bolzeviftmäßige Anzeige Zweds Unter- 
fuchung der Entbehrlichleit und demnächftiger Anweifung des zu fällenden Holzes 
durch Unſere Forftbeamten”. 

Ueber bie Theilung von Waldungen 3. B. Meining. Geſetz v. 9. Juli 1867 
art. 4 (fe fol nur mit minifterieller Genehmigung erfolgen); Koburger Gel. 
vom 3. Juli 1869 art. 2: Waldungen von mehr als 10 Ader Umfang follen 
nur mit minifterieller Genehmigung getheilt werben; Doch ift diefe Genehmigung 
zu ertheilen, „wenn bie zu bildenden Theile einer regelmäßigen Bewirtbichaftung 
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‚Leitung und Controle des Staats verwaltet werden ſollen*). Dabei 
machen einzelne einen Unterfchied, je nachdem es fih um Waldungen 
der Gemeinden, Corporationen und Stiftungen oder um Wälder von 
Privatperjonen handelt, und laſſen nur im erften Falle die ftrenge 
Staatliche Dberaufficht eintreten). 


885. Beihränlungen des Grundeigenthbüämerd, welche ein Dulben 
zum Gegenftande haben. 


Im nachbarlichen oder im allgemeinen Intereſſe hat der Grund⸗ 
befiter mannigfache Eingriffe in fein Eigenthbum zu dulden; ſolche 
Beichränfungen können aber nur da geltend gemacht werden, wo fie 
durch dad pofitive Recht anerkannt find‘). Die wichtigften derjelben 
find folgende: 

1. Der Nothweg. 

Mer vom öffentlichen Wege auf fein Grundftüd ohne erhebliche 
Schwierigfeiten nicht anders gelangen kann, ald über dad Grundftüd 
feines Nachbarn, kann von diefem gegen vollftändige Entſchädigung 
die Gonjtituirung einer Wegegerechtigfeit fordern. Cr hat eine par- 
tielle Srpropriationdbefugniß, reſp. einen gejeblichen Titel auf Be— 
jtelung einer Servitut?). 

Died aud der Billigfeit fi) ergebende Recht wird gelegentlich 


fähig bleiben oder das ganze Waldgrunpftlid einer folchen nicht fähig war.” — 
Bol. auch oben I. 856 N. 2°. 

25) Braunfchw. Gef. v. 24. Mat 1861 $ 6: bie reell unter einzelne Perſonen 
getheilten Forſten unterliegen ber ftantliden Verwaltung. 

26) 3.8. Hannoverſche VOO. v. 1815 und 1830 (Kraut $86 n0.93, 
94); baier. Forfigefeg vom 28. Mai 1852 (Roth II. S. 85 ff.) und Kraut 
8 86 n0. 90, 91; vgl. auh Mittermaier $ 210. 

2) Das Preuß. Landr. I. 22. $ 3 fagt allgemein: „Auch folde Einihrän- 
tungen muß jeder Grundbefitzer ſich gefallen Taffen, ohne melde ein anderes 
Grundſtück ganz oder zum Theil völlig unbraudbar fein würbe” und 89; „doch 
bürfen Begünftigungen, welche zu erheblichen Berbefferungen eines andern 
Grundſtücks nothwendig find, im fo fern nicht verfagt werden, al8 ber Eigen- 
thümer dadurch in dem bisherigen freien Gebrauche feiner Sache nicht geftört, 
noch an nützlichen Verbefferungen, bie er felbft in diefer Sache vornehmen Tinnte, 
gehindert wird“. 

2) Ueber die rechtliche Natur des Nothwegs Laband in d. Arc. f. civ. Pr. 
LI. ©. 189. R. 57. 
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ſchon in Altern deutichen Quellen anerfannt?) und dabei auch die 
Entſchädigungsverbindlichkeit erwähnt“). Nach Reception des römiſchen 
Rechts ſuchte man den Anſpruch durch Berufung auf einige römiſche 
Beſtimmungen zu ſtützen, welche in einzelnen Fällen, beſonders 
wenn es ſich um den Zugang zu einem locus religiosus handelt, 
ben Anſpruch auf den Nothweg anerfennen?), Das Recht auf einen 
Nothweg wurde allgemein von der Prariß vertheidigt und ging aud) 
in die neueren SPartifularrehte über). Doch befteht dabei die 
Differenz, daß nad der einen Richtung unſerer Rechtsentwicklung 
dad Recht auf einen Nothweg nur befteht”), wenn es ohne ihn un⸗ 


3), Grimm Redtsalterty. S. 552f.,, Kraut 8 98 no. 18, 15—17, 
Grimm Weisthümer I. S.94, II. S.28 no. 12, III. ©.47 no.56, ©. 69 
n0.29, ©. 134 8 10, 13; Landr. von Eſchi v. 1675 818 (Zeitfchr. f. ſchweiz. 
R. IX. 2.6. 96), Dortmunder Statt. III. 385 (Frensdorff S. 74): We land 
hevet, dar neyn wegh bi is efte neyn wech tho hord, de mach besprey- 
den mit sinen waghene de vore tho deme nesten weghe, it ene were 
dat men eme eynen anderen wegh mit guder kuntschap bewysen mochte, 
alse recht is. 

# Kraut $98 no.13 (= Grimm III. S. 59 no. 29): ber, welcher 
den Weg fordert, fol ihn mit Garben belegen; Kraut no.17. — Nah dem 
Tiroler Weisſth. I. S. 238 8 36 kann, wer, um fein Getreide abzufahren, über 
des Nachbarn Feld fahren muß, dann, wenn auf demſelben das Getreibe noch 
ſteht, fih einen Weg abmähen. Er foll aber — gemwiffermaßen als Entſchädigung 
bafür — ihm dies abgemähte Getreide einfahren. Nach einem Steterm. Weis- 
tbum (Steieriiche u. Kärnthiihe Taidinge S. 25 3.25) foll er ihm das abge- 
mähte Getreide nach billichen widerlegen. — Wenn au in andern Quellen 
die Entſchädigungspflicht nicht erwähnt wird, darf man doch nicht mit Bejeler 
593 N. 3 behaupten, daß das ältere deutſche Recht feinen Anfpruh auf Ent- 
ſchädigung anerkannte. 

) Ueber die Sächſiſche Praris Stellen bei Emmingbaus ©. 484f., 
862 no. 3, Über das gemeine Recht Glück Pandekten IX. 8 628, Heſſe über 
bie Rechtsverhältniſſe zwiſchen Grundſtücksnachbarun II. S. 211 ff., Windſcheid 
8 212 N.6; vgl. auch das intereffante Lübeder Erkenntniß bei Seuffert I. 
no. 321. 

6) Preuf. Laudr. I. 22. 83, 4 (befonvers Dernburg I. 8 297), C. eiv. 
art. 682—85 (Badariä II. 8 246 und Entfch. des R. O. H. Ser. XI. no. 10), 
Bern. Eivilgef. B. art. 3B1ff., Züricher Geſetzbuch 8 573 ff. Sächſ. Geſ. 8. 
345 ff., Baier. Entw. III. $ 183 ff. — Aber nicht nach Oeſtr. Recht, Braczäf 
Enteignung S. 98 f. — Befeler $IEN.6 bat feine irrige Behauptung, daß bie 
neueren Geſetzbücher Fein Hecht auf den Nothweg geben, in der 3. Aufl. etwas 
modifizirt, ohne die allgemeine Verbreitung dieſes Rechts anzuerkennen. 


) C. civ. 682, Zür. Gef. ®. 8 573, Baier. Entw. III. $ 183. 
Stokbe, Privatrecht. 11. 2. Aufl. 7 
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möglich ift, auf da andere Grundftüd zu fommen, nad der andern 
verbreiteteren aber auch ſchon dann, wenn died nur mit unverhält- 
nigmäßigen Schwierigkeiten möglich ift oder wenn ohne den Noth- 
weg der Ertragswerth ded Guts weſentlich gejchmälert werden würde. 
Dagegen Tann der Umftand nicht binreichen, daß der Nothweg den 
Zugang zum Gut erleichtert oder abfürzt®). 

Wenn ein Cigenthümer ein Grunditüd veräußert, auf welches 
er über andere ihm gehörige Güter gelangte, ſo muß er, wenn kein 
anderer Weg beſteht, den Zugang über ſeine Güter auch dem neuen 
Erwerber geſtatten: es gilt hier eine Servitut als ſtillſchweigend er⸗ 
richtetꝰ). 

Bei richterlicher Beſtellung des Nothwegs muß derſelbe auf die 
den Grundeigenthümer möglichſt wenig beläſtigende Weiſe gegen volle 
Entſchädigung angeordnet werden. 

2. Nur höchſt partikuläro) beſteht das ſog. Anwende-, Trets, 


8) Sächſ. ©. B. 8 345, Emminghaus ©. 484 no. 53, 7, Seuffert 
XIII. no. 210; vgl. auch III. no. 3. 

9 Sächſ. ©. B. 8 348, 49, Baier. Entw. 8 186, Seuffert XIII. no. 212, 
abweichend XI. no. 18. 

0) Bon ältern Ouellen wird bafür regelmäßig nur die Beſtimmung bes 
Monzinger Gerichtsbuchs (Senckenberg C. jur. germ. I. 2. p. 55 seq.) citirt. 
Aber daſſelbe wird auch in zahlreichen Defterr. Weisthümern vorausgejeßt. 3.8. 
Salzburg. Taitinge S. 28 3.24 ff. (S.36 3. 28): Es soll ainer auf den 
andern ahnewenden von St. Georgentag unzt auf St. Martinstag und des 
pflueghaubts (vorderer Theil des Pfluges) lang einwerfen, wo nicht frücht 
steet, aber in kain wisen soll er einwerfen. — ©.57 3.11ff.: Wer 
feinen Acker einzäunen will, fell drei Schub weit Land liegen laffen ratraum 
seinem nachtbarn .. . auch wo sein nachtber gegen ime ainwenten 
muess, soll er auch so vil ligen lassen, das er mit zwaien rossn wol 
mag umbkern. — ©. 71 3.46 ff.: Wer einzäunt, fol dem Nachbarn liegen 
laffen ratrain und anwenter, wenn er mit den rossen am zaun ist, so 
soll er mit dem pflueg am ort sein. — Bgl. auch Ziroter Weisth. I. S. 191 
3.17ff., 198 3.8 ff., 218 3. 21 ff., 230 3. 23, 237 8 31ff. U. ©. 114 3. 4ff., 
219 3.40ff., 228 3. 24 ff. — Borausgejett wird Dies Recht in ben Böhlinger 
Statuten (Reyſcher wärt. Statutarrehte S. 411); im Würtemb. gilt es über- 
haupt nur vereinzelt, Lang Würt. Sachenr. $ 25 N. 17 (bier der Name „Trepp- 
recht“). — Wormier Ref. V. 4. Tit. 24. — Nah Thomas Fulda I. S. 259 
befteht es nur als beftellte oder burch Verjährung erworbene Servitut. — Bon 
neueren Geſetzen: Züricher &. B. 8 577, Gel. v. Canton Bafel-Stabt v. 26. Sept. 
1881 8 7 (Btichr. f. ſchweiz. R. XXIII. S. 254), König Bern. Civilgefeke II. 
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Kehr⸗ oder Pflugreht"), d. h. die Verpflichtung des Befigers 
eined ländlihen Grundſtücks, es zu dulden, daß jein Nachbar den 
Pflug beim Beadern des Feldes auf feinem Grundftüd ummende. 

3. Nach manchen Partikularrechten"!) gilt dad Hammer—⸗ 
ſchlags- oder Leiterrecht, d. 5. die Befugniß ded Nachbarn, zu 
fordern, daß er das fremde Grundftüd betreten dürfe, um an dem 
eignen Reparaturen vorzunehmen oder ein Gerüft zum Zwed einer Re- 
paratur dort aufzubauen!?). — Verwandt ift dad Schaufelichlag- 
recht, wonach wer eine Mühle oder ein Triebwerk an einem Bad) 
oder Privatfluß bat, fordern kann, daß der Eigenthümer des Grund» 
ſtücks, durch weldyed dad Gewäſſer fließt, ihm den Zutritt gejtattet, 
um den Bach oder den Fluß reinigen zu Tünnen, oder es buldet, 
daß er den Schlamm vorläufig auf dad Ufer werfe'?). 


©. 274}. — Das Preuß. Landr. 1.8. $ 18 betrachtet bie Raine zwiſchen be⸗ 
nachbarten Grundftüden in der Regel als gemeinfchaftlih; vgl. aber aud I. 17. 
8 366. 

2), Mittermaier $S 167 N. 8, Roth B. II. 123 N. 8. 

1a) Das Oberlanbesgericht zu Darmſtadt (Archiv f. Rechtswifſ. 3. Folge 
I. ©. 187 ff.) hält das Hammerihlagsrecht für gemeinrechtlic. 

13) Nicht anerkannt in den Dortmunder beutfchen Statuten c.29(Srensporff 
©. 55), wenn das Grundftüd eingefriedigt if: Wey syn erve bewroghet hevet, 
wyl syn naber decken eder tymmeren eder ledderen setten, dat mot 
hey don myt vruntscopen nicht myt rechte. — Dagegen Wormier Ref. 
V.4. Tit. 13 (für den Kal, daß er fonft keinen Raum zum Bauen hätte), 
Würzb. Erk. bei Emminghbaus ©. 485. 9. II. — Preuß. Landr. J. 8. $ 155 
(fediglih bei Reparaturen eines Haufes), vgl. Förfter III. $ 170 NR. 62, 
Dernburg $ 122.5. — Baier. Entw. III. art. 97, Roth S12EN.T. — 
Sidi. ©. B. $ 350. — Zuürich. ©. 8. $594 (zum Befchneiden ber Heden und 
Reparatur der Grenzmauern), $ 613 — 615 (zur baulichen Wiederherftellung ober 
Reinigung eines Gebäubes), 5 616 (zur Reinigung von Kloaken). — Nach frauzdf. 
R. befteht nicht dies Hecht, Zachariä LI. S 246 NR. 13. — Bgl. auch Seuffert 
V. no. 107. 

1) Züricher Sei. B. S616. — Roth B. II. 8123 RN.9 u. 12, UL 
8 290 R.15, 16. — Seuffert II. no. 145, XVII. no.9, Emminghaus 
S. 196 N. 24. Die Praris hatte Recht, den Grundſatz in L.11$1D. VIOIL 4. 
in dieſer Weiſe auszubehnen. Falls der Grundeigenthämer fein Recht auf den 
Schlamm des Mühlgrabens hat oder erhebt, muß ihn in dubio der Müller fort- 
ſchaffen, Bl. f. Rechtspfl. in Thüringen. XXIV. ©. 223. — Wo die betreffende 
Benutung des Waflers auf einer Servitut beruht, kann ſelbſtverſtändlich ber 
Berechtigte auf dem Nachbargrundſtück alle Handlungen vornehmen, ohne welde 

7% 
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Auch Tann, wem durch Waflergewalt, durch einer Windſtoß 
u. ſ. w. feine Saden auf einen fremden Grund geführt find, 
um fie zurüdzubolen, den Zutritt zu dem betreffenden Grundftüd 
fordern"). 

4. Sm öffentlichen Sntereffe find die Grundeigenthümer bei 
mannigfadhen Beranlaffungen verpflichtet, an fich nicht berechfigten 
Perſonen den Zutritt, Aufenthalt refp. die Benupung ihrer Grundftüde 
zu geftatten. Nach dem Reichöpoftgejep v. 28. Dtober 1871 8 17 
fönnen in bejonderen Fällen, in denen die gewöhnlichen Poſtwege gar 
nicht oder ſchwer zu paifiren find, die Poften „fich ber Neben- und 
Feldwege, ſowie ber ungehegten Wiejen und Aeder bedienen, unbe 
ſchadet jedoch des Nechtes der Eigenthümer auf Schabenerjag". Nach 
dem Reichögefep über die Raturalleiftungen für die bewaffnete Macht im 
Frieden v. 13. Februar 1875 8 11ff. find die Grumbftüdöbefiger ver- 
pflichtet, gegen Schadenderfab die Benupung ihrer Grundftüde bei 
Truppenübungen und die Benutzung von Brunnen und Tränfen durch 
die Truppen zu geftatten!“). Zweifello8 bat überall der Grund⸗ 
eigenthümer ed zu geftatten, daß jein Grunpftüd von den Löld- 
mannſchaften betreten wird, wenn es fich darum handelt, eine Feuers⸗ 
gefahr zu befämpfen. 

5. Die Anwohner eines öffentlihen Fluſſes müfjen denen, 
welche ihn für Zijcherei oder Schifffahrt benügen, den usus publicus 
Huminis dadurch ermöglichen, daß fie ihnen den fog. Leinpfad 
geftatten, d. b. ihnen erlauben, das Ufer zum Anlegen des Schiffes, 
zum Gehen neben dem Schiff u. |. w. zu benügen”). Aehnlich 


— — — — — 


er bie Dienſtbarkeit nicht ausüben Bönnte, Seuffert XVII. no. 9, XXIX. 
no. 221. 

19 1.9. 81 D.39. 2, Windſcheid 8 169 N. 21. — Breuf. Lanbr. I. 
9. $ 293—297, Förfter II. 8 170 b.4. — Rah Waadiländiſchen Gemeinde- 
orbnungen bes Mittelalters (Forel chartes communales du pays de Vaud 
p. 25 f., 84) darf man fremden Boden betreten sequendo animal suum sive 
avem. — lieber das Einfangen feines Bienenfhwarms auf dem fremben Grund⸗ 
ftäd |. unten 8150 R. 13, 14. — lieber bas Recht des früheren Eigenthümers 
auf einem Grundſtück nach einem vergrabenen Schaß zu ſuchen vgl. Seuffert 
IV. n0.10; au Oftfrief. Landr. II 293. 

14) Laband Staatsrecht III. ©. 339 ff. 

15) Url. v. 3.1157 (Mon. Boica XXIX. a. p. 341): mercatores per 
Mogum ascendentes seu per ripam fluminis, quae via regia esse 
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müſſen aud die Anwohner ded Meere während einer Seenoth ge- 
ftatten, daß der Strandvogt zur Rettung von Menfchenleben jeden 
außerhalb der öffentlichen Wege zum Strande führenden Zugang in 
Anſpruch nimmt’), 

6. Beſondere Geſetze regeln die Pflicht des Grundeigenthämers, 
das von dem höbergelegenen Nachbargrundſtück herabfließende Waſſer 
auf feinem Grundftüd aufzunehmen und ihm freien Abflug zu laffen 
(Beitimmungen über die Borfluth)'). 

Wo nad) Anficht der Behörde ed im Intereſſe ded obern Grund- 
ſtücks oder im allgemeinen Xandeöfulturintereffe erforderlich oder be= 
ſonders vortheilhaft ift, kann er zugleih amgebalten werben, das 
Ziehen von Gräben und fonftigen Wafjerleitungen gegen volle Ent: 
Ihädigung zu geltatten!”). 

7. In einem |päteren Abjchnitt ($ 142, 143) handeln wir von 
der gejeglichen Verpflichtung der Grundeigenthümer, in Folge der 


dinoseitur, funes trahentes. — Sachſenſp. II. 28. $ 4: Die vischere mut ok 
wol dat ertrike nütten, also vern alse he enes gestriden mach ut deme 
scepe von deme rechten stade. — Baier. Gel. bei Kraut $ 90 no, 12. — 
Preuß. Landr. II. 15. $ 57 ff, Derndburg I. $ 256. — WMittermaier $ 231, 
Maurenbreder I. S. 632 ff, Gengler Lehrb. ©. 256. — Seuffert II. 
n0. 260. — Zahlreiche andere derartige Laften führt Endemaun Wafferrecht 
1862. ©. 28 ff. auf. 

150) Reichsſtrandungsordnung v. 17. Mai 1874 89. 

16) Die Beftimmungen find durchaus partilulirer Natur. Ueber das röm. 
Recht und feine aquae pluviae arcendae actio Heffe in JIhering's Jahrb. VII. 
8.216 ff. u. Windſcheid 8 169 N. 11 u. 8473. — Brünner Schöffen. 
e.79. — Grimm Weisth. II. S. 591. — Breuf. Lanbr. 1.8. 8 103 ff. if 
theils aufgehoben, theils durch neuere Geſetze mobifizirt, Förſter III. $ 170 
N. 55 ff, Dernburg I. $ 254, Nieberding Wafferreht im Preuß. Staat 
S. 49 ff, Baron in d. Ztſchr. f. vgl. Rechtsw. I. &.297 ff. — Vorfluthgeſetz 
für Neuvorpommern und Rügen vom 9. Febr. 1867. — Code civ. art. 640. 
— Bir. © 3. 8 578. — In geringerem Umfange anerfaunt im Sächſ. ©. 2. 
$ 354 ff. u. im Baier. R. Roth 8. II. $ 125 II., $ 128 N. 13. — Bol. aud 
Beſeler 8 200 R. 31. 

Mm z. B. Preuß. Gef. v. 1843 (Kraut 8 90 no. 14—16), Borfluthgef. 
f. Neuvorpommern (vgl. Note 16) $ 14. — Zür. ©. 8. $ 580, 81. 

Der Eigenthümer des als bienend beanſpruchten Grundſtücks kann ftatt 
Auflegung einer Servitut auch fordern, daß ber Andere das Eigenthum bes 
Grundſtücks gegen Entſchädigung übernehme, Preuß. Gef. v. 28. Febr. 1843 8 26, 
Baier. Geſ. v. 17. Nov. 1837 art. 1 und unten $ 92 N. 29. 
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Freterflärung ded Bergbaus es zu dulden, daß ein Anderer gegen 
volle Entihädigung auf ihrem Grundftüd nah Mineralien ſucht 
ober ein Bergwerk anlegt. Nach Partikularrechten muß aber aud 
der Grundbefiger, welcher andere nicht unter den Regeln ded Berge 
rechts ftehende Foffilien, Kied, Lehm und fonftige Baumaterialien 
auf oder in feinem Boden beſitzt und diefelben ungenupt läßt, deren 
Okkupation andern Banluftigen gegen billige Entſchädigung über- 
lafjen®). 

83 Mannigfahe Beſchränkungen gelten ferner in Rückſicht auf 
Bäume und Sträucher, weldhe nahe der Grenze eined Grundſtücks 
ftehben und mit ihren Aeften in den Luftraum des Nachbars oder 
mit ihren Wurzeln in fein Erdreich hineinreichen (neberhangs⸗ 


18) Franchises de Nyon a. 1439 (Forel chartes communales du pays 
de Vaud p. 258): villa et burgenses pro eorum bastimentis faciendis 
fortaliciisque aut eorum necessitatibus juvandis [possunt] perquirere, 
fodere et trahere petras seu lapides duros vel molles, minas, carbones 
et alia talia absque damno ubi invenerint. — Preuß. Landr. II. 16. 8 75 ff.: 
Beſitzer thonhaltiger Aeder follen den Befitern von Ziegeleien das Graben nach 
Thon gegen Entihädigung geftatten. Aehnliche Befimmungen bei Fald V. 
6.181, Brädner 8 528; vgl. Dagegen Emminghaus ©. 472 no. 6. 

Preuß. ©. über das Deichweien v. 28. Jan. 1848 8 20: Die Befiter von 
zu einem Deichverbande gehörigen Grundſtücken find verpflichtet, „bie zu jenen 
Anlagen nöthigen Materialien von Sand, Lehm, Rafen u.f. mw. gegen Erfaß 
bes durch die Fortnahme berjelben ihnen entftehenden Schadens zu überlaffen”. 
Preuß. Gef. v. 11. Apr. 1872 820. — Bremer Deid-Orbn. v. 16. Juli 1872 
8 74, 76. — Aeltere entſprechende Beſtimmungen aus Deichordnungen bei Bufen» 
Dorf obs. I. no. 193 $ 6, IV. no. 216 $ 3, wo auch die Bremen’ihe Deich» 
orbn. v. 1743 c.3 8 13 citirt wirb, welche Feine Entſchädigung beſtimmt, und 
bei Häberlin in d. Arc. f. civ. Brarid XXXIX. S. 33 ff. — Vgl. auch Seuffert 
VIII. no. 287, wo Literatur angegeben iſt. — Preuß. Geſetz über die Enteignung 
9. Grunbeigentbum v. 11 Juni 1874 8 50: „die zum Bau und zur Unter« 
haltung dffentlicher Wege (mit Ausfchluß der Eifenbahnen) erforderlichen Feld⸗ 
und Bruchſteine, Kies, Rafen, Sand, Lehm und andere Erbe ift, foweit ber Wegbau⸗ 
pflichtige nicht dieſe Materialien in brauchbarer Beichaffenheit und angemefjener 
Nähe auf eigenen Grundſtücken fördern kann, und ber Eigenthlimer fle nicht ſelbſt 
gebraucht, ein Jeder verpflichtet, nach Anorbnung ber Behörde von feinen land⸗ 
wirtbichaftlihen und FZorftgrundftüden, feinem Unlande ober aus feinen Gewäffern 
entnehmen unb das Aufſuchen derſelben durch Schürfen, Bohren u. f. w. daſelbſt 
unter Kontrofe des Eigenthümers fich gefallen zu laſſen“; 8 51 regelt die Ent- 
ſchädigung. — Bol. Überhaupt v. Robland zur Theorie u. Praris des Ent- 
eignungsredhts. 1875. ©. 78 ff. 
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und Heberfallredt). Der Baum ift eine einheitliche Sache und 
gehört dem ganz, aud deflen Boden der Stamm hervorwächſt. 
Deſſen Eigenthum tritt aber mit der Herrfhaft in Gonflikt, welche 
der Nachbar über die Luftjäule oberhalb feines Bodens und über daB 
Erdreich unter der Oberfläche feines Grundftüds bat. Diefer Con⸗— 
flikt kann in verjchiedener Weile durch dad Recht audgeglichen werden. 
Nach römiſchem Recht darf der Nachbar, wenn der Baum über 
fein Haus berüberhängt, defjen völlige Entfernung, wenn die Zweige 
auf fein Adergrundftüd herüberhängen, das Abfchneiden derjelben bis 
zur Höhe von 15 Fuß fordern; nimmt der Eigenthümer ded Baums 
dieſe Befeitigung nicht vor, fo muß er fie dem Nachbar geftatten 
und diefer darf dann das Holz für ſich behalten”). Die Früchte, 
welche von einem folden Baum auf dad Nahbargrundftüd fallen, 
gehören dem igenthümer ded Baumd und der Nachbar muß ihm 
erlauben, daß er jeden dritten Tag fein Grundftüd betrete um fie 
abzuholen. Diefe gemeinrechtlihen Grundfäge haben h. z. T. nur 
theilmeife Geltung”), da daß deutjche Recht nach beiden Richtungen 
hin eigene, allerdings ſehr partifuläre Normen entwidelt hat, welche 
für die ältere Zeit und in zahlreichen Weiſsthümern begegnen und 
auch in den neueren Partifularrehten Ausdrud erhalten haben?'). 


1) Windſcheid $ 169 no. 4; ngl. auch Werenberg in Ihering’s 
Jahrb. VI. ©. 67 ff. 

2) Sie find direft aufgenommen in ber Wormfer Reform. VI. 1. 14. 

1) Die von Grimm Zeitſchr. f. geſch. Rechtswiſſ. III. S. 349— 357 
(Etwas über ben Ueberfall ber Früchte und das Berhauen überragenber Aeſte; 
bier finden fih auch franzöfiihe u. ſpaniſche Duellenftellen) nnd in ben Rechts- 
altertHämern S. 70 u. S. 550—552 gefammelten und von Kraut $ 77 no. 11 ff. 
wiederholten Stellen finden fih jest auch in Grimm’s Weisthiimern, nad 
denen ih fie citire. Außerdem babe ich noch im folgenden zahlreidhe andere 
Stellen aus den Weisthümern angeführt, um zu zeigen, in welhem Maß das 
fi ſelbſt überliffene Gewohnheitsrecht ſich partifularrechtlich geftaltete. — Die 
Abhandlung von Hillebrand (das deutſche Ueberhangs- und Ueberfallerecht in 
d. Zeitſchre f. d. R. IX. S. 310— 322) fügt zu dem Grimm'ſchen Material 
nichts neues hinzu und leitet bie deutſchen Grundſätze daraus her, daß bie Gewere 
von Immobilien auch die über denfelben befindlichen Mobilien umfaßt habe, — 
ohne zu beweifen, daß man bie überhangenden Zweige als befonbere Mobilien 
anfgefaßt habe und daß ver Nachhar — wie man nad) der erfien Annahme 
vermuthen dürfte — bie überhangenden Zweige bis zum Gipfel bes Baumes 
habe abbauen dürfen. — Maſſot (Was if im Großherzogthum Heſſen Rechtens 
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Ein allgemeines feſtes Prinzip fehlt und es laſſen fich die ein⸗ 
zelnen Beftimmungen nicht ald Conjequenzen aus höheren Rechts- 
grundfägen ableiten. Vielmehr fuchte man in billiger Weile die ent- 
gegenitehenden Suterefjen auszugleichen und hat dabei in ganz außer- 
ordentlich partifulärer Rechtsbildung bald mehr den Eigenthümer des 
Baumes, bald mehr den Nachbarn begünftigt. 

a) Die überhängenden Zweige. | 

Da der Baum mit allen feinen Zweigen Eigentum defjen it, 
aus deilen Boden der Stamm hervorfommt®), jo kann diejer ihn 
ohne den Nachbarn zu fragen umbauen oder von jeinem Grundftüd 
aus die herüberhängenden Zweige abhaden®). Läßt er die Zweige 


in Anfehung überhängender Aeſte und übergreifender Wurzeln? im Arch. f. praft. 
R. W. N. F. VIII S. 281— 292) theilt gleichfalls nur jehr geringes Quellen⸗ 
material mit. — Bol. auch Heſſe Über die Rechteverhäftniffe zwiften Grund⸗ 
ſtücknachbarn II. S. 195 ff. und Kayſer das preußifche Ueberhangs⸗ und Ueber- 
fallrecht im Anſchluß an deutfchrechtliche Beftimmungen, in Gruchot's Beiträgen 
XXI. S. 69—87. 

33) Abweichend formulirt das Braunſchw. Reſkr. v. 1793 (Steinader 
S. 395 N. 1), daß er dahin gehört, wo er feine Wurzeln hat. — Ein auf ter 
Srenze ftehender Baum ftebt im Miteigentbum der beiden Nachbarn (con- 
dominium pro indiviso) nad) dem Preuß. Landr. 1. 9 $ 285, 286, Oeſtr. ©. 8. 
8 421, Sächſ. ©. B. $ 361, Baier. Eutw. $ 396. — Das röm. Recht nimmt, 
fo lange der Baum fleht, ein condominium pro diviso nad Maßgabe der 
Srenzlinie an; vgl. auh Roth B. II. 8 120 N. 30. 

Die üÜberhängenden Zweige werben weder im ältern noch neueren Recht 
als Eigenthbum tes Nachbarn betrachte. Man war darüber aud in ber ältern 
Doktrin einig, vgl. 3. B. Runde $ 276, Saubold 8 862 NR. e und bie Erzerpte 
aus der Sädf. Literatur bi Emminghaus ©. 444 no. 17, 19, 21, und es ift 
erft ein neuerlicher Irrthum, daß der Nachbar Eigenthümer der auf feine Gewere 
herüberhängenden Zweige jei, Mittermuier 8 165 IV., Beſeler $ 89 IV., 
Hillebrand a. a. O. (vgl. N. 21) ©. 31Iff.; in der Praris nimmt ein 
Wittenberger (Emminghbaus S. 446 N. 27) u. ein Dresdener Erfenntniß von 
1868 (Seuffert XVII. no. 7) ein gejonbertes Eigenthum an einzelnen 
Zweigen an. 

2), 2.8. Preuß. Landr. 1.9 $ 291 und Weimar’iches Patent v. 1819 bei 
Emmingbaus S. 445 Note 1. — Daß der Eigenthlimer den Baum oder bie 
überhängenden Zweige abbauen barf, wird auch in einer Augsburger Willkür 
von 1445 (Meyer S. 162.) feftgefet, aber mit der Einſchränkung, so kain 
obs daran ist. Sie erllärt ſich aus ber mittelalterlihen Rechtsanſicht, daß ber 
Nachbar, welcher die Zweige gebulvet bat, auch einen Aniprud anf das daran 
bängende Obſt für dieſen Sommer hat. Aehnlich ift auch zu erklären bie Be⸗ 
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weiter herüberwachſen, fo braucht fie der Nachbar nicht zu dulden“); 
er kann ihre Bejeitigung fordern*), auch gerichtlich darauf Elagen”) 
und darf, wenn der Eigenthümer ded Baumd der Aufforderung nit 
nachkommt, fie ſelbſt abjchneiden”). Nach manden Rechten bedarf es 
gar nicht der Aufforderung, jondern darf der Nachbar ohne weiteres 
Selbfthülfe üben“). Nirgends tft er auf die römischen 15 Fuß be- 
ſchränkt, aber auch der römische Sap, daß er bei ftäbtiihen Grund: 


ſtimmung ber Salzburger Taidinge S. 23 3. 10 ff.: es soll auch kainer ainen 
paum ansailen und auf sein grund ziechen, sonder wo ainer ainen paum 
abschlueg, darzue ain anderer seinen faal hete, denselben soll er frei 
fallen lassen; S. 39 3. 35 ff. ebenfo, aber am Schluß: alsdann soll es damit 
gehalten werden, wie mit den fruchten. — Bgl. aub ©. 175 3.6ff. — 
In Betreff der Raukengewächſe, fpeziell des Hopfens, welcher über ben Zaun 
berüber gewachjen ift, beftimmt Sachſenſp. II. 52 8 1, daß ber Eigenthümer ihn 
berüberziehen foll: svat is ime volget, dat is sin; svat is in anderhalf 
blift, dat is sines nakebures (mwörtlih ebenfo: Sächſ. Weichb. $ 125. 81 
[v. Daniels und Gruben S. 170)), Grimm III. ©. 48 no. 76, Bolnifches 
Rechtödentmal c. 19 (Herausgeg. von Bollmann Eibing 1869. ©. 21). 

4) Sachſeuſp. II. 52 $S2: Siner bome telge ne solen over den tun 
ok nicht gan, sine nakebure to scaden (wörtlich übereinftimmenn Sädj. 
Weib. 125 8 1 [Daniels und Gruben S. 170]), Weftph. Weisth. bei Grimm 
III. S.47 866. Aud einzelne andere Quellen beben das Erforberniß bes 
Schadens hervor, Magbeb. Blume I. 36, Polnifhes Rechtsdenkmal c. 19, Gosl. 
Statt. S. 31 3.4 ff., Regensb. Ordnung v. 1657 (bei Öengler Lehrb. S. 209 f.), 
Grimm I. S. 218 erfter Abjag, III. S.42 8 20, VI. ©. 375 S 16. — Im 
übrigen wird diefe Borausfegung nicht gemacht und kann der Nachbar ſchon 
megen des Ueberhangs an ſich die Befeitigung fordern. 

35) Sächf. ©. B. $ 362, Zür. ©. B. $ 5%, Hefl.- Darmft. ©. v. 23. Ian. 
1861 art. 3. 

36) Augsb. Statt. c. 81 (Meyer ©. 162), Poln. Rechtsdenkm. c. 19, 
Gosl. Statt. S. 31 3. 4ff. — Daß auch nah Preuß. R. der Nachbar ben 
Baumeigenthümer gerichtlich zur Bejeitigung der Zmeige anhalten darf, führt 
gegen bie Entich. des DO. Tribunals Dernburg I. $ 220 N. 14 aus; vgl. auch 
Sörfter III. 8 173 NR. 47. — Gemeinrechtlich ift zu dieſem Zwed die a. nega- 
toria zuläjfig, Seuffert X. no. 18, XI. no. 115. 

=) Gosl. Statt. 31 3.4 ff., Srimm III. S. 42 820, 137, $ 19, Tirof. 
Beisth. I. S. 171 3. 40 ff., S. 184 3. 31ff., Salzb. Taid. ©. 57 3.17. — 
Baier. Entw. III. art. 198. 

3) Grimm III. ©. 48 8 68 vgl. mit 67, Landb. des Hochgerichts Kloſters 
S.89 (nur wenn der Baum zu nahe gepflanzt if), C. Max. Bav. 11.886, 
Breuß. Landr. I. 9 8 288, Oeſtr. ©. B. $ 422, Sächſ. ©. B. 8 362 (älteres 
Sidi. R. bei Emminghaus S. 444 no. 17). 
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ftüden die völlige Beſeitigung des Baumd fordern darf, ift in den 
neueren Partifularrechten nicht anerkannt, jondern es ift ihm entweder 
ganz im Allgemeinen das Abhauen der Zweige geftattet oder ed wird 
in jonftiger pofitiver Weiſe die Höhe angegeben”). 

Dafjelbe Recht hatte auch der Befiger einer Wegegerechtigfeit; 
er darf die Zweige fortichneiden, ſoweit fie ihn bei Ausübung ber 
Berechtigung hindern”). 

Deber die Frage, wem die abgehauenen Zweige gehören, wenn 
fie der Nachbar abgeſchlagen hat, äußern ſich ältere und neuere 
Quellen nur jelten; einzelne Partikularrechte beftimmen, daß er fie 
behält®!), andere, daß er fie dem Baumeigenthümer außliefern jol®). 

b) Die von einem fremden Baum hineingewachſenen 
Wurzeln. 

Mährend der Nachbar nach römiſchem Recht fie nicht felbft ab- 
baden, jondern nur ihre Bejeitigung mit der actio negatoria fordern 
durfte, kann nach deutſchem Recht der Nachbar jelbit die Entfernung 
vornehmen); einer bejonderen Aufforderung zu ihrer Befeitigung am 
den Eigenthümer ded Baumd wird nicht gedacht. Das Eigenthum 


=) Er kann fie fo weit abbauen, als er auf einem Leiterwagen ſtehend, 
fie mit einer Art, deren Stiel eine Elle lang iſt, erreiht Grimm III. ©. 42 
820. — ©.47 867, 1.©.218 8 1, Wefterwolber Landr. VIII. $ 8 (v. Richt⸗ 
hofen S. 268). — Anderthalb Klafter hoch, resp. foweit man reichen fann, 
Grimm III. ©. 375 8 76. 

%) Srimm III. S. 29: so ver und so hoch, dat sie em nicht en 
hinderen an dem faren, mit namen so hoege, als ein man gerecken kan 
mit einer bylen, wann he stünde up einem geledderden wagen; ©. 47 
867, S. 69 8 35, S.682 8 11. — Beihhneiden von Heden Grimm III. 
&. 309 8 21, VI. ©. 154 88. 

3) Baier. Entw. III. art. 198. — Eine Theilung fchreibt in origineller 
Weiſe vor: Grimm III. S.42 820, S. 69 835. — Partilufir wird audh 
ein umgefallener Baum dem Nachbarn fo weit zugeſprochen, als er auf beffen 
Grund fiel, Kraut 8 77 no. 12, vgl. auh Grimm II. ©.310 824. — 
Mo es an pofitiver Beftimmung fehlt, darf man dem Nachbarn nicht bie von 
ihm abgebauenen Zweige zufprechen, auch nicht aus dem Gefichtspunkt, Daß er 
fo einen Erfat für feine Mühe erhalte. 

23) Preuß. Landr. I. 9 8 287f. (Dernburg I. $ 220 N. 12), Sidi. 
6.23. 8 362. 

3) Grimm III. ©. 137 $ 19, Preuß. Landr. I. 9 $ 287, 288, Deftr. 
6.8. 8 422, Züriher ©. B. 8 589. 
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an den abgehadten Wurzeln fällt nad ſächſiſchem Recht dem Nachbar 
zu); nad Preuß. Recht gehört ed dem Baumeigenthümer®). 

e) Die Früchte der überbangenden Zweige‘). 

So lange fie mit dem Baum zujammenhängen, aljo fein bes 
ſonderes Rechtsobjekt bilden, gehören fie dem igenthümer des 
Baumd’®). Aber der Nachbar, weldyer den Ueberhang duldet, darf 
im allgemeinen nad) deutihem Recht“) die Früchte offupiren, und 
braucht nicht, wie nach römiſchem Recht, dem Cigenthümer zu geftatten, 
dag er fein Grundftüd betritt und fie dort einfammelt. Wer die Uns 
annehmlichfeit des Ueberhangs duldet, ſoll aud den Wortheil haben, 
welchen er möglicherweije bringen fann: „mer den böjen Tropfen 
genießt, genießt auch den guten”). 

Doch war dies Okkupationsrecht ded Nachbarn nicht unein- 
geichränft überall anerfannt; nad vielen Duellen trat eine Theilung 
der Früchte zwilchen dem Gigenthümer de8 Baums und dem Nachbar 
an”), Wo diefe Duotentheilung nicht gilt, ift es ganz beſonders 


4) Sächſ. ©. 8. $ 362, Baier. Entw. III. art. 198. 

35) Preuß. Landr. I. 9 8 288. 

3 Diefe Lehre, welche wir mit Rüdficht auf den Eigenthilmer des Baumes 
zu den Eigenthumsbejhränfungen ftellen, kann man auch mit Rückſicht auf ben 
Nachbarn in der Lehre vom Eigentbumserwerb behandeln. 

#e) Steht ber Baum auf ber Grenze, fo gehört die Fruchtnutzung ben 
beiden Nachbarn zufammen, Steirifche Taivinge S. 357 3.1 ff. 

2 Am franzöfiihen Recht fehlt es an einer Beſtimmung und bat ſich auch 
feine gemeine Meinung beransgebildet, Zahariä I. 8 242. — Nad dem Land⸗ 
buch v. Kloſters S. 89 ift dies nur der Fall, wenn der Baum zu nahe ber 
Grenze gepflanzt if. 

38) Rietberger Landr. v. 1697 835 (Grimm IIL S.106): „Wem bie 
Eicheln zugehören, fo von des Nachbarn Baume, beffen Zwenger auf des andern 
Nachbarn Grund bengen, fallen? Der den böſen Tropfen genieft, genießt auch 
den guten“; Urtheile v. Sandwell aus dem 16. Jahrhundert $3 (Grimm III. 
6. 133): „wandeweil er den quaden dropfen haben muess, soll er auch 
des guten genieszen“. 

9) Der Ueberfall fol getheilt werben, d. h. zu gleichen Theilen: Grimm 
IT. S. 47 no. 66, S. 69 834, ©. 591 Abi. 4, ©. 6828 11, VI. ©. 150 8 12, 
Salzb. Taid. S. 28 3.3 ff, S.39 3.28ff., S.57 3.21ff., S. 83 3.34, 
&.160 3.23 ff., 31 ff, S.170 3. 1ff., Herrichaftsrecht zu Elgg bei Bluntſchli 
Privatr. $ 72 no. 3, Brlnner Schöffenb. c. 208, Purgold II. 125, Franten- 
hauſer Statuten art. 40 (Walch I. ©. 348), Breivenbader Landsbrauch v. 
3.1631 bei v. der Nahmer ©. 890 (auch bei Stammler R. des Breibenbadher 


108 8 85. Beſchränkungen des Grundeigenthümers, welche ein Dulden x. 


für die von jelbit abfallenden Früchte (den Abfall, Abrisz, Anris)*) 
anerkannt, daß fie demjenigen gehören, auf deffen Grund fie gefunden 
werden"), Nach manchen Quellen gilt die8 auch von denjenigen 
Srüchten, welche, wenn der Eigenthümer jchüttelt, auf de Nacdbam 
Boden fallen“); der Nachbar ſoll nicht bloß den Baum nicht fchütteln, 
fondern auch die überhängenden Früchte nicht abbrechen“). Weltere 
Duellen gejtatten dem Eigenthümer auf feinen Baum zu fleigen umd 
abzubrechen, wa8 er mit der Hand erreichen kann“), u. |. w. 
Bisweilen aber wird allgemeiner gejagt, daß das überhängende 
Obſt dem Nachbarn gehört”), d. h. daß er ein definitive Anrecht 
auf die über feinem Grundſtück wachjenden Früchte hat, er kann fie 


Grundes 1882 S. 90 no. 18), Nürnberg. Ref. XXVI. 14. — Zwei Theile folgen 
dem Stamme, der britte gehört dem Nachbarn: Oeſtr. Weisih. bei Grimm ILL. 
©. 684, Tirol. W. I. S. 172 3.1ff., S.184 3.28ff., Salzb. Taid. ©. 12 
3.23 ff, S.147 3.4ff. — Der britte Theil gehört zum Stamm: Grimm 
VI. S. 80 84, ©.141 814, ©. 142 $15, ©. 155 $12, Tirol. W. II. 
©. 368 3.10 ff., Salzb. Taid. ©. 12 3. 26 ff., S.70 3.13 ff, S. 116 art. 31, 
S. 275 3. 14 ff, Würtemb. Bau⸗O. von 1655 (Gengler Lehrb. ©. 209). 

Andere part. Beflimmungen, bei denen darauf Nüdficht genommen wirt, 
ob der Baum einem Einzelnen oder ber Gemeinde gehört, ob das Land eingehegt 
tft oder nit u. f. w. bei Grimm III. ©. 42 8 18, 19, S. 133 $ 3, 143 Abſ. 4, 
811 8 25, VI. S. 142 8 16, Salzb. Taid. S. 70 3.25 ff. 

4, Grimm beutfh. Wörterbuh I. ©. 429. Bergl. auch Grimm Weis- 
tbümer I. S. 223 $ 2, IV. S. 336 $ 26, V. ©. 163 858, VI. ©. 375 $ 76. 

“1, Kraut 877 no.12, Grimm Weisth. VI. S. 375 8 76, C. Maxim. 
Bav. II. 3 820 no. 2, Preuß. Landr. 1.9 8 292, Sächſ. ©. 8. $ 363. — Mit 
Bezug auf wildes Oft Salzb. Taid. S. 57 3.23 ff., ©. 83 3. 31ff. S. 147 
Z. 9 ff, S.160 3.30. — Es ift eine Ausnahme, wenn fein Anris gegeben 
wird, Grimm IV. ©. 336 8 26. 

#2) Kraut $ 77 no. 10, Stoffe 3. Weichb. 125 (v. Daniels u. Gruben 
©. 432), Stabtr. v. Cleve 176 82 (Zeitſchr. f. R. ©. IX. ©. 448). 

3) Boln. Rechtsdentm. c. 19 (Volkmann ©. 21). 

4) Kraut 8 77 no. 16 (Rechtsb. n. Dift. II. 2, 14), Grimm III. ©. 682 
811, VI. ©. 141 8 14. — Fällt er dabei auf des Nachbarn Boden, fo ift er 
diefem eine Buße ſchuldig, Grimm VI. S. 141 $ 14, S. 150 $13, ©. 155 
812, Salzb. Taid. S. 23 3.8ff., S.39 3. 32ff., S.160 23.28 ff. 

5) Kraut 8 77 no. 14, Prager Nechtsb. c. 166 (Rößler ©. 150), 
Augsb. Statuten c. 81 (Meyer S. 162), Recht v. Regeusb. bei Geugler Lehrb. 
©. 210, v. Wingelhaufen in Würtemberg v. 3.1593 (Reyfher Sammlung 
©. 503). — Mit Bezug auf Eihbäume Salzb. Taid. ©. 57 3.30 ff. 
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ih zueignen*) und der Baumeigenthümer joll nicht ſolche Früchte 
mit Snjtrumenten oder durch Herüberbeugen der Aeſte an fich langen"). 


Ss 86. Beſchränkungen des Grundeigenthümers, welche ihn im 
Intereſſe feiner Nachbarn zu einem Unterlaffen verpflichten. 


So wie der Eigenthümer duch ein Rechtögejhäft feinem Grund» 
ſtück eine Servitut auferlegen kann, weldye ihn im Intereſſe ſeines 
Nachbarn zu einem non facere defien, was er an ſich ald Eigen» 
thümer dürfte, verpflichtet, jo beſtehen auch nad vielen Partikular- 
rechten ähnliche gejeglihe Einichränfungen im nachbarlichen Intereſſe. 
Wir heben einige derjelben hervor. 

1. Das Fenfter- oder Lichtredt?). 

a) Während nad römiihem Recht der Eigenthümer in jeinem 
Gebäude Fenfter anlegen darf, wo ed ihm beliebt, ſich aber auch ge« 
fallen laffen muß, daß fein Nachbar fie ihm verbaut, .foll er nad 
zahlreichen deutſchen Partilularrechten feine Fenfter neu anbringen, 
welche auf. ded Nachbarn Hof hinaudgehen, oder aus welden in den 
Hof etwad geworfen oder® gegoffen werden kann). Der Nachbar 


6) Preuß. Landr. I. 9 8 289, Defir. G. B. 8 422, Baier. Entw. IH. 
819, Emminghaus ©. 443 no. 15; er darf fie im Beifein bes Eigenthilmers 
abnehmen, Weimarſches Patent bei Emminghaus ©. 445 N. 1. 

7, Preuß. Landr. 1.9 8 290. — Der Eigenthümer wird flraffällig, wenn 
er dem Nachbarn feinen Anrisz beeinträchtigt, Grimm I. 223.8 2, V. 168. $ 58. 

1) Xeltere Literatur bei Runde 8 275. — Fahne das Fenſter⸗ und 
Lichtrecht nach röm., gemeinem deutſchen, preuß. u. franzdf. Recht, 2. verm. 
Ausgate 1840. — Pfeiffer prakt. Ausführungen IV. no. 1 &.3—53, VII. 
n0. 10 S. 331— 375 (mit Rüdfiht auf röm. u. kurheſſ. Recht). — Kompe in 
d. Arch. f. praft. Rechtewifl. II. 1852. S. 177—1%. — Stölzel in d. Arch. 
f. civ. Praris LII. 1869. ©. 206— 238 (Röm. Recht u. Aufführung part. Be- 
fimmungen). — Platner $ 61. 

N Sadjenip. II. 49 $ 1 nad der Quedlinburger Hanbfchrift, Brünner 
Schöffenb. c. 215, 486, Wiener Stadtr. (Schufter) art. 129, Statuten von 
Frankfurt, Nürnberg, Hamburg bei Kraut 8 98 no. 23—25 (über den Ham- 
burger Eay vgl. Baumeifter I. S. 139, 156 ff.), revid. Lübiſches Recht III. 12 
art. 13 (vgl. Mevius ad h.1. und über die Anwendung der Beftimmung in 
Pommern v. Wilmowsti Lüb. Recht in Pommern. 1867. ©. 43), Grimm 
Beisth. III. S.214 8 8. — Naſſau⸗Katzenelnb. Land. O. V. 3, 1 (v. d. Nahmer 
1. &. 318). — Baier. Bart. Rechte bei Roth II. 8126 N. 8f., 8 168 II. 
Achnlic wie in den Baieriſchen Quellen Lichte und Traufrecht mit einander 
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fann die Zumauerung fordern, aber der Eigenthümer durch Ber- 
jährung ein Recht auf die Seniter erwerben?). 

Jene Beihränfung findet aber nur da Anwendung, wo daB 
Haus, in welchem die Feniter angelegt werden jollen, hart auf der 
Grenze oder nahe bei derjelben ftehtt),; auch nimmt die Praris bis 
weilen an, daß fie mwegfällt, wo für den Nachbar von den Fenftem 
fein Schaden oder feine Belältigung zu erwarten ift5). Einzelne Par 
tifularrechte geitatten dem Grundeigenthbümer nach bejonderer obrig: 
feitliher Erlaubniß die Anlegung von Fenſtern, wenn fie für ihn 
nothwendig oder wünſchenswerth find®), oder erlauben fie ihm 
unter bejtimmten Kautelen: fie follen vergittert jein, ſich in be 
itimmter Höhe über dem Boden befinden, fein durdhfichtiges Glas 
haben zc.?). 

b) Nach römiſchem Recht darf der Eigenthümer, falls ihm feine 
Servitut entgegeniteht, dicht an das Nachbarhaus heran bauen. 
Partitularrehte verbieten einen Bau, durch melden der Nachbar 
feine Fenſter nicht gebrauchen fann, oder laffen ihn nur unter Be 
Ichränfungen zu®). Andere Partifularredhfe ftehen auf dem Boden 


fombinirt find, findet fi Dies auch im Dortmunder Recht IV. 19 (Frensporff 
©. 113). 

3) Bgl. auh N.8. — Dreißigjährige Verjährung nach dem Trierer Lanbr. 
v. 1713 XXI. 82 (Maurenbreder II. ©. 203). 

4) Baumeifter I. S. 140 N. 14. 

5) 9. Wilmowski ©. 44. 

6) Statt. v. Eimbed 1658. XVII. 1 (Bufendorf II p. 224f.), Mainzer 
Land. DO. VII. 8 39 (v. d. Nahmer II. ©. 772). 

7) z. B. Müuchener Stadtrecht bei Auer S. CIIIf., Purgold II. 132 
Wormſer Ref. V. Th. 4, Tit. 11, Mainzer %. DO. VII $ 34, 35, Preuß. 
Landr. I. 8 8 137, 138, Code civ. 676—680, Baier. Entw. III. art. 194, 1%, 
Reyſcher 5 284 N. 10, 11, Zachariä II. $ 244. 

5, Schwabenip. 371: man fol nicht dem Nachbar das Licht verbauen. — 
Preuß. Landr. 1.8 $ 142—144: man darf Fenſter verbauen, welche nicht bereit 
feit 10 Sahren Beſtand haben; bei ättern Fenſtern ift fo zu bauen, daß bem 
Nachbar nicht alles Licht entzogen wirb; über dieſe Beflimmung Dernburg 
8 221. 2, Paris Kritik der berrihenden Lehre vom Licht- und Fenſterrecht. 
Berl. 1879, Entf. d. Reichsger. II. no. 54. — Die Hamburger Statuten 
(Kraut 8 98 no. 25) unterſcheiden zwifchen aufſchlagenden und ſtehenden Fenftern. 
— Ueber Lüb. Recht Budde Entſcheid. VIII. S. 49; über die Pommer'ſche 
Praxis vgl. v. Wilmomwsti ©. 50 ff. — Noch weiter geht das Recht von Piefferb 
dei Grimm Weisth. VI. 375 8 79 u. dag Züricher Gef. B. 8 601: „Der Eigen- 
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be8 gemeinen Rechts und geben dem Hauseigenthümer, weldyer 
Fenſter nah der Nachbarjeite hin hat, fein Berbietungsrecht gegen 
einen Bau, welder die Fenfter verfchließt?). 

2. Zahlreiche Gejege verbieten ed dem Grundeigenthümer An⸗ 
ftalten von bejonderd unangenehmer Wirkung, wie Kloafen, Dünger- 
gruben, oder von gefahrdrohender Natur, wie Defen, Eſſen u. |. w. 
in unmittelbarer Nähe des Nachbargrundſtücks zu errichten’); fie 


’ 


thämer ift befugt, dem Nachbar einen projeltirten Bau zu unterfagen, wenn 
jenem Gebäude in ſolchem Maße Sonnenlicht oder Heiterleit entzogen würde, 
daß eine® oder mehrere Zimmer oder Räume zur Erfüllung ihrer Beſtimmung 
ohne fünftliche Mittel, wie Anzünden von Licht u. dgl. unbrauchbar gemacht ober 
ber Werth des Gebäubes um menigftens den zehnten Theil verringert würde”; 
vgl. auch $ 603 und 605. 


9 Purgold II. 132, Naffau- Kagenelnb. Land. O. VI.3 $2, vgl. mit 
831.4; Seuffert DI. no. 139 u. XIV. no. 13 (Berlin u. Stuttg.). 


10) Die Solonifhe Detailbeftimmung Über die Entfernung folder Anlagen 
vom Nachbargrundſtück in L.13 D. X. 1 kann nicht ale gemeines Recht gelten, 
ba der Yurift fie lediglich referirt; vgl. Seuffert VII. no. 281 (Darmft.), 
ZXXII. no. 112 (Celle), XXXV.4 (Iena), Langenn u. Kori II. ©. 244 ff., 
Bindfheid 8169 N. 4, Werenberg in v. Ihering’s Jahrbb. VI. S. 40 
N. 17, Roth 8. $ 126 R.2, wogegen bie bannover’ihe Prarid die Lex für 
anwendbar erflärt, Grefe II. S. 112. — Ueber Düngergruben nad gemeinem 
Recht vgl Werenberg S.65. 

Aber die beutfchen Rechtsquellen enthalten bereits in alter Zeit zahlreiche 
Berbote; Sachſenſp. II. 51 $ 1: Defen, Gänge (d. h. Kloaken u. Abtritte), 
Schweinelofen follen 3 Fuß vom Grenzzaun entfernt jein. — Uebereinftimmend 
Magbeb. R. v. 1304 art. 139; bier fteht für gang „heimelicheit“, wodurch 
ber bisweilen beftrittene Sinn von Gang feftgeftelt wird; ähnlich Prager Rechts⸗ 
bu no. 168: „genge, die swacheit haizzent“. — Die Heimlicfeit foll 
21, Fuß entfernt fein, Aachener Stadtrechtsbuch c. 16 (Körſch S. 101); 31/, Fuß 
entfernt, Brünner Schöffenbuh c. 209; vgl. auch c. 210 und 211. — Ueber 
Defen, Wefterwolder Landr. I 81 (v. Richthofen ©. 269): 3 Fuß entfernt; 
ber Eigenthümer foll keren dat open up syn eygen. — Weſtphäl. Weisth. 
89 m.10 (Grimm II. ©. 214): heimlihes Gemach 9 Fuß entfernt vom 
Hof oder „Ortftiender”, u. 3 Fuß von dem freien Erbe; Mift 3 Fuß „von des 
Nachbarn Erbe”, damit das Wafler feinen freien Gang haben kann. — Bres- 
Isner Bauordnung von 1377 $ 10 (Korn Brest. Url. B. ©. 252): Abtritt, 
Schmiedeefien, Badöfen ein und eine halbe Elle entfernt. — Lüb. R. I. 126, 
I. 205, III. 77, revid. Lip. R. III. 12 art. 10 (vgl. auch v. Wilmowski 
&.41ff.). — Revid. Hamb. R. II. 20, 13. — Trierer Landr. XXII. $ 8 u. 10 
G. d. Nahmer U. S. 680). — Preuß. Landr. I.8 $ 125—127 (Förfter III. 
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jollen fo weit abliegen, daß fie dem Nachbarn feinen Schaden 
bringen"). Fehlt es an folhen Beitimmungen, jo läßt fi aus 
allgemeinen Redytögrundfägen eine derartige Beſchränkung des Eigen- 
thümerd nicht folgern®). 

3. Weniger allgemein verbreitet find die Beitimmungen, daß 
der Eigenthümer nicht bis dicht an die Grenze bauen fol). Sie 
werden durch die Tendenz motivirt, daß die Traufe nicht auf des 
Nachbars Grunditüd münde), und amdererjeitd befteht partifular- 
rechtlich auch die Präſumtion, daB dad Eigenthum eine8 Grundbe- 
figer8 jomeit reicht, al8 der Tropfenfall von feinen Gebäuden, Zäunen, 
Heden u. |. w. ftattfindet!5). Anderwärtd gilt die Annahme, daß ber 
Raum zwilchen zwei Gebäuden in Rüdfiht auf Benupung oder 
Eigenthum gemeinſchaftlich fei'‘). 

Ale dieſe Beſchränkungen gelten aber nur vereinzelt; regelmäßig 


8170 N.21), $ 133, Zürich. ©. B. 8 600, 607, 608. — Baieriſche Beftim- 
mungen Roth 8. 8 125 N. 17ff. — Platner SION. 11ff. — Zachariä 
II. 8248. — Ueber Düngergruben Senffert XXIX. no. 218. 

11) Sächſ. G. B. 8 359. 

18) Seuffert VII. ©. 326; mit Unrecht behauptet Maurenbrecher I. 
8 220 ein gemeine Gewohnbeitsredit. 

18) Andertbalb Fuß entfernt Grimm III. 214 no. 5; zwei ein halb Fuß 
IV. S. 530 $ 30; 3 Fuß Grimm I. 780 und Wefterwolder Landr. VIII. $ 9 
(v. Richthofen S. 268). — Preuß. Landr. I. 8 8 139, 140, Roth 8. 8 126 
N.T, Zür. 6.8. 8599, Reyſcher 5284 N. 6. — Zum Theil wirkte auch 
jene Solonifhe Beftimmung in L. 13 D.X. 1 (vgl. N. 10) auf die Geftaltung 
bes neueren Rechts cin, Hannov. Präjudiz v. 1845 (Grefe II. ©. 112). — 
Sehr weite Entfernung dagegen nah Grimm III. 135 $ 15, 16. 

14) Sachſenſp. II. 49 $1; Grimm I. 780: Item da einer neuen bau 
hett, soll er drei sbug von gloch bauen, dass der treufft uf sein gut 
falle. — Wefterw. br. a.a. O. (N.13): 3 Fuß entfernt, dat de ledder moge 
staen up syn eigen grunt, ende ock de druppe van den timmer moege 
vallen up syn eigen grunt. — Bol. aud Bremer Statt. 1428 II. c. 31, 
Naſſau⸗Katzenelnb. Ld. O. VI. 3 $6 (v.d. Nahmer I. ©. 314), Sädi. ©. 2. 
8 357, Baier. Entw. III. art. 188. 

15) Kraut $ 98 no. 9, 10, Bamb. Stadtr. 332, C. eiv. 681, Zadhariä 
II. 5 245. — Zahlreiche Beftimmungen über das Traufredht vgl. 3. B. Roth 
8. 11. $168 ©. 327 ff. Bol. auch Hefje über die Nechtswerhältniffe zwiſchen 
Grundſtücksuachbarn II. ©. 176 ff. 

16) Emminghbaus ©. 436 no. 6, ©. 438 no. 10, Preuß. Landr. I. 8 
8 120—22, Roth B. II. $ 120 ©. 66 ff., Baier. Entw. III. art. 202. 








886. Beichränkungen des Grundeigenthümers ꝛc. 113 


iſt der Eigenthümer im Bauen bis an die Grenze unbeihräntt”). 
Auch find die Altern Beſtimmungen für die Städte durch die neueren 
Baupolizeiordnungen wohl ziemlid überall befeitigt. 

4. Ebenſo beitimmen aud nur einzelne Partifularrechte, daß 
Bäume, Weinreben, Heden, lebendige Zäune u. |. w. in gewiſſer Ent« 
fernung vom Nahbargrundftüd zu halten find), oder daß ein 
Drunnen nicht unmittelbar an der Grenze gegraben werden joll!). 

5. Weiter verbieten einzelne Partikularrechte den jog. Neidbau, 


1) Weber Lübifches Net v. Wilmowski ©. 39 ff.; über Baiern Roth 
$126 N.2; Seuffert V. no. 107 (Kiel). 

18) Kraut 8 98 no. 7—9I, Grimm R. A. S.549, 5590. — Grimm 
Weisth. III. S.28 a. E. 29, 41 8 15, 16, ©.47 859, 60, S. 48 8 75, 
&.137 819, S.309 $ 17, 19. — Salzb. Taid. S. 70 8 47T (Bäume nit zu 
nabe dem Feld des Andern, damit er ime sein traid... nit ertrenck). — 
Brünner Schöffend. c. 208. — Aachener Stadtr. 17 82 (Lörſch S. 101). — 
Preuß. Landr. I. 8 8 173f., Zür. ©. 8. 8 583 ff., 592f., Baier. Entw. IL 
art. 197. — Mittermaier 8 167 N. 13—17, Reyfher II. 8285 N. 5 ff., 
10, Roth B. 8 125 N. 24 ff, König Bern. Eivilgefege II. S. 110 ff. 

Ueber das Hannover'ſche Hedenreht Strube Bed. V. no. 136, Hage- 
mann Lanbwirthichaftsredt $ 167, Bülow und Hagemann I. n0.34 88, 
Senaer Urtheil v. 1764 bei Emminghaus ©. 441 no. 4. 

Nah ſächſiſchem Recht befteht Feine derartige Schranke, Emminghaus 
©.441 n0.7, Haubold 8 1910 N. d. 

Ueber die Frage, wer als Eigenthümer eines Grenzzauns oder einer Brand⸗ 
maner gelte und fie daher zu unterhalten habe, vgl. die Zufammenftellungen bei 
Emminghbaus ©. 485 ff, Bülow und Hagemann I. no. 34, Fald V. 
8.191, Banmeifter I. ©.138 N. 6, Zachariä IL. 8239, Roth B. 8 120 
S. 56, 64 ff, Dernburg 8 215 N. 3. — Sächſ. ©. B. $ 8366-68, Zür. ©. 2. 
8 609, 10, Baier. Entw. II. 201, 203 ff. — Bgl. auch bie Beſtimmung bes 
Tiroler Weistbums III. S. 57 3.4 ff.: bei Zäunen fol man bie Dorneu auf 
dem jeinigen haben. 

19) Preuß. Landr. 1.8 8 131: 3 Fuß von! der Grenze. — Zur. G. B. 
$ 612: der Eigenthümer ſoll nicht durch Graben auf feinem Boden dem vor- 
bandenen Brunnen eines Andern das nöthige Wafler entziehen; vergl. über 
weitere ſchweiz. Cantonalrechte König Bern. Eivilgeff. II. ©. 100 ff. und über 
dies Reyſcher II. 8 284. 4. — Sonſt ift mir eine derartige Beſtimmung nit 
belaunt, und auch das Pr. Landr. felbft fagt $ 130, daß wenn in weiterer Eut- 
fernung ein Brunnen gegraben und baburd dem Nachbar fein Waſſer entzogen 
wird, dem Eigenthümer nicht gewehrt werben darf. Bgl. unten $ 143 N. 55, 
Erf. des Preuß. O. Zrib. bei Hartmann Ztſchr. IH. S.621ff., des Reichs⸗ 
ger. II.n0. 98. — Bgl. au L. I. $ 12D. XXXIX 3, Brünner Schoffenb. c. 81, 


Baier. Entw. IIL. art. 189, Werenberg ©. 49 ff., König a. a. y ©. 3% fi. 
St obbe, Privatrerht. IL. 3. Aufl. 
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d. b. einen lediglich dhifanöfen Bau, welcher dem Eigenthümer feinen 
Bortheil gewährt und dem Nachbarn Verdruß bereiten joll®). 

6. Vereinzelte Beftimmungen beichränfen den igenthümer 
mit Rückſicht auf die individuelle Beichaffenheit ded Nachbargrund- 
ſtücks oder das Gewerbe ded Nachbard. Nah römiſchem Recht 
(e: 14. C. III. 34) fol Niemand ein Gebäude aufführen, welches der 
Tenne des Nachbars den erforderlihen Wind entzieht"). Die Prari 
bat diefe Vorſchrift bisweilen ertenfiv dahin ausgedehnt, daß ber 
Eigenthümer feine Bäume pflanzen oder Bauten vornehmen fol, 
durch welche er der benachbarten Windmühle den Windzug behindere”). 

7. Wüuͤnſchenswerth find DVorjchriften, daß der Grundeigen 
thümer feine Fabriken aufführen und fein Gewerbe betreiben fol, 
wodurch den Nachbarn dad Wohnen auf ihrem Grundftüc uner- 
träglich oder dur Zuführung von Raub, Dämpfen u. |. w. oder 
durch Erſchütterung ihres Gebäudes ein befonderer Schaden zugefügt 
wird. Im römischen Recht fehlt ed an für die Gegenwart aus—⸗ 
reichenden Borjchriften?). 

Partikularrechte haben einzelne, beſonders lärmende und den 
Boden erjhütternde Gewerbe ald „unleidlich“ bezeichnet); doch ge 


20) Revid. Lüb. R. III. 12 c.7. — Banmeifter I. 821 NR. 17, 18. — 
Roth B. $ 126 N. 5 (Krant 898 no. 27). 

0) Daß diefe Beſtimmung in Kurheffeu nicht mehr gilt, Erf. des Reichsger. 
bei Seuffert XXXVI. no. 107. 

2) Bülow u. Hagemann IV. no. 2 fchreibt ein ſolches Verbietungsrecht 
ben Eigenthümern von Mühlen zu, welche mit obrigfeitliher Erlaubniß zum 
allgemeinen Gewerbe gebaut find. — Pr. Landr. II. 15 8 247: „Auch if 
Niemand berechtigt, einer Windmühle durch Anpflanzung hoher Bäume da, wo 
bergleihen vorher nicht geweien find, den nöthigen Wind zu benehmen.“ Diele 
Borjchrift, weile nicht von den Bäumen auf Gebäude ausdehnend interpretirt 
werben darf (Dernburg $ 221. 4), ift mit Bezug auf Fünftig anmzulegende 
Mühlen durch die BD. v. 18. Nov. 1819 aufgehoben (Förſter III. $ 170 
N. 54). — Ueber die ſchwankende Haunoverfche Praxis Seuffert XVI. no. 9. 

Umgekehrt Finnen nad ber deutſchen Gewerbe⸗O. 1869 $ 28 die höhern 
Bermaltungsbehdrben Normen aufftellen, wie weit bie buch Wind bemegten 
Triebwerfe vom Nachbargrundſtück entfernt zu halten find. 

22) Heſſe Über die Rechtsverhältniſſe zwifchen Grundſtücksnachbarn I. 
©. 54 ff, Windſcheid 8 169 N.7, 20, Spangenberg in Hagemann's 
Erörter. VIII. 2 n0.8 S.65—74, Werenberg S.51ff., 62, vo. Ihering 
Jahrbb. VI. S. 121 ff., König Bern. Civilgefſ. S. 112 ff. 

2) Sächſ. Weihb. 122 (v. Daniels u. Gruben ©. 167): der Schmidt, 
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nügen auch dieſe Beitimmungen meiltend nicht für die heutigen Bes 
durfniffe. Obgleich die große Anzahl von induftriellen Etabliſſements 
die Trage nach der rechtlichen Stellung der Nachbarn zu ihnen nahe 
gelegt hat, fehlt es doch zur Zeit noch an einer feften und aus 
gebildeten Praris?*). | 

In neuefter Zeit hatten die Gewerbeordnungen dadurch zu helfen 
geiucht, daß fie für gewilfe Anlagen, welche mit Gefahren verbunden 
find oder zu einer außerordentlichen Beläftigung der Nachbarn führen 
fönnen, polizeiliche Konzeſſion erfordern®).. Do beitimmt die 


welcher ein Hans lauft, kann eine Effe bauen, jedoch fo, daß er fie befeftet 
und bewahrt, damit fein Schade geichieht; übergegangen in das Stadtrecht von 
Berven a. 98 (Bufendorf I. S. 109). — Gtoffe z. fühl. Weib. a. a. O.: 
ber Bäder, welcher ein Haus kauft, fol einen Ofen nur mit fläbtiicher Ge- 
nehmigung anlegen. — Eine ganze Reihe „unleiblicher” Gewerbe nennt Revib. 
Lüb. R. III. 12 art. 11, 12 (für Pommern aufgehoben, v. Wilmowsti ©. 49). 
Diefe und bie entiprechenden Beſtimmungen bes Roftoder Stadtrechte (III. 12 
art. 14, 16) find durch Reichsgeſetz o. 4. Nov. 1874 aufgehoben. — Das Ham- 
burger Recht (Banmeifter L $ 21 IV) dagegen bat ben gemeinrechtlichen Staub» 
punkt, wonach nicht Staub oder Rauch in ungewöhnlicher Menge zugeführt werben 
darf, aber Feuergefährlichkeit, Lärm, übler Geruch dem Nachbarn kein Verbietungs- 
teht giebt. — Die Beftimmungen bes Preuß. Landrechts I. 8 8 26—28 find ım- 
zureichend, Förſter 8 169 N.12. — Das Zür. G. 2. 8 617—620 giebt dem 
Nachbarn eine Einfpradhe, wenn bie Benutung bes Grundſtücks ber Geſundheit 
von Menſchen oder Vieh ſchädlich ift, aber nicht, wenn fie bie Augen, Obren 
ober Nafe unangenehm afflzirt, außer falls es im Uebermaß ober hilands gejchieht. 
Auch kann der Eigenthümer eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks proteftiren, 
wenn ihm durch die Anlage (Dämpfe einer chemiſchen Kabrif) ein erheblicher 
landwirthſchaftlicher Schade erwächſt. — Ueber baier. Statutarredhte Roth ©. 
125 N. 9. — Das fühl. ©. 3. $ 358 unterfagt befiimmte Immiffionen, aber 
nit einzelne Gewerbe. — Ueber die Anlage von Dampfmaſchinen Haubolb 
8200 Anm. 2. 
#4) 2.8. Seuffert III. no. 7, VIII. no. 346, IX. no. 218, XI. no. 14, 
114, XII. no. 123, XV. no. 2, XXI. no. 208, XXVII 232, XXX.4, XXXI. 
116, 312, XXX. 18—20, XXXII. 5, XXXIV. 181, 182. Die Praris nimmt 
an, daß wenn im römijchen Hecht die Einführung von feften, flüjfigen oder gas⸗ 
artigen Stoffen auf das Nachbargrunpftüd verboten werde, dies nur Beifpiele 
jeteu, welche ben allgemeinen Grunbfag veranfhaulichten, baß dem Nachbar- 
grundſtück kein Schade zugefügt werden dürfe. Imsbefondere feien Anlagen un- 
zuläſſig, welche daſſelbe in erheblichem Grabe erjchütterten, Seuffert XXVIL. 
20. 208; vgl. auch Entid. d. RchsG. VI no. 61. 
3) Befonders die allg. beutihe Gew.⸗O. v. 1869 8 16, 24 vgl. mit 
351, 52, 
8* 
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deutſche Gewerbeordnung 8 26, daß wenn die Anftalt mit obrigfett- 
licher Genehmigung errichtet ift, die gegen den betreffenden Gewerbe: 
treibenden nach Partikularrecht etwa zuftändige Klage nicht auf Ein 
ftellung des Betrieb8 (nicht die actio negatoria), jondern nur auf 
Herftellung von Einrichtungen, welche die benadhtheiligende Wirkung 
ausichließen, eventuell auf Schadloßhaltung gehen darf*). 


Dritter Abſchnitt. Seſchraͤnkung des Grundeigenthümers in der 
Beräuferung. 


887. Einleitung. Geſchichte des Beiſpruchsrechts. 


Während das römiſche Recht dem Eigenthümer für Grurdftüde 
dieſelbe Berfehräfreiheit gewährt, wie für Mobilien, enthält das 
deutſche Recht zahlreiche Beichränfungen für die Veräußernng und 
den Erwerb von Grunditüden. Wenn auch die neuere Zeit einen 
freieren Standpunkt einnimmt, jo haben fich doc Reſte des Alten 
Rechts erhalten und Tann überbied die Unveräußerlichleit für ein 
Grundſtück durch eine befondere Dispofition (Familienfideikommiß) 
angeordnet werden. 

Wir jehen bier zunächſt ab von den für beftimmte Güterarten 
eingeführten Grundfägen, weil fie im Zujammenhange mit den fir 
bieje Güter überhaupt geltenden Rechtsſätzen darzuftellen find (Lehen, 
Zamilienfideilommiffe, Stammgüter, Bauergüter), und ferner von 
den für dritte Perjonen beitellten vertragsmäßigen Vorkaufsrechten. 
Wir behandeln hier nur die auf Sägen des objektiven Recht be 
ruhenden Beſchränkungen; da diejelben aber großentheild nicht bloß 
für die zu Eigenthum bejefjenen, fondern auch für andere Güter 
gelten, wird die Darftellung einen allgemeineren Charakter erhalten, 
woher ſpäter auf fie gelegentlich zu verweilen if. Außer Betracht 
bleiben die bereitd auf römiſchem Recht beruhenden‘), zum Theil 


*) Bgl. bejonders Mandry ber civilrechtl. Inhalt der Reichsgeſetze. 2. Aufl. 
1882. ©. 359ff. Seuffert XXIX. no. 165, XXXIV. no. 9. — Benn es 
fih um in der &ewerbeorbnung nicht genannte Anlagen handelt, ifl bie partikular⸗ 
rechtlich zuftändige Klage in ihrem geſetzlichen Umfange zuläfftg, Seuffert XXVI. 
no. 12 (Berlin). 

1) Windſcheid $ 172°, beſonders auch das Berbot der Veräußerung von 
res litigiosae. 
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ah in den Partikularrechten wiebergegebenen Beichränkungen?). 
Bir handeln zunächſt von der Beſchränkung, welche auf dem Fa⸗ 
milienverbande beruht, von dem fog. Beiſpruchsrecht der naͤchſten 
Erben?). 

J. In älteſter Zeit war ſicherlich der Verkehr mit Immobilien 
nur ſehr gering. Als ſich aber die Veräußerungen mehrten, insbe⸗ 
ſondere zahlreiche Schenkungen an die Kirche erfolgten, und da⸗ 


2) Bgl. z. B. Schmidt Vorleſungen $ 51. 

I) Literatur Über die Geſchichte des Beiſpruchsrechts der Erben: 

Eihhorn deutſche Rechtsgeſch. I. $ 57 (S.327—339). — v. Sydow 
Darftellung bes Erbrehts nah den Grundſätzen des Sachienjpiegels 1828. 
8.179 ff. — Beſeler Erbverträge I. 1835 ©. 48—68 (nur über die Volks⸗ 
rechte). — Pauli Darftelung des Rechts ber Erbgüter nach älterem Lüb. 
Rechte (1. Theil feiner Abhandlungen aus dem Lübilchen Rechte) 1837. — 
Gerber meditationes ad locum Speculi juris Saxonici I. 52. Erlang. 1847. 
2. — Sandhaas germaniftiihe Abhandlungen 1852. S. 163—206 (nur 
Bolksrechte). — Siegel das deutſche Erbrecht nah ben Rechtsquellen bes 
Mittelalters 1853. &. 87 ff., 111 ff., 117 ff. (fpäteres Mittelalter). — Walter 
beutihe Hechtsgefchichte. 2. Ausg. 1857. IL. 8 469—476. — Zimmerle das 
deutihe Stammgutsigftem nach feinem Urfprunge und feinem Verlaufe. Tüb. 
1857. — Thudichum die Gau- und Markenverfaffung. 1860. S. 192 ff. — 
Lewis de origine facultatis heredibus in jure Germanico concessae prohi- 
bendi alienationes rerum immobilium. Berol. 1862; die Succeffion bes 
Erben in die Obligationen des Erblaffers nach deutſchem Net. 1864. S. 7 ff. 
(dazu die Kritik von A. Pernice in d. krit. Biertelj.- Schrift IX. ©. 70 ff.). 
— Haſenödhrl öſterr. Landesrecht im 13. und 14. Jahrh. 1867. S. 135 —144. 
— Schröder zur Geichichte des Warterechts der Erben, 1870, in d. Zeitfchr. 
f. Rechtsgeſch. IX. S.410— 421. — Heusler Gewere 1872, S. 43 ff. (Über 
Vollsrechte). — dv. Brünneck die Reluitionsklagen aus Beräußerungs-VBeichrän- 
tungen um Grunbftüde und Mobilien nah den Isländiſchen Rechtsquellen und 
bem älteren und neueren Norwegijchen Gulathingsgefet. Königsb. 1878. — 
v. Amira Erbenfolge und Verwandtſchaftsgliederung nad ben alt-nieberbeutfchen 
Rechten. Münden 1874. ©. 105 ff. (Über angelfächl. Recht) vgl. auch ©. 212. 
— E. Löning Geſchichte des deutſchen Kirchenrechts. II. 1878. S. 681—686. — 
Fipper das Beiſpruchsrecht nach altfähhftihem Recht. Breslan 1879 (in Gierke's 
Unterfuhungen zur D. Staats⸗ u. Rechtsgeſch. Heft 3). — Schilling bie Iehn- 
und erbrechtfichen Satungen bes Waldemar⸗-Erich'ſchen Rechts. Mitau (1879) 
8.194 ff, 255 ff., 8344 ff. — Bewer Bala, Traditio, Vestitura. Roft. 1880. 
S. 18 ff. 

Ueber die Literärgeſchichte referit Zimmerle ©. 91ff. — Zahlreiche 
Quellenſtellen auch bei Hüllmann Geſchichte der Stände. 1830. S. 220 -228, 
v. Fürth Miniſterialen. 1836. S. 372 -375, Zimmerle S. 124 ff. Krant 8 70. 
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durch die ökonomiſche Lage der Familien bedroht wurde, welche 
lediglich did den Befib von Grundſtücken ſicher geftellt erjchien, 
entwidelte fidh bei den verſchiedenen Stämmen zu verſchiedener Zeit 
und in verjchiedenem Umfange die Rechtsauffaſſung, daß der ver 
äußernde Grimdeigenthümer die Genehmigung feiner Verwandten, 
befonder8 derer, welche zur Zeit der Veräußerung feine nächlten 
Erben wären, einzuholen habe und daß dieje nächſten Verwandten 
die Deräußerung, wenn fie ohne ihre Befragung oder gegen ihren 
Willen erfolgt wäre, zu ihrem Vortheil widerrufen dürften (Warte 
recht, Beiſpruchſsrecht der nächſten Erben)‘. Diefe Veräußerung: 
beichränfung laßt ſich nicht ald bloße Folgerung aus einem andern 
Rechtsinſtitut herleiten), fondern hat zu ihrem Grunde lediglich das 
Snterefje der Familie, da der Grundbeſitz ihre oͤkonomiſche Stellung 
jihert und die politifchen Rechte mannigfach bedingt‘). Als haupt 
lächlicher Gegner des Beilpruchsrecht8 erjcheint der Klerus, welder 


% Während in der früheren Literatur das Beiſpruchsrecht bereits dem 
älteften Recht zugeſchrieben wurde, bat Befeler es für die Zeit ver Vollsrechte 
geleugnet; es ſei erſt fpäter allgemein durch bie Sitte eingeführt; woogegen 
Sandhaas zwiſchen den verichiebenen Stammesrechten unterfcheivet. Auch wern 
man nicht allen Behauptungen von Sandhaas beitreten kann, ift doch fen 
allgemeiner Standpunkt richtig und auch von ber fpätern Literatur eingenommen 
worden. 

5) Dies bat man früher vielfach verſucht. Beſonders verbreitet war bie 
Annahme eines Geſammteigenthums ber Familie am Grundbeſitz; vgl. Die Nach⸗ 
weife bei Zimmerle S. 91ff. — Aber wenn ein ſolches Gefammteigenthum 
in ber That bei ben Slaven beftanden bat (ngl. z. B. v. Richthofen über bie 
fingulären Erbrechte an fchlef. Rittergütern. 1844 ©. 7ff.), fo ift es doch für 
das deutſche Recht nicht nachweisbar. — Neuerdings nimmt v. Amira ©. 57f., 
61, 71, 108, 135 f., 181 ff., 196 f., 199, 200 f., 211 ff. eine vermögensrechtliche 
Gemeinfchaft zwifchen Eltern und Kindern an. Am eheſten läßt fich dies, wie 
es fcheint, für das friefifche Recht behaupten; vgl. auch Schröder ehel. Güterredt 
II. 3. ©. 413 ff. Daffelbe vertheidigt für bas alemannifche Recht au v. Wyß 
in d. Ztſchr. f. ſcweiz. R. XIX. 1. S. 70. Bgl. bagegen Gierfe in d. Zticr. 
f. R. G. XII. ©. 478 ff, Fipper S. 9 ff. 

Andere leiten das Beiſpruchsrecht aus der Pflicht der Familie ber, für bie 
Deliktsfhulden ihrer Mitglieder zu haften (v. Sydow ©. 181 und Dunder 
Gefammteigentbum S. 120f.), noch Andere (unter Bezugnahme auf L. Angl. 
et W. [Merkel] I. 6) aus ber Pflicht zur Blutrache (Eihhorn Rechtsg. 
857 N. h. 

6) Sandhaas S. 201 fſ., Fipper S.99 fi. 
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für Schenfungen an die Kirche eine Ausnahmebeftimmung berbei- 
zuführen beftrebt tft. 

1. Unter allen Volksrechten wird das Beiſpruchsrecht der nächften 
Grben von der Lex Saxonum (c. 62, 64) am beftimmteften aner- 
fannt: der Eigenthümer darf Grundftüde zum Nachtheil der nächſten 
Erben (ut heredem suum exheredem faciat) nur an den König und 
an die Kirche veräußern. Will er im Falle der echten Noth (famis 
necessitate coactus) fein Örundftüd veräußern, jo foll er es feinem 
nächſten Verwandten zum Kauf anbieten und darf e8 nur, wenn 
diefer ed nicht Faufen will, einem dritten verfaufen. Im übrigen — fo 
dürfen wir den urkundlichen Nachrichten gemäß annehmen — bedarf 
es der Zuftimmung der nächſten Erben zu jeder Veräußerung’). 

2. Eine Beſchränkung, aber nicht zu Gunften aller nädften 
Erben, jondern nur der Dejcendenz kennt auch dad Burgunderrecht: 
der Vater darf über feinen Grundbeſitz, bejonderd über das Stamms 
land, die sors, den Antheil, welcher dem einzelnen Burgumder bet 
ber Landtheilung zugefallen war, nur dann frei verfügen, wenn er 
mit jeinen Kindern abgetheilt hat; eine früher erfolgte Veräußerung 
darf der Sohn widerrufen®). 


7) Sipper ©.df. L.Sax. 62: nulli liceat traditionem hereditatis 
suse facere praeter ad ecclesiam vel regi, ut heredem suum exheredem 
faciat, nisi forte famis necessitate coactus, ut ab illo, qui hoc acceperit, 
sustentetur; c. 64: .... si hereditatem suam necessitate coactus vendere 
voluerit, offerat eam .. proximo suo. si ille emere noluerit, .... vendet 
eam cuicumque libuerit. 

Wenn auch nicht, wie Befeler I. S.58 meint, ein fpäterer Zufaß, if 
doeh die Beſtimmung zu Ounſten des Könige und ber Kirche anf fräntifchen 
Einfluß zurücdzuführen, während das altfächfifche Volksrecht die Berüdfichtigung 
der Familie wohl ganz allgemein vorfchrieb. Weber diefe beiden Ausnahmen vgl. 
v.Richthofen Mon. LL. V. p. 79 N. 55, 56, $ipper ©. 60 ff. — Uebrigens 
bat dieſe Begänftigung ber Kirche feinen langen Beftand gehabt, Fipper ©. 64fl. 

Lewis Succeffion S. 17 meint, daß„weil das angelſächſ. Recht die Be⸗ 
ſchränkung der Erben nicht fenne, fie auch nicht ſächſ. Stammesrecht, fonbern 
aus politiihen Gründen von Karl d. Gr. Hinzugefügt fei. Vgl. dagegen mit 
Reht Bernice ©. 70f. und Fipper ©. 10. 

Zur Interpretation von cap. 64 vgl. Zimmerle ©. 39 ff. und mit 
Kückſicht auf feinen übrigen Inhalt v. Richthofen zur Lex Saxonum ©. 106 ff. 
und die Abhandinng von Fipper. 

®) L. Burgund. I., XXIV. 85, LI$ 1, LXXXIV $ 1; die chronologiſche 
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3. Aehnlich Toll nad) dem Baiernrecht (L. Baiw. I. 1.), wer 
Grundbefiß an die Kirche verſchenken will?), zunächſt mit feinen 
Söhnen abtheiln. Wer feine Söhne bat, darf frei verfügen; 
denn ein Beiſpruchsrecht der Collateralen eriftirte miht'). Wer 
aber Söhne hatte, mußte mit ihnen entweder abtheilen, oder ihren 
Conſens beibringen"). War eine foldhe Abtheilung nicht erfolgt, je 
fonnten die Söhne ihren Theil von dem Beſchenkten zurüdfordern?). 

4. Dad Ribuarenrecht bat feine direkte Beftimmung über das 
Beiſpruchsrecht der nächften Verwandten; es verordnet nur, daß der 
Kinderlofe frei über jein Vermögen verfügen darf!). Ebenſo wenig 
wird ed in der Lex Salica!*) oder in fränkiſchen Urkunden !®) bezeugt. 


Aufeinanderfolge biefer Borfchriften abweichenden Inhalts ift ſchwer feftzuftellen. 
Meine (Gefch.d. Rechtsquellen .S. 1050.23 und in Beller’s Jahrb. V. S. 202) 
barüber geäußerten Anfichten find nach ben fpätern Mittbeilungen Bluhme's 
(in d. Ausg. der Lex Burgundionum p. 499 N. 28, p. 543 N. 61, 554 N. 25) 
zu mobificiren. — Ueber den Inhalt jener Beftimmungen vgl. Gaupp An- 
ſtedlnngen ©. 351 ff., Zimmerle S.59 ff, Lewis ©. 13f., Bernice ©. ITL. 

») Ob dies auch für BVeräußerungen an andere Perfonen gift, bleibt 
zweifelhaft, entichieden verneint e8 Lewis S. 15. — Auch im Übrigen geben 
die Anfichten über das Baiernrecht auseinauder, Zimmerle S.51ff., Merkel 
in db. Ztichr. f. Hechtsg. II. S. 138 ff., Lewis S. 15, PBernice ©. 73. 

10) Merkel ©. 141 N. 109, ©. 143 NR. 118; Meichelbeck hist. 
Frising. I. no. 117, 204, 247, 290, 293, 306, 325. 

1) Urkunden, in weldyen beſonders hervorgehoben wird, daß der Veräußerer 
mit feinen Kindern abgetheilt hat, Merkel S. 141 N. 110 und Meichelbed 
no. 7, 49, 202, 330, 359 vgl. aud no. 289. — Bismweilen wirb darauf Rüd- 
fiht genommen, daß Kinder noch geboren werben Könnten, und ihnen ein Erb 
theil refervirt; 3.8. Meichelbed no. 12: eine Mutter und ihre beiben Söhne 
ſchenken ihr Vermögen an eine Kirche; in Betreff des einen Sohnes heißt es: 
et si ei nati fuerint filii, accipient portionem suam, quantum eis contigerit. 
no. 18: Jemand trabirt ein Drittel feines Vermögens an eine Kirche; ſollte 
ihm ein Sohn geboren werden, habeat potestatem duas partes; wenn aber 
ein folder Sohn ad vitam non venit aut si transierit, fol fein Gut an bie 
Kirche fallen; no. 115: ipsa traditio .... firmata fuit, ea vero ratione, 
ut si ipse filium procrearet, portienem suam in ipsa loca accipere deberet; 
vgl. auch no. 116. 

12) Kleinmayrn Juvavia S. 45, Meichelbed I. no. 113, no. 260. 

19) L. Rib. 48, 49. — Zimmerle ©.48ff., v. Amira ©. 53 ff., 5 f. 

1) Waitz Berf. G. (2. Ausg.) II. S. 222 N.2, Löning II. ©. 6821. 
— Ueber Cap. 8.817 c.6 (Mon. LL. I. p. 211) vgl. zuletzt Heusler Gewere 
S. 470 ff., 482 ff, Löning II. S. 754 f., Brunner Urkunde 1880. ©. 277 fl. 

15) Beyer mittelrh. Url. B. I. no. 374 a. 1074: Ein Graf und feine 
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Auch die fraͤnkiſchen Könige haben ed in ihren Reichsgeſetzen nicht 
eingeführt; wenn es auch im Intereſſe der Familie lag, daljelbe zu 
erringen, um den Beräußerungen an die Kirchen zu begegnen, fo 
haben die Könige wohl übermäßige Schenfungen für dad Seelenheil 
zu verhindern gejucht, aber nicht auf dem Wege, daß fie die Gültig- 
feit der Veräußerung von der Genehmigung der Familie abhängig 
machten '°). 

5. Nach langobardiichem Recht jollte der Vater, welcher Söhne 
bat, nur über einen Kindeötheil zu verfügen befugt fein!*), Im 
übrigen war die Zuziehung der Verwandten zu VBeräußerungen nicht 
geboten, aber ed galt ald verwerflih und als Grund zur Feindichaft, 
wenn der Gigenthümer einem Andern, ald dem nächiten Berwandten 
jein Vermögen vermadhte””). 

Die übrigen Volksrechte enthalten Feine unzweideutigen Bes 
Ihränfungen'®). 

I. War fomit, wenn wir von dem fähfiichen Recht abfeben, 
in älterer Zeit dad Beiſpruchsrecht entweder gar nicht anerkannt, 


Gemahlin ftiften ein Klofter postposita heredum et amicorum suorum dile- 
tata propagine. — Wenn aud der Eonjens ber Berwanbten bei Beräußerungen 
oft, befonders feit dem 10. u. 11. Jahrh. erwähnt wird, fo ergiebt fih doch in 
diefer Zeit kein fefles Hecht derſelben. — Die Spuren, melde Amira ©. 52f., 
55 ff. für das falifche Hecht beizubringen ſucht, find zu unfiher, um ein Warte- 
reht anzunehmen. Bol. auch N. 19. 

16) Weber die fränkiſchen Rönigsgejege Zimmerle S. 76 ff., Lewis S. 18 ff. 

164) Brunner in db. Mittel. des Inftituts für öſterr. Geſchichtsforſchung 
od. ©. 10 ff. . 

ın Ed. RBothari 860: .... si... res suas alii thingavit, ipse non 
potest esse sacramentales, quamvis proximus sit, eo quod inimicus aut 
extraneus invenitur esse. — Zimmerle ©. 65 ff., Lewis S. 10f. 

18) L. Angl. et Werin. c. 54: Libero homini liceat hereditatem suam, 
eui voluerit, tradere. v. Richthofen (Mon. LL. V. p. 188 ff.) flellt die ver- 
ſchiedenen Interpretationen über dieſe Beſtimmung zufammen und nimmt ſelbſt 
an, daß in Thüringen das Warteredht gegolten habe. — Das Weftgotifche Recht 
teunt das Warterecht nicht. — Nach L. Alam. I. $ 12 find Schenkungen an 
die Kirche frei; Über andere Veräußerungen wirb nichts gefagt, doch läßt ſich ver- 
mutben, daß bier Beſchränkungen galten; vgl. auch form. Salomonis (Dümmler 
00.14). Heusler S.45, Wyß in db. Ztſchr. f. ſchweiz. R. XIX. 1. S. 70 f., 
Löning II. S.684 N. 1 maden darauf aufmerkfam, daß nad alamannifchen 
Urkunden Beräußerungen von bem erfolgen, was der Bater nad) Abtheilung mit 
feinen Söhnen behalten hat. 


122 8 87. Geſchichte des Beiſpruchsrechts. 


oder beitand ed nur zu Gunften ber Kinder, jo gelangte es ſpäter 
zu allgemeinerer Geltung und entwidelte fih aud in andern Gegen: 
den und zwar nidht bloß zu Gunſten der Kinder, ſondern überhaupt 
der zur Zeit der Veräußerung nädjiten Erben. Cine allgemeine Aus- 
nahme trat aber dann ein, wenn der Beräußerer dur die Noth 
(echte Noth) gezwungen zur Veräußerung ſchritt. Dagegen fielen die 
zu Gunſten der Kirche gemachten Einſchränkungen ded Beiſpruchs⸗ 
rechts in ſpäterer Zeit fort. 

Doch fehlte viel daran, daß dad Wartereht in ganz Deutid- 
land zur Geltung gekommen wäre"). Auch da, wo ed im 2and- 
recht feſte Wurzeln [hlug*), fuchten fi) mande Städte von ihm 
frei zu maden, jet e8 daß fie ed überhaupt nicht anerkannten, jei 
ed daß fie ed früh befeitigten?). Auch gilt nad manden Rechten 
ber alte bateriicheburgundiiche Grundſatz, daß wenn der Eigenthümer 
mit feinen nächſten Berwandten abgetheilt hat, dad Beiſpruchsrecht 
befeitigt iſtꝰ). 


19) Schröder Zeitihr. f. R. ©. IX. ©. 412, 413 N. 16, 416 fagt, daß 
dies Recht ber nächſten Erben erft im 12. Jahrh. in ben falfränfifchen Gegen- 
ben fich finde und ſucht auszuführen, daß „wenn man den zwifchen falifches und 
weftfäliiches Gebiet eingeleilten Nieberrhein und das im Norbmeften, Rorben 
und Norboften von Sachſen, refp. Thüringen umgrenzte Heffenland ausmimmt, 
im übrigen fir das ganze meite Gebiet des fränkischen Rechts bis zum 15. Jahrh. 
die völlige Unbelanntihaft mit dem Einſpruchsrecht ber Erben feftfieht”. — 
Ueber die geograpbifche Verbreitung Schröder ehel. Güterrecht II. 2. S. 31 fl., 
vgl. auh ©. 13 ff. und II. 1. ©. 127 ff., II. 3. ©. 79 N. 52: keine berartige 
Erbberechtigung befteht 3.3. in Frankfurt, Bamberg, Nürnberg, Aſchaffenburg 
u. f. w. (ogl. au N. 21). — Ueber Oefterreih vgl. Haſenbhrl a. a. O. 
S. 136 ff., 189 ff., Luſchin Entflehungszeit bes öſterr. Landesrechts. 1872. 4°. 
©. 42, 44. 

%°) Sachſenſp. I. 52. 8 1, Meines Kaiferr. II. 108 (Kraut no.8 u. 11). 

21) 88 galt nicht (vgl. auch N. 19) in Wien, Brünn (Schöffenb. c. 363), 
Münden (Schröder II. 2. ©. 31), Augsburg (fpäterer Zufab bei Meyer 
S. 150 letzter Abſatz)ſ, Iglau (Tomafhel c. 10. ©. 212), Prag (Rechtsbud) 
c. 105, 111; vgl. auch Rößler p. LXVII), Deutihbrod (Gengler C. jur. 
munic. p. 747 c. 55), Bobenwerber (Gengler Stadtrechte S. 28 f.), Berlin 
(Lewis ©. 66f.), Schweinnig (Gengler S. 424) und andern ſchlefiſchen 
Städten (Lewis S. 69 N.), Burgdorf (art. 51 bes Stabtr. v. 1316, Gaupp 
Stadtregte II. ©. 124), Gent (Kraut no. 38). — In der Propftei Naumburg 
wird e8 im Jahre 1307 aufgehoben (Zimmerle S. 192 N. 35). 

#9) Dueblinburger Stabtr. $5 (Homeyer Stadtbücher S. 51), Augsb. 
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1. Während zur Zeit der Volksrechte weientlih nur das Snter- 
effe der Kinder gewahrt war, gilt jet der Sab, daß der zur Zeit 
der Veräußerung nächfte Erbe zuzuziehen ift und er die Nebertragung 
widerrufen darf, wenn fein Warterecht nicht berüdfichtigt wurbe*). 
Aber auch nur der naächſte Erbe hat dies Recht”); giebt er feine 
Einwilligung, fo darf nidht etwa der dann nädhitfolgende die Ver⸗ 
äußerung verhindern”). 

Sndeflen trat in jofern eine Modifikation ein, ald nad manchen 
Rechten bei Veräußerungen, welche den Befig nicht fofort auf den 
Erwerber übertragen, ed darauf ankommt, daß die zur Zeit bes 


Stabtr. c. 73 83 (Meyer S. 142), Soefter und Bremer Recht bei Lewis 
&.57f., Hammerbröfer Recht (Hübbe ©. 108 c. 89). — Bol. auch Engelberger 
Hofrodel bei Grimm Weisth. I. ©. 3. 

Auch fällt nah einigen Rechten das Wiberfpruchsrecht der Geſchwiſter fort, 
wenn fie Das gemeinfame Gut „mit Berzicht“ getheilt haben; Hafendhr! 
©. 142, Wiener Stade. (Schufter) art. 83, 87, Steierm. Landr. art. 165. — 
Baier. Url. v. 3. 1146 (Mon. Boica XXIX* p. 293): zwei Geſchwiſter veräußern 
ein Gut an ein Klofter; fie haben das Gut von ihrer Mutter in ber Weiſe 
geerbt, ut quaelibet inde faciendi liberrimam habuerint potestatem . 
Diviserat enim prefata mulier (ihre Mutter) cum fratre suo... . . here- 
ditatom. Bgl. auch RN. 23. 

2) Pauli I S. 135ff.,, Siegel S. 95 ff, Zimmerle S. 173ff. — 
Partikularrechtlich werden auch jetzt nur die Kinder berüdfichtigt ober wird das 
Warterecht auf beſtimmte Kiaffen von Berwanbten eingejchräntt. Schleftiches 
Landr. c. 77 (®aupp ©. 152): Hette abir eyn man nicht ehliche kinder 
und hette geswisterede adir andir moge und mogynne, mit den her ge- 
sundirt unde geteilet were, dy mogen jm nicht geweren syn erbe noch 
syn gut czu vorgebin. — Bloß die Kinder find berechtigt nach der Wormfer 
Ur. v. 3. 1268 (Arnold Eigentum ©. 333). — Für das ältere Recht meint 
Fipper S. 20ff. aus den Urkunden den Schluß ziehen zu bürfen, daß das 
Einſpruchsrecht nicht Über die dritte Parentel hinausging. 

) Schilling Waldemar- Erih’iches Recht S. 195 f., Fipper S.12ff. 
Daß man bei Veräußerungen faktifch oft auch entferntere Verwandte zuzog (vgl. 
v. Sydow ©. 198 ff.), ift fein Gegengrund; man wollte dadurch nur feftftellen, 
daß die Veräußerung durch das Interefje der Familie gerechtfertigt fei. 

3) Gosl. Statuten S.28 3. 28ff.: Let en ervegut...dat sin neyste 
erve vulbordet, de an der sibbe vernere is, de mach dat nicht weder 
spreken: is aver der erven twene oder dre oder mer de to dem erve 
like sibbe sin, de ne wilkören dat alle, so ne mach he des nicht laten. 
— Amira ©. 134 glaubt, daß in obigem Fall der nächſtfolgende Erbe das Ein- 
ſpruchsrecht gehabt habe. 
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Befisüberganges nächſten Erben ihre Zuftimmung ertheilt 
haben). 

Für folhe Fälle ift e8 denn auch möglid, daß nachgeborme 
Erben, d. h. Erben, welche zur Zeit der Veräußerung noch nicht ge 
boren waren, den Widerſpruch dann geltend machen, wenn diejelbe 
zur thatſächlichen Ausführung gelangt ?”). 

2. Wer feine Einwilligung nicht ertheilt hat, darf die Der 
äußerung binnen Sahr und Tag widerrufen. Die Cinwilligung 
kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend ertheilt fein. Ein ſtillſchweigen⸗ 
der Conſens ift darin zu finden, daß die widerſpruchsberechtigte 
Perfon bei der Veräußerung zugegen war und nicht widerjprad) 
($ 74 N. 6). Eine ausdrüdliche Bewilligung kann bei dem Neber- 
tragungsakt jelbft ober neben demfelben erfolgen. Erſteres tritt be 
fonderd dann hervor, wenn die beiſpruchsberechtigten Erben ſich an 
der Auflaffung (zu gefammter Hand) betheiligen”). Auch gab man 
den zuftimmenden Verwandten „Berzichtpfennige”, eine Kleine Gabe, 
welche es fo erjcheinen laffen fol, als ob ihnen vom Beräußerer ihr 
Warterecht abgefauft jei?”®). 


%) Hamb. Stabtr. v. 1292. E.25 (v. 1497. K. 8): Welck man edder 
vrowe ghuet vorgheven wil..., na synem dode to ghevende, unde vol- 
bordet dat deghone, de syn negheste erveis..., dat schal stede bliven. 
Storve aver deghone, de dat volbordede eer deme anderen, de de ghove 
ghift, so schal dat machtlos wesen. — In Betreff ver Ursale vgl. v. Martitz 
ehel. Güterredht ©. 185, in Betreff der Leibzucht S. 197f. — Es macht ſich hier 
der oben $ 74. 8. erwähnte Gegenſatz geltend, daß nad einigen Rechtsquellen 
die Frift für die rechte Gewere von dem Moment des Befizlüberganges, nad 
andern vom Moment der Auflaffung an zu laufen beginnt. 

7) Sachſenſp. I. 21. $2 fagt, daß die vom Mann feiner Frau beftellte 
Leibzucht ihr von nachgebornen Erben nicht gebrochen werbe; vgl. auch II. 75. 
81,2. Cr bezeichnet dies als ein jus singulare für die Leibzucht. Im andern 
Fällen - können alfo nachgeborne Erben das Rechtsgeſchäft anfechten (anberer 
Meinung Zimmerle ©. 205), und es ift wohl allgemein anzunehmen, daß wenn 
dem Beräußerer binnen Jahr und Tag ein Kind geboren wird, baffelbe binnen 
Jahr und Tag nach erreihter Mündigkeit die Veräußerung wiberrufen barf. — 
Eine Anfechtung durch ein nachgebornes Kind vgl. bei Schröder ehel. Güter. 
II. I. S 135, vgl. auch Urkunden bei Schröder II. 3. ©. 420 (Zuſatz zu S. 376). 

a) Bol. 3.8. die Urkunde des 12. Jahrh. bei Schröder Urkk. no. 76 
(1. Aufl.): es wirb den Verwandten das Gut in fide sua übertragen und ſie 
laſſen e8 mit dem Beräußerer zufammen auf. 

7b) Schröder Urkk. (2. Aufl.) no. 98 und die Urkunden bier unten N. 32. 
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ft der nächte Erbe unmündig, fo darf er die Veräußerung 
binnen Jahr und Tag nad) erreihter Mündigfeit anfechten; eine von 
einem Unmündigen abgegebene Zuftimmungserflärung ift ungültig und 
darf vom mündig gewordenen widerrufen werden”). Doch Tann 
nah manden Rechten der Vormund für den unmündigen ver- 
zihten®) oder joll er binnen Jahr und Tag die Veräußerung 
widerrufen”). Der Erwerber ſuchte fi gegen die Gefahr einer 
Ipätern Anfechtung aud durch befondere Verträge, beſonders durch 
Bürgſchaften dritter Perfonen zu fihern, welche verfpraden, dab 
der Erbe nad) erreihter Mündigkeit genehmigen oder nicht anfechten 
werde®t). 


Dem unmündigen Erben fteht im allgemeinen ein puer in utero 
zur Zeit der Veräußerung glei; er hat nad erreidhter Mündigfeit 
das Anfechtungdredht, denn nasciturus pro jam nato habetur®), 


— Die Ehefrau, welche Verzicht Teiftet, wirb bedacht quibusdam chlenodiis, 
Url. des 13. Jahrh. bei Schröder edel. Güterr. II. 1. S. 118. Die Hausfrau, 
die Kinder erfler und zweiter Ehe des Beräußerers erhalten litkauf, ebendajelbft 
©. 116. 

28) Bgl. oben $ 74 N. 7. — In dem Saarbrüder Lanbr. (bei Schröder 
1.2. S. 36) wirb ber Eonjens fiebenjähriger Kinder als gültig behandelt. 

Nah Sachſenſp. J. 21. $1 gilt für eine vom Mann feiner Frau beftellte 
Leibzucht die Ausnahme, daß hier der Conſens unmändiger Kinder bindend fein 
fol, — ohne Zweifel, weil die Leibzucht das Hecht des Erben nur für eine be- 
ihräntte Zeit fchmälert; dagegen dürfen nad dem Sächſ. Lehr. 31 $ 1 die 
während ihrer Unmündigkeit fonfentirenden Kinder das an einem Leben beftellte 
Leibzuchtsrecht brechen. Vgl. v. Martig ©. 197, 204, 

39) Nach dem Hecht von Lübeck u. Hamburg, Pauli Abhh. I. ©. 166 ff. 
— Kraut 870 No. 15, 28, Schwäb. Weisth. bei Grimm V. ©. 232 $6l, 
U. v. 1235 bei Schöpflin Alsatia dipl. no. 478, Heſſiſche Urk. v. 1279 bei 
Baur no. 229. 

20) Steierm. Por. art. 83. — Heusler Gewere S. 241 R.1. 

*1) Einige Beifpiele für derartige ſehr häufige Verträge bei Zimmerle 
©. 206 R.10. 

=) Dben I. $3ET N. 1. — Ur. v. 3.1225 (Seiberg I. no. 177): 
Berzicht einer Frau; tam ipsa quam maritus ejus pro puero quem tunc 
vivam ...ipsa gestabat in utero, promittebant, dum natus esset, (quod) 
ad idem faciendum eum inducerent. — Urk. v. 3. 1233 (Urk. B. des Landes 
ob der Enns III. no. 9): mit Rüdfiht auf ihr Kind im Leibe belommt eine 
Frau befondere BVBerzichtpfennige. — Url. v. 3.1348 (bei Grimm RA. ©. 157): 
eine ſchwangere Frau verzichtet zugleich für ihr Kind: mit der gürtel, .. die ich 
gerekt han. — Weisth. 3. Nieberprüm v. 3. 1576 (Grimm Wisth. II. S. 533): 
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Sit der nächſte Erbe abweiend, jo läuft ihm die Frift für 
Geltendmadhung feines Beiſpruchsrechts von feiner Anweſenheit an®). 

3. Während die Quellen zur Zeit der Volksrechte weſentlich 
nur die unentgeltlichen Veräußerungen beſchränken, galt im jpätern 
Mittelalter dad Beilpruchdreht für alle Beräußerungen zu Eigen 
thum, durch Schenkung, Verkauf, Bergabung von Todeswegen u. f. w., 
außerdem aber audy regelmäßig für die Beſtellung von dinglichen 
Rechten und die Belaftung der Grundftüde, für Berpfändungen, für 
Beitelung einer Leibzucht, eined Lehn- oder Erbpachtrechts, Be 
loftung mit Renten u. |. w.%). Indeſſen war das Prinzip nicht 
überall ftrenge durchgeführt und insbejondere wurden Verpfändungen 
(die alte Sayung) oft ohne Genehmigung der nädjiten Erben vor: 
genommen?). 


soll man .. da die frau mit iren kindern erschiene, dero kind jedem 
ein verzigpfenningh geben, und der frauen auch sunderlich einen in den 
boesen stecken, aufs dieser ursachen, ob künftiglich sie mehr kinder 
gebieren würde, dafs dieselbe auch also verziegen haben. 

35) Bol. oben 8 TAN.T. 

%) Im allgemeinen Zimmerle ©. 194ff., Lewis ©. 40ff., Fipper 
S. 54ff. — Ueber Lehen Homeyer Sachſenſp. II. 2. S. 437 ff.; über Renten 
Stobbe in d. Ziſchr. f. deutſches R. XIX. S. 195 ff. und Arnold Eigentum 
S. 131ff., 133 ff. Ueber die Beftellung einer Leibzucht vgl. N. 27, 28. 

35) Den Confens fordern bei Berpfändungen 3.8. Lüb. R. (Hadh) I. 4, 
Hamburger Recht (Kraut no. 23), Gosl. Statt. 14. 3. 12ff., 28. 3. 28 ff. 
Rechtsb. n. Dift. I. 45. 3, Gothaer Stadtr. bei Purgoldt XI. c. 85, Magdeb. 
R. (bei Kraut $ 102 no. 32), Magd. Weistb. f. Kulm $ 13 (bei Steffen- 
bagen beutiche Rechtsquellen in Preußen 1875. S. 63). — Ur. v. 3. 1361 
(Bopmann rheingauifche Alterthümer II. ©. 914): quod dietus E. vendens, 
unum puerum haberet...., qui sub annis discretionis esset constitutus, 
quare ipse eadem bona sine consensu talis pueri obligare vel vendere 
nullo modo posset; andere Urfunben, in welchen bie Erben confentiren bei 
Kohler pfandr. Forihungen S. 116 N.2. — It die lex commissoria bem 
Pfandvertrage hinzugefügt (vgl. unten $ 106 N. 30), fo haben bie Erben, wenn 
das Gut verfallen ift, das Beilpruchsrecht nach den Dortmunder Statt. III. 57 
(Frensdorff S. 81). — Ueber altſchwediſches Recht v. Amira norbgermanijches 
Obligationenredht I. 1882. S. 220 f. 

Dagegen wird der Conſens ausdrücklich nicht gefordert im R. von Frei⸗ 
burg im Uechtlande v. 1249 8 22 (bei Gaupp II. ©. 86), Purgolot II. 69, 
wie es fcheint, auch nicht in der Magdeb. Blume II. 2. c. 15. 

Sn zahlreichen Urkunden beißt es, das But fei (ohne Genehmigung ber 
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Die Befiper von Lehen oder von Bauergütern wurden erft in 
Ipäterer Zeit in ihren Veräußerungen durdy dad Beiſpruchsrecht ihrer 
Erben eingeichränft; das Recht ſchützte hier mehr den Herrn, als die 
Erben gegen willfürlihe Beräußerungen®). 

4. Allgemein beitand eine Ausnahme im Fall der echten Noth 
des Eigenthümers; die Erben jollen e8 nicht verhindern dürfen, daß 
der Eigenthümer dur die Veräußerung fih aus ſchwerer Roth 
rettet. Doch follte er dad Gut den Erben zunächſt zum Kauf an« 
bieten oder es ihnen überlaffen, wenn fie feinen Unterhalt übernehmen 
wollten; erft werm die Erben darauf nicht eingingen, durfte er es 
frei veräußern”). 


Erben) verpfänbet, da man bie Erbenerlaubniß zur Beräußerung nicht habe 
erlangen können; vol. Stobbe in d. krit. Biertelj. Schr. IX. ©. 320. 

Bremer Rathsentſcheidung v. 3. 1446 (mitgetbeilt von Höpken im Bremer 
Jahrb. VOI. ©.239 no. 3): dat en jewelk sin erve ... wol vorkopen 
moste, wo he dat sinen neghesten bode.... Aver he moste dat wol vor- 
setten, als he dureste konde, ... men he en mochte in der sate nenen 
eghendom vorwyllekoren (Berbot ver lex commissoria), id en scheghe myt 
willen unde vuleborde siner neghesten erven; vgl. auch Höpken ©. 76 f. 


%) Bgl. Zimmerle S. 247 ff, Homeyer Sad. II. 2. S. 437 ff. — 
Manche Weisthümer fagen, der Bauer dürfe fein Gut unbeſchränkt veräußern, 
Grimm I. S. 45 8 11; er dürfe es einem Hund an den Schwanz binden I. 
S. 147 (diefelbe Revensart von Mobilien I. S. 277); weitere derartige Schweizer 
Stellen bei v. Wyß Ztſchr. f. fhweiz. R. XIX. 1. S. 147 N. 1, überhaupt 
©. 147 fi. 


IT, Zuerft findet ſich diefe VBorfchrift in ber Lex Saxonum vgl. oben R. 7; 
dann im Wormſer Recht (Kraut no. 12), im Recht von Freiburg im Breisgau 
v.1120 8 8; bater. Weisth. ungef. 1150 (Mon. Boica IH. p. 437): hominem 
ad suorum sustentationem parvulorum possessiunculam posse vendere, nec 
eosdem parvulos adultos vel profectos factum patris cassare debere, 
Goslar, Statt. S.26 3.37 ff, Mühihäufer Oberhofentfcheibung in Schröder 
Urkunden no. 250 (1. Aufl. no. 231), — Bgl. im allgemeinen Bauli I. 
©. 114 ff, Zimmerle S. 198 — 203, Lewis ©. 62ff., Haſenöhrl S. 148 f., 
Laband Klagen S. 20 N. 14. — Wer ein Grunbftüd in echter Noth veräußern 
will, fol nach den Dortmunder Statuten 0.27 (Frensdorff S. 54) coram 
consulibus cum amicis suis feine Noth beweifen (demonstrare et probare) 
und darauf de consilio et jussu consulum coram tribunali (vor dem Stabt- 
geriht) corporis sui necessitatem beeidigen. — Wenn auch ber Sachſenſp. 
den Fall der echten Noth nicht erwähnt, fo ift doch wegen bes Gates in ber 
Lex Saxonum und ber jpäter allgemeinen Anerfennung biefer Beftimmung nicht 
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5. Eine Abſchwächung des Beiſpruchsrechts erfolgte in den 
Städten: nur das durch Erbgang emworbene Gut, dad Erbgut, 
unterlag den Beihränfungen, während der Eigenthümer über die 
Srundftüde, welche er jelbjt erworben hat (wohlgemonnened Gut), 
frei disponiren darf®). Der Umfang des Erbguts wurde partifulär 
beftimmt: gewöhnlich ift e8 dad von dem Adcendenten oder Gollate: 
ralen ererbte, oder bei der Abſchichtung oder zur Außfteuer erhaltene 
Gut); biöweilen aud) das Gut, welches zwei Ehegatten zujammen 
erfaufen und welches nad) dem Tode des Einen der Andere befitt: 


daran zu zweifeln, daß auch für ihn biefe Ausnahme galt, Zimmerle 5. 199, 
v. Martig ©. 153 NR. 4; anderer Anfiht Lewis ©. 201. 

38) Die Uuterfcheidung von ererbtem und mohlgewonnenem Gut ift ſehr 
alt, vgl. 3.8. Homeyer Hantgemal S. 35 ff., Waitz Berf. Gel. IL. 
(2. Ausg.) S. 221 ff., v. Amira Erbenfolge S. 12 ff. (in Betreff der terra sa- 
lica in ben fpätern Texten von L. Sal. 59. $4), S. 90 (über das angellädl. 
Edel), Brunner zur Rechtsgeſchichte der römischen und germaniichen Urkunde I 
S. 151 ff. (Über den Unterſchied von edel und bocland). Aber für das Beiſpruchs⸗ 
recht kommt er zuerft in Betracht in dem Wormſer Dienftredht von 1024 c. 2 
(Kraut no. 12) vgl. mit c.21. — Im Sadjienip. u. Schwabenſp. wirb ber 
Unterjied nicht gemacht und mau darf nit mit Gaupp (chief. Landr. 
S. 98— 114) annehmen, daß im Sachfenfpiegel eigen ein ererbtes Grunbfiid 
bebeute. — Viele Beifpiele über die Wirkfamleit des Unterjchiedes in den Stadt 
redhten bei Zimmerle S. 183 ff., Pauli L ©. 16 ff., 48 ff., Lewis S. 54, 
v. Marti S. 244 f. N. 13, Schröder ehel. @üterr. II. 3. ©. 79f., Irmer 
zur Entwidelung und Behandlung bes Erbgüterrechts in den älteſten Redaktionen 
bes Rigiſchen Stadtrechts. Dorpart 1878, Schilling Wald.⸗Erich'ſches X. 
©. 355 ff. Bol. auch unten $ 90 N. 3ff. Es gehören hieher ſächſ. Weichb. 
Rechtsb. n. Diſt. Eiſenacher Recht (Kraut no. 24, 25, 35), Purgold II. 69 
(vgl. aber III. 58), Schleſ. Landr. 77 (vgl. auch Gaupp iu db. Ztſchr. f. d. R. 
IH. ©. 70 f.), die Magdeb. Rechtsquellen (abgeſehen von den Stellen kei 
v. Marti noch Glogauer Rechtsb. c. 17, Syſt. Schäffenr. IV. 1.37, IV. 2. 8, 
Magd. Blume II. 2. 13), Waldem.- Erich’iches R. art. 39, die Stadtrechte von 
Lübeck (vgl. auh Freund in d. Z. f. RG. XVI. ©. 159 ff.), Hamburg (Kraut 
no. 23), Bremen (Stabtr. v. 1344 no. 197 bei Oelrichs S. 246), Lüneburg, 
Stade, Goslar, Duedlinburg (Homeyer Stadtbücher S. 53 c. 20), Dortmund 
(IV. 137, $rensdorff S. 141; andere Stellen des Dortmunder Rechts handeln 
vom Beiſpruchsrecht ohne Beſchränkung auf ererbte Grundſtücke; vgl. Frensdorff 
a. a. O. in ber Note), Wien (Priv. v. 1350 bei Tomaſchek Rechte von Wien 
I. p. 123), u. ſ. w. 

39) Ueber das letztere vgl. 3.8. Kraut no.30 und Pauli L ©. 72fl. 
Zimmerle ©. 185 ff. 
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durch den Tod des erfteren ift ed Erbgut geworden“). Was Jemand 
duch teftamentariihe Zuwendungen, weldye nicht lediglich fein geſetz⸗ 
liches Erbrecht ausführen, erwirbt, ift fein Erbgut‘). 

6. Dur die Veräußerung erlangte der Erwerber, auch wenn 
die Erben nicht zugezogen waren, dad für ihn beabfidhtigte Recht. 
Aber fo lange fi) fein Befig nicht durch den Zeitablauf zur rechten 
Gewere verftärft hatte, Fonnte der nicht eimwilligende Erbe ihm das 
Gut mit der jog. Revokationsklage abfordern. Die Veräußerung war 
anfehtbar, aber niht nihtig*). Weder darf man behaupten, 
daß der Erbe in Folge der ohne ihn abgeichloffenen Veräußerung 
im Moment derjelben Eigenthümer geworden jei“), nod daß er die 
Gewere erlangt habe“), noch daß er ſchon vorher eine Gewere am 
Gut gehabt habe*). Er hat vielmehr nur die gefehlich anerkannte 


“) Rechtsb. n. Difl. u. Hamb. Statt. bei Kraut no. 23 u. 29; vgl. 
Panli LS. 78 ff, DI. ©. 129 ff.; Ba umeiſter II. S. 305 N.45 u. Zim- 
merle ©. 187 ff. — Anders nad Quedlinb. R. (Homeyer Stabtbb. S. 53 c. 19). 

1) Kraut no. 26, 31, Öloganer Rechtsb. c. 634, Pauli. &. 51 ff., 61 ff., 
v. Martig S. 245 N. 14. — Vereinzelt beftimmen eine norbfriefiihe Willtür 
von 1466 8 7 (v. Richthofen S. 576) und das öfterr. Landredt c. 21 (Hafen- 
öhrl ©. 243), daß gefauftes Gut in Jahr und Tag Erbgut wird. 

) v. Sydow S. 219, v. Bunge Riga S. 217. — Als nichtig bezeichnen 
bie Veräußerung Renaud Zeitfchr. f. d. R. VIII. ©. 242, Lewis Fam. Fidei⸗ 
Iommiß ©. 245, Wippermann Ganerbihaft S. 31u. N. 1, Pland Gerichts 
verfahren .I. S. 513—15. — Nur vereinzelt fieht das Gericht barauf, daß bie 
Erben zugezogen werben; vgl. bie Urk. v. 1361 bei Schröder ehel. Güterr. 
11.2. &. 271 R. 14 und bie nicht zweifellos dies begeugenben Urkk. bei Pauli 
I. ©. 133. 

2) So Thudichum Gau⸗ und Marken » Berfaffung ©. 198. " 

4), Albrecht Gewere S. 36 nimmt eine juriftifche Gewere an; vgl. da⸗ 
gegen Stobbe Gewere ©. 462f. 

15) Zimmerle ©. 160: „ber nächſte Erbe eines Veräußerers bat als ſolcher 
an dingliches Recht am Grundeigenthum deſſelben. Es charalteriſirt ſich 
als ein dingliches, indem es die im vollen Eigenthum liegende freie Beräuße⸗ 
rungsbefugniß loſstrennt und dem nächſten Erben eine Einwirkung auf die Im⸗ 
mobilie in ber Art geftattet, daß er biefelbe bei mangelnder Confensertheilung 
von feiner Seite unter Refciffion ihrer Veräußerung aus der britten Hand re- 
voriren kann“; S. 212 N. 2: „ber nächſte Erbe hat ſchon vor ber Veräußerung 
eine Gewere, d. 5. Schuß in feinem Verhältniß zu ben Immobilien des fünf» 
tigen Erblaſſers“. — Siegel ©. 89: das Warterecht fei ein bingliches Recht. 
— Befeler $ 91 zu R. 10: die Widerfpradhe „war binglicher Natur und konnte 
nur bie Legitimation zur Sache betreffen”. — Bewer ©. 18. 

Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 9 
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Befugniß, dad Gut innerhalb der Zeit von Fahr und Tag von dem 
Erwerber und, fall8 es in dieſer Zeit bereitd in eine dritte Hand 
übergegangen fein ſolltes), von diejer heraus zu verlangen. Die 
ältern deutſchen Quellen jagen, der Erbe könne es ebenjo fordern, 
wie wenn der Eigenthümer im Moment der Veräußerung verftorben 
wäre und das Grunditüd von einer dritten unberedhtigten Perjon 
befeffen würde). Wenngleich er nachzuweiſen hat, daß er der nädjfte 
Erbe des BVeräußererd ſei, fo ift doch troß jener Fiktion, daß der 
Beräußerer todt jei, das Fundament jeiner Klage nicht das Erbredt, 
fondern der Umjtand, daß der Veräußerer die gejeglichen Belchrän 
tungen nicht beachtet hat“s). Hatte der Erwerber dem Veräußerer 
den Kaufpreis bezahlt oder ein ſonſtiges Aequivalent gegeben, fo hatte 
er gegen den revocirenden Erben feinen Anſpruch auf Erfag, ſondern 
fonnte ſich deswegen lediglih an den Veräußerer halten. Das Gut 
verblieb dem Eiben und gelangte nicht an den Veräußerer zurüd, 
da diefer auf fein Eigenthum verzichtet hatte und mit Bezug auf 
dad Grundftüd als todt galt“), 

7. In }päterer Zeit ſchwächte fi) dad Beiſpruchsrecht der nächſten 
Erben aud in der Richtung ab, daß der Eigenthümer, weldyer eine 
oneroje Veräußerung beabfichtigte, ihnen das Gut zum Kauf anzı 
bieten hatte”): Vorkaufsrecht, Loſung, Retraktrecht. 


6) Daß dieſelbe Klage auch gegen den weitern Erwerber zuläſſig war, 
darf, wenn es auch nicht ausd ücklich geſagt wirt, als ſicher angenommen werden. 
Es deutet an Magdeb. Bi. II. 2. 13 u. 14: der Erbe unterwinde ſich des Guts, 
wenn er e8 in fromdir hant vint. 

A) Sachſeuſp. I 52. 8 1: die erve underwinde's sik mit ordelen, als 
of he dot si, jene de't dar gaf, so he’s nicht geven ne mochte; Richtſt. 
Landr. 25. 8 3: die Kane des E ben laut.t: dat N. sic underwunden hebbe 
sines eigens des he wardende was na N. dode. 

#4) Laband vermögensrechtliche Kagen S. 261 ff., 276 ff., 279 ff., welcher 
mit Recht ausiührt, daß Diele Klage nicht unter die römiſche Eintheilung iu 
perſönliche und dingliche Klagen gebracht werden kann. Sie läßt ſich lediglich 
al® actio in rem scripta duarafıerifiren. 

19, Kl. Kazjerı. (Kraut no 11), Magdeb. Blume II. 2. 13, 14, 121. — 
Gegen die Annahme Pauli's und Göſchen's, daß das Gut regelmäßig an 
den Beräußerer zurüdjiel, vgl. Zımmerie ©. 217 ff. — Später tritt allerdings 
biefe Wirkung ein, vgl. v. Muartik S. 246 N. 16. 

° So im Mittelalter 3.8. Hamb. Stabtr. v. 1270 I. 5®, vgl. mit 1.8, 
Rigiſches R. für Hapfal art. 35 (v. Napiersty ©. 30). 


$ 88. Weitere Beräußerungsbefchränkungen u. Geſchichte des Retralts. 131 


888. Weitere Veräußerungsbeihränfungen und Geſchichte des 
Retrakts?). 


Das dentſche Recht ſchützte nicht bloß die Intereſſen der Fa⸗ 
milie, ſondern auch anderer Kreiſe durch Veräußerungsbeſchränkungen; 
es verpflichtete den Eigenthümer oder ſonſtigen Beſitzer eines Guts, 
welcher es zu verkaufen beabſichtigt, die Genehmigung der betreffenden 
Kreiſe einzuholen, resp. es den Mitgliedern derſelben zum Kauf an⸗ 
zubieten. 

Schon nad dem alten Burgundiſchen Volksrecht!) ſollte, wenn 
einer der beiden hospites, welche ein früher einheitliches Grundſtück 
zur Zeit der Anfiedlung getheilt erhalten hatten, feinen Theil ver- 
äußern wollte, der Andere ein Vorkaufsrecht haben. Und nad jehr 
zahlreihen bäuerlichen Weisthümern, befonderd Süddeutſchlands fol, 
wer ſein Gut verkaufen will und zwar nicht bloß im Fall der echten 
Noth, (welche allerdingd meiltend die faktiiche Veranlaffung fein 
wird), ſondern ganz allgemein, dafjelbe zunächſt feinen Erben zum 
Kauf anbieten, dann aber audy denen, welche Stüde deſſelben, ehes 
mald ungetheilten Guts befigen (den Getheilen), den demjelben Hof 
angehörigen Perjonen (den Hofgenoffen, Hübnern), der Grundberr> 
ſchaft u. |. w.2). Meiftend enthalten fie nur dies Gebot, ohne die 
Felgen zu beftimmen, welde die Nichtbeahtung der Vorſchrift hat; 
bisweilen aber heißt e8, daß ein Verkauf ohne Angebot ftrafbar 
oder nichtig jei?), oder daß diejenigen, deren Intereſſe verlept ift, 
dad Gut einlöjen und den Käufer durch Zahlung der von ihm er- 
legten Kaufſumme abtreiben dürfen (Retraft, Loſungsrecht, Einftands- 
recht u. ). w.)*). Dieſe legtere Wirkung werden wir aud, wo fie 


*) Ueber bie Literatur ber Lehre vom Retralt vgl. den folgenden Para- 
graphen. 

I) L. Burgund 84. 82. 

2) Vgl. die Stellen bei Thudichum Gau- u. Markenverfaſſung S. 204, 
aber au Grimm W. I. 15 $47, 25, 35, 106, 304, II. 21, III. 846 82, 
550. 668, 723 a. E. 725, 736 8 17, Tirol. Weisth. II. ©. 102 3. 28 ff., 80 ff., 
Waitz Veri. G. V. S. 276. 

) Münchener Stabtiecht 268. 

9 Grimm W. J. 8 f. 15 $ 45, 49; 25, 106, 158 8 31, 258, 270, 
2%, 335, 348 $ 10, 521, 653, 786, V. 194 $ 13, Luzerner Stabtr. (Segeffer) 
106, 106$, 

9% 
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nicht ausdrücklich angegeben ift, ohne weitered präfumiren dürfen; 
denn ohne fie hätte die Verpflichtung zum Angebot für die Suter: 
effenten wenig Werth gehabt. Auch ift um jo weniger daran zu 
zweifeln, ald auch dad vertragdmäßig eingeräumte Vorkaufsrecht und 
Wiederkaufsrecht nad der Auffaffung des Mittelalterd dinglich wirk- 
ſam war und aud gegen den dritten Erwerber geltend gemadt 
werden Tonnte?). 

So entwidelte fi} bereit während des Mittelalter8®) das Lo⸗ 
ſungsrecht der nächſten Erben, Getheilen, Hofgenofjen, Gemeinde 
glieder, der Grundherrſchaft u. |. w.; unabhängig vom langobardi- 
Ihen Xehnredht wurde auch der Retrakt des Lehnsherrn anerkannt, 
wenn jein Bafall das Lehen ohne jeine Genehmigung veräußert hat”). 
Diefe Sntereffenten können, wenn ihnen dad Gut zum Kauf nidt 
angeboten ift, binnen Jahr und Tag nad gefchloffenem Verkauf den 
Näherkauf ausüben®), dem Käufer dad Gut abziehen und ed an fih 
Löfen?), gegen die Verpflichtung, ihm das Kaufgeld und feine fonftigen 
Auslagen (befonders den Weinfauf) zu bezahlen’). 

Man darf nicht behaupten, dab der Netraft fi vornehmlid 
in den Städten entwidelt habe!!) oder daß er fremdländiichen, be 


5) Blatner in d. Ztſchr. f. R.G. IV. 6.149 ff., 155, 161f., Laband 
vermögensrechtliche Klagen S. 271; ebenfo nach altnorbiihem Recht, v. Brünned 
S. 6f. — Bol. 3.8. auch Url. v. 3.1310 bei Schreiber Freiburger Url. 2. 
I. ©. 185 f. 

6) Gewöhnlich wirb die Entfiebung bes Netrafts zu ſpät batirt, z. B. von 
Gengler Lehrb. S. 381, welcher fie in das 15. Jahrhundert verlegt. 

T) Mündyener Stabtr. 153. 

%) Ein Jahr Grimm I. 521, Luzerner Stabtr. a. a. O.; Jahr und Zag 
Grimm I. 290; Jahr, 6 Wochen 3 Tage Grimm I. 158. $ 31; 3 Jahre 1. 
15. R., 16.8 49. — Seltener: „über kurz oder lang” Grimm I. 15. $ 45, 258. 

9, Die Güter löſen (Grimm I. 270), entschutten (L 521), den Kauf 
ober bie Güter abziehen (I. 15. $45, I. 25, 158 8 31), ben Käufer bavom 
ftoßen I. 15. N. — Landloſung (I. 786). — „Näherkauf“ im Luzerner Stadtr. 
106. Bgl. auch genechen in Eltviler Entſcheidungen, Schröder Urff. no. 338, 
341 (297, 300). 

10) Grimm I.15. $45, I. 258. — Bisweilen dürfen fie einen Heinen 
Abzug (5 Schillinge, 1 Mar) machen, I. 25, 141, 148, 247, 290, 451, 653 
III. 730. 

1) So 4. B. Mittermaier 8 284 N. 12, Gengler Lehrb. ©. 381. Deu 
Gegenbeweis Tiefern die zahlreichen Beſtimmungen in den Weisthümern, aber 
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jonder® italienischen Urfprungs jet). Wenn er au früh in ita- 
lieniſchen Statuten vorfommt'), fo iſt er doch nicht einfach von 
Stalien ber übernommen. Indeſſen erhielt er, ald man mit dem 
fremden Recht und der italienischen Rechtswiſſenſchaft befannt wurde, 
jeine beftimmtere Ausbildung und Pflege nad) dem Borbilde der 
romaniſtiſchen Zuridprudenz. Die deutichen Juriſten nahmen ihn in 
die Partilulargefepgebungen auf, behaupteten für einzelne Arten, be⸗ 
\onder8 für die Erblojung die Gemeinredtlichleit"), wandten ihn 
auch auf biöher unberüdjichtigt gebliebene Sntereffen au und gingen 
in ihrem Eifer jo weit, ihn ald in den göttlichen, weltlihen und 
geiftlichen echten begründet zu bezeichnen”). 

Sept wurde neu hinzugefügt der Retrakt der Reichsritterſchaft 
und des Iandjäfjigen Adels, wenn ein reichöritterichaftliched oder ge= 
wöhnliches Rittergut an eine Perfon anderen Standed veräußert 
war"), die Territorial- oder Landloſung, wonady jeder Staatdange- 


au das Waldemar⸗Erich'ſche Lehnrecht art. 38 (so beholden se er erve unde 
geven jennem dat gelt, dar er vader heft upgebort), äfteftes Livländ. 
Ritterr. art. 35. 

1) So 3.8. Gengler ©. 384. 

13) Ueber feine frühe Berbreitung in romanifchen Ländern Mittermaier 
8284 N. 6, 11 (vgl. 3.8. Stumpf-Brentano Acta imperii no. 123). — 
Das langobardiſche Lehnrecht giebt den Lehusfolgern und dem Lehnsherrn den 
Lehnsretrakt (II. F.9. $3, 26. $ 14) und Friedrich II. beftimmte in feiner 
constitutio de jure protimiseos (Mon. LL. II. p. 332; von Enjacius dem 
langobarbifchen Lehnrecht angehängt), daß innerhalb unius anni spatium bie 
parentes und illi, qui sunt sub uno servitio et sunt conjuncti ex aliqua 
parte, ein Vorkaufsrecht haben jollen, welches gleichfalls unzweifelhaft bingliche 
Birfamkeit hatte und feinem Weſen nad ein Näherreht war; Walter $ 386 
N. 3; a. M. Gengler S. 381. — Diefe Conſtitutio ift Übrigens ungloſſirt und 
in Deutſchland nicht recipirt, Walch Näherreht S.29, Renaud Zeitſchr. f. b. 
R. VIII. ©. 244—46, Befeler 8 107 N. 8; über fie neuerdings v. Brünned 
in d. Ztſchr. für Rechtsg. XIV ©. 124 ff. 

4) 2,8. Gaill bei Kraut $ 180 no. 2. 

15) Juͤlich⸗Berg. Landr. c. 98, Trierer Unt. Ger. O. v. 1637 bei Mauren- 
brecher rheinpreuß. Landr. I. S.275, I. S.173 N. 

16) Während die wichtigeren und nicht ganz antiquirten Arten des Retrafts 
in 8 90 behandelt werben, ftelle ich in biefer und ben folgenden Noten einzelnes 
Material für die nur noch rechtshiſtoriſch intereffanten, oben im Text erwähnten 
Arten zufammen. 

Der reichsritterſchaftliche Retrakt (vgl. über ihn Wald Näherrecht 
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börige dad an einen Fremden veräußerte Gut vetrahiren durfte”), 
der Retrakt bei Veräußerungen an die todte Hand'®), oder an jüdiſche 
Käufer”). Bereinzelt findet fi) der Retraft gegen den Adel, wenn 
er Bürger» oder Bauergüter erwirbt”); ferner des dominus utilis, 
wenn der Herr fein dominium direetum veräußert?'), des Zehnts 
pflichtigen bei Veräußerung der Zehntberechtigung“), des Hauseigen⸗ 


S. 71ff., 419), welcher ſich unzweifelhaft aus dem Sat bes Dienftrechts ent- 
widelt bat, daß ein Mintfteriale fein Gut nicht ohne Genehmigung feiner Genoffen 
an eine der Genoffenſchaft frembe Perſon veräußern fol (Gierke Genoſſenſchafts⸗ 
recht I. S. 187), wurde in den einzelnen Ritterſchaftskreiſen ſeit ber zmeiten 
Hälfte des 16. bis in den Anfang bes 18. Jahrhunderts hinein eingeführt; bie 
Friſt für diefen Retralt war eine längere, nämlich 3 Jahre, Wald ©. 433. 

Der Retralt des landſäſſigen Adels wurde partikularrechtlich eingeführt, 
ale fi das Verbot für Nicht» Adlige ein Rittergut zu erwerben, nicht mehr 
aufrecht erhalten Tief, Walch S. 451ff.; 3.8. in Baiern feit 1672 (vgl. auch 
C. Max. Bav. IV. 5. 8 15), in Sadien- Altenburg (BO. vo. 5. Juni 1767), in 
Hefien un. f.w. Doch ift er in neuerer Zeit Überall befeitigt, in Baiern 1808 
(Gengler Lehrb. S. 400), in Heflen 1805 u. 1822 (Roth 8. I. &. 191 
N. 16), in Altenburg durh BO. v. 13. Ian. 1804. 

I) Meift nur in Meinen Staaten, in denen fie Dann nicht fehr viel mehr 
bedeutet als die Marklofung, jo in Schwarzburg (Hellbah S. 40, Laband 
Staatsr. I. S. 179 N. 2), Meiningen (Kümpel S. 115), Baireuth (Batreutber 
Landes-Eonftit. 1772. VI. 8 bei Arnold Beiträge II. ©. 214), aber aud in 
Würtemberg feit dem 16. Jahrhundert, v. Wächter I. ©. 100 NR. 17, 313—315, 
520—523. 

16) In den fog. Amortifationsgefegen; 3. B. in Sülih- Berg feit 1737, 
zunähft nur zu Gunften der Erben des Veräuferers; feit 1755 kann ihn jerer 
Lanbeseingefeflene anftellen (Maurenbredher Landr. I. S. 279f. N.), in Kur⸗ 
Köln feit 1728 (Maurenbreder I. S. 460 N.), in Kurtrier feit 1655 (ugl. 
Trierer Landr. III. $ 14—16, Maurenbr. II. &. 77f. und die ältern Geſetze 
in S. 74 ff. N.). — Ueber Veränßerungsbefchräntungen an bie tobte Hand über- 
baupt vgl. Kahl die deutſchen Amortifationsgefeße. Tüb. 1880. 

19 In Kurköln feit 1599, Kurtrier fett 1618 (Maurenbreder I. 
&.461 N., II. ©. 183 N. 17), in Kurheffen feit 1792 (4 Jahre hindurch nad 
ber Beräußerung; aufgehoben 1833, Roth I. S. 165), in Heffen- Darmfladt 
(Rühl S.71 N. 4), in Walde feit 1806 (Brumhard in ber Zeitfchr. f. d. R. 
XII. ©. 160). Wegen der Gleichberechtigung ber Confeſſionen gilt er jet 
nirgends mehr. " 

%) Kurföln. BO. 1729 art. 24 (Maurenbreder II. S. 182 N.). 

21) Würt. Landr. II. 16 (v. Wächter I. ©. 526), R. v. Graubünbten 
1526 bei Renand Neallaften ©. 43. 

32) Braunfchweig (Steinader S. 531ff.), Preuß. Landr. IL 11. $ 9. 
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thümers, wenn der Nentengläubiger das Nentenreht”*), des Renten⸗ 
gläubigerd oder Zinsempfängers, wenn der Schuldner fein Haus ver. 
kauft”), des Gerichtöheren gegenüber feinen Gerichtöuntertbanen®), 
des früheren PVerfäuferd, wenn fein Käufer das Grundftüd ver 
äußert) u. ſ. w. Auch mit Bezug auf Mobilien galt partifulär 
der Retraft”). Beſonders erfindungsreih war die Württembergifche 
Gejebgebung in der Aufftellung neuer Arten”). 

Andererfeitd war man an einzelnen Drten dem Retraktrecht 
weniger günftig gefinnt; man befeitigte e8 oder fuchte fein Gebiet 
ſtark einzufchränten®). Ganz bejonder8 war dies jeit dem vorigen 


33) Stobbe Zeitihr. f.d.R. XIX. ©. 211; Braunfhmw. Stdtr. v. 1532 
bei Pufend. IV. p. 106; Frankf. Ref. II. 3. 8 23; über Lübel Pauli Ab⸗ 
bandlungen IV. ©. 77. 

24) Ueber Lübeck Pauli Abhh. IV. S.70, 71ff. 108 ff., Lub. Auftände 
U. S. 64 N. f. Dies Recht wird aufgehoben in Lübeck durch Geſ. v. 25. März 
1848 8 11. — Bgl. auch Bremer Urk. v. J. 1295 (Schröder Urkk. no. 159), 
Frankf. Sch. U. 1401 bei Thomas Oberhof S. 316 f., Braunſchw. Stdtr. a. a. O. 
(NR. 23), Stadtr. von Celle bei Pufendorf obs. I. no. 133. 8 10 u. Stobbe 
Zeitihr. f. d. R. XIX. ©. 211. 

35) Grimm I. 106, 335. 

) Nah Medienburgiihen Stadtrechten, Böhlau in d. Ziſchr. f. R. ©. 
IX. 115, 120. 

7) Priv. für Lüttich vo. 3.1208 (Böhmer acta imperii I. no. 229): 
jever Bürger kann vom Fleiſcher ein Stüd Vieh für daffelbe Gelb laufen, für 
welches dieſer es gelauft hat. — Vgl. auch Grimm VI. 372. 8 67°, Tirol. W. 
II. S. 81 3.16 ff., ®ildenburger Landr. II.3. 8 14 (Maurenbreder I. 
S. 394), Sengler ©. 390. 

33) Bol. v. Wächter I. S. 808 fi., 527 f., 530 ff.: gemwiffe Handwerker bürfen 
bie Rohſtoffe von dritten Käufern retrahiren, ber Schuldner darf bie cebirte 
Forderung retraßiren. 

2, Walh S.46f., Renaub Zeitihr. f. d. R.S. 248— 250, Gengler 
S. 3995. — Die Statuten v. Langenſalza v. 1556 (Wald Beyträge VII. 
&.278 ff.) Heben das Näherreht mit Ausnahme des Gefpilderechts auf; es fol 
fernerhin das rim. Recht gelten. — Die Franff. II. tit. 4 will ven Retrakt, 
mit Ausnahme des aus dem Miteigenthum entipringenten, nicht in der Stabt, 
fondern nur in den Dörfern zur Anwendung kommen Iaffen. — In Sachſen (vgl. 
Haubold 8 217) galt der Lehnsretrakt und hatten im Uebrigen bie Defcenventen 
an Erbſtammgütern nicht ben Retrakt, fondern nur vor der Uebergabe ein Bor- 
taufsredt; Const. Sax. II. no. 31: da das Sucfenrecht feine Nähergeltung 
feıme, fei in diefer Beziehung nach gemeinem Recht zu urtheilen; II. no. 82: 

durch Eintragung im Hypothekenbuch könne ein dinglich wirkſames Vorkaufsrecht 
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Sahrhundert der Fall, wo man jeine nachtheiligen Wirfungen für 
den Kredit und die wirthſchaftlichen Verhältniffe kannte”), Heut zu 
Tage hat er nur noch vereinzelte Geltung und wird er fortwährend 
immer mehr aud dem Rechtsleben verbrängt?!). 


beftellt werben. Leber das neue fächl. Recht vgl. Geſetzbuch $ 1124 n. Schmibt 
Borlefungen S. 429. — Das Landredht von Lingen v. 1639 III. $ 21 läßt bie 
Erblofung für adlige Stamm- und Erbgüter beftehen und hebt die Übrigen Bor- 
taufs- und Näberrechte auf. . 

20) Die Schlesm. -Holftein’ihe BO. v. 1794 bei Nenaub Zeitfchr. VIII. 
5.249 bezeichnet das Loſungsrecht als „eine im Ganzen gemeinihäbliche, mit 
mehrerem Nachtheil, als Nuten für den Staat verbundene Einrihtung, die das 
Wohlgefallen des Eigenthümers an dem Seinigen ſchwächet, den Unternehmungs- 
geift ebenjo oft niederfchlägt, als ermuntert, Die Gewinnſucht unterhält und unter 
Blutsfreunden, Nachbarn und Mitbiirgern häufige Zwiftigfeiten und verderbliche 
Prozefie nach fich zieht.” 

1) Bol. jeßt Neubauer Zufammenftellungen des in Deutſchland geltenden 
Rechts betreffend verfchiedene Rechtsm aterien. Berl. 1880. ©. 133 — 145. 

In Oeſtreich (vgl. Anonymus d. Retralts- und Einſtandsrecht in Oeſter⸗ 
reich, Allg. Deftr. Ger. Zeitung 1873 no. 12—15) find von 1781 bie 1787 ver- 
ſchiedene Geſetze zur Aufhebung aller Einſtandsrechte erlaffen; das Hofdekret v. 
27. Apr. 1787 erklärte, baß die auf Geſetzen ober Gemwohnheitsrechten beruhenden, 
nit auch bie kontraktmäßigen Einftanbsrecdhte aufgehoben feien. Das öoſtr. &. 2. 
fennt bas vertragsmäßige Borkaufsrecht (art. 1073) unb das auf Privatdispofitionen 
beruhende, beſonders vorbehaltene gutsherrlihde Einſtandsrecht (art. 1140, 41); 
nebenbei beftand noch der Lehnsretrakt. Mit Aufhebung bes Unterthänigfeits- 
(Batent v. 7. Sept. 1848 u. 4. März 1849) und des Lehusverbandes find ber 
gutsherrlihe und ber Lehnsretralt fortgefallen. Dagegen beftehen noch weiter 
fort die auf Privatbispofitionen beruhenden intabufirten Einftandsrechte zu Gunften 
einer Geſchlechtsfolge, indem ein Eigenthümer feinen Erben ober ben Defcenbenten 
feiner Erben die Befugniß einräumt, ein von ihm binterlaffenes Smmobile um 
einen im voraus beflimmten Preis an fich zu bringen, wenn es an eine britte 
nit zur Familie gehörige Perfon gelangt fein follte. Neuerdings Gef. v. 
28. März 1875 über die Wirkſamkeit ber in den Öffentlichen Büchern eingetragenen 
Hamilien- Einftandsrehte und über das Berfahren zur Löſchung unwirkſamer 
Eintragungen diejer Art. 

Für Preußen (vgl. Förfter $ 189 N. 16 ff.) handelt das Landrecht 
vom Retrakt der Miteigenthümer (I. 17. $ 61 ff.), der Schifisrheber (TI. 8. 
8 1437 ff.), des Lehnsherrn (I. 18. 8 209), der Agnaten und Mitbelehnten (I. 18. 
8 304 f.), ber Zehntpflichtigen beim Verlauf des Zehntrechts (II. 11. 8 914); 
provinctell beftlinde das Geipilde- und Nachbarrecht (I. 20. 8 650) und die Erb- 
loſung (II. 4. $ 227, 228). Der Retralt der Berwandten wurde durch Ebift 
vom 9. Dit. 1807 III. aufgehoben; es folle beftehen bleiben der Retraft „nur 
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bei Lehnsobereigenthümern, Erbenzinsherren, Erbverpächtern, Miteigenthümern 
und da ..., wo eine mit andern Grundftücken vermiſchte, oder von ihnen um⸗ 
ſchloſſene VBefigung veräußert wird.” — Das Preuß. Gef. v. 2. März 1850 8 2 
no. 6 u. $ 4 hebt im allgemeinen ohne Entihäpigung alle Retraftrechte auf 
und läßt nur beflehen die Borkaufsrechte gemeinicaftliher Eigenthümer, den 
Retrakt der Miterben nach dem rhein. Civ. ©. B. und das Borlaufsrecht bes 
früheren Eigenthümers erpropriirter Grundſtücke, wenn dieſelben wieder ver- 
äußert werten jollen. 

In Hannover waren im Lauf der Zeit eine Reihe von Retraktrechten 
aufgehoben worden; vgl. ®refe II. S.416 no.3 u. Kraut 819 no. 1—3; 
darauf Hat das Preuß. Gele vom 24. Dez. 1872 die etwa noch in ber Provinz 
Hannover beftehenden gejeßlihen Borlaufs-, Retrakt- und Näherrechte aufgehoben; 
genauer Neubauer S. 134. — Kurheſſiſche BO. v. 3. Aug. 1822: es werben 
alle auf Geje ober Gemohuheit beruhenden Näherrechte aufgehoben, fie mögen 
Namen haben, wie fie wollen; vertragsmäßige ober teftamentarifch angeorbnete 
Näherrechte erlangen nur durch hypothekariſche Eintragung Wirkſamkeit, Platner 
Sachenrecht S. 140 (S. 141 N. 6 Über bie Fälle des Retrakts im ältern Recht; 
Landgräflih Heifiihe BO. v. 1797 für den Breidenbader Grund bei Stammier 
das Recht des Breidenbacher Grundes. 1882 S. 71—84). — In Schleswig- 
Holftein fanden Einſchränkungen durch Gefete feit 1773 ftatt und wurben bie 
auf Geſetzen oder Gewohnheitsrecht beruhenden Beifpruchsrechte 1798 und 1799 
aufgehoben, Fald V. ©. 169f., v. Stemann ſchlesw. Rechtsg. II. S. 369 fi. — 
In Naſſau wurden alle Retraktrechte 1808 aufgehoben. 

Nah dem franzöftichen Hecht giebt es, außer unter Miterben (Code eiv. 
art. 841) kein NRäberreht, Neubauer ©. 144f. Demgemäß wurben während 
ber Fremdherrſchaft in einzelnen Theilen Deutihlands die Näherrechte aufge- 
hoben, auf dem linken Rheinufer im 3.1793 (Maurenbrecher rheinpreuß. 
Landrechte II. S. 193 N. 182), in Jülich⸗Berg durch Edikt v. 6. Mai 1803 
(Maurenbrecher I. S. 274 RN. 86), im Großherzogth. Helfen durch BO. v. 
15. Mai 1812 (Rühl S. 227), in Oldenburg durch BD. v. 25. Juli 1814 
(Renaud Zeitſchr. f. d. R. VIII. S. 250, Neubauer ©. 138). 

Ueber Sachſen vgl. N. 29. 

In Baiern waren feit Anf. dieſes Jahrh. verſchiedene Retralte (Gengler 
&. 400), durch Gefe vom 10. Nov. 1861 find fämmtliche geſetzliche Retratt- 
echte mit der Ausnahme für Theilhaber einer Gemeinichaft aufgehoben (Roth 
I. 8142 N. 10, Neubauer S.135f.). — Ebenfo blieb in Würtemberg 
in Folge von Gejegen von 1812, 1815 und 1825 nur die Erblofung an lehn- 
baren Stammgätern beftchen (v. Wächter I. ©. 858 ff., 990, Neubauer ©. 137). 
— Das Baden'ſche Landrecht $ 577° kennt den Retrakt bei Stammgütern; 
das Geje vom 21. Yuli 1889 hebt alle Lofungsrechte auf. — In Medienburg- 
Schwerin erfolgte dur BO. vom 17. Dez. 1832 die gänzliche Aufhebung ber 
„in mehreren Städten aunoch beftehenden Nachbar- und Familien⸗Retraktrechte“; 
gemäß der BO. v. 24. Yuni 1869 $ 11 befteht noch der Retrakt ver Miterben 
bei Verkäufen bes Bauerguts durch ben Anerbeu; vgl. auch unten $ 90 N. 22. 


138 8 89. Begriff und Weſen des Retralts. 


889. Begriff und Weſen bes Retraltsy. 
Der Retrakt Näherrecht, Lofung?)) ift die auf Geſetz, Gewohn- 
beitörecht oder Vertrag beruhende Berehtigung einzelner Perfonen 


Sn Gotha wurde 1781 dag Näherrecht aus Blutsfreundfchaft aufgehoben; 
andere Näherrechte (Geipilde- und Lehnsretrakt) wurden auf Vorkaufsrechte reducirt; 
befteben blieb die Marklofung (Brüdner $ 840); das Gefeg vom 28. März 
1870 hebt „das Näberreht aus der Staats- ober Ortsangehörigkeit, ſowie das 
Näherrecht aus dem Gefpilde, ingleichen etwa fonftige in dem ſächſiſchen Tante 
bergebrachte Näherrechte” auf. — In Coburg behielt man im Gef. v. 19. Sept. 
1812 bei den Retrakt aus dem Miteigenthum, den der Mitbelehnten und des 
Lehnsherrn bei Rittergütern, Heimbach 8 217. — In Sadjen- Weimar 
erfolgte im 3. 1799 die Aufhebung ber Retraktrechte bis auf das Gefpilde- und 
Markloſungsrecht, Sache $ 342, Heimbach 8217. Das ©. v. 9. Dez. 1865 
bebt alle „auf Gefeg ober Gemohnpeitsrecht berubende Vorkaufs⸗- oder Retralt- 
tete” auf. — In Altenburg wurben 1819 die gefetlichen Retraktrechte be- 
ſchränkt auf das Gefpilbereht und ben Retrakt bei Ritterleben, Heſſe S. 207. 
— Zn Bernburg erfolgte 1786 die Aufhebung bes Retrakts aus Berwanpticaft 
oder Nachbarſchaft, Weiske Rechtslexikon II. S.18. — Ju Meiningen wurd 
dur Geſetz vom 15. April 1865 jede Art des auf Gefet ober Gewohnheit bes 
ruhenden Näherrechts aufgehoben. — Ueber bie Aufhebung in einzelnen ſächſiſch⸗ 
thüringiſchen Staaten vgl. Heimbach 8 217, Neubauer ©. 139 ff. — In 
Schaumburg⸗Lippe Aufhebung durch Gef. v. 4. Juni 1810; doch bleibt es babei, 
daß „die urſprünglichen Bürgergüter”, wenn ſie an Nichtbürger veräußert find, 
reluirt werben lönnen; Neubauer S. 141ff. 

Yu Hamburg war das Näherrecht bereits feit dem 18. Jahrhundert in 
desuetudo gerathen (Baumeifter II. S. 300 N. 26); durch Geſetz vom 
12. Apr. 1871 find alle etwa noch beftehenden Borkaufs-, Näher- und Retralt- 
rechte (Statt. ILS. art. 3, 4) aufgehoben. — In Bremen Aufhebuug durch 
die Erbe» und Hanbfeften-Orbnung von 1833 $ 12. 

In den meiften Schweizer Santonen beftehen jetzt feine Retraktrechte, vgl. 
Renaud in d. Ztſchr. f. d. R. VIII. ©. 250f., Zürider G. B. 8554. — Sie 
beftehen aber noh im Canton Schwyz, Entf. des Cantongerichts v. 1858, 
Ztſchr. f. ſchweiz. R. VIII. Abth. Rechtspflege. S. 20— 22; in Bajſellandſchaft 
(BD. v. 23. Nov. 1868 in d. Ztſchr. f. ſchweiz. R. XIX. 2. S. 62: Kinder 
bedürfen, um Liegenfhaften mittelft Zugrechts zu erwerben, welche Eltern an 
einen Dritten verlauft haben, „einer regierungsräthlihen Bewilligung“. Weber 
Bafelland theilt einzelnes mit Brodbeck in db. angef. Zeitfhr. XX. ©. 36 ff.). 
— Ueber Bern vgl. Stadtſatzung v. 1539 8 50 ff. (Ztichr. f. ſchweiz. R. XX. 
©. 34 fi.). 

) Literatur: C. F. Walch das Näherredt. 3. Aufl. Jeua 1795 (ba8 
gelehrte Buch leidet an dem durchgehenden Irrtum, daß dem Retrakt überall 
ein Miteigenthum, eine Gemeinſchaft zu Grunde liege). — Seuffert das Bau- 
recht, die Reallaften und das Näherrecht. 1819. S. 117— 140 (mit Bezug auf 
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Baiern). — Renaud zur Lehre vom Näherrechte, insbefondere von der Erbe 
lofung nach gemeinem Rechte, in d. Ztſchr. f. d. R. VIII. 1843. ©. 240—283. 
— Brumhard das Näherreht im Fürftenthbum Waldeck, in d. Ziſchr. f. d. R. 
XIII. S. 156 — 164. — Gengler Lehrbuch S. 377 — 401; Privatr. 3. Aufl. 
846. — Laband die rechtliche Natur des Retrakts nnd der Expropriation, im 
Arch. f. civ. Praxis LII. S. 151 — 190. — Dahlmann de retractu legali 
speciatim gentilicio. Berolini 1869 (eine fleißige, Literatur und Quellen be- 
nügende Differtation). — Platner $ 32. — Ueber altſchwediſches Recht v. Amira 
Obligationenredt. I. S. 572 ff.; auch ©. 581 ff. 

Ueber die ältere Literatur vgl. Walch S. 100 ff., Gengler Lehrb. S. 378, 
v. Wächter I. S. 518 N. 3. 

Duellen. Eine große Anzahl von Bartilularrechten führt Gengler Lehrb. 
S. 377 f. auf; ich füge noch einige hinzu: Oſtfrieſ. Lanbr. II. 250 ff., Nürnb. 
Ref. 1564. XXIII. 5, Lüneb. Ref. II. 4, Jül. Berg. Landr. c. 98, 99, Trierer 
Landr. XX, Sponheim’fches Landr. c. 106, Tiroler Landes-D. V. 8—14, Land» 
buch v. Kloſters S. 31 ff., v. Davos S. 81ff., Frantenhaufer Statuten II. 23—26, 
bes Wild- und Aheingrafen Otto Lofungs-Orbuung v. 3. 1600 (Wald II. 
©. 327 ff.), Göttinger Retralt-O. v. 1642 (Strube rechtl. Bedenk. III. S. 472 
bie 477), Jus Culmense ex ult. revis. IV. tit. 6; Baier. Statt. bi Roth B. 
I. 8142. R.9, Hannover’ihe Statuten bei Grefe II. ©. 410 ff. 

Indem die meiften Lehrbücher des beutfchen Privatrechts ober Partikular⸗ 
rechts den Retralt in dem Obligationenreht behandeln, als einen erzwungenen 
Kauf, reißen fie ihn aus dem bifloriihen Zufammenhang. Ueberdies aber iſt 
ber Retraft nit bloß beim Verkauf, jondern auch bei fonftigen onerofen Ber- 
äußerungsgefchäften zuläffig. 

Die Lehre kann meines Erachtens unter verfchiebenen Geſichtspunkten bar- 
geftellt werben: a) infofern der Eigenthümer in ber Veräußerung befchräntt ift, 
b) infofern der Erwerber bes Grunbftüds verpflichtet ift, daffelbe einem Dritten 
herauszugeben; von dieſen beiden Standpunkten aus gehört fie in den Abfchnitt - 
von dem Inhalt des Eigenthums; c) injofern ber Retrahent ein Hecht auf bem 
Erwerb des Eigenthums bat. Laband (S. 190) wählt diefen Ietten Stand⸗ 
punlt und will ben Retralt zur Lehre „vom Erwerb und Berluft des Eigen- 
thums kraft Geſetzes“ ftellen; ihm folgt darin Roth II. B. $ 142. — Indem 
ih bie foftematifche Folgerichtigkeit diefer Auffaffung anerkenne, verbinde ich ihn 
bo in Rückicht auf den biftorifhen Zufammenhang mit dem Beifpruchsredht 
der nächften Erben, und meine, daß wenn man fidh über das Weſen bes Re- 
tralts Har ift, e8 von feiner großen Bedeutung ift, ob man ihn an bieje oder 
jene Stelle des Syſtems flellt. 

) Andere Namen (vgl. au $ 88 N. 9) find: Einfpruchsredht, Einftand, 
Abtrieb, Näpergeltung, Zugrecht, Beihüttung u. |. w., Wald ©. 15ff.; einzelne 
Quellen bezeichnen im Gegenfag gegen das einfache Vorkaufsrecht den Retrakt 
als dingliches Vorkaufsrecht, Pr. Landr. I. 20. 8 568 ff., Oeſtr. GB. 8 1073. 
Noch verwirrender iſt es, wenn mande Statuten das einfache Vorkaufsrecht durch 
Nöbergeltung bezeichnen, Dahlmann S. 5 N. 1. 
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oder ganzer Klafjen von Perfonen, ein dur Kauf veräußerted Grund⸗ 
ftü oder zu den Immobilien gezähltes Necht*) binnen beftimmter 
Zeit von dem Käufer oder jpätern Erwerber gegen Zahlung des 
erften Kaufpreijed und fonjtiger Koften zu erwerben. 

1. Der Retrakt unterjcheidet fih von dem Vorkaufsrecht. Der 
Borkaufsberehtigte kann von dem Eigenthümer fordern, daß er ihm 
das zu verfaufende Gut zum Vorkauf anbiete, und bat, falls dieſer 
ed unterlaffen bat, eine Klage auf Schadenserſatz; der Retrakt aber 
gewährt ein Recht gegen den dritten Erwerber. Dad Borkaufsredt 
bezieht fih/auf einen zu ſchließenden Verkauf; der Retraft findet 
ftatt, wenn der Verkauf bereitö gejchloffen ift. 

Der hiſtoriſchen Entwidelung gemäß fteht regelmäßig der 
Retrakt mit dem Vorkaufsrecht in Verbindung: der Veräußerer ift 
verpflichtet, vor abgejchloffenem Verkauf die Sache einzelnen Perjonen 
zum Kauf anzubieten oder die Abficht der Veräußerung öffentlich zu 
erklären, damit jeder Berechtigte fein Vorkaufsrecht geltend machen 
fann. Nur darin weichen die Duellen von einander ab, daß nad 
einzelnen der Retrakt auch dann angeftellt werden fann, wenn dad 
Gut dem Berechtigten zum Vorkauf angeboten war?) und er ben 
felben nicht ablehnte (vgl. N. 52), während nad) andern er nur bei 
Unterlafjung des Angebots zuläffig ift,. damit der Berechtigte jein 
Sntereffe am Crwerbe der Sache noch nachträglich geltend machen 
fönne®). Die Normirung in jener erften Klaſſe von Statuten er 
jheint als eine ungejunde, den urjprünglichen Grundgedanken des In- 
jtitut8 verlierende Rechtsbildung. 

2. Netraktrechte beruhen auf einer Nechtöquelle (Gejeg oder 
Gewohnheitsrecht). Diejelbe Wirkung fann aber auch vertragsmäßig 
erreicht werden, wenn der Gigenthümer das Vorkaufsrecht beftimmter 


32) Solche retrahible Rechte führt an die Tiroler Landes-D. V. 8, Kurköln. 
Landr. XV. $ 1, Kurtrierer Landr. XX. $ 48; vgl. auh Wald S. 129 ff. 

2) Es ift v. Gerber 8 175. N. 4 gegen Eichhorn 8 100 zuzuftimmen 
daß der Retraft nicht nothwendigerweiſe mit einem Vorkaufsrecht ver- 
bunden ift. 

9 Dahlmann unterfcheivet vemgemäß in feiner ganzen Abhandlung zwei 
Arten des Netralts: a) Vorkaufsrecht gegen den Beräußerer und Retrakt gegen 
ben Erwerber; b) Retralt gegen ven Erwerber, gleichviel ob das Gut zum Bor- 
kauf angeboten wurbe ober nicht. 
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Perfonen emräumt und ihrem Recht durdy Eintragung in dad Hypo⸗ 
thekenbuch dingliche Wirkfamfeit gegen jeden weitern Erwerber de 
Grundftüces verjhafft). Während das ältere Recht fchon dem ein- 
fahen vertragsmäßigen Vorkaufsrecht eine ſolche Kraft zufchrieb®), 
erzeugt nad) neuerem Recht der Vertrag ohne hypothekariſche Ein- 


5) Const. Sax. II. 32: Wenn troß beftehenden Borkaufsrechts das Gut 
ohne Angebot verkauft wird, „jo ift folder Kauff beſtändig und kann ratione 
conventionis et pacti regulariter nit refeinbiret werden. Deromegen ift 
auch der Käuffer nicht anzufprechen; aber, ber Berfäuffer, welcher die Convention 
nit gehalten, ift ad interesse obligiret; ba aber das Gut vor die Näber- 
geltung gebührlich hypotheciret, in dieſen und bergleihen Fällen, fan ver Käuffer 
angeſprochen werben.” — Baireutber 2. Conftitut. VI. $ 10 (Arnold Beitr. 
II. S. 215): unter ber Vorausſetzung „da in favorem retrahentis die Clau- 
sula hypothecae ober ein pactum commissorium abjtciret worden, ober auch 
ber Emtor von dem Vorkauff gewußt, foldemnad bei dent Kauff in dolo ver- 
siret hätte.” — Preuß. Landr. I. 20. 8 570, 71, II. 4. 8 229, Oeſtr. GB. 
8 1073, Sächſ. GB. 8 1124 vgl. mit $ 224. — Reyſcher II. $ 428 N. 7, 
v. Wächter I. S. 395 N. 10 (Geſetz von 1815). — Baier. R. bei Gengler 
Lehrb. S. 387 N. 26, Eihhorn $ 101. — Ueber die dingliche Wirkſamkeit 
des Bertrages fügt ein Plenarurtheil bes oberften bair. Gerichtshofes (Seuffert 
XXXJI. no. 438) in, meiner Anfidht nad, irriger Weiſe: „dem Vorkaufsrecht 
lönne vertragsmäßig eine dingliche Wirkung gegen jeben Dritten verliehen werben, 
und dann liege ber Grund biefer binglihen Wirkſamkeit fchon in der Vertrage- 
ſtipulation, nicht aber in dem Hypothekenbuch⸗Eintrage, welcher bloß (1) hinzu⸗ 
Iommen müſſe, um jene Wirkung zu fihern.” 

Mehrere Schriffteller leugnen die Entftehung durch Bertrag mit hinzu⸗ 
tretender Eintragung in das Grundbnd, jo v. Gerber 8 175 N.6, Bejeler 
8107. III, Gengler Lehrb. S. 387. — Laband ©. 186 N. 52 will zwifchen 
dem Retraktreht und dem Borkaufsrecht mit bingliher Wirkſamkeit unterſcheiden. 
Und in der That ift es richtig, daß das lettere auch nach den Partilularrechten 
beihränktere Wirkungen bat; es fteht nur beftimmten Individuen zu, fol nicht 
auf die Erben des Berechtigten übergeben, Deftr. GB. $ 1074, Sidi. GB. 
8 1127, außer, wenn es ihnen ausdrücklich vorbehalten if, Pr. Landr. I. 20. 
8596 vgl. mit I. 11. $ 317, 318; vgl. au Seuffert IV. no. 47, Emming- 
baue S. 552 no. 12. II, S. 565 no. 32. 

6), Bgl. oben 8 88 N.5. — So nach altem Würtemb. Statutarrecht, 
v. Wächter I. ©. 308 R. 1, 309 N. 5, S. 310; nah dem Würt. Landr., 
v. Wächter I. ©. 535 ff., jedoch mit ber Einſchränkung, daß das Hecht nad 
einmaliger Beräußerung verloren gehe. — Cod. Max. Bav. IV. 5. $ 17, Ba- 
den'ſches GB. 5 1701, *” (nur zu Gunften des Conftituenten, nicht feiner 
Erben). — Rah dem Hohenlohifchen Landr. III. tit. 5. $ 4 genligt die fchrift- 
liche ober nor ber Obrigkeit erfolgte Erklärung. 
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tragung nur Wirkungen für die Contrahenten und erlangt der Be— 
rechtigte durch ihn nur ein perjönliched Vorkaufsrecht gegen jeinen 
Contrahenten, nicht auch den Retrakt gegen den jpätern Erwerber”). 
Ebenſo wenig entitehbt ein Netraft an fi dur teftamentarifche 
Dispofition®). 

3. Dem Retrakt liegt fein dingliche® Recht zu Grunde); 
weder erwirbt der Netrahent ein ſolches durch die Veräußerung von 
Seiten des biöherigen Beſitzers, noch fteht ed ihm bereitö vorher 
zu). Vielmehr hat der Retrahent, wenn der Eigenthümer das 
Grundſtück ohne Berüdjichtigung der durch das Geſetz geihüsten In— 
terefjen veräußert hat, ein duch dad Geſetz anerfannted Recht auf 
den Erwerb und kann dafjelbe jedem Erwerber gegenüber mit einer 


) Wenn Renaud S. 260f. den Ketralt auch im neueren Recht nad) 
Analogie des Pfandrechts durch Vertrag entftehen laſſen will, jo ift zu bemerfen, 
daß nad neuerem Recht im allgemeinen ein Pfandrecht an Immobilien durch 
Bertrag nicht entftebt. 

8, Abweichender Anfiht Walch S. 497 fi., 501. — Nur wenn die Ein- 
tragung im Grundbuch Hinzutritt, kann bie Dispofition Wirkung gegen Dritte 
erlangen. 

9 Die Streitfrage, ob der Retrakt ein bingliches ober perſönliches Recht 
und mit welcher Klage er geltend zu machen fei, ift fehr alt; vgl. fiteratur- 
nachweiſe bei Wald S. 233 ff., v. Wächter I. S.518 N. 4, Gengler Lehrb. 
©. 385 N.25, Dahlmann S. 33 ff. Die meiften Aelteren erklären die Klage 
bes Retrahenten für eine perjönlihe; Walch felbft vertheibigt ihre Dinglichkeit, 
indem er irrigerweije überall bem Retrahenten ein Geſammteigenthum oder ftill- 
ſchweigendes Miteigentbum zufchreibt, vgl. S. 104, 108, 112. Schon Runde 
8 195 jagt Dagegen: „bas Gejammteigentum als allgemeiner Grund bes Re- 
trakts Teiftet nicht einmal den Dienft einer brauchbaren Hypotheſe, gejchweige 
biftorifch erwiejener Wahrheit.” — Für die Dinglichleit ertlären ſich unter den 
Neueren: Renaub ©. 257. (weil das Recht gegen jeden Befiger der Sache 
gebt; vgl. dagegen oben I. 866. III), Dunder Reallafter S. 63, beionders 
N. 95, Befeler 8 107. II, Bluntſchli $ 123 (der innere Grund des Retrakts 
ſei „das nahe Verhältniß des Näherberechtigten zu bem Gute, d. h. ein ding⸗ 
liches Recht”), Mittermaier $ 286, Förſter III. $ 189. zu N. 15, 63 ff. („ein 
bingliches Recht auf die Subflanz einer fremden Sade“), Haſenöhrl öſtr. 
Obl.⸗R. J. S. 17 N. 69. 

10) Die Widerfinnigleit dieſer legtern Annahme tritt beifpielsweife bei ber 
Marklofung hervor: e8 müßte dann jebes Mitglied der Gemeinde ein binglides 
Recht an allen Grundftüden innerhalb des Gemeinbebezirld haben. Bgl. da⸗ 
gegen au Laband ©. 162 ff. 
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perjönlichen Klage geltend machen"). Wie derjenige, welcher durch 
ein Delift verlegt ift, das Recht auf Schadenderjaß hat, fo kann der- 
jenige, weldhem dad Geſetz oder ein dinglich wirkſamer Vertrag den 
Anſpruch darauf giebt, ein Grundftüd vor jedem Andern zu erwerben, 
mit einer perjönlihen Klage fordern, daß der neue Erwerber ihm 
gegen eine beftimmte Zahlung dad Grundftüd übertrage"‘). Die 
durch Die ordnungdwidrige Veräußerung erfolgte Verlegung feined 
rechtlich geſchützten Intereſſes gewährt dem Retraktberechtigten die 
Befugniß, dieſe Verletzung mit einer perſönlichen Klage zu verfolgen, 
welche gegen den Erwerber des betreffenden Grundſtücks gerichtet 
wird !1b), | 
Mährend, foweit es fi) um ein mit dem Retrakt verbundened 
Vorkaufsrecht handelt, der Berechtigte gleich nach feiner Kenntniß 
von dem Abſchluß des Vertrages in denjelben ald Käufer einzu- 
treten fordern darf, ift der Retrakt gegen den dritten Erwerber ded 
Grundſtücks, fei died num der erfte Käufer oder ein fpäterer Er- 
werber, nur möglich, nachdem auf diefen der Belig durch Tradition 
oder dad Eigenthum durch Auflafjung, SInfinuation ded Vertrages 
oder durch intragung in dem Grundbuch übergegangen tft”). 


1) Es ſei dies ein perfönliches Recht, fagen Eichhorn 8 103 N. d, e, 
Gerber Ss 175 N. 3, 8176, Gengler Lehrb. ©. 385, 391, Walter $ 388, 
Friedlieb Reall. S.26, 27, Dablmann ©.33, Rebling in dv. Bl. f. Rechtspfl. 
in Thür. XX. S. 109. 

110) Es iſt Dies eine actio in rem sceripta. — Dagegen polemifirt La⸗ 
band ©. 151—156. Sicherlich hat die actio in rem scripte im Röm. Recht 
nur eine ſehr beichränkte Anwendung. Indeſſen bezeichnet die neuere Theorie 
allgemein mit dieſem Terminus eine Klage, bei welcher das verpflichtete Subjekt 
duch den Beſitz einer Sache beftimmt wird. Wer aljo die Retraltsflage flir 
eine perſönliche anfieht, kann fie auch als actio in rem soripta bezeichnen. 

1b) In der erften Auflage batte ich mich ber Anficht von Laband an⸗ 
geſchloſſen (melden auh Roth B. II. 8 142 N. 22 folgt). Laband fagt, 
daß der Retrahent weder ein Forderungsrecht noch ein dingliches Necht habe; 
er Mage „auf gerichtliche Anerkennung und Feſtſtellung feiner Befugniß, das 
Eigentum an dem betreffenden Grunbftüde ſich einfeitig anzueignen.” Bol. 
aber dagegen v. Gerber $ 175 N. 3 und v. Meibom in d. Ien. Liter. 2. 
1875. ©. 821. 

2) Grimm Weisth. V. S. 183 8 19, 194. $ 13, Wormfer Reform. An- 
bang (Ausg. von 1561) fol. 161P, Lüneb. Ref. II. 4. $ 1, Sponheim'ſches 
andr. c. 106, $ 11, 12, Kurköfn. Landr. XV. 8 1, und Erläuterung II. dazu, 
Trierer Landr. XX. $ 1, 3, C. Max. Bav. IV. 5. 84. — Ebenſo nad franzöi. 
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4. Daß alte Beiſpruchsrecht der nächſten Erben konnte, außer 
im Zal der echten Noth, alle Veräußerungen von Grundftüden ver- 
hindern; dagegen ift der Retrakt nur bei Verkauf und foldyen one- 
tofen Beräußerungen zuläjfig, bei welchen jammtliche Verpflichtungen 
auch von dem NRetrahenten übernommen werden fünnen und die Sn- 
dividualität des Erwerberd für den Veräußerer gleichgültig ift'3). 

Alfo findet fein Retrakt ftatt bet nur vorübergehenden Ueber 
tragungen des Grundſtücks, wie der Zeitpacht!*), bei der Verpfändung"®), 


Coutumes vgl. Shäffner Franzi. R.G. IH. ©. 329, Heusler Gewere 
©. 357. — Nah Medienb. Lehnrecht Roth Medi. Lehnr. S. 182 N. 31. 

Walch ©. 88, 270 ff. (hier auch ältere Literatur), Mittermaier $ 285 
N.6, Unterholgner Verjährung II. ©. 279. NR. 715, Renaud ©. 267, 
v. Gerber 8176 N. 8, Öengler Lehrb. S. 390. — Aus der Praris: Emming- 
baus ©.553 no. 22. II, Seuffert X. no. 193, XI. no. 274, Bl. f. Rechtepfl. 
in Thür. XX. ©. 104, 105. 

Eine Anzahl Schriftftellee und mehrere Partikularrechte jagen, baß bie 
Frift für Die Anftellung des Netralts mit der Kenntniß des Retrabenten ven 
dem Abſchluß bes Vertrages beginne, Fichard consilia II. no. 34. 8 12. 
Eichhorn $ 100, Befeler 8 107 N. 11, Walter 8390 N. 3. — ILII. F. 9. 
81, II. F.26. 8 13, Recht v. Pfefiers 8 67 (Grimm VI. ©. 372), Habeler 
Zandr. II. 11 (Pufendorf I. p. 19), Iül.- Berg. Landr. c. 98 (Mauren- 
breder I. 8. 276f.), Solmfer Landr. II. 12. 8 3, Breidenbacher Lanpbraud 
(vgl. Stammler Recht des Breidenbacher Grundes 1882. S. 28f.), Freiburger 
Statt. (Kraut $ 130 no. 5), Hohenloher Landr. III. 5. $ 28, Kehdinger Landr. 
XXI 84 (Pufendorf I. p. 156), Ref. des alten Landes (Pufend. IV. 
©. 43), Bubjadinger Landr. art. 21 (Pufend. IV. &. 605), Baireuther Landes- 
Eonftitut. 1722. Tit. VI. $ 11 (Arnold Beitr. II. ©. 215: „von Zeit ber 
erlangten Wiffenfchaft des würklich abgeichloffenen Kauffs an, es fey gleich bie 
Uebergabe geſchehen oder nidt.”), Würtemb. R. (v. Wächter I. S. 548 N. 102); 
vgl. auch die Citate bi Dahlmann p. 18f. — ebenfalls ift eine Klage auf 
Herausgabe des Guts oder Uebertragung des Eigenthums gegen ben Erwerber 
nicht früher anzuftellen, als bis Eigenthum oder Befig auf ihm übergegangen ifl. 

18) Bol. z. B. Solmſer Land.⸗O. II. tit. 12, Preuß. Landr. I. 20. $ 575 
bis 579, v. Gerber 8 176 N.3. — Ueberall fteht dem Kauf die datio in so- 
lutum gleich; allein anderer Anſicht Renaud ©. 266. 

1, Do zuläffig nah dem Bubjadinger Landr. art. 29 und dem Wal- 
beder Recht v. 1811 (Weigel S. 11); ebenfo nah dem Breidenbacher Redt, 
bier erft 1797 aufgehoben, Stammler a. a. O. ©. 77. 

15) Da bie alte Sakung in wirthſchaftlicher Beziehung einem Verkauf 
auf Wiederfauf gleichfteht, laſſen manche ältere Statuten den Netraft auch beim 
Pfandrecht zu, Grimm III. 242. $ 1, 346. 8 2, 723.8 9, 14, 727.88, V.9. 
8 16°, Habeler Landr. II. 6, Medienb. Statuten in der Ziſchr. f. R. G. X. 
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der Schenkung, dem Vergleich, den Taufch'*), bei dem fog. Freund» 
ſchaftskauf, d. h. wenn in Rüdficht auf die Perfon des Käufers der 
Kaufpreid niedriger normirt, alfo eine theilweiſe Schenkung anzu- 
nehmen ift, nicht aber auch wenn der Verkäufer nur den Wunſch 
hatte fein Grundftüd gerade diefem Käufer zuzumenden?”). Aus diefem 
Gefichtspunkt des Freundichaftefaufs ift partifularrechtlich der Retrakt 
auch unzuläjlig, wenn der Berfäufer das Gut an den nächſten Erben, 
bejonder8 ein Bauerngut an feinen Sohn verfaufte!°), ebenjo aber 
auch wenn der Erwerber dem Veräußerer gegenüber eine Xeibzuchtd« 
leiftung übernimmt (contractus vitalitius), falls diefelbe nicht bloß 
zur Lieferung feſt beftimmter Duanta von Geld und Fungibilien, 
\ondern zugleich zu individueller Pflege, Speifung, Ginräumung von 
Wohnung u. ſ. w. verpflichtet‘). 


©. 115, 118, 122; J. Culmense IV. 6. c. 4, Waldeck'ſches Geſetz.v. 1525 
(Zeitſchr. f. d. R. XII. ©. 1585.) Wildenbr. Lanbr. IT. 3. 8 16 (bei anti» 
chretiſchen Pfandr.), Breidenbader Recht (1797 aufgehoben), Stammler ©. 77. 
— Bl. auch v. Meibom Pfandr. S. 301 N. 105 und Über das alte ſchwediſche 
Recht v. Amira norbgermanifhes Obligattonenrecht I. 1882. &. 220f., 223 f. 

16, Auch wenn als Gegenleiftung ein Grundſtück gegeben und außerbem 
no Selb bezahlt wird, Seuffert XIII. no. 109. — Wenn ber Erwerber für 
mehr als bie Hälfte bes Werths des Grundſtücks Geld oder zu Gelb zu ver- 
anſchlagende Saden leiſtet, ſehen zahlreiche Geſetze das Geſchäft für einen Kauf 
an und Taffen den Retrakt zu, Frankenh. Statuten II. $ 25, 26 (Wald I. 
©. 274), Jus Culmense IV. 6. c. 8, Kurföin. Reform. XV. 86, Köln. Sei. 
0.1789 827 (Maurenbreder I. S. 457), Breivenbader Recht (Stammier 
S. 77f.), Hohenloher Landr. III. tit. 5. 8 19, R. v. Pfeffers 16. Jahrh. $ 67a. 
(Grimm VI. ©. 372), Dahlmann S.44 N.19. Der Retrabent bat dann 
dem Käufer außer ber verabrebeten Gelpfumme den Werth der von ihm als 
Tauſchobjekt zu Tiefernden Sache zu erfegen. — Gegen bie Zweckmäßigkeit biefes 
Retralts vgl. Runde Beytr. II. S. 563—580. — Allgemein läßt das Wormfer 
Statut (fol. 162°) ven Retralt bei Tauſch zu; es fol das Taufchobjelt zu Gelb 
veranſchlagt werben. 

1) Br. Landr. I. 20. $585, Pufendorf III. obs. 40. 86, Seuffert 
XIII. no. 110. — Renand ©. 267 Teugnet Überhaupt, daß der Freundſchafts⸗ 
kauf eine Ausnahme bilde. — Doch kann auch bei einem Freundichaftsfauf ber 
Beredtigte retrahiren, wenn er dem Berläufer ben ganzen Werth erfegen will, 
Bald S. 179f., Sengler Lehrb. S. 3%. 

18) Würt. R. (v. Wächter I. ©. 546 N.98, Reyfcher II. $430 N. 4), 
Pr. Landr. I. 20. $ 584, Dresdener Urtbeil bei Emminghaus ©. 551 N. 11. 
— Abweihend Grimm I. 15. $ 48. 


19) Firof. Landes⸗O. III. 2. Abf. 2, Pr. Landr. I. 20. 8 581—83, Runde 
Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 10 
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Wurde ein retrahirbared Objeft mit andern zufammen in dem- 
jelben Kaufgefhäft und um einen einheitlichen Preid verkauft (Menges 
fauf, Geſammtkauf), jo ift der Retrakt zuläjfig, nachdem unter Zu⸗ 
ziehung von Sachverſtändigen der Werth ded retrahirbaren Grund» 
ſtuͤcks ermittelt iſt). Doch kann au der mit dem Retrakt in An- 
ſpruch genommene Käufer fordern, daß der Retrahent gegen Zahlung 
des ganzen Kaufpreifed die fammtlichen "verfauften Grundftüde über 
nehme?*). 

Iſt der Verkauf unter einer Suöpenfivbedingung geichloffen, To 
darf während des Schwebend der Bedingung der Retraft nit an⸗ 
geftellt werden”); dagegen hindert ihn weder eine Reſolutivbedingung 
noch ein dem Berfäufer zuftehendes Miederfaufsrcht; doch muß 
jelbftwerftändlich der Netrahent dad Wiederkaufsrecht auch gegen ſich 
gelten lafjen®). 

Gegenüber der in der neueren Literatur allgemein verbreiteten 


Leibzucht S. 508 — 511, Wald ©. 106, Brüdner 8 827, Emminghbaus 
&. 551 no. 10, Seuffert XIII. no. 5l. — In diefem Sinne ift auch Hamb. 
Stabtr. v. 1292. C. 33 aufzufafien. — Renaud S.266 f. meint, ber Käufer 
bleibe, auch wenn das But retrahirt ift, zur Erfüllung ber von ihm übernommenen 
Berpflihtungen dem Berläufer verpflichtet unb dürfe nur Entſchädigung baflr 
vom Retrabenten forbern. 

”) Köln. Gejeh bei Manrenbreder I. S.453 $9—11, Würtenb. 8. 
(vd. Wächter I. ©. 546 N. 98, Reyiher II. $ 430 N. 2, 3), Hohenloher 
Zaubr. III. 5. $ 18, Roth II. 8 142 N.25, Sächſ. &. 8. $ 1123, Seuffert 
XV. no. 236, Bald S.206 ff. — Der Retralt ſei nur dann zuläffig, wenn 
das retrahirbare Gut mehr als bie Hälfte des Kaufobjekts ausmacht, Offen- 
burger Statuten oc. 25 (Wal III. S. 138), Coburger Recht (Heimbach 
8218 R.2). — Beim Mengelauf jchlteßt Überhaupt den Netralt aus C. Max. 
Bav. IV.5. 8 12 no.2, Gothaifches R. (Heimbad $ 218 N. 3), Baben’Ihes 
Geſ. 8. $ 1701°4, Hommel rhaps. 43. 

2) Br, Landr. I. 20. 8 607 (Förfter III. 8 189 N. 37), Schwarzburg. 
Gef. v. 1772 (Kümpel S.41ff.), Schletter Jahrbb. I. ©. 101, Pufen- 
dorf III. obs. 40 84, IV.22, Seuffert XVII. no. 81, Gengler &. 389 
N.27, Dahlmann p. 42 N. 15. — Ueber bie Frage, ob, wenn alle Güter 
vetrabirbar find, filh ber Retrahent einzelne für den Retralt auswählen darf, 
Solmfer 2.0. II. 12. $ 15, Wildenburger Landr. II. 3. 8 17, Trierer Ranbr. 
XX. ©. 28—30. 

#2) Dahlmann p. 46. 

23) Solmſer Landr. III. 12. $ 16, Breidenbacher Recht (Stammier 
©. 78), Wildenb. Landr. II. 13. $ 16, Trierer XX. 8 47, Hohenloher Lanbr. 
III. 5. $ 20, C. Max. Bav. IV. B. $4 no. 10; Dahlmann p. 45 N. 26. 
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Annahme, daß aud bei nothwendigen Subhaftationen der Retraft 
zulajfig jei®), ift das Gegentheil zu behaupten, da die Partikular- 
rechte faſt durchgängig ihn in diefem Zalle ausjchließen®). 

5. Da der Retraft feiner urſprünglichen Entwidelung gemäß 
dad Mittel ift, um denjenigen Perjonen, welden dad Grundftüd zum 
Vorkauf hätte angeboten werden follen, thatjächlich aber nicht ange- 
boten ift, den ihnen dadurdy entgangenen Bortheil nachträglich zu ver- 
Ihaffen, jo haben fie im Kalle des Retrakts alle Verbindlichkeiten 
zu erfüllen, reſp. Leiftungen zu thun, welche in dem ihr Recht 
fräntenden Beräußerungövertrage der erſte Käufer übernommen reſp. 
erfüllt hat. Der Retrahent muß dem Befiger, von weldem er das 
Grundſtück fordert, den in jenem BVeräußerungdvertrage feſtgeſetzten 
Kaufpfeid bezahlen und die mit diefem Vertrage verbundenen Jonftigen 
Auslagen und Unkoften?) erjegen. So weit der Käufer dad Kauf: 
geld bereit8 bezahlt hatte, joll es der Retrahent baar erlegen; fo- 
weit died nicht der Zal ift, muB er die Schuld des Bellagten über- 
nehmen und das rüdjtändige Kaufgeld in den vom Käufer über: 


A) Literatur Über dieſe Eontroverfe bei Walch S. 146 ff. 

) Wald ©. 146 behauptet, daß er durch Fein Beleg ausgefchlofien 
werbe; vgl. aber Solmjer Ldes.⸗O. II. 12. 8 12, Köln. Landr. XI. 87, Köln. 
Gef. v. 1789 8 12 (Maurenbredher I. S. 453 R.), Zül.-Berg. Edikt v. 1779 
(daſelbſt S. 276 N. 92), Trierer Landr. XX. 8 25, Cod. Max. Bav. IV. 5. 
89, Igl. fühl. Geſetz v. 1827 (Emminghaus S. 118 N. TI), Wald. BO. v. 
3. Juli 1832, Heimbach $ 218 N.4, 5, Pufendorf I. no. 218, Grefe II. 
©. 415, 416, Steinader S. 286 NR. 9, Thomas IH. S. 102, Platner 
©. 144 R.26, Baumeifter II. S. 302 N. 85, Zeitichr. f. d. R. XIII. ©. 163. 
Unter allen mir befaunten Quellen läßt allein die Lüneb. Ref. II. tit. 4. 8 10, 11 
ben Retrakt bei nothwendigen Subhaftationen innerhalb kürzerer Frift zu. 
Schwankend die Geſetzgebung von Bafelland, Brobbed in d. Ztichr. f. Schweiz. 
R. XX. ©. 37 ff. Das Br. Landr. I 20. 8 615f., Hannover'ſche Geſetze 
Grefe II. S. 415 f.), das Oeſtr. Gef. B. 8 1074 verlangen beim gerichtlichen 
Berlauf nur bie fpezielle Vorladung ber Netraltberechtigten zum Subhaftatious- 
termin, bamit fie fih in bemfelben durch Bieten beiheiligen fünnen. — Bgl. 
auch Über die Wirkung eines im Grundbuch eingetragenen Vorkaufsrechts Sächſ. 
6.8. $ 1126. 

*) Weinfaufgeld, Koften für bie Errichtung des Kaufvertrages, Umſchreibe⸗ 
gebühren u. |. w.; vgl. 3.8. Grimm 1.15. $45 u. Note, 479. $ 13, 480. 
85, 6, Tirofer Landes⸗O. V. tit. 8, Kurköln. Ge. $ 25 (Maurenbreder 
1. 8.457), Seuffert XI. no. 77; in beſchränktem Umfange nach dem Preuß. 
Landr. 1.20. $ 633, 634. 

= 10* 
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nommenen Friften und unter denfelben Modalitäten bezahlen”). 
Um Simulationen zu begegnen Tann der Retrahent die eidlide Er- 
Flärung fordern, dab der angegebene Kaufpreiß der wirklich bedungene 
fet und die angegebenen Bertragäbeftimmungen der Wahrheit ent- 
Iprechen®). 

Befindet fih die Sache nicht mehr in der erften Hand, jondern 
ift fie von dem erften Käufer weiter veräußert, jo bat der Retrahent 
auch dem folgenden Erwerber, von weldhem er fie herausverlangt, 
den bei der erften Veräußerung feftgejegten Kaufpreis zu zahlen”). 

6. Die zur Zeit der Anitellung des Retrakts noch ftehenden, 
nicht geernteten Früchte fallen dem Retrahenten zu gegen Erfah 
der Beitellungskoften®); einzelne Partikularrechte laffen im Zujammen- 
bang mit den ältern Grundfägen über den Fruchterwerb den be 
klagten Käufer die Früchte noch bi8 zum Ende des Wirtbichaftd- 


7) C. Max. Bav. IV. 5. $8, Preuß. Landr. I. 2. 8 623, 24, 637, 38. 
— Soweit der Kaufpreis bereits bezahlt ift, genügt es nicht, daß ber Retrahent 
ihn zu zahlen verfpricht, fondern er muß ihn baar offeriren, Kedinger Landr. 
21. 82 (Pufendorf I. p. 156), ®äürt. Geſ. v. 1739 (v. Wächter I. 542f.), 
Baireuther Landes Eonftit. 1722. VI. 8 11, C. Max. Bav. IV.5. 8 5, Preuß. 
Landr. 1.20. 8 632. — Abweihend Seuffert XI. no. 274 (Celle). — Renaud's 
(8.257, 265, 276 f.) Behauptung, daß ber Retraheut nicht in ben Kauf ein- 
trete und ber Käufer dem Berläufer noch weiter verpflichtet bleibe, ſteht im 
Widerſpruch mit allen poſitivrechtlichen Beſtimmungen. 

2) Nürnb. Ref. 1564. XXIII. 5. 8 8, Grimm V. 572. 8 17, Hamb. 
Statt. II. 8. art. 4, Hommel rhaps. 206. 

#9) C. Max. Bav. IV.5. $5 n0.6, Preuß. Landr. I. 20. $ 635 f.; $ 636 
fagt, daß wenn bei dem zweiten Geſchäft der Kaufpreis miebriger als bei dem 
erften war, ber Retrahent nur bie geringere Summe zahlen fol. Wo parti- 
kularrechtlich dies nicht beſtimmt ift, Tommt es bagegen auf bie Verabredungen 
bes erſten Geſchäfts an. Aus dem Wefen bes Retrakts ift auch zu folgern, 
daß wenn ber zweite Erwerber das Gut zum Geſchenk erhielt, ev boch ben 
Kaufpreis aus dem erften Veräußerungsgeſchäft fordern fan, Renaud S. 277. 
— Abweichend von ber communis opinio behaupten Mittermaier $ 287 
N. 19 und Walter 8 390 N. 10, 11, daß der Beklagte nur fo viel erhält als 
er feibft gezahlt hat, aber bei einer Schenkung an ihn der Retrakt ganz fortfält. 

20) GC. Max. Bav. IV. 5. 8 11, Bald ©. 222f., Seuffert X. 19%, 
XX. 152. — Rad der Praris von Celle (Bülow u. Sagemaun III. no. 2, 
Seuffert XII. no. 56) foll nicht die Zeit der Anftellung des Ketrafts, ſon⸗ 
bern ber Moment entfcheiben, in welchem Retrahent das Kaufgeld zu erlegen 
bereit ift. 
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jahres ziehen”). Dem Käufer find die von ihm vorgenommenen 
Meliorationen nad den Grundfägen über den Erſatz der impensae 
des bonae fidei possessor von dem Retrahenten zu erjeben??); hatte 
er dad Gut in der Zwilchenzeit deteriorirt®), fo muß er ſich einen 
entiprechenden Abzug am Kaufpreife gefallen laffen*). Insbeſondere 
“ bleiben die von ihm beftellten Hypotheken und auferlegten Servi- 
tuten in ihrem Beftande®), aber der Bellagte muß, wenn er für 
die Belaftung ein Wequivalent befommen bat, daſſelbe dem Retra- 


henten herausgeben, reſp. fi) auf die von diefem zu zahlende Summe 
anrechnen laſſen *). 


Der zur Herausgabe des Grundſtücks verurtheilte Käufer hat, wenn 
der betreffende Retrakt auf einer Rechtöquelle berubte oder im Hypo⸗ 
thelenbuch eingetragen war, gegen feinen Veräußerer feine Schadend- 
lage, da er die Retrahirbarkeit des von ihm gefauften Objekts kannte 
oder kennen mußte”). Nur wenn der Beräußerer erklärt hatte, dab 


3) Srimm I. 480. 85, Würtemb. Landr. II. 16. 8 22 ff., Pr. Landr. I. 
20. 8643. Eine Theilung ber Früchte pro rata temporis fchreibt bas Kur⸗ 
föiner Sefeß von 1789 8 24 (Maurenbreder I. ©. 456) vor. 

37) Schlaizer Statt. bei Walch VIII. S. 114, Kurköln. Gel. 8 26 Bei 
Manrenbrederl. S. 457, Trierer Geſetz ebendaſelbſt II. S. 177 N., Preuß. 
Landr. I. 20. 8 640. — Renaub ©. 278, Gengler Lehrb. S. 892, v. Gerber 
8176 N. 12, Dahlmann p. 53 seq. geben dem Bellagten den Erſatzanſpruch 
nur für die impensae necessarise und das jus tollendi für bie utiles und 
voluptuosae; Walter 8 394 nimmt auch in Betreff der lettteren ben Anfprud 
anf Erſatz an. 

3 Um fünftige derartige Anſprüche auszufchließen, verpflichten ältere 
Partikularrechte den Befitzer, fich innerhalb ber Zeit, in welcher der Retrakt 
mögfich ift, aller durchgreifenden Veränderungen bes Guts zu enthalten, Trierer 
Unter-Ger. O. (Maurenbreder II. S. 177 N.), Solmjer L. O. II. 12. $ 20, 
C. Max. Bav. IV. 5. 8 10 no. 3. 

) Wald S. 221f., 582f. — Pr. Landr. I. 20. 8 641, Wildenbrucdher 
Landr. II. 3. 83. — Renaud S.278f., v. Gerber $ 176 N. 12, Walter 
8 391 R. 3 nehmen dieſe Berpflichtung nur an, wenn ber Beklagte dolos 
gehandelt oder bie Deteriorationen erſt nach angemeldetem Retrakt vorgenom⸗ 
men bat. 

5, Das entgegengefettte behauptet Walter 8 891 N. 3, weil ber Be- 
ſteller nur ein revofables Eigenthum gehabt habe; vgl. auch C. Max. Bav. IV. 
5. 810. no. 8, 4. 

20) Dahlmann p. 52. 

M) Bgl. die bei Dahlmann p. 58. NR. 2 angeführten; Dahlmann 
p. 58 geqq. ſelbſt ift anderer Anficht. 


150 8 89. Begriff und Wefen bes Retrakts. 


er dad Grundftüd frei vom Retrakt veräußere, ift ein Rückgriff auf 
ihn zuläffig®). 

7. Da der Retraft zum Schub der Intereſſen einzelner Per⸗ 
fonen oder Perfonenflaffen eingeführt ift, fol Niemand feine Retraft- 
berechtigung einem Andern cediren®) oder im Intereſſe eined Andern 
ausüben und ed kann der Bellagte, wenn er Argwohn hegt, daß der 
Kläger ein fremdes Sntereffe begünftigt, bie eidliche Berfidherung 
fordern, daB dies nicht der Fall fer"). 

Manche Quellen fordern, daß der Retrahent auch die Abficht 
haben folle, da8 Gut zu behalten und nicht etwa bald wieber zu 
veräußern“), oder daß er es eine bejtimmte Zeit bindurd behalten 
folle®). 

8. Der Retrahent kann die Veräußerung nur innerhalb einer 
furzen Zeit, häufig Sahr und Tag nad feiner Kenntniß von dem 
Verkauf reſp. nad dem Webergange des Befiged oder Eigenthums 


s) Hommel rhaps. 37, Renaub S.279f., Walter 8 391. III. 

39) Selbſtverſtändlich kann der nächft Berechtigte auf den Retrakt zu Gunſten 
bes auf ihn folgenden Berechtigten verzichten, Jus Culmense IV. 6. c.3. — 
Nah dem Trierer Recht (Maureubrecher II. S. 178) war gegen bas Weſen 
bes Retrafts im Falle der Erblofung, wenn nur noch ein berechtigtes Familien- 
mitglieb eriftirte, demſelben geftattet, feine Berechtigung zu cediren. — Allgemein 
behauptet die Ceffibifität Platner S. 143 N. 20. 

%, Grimm Weistb. IV. S. 618. $6, V. S. 572. 8 17, R. v. Wimpfen 
v. 3. 1404 in d. Ztiſchr. f. Rechtsgeſch. IV. S. 417, Url. v. 3. 1424 beit Schröder 
Urkk. no. 277, Zül.-Berg. Landr. c. 94, Hamb. Statt. II. 8. 4, Preuß. Lanbr. 
I. 20. 8 594, 95. — Bol. auh Renaud S. 274f., Befeler Ss 10T N. 2. — 
Grimm I S. 479. 8 10, S. 495. $ 10 beftraft denjenigen, welcher für einen 
Anbern abtreibt. 

u), Kurkoln. Landr. XV. $ 4, Sponheim'ſches Landr. 106. $ 6, 8, Wil- 
denbruch'ſches Fandr. UI. 3. 8 15; wenn er fpäter bie Abfiht bat zu ver- 
äußern, darf er es thun, Sponh. Landr. a.a. O., Loſungs⸗O. bei Walch III. 
©. 830. — Wormfer Reform. V. 1. 1: eine Beräußerung fol nur mit Er- 
lanbniß des Raths und aus ehrbaren Urſachen erfolgen. 

3) Zwei Jahre, Jahr und Tag binburh, Grimm Weisth. V. S. 572. 
8 17, VI. S. 872. $ 675, Recht des Alten Landes, im Archiv bes Vereins zu 
Stabe IX. 1882. ©. 142. $ 50, Bern. Stabtr., bi Manuel Verjährungslehre 
im berniſchen Stabtredt &. 57, Nürnb. Ref. 1564. XXIII. $5, Köin. Bel. 
v. 1789 8 20 (Maurenbr. I. ©. 456), v. Wädter IL S. 544f., Wald 
©. 124. 

Wo es an ſolchen Beſtimmungen fehlt, ift die Weiterveräußerung nicht zu 
behindern, Seuffert II. no. 215. 
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(vgl. oben R. 12) auf den Käufer anfechten“). Doc weichen die 
Partitularredhte in der Beitimmung der Friſten jehr bedeutend unter 
einander ab und unterjcheiden auch, ob die Veräußerung öffentlich 
befannt gemadt, ob ein Angebot an die Retraftberedhtigten erfolgt 
ft u. ſ. w. Um die Unficherheit de8 Erwerbd zu vermindern, ift in 
vielen Rechten jener alte, von dem Revokationsrecht her entlehnte 
Zermin verfürzt). Für die fih im Auslande befindenden®) und 
für die minderjährigen zum Retrakt berechtigten Perfonen find öfter 
längere Zriften angeordnet), während an anderen Orten fie nicht 
privilegirt find und gegen den Ablauf der Frift feine Reftitution zu 
beanfpruchen haben“). 

Hatte der Beräußerer den Berechtigten von feiner Abficht zu 
veräußern in Kenntniß geſetzt, jo läuft demjelben regelmäßig eine 


2) Wald S. 284 ff, Unterbolgner Verjährung II. S. 277f. — II. 
F.9. $1, II. F. 26. $13, Srimm ®. III. 13, Lüneb. Ref. I. 4. $1; 
Trierer Recht (Maurenbr. II. S. 174), Thomas II. ©. 103, v. Wächter 
1. ©.310, 540, Budjadinger R. c. 21 (Pufend. IV. ©. 605), const. Sax. 
II. 32 (vgl. darüber Emminghaus ©. 555 no. 28, S. 833 no. 40). — Es 
fommen auch längere Sriften vor, 9 Jahre Grimm I. 16. 849, 3 Iahre umb 
3 Zage Grimm I. 46. 8 17. 

) 6 Monate: Kurköln. Landı. XV. $ 1, Yül.-Berg. Landr. c. 98; 4 Mo⸗ 
nate: Xrierer Landr. XX. $ 1, 3; 3 Monate: Solmfer LO. II. 12. 83, Bai- 
reutber L.⸗Couſt. 1722. VI. 8 11; 12 Wochen: Wurfter Landr. c.6 (Pufend. 
I. p. 72); 2 Monate: Sponheimer Landr. c. 106. $ 9; 6 Wochen: Statt. f. Duis⸗ 
burg $ 19 (Gengler c. j. mun. I. p. 958), verwandte Stabtredhte bei Schröder 
in der Zeitjchr. f. RG. IX. ©. 4ldf., Wald Beytr. III. S. 330, Ofterftaber 
Zanbr. 83 (Pufendorf III. p. 8, 18, 23); 14 Tage: Grimm III. ©. 551; 
TRächte: Grimm V. 158. 8 11; 3 Tage: Grimm VI. 632. $ 6. 

“, 30 Jahre 6 Wochen 3 Tage nad dem R. v. Hadeln II. 11 (Pufen- 
dorf I. p. 19), 9 Jahre Grimm I. 16. $ 49, I. 46. 8 17; 2 Jahre Zrierer 
Landr. XX. 84; Jahr u. Tag Jülich⸗Berg. Landr. 98, Grimm III. ©. 551, 
Pufendorf III. p.8, 18, 23. $3 u.f.w. Ober es foll für fie die Friſt erft 
von ihrer Anwefenbeit an laufen Solmfer LO. II. 12. 84, Wildenbrucher Ldr. 
1.3.87 u. ſ. w. — Nach dem Salzb. Taiding S. 175 3. 26 ift die allgemeine 
Friſt 14 Tage; entfernt wohnenden Verwandten tft ſchriftlich Nachricht zu geben; 
if ihr Aufenthalt nicht bekannt, fo läuft ihnen die Frift von Jahr und Tag. 

6) Trierer Lor. XX. 84, Solmjer Ldes.⸗O. IL. 12. $4; Unterholzner 
II. 280 N. 717. 

4) C. Max. Bav. IV.5. $4, 9, Maurenbreder I. ©. 276 N. 91, 
6.452. 85, Seuffert VII. no. 82. — Ueber die Frage wegen der Reftitution 
der Minderjährigen Gaill obss. II. no. 19. $ 17f., Wald ©. 279. 
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kürzere Frift, um in den Vertrag einzutreten®). War aber weder 
ein ſolches ſpecielles Angebot noch ein allgemeined öffentliches Aufs 
gebot erfolgt, jo werden vielfach die Grundſätze von der allgemeinen 
Klagenverjährung zur Anwendung gebradht®). 

9. Die Befugniß den Retraft anzuftellen erliſcht im einzelnen 
Falle: 

a) wenn der Käufer vor Anftelung der Klage dad Gut an 
feinen Verkäufer zurücdüberträgt oder an einen glei oder näher 
ftehenden Retraftberechtigten veräußert”); 

b) nach den meiften Quellen aud, wenn der Beräußerer feine 
Abficht zu veräußern in der vorgejchriebenen Form fund that oder 
dad Gut fpeziel dem Netraftberechtigten zum Borfauf anbot und 
diefer ſich in der gefeglichen Zrift nicht erklärte oder den Berfauf 
an den Dritten geftattete®‘). Dagegen beftimmen andere Partifular- 
rechte, indem fie den Retrakt als ein felbftändiges, von dem Vorkaufs⸗ 
recht unabhängiged Recht betrachten, daß der Berechtigte den Netraft 
auch anftellen darf, nachdem er von dem Vorkaufsrecht feinen Ge 
brauch gemacht bat“®); 


#9, 8 Tage Offenburger Statuten (Wald III. ©. 139); 14 Tage Nürnb. 
Ref. XXIII. 85, Schlaizer Statt. (Walch VIII. S. 114); 4 Wochen Franken⸗ 
baufer Statt. II. 24 (Wald I. ©. 272), 30 Tuge Deftr. GB. 8 1075, Sächſ. 
GB. 8 1122; 6 Wochen Budjad. R. 19; 2 Monate Hamb. Statt. II. 8. art. 4, 
Breuß. Lanbr. I. 20. 8 610. 

“) II. F. 9; Köln. Gef. v. 1789 8 16 (Maurenbr. I. 454), Trierer 
Landr. XX. $ 18, Braunſchw. Lüneb. BO. v. 1753 (30 Jahre a dato des Ber- 
faufs, Leonhardt Rechtsverhältniffe am Grundeigenthum 1843. ©. 14), v. Ste- 
mann II. ©. 258, Praris von Jülich⸗Berg Maurenbr. I ©. 277 N. 3, 
Preuß. Lor. I. 20. $ 646, 647 (von dem Tage, baß ter Käufer in das Hypoe⸗ 
tbefenbuch eingetragen if), Unger II. ©. 281 N. 92. 

°) Pufendorf III. obs. 40. $5, Emminghaus S. 551ff. (no. 12.1. 
no. 16. I, no. 19, 21, 22. I, 23), Seuffert XIII. no. 111. — Cod. Max. 
Bav. IV. 5. 812, Preuß. Landr. I. 20. 8618. — Wenn aber bie Rüdüber- 
tragung nad Anftellung des Retrakts ftattfindet, wirb dadurch bie Klage nicht 
zurüdgewiefen; a. M. Reuaud S. 268 f., welcher dann nur eine Intereffenklage 
gegen den erften Käufer zuläßt, qui dolo malo fecit, quominus possideret. 
— Bol. die Zufammenftellung der verfchiebenen Anfichten bet Walter 8 392 
N. 6, Dahlmann 370 segg. 

N) Walch ©. 250ff., v. Gerber 8 176 N. 14, 15, Gengler Lehrb. 
S. 393 ff., Seuffert VII. no. 344 (Senna). 

) Müucener Stadtr. 153, Neumärk. Boliz. ©. v. 1540 (Heydemann 
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c) durch jonftigen Verzicht, welcher im allgemeinen auch darin 
zu finden ift, daß der Netraftberechtigte bei der Veräußerung zus 
gegen iſt, ohne zu widerjprechen‘®); 

d) durdy Ablauf der für die Geltendmachung ded Retrakts be- 
itimmten Zeit (vgl. no. 8); 

e) duch den Tod ded Netraftberechtigten vor Anitellung der 
Klage, falls nicht auch in der Perjon jeined Erben die Retraftklage 
begründet ijt‘%). 


890. Die einzelnen Arten des Retrakts. 


Indem wir wegen einzelner längft antiquirter Arten des Re— 
trakts auf die frühere Darftellung verweiſen (vgl. $ 88 N. 16 ff.), 
jmd bier nur die Grundſätze für Diejenigen Arten zufammen zu 
ftellen, weldye am längiten praftifche Bedeutung behielten, jetzt freilich 
aber auch nur noch fehr beichränfte Anwendung finden. 

I. Die Erblojung (retractus gentilitius, consanguinitatis)'). 
In weitefter Verbreitung?) ſchwächte fi dad Beilpruchdrecht der 


Joachim. Conftitution S. 269), Lüneb. Ref. II. 4. $ 1, Würtemb. R. (Reyſcher 
II. 8434 N. 1). — Dahlmann p. 22. — Renaud S. 281 ff. und Platner 
S. 144 NR. 23 wollen mit Unrecht dies als die Regel anjeben. 

5) Schon der Sachjenfpiegel II. 6. $ 4 fagt: svelke gave die man sit, 
oder svelk ordel die man vinden hort, ne weder redet he des tohant 
nicht, dar na mach he’s nicht weder reden, vgl. auch Thud ichum Gau- 
u. Markverfaffung S. 203. — Doch geben bie Bartikularrechte eben fo wie es 
zu b) bemerft ift, auseinander, indem mande aus der bloßen Anweſenheit auf 
feinen Berzicht fchließen; der Berechtigte habe fich vielleicht noch bie Sache über⸗ 
legen wollen, babe vielleicht erft fpäter die Gelpmittel für ben Retrakt aufge- 
bracht u. ſ. w. Eine Zufammenftellung verfohiedener Beſtimmungen bei Wald 
S. 255 ff, 285, Dahlmann p. 24 seq.; Solmjer LO. II. 12. 88, Trierer 
or. XX. $ 23, Wildenbr. Lor. II. 3. 8 13, C. Max. Bav. IV. 5. $ 13, Jül.- 
Berg. Lor. c. 98. — Die Ausfertigung des Kaufdriefes von Seiten einer 
retraltberechtigten Perfon in ihrer amtlichen Eigenſchaft enthält feinen Verzicht, 
Seuffert XII. no. 180. 

) Walch S. 315 N. 3 und Renaud S. 274 behaupten, daß auch wenn 
der Erblaffer litem conteftirt hatte, fein Uebergang auf die Erben ftattfindet. 

2) Bol. Über dieſelbe Pufendorf obs. I. no. 133, ®refe II. ©. 410 ff., 
Thudichum Gau- und Markverfoffung S. 200 ff, Zimmerle Stammgute- 
ſyſtem S. 232 ff. 254 f. 

2) Ueber die Verbreitung und Ausbildung ber Erblojung im fränkiſchen 
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nächſten Erben im Fall von onerofen Beräußerungen bereitd im 
Mittelalter zu einem Vorkaufs- und Netraftreht ab. Der Beräußerer 
fol das Gut zunächſt feinen Verwandten zum Kauf anbieten ($ 87 
N. 50). Hatte er dies unterlaffen, jo Eonnten die Verwandten mit 
dem Retrakt, der fog. Erblofung, dad aus dem Familientreife ber 
ausgefommene Gut wieder an fidh ziehen. So wie im Lauf des 
Mittelalterd das Beiſpruchsrecht der nächſten Erben auf ererbte 
Simmobilien, auf Erb» und Stammgüter eingefchränft wurde®), unter⸗ 
lagen nach vielen Partikularrechten andy nur die Erbgüter (die von 
den Eltern oder den Großeltern ber ererbten Güter) dem Retraft*), 
während allerdingd mande andere ganz allgemein von Smmobilien 
Iprechen oder außbrüdlich beftimmen, dat auch die wohlgewonnenen, 
vom DVeräußerer felbft erworbenen Güter den Verwandten vor der 
Veräußerung anzubieten find>). 

Das Beiſpruchsrecht ftand nur den zur Zeit der Veräußerung 
nächſten Erben zu. In Erhaltung des hiſtoriſchen Zufammenbanges 
laffen viele Partikularrechte auch zum Netraft nur die nächften Erben 
zu®), andere dagegen geben den nächſten Blutöverwandten”) nur einen 


Gebiet Schröder Zeitſchr. f. R. ©. IX. S.410ffE — Als ein ehemals ge- 
meinrechtliches Inſtitut darf man fie aber felbft für das Mittelalter nicht er- 
Hären, vgl. Über biefe Frage Walch S. 361f., Strube Nebenfl. V. ©. 60 fl. 
Gegen Renaud's Anſicht vgl. oben I. $5 N. 9. Seibft v. Gerber 8117 
ſpricht von der Erblofung ale der „ehemals gemeinrechtlichen Art des Hetralts”. 

8), Bgl. oben $ 87 N. 38 ff. 

9 Braunfhw. Stadtr. bei Pufendorf IV. p. 103f. (Steinader 
©. 286), Lüneb. Ref. II. 4. 8 1, Bremiſches Ritterrecht XIII. 8 1, Statt. v. 
Schlaiz (Wal VII. ©. 114), Ldr. v. Lingen v. 1642 III. 8 21 (v. Lamp 
Zahrbb. XLVI. ©. 339: adlige Stamm- und Erbgüter), über Jülich-Berg 
Maurenbreder I. S.275 N. 87. — Bgl. aud bie Eitate bi Dahlmann 
p. 14 seq. — Nach Preuß. Landr. II. 4. 8 231 nur ſolche Güter, welche „wenigſtens 
fhon von zwei Mitgliedern der Familie nad einander, dem gegenwärtigen Ber- 
äußerer ungerechnet, befeffen worden“. 

5) Jus Culmense IV. 6.1, Kurföfn. R. bei Maurenbreder I. ©. 459, 
Baireuth. L.⸗Conſt. 1772. VI. $1 (Arnold II. ©. 212), C. Max. Bav. IV. 
5.88.n0.4; vgl. au v. Stemann II. S. 257, Walch ©. 372 ff., Dahl- 
mann p. 13 segq. 

6), Statt. v. Duisburg 15. Jahrh. $ 18 (Gengler c. jur. munic. I. p. 958), 
Schröder Ztſchr. f. R.G. IX. S.415; Statt. v. Frankenhaufen II. 23 (Wald 
I. ©. 272), Sponheim'ſches Ldr. c. 106.82, hr. v. Lingen (N. 4), Zimmerle 
S. 201 N. 15. — Dies war auch der Sinn des langob.- Lehnrechts vgl. Schröder 
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Borrang, laſſen aber, wenn fie verzichten oder ihr Recht nicht ande 
üben, auch entferntere zu. Dabei findet aber bielfach die Beichränfung 
auf ſolche Verwandte ftatt, welche Defcendenten des erften Erwerbers 
des Guts find®). Mebrigend wird der Kreis der retraftberechtigten 
Verwandten bald enger, bald weiter beftimmt?). Auch die eigenen 
Kinder des PVeräußererd haben den Retraft!%) und werden nur pars 
tifularrehtlih dann audgejchloffen, wenn fie feine Erben geworden 
find!!) oder ſich noch in feiner väterlichen Gewalt befinden'*), es fei 


Ztſchr. f. R.G. V. S. 288. — Nah Hamburger Stadtr. (vgl. Kraut 8 70 
20.20): Angebot an bie beiden nächften Erben. 

N) Nur immer Blutsverwandte und Perfonen, welche dieſe Grunbftüde 
erben können; nach Preuß. Landr. II. 4. $ 233: nur Agnaten. — Die Berlid- 
fichtigung der Schwägerfhaft im Kehdinger Lor. 21. $S 1 (Pufendorf I. 
©. 155) ift durchaus fingulär. 

° Köln. or. XV. 82, Gef. v. 1789. 84 (Maurenbr. I. S. 452 NR.) 
Lüneb. Ref. II. 4 8 1, Hoheuloher or. III. 5. 83 u.5, Wolfenb. Sdtr. 1602. 
art. 13 (Steinader ©. 286), Sclesw. G. 1708. $6 (v. Stemann II. 
&. 370). Wo diefe, dem langob. Lehnr. entlehnte Beſchränkung nicht partikulär 
ausgefprochen ift, barf fie nicht präfumirt werben. Anderer Anfiht Wald 
©. 312. 

N Nur die Kinder, Würt. Statutarrechte bei v. Wächter I. S. 809 
N. 3. — Defcendenten und Geſchwiſter Hohenloher Lor. ITI. 5. 83. — Deicen- 
denten, Geſchwiſter u. Bejchwifterfinder Braunfhw. Stor. (Pufendorf IV. 
p. 104). — Defcendenten, Ascenbenten und Eollateralen, falls das But aus ihrer 
Samilie herrührt, Bairentber Wes.⸗Conſt. 1772. VI. S1ff. — Verwandte bis 
zum 4. Grabe: Tiroler Landesordnung V. 8, C. Max. Bav. IV. 5.83. — Bis 
zum 3. Gliede: R. des alten Landes (Pufend. IV. p. 43), Bubjab. Lor. 18. 
(Puf. IV. p. 604), Lüneb. Ref. VI. 5. 8 1, fchweiz. Weisth. (Grimm V. 70. 
8 12). — Bis zum 5. Grade Solmfer 8%. 9. II. 12. $ 17, Wormier ©. (Reform. 
fol. 1612). — Bis zum 6. Grabe, Köln. ©. 1789. $4 (Manrenbr. I. ©. 452.) 
— Bis zum 4. Gliede: Stadtr. v. Wimpfen 1404 (Schröder Ztſchr. f. R. G. 
L. &. 417), R. v. Pfeffers 8 67 (Grimm VI. 873), Trier. U. G. O. (Mauren- 
dreder IL. ©. 179), Trierer Lor. XX. 845. — Bis zum 10. Grabe Wildenbr. 
br. I. 3. 8 4, Köln. Por. XV. 8 1. — Andere Mittheilungen bei Wald 
©. 366 ff. 

10) Luzerner Stabtr. art. 106, C. Max. Bav. IV. 6. $8 .n0.6, Pufen- 
dorf II. obs. 4. $6ff., Hommel rhaps. 267, Walch ©. 328f., Seuffert 
XI. no. 78°, 274. 

11) z. B. nad dem R. v. Schlesw.-H., v. Stemann II. S. 258, 870. 

1) Trierer U. G. O. (Maurenbr. II. S. 173), Trierer for. XX. 8 10, 
Jülich⸗Cl. Lor. c. 98, Köln. G. 1789. 83 (Manrenbr. I. S.451), Schlesw. 
BD. 1778. 86 (v. Stemann I. S. 370), Sponheim'ſches Zr. 106. $ 3, 4, 
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denn, daß fie eigened Vermögen befipen, über welches fie frei vers 
fügen bürfen®). 

Unter verfchiedenen Berwandten hat der nähere vor dem ent- 
fernteren den Vorzug"); da jeder den Retraft nur aus feiner Perfon 
geltend macht, bleibt bei Beftimmung der Gradesnähe dad Repräfen- 
tationdrecht außer Betrachtie). Unter mehreren glei nahen Ber: 
wandten enticheidet entweder die Prävention'®) oder dad 2008’) oder 
fie werden zum Retrakt pro rata zugelafjen'®). 

Hat die Veräußerung an einen Verwandten ftattgefunden, jo 
fönnen bie dem Veräußerer näberftehenden Verwandten retrahiren!?); 
Partikularrechte ſchließen aber den Retraft ganz aus, wenn der Er—⸗ 
werber zu dem näheren Berwandtenfreife gehört?) 

II. Die Marflojung (retractus ex jure incolatus). Während 
früher an vielen Drten den nicht zur Gemeinde gehörigen Perjonen 
der Erwerb von Grundftücden innerhalb der Gemeindeflur ganz 
unterfagt war, hatten anderwärtd die Gemeindemitglieder, jei es 


Wildenbr. Lor. II. 3. 8 11, Frankenhauſer Statt. II. 23, Lüneb. Ref. IL. 4 81, 
Landb. v. Klofters S. 33. 

13) Köln. Gef. 1789. 83 (Maurenbr. I. ©. 451). 

14, Köln. Lor. XV. 85, Preuß. Lor. II. 4. 8 234, 235, Kraut 8 1%. 
no. Bu. ſ. w. Nah der Praris von Juülich⸗B. entfchied die Prävention, 
Maurenbr. L ©. 275. — Seuffert XX. no. 240 (Celle): es bürfe aber 
ber Beklagte nicht einwenben, daß fi ein näherer Berechtigter gemeldet babe 
(exceptio de jure tertii). 

15) Lüneb. Ref. II. 4. $8, C. Max. Bav. IV. 5. $3 no. 4. — Bel. 
aber auch Preuß. Lor. Il. 4. $ 239 und Wald S. 370. 

16) Wildenbr. Lor. II. 3. $4, Preuß. Lor. II. 4. 8 287. 

1) Solmſer 2.0. II. 12. 8 18, Lüneb. Ref. II. 4. $4, Köln. Tor. XV 
85, Hohenl. Ldr. III. 5. $3, Wildenbr. II. 3. 85, Trierer XX. 87, Preuß. 
for. II. 4. $ 238. 

18) Sabeler Lor. II. 11, Solmfer 2. O. II. 12. $ 18, Wildenbr. II. 3. 
85, Trierer Lor. XX. $ 6, Sponh. Lor. 106. 85, Wildgräfl. Loſungs O. 1600 
(Walch Beytr. Ill. S. 329). 

19) C. Max. Bav. IV. 5. 812 no. 6, Köln. &. 1789. 88 (Maurenbr. 
I. ©. 452), Renaud ©. 271; ja die Lüneb. Ref. II. 4. $ 5 läßt auch den 
gleich nahen Verwandten auf einen Theil vetrahiren (vgl. N. 18). — Anberer 
Aufiht Wald S. 359. 

%) Trier. 1.09. (Maurenbr. II. S. 175): „Jemandt auf ber ver- 
wanbter freunbtihafft”; Trierer Lor. XX. 820, Solmfer L. O. II. 12. 8 19, 
franz. Coutumes bei Renaud S. 271 N. 70, Br. Landr. II. 4. $ 232. 
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nah altem Recht?!), fei e8 in Folge fpäterer Gejepgebung®) geyen- 
über dem indringling nur ein Vorkaufs- und Netraftreht®")., Doc 
war diefe Marklojung oder der Bürgerretraft nicht gerade weit ver- 
breitet). Auch bier ift die Klage regelmäßig in Jahr und Tag 
anzuftellen®). Melden ſich mehrere Gemeindegenoffen, fo geht der⸗ 
jenige vor, welcher die Klage zuerſt angebradht hat). 

Durch die Reichöverfaffung ift die Marklofung nicht aufgehoben. 
Denn Art. 3 beftimmt nur, daß der Angehörige eined jeden Bunded- 
ftaated in jedem anderen Bundedftaate zur Erwerbung von Grund» 
ſtücken unter derjelben Vorausſetzung wie der Einheimifche zuzulaffen 
ft. Die Marflofung führt aber Beſchränkungen auch für die in 


2) Grimm Rechtsalterth. S. 531, 607, Thudihum Gau- un. Markof. 
8.205 ff., Gierke Genoſſenſchaftsrecht J. S. 172 N. 52, 53, ©. 605 N. 61, 
II. S. 201 N. 16, Kraut $ 86. no. 24. — Bgl. auch oben I. $S8E2 N. 8. — 
Ueber den Bürgerretralt in den Städten v. Maurer Stäbteverfafjung IL. 
6.812 ff. 

39) Meber Würtemberg v. Wächter I. S. 810 und Würt. Lor. II. 16. 
s17ff., und daraus Hohenloher Lor. III. 5. $ 11, 12. — In Bien eingeführt 
dur Privileg von 1623 (Tomaſchek Rechte von Wien IL ©. 195 ff). — 
Der Bürgerretraft wurde noch im Fahre 1753 in 5 hannoverſchen Städten ein- 
geführt, Grefe II. S. 413. 

334) Im Landbuch von Davos S. 83 findet fih bie Abweihung, baß ber 
Retrabent nicht den von bem Erwerber gezahlten Kaufpreis, jonbern ben zur 
Zeit bes Retrakts wirklichen Werth zu erlegen bat. 

3) Walch S.458 ff. — In Baiern: C. Max. Bav. IV. 5. 8 16, Bai⸗ 
reuther Ldes.Conſt. 1772. VI. $7 (Arnolb II. S. 213), Dinkelsbühler Statt. 
1738. VI. 8 10 (a. a. O. ©. 315). — Breidenbacher Recht (Stammler Hedt 
des Breidenbacher Grundes S. 78). — Ju Meckl. Städten, Böhlau Zeitſchr. 
[RG X. S. 112 und Buchka u. Budde Entſch. V. S. 111ff. auch Neu- 
bauer Zuſammenſtellung ©. 188, und zwar bier nicht bloß beim Verkauf, 
jondern auch bei antichretifcher VBerpfändung und, unbeſchränkt durch bie einjährige 
Berjährung, jeder Zeit zuläffig. — Ueber Thüringen Rebling in den BT. f. 
Rechtspfl. in Thür. XX. ©. 105 ff. 

) z3. B. Grimm V. 92. 816° u. — Nenn Jahre und neun Tage 
Grimm I. S. 46. 817. — Rah St. Galler Weisthümern (Grimm I. 219, 
224, 233) follte der Kauf in 7 Nächten nach feiner Belanntmadhung wiber- 
Iproden werden, nad dem Dinkelsbühler Stötr. 14. Jahrh. $ 16 (Gengler 
c. jar. munic. I. p. 789) innerhalb eines Monats. — Nah ältern Weisthlimern 
verjährte diefe Berechtigung niemals, Grimm. I. ©. 15. 345, III. S. 414. 
88, 416. 86, Landbuch v. Davos S. 83 und oben N. 23. 

35) Würt. for. a. a. O. Brüdner $ 845. 
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einer anderen Gemeinde defjelben Staatd wohnenden Deutichen 
berbei, iſt alfo durch das Prinzip der Reichöverfaffung nicht betroffen, 
welches die Angehörigen der verfchiedenen Staaten einander gleich 
ftelen will). 

III. Die Nachbarloſung (das Zürnoffenredht”), der retractus 
ex jure vieinitatis), welche gleichfall8 nur in einzelnen, befonders 
frifiichen und ſächſiſchen Gegenden galt®), gab ben nädften Nad;- 
barn bei bäuerlihen Grundjtüden”), aber aud in Städten”) das 
Recht, ein an andere Perjonen veräußerted Gut zu retrahiren. Ihre 
Berechtigung ftand regelmäßig dem Recht der Verwandten nah); 
über den Vorzug unter den verjchiedenen Nachbarn galten ſehr 
mannigfaltige Beitimmungen?®). 

IV. Die Theillojung oder dad Gejpildereht*) (retractus 
ex jure congrui), Wie man überhaupt die Bereinigung der ehemals 
zu demjelben Grundftüd gehörigen Stüde beförderte (Reunionsklage 
des Gutöheren, ded Befitzers des Hauptguts u. |. w.), fuchte man 


% Böhlan die Wandelung des Heimathredhts 1873 S. 28, Laband 
Staatsrecht I. S.179 NR. 2; vgl. auch BI. f. Rechtepfl. in Thür. XX. ©. 1031. 

7) Die Ableitung bes Worts fürnosse ift zweifelhaft; vgl. Grimm- 
Beigand Wörterb. IV. ©. 784. 

28) Sabeler Landr. II. 11, Butjad. 24—26, Billwärber Landr. 66 (Lap- 
penberg S. 340, wo fih N. 28 auch weitere Nachweiſungen finden), Hammer- 
dröfer Recht (HGübbe) S. 107 N. 2, v. Stemann II. S. 259 N. 1, Grefe 
I. ©. 412f., Medi. Stadtrechte in d. Ztſchr. f. R.G. X. ©. 115, 118f., Preuß. 
Landr. I. 20. 8 650 ff. — Aber doch auh in Mittel- und Sübdeutſchland: 
über Frankfurt Schröder in d. Zeitſchr. f. R.G. IX. ©. 418. — Heſſtſche BD. 
v. 1797 831 (Stammler S. 79 f.). — Baireuth. 8. Conſt. 1772. VI. 86: 
nur wenn ben Umfländen gemäß wegen Bauten, Waflerleitungen, Ein» nnd 
Ausfahrten ohne den Retralt „Gezänck und Strittigfeiten entfiehen börfften“. — 
Grimm W. II. 724. $ 14, V. 145. 832. — Hohenloher Landr. III. 5. 8 13. 

Walch S.77f., Pufoendorf obs. I. 133. 8 12, III. 41, IV. 21. 

3) Bülow und Hagemann IV. no. 8. 

30) Bgl. die Nachweiſungen Über Stabtrechte in N. 28. 

308) Abweichend nach der Heifiichen BO. v. 1797 (vgl. N. 28). 

31) Vgl. bie Anführungen bei Pufendorf (NR. 28), Wald S. 520. — 
Der Nachbar zur rechten Hand, derjenige, welcher an ber nächſten Fahre liegt, 
Ztſchr. f. R. © X. ©. 118, 119; derjenige, welcher die längere Grenze dar⸗ 
bietet n.|.w. Altes or. v. Sanen v. 1598. $ 15 (Ztichr. f. ſchweizer. R. IX. 
2. ©. 111). 

22) Bon Spalten. 
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died Ziel auch durch den Retrakt zu erreichen. Bei Veräußerung 
eines Grundftüdd, welches ehemald einen Beftandtheil eined größeren 
Guts ausgemacht hatte), follten die Befiger der übrigen Stüde, 
die Xheilgenofjen (getheilen)*) den Retraft gegen den Erwerber 
anftellen dürfen. Died war nicht bloß bei Kandgütern®), jondern 
auch bei Häujern zuläffig, wenn mehrere jetzt felbitändige Häuſer 
ehemald zujammengehört hatten und fich unter demjelben Dach bes 
Anden”). In alter Zeit war die Theillofjung weit verbreitet?”) 
und vor anderen Retraftarten begünftigt?®); auch erhielt fie ſich in 
einzelnen Partifularrechten, welche andere Fälle befeitigt hatten®). 
Dann die Spaltung des Guts geſchehen ift, ſoll gleichgültig fein 
und das Recht nicht verjähren“). Melden mehrere Getheilen ihren 
Retraft an, jo bat der Befiber ded größeren Stücks den Vorzug"). 

V. Dad Ganerbenreht, der Retraft aud dem Miteigenthum, 
wonach, wenn eine Sache mehreren Perfonen nad) ideellen Duoten 
gehört, bei der Veräußerung einer Duote die Miteigenthümer ein 
Vorkaufs⸗ oder Retraftreht haben; vgl. oben $ 82 N. 17, 18%). 


2) Handelt es ſich um zwei verfchiebene Güter, welche früher benfelben 
Herrn gehabt hatten, fo findet fein Retrakt ftatt, Hommel rh. 206. 

A) Weber getheilen vgl. Stobbe in d. Ztſchr. f. R. G. IV. S. 223 N. 14. 

3) Binslofung, wenn bie verſchiedenen Stüde auch nad der Theilung 
einen gemeinfchaftlihen von dem Ainsträger zu entrichtenden Zins zahlen, 
Frohnloſung, wenn auf ven Stüden gemeinfchaftlicde Frohnden als Reallaſt 
ruhen; Walch ©. 492 ff. 

*) Walch S. 486, Gengler S.396f. — Baden'ſches ©. 8. 1701). 
— Waldeder Geſetz v. 1752, Ziſchr. f. d. R. XII. ©. 160. 

3) Bol. oben 8 88 R.1, 2, 4; die meiften hier citirten Stellen aus 
Weisthümern fprecden von der Theillofung; andere Stellen bei Gierke Genofl.- 
8. II. ©. 204 N. 30. — v. Wächter I. ©. 523 ff., Bair. Ldes. C. 1722. II. 
$3 (Arnold II. S. 200). — Wald ©. 481. 

3) Die Theillofung fol ber Erblofung vorgehen, Grimm W. I. 25, 35, 
106, 304, III. ©. 550, Schwarzb. Gef. 1721 bei Kraut $ 181 no. 13, Thomas 
Fulda II. S. 198. — Umgekehrt geht die Erblofung vor nach der Tiroler 
dandesordnung V. 8. 

2) 3.2. Statt. v. Langenfalza bei Kraut $ 135 no. 5. 

0) Dffenbnrger Statuten c. 24 (Walch III. ©. 137). 

“) Hohenl. Lor. III. 5. 8 10; Hommel rh. 206. — Wer den meiften 
Zins giebt, Grimm III. S.550; wer dem Herren für den Zins von dem 
ganzen jet getheilten Gut einzuftehen bat, Offenb. Statt. ec. 27 (Walch III. 
©. 140), v. Wächter I. S. 309; es foll Das Loos entſcheiden, Offenb. Statt. c. 27. 

te) Der Netralt aus dem Ganerbenredht, von welchem zahlreiche Schöffen- 
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VI. Der Retralt des Grundberrn (retractus ex jure 
dominii directi)”). Wo dem Banern die Veräußerung de Guts 
geitattet war, galt er doc vielfach ald verpflichtet, dafjelbe dem 
Gutöheren zum Borkauf anzubieten und hatte diefer bei Unter⸗ 
laffung de8 Angebot8 den Retrakt. Dafjelbe galt auch vielfach für 
in Erbleihe audgethane Häuſers). Auch trug die gemeinrechtliche 
Geltung des jus protimiseos bei der Emphyteuſe dazu bei, den 
Retrakt des Gutsherrn zu befeftigen und zu verbreiten“). Mit 
Bejeitigung des fog. getheilten Eigenthums bat er feine Geltung 
verloren *). 

VI. Der Retrakt des Lehndherrn und der Agnaten 
bei Veräußerung des Lehnguts durch den Vajallen; vgl. unten $ 124 VI. 

VIII. Der Retrakt defjen, welcher fein Grundftüd durd Er: 
propriation verloren hat, in dem Falle, dab daflelbe für die Zwede 
‘der Erpropriation überflüffig geworden ift; vgl. unten $ 92 N. 51. 


ſprüche des Breidenbadher Landgebrauchs handeln, ift mit dem oben erwähnten 
Netraft nicht gleichbedeutend. Denn im Sinne jenes Landgebrauchs find Die 
Ganerben nicht Geſammthänder oder Miteigenthlimer, ſondern bie zu berjelben 
Sippe gehörigen Perfonen, fo daß ihr Retrakt Erblofung (I) if. Für die Auf 
faffung Stammler's (Hecht des Breidenbacher Grundes. Breslau 1882. S. 27), 
daß die Güter im Breidenbach'ſchen der ganzen Sippe gehören, daß aber nur 
Einer die Rechte des Eigenthums ausübe, finde ich in den von ihm mitgetheilten 
Quellen keine Motivirung. 

“) Wald S. 397 ff. 

“) Schwabenſp. 86 (v. Laßberg S. 22°). — Grimm III S.343 8 11, 
663, 706. 8 6, 723 a. &., 725, 736. 8 17. — Stdtr. v. Wimpfen 1404 (Schröder 
Ztſchr. IX. ©. 417), v. Bamberg IV. 8 42—44 (Zöpfl S. 15 f.), v. Duisburg 
15. Jahrh. $ 18 (Gengler c. jur. munic. I. p. 958). — Nürnb. Ref. 1564 
XXIII. 5, 13, Wormfer Ref. V. 2. tit. 2 (fol. CVIP), Frankf. R. IL.5.83, 4, 
II. 15. $7, 8 (Schröder Urfl. no. 260 [1. Aufl. no. 241]), Wildenbr. Zbr. IL 
7.982—4 — Baireuth. 2.-Eonft. 1722. VI. $9I (Arnold II. ©. 214) — 
Arnold Eig. in den Städten S. 154 f., 179 f., Pfeiffer Meierreht S. 117. 
— Ueber Vürt. R. v. Wächter I. S. 524 ff., es läßt dieſen Retrakt auch zu, 
nachdem der Herr in bie Veräußerung gewilligt hat. — C. Max. Bav. IV.5. 
814. — Preuß. or. I. 18. $ 710-712. — Grefe I. 5. 346. 

4, Doc ift die Annahme von Wald S. 403 unbegründet, daß er Überall 
beftebe, wo man dem Bauern ein dominium utile zufchreibe. — In Oeſtreich 
beitand dieſer Retrakt nicht als gejegliher; vgl. oben 8 88 N. 31. 

6) In Baiern wird er 1808 und 1818 abgeihafft, Arnold Beitr. II. 
©. 214 N. 2. 
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Werden mit Bezug auf dafjelbe Grundftüd von mehreren Per- 
jonen Retraftrechte aus verjchiedenen Rechtsgründen geltend gemacht, 
jo ift der Vorrang derjelben nad dem Geſetz zu beitimmen“). In 
Ermangelung gejeglicher Grundlage enticheidet die Prävention und 
ſchließlich das Loos. Das Zufammentreffen mehrerer Retraktgründe 
in derſelben Perſon gewährt an ſich feinen Vorzug“). 


Bierter Abſchnitt. Erwerb des Eigenthums an Grundſtücken. 


1.891. Erwerb des Eigentyums an Gütern, welche in Niemandes 
Eigenthbum fleben. 


I. Im Gegenjag gegen die urſprüngliche Auffaffung, daß an 
berrenlojen Gumdftüden Eigentum durch Occupation erworben werde, 
und gegen die lange Zeit hindurch weit verbreitete Berechtigung der 
Gemeindeglieder, Stüde der Almende durch Eultivirung (Rodung) zu 
Privateigentbum zu gewinnen‘), bildete jih im fränfiihen Reid 
mit Erſtarkung der königlichen Gewalt der Grundſatz aus, daß 
berrenloje8 Land, gleichviel ob es biöher nie in Jemandes Eigen⸗ 
thum ſtand oder ob es derelinquirt ijt, dem Könige gehöre und daß 
& zu feiner Beſitznahme der föniglihen Genehmigung bedürfe?). 
Dies Prinzip fam aud in Deutichland zur Geltung?) und es ent⸗ 


6) Einzelues darüber if in ben vorſtehenden Noten angegeben. Bgl. auch 
Sohenloher Landr. III. 5. $ 17, Preuß. Lanpr. I. 20. $ 587 —593 und Wald 
S. 506 ff. 537 ff. 

A) Entgegengejegt beftimmt das Hohenloher Landr. a. a. D.; dieſelbe Auf⸗ 
faffung vertritt Runde $ 196. 

I) Bgl. darüber Befeler der Neubruch nach dem älteren beutjchen Rechte 
1868, Giſerke Genoſſenſchaftsrecht I. ©. 68 N. 28, II. ©. 146 ff., v. Inama- 
Sternegg deutſche Wirthichaftsgefchichte I. 50 f., 82 f., 208 ff. 

2) Roth Benef.-Welen S. 69-73, Waitz Berf. ©. IV. S. 116, VIII. 
&.256f., 268 N.5, ISnama-Sternegg S.281f., Schröder in d. Ziſchr. 
für Rechtsgeſch. XV. S. 62 ff. — Letzterer nimmt an, daß nah fränkiſchem 
Recht der König Eigenthum oder Obereigentyum an allem Grund und Boben 
gehabt habe; vgl. dagegen Jnama⸗Steruegg ©. 92 f.; ich glaube, daß man 
nur ein Lönigliches Hoheitsrecht behaupten barf. 

3) Bejeler in ber Ztſchr. f. R.G. II. S. 402f. — Seinrig II fchenkt 
im 3. 1018 einem Klofter einen Wald, quandam silvam inviam et incultam, 
etob hoc nostrae proprietati deputatam (Böhmer acta imperii I. no. 41). 


— Ültenburger Stabtr. v. 1256. $ 24 (Gengler Stabtrechte S. 7): quicungue 
Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 11 
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wicelte fi) demgemäß ein Iandeäherrliched Regal, welches in Par- 
tikularrechten anerkannt‘), und in der gemeinredhtlichen Literatur ver 
theidigt wurde‘). Daneben galt aber auch die Anficht, daß herren- 
loſes Land innerhalb einer ftädtifchen oder Gemeinbeflur der Gemeinde 
gehöre®). 

Wo ed aber an derartigen gejehlichen oder gewohnheitsrecht⸗ 
lichen Beftimmungen fehlt”), fommt der römiſche Sag zur An 
wendung, daß res nullius durch Occupation zu Eigenthum erworben 
werden. Der Decupant wird Eigenthümer, ohne daß es feiner Ein- 
tragung im Grundbud bedarf. 

I. Da fih ſchon im Altern deutfchen Recht über die insula 
in fiumine nata, den alveus derelictus und die avulsio ähnliche 
Beitimmungen wie im römilchen Recht finden, gelten biejelben im 
allgemeinen auch nach neuerem Recht. 

Daß die in Privatflüffen entitandenen Injeln den Anliegen 
gehören, ift ſelbſtverſtändlich, da ihnen das Flußbett gehört). 


proprietatem suam infra civitatem per annum et diem desertam reliquerit, 
potestati Imperii hec proprietas asscribetur. 

4) Meber Baier. R. Roth I. $ 36 (8 34) N. 44ff. — Preuß. Lanbr. J.9 
8 15, II. 16. $ 3, 18 ff. — Code civ. art. 589, 713. — Nach dem fühl. G. 2. 
8 294 werben Grunpflüde, welche zu berelinquiren der Eigenthlimer vor Gericht 
erklaͤrt bat, wie erblojes Gut behandelt. — Nah Würt. R. (Reyſcher IL 
8 293. 2) fchlägt bie Obrigkeit die Grundſtücke demjenigen zu, welcher fich zuerſt 
zu ihrem Anbau erbietet. — Bergl. auch Sachſe $ 246, 276. — Yür das 
Oeſtreichiſche Recht behauptet Strohal zur Lehre vom Eigenthum an Immobilien 
1876 ©. 163 ff., daß es für den Eigenthümer unmöglich jei, das Eigentum an 
einem im öffentlihen Buch eingetragenen Srunbfllid durch Dereliktion aufzugeben. 

5) Bgl. Literatur bei Maurenbreder 8 189 N. 1, Mittermaier 
8201 N. 6. — Auch Eichhorn $ 286 fagt, daß Über den Boden, der nicht 
für Eigenthum einer Privatperfon gehalten werben kann, nur vermöge ber 
Stantsgewalt zu verfügen fei. — Gegen biefes Regal bereits Strube Bedenken 
IV. no. 109. 

©) 3.8. Erf. des Preuß. DO. Trib. 20. Aug. 1821: „Einer Stadt gebührt 
- vermöge ihres Weichbilbrechts das Eigenthbum an den innerhalb ihres Weich⸗ 
bilds gelegenen Gütern, welche nicht Anderen aus einem befonderen Titel ge- 
bühren“. — Baier. Entw. III. art. 151: bie Gemeinde erlange an berelinguir- 
tem Gut „einen Eigenthumstitel”. 

7) Keine derartigen Beichräufungen enthält das Deftr. ©. B. $ 381 ff. 

8) 3. B. Burgoldt II. 8, Prenf. Laudr. I. 2. 8 245, Roth B. 8 20 
N.10, 11. 
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Für öffentliche Flüſſe galt nach römiſchem Recht dafjelbe; die 
Snfel wird Eigenthum der anliegenden Grundbefiger und zwar in 
der Art, daß die gegenüberliegenden Grundftüde an ihr gemäß 
einer dur) die Mitte des Fluffed gezogenen Linie partizipiren?). 
Daffelbe beftimmt bereit3 der Sachſenſpiegel, ift auch beutiged ge 
meines Recht und in Partikularrechten anerfannt!). Indeſſen werben 
nad) einzelnen Rechten die Uferbemohner nicht ohne weitered Eigen» 
thümer, fondern haben nur die Befugniß, durch Dceupation das 
Eigenthum zu erwerben!!). 

Doch galt daneben auch vielfach Die Annahme daB der öffent- 
liche Fluß und fein Bett Staatögut ſei (vgl. oben $ 64 N. 47) und 
wurden demgemäß die in öffentlichen Flüſſen entftandenen Inſeln für 
regal, für Eigenthum des Kaiſers oder der Landesherrn erflärt‘). 
Dies fiskaliſche Recht ift im zahlreichen Partifularrechten auch der 
Gegenwart beibehalten!?). 


9, Vgl. neuerdings über röm. Recht Henrici zur Lehre vom Infelerwerb, 
in v. Ihering's Iahrb. XIII. S. 57— 88 und XV. ©. 313 — 331. 

10) Sachſenſp. DI. 56. $ 3: Svelk werder sik ok erhevet binnen enem 
vliete, swelkeme stade he nar is, to deme stade hort die werder; is he 
vormiddes, he hort to beiden staden. — Seuffert IX. 8 (Celle), XXVL 
n0. 221 (Berl.). — Altenb. Waffergefeb v. 18. Oktob. 1865. 8 49. — Ueber 
das Ziehen der Theilungslinie nach Preuß. R. Förſter II. 8 173 N. 26 ff. 

4) Preuß. Lor. I. 9. 8 244 ff. 

13) Urk. v. 3. 1148 (Bodmann rheinganifche Alterth. S. 604): per ge- 
neralem sententiam adjudicata est (insula in confinio illorum de B.) ipsi 
Archiepiscopo eo, quod omnes insulas ipse habeat ab Imperio. — Reidys- 
gerihtsurtbeil v. 3. 1294 (Mon. LL. II. p. 461): Quod si insula nata est in 
Rheno vel alio fiumine in comitatu alicujus comitis, qui in ipso flumine 
recipit telonia et conductus... . eadem insula potius spectat ad imperinm 
et ad ipsum comitem, quam ad alium dominum, cujus distrietus proten- 
ditur ad ripam fiuminis praelibati. — Mit Unrecht glaubt Bejeler $ 200 
N. 13 und Hanfer (in f. Ztichr. f. Reichs⸗ und Landesrecht L 2. ©. 127 ff.), 
daß bier nur ein einzelner Fall entſchieden, aber Fein allgemeines Prinzip 
anfgeftellt werde. — Freilich if das allgemeine Prinzip nicht überall durch⸗ 
gebrungen. 

13) Meber ſächſiſches Recht vgl. Kraut 8 90 no.2, Hanbolb 8 231 m. 
Schmidt ©. 228; Über die fcheinbar entgegenftehenne Beſtimmung bes fächl. 
©. 8. $ 281 vgl. Schmidt ©. 2285. — Bgl. ferner Pufendorf IV. 
20. 239 (für Belgien, Friesland, Oldenburg, die Rheinpfalz mit Bezug auf 
Rhein, Ems und Weſer), Grefe II. S. 109. — Baier. Geſ. v. 1852, bei 

11* 
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III. Mit dem römischen Recht übereinftimmende Grundſätze 
gelten auch für den alvens derelietus, indem dad verlaffene Zluß- 
bett den Ufereigenthümern gehört’). Hatte der Fluß ein neues Bett 
gewonnen und diejed ſpäter wieder verlaffen, indem er in das alte 
zurüdfehrte, jo gehört dad neuere Bett nicht denen, deren Eigenthum 
ed ehemals gewejen, jondern ed wird nad) den Regeln vom alveus 
derelictus behandelt'®). 

IV. Ebenfo ftimmen die deutſchen Grundſätze über Alluvion 
mit dem römifchen Recht überein. Während aber nady altem Recht 
der Grundbefiger in Gegenwart des Gerichts unter feierlichen Formen 
dad angeipülte Land in Beſitz zu nehmen hatte), wird er jest 
ohne weiteres Eigenthümer und bedarf Feiner Decupation”). Par⸗ 


Kraut 5 90 no. 9 („Eigenthum des Staats”, Roth B. III. 8 284 N. 6, 
8 285 N. 17); Oeſtr. ©. 8. 8 407: „Imfeln auf fchiffbaren Flüſſen bleiben bem 
Eigenthbum des Staats vorbehalten”; C. civ. 560. — Fald V. S. 156 nimmt 
dies auch für Holftein an, während es Seuffert XXVI. no. 221. S. 330 dafür 
beftreitet. — Ueber Kurheſſen Endemann Waflerredt S.12f. — Nach bem 
Preuß. tor. 1.9. 8 243, II. 15. 8 67 entſcheidet Über bie Frage das Provinzial- 
recht; nach dem Preuß. ©. v. 4. Aug. 1865 art. 3 bleibt für einige Pommer'ſche 
Diftrikte der Sat des Provinzialrechts befteben: „Infeln in öffentlichen Ylüffen 
find kein Vorbehalt des Staats“. — Bgl. au Gengler Lehrb. S. 213f. 

Nah dem Münchener Recht v. 1724 (Auer S. LXVIII) gehören bie in 
ber Iſar entftehenden Infeln nicht dem Landesheren, ſondern der Stadt. 

Ueber den Fall, daß die neu ſich bildende Infel näher einer bereits im 
Eigenthun ſtehenden Infel, als dem Ufer ift, vgl. das Erfenntn. bei Seuffert 
XXVI. no. 221 mit der Nahichrift von Preußer und die Abhandlung von 
Henrici (N. 9). 

14) Sachſenſp. II. 56. $ 3, Preuß. Landr. I. 9. 8 270, 271 vgl. mit 
8 263— 265 (ſoweit nicht nach Provinzialrecht der Fiskus berechtigt if, II. 15. 
$ 68, 69), Oeſtr. $ 409, 410, Sächſ. ©. 8. 8 282, Code civ. 563, Altenb. 
Waſſergeſetz v. 18. Oft. 1865. 8 49, Roth B. 8 282 N. 60, Seuffert XXXV. 
no. 186. — Bei öffentliden Flüffen gehört nach Bair. Recht das Eigenthum 
an dem verlaffenen Flußbett dem Staat, Roth B. III. $S284 N.5, 8290 N. 4. 

15) Heſſe in v. Ihering’s Jahrbb. VII. S. 198. 

Giebt der Staat dem Fluß einen neuen Lauf, fo fol nach Preuß. Lanbr. 
11. 15. $ 70, 71 unb nad der Praris des Stuttg. DO. Trib. (Schletter Jahrbb. 
VIL S. 99, Seuffert XIII. no. 208) der Staat über das verlaffene Flußbett 
bie Dispofition haben, während nad Heſſe a. a. O. S.199 auch hier die An⸗ 
hieger das Eigenthum erwerben. 

16) Intereffante Mittheilungen bei Grimm Rechtsalterth. S. 184 — 186. 

1) Salzb. Taid. S. 158 3. 4ff., Preuß. Landr. I. 9. $ 225—228, 232 ff., 
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tifulär gilt für den Anwuchs in öffentlichen Gewäſſern die Re— 
galität!e), 

V. Sm Zufammenhang mit der Alluvion behandeln wir den, 
ſtreng genommen, nicht hieher gehörigen Fall der Avulſion. Auch 
über den Eigenthumderwerb an Land, welches durch das Waſſer weg⸗ 
geriffen ift, gilt nach Partikularrechten daffelbe, wie nach römiſchem 
Rechtis). Doch wird der römiſche Sag, daß dad Eigenthum als 
erworben gilt, wenn das abgerifjene Stüd mit dem Ufer verwadhlen 
11%), in Partilularrechten dahin modifizirt, daß innerhalb beftimmter 
Zeit, innerhalb eined Jahres, der alte Cigenthümer fein Land wieder 
zurüdnehmen darf und daß ſpäter der Eigenthümer ded verbreiterten 
Uferd jei ed von felbft Eigenthum erwirbt“), ſei es durch Beſitz⸗ 
ergreifung ed fich zueignen kannꝰ). 


C. eiv. art. 556 — 558, Oeſtr. $ 411, Sädf. ©. B. 8 282, 83; neues baier. R. 
bei Roth 11.8 139 ©. 158 ff. — Bol. au Seuffert XXIV. no. 189, XXVI. 
n0.129. S. 329, XXXI. n0.805 und Burchardi über die Gültigkeit des röm. 
jus alluvionis im ©ebiete des gem. Rechts in Deutſchland, in Haufer’s Ztichr. 
f. Reichs- u. Landesr. 1873. I. S. 98—147, wo fih auch Zufammenftellungen 
über das Bartikularreht finden. — Berlandungen in Folge Fünftlicher Anlagen 
zu Flußkorrektionen gehören nach Partitularrechten dem Unternehmer, Roth B. 
III. 8 284 N. 9, 8 285 N. 10; über Verlandungen im Rhein Badiſche Geſetze 
von 1856 und 1870. 

18) So in Schleswig-Holftein Falck III. S. 424, Baulfen 858, v. Ste- 
manı II. ©. 263 f., ebenjo nach früheren baier. R.Roth B. 11.8 13IN.6 ff., 
II. 8 285 N. 11. 

19) Der Eigenthümer verliert fein Lanb dur bie avulsio: Sachſenſp. 
I. 56. 82, Schwabenip. 370. I, Ruhrrecht v. 1452 bei Grimm Weisth. II. 
6.4 (Grimm R. A. S. 80 no. 2, ©. 548), Altdithm. Landr. v. 1447. 8 37, 
zweites Landr. art. 181. 

Rah Hanndver’iher Beſtimmung von 1697 (&refe II. ©. 109) verbleibt 
das abgerifjene Land, wenn es fih im Strom zu einer Iufel bildet, dem früheren 
Eigenthümer; nach baier. R. wird bie Inſel fisfaliih, wenn ber Eigenthümer 
nicht innerhalb eines Jahres fein Recht geltenb macht; vgl. die Eitate aus Roth 
in N. 21. 

%) Bol. auch Purgolbt II. c.7; Sächſ. ©. B. 8 282. 

2), Tirol. W. I. S.116 a. E. S.124 3.36ff., I. S. 358 3.15 ff., 
Burgoldt II. c.6, Oeſtr. G. B. $ 412 (linger II. ©. 283), Roth 8. II. 
8 189. 2, Altenb. Waſſergeſetz v. 18. Oft. 1865. 8 52, Roth B. III. $ 284 
N. 7, 8, 8285 NR. 14 ff, 8290 N. 8, 9. 

3) Preuß. Landr. 1. 9. 8 223, 224, C. civ. art. 559. 


166 8 92. Enteignung. 


I. $92. Der von dem Willen bes bisherigen Eigenthümers un- 
abhängige Erwerb des Eigenthums von Grunpdftüäden, 
insbefondere bie Enteignung. 


Sn zahlreicheren Fällen, ald nad römiſchem Recht, findet heut 
zu Tage ein Eigentbumderwerb an Immobilien unabhängig von dem 
Willen ded biöherigen Eigenthümers ftutt. 

Es gehört hierher die nothwendige Subhaftation‘), Im Gegen- 
ſatz gegen die allgemeinen Grundfäge über den Eigentbumserwerb 
zufolge freiwilliger Veräußerung gebt bei der Zwangsverſteigerung 
dad Eigenthum auf den Erfteher mit dem gerichtlichen Zufchlag oder 
mit der Cinhändigung ded Zufchlagsprotofold über”), unabhängig 
von der Zradition oder der Eintragung im Grundbuch?). Der 
richterliche Ausſpruch giebt dad Eigentbum. Wo die Prinzip rüd- 


1) Bgl. Dernburg I. 8 343, 345—358, Strobal zur Lehre vom Eigen⸗ 
thum von Immobilien. Graz 1876. S. 108—180, Regeldberger Bair. Hypo⸗ 
tbelenreht S.409— 419, Erner (Beißer) Deftr. Hypothekenrecht S. 347 ff. 
Andere Grundſätze treten bei der freiwilligen Subhaftation ein, Strohal ©. 129. 

3) Preuß. Lor. I. 11. 8 342: „SIngleihen geben bei geridhtlidhen noth⸗ 
wenbdigen Berläufen, durch ben Zuſchlag, Eigenthum, Nugung, Gefahr und Laften 
auf ben Käufer über, wenngleich felbiger bie erfinnbene Sache noch nicht im 
Empfang genommen bat.” — Breuf. ©. v. 30. Mai 1878 für ben Bezirk des 
Juſtizſen. zu Ehrenbreitfiein $ 3. — Preuß. ©. v. 29. Mat 1873 für Kurheſſen 
$ 5: „Im Zwangeverfteigerungs: und im konkursmäßigen Berlaufsperfahren 
geht das Eigentbum durch den rechtsfräftigen Zufchlagsbeicheid, jedoch erſt nach 
Zahlung oder Stundung des Zufchlagspreifes auf den Erfteher über“. — Bre- 
miſche Haudfeften-O. v. 1860 8 10, 12, 13 (duch Einhänbigung des Zuſchlags⸗ 
protololle), Strohal S. 110 ff., 113 ff., 125 und in Grünhut's Ztihr. IX. 
©. 669, Regelsberger S. 415 (in f. civilrectl. Erörterungen S. 195 vertheibigt 
er, daß, wo das Eigenthum an Grundfiüden durch Eintragung in bie öffent- 
lichen Bücher bebingt if, ber Zuſchlag nur einen Titel auf Eintrag giebt). 
Seuffert XIX. 17 (Darmſt.) XXIV. 214 (Oldenburg). — Abweichend nimmt 
v. Meibom Medi. Hypothekenrecht S. 214 an, baß die Subhbaftation ein Zwangs⸗ 
verlauf fei und baß biefer Kaufvertrag der Bitel fei, unter welchem der weitere, 
das Dingfiche Recht Übertragende Alt erfolge. Er erfennt aber an, baß bie obige 
Anſicht in zahlreichen Partikularrechten enthalten fei. 

3) Der Erfteher wird im Grundbuh nach ber Kaufgelberbelegung ein⸗ 
getragen, Dernburg 8 350. 1. — Preuß. Ge. v. 29. Mai 1873 85 für Kur⸗ 
befien: „bie Eintragung des Eigenthbumsübergangs . . . erfolgt auf Erfuchen bes 
Berfteigerungsgerichts”. — Sidi. BO. v. 9. San. 1865 $ 199. — Gtrohal 
&.113f., 126. 
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haltlos zur Durchführung gebracht ift, erjcheint die Subhaftatton als 
eine originäre Erwerbdart und wird der Exrfteher aud) dann Eigen» 
thümer, wenn das fubhaftirte Grundſtück dem Schuldner nicht ges 
hörte?). Die Subhaftation ift fein Zwangöverfauf??’) und der 
Eigenthumserwerb erfolgt nicht auf Grund eined Vertrages zwiſchen 
dem Erſteher und dem Schuldner, deſſen Grundftüd- verfteigert wird. 
Weder verfauft der Eigenthümer oder der Gläubiger dad Grundftüd, 
noch ergänzt oder erjeßt der Richter den Conſens dieſer Perjonen 
al8 ihr Stellvertreter‘), vielmehr ordnet das Gericht auf Antrag der 
Gläubiger die Veräußerung an und thut nicht ald Contrahent, fondern 
aus ftaatlicher Autorität den Spruch, daß der Meijtbietende Ligen» 
thümer werden und die von ihm in dem Gebot abgegebenen Ver⸗ 
Iprechungen erfüllen fol). Weder der Eigenthümer noch die Gläu- 
biger haften für Fehler, für Eviktion u. |. w.‘), wie dies jonft der 
Berfäufer muß, vielmehr treten in biefer Beziehung gleiche Grund- 
fäbe, wie bei ber Erpropriation ein. Auch befommt weder ber 


3) So unbebingt nach Preuß. R.; vgl. Entſch. bes Reichsger. II. no, 70 
und Jäckel die Subhaflationsorbnung v. 15. März 1869. 2. Aufl. 1880 ©. 110. 
— Anders für das Bairifche Recht Seuffert XXXV. 294 und Regelsberger 
©. 415. 

sb) Erner S. 234 f. — Dagegen ſpricht fchon ber Umftand, baß ber 
Eigenthümer in ber Zmwangsverfteigerung fein eigenes Grundſtück kaufen Darf, 
Erner S. 233, Römer Württ. Unterpfandsredht S. 210. 

9 Dies ift die Aufiht von n. Meibom ©. 210 ff. 

5) lieber die Eontroverfe des gemeinen und bes Preuß. Rechte, ob ber 
Eigenthlimer ober die Gläubiger als Beräußerer anzufehen feien und ob eine 
Bertretung derfelben durch das Gericht ſtattſtude, vgl. Förſter III. 8194 N. 33ff.; 
er ſelbſt erklärt fi dafür, daß die Gläubiger das Grundſtück Kraft eigenen 
Rechts, nicht als Stellvertreter des Eigenthümers verlaufen und daß dem Gericht 
nur bie formelle Leitung zuſtehe. — Für die im Xert vertretene Anficht vgl. 
Strohal S. 111f., Erner 8.283, Römer ©. 205ff., Seuffert XXXI. 
no. 193. 

6, Nach Preuß. Recht (IT. 20. 8 216) befteht eine viel geringere Gewähr- 
ſchaftsverbindlichkeit als beim Verlauf; und auch dieſe ift als fingulär anzufehen. 
Bel. auch Sidi. EB. 8950, Züri. EB. 5 1478. — Es kommt in Betracht, 
daß bei Dem Aufgebot alle diejenigen, welche Eigenthumsanſprüche ober fonflige 
bie Veräußerung hinbernde Hechte zu haben vermeinen, zur Anmelbung derſelben 
aufgefordert werben und daß, wenn biefelben nicht erhoben werben, Präffufton 
eintritt. Es kann demgemäß nach neneftem Hecht gar nicht zu einer Eviktion 
bes Grundſtücks kommen. 
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Eigentümer nod der Gläubiger den Kaufpreis, fondern es wird 
derjelbe nur zur Befriedigung des lebtern verwendet“). 

Ferner geht dad Eigentbum unabhängig von dem Willen bes 
Eigenthümerd über bei der Adjudifation”), bei dem Retrakt 
(8 89. 3), im Fall der Gemeinheitötheilungen®), ded Arron⸗ 
dirungsverfahrens, indem die ländlichen Grundbefiger zu Folge 
bed Gejehed verpflichtet werben, ihre Grundftüde behufs der Zu⸗ 
jfammenlegung neu zu geftalten?) u. ſ. w. Der wichtigſte Fall ift 
der der Erpropriation®®). 


6a) Strohal S. 112f., 125. 

7) Reyſcher II. 8286 N.8, Roth II. $ 137, vgl. aber auch Strohal 
©. 92 — 9. . 

9) Braunſchw. Gef. v. 8. März 1878 $ 1: Der Eigenthumsübergang er- 
folgt mit dem Zage, an welchen ber Receß von ber Lanbesdlonomie-Eommilfion 
bem betreffenden Grundbuchamt mit bem Erjuhen um Bornabme ber Ein- 
tragung zugeftellt wird. — Bgl. auch Deruburg u. Hinrichs Preuß. Hypothelen⸗ 
recht ©. 217 ff. 

9 Oben 8 84 N. 12. 

10) Titeratur: Treichler in d. Ztſchr. f. d. R. XII. 1848. ©. 123 
— 166. — Burdharbt in d. Ztſchr. f. Ein. R. u. Pro. N. F. VI 1849. 
S. 208—247. — Häberlin in d. Arch. f. civ. Pr. XXXIX. 1856. ©. 1-47, 
147— 218. — Martin in d. Arch. f. pralt. RW. IX. 1862. S. 64-98, 169 
— 202. — Gruchot Beiträge IX. 1865. ©. 74ff. — Wolff einzelne Fragen 
aus bem Erpropriationsrecht, in d. Arch. f. prakt. RW. N. 5. III. 1866. 
©. 240— 272. — U. Thiel das Erpropriationsreht und das Erpropriations- 
verfahren. Berl. 1866. — Georg Meyer das Recht der Erpropriation. Leipz. 
1868. — Lor. Stein Berwaltungsiehre VII. 1868. S. 292—-342. — Laband 
im Ar. f. ciw. Br. LII. 1869. S. 169—182. — Rösler Bermwaltungsredht 
I. 8 195— 200. — Grünhut db. Enteignungsredt. Wien 1873. — v. Rob- 
land zur Theorie und Praris des deutſchen Enteignungsrechts. Leipz. 1875 
(Kritil von Pözl in d. krit. Biertelj.-Schr. XVIII. S. 276—278). — Brajal 
das Recht der Enteignung in Defterreih. Prag. 1877. — Gengler Priv. R. 
(3. Aufl.) 8 50. — Ueber Partikularrechte: Förfter II. 8 131, Dernburg I. 
8 34. — Roth 8. II. 8 141. — Baumeifter I. ©. 264—279. — Steinader 
8 174, 175. — Bald II. ©. 485 f., V. S. 143 fe. — Bertram Naſſan 
8 482, 946 (1. Aufl. $ 418, 920. — Blatner S. 148ff. — Heimbad 
8189 N. 3 und Über die Thür. PBraris: Rebling in ben BI. f. Rechtepflege 
in Thür. u. Anh. XX. 1873. S. 247—267, 273—297. — Ueber die verfchiebenen 
Bartilularregte: Neubauer AZufammenftelung des in Deutſchland geltenben 
Rechts betreffend verſchiedene Hechtsmaterien. Berl. 1880. S. 1-47, und dazu 
einige Nachträge Neubauer Aufanmenftellung 1881. S. 96f. — Ueber 
waſſerrechtliche Enteignuugsfälle Randa Waflerreht 2. Aufl. S. 56 ff., Baron 
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Erpropriation, Enteignung ift dad in dem öffentlichen Recht 
wurzelnde, durch befondere Geſetze normirte und von der Autori» 
jation ftaatlicher Organe abhängige Recht des Staats oder anderer 
Derjonen (Gemeinden, Corporationen, Privatperfonen), von einem 
Grundeigenthümer die Abtretung feine Eigenthums ober einzelner 
dinglicher Rechte gegen volle Entihädigung zu fordern. Der Er- 
proprürende bat ein im abstracto durch das Geſetz, in concreto 
durch die Stantdorgane anerfannted® Recht auf den Grwerb des 
Eigenthums oder eined jus in re. Wegen diefer Natur des Ent- 
eignungsrechts tellen wir dafjelbe in die Lehre von bem Erwerb 
des Eigenthbums!). 

Dei der Erpropriation wird der Conflikt zwijchen ben Inter⸗ 
effen des Staats, der Gemeinde oder der Geſellſchaft und zwifchen 
dem ihnen entgegenftehenden, binderlihen jus quaesitum des ein- 
zelnen Bürgerd oder fonftigen Cigenthümerd zum Nachtheil des 
letztern gelöft; er ift verpflichtet, fein wohlerworbened Recht aufzu- 
geben, hat aber Anjprud auf vollen Erſatz feined vermögensrecht⸗ 
lichen Berluftes. 

Wenn auch die rechtliche Ausbildung der Enteignung erft in 
moderner Zeit erfolgt ift, jo fennt doch auch ſchon daß ältere Recht 
einzelne %älle, in denen der Eigenthümer zur Abtretung feines 
Eigenthbumd genöthigt werden fann"). Ganz bejonderd galt bie 


in d. Ztiſchr. f. geſch. Rechtswiſſ. II. S. 60, 65, 68, 86 ff., 144. — Bgl. im 
allgemeinen dv. Ihering Zwed im Recht I. S. 512 ff. — Ueber vie Fiteratur 
vgl. Meyer S. 76ff., 1ö1ff. und Stein S. 316—319. — Zur Dogmen- 
geſchichte Gierke Johannes Altbuflus 1880. S. 268 ff., 291 f., Genoſſenſchafts⸗ 
recht III. ©. 617 ff., 705 N. 43. 

2) Die ſyſtematiſche Stellung wird fehr verſchieden angeordnet: v. Gerber 
und Förfter ftellen die Erpropriation in das Obligationenrecht, Walter zu den 
Regalien, Dernburg in den allgemeinen Theil im Abſchnitt: „Conflikt bes 
öffentlihen und Privatrechts”, Haubold ($ 191°) und Steinader zu ben Be- 
fchränkungen bes Eigentbums, Befeler, Reyſcher (II. $ 293), Gengler (Lehrb. 
S. 242. und Privatredt), Baumeifter, Roth B. II. 8 141 in die Lehre vom 
Erwerb und Berluft des Eigenthums. 

19) Ich made auf biefe Vorläufer der Erpropriation aufmerlfam, da regel- 
mäßig behauptet wird, daß fie der älteren Zeit ganz fehlte und der Gedanke 
ber Erpropriation dem germanifchen Rechtsgefühl widerſprach, ogl. z. B. Meyer 
8. 71ff. — Im älterer Zeit beftanden ſolche Verpflichtungen auch im Privat» 
intereſſe; Ed. Roth. 231: wenn A dem B eine ancilla verkauft, deren Eigen⸗ 
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Stadtgemeinde als berechtigt, fich eines Haufed innerhalb ded Weich» 
bild8 zcu irer nodtturfit zu unterwinden; ed fet Died gemeines, 
geiftliched und weltliches Recht und in vielen Städten anerfanntes 
Gewohnbeitsreht?). Die Grundeigenthümer waren ferner verpflichtet, 
ſich zwangsweiſe Beichränfungen in ber Ausübung ihres Eigentums 
gefallen zu lafjen, insbeſondere zu geftatten, daß Andere von ihrem 
Gut Sand, Lehm, Rafen u. |. w. gegen Entihädigung fortholen‘). 
Am befitimmteften entwidelte fih in ben Bergordnungen feit 
dem 15. Sahrhundert die Verpflichtung der Grundeigenthümer, wenn 


thümer C fie mit Erfolg vindicirt, ſo muß A bie bei dem B gebornen Finder 
pro suo dispendio erwerben unb dem C übertragen. Die Kinder gehören 
dem B, aber er muß fie dem A gegen Entihäbigung abtreten, quatinus filii 
matre sequantur. 

Der Schenfwirth, der Bäder muß Wein oder Brod verlaufen; hat ber es 
Begehrende kein bares Geld, fo fol ber Bäder oder Schenfwirth ein Pfand an« 
nehmen, falls dies mehr wertb if, als ber Kaufpreis; Grimm Weisth. L 
&. 77823, ©. 84, 89, 158 8 36, ©. 243, 244, 262 f., 657, III. 379, IV. 278, 
282, 283, 305, V. 94, 374 8 13, VI. 221 8 14, 226 8 30, Tiroler Weistb. IL 
S. 211 3. 17ff., Franchises de l’ancien diocöse de Gendve p. 2838, Forel 
chartes communales du pays de Vaud p. 200, p. 224 8 61, p. 272 8 29, 
ferner Citate bei v. Meibom Pfandrecht S. 286 N. 59, Kohler in Ihering’e 
Jahrbb. XVII. ©. 303, pfandr. Forfhungen S.12f., Stieda Entflehung des 
Zunftweiens 1877 ©. 104. 

13) Burgoldt IX. c. 117, Ehroniten XV. ©. 87 vgl. mit S. 84 (Regens- 
burg a. 1528). — Franchises von Nyon a. 1439 (Forel p. 258): pro 
commodo ville possunt construi construereque facere canalia seu aque- 
ductus, vias publicas deviare, fodere et appropriare absque damno ... et 
quod pro fortalitiis construendis ciroum circa dictam villam aut plateas ville 
burgenses sibi possint appropriare loca commoda absque interesse, salva 
taxa moderata damni ad opus indamnati fienda per dominum et burgenses. 

Im Fall eines Brandes kann der Rath um die weitere Ausdehnung bes 
Feuers zu verhüten ein Haus nieberreißen laffen, altes Lüneb. Stabtr. (Krant) 
&.25, Breslauer Willlür v. 1824 (Korn Bresl. Url.- Buch no. 114), Stadtr. 
v. Riga D. IV. 11, Mündener Stadr. 860. Wird dadurd bie Verbreitung 
bes Brandes wirklich verhindert, fo ift ber Hauseigenthlümer zu entſchädigen. Das 
Lüneb. R. fagt nur allgemein, man foll e8 ihm bezahlen; nad dem Rigaer Recht 
joll ihm Die Stabt die Hälfte erfeßen, nad der Breslauer BO. follen die Stadt 
und bie Nachbarn ihn beim Bau unterftügen, nah dem Recht von Münden 
ſollen ihm die Nachbarn aufbauen helfen. 

Der Erpropriation verwandt ift auch bie Dispofition über frembes Gut 
bei der großen Haverei; vgl. auch Goldſchmidt Handb. I. S. 800 N. 19. 

14) Oben $ 85 N. 18; befonders auch bei Deichbauten. 
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ein Anderer auf ihrem Beſitz ein Bergwerk anlegen will, ibm den 
dafür erforderlihen Grund und Boden abzutreten®); dann wurden 
aber auch andere Unternehmungen in dieſer Weile begünftigt!°*), 
insbeſondere auch Deichbauten*?). Dad Römiſche Recht!) bot für 
die Behandlung derartiger Zalle feine Normen dar; denn nad ihm 
hatten der römiſche Kaijer oder feine Beamten zu beftimmen, in welchen 
Fällen und zu welchen Zweden die Eigenthümer zur Abtretung gegen 
Entihädigung verpflichtet jeien. Alles war der ſtaatlichen Willkür 
überlaffen, an Recdtöprinzipien fehlte es. 

Erft die neuere Zeit hat ein eigentliched Enteignungsrecht ent⸗ 
widelt und zwar find die Prinzipien befjelben, da dad Bebürfniß 
der Abtretung für Straßenbauten, Kanäle, Eijenbahnen u. |. w. 
überall ziemlich gleihmäßig hervortrat, nit bloß in den einzelnen 
deutfchen Ländern, ſondern auch in den fonftigen Staaten mit einer 
gewiſſen Uebereinſtimmung audgebildet worben'”). 


15) Häberlin S. 8—31. 

150) Erpropriation zum Zweck eines Eanalbaus, Deftr. Url. v. 3. 1376 bei 
Schröder Urlkk. (1. Aufl.) no. 197. 

186) Deichrecht bes Alten Landes v. 1571 (Arch. des Vereins f. Gefchichte 
und Alterth. zu Stabe IX. 1882 ©. 163 f.). 

16) Bgl. Über daſſelbe bie eingehende Darftelung von Meyer ©. 9 ff., 
Te fl. und Grünhut S. 18 ff. 

IT) Ueber bie Geſchichte der Geſetzgebung Häberlin S.36ff., Meyer 
©. 142, Grünhut ©. 37 ff. Bon befonderm Einfluß war das franzöf. 
Geſetz v. 8. März 1810 (Grünhut ©. 4öf.). 

Das Preuß. Landr. I. 11. 8 3ff. (vgl. au 1. 9. 8258 ff.) und Deftr. 
®.8. 8365 und ebenfo manche Berfaffungs-irkunben ftellen nur die oberften 
Prinzipien auf; bie genaueren Befimmungen enthalten Spezialgejege, jei es all- 
gemein, fei es für beftimmte Arten von Erpropriationen, fo 3. B. das Preuf. 
Eifenbahngefeg v. 3. Nov. 1888 8 8—19. 

In Preußen ift ein Enteignungsgeje anı 11. Iunt 1874 erlaffen (Eommentar 
von Dalde Berl. 1874; berfelbe handelt S. 10-31 über die Geſchichte bes Erpro- 
priationgrecdhts in Preußen; ferner Commentar von Bähr und Langerhansé 
2. Ausg. 1878). Nach 8 54 des Gefetes bleiben bie beſondern Geſetze beftehen, 
welche gelten „bei Regulirung gutsherrlicher und bäuerlicher Berhältuiffe, bei Ab- 
fung von Reallaften, Gemeinheitstheilungen, Borfluthsangelegenheiten, Entwäſſe⸗ 
rungs⸗ und Bewäfjerungs-Angelegenheiten, Benugung von Privatflüffen, Deichan- 
gelegenheiten, Wieſen⸗ und Waldgenoffenfchaftsangelegenheiten“, ebenfo die Ge⸗ 
jege „im Intereffe des Bergbaus und ber Lanbestriangulation.” 

Weitere Geſetze: Baden 28. Aug. 1835, Batern 17. Nov. 1837, Braun⸗ 
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Indem wir den verhältnikmäßig untergeordneten Fall bes 
Zwangd zur Abtretung von Mobilien!®) übergehen, für welden über: 
died auch nicht die Grundjäße des genau audgebildeten Erpropria= 
tionsverfahrene, ſondern ſummariſchere Verfügungen des Staats 
eintreten, und in Betreff der zwangsweiſen Beftellung von Servi- 
tuten auf $ 85. 7 verweilen‘), beſchränken wir und auf das Enteig- 
nungsrecht im eigentlihen Sinne, d. h. auf Die zwangsweiſe Ab- 
tretung des Eigenthums an Grundftüden. 

1. Die Gefege beftimmen entweder genauer den Umkreis der- 
jenigen Fälle, in denen der Staat, die Gemeinde, eine Corporation 
oder ein Privatuß dad Enteignungdredht geltend machen Tann), 
oder fie enthalten nur die allgemeinen Prinzipien, jo daß wenn ein 
der Erpropriation bedürftige Unternehmen ind Werk gefebt werden 
joll, die Faltoren der gejeßgebenden Gewalt oder der Landesherr 


ihweig 13. Sept. 1867, Heffen- Darmftadt 27. Mai 1821, Kurbefien 30. Oft. 
1834, Oldenburg 28. März 1867, Medienburg 3. San. 1837, LTübed 21. Mai 
1870, Köuigr. Sachſen (bei Wafferleitungen von Stadt- und Dorfgemeinven) 
28. März 1872, Lippe 8. Juni 1864 und 3. Febr. 1869, Gotha 29. Juni 1852 
u, 8. April 1857, Meiningen 28. Juni 1845, Schwarzburg-Sondersh. v. 3. Apr. 
1844, Reuß ältere Linie 18. Mai 1870, Anhalt 12. Apr. 1875 u. 7. Febr. 
1876, Hamburg v. 14. Juli 1879. — Außerdem finden fi in den partikulären 
Waſſergeſetzen zahlreiche Beftimmungen Über Enteignung bei Bewäflerungs- und 
Entwäfferungsanlagen. — In Betreff der im Feftungsrayon liegenden Grund⸗ 
ftüde Reichsgeſ. v. 21. Dez. 1871 8 41. | 

Schweizer Bundesgeſ. v. 1. Mai 1850, Gef. für d. Canton Bern v. 3. Eept. 
1868, f. Schaffhaufen v. 18. Dez. 1874, für Züri v. 30. Novb. 1879. 

18) Bereitt Mynsinger obs. V. no. 27 führt den Fall der Exrpropriation 
von Mobilien während einer Hungersnothb an; barüber auch Preuß. Lanbr. I. 
11. 87. — Dahin gehört ferner die Tödtung von Bieh während einer Rinber- 
peft, Deutſches R.⸗Geſetz vom 7. April 1869 82, 3 u. dazu die Inftr. v. 26. Mai 
1869 8 26 unb jeßt das umfaffendere Reichsgefet, betreffend bie Abwehr und 
Unterbrüdung von Viehſeuchen v. 23. Juni 1880. — Ueber die mannigfadhen 
Militärlaften, welche fih zum Theil auch als Erpropriationen dharakterifiren vgl. 
Laband Staatsrecht III. ©. 311 ff., 314, 369 ff. — Ein Erpropriationsrecdht 
fiebt auch nah dem Reichsgeſ. v. 11. Juni 1870 8 21 Abſ. 5 demjenigen zu, 
welcher einen gegen ihn begangenen Nachdruck verfolgt: „Es fteht dem Beſchädigten 
frei, die Nachdrucks⸗-Exemplare und Vorrichtungen ganz ober theilweife gegen bie 
Herftelungstoften zu übernehmen, infofern nicht bie Rechte eines Dritten dadurch 
verletst oder gefährbet werben.” 

19) Bol. auh Roth B. II. 8 153 IV. 

*) 9. Roblund ©. 25f. 
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oder beftimmte Behörden darüber zu enticheiden haben, ob daß 
Enteignungdredht bei einem derartigen Unternehmen zu ertheilen tft 
oder nicdht?*). 

Das Erpropriationdrecht darf nicht zum privaten Bortheil einzel» 
ner Perjonen?), jondern nur im Dienft der öffentlichen Snterefjen 
zur Anwendung fommen?). Es ift ein anomaled, nur in Auß- 
nahmöfällen eintretendes Recht und darf, wo dad Geſetz die ein- 
zelnen Fälle aufführt, nicht über den Umkreis derjelben hinaus an» 
gewendet werden. Die Feltitellung der Anwendungdfälle gehört nicht 
in dad Privatrecht, fondern in dad Staatd- und DVerwaltungsredt. 

Die Befugniß Grundftüde zu enteignen Tann nur vom Staat 
ertbeilt werden. Dieje Befugniß können aber die verfchiebenften Sub⸗ 
jefte, Privatperfonen, Corporationen, Gemeinden u. ſ. w. erhalten, 
wenn fie ein den öffentlichen Intereſſen dienendes Unternehmen durch» 
zuführen beabfichtigen.. Es wird ihnen dann von der Staatögemwalt 
dad Crpropriationdredht verliehen, d. h. der Staat erklärt, daß fie 
unter jeiner Bermittlung für ihr Unternehmen zwangsweiſe fremdes 


26) v. Rohland S. 26 ff. 

2) 9. Rohland ©. 22 ff. Partikularredtlih in Württemberg (Reyſcher 
II. $ 293) die Baulofung, wonad, wer ein Haus baueu will unb bie Mittel 
dazu bat, eine unverbaute Bauftelle erpropriiren barf. 

23) Preuß. Geſetz v. 11. Juni 1874: „nur aus Gründen bes öffentlichen 
Wohles für ein Unternehmen, deffen Ausführung die Ausübung des Enteignungs- 
rechtes erfordert”. — Einzelne ſprechen von ſtaatlichen, ftatt Öffentlihen In⸗ 
tereffen; inbeffen follen durch das Enteignungsrecht nicht bloß ſtaatliche In⸗ 
tereffen, fondern auch andere der Allgemeinheit dienende Unternehmungen gefördert 
werben. — Meyer S. 178 ff. ſucht diefem Bedenken buch bie Formulirung 
zu begegnen, die Enteignung fei zuläffig, wenn die Förderung des Unternehmens 
unter den gegenwärtigen ftaatliden Berhältuiffen als Staatszwed zu betrachten 
fei, ba auch bie Förderung des nationalen Wohlftandes unb ber nationalen 
Kultur als eine Staatsaufgabe erſcheine. — v. Rohland ©. 1, 3, nimmt bas 
Enteignungsret nur an bei Unternehmungen, welde ausſchließlich oder doch 
vorwiegend öffentliche Interefjen verfolgen unb will die Entziehungen ober Be⸗ 
ſchränkungen bes Eigenthums im Intereffe bes Berghaus von dem Enteignungs- 
recht ausfchließen, weil fie einem Unternehmen mit privaten Zweden zu Gute 
fommen. Bgl. dagegen Prazäk ©.16 N.26, S. 88. — PBrazat jelbft zieht 
unter das Enteignungsredht nur ſolche Fälle, in denen wirtbichaftliche Zwecke 
erreicht werben follen, im Gegenfa zu ſolchen, wo behufs ber Erreichung bes 
Staatszwedes erworbene Rechte aufgehoben oder beichräntt werben; letztere feten 
dem Staatsnothrecht verwandte Fälle; vgl. S. 11, 14f., 16, 18. 
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Eigenthum erwerben dürfen“). Auch wo der Staat ald Fiskus 
glaubt fremder Grundftüde zu feinen Zweden zu bedürfen, wird Die 
bejondere Autorijation feitend ber ftaatlihen Organe erfordert, welche 
über die Zuläffigfeit der Enteignung befchließen®?*). Das Enteig- 
nungdredht kann auch gegen Staatögut*®), öffentlihe Sachen?) und 
gegen Sachen geltend gemacht werden, deren Veräußerung im übrigen 
unterfagt ift (3. B. Zamilienfideilommilfe)**). 

2. Wenn da8 beabfichtigte Unternehmen vom Staat gebilligt 
wird, erlangt der Unternehmer, je nah dem Standpunkt der vers 
ſchiedenen Partikularrechte, durch einen Akt der Gejehgebung oder 
durch Berorbnung des Landesherrn oder einer beftimmten Behörde*) 
das Expropriationsrecht, d. h. dad Recht die zur Ausführung des 
im öffentlichen Intereſſe zu unternehmenden Werks unentbehrlichen 
Grundſtücke auch gegen den Willen der Eigenthümer zu erwerben. 


38) Anderer Meinung Srünhut ©. 68 ff. (vgl. auch Thiel ©. 17 ff.), 
baß immer der Staat das berechtigte Subjelt fei, da bie aubern Perjonen bas 
erproprürte Grundſtuck nicht in ihren perſönlichen Nuten verwenden Fünnten. 
Indeſſen find fie in der That erpropriationsberechtigt und nur in ber fünftigen 
Verwendung bes Guts befchränkt. — Ebenſo wenig barf man mit Gränbnut 
©. 81 behaupten, daß der Staat zunädft Eigenthlimer würde und bie Privaten 
nur mittelbar die Sache erwärben, ober S. 97 ff., 184, daß ber Staat für bie 
Entſchädigung verhaftet fei, auch wenn Privatperfonen die Enteignung ver 
folgten. — Dieſe meines Erachtens irrigen Auffaffungen ziehen fih durch bas 
ganze Buch von Grünhut hindurch. Gegen biefelben vgl. v. Rohland ©. 11ff., 
Brajal S. 62 ff, Randa Wafferreht (2. Aufl.) S. 59 N. 2. 

38) v. Rohland ©. 18. 

2b) v. Rohland ©. 18. 

) Meyer ©. 262. — Im Aufammenbang mit feiner Anſicht, baß ber 
Staat Überall das erpropriirende Subjelt fei, jagt Grünhut S. 76— 78, baß 
Öffentliche Sachen, res publicae in publico usu, nicht enteignet werben könnten; 
ba fie bereits in -öffentlichem Gebrauch ſtünden, bedürfe es feiner Webertragung 
in dem Öffentlihen Gebrauch, um fie einem andern Öffentlichen Zwed zuzumenben. 
Indeſſen wenn eine Privateifenbahngefellichaft einen bisher öffentlichen Weg er 
proprüirt, kann man bo nit mit Grünhut S. 77 fagen, baf an ihm kein 
Privatrecht entfiehe unb er noch extra commercium bleibe, „das But werbe 
auch jpäter noch im Namen und mit ben Rechten bes Staats beſeſſen“. — Bol. 
v. Rohland ©. 19ff., Prazak ©. 74ff. 

ꝛe) v. Rohland S. 18 N.9, BPrajäl ©. 72. 

25) Nah dem Preuß. Geſetz 3 2 durch Königliche Verordnung, welde im 
Amtsblatt publizitt wird; $ 3: im untergeorbneteren Fällen bes Wegebaus reicht 
ein Dekret ber Bezirksregierung bin. 
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Führen die Berhandlungen zwiſchen dem Unternehmer und 
den Eigenthümern der beanſpruchten Grundftüde zu feiner . ver 
tragsmäßigen Einigung, fo entjcheidet die Verwaltungsbehörde auf 
den Antrag des Unternehmerd darüber, welche Grundftüde ihm 
abzutreten find“), Das Recht ded nteignerd auf den Erwerb 
der betreffenden Grundftüde ift perfekt, fobald die Behörde den 
Ausſpruch gethan hat, daß reip. wie weit die geforderten Grund» 
ftüde für den betreffenden Zweck erforderlich find, und ſich die Eigen 
thümer dem Defret unterworfen haben oder fein Rechtömittel gegen 
Daffelbe mehr zuläffig ift. Gleichgültig ift, ob die Entichädigung 
durch Einigung der Parteien, reſp. von der Behörde bereits feft- 
geſetzt ift oder nicht”). 

Mit jenem Ausſpruch fteht nit bloß dad Recht des Ent» 
eignerd feft, fondern bat auch der Expropriirte ein Recht auf Ab» 
nahme des Grundftüdd und Zahlung der feftzuftellenden Entſchädi⸗ 
gungsjumme; er ift nicht mehr dem einfeitigen Rüdtritt von Seite 
des Enteignerd ausgeſetzt, wenn dieſer dad Unternehmen aufgiebt 
oder wenn er erflärt, daß er dad Grundftüd für den betreffenden 
Zwed nicht brauchen könne oder daß die fpäter audgemittelte Ent« 


%) Bol. z. B. das Preuß. Geſetz $ I5ff. Über das Berfabren. Da e6 
fih hier um Zmwedmäßigleit handelt, gehört Die ganze Angelegenheit nicht vor 
Die Gerichte, fonbern vor die Berwaltungsbehörben. 

7, Burckhardt ©. 230, v. Rohland ©. 37 ff, Grünhut ©. 187, 
Entſch. d. Reichsger. VII. S. 261. — Bgl. bie verfchiebenen Anfichten fiber ben 
Moment der Berfeltion bei Meyer S. 211 ff.; über die Partikularrechte Meyer 
©. 234 ff, Grünhut S. 190 ff, v. Rohland ©. 40 ff. — Aus dem Geſichts⸗ 
punkte des Zwangskaufes heraus nehmen Befeler 8 92 N. 15, Martin 
©. 170ff., 190 ff., Senuffert XIV. no. 226 (Wolfenb.), XXXIV. no. 805 
(Dresden) an, daß vie Erpropriation erft dann perfelt fei, wenn bie Höhe ber 
Entſchãdigungsſumme feffteht. Indeſſen ift die obige Aunahme au mit ber 
Theorie des Zwangskaufes vereinbar; benn wenn auch noch nicht die Summe 
des Berlaufspreijes bekannt ift, jo ift der Preis hoch jetzt beftimmbar, Seuffert 
XXXI. no. 130, XXXVI. no. 202 (Celle). 

Daß möglicherweife in Betreff bes Objekts, Aber welches Das Enteignungsver- 
fahren eingeleitet iſt, zwiſchen dem Eigenthümer und bem Unternehmer ein ein- 
faches Kaufgeichäft zu Stande kommen Tann, tft zweifellos, vgl. Prazaͤk S. 54 ff., 
Entſch. d. Reichöger. V. no. 67. Wenn aber, nachdem bie Behörde bie betreffenben 
Grunbftüde den Unternehmer zugefproden bat, die Entfhäbigungsfumme nicht 
durch bie Behörde ausgemittelt, jonbern durch gütliche Verhandlung der Parteien 
vereinbart wirb, verwandelt fi dadurch nicht Die Erpropriation in ein Kaufgefchäft. 
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Ihädigungsjumme zu hoch jei?). Im allgemeinen ift aud anzus 
nehmen, daß mit diefem Ausſpruch der Behörde dad Cigenthum (vgl. 
unten Nr. 6) und die Gefahr auf den Enteigner übergeht**) und 
daß die Entihädigung nad dem Werth zu bemefjen ift, welchen die 
Sade in diefem Moment bat?®®). 

Wird nur ein Theil des betreffenden Grundftüdd beanſprucht 
und bat der Cigenthümer — worüber das Urtheil Sachverſtändiger 
enticheidet — fein Intereſſe den Reit zu behalten, jo fann er fordern 
daß ſich die Enteignung auf bad Ganze erftrede*). So wie der 
Enteigner ein gefeglihed Recht auf den Erwerb der betreffenden 
Grundftüde hat, jo giebt audy dem nteigneten dad Geſetz dad Recht zu 
fordern, daß die Enteignung noch auf weitere Objekte ausgedehnt werde. 

3. Die Erpopriation ift fein mit Zwang durchgeführter Kauf). 


28) Seuffert XIV. no. 226, XXVII. no. 36, XXXIII. no. 37, Prajät 
8.59 N. 25. — Einzelne Partikularrechte laffen den Enteigner gegen Ent- 
ſchädigung des Expropriirten zurüdtreten, Grünhut S. 194, 197. — Das 
Preuß. Geje $ 42 giebt ibm das Rüdtrittsrecht, jo lange die Entſchädigung noch 
nicht feftgefegt ift, verpflichtet ihn dann aber, dem Andern ben Nachtheil zu er- 
fegen, welder ihm durch das Erpropriationsverfahren erwachſen if. Will ber 
Unternehmer nach Fertftellung der Entſchädigung zurüdtreten, fo bat der Eigen- 
thümer die Wahl, ob er Schadenserſatz ober „Zahlung ber feſtgeſetzten Ent- 
ſchädigung gegen Abtretung bes Grunbftüds ... . . beanſpruchen will”. 

2) Grünhut ©. 189, v. Rohland S. 38f.; vgl. auh Dernburg 
8 34. 6. Die Bartifularrechte befiimmen zum Theil abweihend, Grünhut 
S. 194. ff, Prajal S. 61f. 

2b) Seuffert XXXVI. no. 202, Entf. d. Reichsg. VIL ©. ff. 

2) Preuß. Gel. $ I. — Reichsgeſ. v. 21. Dez. 1871 8 41: Wenn bie 
Militairbebörde von ihrem Erpropriationsrecht in Bezug auf im Feſtungsrayon 
belegene Grundſtücke Gebrauch macht, „io ift ber Beſitzer die Ausdehnung ber 
Enteignung auf alle biejenigen Theile bes Grundſtücks zu verlangen berechtigt, 
beren fernere Benutzung in ber bisherigen Weife nad dem Gutachten von Sad 
verfländigen durch die Abtrennung bes ben Rayonbejchränfungen unterworfenen 
Theils wejentlich beeinträchtigt, erjchwert oder bebinvert werden würde“. — 
Meyer S. 282 ff., Grünhut S. 157 ff, v. Robland ©. I1ff., 96f., Prazäk 
S. 177 ff.; Entſch. des Reichöger. II. no. 75. — Ebenfo kann aud nad vielen 
Rechten, wenn eine Servitut zwangsweije beftellt werben foll, der Eigenthümer 
fordern, daß ihm das Eigenthum bes für biefelbe in Anfprudh genommenen 
Theils jeines Grundſtücks abgenommen werbe; vgl. oben 886 N. 17, Roth 2. IL 
8153 N. 38, Rohland S. 99 ff. und mit Bezug auf das VBergrecht unten 
8143 N.51, 52. 

3%) rüber wurde fie ziemlich allgemein dafür erklärt, 3. B. Häberlin 
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Gie beruht überhaupt nicht auf dem Conſens des Crpropriirenden 
und des Cigenthümerd, fondern wird oft gegen den Willen des 
Eigenthümers und an im übrigen unveräußerlihen Sachen durchge 
führt; wenn ed fih um Sachen handelt, deren Veräußerung im all» 
. gemeinen befonderen Bejchränfungen unterliegen, bleiben diejelben 
bei der Enteignung unberüdfichtigt?‘). Ferner kann die Veräußerung 
nicht wegen laesio enormis angefochten werden (unten III $ 185 
N. 37); der Eigenthümer fteht weder für das habere licere?) noch 
für Mängel der enteigneten Sache ein; die Durdführung der Er- 
propriation ift nicht abhängig von der Einigung der Parteien oder 
einer jonftigen Feftiegung über die Höhe der vom Cnteigner zu 
zahlenden Summe u. |. w. 

Bielmehr bat der Erpropriirende ein auf dem Geſetz beruhen- 
des Necht auf den Erwerb der Sache, und diefem Recht entipricht 
die ſtaatsrechtliche Pflicht des Befigerd, fein Eigentbum im öffent» 
lichen Sntereffe aufzugeben. Letzterer ift nicht verpflichtet, das Grund» 
ftüd dem nteigner zu tradiren, ſondern ed ſich nehmen zu laffen: 
ed findet überhaupt fein berivativer Eigenthumserwerb ftatt®). 


8.200 ff, Martin ©. 76 ff, Gruchot S. 76 ff., einzelne Geſetze bei Grünhut 
6. 1%, Seuffert XIV. no. 226. In neuerer Zeit balten an dieſer Anftcht 
trotz mannigfacher Bekämpfung feft: v. Gerber 8 1745 N. 1, Befeler $ 92 
N. 14, Förfter II. $ 131, v. Meibom Medi. Hyp. R. S.210f. und N. 40, 
zweifelnd Windſcheid $ 388 N. 2, ferner in der Praxis Seuffert XIV. 
no. 226 (Wolfenb.), XXXIV. no. 305 (Dresven), XXXVI. no. 202 (Celle), 
Entih. dee ROHGer. XIX. S. 168 f. (in einer preußiſchen Sache, Kauf, weil 
da8 Landrecht von nothwenbigem Kauf ſpreche). — Gegen bieje Anficht vgl. be» 
jonders Thiel S.4ff., Meyer S. 192 ff, 8. Stein ©. 324 (bie Enteignung 
„bat allerbings alles mit bem Verlaufe gemein, nur bie beiden Hauptfachen 
nit, die wirthſchaftliche, das Kaufgeſchäft, und bie jurifiiihe, ben Vertrag”), 
Laband S.171ff., Grünhut S.178 ff., Rohland S. 29 ff. Prazaäk S. 48 ff. 
Kohler Patentrecht S. 118. — Ueber andere Theorien Meyer S. 183 ff. — 
Meyer ©. 184 ff. ſelbſt erflärt fich für eine zweiſeitige Obligation, eine obli- 
gatio quasi ex contractu; vgl. Dagegen Laband ©. 172f., 175ff., Rohlaud 
&. 31 ff. 

2) 3.3. Familienfideikommiſſe, Güter, welche Perjonen unter Vormund⸗ 
Ihaft gehören u. f. w., vgl. 3.B. Dernburg Borm. R. ©. 181. 

39) Anderer Anfiht Meyer S. 244. 

3) Bol. befonders Thiel S. 3ff., 8, 20f., 146, Laband a. a. O., 
Grünhut S. 183 ff. Strohal z. Lehre vom Eigentum an Immobilien ©. 130f.; 
Über Ältere verwandte Anfichten Meyer S. 190 ff. — Bol. au⸗ die Stutig. 

Stobbe, Privatrecht. II. 3. Aufl. 
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4. Da durd die Enteignung ein jus quaesitum zerftört wird, 
jo bat der Erpropriirende®*) den Andern dur eine Geldzahlung**) 
vollkommen zu entihädigen; es iſt dies eine privatrechtliche, obligatoriiche 
Pfliht*). Cr hat ihn zu entichädigen, aber feinen Kaufpreis zu 
zahlen. Wenngleich oft vorgejchrieben ift, daß erft nady Feſtſetzung 
und Bezahlung der Entihädigung der Beſitz und dad Eigenthum 
auf den Grpropriirenden übergehen jol®*), fo erjcheint doch als das 
Prinzipale die Enteignung, weldhe die Verpflichtung zur Schadlos- 
baltung nach ſich zieht”). 

-5. Können fi die Parteien über die Höhe der Entſchädigungs—⸗ 
fumme nicht einigen, fo tft diefelbe unter Zuziehung von Sachver⸗ 
ftändigen, je nad) dem Standpunkt der Gejehe, entweder von ben 
Verwaltungsbehörden oder von den Gerichten feitzufegen®). Wo 
die Verwaltung enticheidet, ift demjenigen, welcher fi bei ihrer 
Taration nicht beruhigt, partifularrechtlid der Rechtsweg eröffnet®). 


Erf. bei Seuffert XXV. no. 29 und XXXIII. no. 34. — Daher wirb ber 
Erpropriirende auch dann Eigenthümer, wenn nicht demjenigen, gegen welden 
das Erpropriationsverfahren gerichtet wurde, fondern einem anderen das Eigen⸗ 
thum des Grunpftüdd gehörte; Prazak S.48 N. 6. 

830) Gegen bie von Gruünhut und Andern vertbeidigte Anficht, daß ber 
Staat die Entihäpigung zu leiften babe, vgl. Rohland ©. 52 ff. und Prajat 
©. 133 ff. 

%) Prazaͤk S.170f. Nah ältern Partikularrechten war andy eine Ent- 
ſchädigung in Land zuläffig, 3. B. Preuß. Landr. J. 9. 8 271, II. 15. 8 20. 

 Raband S. 179 ff., Rohland S. 35 ff, Prazaͤk S. 137. — Laband 
bat S. 182 prinzipiell Recht, wenn er bie Entihädigungspflicht in das Obligationen- 
recht verweifen will. Indeſſen ziehen wir fie gleich bieher, um den Zufammen- 
bang der ganzen Lehre nicht zu zerreißen. 

3.3. Preuß. Gel. 829: „daß die Enteignung des Grundſtücks nur 
nad erfolgter Zahlung ober Hinterlegung der Entjhäbigungsfumme . . . auszu- 
jprechen fei“; Rohland ©. 89 ff. 

7) Laband S. 181: „Zeitlich geht bie Zahlung der Entſchädigung ge 
wöhnlih der Entziehung bes Eigenthums voraus; Togifch ift die Enteignung 
das frühere, die Verpflichtung zur Schabloshaltung erſt Die Eonjequenz Davon“; 
Grünhut S. 254 ff. — Ueber bie Verpflichtung bes Enteignenden die Ent- 
ſchädigungsſumme zu verzinfen, wenn das Grundſtück vor ber Zahlung in feinen 
Befig lbergeht, vgl. Entich. des ROHGer. XIX. ©. 168 fi. 

) Grünhut ©. 236 ff, Prajal ©. 202f. — In Hamburg 3. 8. 
entſcheiden bie Gerichte, Baumeifter I. S. 270. 

2) 3.8. nach Preuß. Gef. 8 30, innerhalb 6 Monaten nach Zuftellung bes 
Regierungsbefchluffes. 
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Die Entſchädigung ſoll vollftändig fein“); bei ihrer Feſt⸗ 
ſetzung ift der Werth der abzutretenden Sache und zwar der Werth, 
welchen fie objektiv (Berfaufswerth) und fodann individuell für den 
Eigenthümer, in Rüdfiht auf feine gewerblichen und ſonſtigen Ver⸗ 
haltnifje hatte“), zu Grunde zu legen und der Schaden zu be 
meſſen, welcher ihn in Folge der Abtretung trifft. Wenn 3. B. durd) 
die theilweiſe Erpropriation der übrig bleibende Theil des Grund» 
ſtücks entwerthet wird, ift died bei der Taxation bed erpropriirten 
Stücks zu berüdfihtigen“). Dagegen ift nicht zu beachten das pretium 
affectionis®*), und die Wertherhöhung, welche in Folge des Unter: 
nehmend, welches die Veranlafjung für die Erpropriation ift, für 
dad Grundftüd eintritt“), oder die bloße Möglichkeit, daß ſich in 
Zolge von Sventualitäten, deren Eintritt ungewiß ift, der Werth de 
Grundſtücks erhöhen fönnte*). Andrerfeit3 darf aber bei der Abtretung 


#0) Ueber die Berechnung der Entſchädigung vgl. Thiel S. 21ff., Wolff 
8.265 ff., Meyer S. 271ff. 276 ff, Grünhut S. 112ff., Baumeifter I. 
S. Nff., Robland S.55ff., Prazäk S. 150 ff. — Entſch. des Reichtger. UI. 
n0.65 ©. 237, 238, 241, III. no. 67, VII. n0.73. Was heißt voller Werth? 
V. n0. 68. 

4) In diefer Beziehung beftimmt das Preuß. Gef. 8 10: „die bisherige 
Benugungsart kann bei ber Abfhäkung nur bis zu demjenigen Gelbbetrage 
Berüdfihtigung finden, welcher erforderlich if, damit ber Eigenthümer ein an- 
beres Grundſtück in derfelben Weife und mit gleihem Ertrage benüten kann“. 
Bel. auh Prazaͤk S. 153 f. 

4) Preuß. Geſetz 58: „Wird nur ein Theil bes Grundbeſitzes befjelben 
Eigenthümers in Anſpruch genommen, fo umfaßt die Entihäbigung zugleich den 
Mehrwerth, welden ber abzutretende Theil durch feinen örtlichen oder wirth- 
ſchaftlichen Zufammenbang mit bem Ganzen hat, fo wie ben Minderwerth, weldyer 
für den Übrigen Grunbbefig durch bie Abtretung entſteht“. Prazäk ©. 151ff., 
Seuffert XXXI. no. 42, XXXIV. no. 222, XXXV. no. 216. 

1) Prazaͤk S.150 N.2, 3. 

=) 3.8. Preuß. Geſetz 8 10: „Eine Wertherhöhung, welde das abzu- 
tretende Grundſtück erft in Folge ber neuen Anlage erhält, kommt bei der Be⸗ 
rechnung der Entihäbigung nicht in Aufchlag”; Prazäk S. 160 f. 

4) Bol. 3.8. Seuffert VII. no. 323, XXII. no. 150, XXIX. no. 34, 
AXXI. n0. 887, XXXIV. no. 47, XXXV. no. 33, Stuttg. Entf. bei Hart- 
mann Ztſchr. f. öff. R. I. S. 198 (einem Kunfigärtner wird fein Garten eut- 
eignet; er kann nicht geltend machen, daß er fein Grundſtück zur Anlegung eines 
Bierlellers hätte verwenden können). — Ueber die Frage, ob es als eutgangener 
Gewinn anzuſehen if, wern das Grundftüd als Bauplatz hätte benütt werben 

. 12% 
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eined Theils des Grundftüdd die Entihädigungdfumme nicht in Rüd- 
ficht darauf ermäßigt werden, daß der dem Eigenthümer verbleibende 
Theil durch dad Unternehmen eine ſichere Wertherhöhung erfährt®). 

6. Wo die Geſetze nicht abweichend beftimmen, geht das Eigen- 
thum auf Den Erpropriirenden über mit dem endgültigen Ausiprud 
der Behörde, daß der Antragende ein Recht habe, die geforderten 
Grundftüde zu erwerben“*). Und zwar wird er Cigenthümer, 
jelbft wenn der Erproprürte nicht Eigenthümer war. Doc ift in 
den Partifularrechten der Moment des Eigenthumdübergangd viel- 
fach anderd geregelt; er fol erfolgen mit der Eintragung in die 
öffentlichen Bücher“), oder mit der Zahlung der Entihädigungds 
fumme*), oder mit einem befonderen Dekret nad) Berichtigung der 
Entihädigung*). 


Finnen, Gruchot Beitr. IX. ©. 99 ff. — Einzelne® Detail aus der bisherigen 
Preuß. Rechtſprechung bei Dalde ©. 57 ff., 60 ff. 

#5) Die Geſetze beſtimmen regelmäßig nichts über diefen Punkt; auch Das 
Preußiſche entjcheibet nicht die Frage; Doch wurben alle auf bie Anrechnung ab» 
zielenben Anträge bei der Berathung abgelehnt. — Bei ber entgegengefetten 
Anficht könnte es dahin kommen, daß ber Erproprürte gar nichts erhält ober 
wohl gar noch feinerfeits etwas zu bezahlen hat. — Kür bie oben vertheidigte 
Anfiht Treichler S. 156, Meyer S. 290, Dernburg $ 34 N. 13 (Srün- 
but ©. 123 N. führt ihn mit Unrecht für die entgegengefettte Anſicht an), Pözl 
krit. Biertelj.»Schr. XVI. ©. 139 N., Rohland S. 81ff. Prajal ©. 167 ff. 
— Entgegengefegter Anfiht Burgoldt Ach. f. prat. R.W. N. 5. VI. 1869. 
S. 352—364 und Grünhut S. 122 ff., 130. 

se Strobal S. 131 f., Dernburg u. Hinrichs Preuß. Hypoth.- R. 
8.204 ff., Seuffert XXXIIL no. 36. 

“, So in Hamburg, Baumeifter I. S. 268. 

T) Bol. die Nahmweifungen bei Grünhut ©. 196f. und Martin 
S.187f., auh Strohal a. a. O. und Prazaͤk S.49f. So auch nad) bem 
Schweiz. Bundesgeſetz v. 1. Mai 1850 art. 44, Bern. Gef. v. 3. Sept. 1868 
art. 47 (bei König Bern. Civ.⸗Geſſ. II. S. 212, 221). 

#) Preuß. Gef. $ 32: „die Enteignung des Grundſtücks wird auf Antrag 
des Unternehmers von ber Wezirlsregierung ausgeiprohen . . ., wenn nadhge- 
wiejen if, daß die... . Entſchädigungsſumme rechtögültig gezahlt oder hinter⸗ 
legt if. Die Enteignungserflärung fließt, injofern nicht ein Anderes Dabei 
vorbehalten wird, die Einweifung tn ben Befiß in fih”; 8 33: gleichzeitig hat 
die Regierung die Grundbuchbehbrde zu benadyridtigen, bamit der Eigenthums⸗ 
übergang von ihr eingetragen wird. — $ 44: „Mit Zuftellung bes Enteignumgs- 
beſchluſſes ($ 32) an Eigenthümer und Unternehmer geht das Cigenthum des 
enteigneten Grundſtücks auf ben Unternehmer über... . . dieſe Borfchrift gilt 
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7. Der Crpropriirende will regelmäßig das Grundftüd frei 
von Hypotheken und fonftigen dinglichen und perjönlihen Rechten 
erwerben. Er bat daher außer dem Eigenthümer auch die dinglidy 
und perjönlicy berechtigten Perjonen zu entichädigen, welche durch 
die Erpropriation ihr Recht einbüßen oder in demfelben geichmälert 
werden). 

8. Die Abtretung im Crpropriationdverfahren erfolgt nur zu 
dem beitimmten, im öffentlichen Intereſſe gebotenen Zwed. Stellt 
fih ſpäter heraus, daß dad Grundſtück oder ein Theil deffelben da⸗ 
für überflüſſig ift, oder wird die beabfichtigte Anlage ganz aufge 
geben, jo tft es billig), daß dem ehemaligen Eigenthümer auf fein 
Verlangen fein Grundftücd wieder zurücdgerährt wird. Demgemäß 
bat er für diefen Fall nad den Partilularrechten entweder allgemein 
ein Rückkaufsrecht, oder nur im Fall der vom Iinternehmer beab- 
fihtigten Veräußerung bed Guts ein Vorkaufsrecht, welches nad) 
einzelnen Rechten zu einem dinglich wirkſamen Retraktrecht gefteigert 
ift®"), 

89. Die Erfigung. 

Die Erfitung gehört nicht dem urjprünglichen deutichen Recht 

an. Aber ſchon in der Zeit der Volksrechte gewannen die römijchen 


auh in den Lanbestheilen, in benen nad den allgemeinen Geſetzen der Ueber- 
gang des Eigentums von ber Einfchreibung in die Grunbblicher oder von ber 
Einreihung des Bertrages bei dem Realrichter abhängig gemacht if”. Bol. 
darüber Brajat S. 51 N. 8, S. 190 N. 7. 

4) Preuß. Gef. 8 11: „Nutungs-, Gebrauchs⸗ und Servitutberechtigte, 
Pächter und Miether”; Prazaͤk S. 138 ff., 145 ff. — Daß der Erproprürenbe 
und nicht der Verpächter den Pächter zu entichäbigen babe, Seuffert XX. 
no. 136; ander8 XXXV. no. 215; vgl. Überhaupt Prajat S. 143 N. 12, 
6.148 N. 20, 21, ©. 159 N. 19. — Bgl. auch unten $ 112 N. 28. 

*) Unrichtig nimmt Meyer S. 264 überall ein Rückkaufsrecht an, auch 
wo bafjelbe partikularrechtlich nicht gewährt if. 

) Bgl. Thiel S. 61ff., Meyer S. 263 ff., Orünhut ©. 162 ff., 
173 ff, Dernburg 8 880 N. 8, Rohland 8.43 ff., Prajal S. 172 ff. — 
Während viele Geſetze (vgl. die Nachweiſungen bei Grünhut S. 173—175 und 
Rohland S. 46 N. 7) ſowohl das Wieberlaufs- als das Vorkaufsrecht an⸗ 
ordnen, giebt das neue Preuß. Geſetz 8 57 dem alten Eigenthümer nur ein Vor⸗ 
faufsredht. — Ein Retraltrecht gilt 3. B. nach dem Baden'ſchen Geſetz v. 1835 
5 84, dem Preuß. Eifenbahngefeh v. 3. Nov. 1888 $ 19, dem Preuß. Berggeſetz 
v. 1866 8 141 u. f. w. 
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Berjährungsftiften, befonderd von 30 Sahren Einfluß‘), und im 
fpätern Mittelalter galt in weiter Verbreitung der Grundſatz, dab 
wer ein Grundſtück Jahr und Tag hindurch ruhig beſeſſen bat, 
gegen den Widerſpruch anderer berechtigter Perfonen geſchützt fei?). 
Iſt im allgemeinen dad Snftitut der rechten Gewere mit der römi- 
fchen Klagenverjährung zu vergleichen, jo nahm man zur Zeit der 
Neception auch die Grundfäge ded römischen und kanoniſchen Rechts 
über die Usucapio, Erfitung, erwerbende Verjährung auf, gewährte 
aber doch auch dem ältern deutihen Recht noch bie und da einen 
Einfluß). Indem wir auf die Darftellung der Pandekten?“) umd 
der Partilularrechte*) verweilen, heben wir nur einzelne Punkte 
hervor: 

1. Eine Anzahl von SPartikularrechten, welche im übrigen die 
römiſchen Grundſätze aufnehmen, halten doch für die Berjährunge 
zeit an dem deutſchrechtlichen Jahr und Tag feſte) oder combiniren 
aus deutihem und römiſchem Recht die Frift von 31 Jahren und 
einem Tage‘). Sm übrigen haben aber die Partifularrecdhte die 
Friſt beliebig nach Zwedmäßigkeitsrüdjichten angeordnet”) und oft 
30 Sahre aud für die ordentliche Verjährung vorgejchrieben®). 

2. Während für die rechte Gewere bona fides nicht gefordert 
wird und erſt dem jpätern, bejonderd ftädtiichen Recht dad Requiſit 
der Auflafjung zu ihrer Entftehung angehört, forderte man feit der Re 
ception bona fides und titulus für die ordentliche, bona fides für die 
außerordentlihe Verjährung. Und zwar wurde das römilche Recht 


1) Oben 8 68. II. Bgl. dazu noch v. Bethmann⸗H. Ein. Pr. V. ©. 1% 
und über daB weſtgoth. Recht Dahn weſtgoth. Studien 1874. ©. 80 f. 

7) Bol. oben 8 74. 

3) Oben I. 8 68. IV, befonbers N. 32. 

3a) Weber bie Bedeutung ber Unterbrechung bes Beſitzes für bie Erfigung 
v. Shering II. 2. &. 430. N. 

4) Beſonders auf die Darfiellung von Roth 8. II. 8 145 ff., welcher bie 
Erſitzung des baieriſchen Rechts auf gemeinrechtlicher Baſis lichtvoll erörtert. 

5) Ueber ſächſiſche und baier. Statuten Gengler Lehrb. S. 227 und Roth 
8 146 N. öff. 

6% So in dem Kurfürſtenthum Sachſen und den Sächſ. Fürſtenthümern; 
vgl. oben 868 N. 29 und Haubold $ 186. N.c, e. 

7) z. B. Roth I. S. 206. N.52ff., S. 213. N. 4 ff. 

8 Dben 8 68. N. 14, 28°, 29, 32 über bie 3Ojährige Verjährung; im 
ſteiermärk. Recht 32 Zahre, Biſchoff fleierm. Laudr. ©. 92. 
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mit der kanoniſchen Mopdififation (c. 20 X. II. 26) recipirt, daß 
mala fides superveniens nocet?). 

3. Dem römifhen Recht entiprehend‘) wird aud in den 
Partifularrehten die Berjährungdzeit verjchieden beftimmt, je nach⸗ 
dem derjenige welcher Widerſpruch erheben könnte, anwejend oder 
abwejend iſt. Jedoch wird der Begriff der Abweſenheit verjchieden 
normirt; abwejend jet, wer in einer andern ©emeinde, in einem 
andern Staatögebiet, in einem andern Jurisdiktionsbezirk lebt!!). 

4. Da die neuere Gelepgebung den Erwerb ded Grundeigenthbums 
nur für die freiwillige Veräußerung von der Eintragung im Grund- 
buch abhängig macht (vgl. $ 95), jo ift an ſich die Möglichkeit des 
Eigenthumserwerbs durch Erſitzung noch weiter beftehen geblieben. 
Indeſſen bat doch in vielen neueren Geſetzen die Erſitzung ihre Bes 
deutung verloren. So ift vielfady beftimmt, daß wer im Hypotheken⸗ 
buch als Eigenthümer eingetragen ift, ſich niemals an feinem Recht 
vershmeigt!*). Aber au ſolche Partikularrechte, nady welden es 
zum Eigenthumserwerbe der Tradition bedarf, nebenher aber bie 
Eintragung aud andern Gründen gefordert wird, jpreden es auß, 
daß eingetragene Rechte durch Nichtgebrauch nicht erlöſchen und daß 
die Verjährung Fein ihnen entgegenftehbended Recht, auch nicht einen 


®), Unterbolzner I. ©. 329 ff., Reich die Entwidelmg ber Tanonifchen 
Berjährungslehre. Berl. 1880. ©. 5, 7, 57 ff., 67 ff., 122 ff. — Schwabenfp. 56 
(der Überdies die römische Frift von 10, refp. 20 Jahren hat). — C. Max. Bav. 
II. 4. 7, Breuß. Landr. I. 9. 8 579, 611, Zür. GB. 8499, Sächſ. GB. 8 265, 
267. — Wie e8 zu halten ift, wenn ber Borbefiger in mala fide war, C. Max. 
Bav. II. 4. 10. no. 3, Preuß. tor. I. 9. $ 614. 

10) Auch bei der rechten Gewere beftehen wegen ber Abweſenden befonbere 
Grundfäge, oben 8 74 N. 7. 

1) Nachweiſungen bei Gengler Lehrb. S. 223 N.28, Rotb II. 8 146 
N. 47 ff. 

210) z. B. Preuß. Gef. v. 5. Mai 1872 8 7: „Segen feine (bes eingetragenen 
Eigenthämers) Eigenthumsklage fteht dem Beklagten die Einrebe ber Verjährung 
nicht zu”; Sächſ. GB. $ 151: „Unverjährbar find lagen... . auf im Grund» 
und Hypothekenbuche eingetragene Rechte”, u. |. w. — Dagegen Deftr. GB. 8 1479: 
„Ale Rechte gegen einen Dritten, fie mögen ven öffentlichen Büchern einverleibt 
fein oder nicht, eriöfchen alſo in ver Regel längſtens durch den breißigjährigeu 
Nichtgebrauch oder durch ein fo fange Zeit beobachtetes Stillſchweigen“; über bie 
Unzuträglichkeit ber leßteren Befimmung Strobal Eigenthum an Immobilien. 
1876. &. 166. 
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Titel für die Eintragung bewirkt"). Einzelne Partikularrechte dagegen 
laſſen noch durch die Erfibung Eigenthum erworben werden oder einen 
Titel für die Eintragung entftchen). 


DI. 8 9. Die vertragsmäßige Uebertragung des Eigenthums, 
tinsbefondere durch Anflafjfung!). 


Um Eigenthum an einem Grundſtück oder fonftige dingliche 
Rechte an demfelben zu übertragen, wird jowohl nad) älterem wie 


13) Aelteres Deftr. Recht bei Strohal S. 133 N. 1. Preuß. Laudr. I. 9. 
8 511 (über einen vereinzelten Fall, in welchem bie Erſitzung möglich, $örfter II. 
8177 N. 32), Neuvorpommern'ſche Hyp.O. 830, Preuß. Gefet v. 5. Mai 1872. 
86,7, Sädf. GB. 8 279 vgl. mit $ 151, Baier. Entw. III. 8 149, 18. 
Hamb. Gef. v. 4. Dez. 1868 8 5, Seuffert XXXIV. no. 14. 

18) Vergl. Nachweifungen bei Stobbe in Ihering's Jahrbb. XII. 
S. 239 N. 274. — Oeſtr. Geſ. B. 8 1468, 70, 79, 98 und dazu Strohal 
©. 139 ff., welcher fih auch S. 133 ff. für Erfigung, nicht bloß für einen 
Erfitungstitel de lege ferenda ausſpricht. — 8 1467 des Deſtr. GB. enthält 
eine ber rechten Gewere Lonforme Anſchauung, indem Anfechtungen gegen eine 
Eintragung nur innerhalb 3 Jahren zufäffig find und mad ungeftörtem Ablauf 
berjelben ber Eingetragene „bas volle Recht gegen allen Widerfpruch” erwirkt; 
Stobbe a. a. O. ©. 266 f. — Lieber bie Frage, wie ba, wo trot des Eintragung®- 
prinzips Erſitzung möglich ift, das Requifit ver bona fides aufzufaffen fei, vgl. 
Strohal S. 151 ff. 

1) Stobbe Die Auflaffung des deutſchen Rechts, in v. Jhering's 
Jahrbb. XII. 1872. &. 137— 272. — Für das Mittelalter vgl. Albredt Ge⸗ 
were ©. 63 — 78, Bejeler Erbverträge I. S. 19 — 47T, Sand haas germanif. 
Abhandlungen 1852. S. 1— 77, Merkel das firmare bes Baier. Bollorechts, 
in d. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. IL. S. 101—174, Laband bie vermögensredtliden 
Klagen nah ben ſächſ. Rechtsquellen des M.A. 1869, befonders S. 235 ff. und 
in d. krit. Biertelj.- Schrift XV. 1873. ©. 382 ff., 408 ff. (Rezenfion von 
Heusler’s Gewere), Bülowius (nit Bülow, wie häufig citirt wirb) diss. 
utrum ad dominium rerum immobilium transferendum secundum jus 
Saxonicum medii aevi resignatione solemni in judicio facta opus fuerit 
nec ne. Regiom. 1872. 8, Heusler Gewere 1872. S. 1 ff., 163 ff., 188 ff. 
Sohm das Recht ber Eheichliefung 1875. S. 79 ff., Trauung und Berlobung 
1876. ©. 13 (dazu auch Brunner’s Rezenfion in ber Jen. Lit. 3. 1876, 
Art. 489), Haiß Traditio und investitura. Münden 1876, Brunner in 
Gold ſchmidt's Ztſchr. XXII. S. 526 ff., v. Duhn Deutfchrechtliche Arbeiten. 
2üb. 1877. 1. Abth, Sohm zur Geſchichte der Auflaffung, in den Feſtgaben 
für Thöl Straßb. 1879, Franken Geſchichte bes franzöſiſchen Pfandrechts 
Berl. J. S. 92 ff., 157f. (Rezenſion von Heusler in Goldſchm. Ziſchr. XXV. 
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nah neuerem Recht ein formaler, öffentlicher oder gerichtlicher Akt, 
die Auflafiung, erfordert: es gilt für das Immobiliarrecht dad Prinzip 
ber Publicität. Indem wir hier von der Auflaffung in fpecieller Be⸗ 
ziehung auf die Webertragung des Eigenthums handeln, werden wir 
und }päter bei Darftellung der fonftigen dinglichen Rechte auf die hier 
gegebenen Mittheilungen berufen können. 

1. Bet der Uebertragung ded Eigentums an Grundftüden fanden 
in alter Zeit vor Zeugen zwei Afte ftatt: a) die Erklärung, auf Grund 
eines Kaufe, Schenkungs⸗, Taufchvertrageß u. |. w. das Eigenthum auf 
den Andern übertragen zu wollen (sala, traditio)?), b) die Hebertragung 


S. 410-421), Sohm fränkiſches Recht und römiſches Recht 1880. S 27 ff. (in 
d. Ziſchr. für R. ©. XIV.), Bewer Sala, Traditio, Vestitura (Differt.). 
Roſt. 1880, Brunner zur Rechtsgeſchichte der römifchen und germanifchen Ur⸗ 
funde I. Berl. 1880, au veriiedenen Stellen des Buchs, insbeſondere S. 112, 
272 ff., 305 f., 308 (dazu bie Recenfion von Val de Liövre in d. Mitth. bes 
Inſtituts f. Öfterr. Geſchichtsforſchung II. 3 und von Franken in Goldſchmidt's 
Ztſchr. XXVIII. ©. 8375—392). Ueber das altſchwediſche Recht v. Amira nord» 
germanifches Obligationenrecht I. 1882. S. 511 ff., 554 f. Vgl. auch E. Löning 
Geſchichte des deutihen Kirchenrehts IL. ©. 262 N.1. — Für bie folgenben 
Zahrhunderte vgl. die Darftellungen der Partitularrechte, befonbers für Hannover 
Leonhardt Rechtsverhältniffe am Grundeigenthum. 1843. — Für das neueſte 
Recht Roth B. II. 8136, Platner Sachenrecht &.67ff., 85 ff. und bie bei 
8 95 angeführte Literatur. 

Die Geſchichte der Auflaffung ift, wie bie angeführte Literatur ergiebt, in 
den leiten Jahren bejonders in Rückſicht auf bie Periode der VBollsrechte ber 
Gegenſtand zahlreicher Unterfuhungen geworben. Aber in vielen Beziehungen 
find wir noch nicht zu feften, unbeftrittenen Refultaten gelangt und ſtehen ſich 
noch fehr abweichende Anfichten gegenüber. Soweit aber Brunner biefe Kragen 
in feinem letzten, Epoche machenden Werk erörtert, haben wir ein fiheres, faum 
zu erfchätterndes Kunbament gewonnen. Indem ich mich größtentbeils feinen 
Refultaten anfchließe, bat dieſer Paragraph in feinem erften Theil eine völlige 
Nenbearbeitung erhalten. 

7) Während man in der ältern Literatar barüber einig geweſen war, daß 
bie sala ober traditio unferer Quellen im techniſchen Sinne das Rechtsgeſchäft 
wear, worin fi ber Wille ausfpricht, auf Grund einer unterliegenden causa das 
Eigenthum zu übertragen, und auch nur bei biefer Auffaſſung es fich erklärt, wie 
man das Geichäft als traditio, sala, als Mebertragung bezeichnen konnte, be- 
hauptet Sohm Eheſchließung S. 80, Auflaffung &. 83, 96 ff., daß die alte sala 
mit dem Contraktsſchluß (Kauf, Schenkung u. |. w.) tdentifch ſei; fle fei Der bloße 
Bertragsſchluß Über den Eigenthbumsübergang. — Bielmehr ift fie bie Erklärung, 
daß man auf fein Eigentbum an dem Grunbftläid, weil man es verlaufe, ver- 
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des Beſitzes auf den Erwerber (investitura, gewere?). Urſprũng⸗ 
licht) jcheinen dieſe beiden Afte vereinigt gemelen und auf dem Grund» 
ftüd felbft vorgenommen zu fein: nad) feiner Erklärung das Grunditüd, 
auf welhem man jich befand, dem Andern übereignen zu wollen, 
führte der VBeräußerer unter Anwendung bejonderer Förmlichkeiten 
den Erwerber in den Beſitz ein (fg. reale Inveſtitur) umd verlieh 
ſeinerſeits das Grundftüd. Cr übergab ihm dad Grundftüd, indem 
er eine dem Boden entnommene Scholle überlieferte und unter Ueber- 
reihung weiterer Symbole inöbefondere einer festuca erklärte ſeinerſeits 
den Beſitz aufzugeben, aufzulajjen (se exitum dicere, effestucatio, 
Auflafjung)°). 

2. Später®) erfolgte eine Trennung der beiden Akte; an dem 
einem Ort erflärt der Veräußerer dad Eigenthum übertragen” zu 
wollen und auf dem Grundftüd ſelbſt führt er den Erwerber that: 
jächlih in den Beſitz deffelben ein. Doch wurden jept in Die sala 
Momente der Befigeinweilung aufgenommen; ed wurden mit ber 
Erklärung des MWebereignungswillend Formen verbunden, welde in 
ſymboliſcher Weife fern von dem Grundftüd es ausſprechen follten, 
daß der Veräußerer dem Erwerber auch den Befig übertragen wolle, 
daß er ihm das Grundftüd auflaffe An dem Ort der traditio 
übergab er ihm eine Erdicholle, ein Stück Rafen, einen Baumzweig 
n. |. w., welche zunächſt noch dem Grundftüd felbft entnommen jein 
jollten®*), oder fpäter andere Symbole, um feinen Willen audzudrüden, 
daß er das Eigenthum und den Befib des Grundſtücks aufgebe”). 


ſchenke u. ſ. w, zu Gunſten des Andern Verzicht leifte, e8 Übertrage. Bel. aud 
Brunner Urkunde I. S. 279 N. 1. 

2) Daß die investitura urſprünglich fränkiſches Hecht fei und ſich erfl 
allmählich von den Franken aus zu ben andern Stämmen verbreitet habe, hatte 
Merkel Zeitfchr. f. Rechtsgeſch. IL. S. 47 vermuthet und Sohm fränfifches 
Recht S.27 ff. zu beweifen verſucht. Bgl. bagegen Heusler Gewere ©. 2 fi., 
Hai S. 105 N.1, 137 ff, Brunner Url. I. S. 278ff.: das Wort ift fränkiſch, 
aber der dadurch bezeichnete Alt findet ſich überall bereits in alter Zeit. 

4) 9. Bar Beweisurtheil S. 179 ff. N. 330, Heusler Gewere ©. 6 fi. 

5) Brunner Url. I. ©. 188 f., 273. 

6) Diefe Geftaltung tritt uns regelmäßig in ben Quellen entgegen. 

sa) So auch nad Schwediſchem Recht, v. Amira Obl.⸗R. I ©. 513. 

7) In der neueren Literatur (3. B. Sohm Auflaffung S. 84, 90, Brunner 
Url ©. 273 f., 806 f. u. f. w.) wird Diefe regelmäßige Geftaltung ver Eigenthums⸗ 
übertragung als jymbolifche Inveſtitur bezeichnet, Zweifellos beobachten unfere 
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3. Wohl beeinflußt vom Römilchen Recht, welches ſich in ben 
Provinzen ald Vulgarrecht dahin audgebildet hatte, daß man die 
Befikeinweifung in ein Grundftüd (die traditio des Römijchen Rechts) 
auch dadurch als erfolgt betrachtete, daß der Veräußerer eine Urkunde 
über die Veräußerung dem Erwerber übergab®), entwidelte ſich bet 
verſchiedenen beutfchen Stämmen neben der vollßredhtlichen auch Die 
Uebereignungsform, daß über die Veräußerung vor Zeugen eine Ur- 
funde aufgenommen und diefelbe, oft noch unter Hinzufügung anderer 
Symbole?), dem Erwerber übergeben wurde; die Urkunde gab ihm, 
falls der PVeräußerer fih in ihr nicht ein entgegengejebted Recht 
vorbehalten hatte, die Befugniß feinerjeitö ſelbſt den Befig zu ers 
greifen). Der Umftand, daß, bejonderd wenn e8 fi um den Er- 


Quellen keinen feften Sprachgebrauch; fie reden von Inveſtitur, wo eine traditio 
in Verbindung mit Symbolen vorliegt (Brunner Rezenfion des Sohm'ſchen 
Bude, in Goldſchm. Ztſchr. XXI. S. 534, Url. ©. 278 N. 3 mit den bortigen 
Eitaten), ebenfo wie umgekehrt oft bie investitura gemeint und von traditio 
geſprochen wirb (Heusler Gewere S. 8ff., Haiß S. 78ff.). Aber es erfennt 
and Brunner Url. ©. 808 vgl. mit S. 305 an, daß man flatt „Igmbolifche 
Inveftitur” genauer „Uebereignung“” jagen müßte. Es würbe, m. E., zur Berein- 
fahung der Discnfflon beitragen, wenn man bei der hergebrachten Zerminologie 
verbliebe und als Inveftitur nur bie auf dem Grundſtück ſelbſt zur Uebertragung 
bes Befitzes vorgenommenen Handlungen bezeichnete; denn tn höherem Grabe, 
als Sohm Auflaffung S. 105 es zugiebt, ift e8 Doch der regelmäßige Sprachgebraud, 
baß ber traditio die investitura entgegengeftellt wird, welche eine reale Inveſtitur 
auf dem Grunpftüd ſelbſt ift, vgl. 3.8. Kraut 8 78 n0.49, 56—60. 

s, Es ift ein befonderes Berbienft von Brunner (Ur. ©. 113 ff., 124 ff.), 
dies Römifche Vulgarrecht zum erfien Mal bargeftellt zu haben. — Val de 
Liövre in f. angef. Rezeuflon jpricht die Vermuthung aus, es möchte baffelbe 
durch germaniſche Auffaffungen beeinflußt worden fein. 

N Brunner Url. ©. 188, 264 f., 276, 302f. — Bedenken erregt bie 
von Brunner S.275 f. angenommene Reihenfolge von Stadien in ber Ent- 
widlung; vgl. auch bereit8 Val de Liövre a. a. O. ©. 7. 

10) Brunner Url. S. 112f., 130 ff., 288 ff., 299 f.; er weift gegen Sohm 
nad, daß dieſe Rechtsbildung auch bei ben Franken galt. Bgl. Übrigens auch 
Ion Roth Feubalität. 1868. S. 153f. — Ueber das langobarbifche Recht in 
biefer Beziehung Brunner in Goldſchm. 3. XXII. &.70, 526 ff., Url. S. 130 ff., 
das Registrum Farfense (in den Mitth. des Inftituts f. öſterr. Geſchichts⸗ 
forſchiung V. 1. 1881) ©. 13f.; vgl auch Heusler bei Goldſchm. XXV. 
S. 417 ff. — Bei den Angelſachſen (vgl. Brunner Url. S. 151 ff.) wurde im 
Gegenjag gegen das Stammland (edel) das fg. bocland (das auf Grund von 
Rehtögeicäften, von Urkunden (boc) erworbene Land) dadurch veräußert, daß 


188 8 94. Die vertragsmäßige Uebertragung bes Eigenthums, 


werb für Kirchen handelte, eine Urkunde aufzunehmen war, mag zu 
dem Gebrauch geführt haben, die Traditio nicht mehr auf Dem Grund- 
ſtück felbft, fondern an einem andern, lebhafteren Ort vorzunehmen; 
denn ed wird oft mit Schwierigkeiten verbunden geweſen fein, Die 
für die Aufnahme der Urkunde erforderlichen Perſonen auf dem Grund⸗ 
ſtück jelbft zu wereinigen!!). So wurde dad Gut in einer Kirche, 
einer Volksverſammlung oder vor fonft geladenen Zeugen aufgelafjen. 
Auch fommt ed ſchon in der merovingilchen Zeit vor, daß die Ber: 
äußerung im Gericht (zuerft im Königdgericht, dann im Volksgericht) 
erfolgte; man bediente fi) dabei progefjualifcher Kormen (fg. Schein 
vindifationen), indem der Erwerber wie ein Kläger dad Recht am 
Grundſtück beanſprucht und nach den entiprechenden Erklärungen des 
Veräußerers dad Gericht es ihm zujpricht"?). 

4. War die Traditio auswärts, fern von dem Grundftüd vor. 
genommen, fo pflegte auf fie noch eine feierliche Cinweijung in den 
Beſitz (vestitura, die fg. reale Inveftitur) nacdhzufolgen, indem ber 
Veräußerer vor Zeugen unter ſymboliſchen Formen den Erwerber 
auf das Gut führte und ihn in feiner Gegenwart Beſitzhandlungen 


bie Urkunde Über das Land übergeben mwurbe; bei jeder folgenben Beräußerung 
waren bie alten Briefe mit zu Überliefern; eine neue Urkunde genügte nur, wenn 
bie alten Briefe amortifirt waren. 

Ueberjeben ſcheint mir bie für das fränkiſche Recht höchſt intereffante Nach⸗ 
richt bei Gregor v. Tours IV. c. 12: Erat enim (sc. Cantinus Episcopus) 
et avaritise in tantum incumbens, ut cujuscumque possessionis fines ejus 
termino adhaesissent, interitum sibi putaret, si ab eisdem aliguid non 
minuisset: et a majoribus quidem cum rixa et scandalo auferebat, a 
minoribus autem violenter diripiebat. Quibus et a quibus. ..nec dabat 
precia contemnens, nec accipiebat instrumenta desperans. Erat 
enim tunc temporis Anastasius Presbyter .. .., qui per chartas... 
Chrothildis Reginae proprietatem aliquam possidebat. Quem plerumgque 
conventum Episcopus rogabat humiliter ac supplieiter, ut ei chartas 
supradiotae Reginse daret, sibique possessionem hanc subderet. 
Alfo der Veräußerer übergiebt zugleih bie Urkunden, welche er jelbft bei feinem 
Erwerb erhalten hat. 

1) Brunner Url. ©. 127. 

1) Heusler Gewere S. 10 ff., Laband Rezenfion &. 383 ff., Bruuner 
das Gerichtszengniß und bie fränkiſche Königsurkunde 1873 (Feſtgaben für 
Heffter) S. 157 ff., in Goldſchm. Ztſchr. XXI. ©. 528 f., Url. ©. 275 N. 3, 
292 ff. Ä 
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vornehmen lie). in befonderd fprechended Zeichen ded erlangten 
Befiped war ed, wenn der Erwerber nad der investitura drei Tage 
und drei Nächte lang ungeftört auf dem Gut verblieben war (tri- 
duana sessio)'*). 

5. Das Eigenthbum ging auf den Erwerber, unabhängig von 
der Erlangung des thatjächlihen Beſitzes, bereits mit der formellen 
Traditio, mit dem in formeller Weile ausgeſprochenen Uebereignungs⸗ 
willen über. Die reale Inveſtitur gab ihm zu feinem Recht noch 
die Thatſache des Befitzes. Auf Grumd der Traditio fonnte er 
ih auch eigenmädtig in den Befit ſetzen und hatte nicht bloß 
gegen den Veräußerer eine Klage auf Einweiſung, jondern Tonnte 
auch von dritten Perfonen, denen etwa derſelbe Veraͤußerer fpäter 
das Gut tradirt und zugleich den Befig übertragen hatte, die Ab» 
tretung des Befitzes fordern”). Die reale Inveſtitur war für den 
Erwerb ded Rechts nicht erforderlich‘), bot aber manche Vortheile 
dar: jo um die Spentität des veräußerten Grundſtücks feftzuftellen, 


ı Sohm Anflafinng S. 90, 106 f., 112 f. fagt, daß allmählich — etwa 
jeit dem 10. Jahrhundert — bie reale Inveftitur vollſtändig durch die ſymboliſche 
Inveftitur, worunter die mit ſymboliſchen, Befig Übertragenden Formen verbundene 
Zrabitio verftanden wird, verbrängt worden fei. Es habe jett nur noch eine 
formlofe Einweiſung ober eine eigenmädhtige Befigergreifung flattgefunden. Für 
Deutihland ift dies jedenfalls nicht richtig, denn bier finden noch bis zum Ende 
des Mittelalterd feierliche Befigeinweifungen, insbefonbere auch durch den Richter 
oder durch den Fronboten flatt, Stobbe Auflaffung &. 201. 

1) Stobbe S. 160, 202, Haiß S. 58ff., 57ff., Brunner Url. 
8.296 |. R.1. 

15) Stobbe ©. 161ff., Heusler ©. 24ff. 48 f., Laband Rezenflon 
S. 389 f., Haiß S. 89 ff, Sohm Auflafinng S. 98 ff., S. 104 R. 81, fränfifches 
Recht S. 28 ff., 33, Brunner Rezenfion, in Golbſchm. Ztſchr. XXII. ©. 585, 
538, Urt. S. 113 ff., 119 ff., 124 ff. 126 ff., 185 ff. 806 ff. — Seine frühere 
Anſicht (Eheichliefung &. 80 ff., 86 f., Tranıng und Berlobung ©. 13f.), daß 
nit erft die Traditio, fondern bereits der Beräußerungsvertrag Eigenthum, 
aber ein unvolllonmenes Eigenthum übertrage, bat Sohm (Auflaffung &. 99 f.) 
aufgegeben. 

16) Gegen Heusler's (Gewere S. 41 ff., 470 ff.) Anficht, daß eine Traditio 
ohne nachfolgende reale Befigübertragung für Die Erben unverbindlich geweien 
fei, ngl. Kugelmann gemeinrechtl. Begründung des partifulären Erbvertrages. 
Erl. 1877 ©. 11ff., Löning Geſch. des Kirchenrechts II. ©. 751 und unten im 
Erbrecht. — Nach altſchwediſchem Hecht gab erft die investitura das volle Recht, 
v. Amira Obligationenredht I. S. 554 f., 567. 


190 8 94. Die vertragsmäßige Uebertragung bes Eigenthums, 


um zu conftatiren, daß fein Anderer Sigenthümer fei oder ein Redht 
auf den Beſitz babe u. |. w. 

Aber nur dann ging gemäß einem Geſetz Ludwig d. Fr.'7) das 
Eigenthum über, wenn die Auflaffung in dem Gerichtöiprengel, in welchem 
dad Grundftüd liegt (intra ipsum comitatum), erfolgt war; nur 
in diefem Zall reichten die Webereignungserklärungen bin. Hatte da⸗ 
gegen der Beräußerer die traditio in einem andern Sprengel vor- 
genommen, fo mußte noch die investitura innerhalb der Grafſchaft, 
in welder dad Grundftüd liegt, nachfolgen; daher joll der Erwerber, 
um ficher zu geben, fih von dem Veräußerer verbürgen lafien, daß 
er ſpäter noch die investitura vornehmen werde. 

I. 1. Sn der Zeit der Rechtöbücher, in welcher die abjolute 
Beweisbarkeit der vor Gericht erfolgten Handlungen galt, wurde ed 
immer häufiger, dab die Guundftüde im forum rei sitae, im echten 
Ding, durch gerihtlihe Auflafjung') übertragen wurden: fie 
ficherte dem Erwerber den Beweis, dat er dad Eigenthum ordnungs⸗ 
mäßig und ohne Einipradhe eined Dritten erworben habe. Trotz der 
weiten Verbreitung dieſer Sitte entwidelte fi doch nicht überall, 
jondern nur in zahlreichen Rechtsgebieten der Rechtsſatz, daß die ge 
richtliche Handlung ein Erforderniß des Eigenthumserwerbs je”). 


I) Capit. a. 817 c.6 (Mon. LL. I. p. 211); vgl. über dieſes, feinem 
Inhalt nach höchſt beftrittene Geſetz zuletzt Brunner Url. S. 277 f. 

18) Wenn urſprünglich „Anflaffung“ den Verzicht anf ben Beſitz, bie Auf⸗ 
gabe des Beſitzes bedeutet haben mag (Sohm Eheſchließung ©. 83, Auflaffung 
S. 86, fränk. R. ©. 34, 47, Brunner Url. ©. 274), jo bezeichnete man fpäter 
boch zweifellos mit „Auflaffung” bie geſammte Handlung, burch welche der Ber- 
äußerer fein Grundſtück auf einen Anbern überträgt; er läßt durch feine theils 
mündlichen theils fymbolifchen Erklärungen ſowohl das Hecht als ben Beſitz auf. 
Nur fo erllärt es fih, daß 3.8. Sadienip. L 9. $5 von nachträglicher Auf⸗ 
laffung reden kann, wo ber Beſitz bes Guts längft auf den Erwerber überge- 
gangen ifl. — Irrig erllärt Laba ud vermögensrecti. Klagen ©. 236 ff., Regen]. 
S. 409 die Auflaffung für „ein gerichtliche Urtheil, das im echten Ding auf 
Grund eines Scheinprozeffes ergangen war.” Dagegen Brunner bei Goldſchm. 
XXI. &. 528 R.: „bie Auflaffung war nie ein Urtheil, fonbern eine Partei⸗ 
handlung, die auf Grund eines Urtheils erfolgen Tonnte, aber auch fonft vorlam.“ 

19) Weber die Entflehung biefes Rech tsſatzes Sohm fränk. Recht ©. 35 ff., 
48 ff., Über feine Geltung für Magdeburg, Prag, Brlinn, Iglau, Hamburg, 
Dortmund, Büren, Eleve, Berben, Hildesheim, Celle, Braunfchweig, Goslar, 
Münden, Bamberg, vgl. Stobbe Auflaſſung S. 166 ff. Ueber den Umfang, in 
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In manchen Städten, in weldyen die freiwillige Gerichtöbarleit von 
dem echten Dinge auf die Gemeindebehörde übergegangen war, hatte 
die Auflaffung nicht vor dem Gericht, jondern vor dem Stadtrath 
zu erfolgen?) 

2. Die gerichtliche Auflaffung beitand in der feierlichen, in dem 
echten Dinge abgegebenen und durch Symbole verftärkten Erklärung 
ded DVeräußererd, daß er fein Recht aufgebe und auf den Andern 
übertrage*), und in der gerichtlichen Beftätigung ded Akts. Das 
Berfahren bewegte fi in den Formen ded Prozefjed, mit Fragen 
und Urtheilen”); wenn auf Befragen ded Richters Niemand Ein- 
\prahe erhoben Hatte, ſchloß ed mit dem von den Schöffen gefun- 
denen und von dem Richter verfündeten Spruch, daß dad Recht auf 
den Erwerber übergegangen jei, und mit dem Friedewirken des 
Richter8: jeder, welcher den Erwerber in feinem Befib und Redt 
ftöre, folle den Frieden, den rechtmäßigen Zuftand gebrodyen haben. 

Auch jet gebt das Recht auf den Erwerber mit der Auflafjung 
unabhängig von feinem Beliterwerb über. Für die Einführung in 
den Befig war in einigen Gebieten ein bejondered gerichtliched Ver⸗ 
fahren ausgebildet, indem von Seiten bed Gerichtd fein Spruch, 
dab der Erwerber da8 Gut erworben haben folle, in thatjächliche 
Wirkſamkeit gefept und der Erwerber in den Befiß eingewiejen 
wurbe®), 


welchem das Prinzip galt, ift Streit; vgl. Sohm S. 41ff., welder es ins⸗ 
befondere auch dem Sacfenfpiegel und Schwabenfpiegel zufchreibt. 

% Stobbe ©. 184 ff.; 3. B. in Magdeburg, Lübed, Hamburg, Dortmund, 
Stendal, Stralfund, Zürich, Wien (Schufter Wiener Stabtr. S. 29) u. ſ. w. 

3) Aehnlich wie im ältern Recht (vgl. N. 8) kommt es auch jetzt vor, daß 
der Beräußerer feine eigenen Erwerbsurtunden dem neuen Erwerber einhändigt; 
außerdem wirb letterem noch vom Gericht eine nene Urkunde ansgefertigt; vgl. 
Schweizer Url. v. 3. 1427 in Schröder Urkk. no. 279 (1. Aufl. no. 257). — 
Ueber die Verpfändung ber Hausbriefe vgl. unten $ 107 N. 6. 

29) Laband Klagen ©. 236 ff. 

3) Stobbe S. 201 ff. — Beftritten ift Die Frage, wie e8 mit ber Gewere 
ſteht. Iſt dieſelbe Befis, fo kann eine Gewere erſt vorhanden fein, nachdem ber 
Befis thatfädhlich erworben if. Nun fagen aber manche Rechtsbücher, Stadt⸗ 
rete und Urkunden (vgl. Stobbe Gewere ©. 456 ff., Beſeler Erbvertr. I. 
6.185 N. 2, Laband Re. S.405ff., Sohm Auflaffung ©. 95, Heusler 
8.20 ff, Franken ©. 84 N.2, Brunner Url, ©. 806 und R. 1), daß mit 
ber Auflaffung bereits der Beſitz, die Gewere, Die corporalis possessio über- 
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3. An manden Orten nahm die Auflaffung eine qualifizirte 
Bedeutung an’): bier ging nicht einfah unter Betheiligung des 
Nichterd dad Recht vom Veräußerer auf den Erwerber über, jondern 
gab es der Beräußerer zunächſt dem Richter auf und übertrug es 
fodann der Richter dem Erwerber*). Ganz wie wenn diejer Das 
Recht durd einen Prozeß erftritten hätte, erhält er es durch den 
Ausiprudy des Gerichtd; es geht auf den Erwerber über, nidyt wie 
ed der DVeräußerer hatte, jondern wie ed der Richter ihm übertrug. 

Auch wenn der Auftor nicht Eigenthümer war oder dad Gut 


gegangen fei und e8 haben ſich dafür au Albrecht Gewere S. 63 ff., Stobbe 
Gewere ©. 456 ff., v. Bar Beweisurtheil S. 178, v. Meibom Pfandr. ©. 326 
ansgejprochen, wogegen Heusler ©. 187ff., 242, Laband Re. ©. 403 ff. 
Planck J. S.511, 518 N. 16 die Entflehung der Gewere zufolge ber Auflaffung 
leugnen. — Da nun aber zweifellos einzelne Duellen von einer @ewere bereits 
zufolge der Auflaffung jprecheu, jo kann bier Gewere unmöglich Beſitz bedeuten; 
die Stellen find nur dahin zu beuten, daß der Veräußerer bie Befigeimweifung 
verfpricht oder e8 dem Erwerber überläßt, fi ſelbſt in Beſitz der Sache zu 
fegen; er Äberträgt auf ben Anvern nicht bloß fein Recht, fondern zugleich bie 
Beiugniß, die Sache zu befiten. Gewere bebeutet bier alfo nicht Beſitz, jonbern 
Hecht zu befiken, vgl. auch oben 8 72 N.7. — Sohm Auflafjung S. 108 ff., 
weicher in Uebereinflunmung mit ber älteren Lehre die Gewere auch ohne realen 
Befiterwerb entfteben läßt, fonftruirt in ber Weife, baß ber Erwerber durch con- 
stitutum possessorium auf Seiten bes Veräußerers Beſitzer werde. Aber — 
bier kehrt vie von ihm für ben Eigenthumserwerb neuerdings aufgegebene Anſicht 
(vgl. oben NR. 15) wieder — es befinde nur eine refative Gewere; ber Erwerber 
habe fie nur gegenüber feinem Beräußerer; das corpus jeine® Beſitzes fei nad 
beutihem Recht dritten Perfonen gegenüber nicht fihtbar. So ſehr ſich ber Verf. 
Dagegen fträubt, kommt er doch zu einer Gewere, welche nicht Beſitz, jondern Recht 
zu befiten ift. 

#4) Zahlreiche Nachweile dafür in Stobbe Auflaffung S. 193 ff. — Ich 
führe noch einige weitere Zengniffe an: Schröder Urfl. no. 129, 139, 279 
(1. Aufl. no. 106, 114, 257), Grimm Weisth. III. S.5öiff., VI. 678. 838, 
Recht v. Zug (Schweiz. Ztſchr. XIX. 1. S. 157), Url. 0.3.1429 bet Befeler 
Erbvertr. II. 2. ©. 226, Franken J. S. 84 N. 2, S. 86 N. 1, SEN. 1, 
©. 118f. 119 f. — Aus dem Währſchaftobuch des Stadtgerichts zu Gelnhauſen 
v. 1596—1660 bat Stölzel die Güte gehabt, mir bie entſprechenden Gebräuche 
mitzutheilen. - 

3) An manchen Orten blieb dieſer Gebrauch auch noch in den folgenden 
Jahrhunderten beftehen und erhielt fih 3.8. in Sadjfen als fog. investitura 
allodialis, al® eine mit Bezug auf Allod erfolgende richterliche Uebertragung, 
Stobbe ©. 214. 
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nicht veräußern durfte, wird der Erwerber doch Cigenthümer, weil 
bad Gericht ihm das Eigenthum zuſprach. Freilich Tonnte diefer 
Emerb von dritten Perjonen angefochten werden, weil der Auftor 
dad Gericht nicht hätte anweiſen dürfen, dem Erwerber Eigenthum 
zuzuerfennen. Aber nur Jahr und Tag hindurch war Diele An- 
fehtung möglich. Blieb der Erwerber Jahr und Tag hindurch uns 
angefochten in feinem Beſitz, jo verwandelte ſich feine Gewere in 
eine rechte Gewere; troß des mangelhaften Rechts des Auftors hat 
fih dad Recht des Erwerbers zu unanfechtbarem Eigenthum verftärkt. 
4. Die vor Gericht oder dem Stadtrath erfolgten Auflaffungen 
wurden in den Gerichtsbüchern, Stadtbühern oder in für biefen 
Zweck bejonderd angelegten Berlaßbüchern (libri resignationum) 
protokollirt*). Um eine größere Meberfichtlichkeit zu erreichen, machte 
man in den Büchern für die verjchiedenen Stabditheile befondere 
Abtheilungen oder trug die auf dafjelbe Grundftüd fich beziehenden 
Rechtsakte chronologisch hinter einander am derjelben Stelle ein. 

. Die Budeintragung lieferte denjelben Beweis wie das Ge 
richtszeugniß ”) und ed entitand die Rechtsauffaſſung, dab das Recht 
niht dur die Auflaffung vor Gericht, jondern dur die nach—⸗ 
folgende Eintragung übergehbe*) und dab ein im Gerichts⸗ ober 
Grundbuch eingetragened Recht nur durd eine neue Eintragung vers 
Ioren gehen koͤnne. 


*) Dben I. $ 67 und Stobbe ©. 204 ff. 

7) Ludwig's Priv. für Dortmund v. 3.1332 8 18 ((Frensdorff Dortmunder 
Statuten &. 199): Volumus, ut omnium emptionum sive venditionum trac- 
tatus super possessionibus domibus redditibus et aliis bonis immobilibus 
quibuscumgue .... resignationesque predictorum venditionis aut emptionis 
tempore fiant in presentia vestrorum consulum in sede sedentium et 
coram ipsis omnimode pertractentur, pertractata vero libro civitatis in- 
serantur, ipsoque libro insignita temporibus se offerentibus in hujusmodi 
casibns pro judicato per vos inantea teneantur. Hamb. Stabtr. 1497. ©. 8: 
Wat averst vor deme rade vorlaten unde in der stad bock geschreven 
steyt, dat gheyt vor alle segele unde breve, edder rowelyke langhe be- 
syttynge, der me ghenetet na segelen unde breven, de er ankumpst 
unde recht vormelden unde medebryngen. 

3 Stobbe S. 207 ff. in Betreff Lübecks S. 208. — In Böhmen, Mähren, 
Oberſchleſien erfolgte ver Eigenthumsübergang durch Eintragung auf dem Lande 
ſchon ſeit dem 13. Jahrhundert, in den Städten (Prag, Olmütz) erft feit bem 
15. Jahrhundert, Randa in Grünhut’s Ztichr. VI. ©. 96. 

Stobbe, Privatrecht. IL 2. Aufl. 13 
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5. Wo die Auflaffung fein Erforderniß für die Eigenthums⸗ 
übertragung war, ging dad Eigenthbum durch die auf Grund des 
Beräußerungdvertraged erfolgte Tradition über. 

Der bloße Bertrag gab nicht Eigentyum; über Die Trage, ob 
er ein dinglich wirkſames Recht, ein jog. jus ad rem bewirkte, vgl. 
unten III. $ 175 Nr. 11. 

III. Aud nad) der Reception des Röm. Rechts blieb die Auf 
laffung in manden Bezirfen noch weiter in Geltung. Da jeht die 
Gerichtöbarfeit nicht mehr in den allgemeinen Bolföverfammlungen 
gehandhabt wurde, ſuchte man die verloren gegangene Publizität 
des echten Dinged für die Veräußerungen dadurch zu erjehen, daß 
die Abficht zu veräußern von der Kanzel herab oder durch Anſchlaäge 
an den Thüren des Gerichtd oder Rathhauſes verlautbart wurde. 
Die Formen der alten Auflaffung verloren immer mehr an Be 
deutung gegenüber der Cintragung in die Gerichtsbücher, welche 
als dad den Cigenthumdübergang bewirkende Moment erichien?). 
Für die Erhebung von Widerſpruch gegen die Veräußerung behielt 
man entweder die alte Frift von Fahr und Tag bei oder fürzte die: 
jelbe ab®). 

Doch war der Rechtszuſtand in Folge und jeit der Neception 
in den verſchiedenen Rechtögebieten ſehr mannigfaltig. 

1. Während nad) dem ältern Recht die Mitwirkung ded Richters 
fi) auf die Mebertragung des Eigenthums bezog, wird an vielen 
Orten jebt jeine Betheiligung wefentlih für das der Veräußerung 
zu Grunde liegende obligatoriſche Nechtögeihäft (Kauf, Schenfung x.) 
erfordert. Die Contrahenten jollen den Veräußerungdvertrag zur 
Kenntnig des Richters bringen (infinuiren), ihn beitätigen (confir- 
miren), rejp. in die Gerichtöbücher eintragen laſſen. Der Richter 
joU die Freiheit und Ernitlichleit des Vertragswillens prüfen, nad 
forfchen, ob das Geſchäft nicht einer Partei zum Nachtheil gereicht, 
im SIntereffe der Grundfteuerbehörden Kenntniß von der Veräußerung 
nehmen, Webertragungen an Fremde oder unzuverläjfige Perſonen 
verbüten, welche feine Sicherheit für die Abführung der öffentlichen 
Laſten bieten u. |. w. *i). 

2 Stobbe S. 213 ff. 


20) Stobbe S. 235 fi. 
ꝛi)y Stobbe S. 220f., 234f., Roth B. A. 8 136 N. 40 ff. — Noch 
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Doch wird die Bebentung biejer obrigfeitlihen Snfinuation 
ſehr verſchieden normirt: 

a) war ſie unterblieben, ſo ſoll nach manchen Partikularrechten 
der Veräußerungsvertrag als nichtig gelten; vor der Inſinuation 
oder Protokollirung (reſp. auch vor der notariellen Aufnahme) wird 
überhaupt gar kein Conſens angenommen und kann jede Partei ſich 
von dem Vertrage lodjagen”). Nach andern Rechten iſt der Ver 
trag gültig, aber jeder der beiden Contrahenten kann gegen gewiffe 
Vermögendnachtheile (Verluft der Archa, Reftitution der doppelten 
Archa), felbft dann, wenn die Veräußerung von beiden Seiten er- 
fallt ift, den Vertrag widerrufen). 

b) Die Snfinuation ift nach vielen Rechten nur für den Beftand 
des Vertrages von Bedeutung; zum Uebergang ded Eigenthums 
bedarf e& der Tradition, Auflafjung oder Eintragung. Sn andern 
Partitularrechten tritt die Infinuation zugleich an die Stelle ber 
Auflaffung und geht mit der Protofollirung oder richterlihen Be- 
ftätigung ded DVertraged dad Eigenthum über, während die Tradition 
nur einen faktiſchen Zuftand begründet®). 


2. Sn andern Nechtögebieten wurde die Entwidelung weniger 
geftört und ließ man nad wie vor dad Cigenthum durch die Auf 
laffung oder durch die Eintragung des Erwerbers in die Grund» 
bücher übergehen®). Bei Tradition ohne Auflaffung wird der Er- 
werber nur ein titulirter Befiter und darf, wenn nicht etwa ber 
vorangegangene Vertrag partifularrechtlih für ungültig angejehen 
wird, auf Nachholung der Auflaffung oder Eintragung Tlagen, um 


Runde 8259 erflärt als eigentlihen Grund für bie obrigfeitliche Auziehung, daß 
auf fat allen Grunpftüden öffentliche Laften haften, Stobbe S. 221f., 234. 

 Stobbe S. 222f.: Kurheſſ., braunſchw., einzelne fächl. Geſetze, Solmſer 
dreht; die Bartilularrechte bei Roth DB. IL. 8 136 N. 39, 42, 45, das baier. 
Notar. Gef. v. 1861, daſelbſt N. 52 ff. 

2) Stobbe S. 224f., Roth II. 8 136 N. 51. 

29 Stobbe S. 226. 

3 Stobbe S.228ff., jo nach dem revib. Lüb. R., ben Hamb. Statt., 
der Frankf. Ref, dem Lüneb. Stadtr., Jül.⸗Berg. Landr., Edilt für Berlin u. 
Köln, der 61. ſächſ. decisio elector. v. 1661, dem Braunfchw., Mecklenb. R. 
— Def. G. B. 8 431, 321. 


13* 
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dad Eigenthum zu erlangen®); au Tann er nach einzelnen Rechten 
Eigentum durch Erfihung erwerben?”). 

So kam man partilularredhtli dazu zwei Arten Eigenthum 
zu unterjcheiden®®), dad dominium civile ded im Grundbud einge 
tragenen Eigenthümers, welder das Grundftüd vindiciren und burd 
weitere Eintragungen veräußern und belaften fan, und bad dominium 
naturale, welches eigentlich nur titulixter Beſitz ift, aber dem Beſitzer 
die actio Publieiana und negatoria, gegenüber dem vindicirenden 
Bigenthümer die exceptio rei venditae et traditae und das 
Recht giebt, auf Grund der Verjährung die Eintragung zu er 
zwingen ®). 

3. In noch andern Partikularrechten recipirte man den gemein 
rechtlichen Sab, dab dad Eigenthum nur mit der Tradition über 
gehe). Doch verlangen mandye dieſer Gejehgebungen die Ein- 
tragung im Grundbuch, nit für den Eigenthumserwerb, ſonder 
damit der Erwerber gewilje Rechte des Eigenthums ausüben könne. 
Nur der im Grundbuch eingetragene Cigenthümer fann Hypotheken, 
jonftige Laften und einen neuen Erwerber ald Cigenthümer em 
tragen lafjen: nur er gilt dem Gericht gegenüber ald legitimirt zu 
Dispofitionen vor dem Grundbuchamt. 

So entfteht auch bier eine doppelte Art von Eigenthum: ein 
Buch⸗Eigenthum oder formelled Eigenthum ded im Grundbuch Ein- 
getragenen und ein materielled Eigenthum defjen, der auf Grund 
eined Rechtsgeſchäfts durch Tradition Eigenthümer geworden tft“). 
Dieſe Rechtögeftaltung enthält das Wiürrtembergijche), das Franzöfiſche 
Net”) und nah ihm das Badenſche Landrecht, dad Preußiſche 


36) Weber bie Frage, ob in biefem Falle beim Konkurs des Veräußerers 
das Grundftüd zur Maſſe zu zteben if, vgl. Stobbe ©. 242. 

m Stobbe ©. 237 ff. 

3 Stobbe S. 239 ff.; vgl. auch oben $ 80 N. 30. 

Dies war befonders fächfijches Recht (Decisio I. v. 3. 1746); vgl. 
Haubold 8 175b, 1754, 186, 187. 

w) Stobbe S. 232. 

a) Stobbe ©. 242 ff. 

2) v. Wächter I. ©. 978, IL. S. 373 fi., 377 ff. 

23) Zachariä I. 8 255 ff.; nach franz. R. gebt das Eigenthum bereits 
buch den Bertrag über. 
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Landrecht*), das Mecklenburgiſche Recht für Landgüter*) und die 
neuefte Baieriſche Gejepgebung“*). Um den Conflikten zu entgehen, 
welche dieſes doppelte Eigenthum hervorrufen kann, fordern einzelne 
Partilularrechte, daß der neue Erwerber fih ald Kigenthümer im 
Grundbuch eintragen laſſen jol*). 


8 9. Fortſetzung. Neueſtes Recht. 

Um den Dualismus des Eigenthums zu beſeitigen und ein un⸗ 
zweifelhaftes Recht für den Erwerb des Eigenthums an Grundftüden 
zufolge einer freiwilligen Veräußerung zu gewinnen, haben zahlreiche 
neuere Geſetzgebungen die Tradition, die Bezahlung oder Creditirung 
des Kaufpreiſes für indifferent erklärt und laſſen das Eigenthum 
lediglich durch Eintragung des Erwerbers auf Grund der entſprechen⸗ 
den Erklärungen des eingetragenen Eigenthümers und des neuen 
Erwerbers übergehen (Auflaſſung, Laſſung, Verlaſſung). Hierher ge⸗ 
hört die Mecklenb. Geſetzgebung für Stadtgüter v. J. 18571), die 
Bremer Erbes und Handfeſten-Ordnung von 1860 ($ 10,12, 13) 
das Sächſ. Geſetzbuch ($ 276), das Gefep für Kippe v. 23. März 
1864 $ 10, für Neuß j. L. v. 20. Nov. 1858 8 2, das Koburger 
Geſetz v. 31. März 1852 art. 1,2, das Hamburger Geſetz v. 4. Dez. 
1868 $ 2, 6, das Defterreihiiche Geſetz v. 25. Juli 18712) u. |. w.;?*) 


4) Förſter III. 8172 N. 25; doch waren bie Prinzipien bes Preuß. 
Rechts Tontrovers, vgl. gegen Förfter und das Preuß. O.⸗Trib. Ziebarth Real⸗ 
exekution S. 250—252, die Reform des Grundbuchrechts 1870. S. 21 ff. 

5) Medi. Hyp.⸗O. f. Landgliter v. 1848. 8 9 und v. Meibom Medienb. 
Öypothelenr. 1871. S. 52. 

“) Roth B. II. 8 186. S. 152 N.49, ©. 158, Regelsberger Studien 
im baier. Sppothelenrechte 1872. S. 96 f., 105 ff., Bayer. Hypothekenrecht I 
1874. &. 44 ff., 68 ff., 73 fi. 

7) Ueber die Gefchichte der Zmangstitelberichtigung in Preußen, wo das 
Landrecht fie worjchreibt, bie fpätere Geſetzgebung aber fie fallen ließ, vgl. Dern- 
burg I. 8 199. 

1) Revid. Stabtb.»- Ordnung v. 1857. 85; vgl. au v. Meibom Medib. 
Hp. R. ©. 52. 

9 84: „Die Erwerbung, Uebettragung, Beſchränkung und Aufhebung ber 
bücherlichen Rechte wirb nur durch die Eintragung berfelben in das Hauptbuch 
erwirkt;“ vgl. Strohal zur Lehre vom Eigenthum an Immobilien. Eine Studie 
aus dem Defterr. Grundbuchsrecht. Graz 1876, beſonders S. 9 ff. — Ueber biefe 
und noch einige andere Geſetze vgl. Stobbe S. 247 ff. Nach dem Geſetz v. 


198 895. Auflofiung. Neueſtes Recht. 


ganz beionderd aber das Preußiſche Gele vom 5. Mai 1872 über 
den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaftung der Grundſtücke, 
Bergwerke und felbftändigen Gerechtigfeiten, und die unter demjelben 


Datum erlaffene Grundbuhordnung?); diefen Preußiſchen Gejepen 
hat fi) dann in andern deutichen Staaten die Gefepgebung neuer 
dings angeichlofjen?*). 

Die hauptſächlichſten Grundzüge des neueren Rechts find, unter 
bejonderer Berüdiichtigung der preußiichen Gelege, folgende: 

1. Das Eigenthum geht nicht durch die Tradition‘), fondem, 
ohne Rüdfiht darauf, ob der Erwerber Befig bat oder nicht, durch 
die vor dem Grundbuchamt erfolgte Auflafjung“) und die fi daran 


Schwarzb.-Sonbersh. v. 10. März 1852 unb v. Schwarzb.-Rud. v. 6. Juni 1856 
geht das Eigenthum über durch Zufchreibung einer gerichtlichen Urkunde, welche 
nah Borlegung der Erwerbsurkunde des VBeräußerers und nach Beſcheinigung bes 
Titels für den neuen Erwerber ausgefertigt wird. — Sadjen-Weimar’iches Gel. 
v. 20. Apr. 1833: gerichtliche Beſtätigung ober fonftige urkundliche Uebereignung 
fund Eintragung des neuen Beflgers in das Grundbuch. 

2e) So auch nach manchen Geſetzen der Schweiz, v. Wyß Neferat über bie 
chweizer. Hypothelenrechte. 1874. ©. 53. 

2) Der Entwurf dieſes Geſetzes wurbe (Berlin 1869) offiziell bekannt ge 
macht. Ueber einen mobiflzirten Entwurf von 1869, 1870 vgl. Bähr in 
v. Ihering's Jahrbüchern XI. ©. 1—138 und Ziebarth die Reform bes 
Grundbuchrechts 1870. S. 3 ff., 15 ff. — Ueber das Geſetz felbft vgl. abgeſehen 
von ben Lehrblihern bes Preußiſchen Rechts A. Achilles die Preuß. Geſetze über 
Grunbeigentbum und Hypothekenrecht mit Einl. und Kommentar. 8. Aufl. Berlin 
1881. — W. Bahlmann das Preuß. Grundbuchrecht. 3. Aufl. 1880. — 
Körfter Preuß. Grundbuchrecht. Berlin 1872, beionders S. 72ff., 182f. — 
Heidenfeld das Preuß. Immobiliarredät. Berl. 1873. — Turnan die Grund» 
buchordnung v. 5. Mai 1872 mit Erläuterungen. Paberb. 1874, 3. Aufl. 2 Bände 
1883. — Dernburg und Hinrichs das Preuß. Hypothekenrecht I. 1877. 

30) Oldenb. ©. v. 3. Apr. 1876, Anhalt. G. v. 11. März 1877, Goth. G. 
v. 1. März 1877, Braunſchw. ©. v. 8. März 1878, Heffen-Darmfl. ©. v. 
6. Zunt 1879, Waldeckſches &. v. 25. Ian. 1881, Lippeſches Gef. v. 27. Juli 
1882, Schwarzb.-Sondersh. ©. v. 2. Aug. 1882. 

9 Ziebartb S. 15 ff. fordert den Rechtsſatz, daß mit ber Eintragung 
auch ber Beſitz Übergegangen ſei. — Das Geſetz v. 23. März 1864. 8 10 für 
Lippe beflimmt: die Zuſchreibung eine® Gruͤndſtücks im Katafter vertritt bie Ueber- 
gabe, „wo biefe zum Eigenthumsübergange nöthig und noch nicht gefchehen if, 
und bat alle Wirkungen derſelben“. — Ueber das Verhältniß von Beſit unb 
Eigentyum vgl. au Stobbe S. 238 f., S. 249 N. 297. 

4) Wenn Hanbelsgefegbuch art. 91 fagt, daß in dubio die in das Imventar 
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anſchließende Eintragung über. Die Auflaffung befteht in der Er⸗ 
färung des eingetragenen Eigenthümerd, daß er die Eintragung des 
neuen Erwerbers bewillige, und des legteren, daß er die Eintragung 
beantrage?). Diefe Erklärungen jollen mündlich und gleichzeitig er» 
folgen; doch können fich die beiden Parteien durch Bevollmächtigte 
vertreten laflen®). 

Der Eigenthumdübergang erfolgt unabhängig von dem zu 
Grunde liegenden Geſchäft?'). Daher: bedarf ed Feiner Aufnahme 


einer Geſellſchaft aufgenommenen, bisher einem Gejellfhafter gehörigen beweg⸗ 
ihen und unbeweglihen Saden „Eigenthbum der Gejellfchafter werben”, fo wirb 
dadurch das Auflaffungsprinzip nicht alterirt; wielmehr haben nur die andern 
Gefellihafter (und ber Liquidator, Entf. des ROHGer. XII. S. 39 ff.) einen 
Titel, um bie Auflafjung an die Firma zu fordern. Achilles Kommentar zu 
$1(3. Aufl. S. 81 N. h und Nadtrag ©. 592 no. 3). Auch beftimmen aus- 
prädlich einige Ausflührungsgefete 3. HGB., daß durch jenen Artikel die für ben 
Eigenthumserwerb geltenden Borfchriften des bürgerlichen Rechts nicht modificirt 
werden; vgl. 0. Hahn Kommentar zu art. 91 Anm. 6. 

Dagegen tritt von bem obigen Prinzip, Daß zum Erwerb und Verluft bes 
Eigenthums es ber Auflaffung und Eintragung bedarf, eine Ausnahme ein, wenn 
man bie Geſellſchaft nicht als ein eigenes Rechtsſubjekt, ſondern als die Summe der 
Geſellſchafter betrachten will: denn wenn die Firma als Eigenthlimerin eingetragen 
iR, geht beim Austritt eines Geſellſchafters und beim Eintritt eines neuen Ge⸗ 
fellichafters ein Eigenthumswechſel vor fich, ohne daß berjelbe im Grundbuch ver⸗ 
zeihnet würde. Bgl. v. Sicherer Genofjenichaftsgejeßgebung S. 111f., Dern> 
burg und Hinrichs ©. 326 ff. 

5) Preuß. Geſetz S 1, 2: „Im Fall einer freiwilligen Veräußerung wirb 
da8 Eigenthum au einem Grundftäd nur durch die auf Grund einer Auflafjung 
erfolgte Eintragung des Cigentbumsüberganges (I) im Grundbuch erworben. 
Die Auflaffung eines Grundſtücks erfolgt durch die mindli und gleichzeitig vor 
dem zufländigen Grundbuchamt abzugebenden Erklärungen des eingetragenen 
Eigenthämers, daß er bie Eintragung bes neuen Erwerbers bemwillige und bes 
Lebteren, daß er dieſe Eintragung beantrage.” — Während manche Geſetze das 
ganze, das Eigenthum übertragende Berfahren Auflaffung nennen (3. 8. Medienb, 
Stadtbuch.O. von 1857. 8 5), bezeichnet das Preuß. Geſetz — Übrigens in lieber» 
einfimmung mit bem alten beutfchen Recht — nur bie Barteierllärungen mit 
biefem Wort und unterjcheibet von ber Auflaffung die ihr folgende Eintragung. 

6) Daß nah Preuß. Recht dieſe Vertretung zuläffig ift, unterliegt feinem 
Zweifel, vgl. 3.8. Achilles S. 85. Doc ift ber Ausdruck unglücklich gewählt; 
denn unter einer mündlichen Erfärung bes Eigenthümers Tann man doch nur 
bie von ihm felbft abgegebene verfiehen. — Andere Rechte laſſen auch fchriftliche 
Anträge zu, Stobbe ©. 252 N. 302. 

ea) Seuffert XXXIII. no. 108. 
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von Urkunden über dafjelbe, nicht der Vorlegung von ſolchen vor 
Gericht ꝛc. und wird aud nicht der Grwerbögrund oder Titel in 
dem Grundbuch, eingetragen’). Das Gericht ignorirt die causa, den 
fog. Titel und führt lediglich den auf den Cigenthbumsübergang ge 
richteten Willen der Parteien durd). 

Iſt der Eigenthümer in Folge eined Veräußerungsgeſchäfts 
(3. B. Verkauf) zur Auflafjung verpflichtet, fo kann, wenn er die 
Auflafjungserflärung verweigert, diejelbe Durch ein gerichtliche Er: 
fenntniß erfeßt werden, welches ihn zur Auflafjung verurtheilt?‘). 
Das Urtheil giebt dem Obfiegenden nicht Eigenthbum, fondern nur 
das Recht, das Eigentum durch die auf feinen Antrag erfolgende 
Eintragung zu erwerben®). 

Folgt auf die Parteierflärungen Feine Eintragung, fo geht aud 
das Eigenthum nicht über). Erfolgt fie nicht unmittelbar nad) der 
Auflaffung, jo hat der Veräußerer, wenngleih er noch als Eigen: 
tbümer erjcheint®), doch die Befugniß verloren vor dem Grundbud- 
amt weitere Verfügungen über das Grundftüd zu treffen®®); denn 
mit der Auflafjungserflärung bat er auf die Ausübung feines Eigen⸗ 
thumd Verzicht geleiftet!). Die Frage, ob die Gefahr des ver- 
äußerten Grundftüdd auf den Erwerber mit dem Abichluß des obli- 
gatoriihen Rechtsgeſchäfts oder mit der Auflaffung oder mit der 
Tradition übergeht, ift in den Partikularrechten verſchieden geregelt‘). 


T) Andere Geſetzgebungen gehen nicht fo weit in der Loslöſung von bem 
unterliegenben Gejchäft, vgl. Stobbe S.256f. — Die Beflimmung des Preuf. 
Geſetzes ift vor ihrer endgültigen Feſtſetzung in ber Literatur und in den ſtän⸗ 
bifhen Berathungen vielfah angefochten worden; zu ihrer Rechtfertigung vol. 
Förfter Grundbuchrecht S. 83 ff. 

Ta) Preuß. Gef. 53. — Deruburg und Hinrichs ©. 180. 

°) Wenn ber noch nicht eingetragene Erwerber das Grundſtück veräußert, 
cebirt er feinem Erwerber den Anſpruch auf Auflaffung gegenüber feinem Ber- 
äußerer, Dernburg I. S 241 N. 1. 

N Freilich ſchreibt Brundb.-D. art. 48. al. 3 vor: „bie Eintragung des 
Eigenthums⸗Ueberganges muß fih unmittelbar au bie Auflaffung anfchließen.” 

9”, Kühnaſt Begriff der Grundſchuld 1877 S. 68 behauptet, daß in ber 
Zeit zwifchen ver Auflaffung und der Eintragung das Eigenthum ohne Subjelt 
beftebe. 

%) Dernburg und Hinrichs S. 286. 

10) Achilles zu 51 ©. 78f. 

1) Bgl. unten III. $ 184. 5. — Die Motive zum Preuß. Entw. von 
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2. Dad NRehtögeihäft, auf Grund deflen die Eintragung bes 
antragt wird, unterliegt feiner Prüfung von Seiten der eintragenden 
Beamten!?), und ed ift für den Cigenthumsübergang indifferent, 
wenn daſſelbe nad Inhalt oder Form anfechtbar oder nichtig ift. 
Die Eintragung erjcheint ald ein Formalaft!?*), lodgelöft von dem 
fie veranlafjenden Nechtögeihäft und unabhängig von der bona oder 
mala fides deö Grwerberd'?). 

Während nad älterem Recht der Richter, je nach feinem Par⸗ 
titularreht im verjchiedenem Umfange die Legalität des Weräußes 
rungsgeſchäfts zu prüfen hatte (Zegalitätäprinzip), fol er jegt nur 
die Nechtögültigkeit der vor ihm abgegebenen Auflafjungserflärungen 
prüfen; feine Unterfuhung bat ſich zu erftreden auf die Identität 
des Veräußererd mit dem im Grundbuch eingetragenen Eigenthümer 
und des Erwerbers mit derjenigen Perjönlichfeit, für welche er ſich 
andgiebt, auf die allgemeine Dispofitiondfähigfeit diefer Perjonen“*), 


1868 S. 44 nehmen an, daß wenn bie Tradition der Auflaffung voranging, 
auch die Gefahr bereits übergegangen fei; denn wenn ber Empfänger auch noch 
nit Eigenthümer fei, fo ſei er doch durch die. faftifche Beherrſchung bereits in 
ber Lage, alles zu thun ober zu unterlaflen, was eine Gefahr herbeiführen ober 
abwenden könne. Demgemäß beſtimmte $ 8: „Die Gefahr der Sache gebt durch 
bie Eintragung auf den Erwerber über, wenn ihm auch noch nicht übergeben tft.“ 
Die fpätern Entwürfe und das Geſetz jelbft Taffen den Paragraphen fort und 
die Motive nehmen das Fortbeftehen ver landrechtlichen Vorfchrift (I. 11. $ 95) 
an, wonach die Gefahr mit ber Uebergabe ber Sache ben Erwerber trifft. Bgl. 
and Achilles zu 8 15.82, ©. 593. 3, Dernburg und Hinrichs ©. 290 
N.25, Entf. des R. Ger. VII No. 69. 

12) Preuß. Grundb.⸗O. 8 46. al. 2: „Mängel des Nechtsgeichäfte, welches 
der vollzogenen Auflafjungs-, Eintragungs- ober Löjchungs- Bewilligung zu 
Grunde Tiegt, berechtigen nicht, die beantragte Eintragung ober Löſchung zu be- 
anftanben.” 

230) Bol. au Dernburg und Hinrichs S. 278, 286. 

18) Biele Partikularrechte haben ſich zu biefer Lostdjung nicht entjchleffen: 
das Züricher Geſ.B. 8 534 3.8. fordert „ein auf Eigenthumsübertragung ge⸗ 
richtete Rechtsgeſchäft“ und die „Eintragung biefes Rechtsgeſchäfts in das Grund⸗ 
protofoll”; das Sächſ. GB. 8 276 fett für die Eintragung „einen Rechtsgrund 
zur Eigenthumserwerbung voraus“. Bgl. auch Baier. Entw. III. art. 56 und 68. 
— Die Preuß. Grundb.⸗O. $ 48. al. 2 beflimmt nur, daß die Parteien befugt 
feien, eine Abfchrift der Über das Rechtsgeſchäft “rrichteten Urkunde zu den Alten 
zu geben. — Den im Tert bezeichneten Standpunkt befolgt das Medtenburger, 
Bremer, Breuß. u. f. w. Recht, vgl. Stobbe ©. 249 ff. 

a) Befindet ſich der Eigenthümer im Konkurs, fo find feine Verfügungen 
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auf die Frage, ob das Grundbuch feine Dispofitionsbefchränfungen 
ergiebt (Familienfideikommiß, Miteigenthümer, Vormerkungen) u. |. w. 

3. Aus diefen Prinzipien folgt: 

a) Wenn dad Veräußerungsgeſchäft nad dem Partikularrecht 
einer bejonderen Form bedarf, darf der durch die Eintragung bewirkte 
Eigenthumsübergang wegen Mängel der Form nicht angefochten 
werden). Bor der Auflaffung kann die mangelhafte Form des 
Veräußerungsgeſchäfts injofern von Einfluß fein, ald, wenn ber bi- 
berige Eigenthümer die Auflafjung verweigert, der andere Contra⸗ 
bent möglicyerweije Feine Klage auf Bewilligung der Eintragung bat. 

b) Hatte der Eigenthümer fein Grundſtück mehrmals veräußert, 
jo erwirbt nur derjenige, welcher eingetragen wird, dad Eigenthum, 
felbft dann, wenn er Kenntniß von einem ältern Rechtsgeſchäft hat, 
welches für einen Andern das Recht auf Eintragung begründet”). 

Dadurch tritt das neue Recht der älteren Auffafjung entgegen, 
wonad der Erwerber durch den Veräußerungdvertrag ein jus ad rem 
erlangt, und das Grundſtück von jedem fpätern Erwerber beraud: 
verlangen Tann’), und fodann dem früheren jpeziel preußiichen 
Sag’), daß der zuerit Eingetragene nur dann vorgeht, wenn er 
nicht wußte, Daß ein Anderer einen Altern Titel hat. 

4. Der Eigenthümer fol nur unbedingt eingetragen werden; 
fein Recht darf weder als ein fußpenfin- noch ald ein rejolutiv-be- 
dingtes bezeichnet werden. Insbeſondere ift e8 unzuläjfig, die Ver 
abredung einzutragen, daß dad Eigenthbum zurüdfallen folle, wenn 
dad Kaufgeld nicht voll bezahlt werde). Sol da8 Eigenthum 


nicht mehr wirkſam, auch wenn bie erfolgte Konkurseröffuung noch nicht im 
Grundbuch eingetragen ift, Dernburg und Hinrihs ©. All. 

14) Preuß. Gef. 8 10, Grundbuch⸗O. 8 46. 

15) Preuß. Geſ. $ 4. Ebenſo nah Sächſ. und Oeſtr. Recht, Strohal 
S. 40 ff. S.43 N.23. — Ueber dieſe Aufhebung bes fg. jus ad rem im 
Preuß. Recht Dernburg und Hinrichs ©. 875 fi. 

16) Vgl. unten III. 8 175 R. 11, 12. 

17) Preuß. Landr. I. 10. 8 25; vgl. darüber Förfter Preuß. Privatr. IIL 
8 156, Dernburg I. $ 184. 

18) lieber die8 pactum reservati dominii vgl. Leonhardt zur Lehre 
von ben NRechtsverhättniffien am Grunbeigenthbum. Hannover 1843, ©. 68ff., 
218—276, und Seuffeıt XXV. no. 241— 2438 (Oidenburg). — Nach manden 
älteren Rechten follte die Auflaffung erſt nad völliger Bezahlung des Kaufpreifes 
vorgenommen werden, Hamb. Stabtr. 1497. ©. II und Stobbe ©. 231f. 
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wirflih vorbehalten fein, fo darf der Eigenthümer nur tradiren, 
aber nicht umfchreiben laffen. Einem zur Sicherftellung der Forderung 
bed Kaufpreijed vertragdmäßig gemachten Eigenthumsvorbehalt kommt 
partifularrechtlih die Wirkung zu, daß der Veräußerer eine Hypothek 
für da8 rüditändige Kaufgeld eintragen lafjen Tann ?°). 

5. Da dad Grundbuch von ftaatlihen Behörden geführt wird, 
publiea fides genießt und jedem Sntereffenten zugänglich ift”), darf 
Jeder feinen Snhalt für richtig anjehen und Niemand ſich mit Un» 
fenntmiß deſſelben entſchuldigen. Wer im Vertrauen auf die Richtige 
feit ded Buchs ein Recht von dem eingetragenen Cigenthümer er- 
wirbt), ift gegen jede Anfechtung gefichert. Wer aber im Bewußt⸗ 
lein, daß in Folge des materiellen Rechts dad Eigenthum des 
Singetragenen einer Anfechtung ausgeſetzt ift, und überdies — nad) 
Preuß. Recht —, wer fchenfungsweife von ihm ein Recht erwirbt, 
bat auf diefen Erwerb Verzicht zu leiften, wenn die Anfechtung 


9) Haubold 8210 R.b., Sächſ. Geſ. B. 8 292. — Ueber das ältere 
Hannöver'ſche Hecht v. Bar d. Hann.'ſche Hyp.R. S. 69, 82; jet Preufi. Gel. 
f.e Hannover v. 28. Mai 1873. $ 43: „Eigenthunftsvorbehalte zur Sicherung 
einer Forderung, welche vor dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
bedungen find, werben in dem Grundbuchblatte . . . . als Hypothek eingetragen 
oder vorgemerkt”. — Ueber das Bair. R. Roth 8. II. $ 188. ©. 422, 
Regeleberger baier. Hypothekenrecht S. 77f., 244 ff. — Kurbefl. BO. vom 
17. Juni 1828. 8 6. — Naffauifches Pfandgeſ. v. 1851. $ 14, 23. — v. Meibom 
Medib. Hyp. R. S. 8 N. 41, ©. 108 N.T. — Römer Württ. Unterpfanbr. 
S. 126f. — Hyp.O. f. Schwarzb. Rud. v. 6. Juni 1856. $ 3. — Preuß. Gef. 
826: „ber bei der Veräußerung eines Grundftücks zur Sicherftellung einer Forde- 
sung bebungene Borbehalt des Eigenthums gewährt dem Beräuferer nur bas 
Hecht, Für bie beſtimmte Summe eine Hypothek auf das Grundftüd eintragen zu 
lafſen“; vgl. Dernburg 8 319 N.12, 13. — Dagegen beflimmt vie Bremer 
Handfeſten⸗O. v. 1860. 8 66 ff., daß der bei der Auflaffung erflärte Vorbehalt 
ein Pfandrecht nur für 6 Monate giebt (Über älteres Bremer Recht vgl. Höpken 
im Bremer Jahrb. VI. S. 221) und die Franff. BO. v. 10. Ian. 1837 (Souchay 
1. &. 59), daß in Folge des pactum reservati dominii das betreffende Grund⸗ 
Käd im Konkurs nur nach Bezahlung des veflirenden Kaufgeldes zur Maffe ge- 
zogen werben barf. — Wo das Partilularrecht nicht ausbrüdlich ven Eigenthums⸗ 
borbehalt einem Pfandrechtstitel gleichftellt, darf am ſich ihm biefe Bedeutung nicht 
sugeichrieben werben, Erner öftr. Hyp. R. IL S. 145. 

%) Wer Intereffent fei, vgl. oben 8 67 N. 21 ff. 

2) Es gilt Dies nicht bloß für die im Grundbuch eingetragenen Rechte, 
— auch für nichtseingetragene, 3. B. Miethrechte, Dernburg und Hinrichs 

. 208. 


204 895. Auflaffung. Neueftes Recht. 


erfolgt und bie igenthumsdeintragung ſeines Auktors gelöjcht 
wird ?!), 

Der eingetragene Erwerber iſt aljo Eigenthümer geworden, auch 
wenn dad Gigenthum feines Auktors beſchränkt oder anfechtbar war, 
falls er fi) in bona fide befindet und ſich jene Mängel nicht aus 
dem Grundbuch ergeben. Da er nicht einfah in dad Eigenthum 
feined Auktors fuccedirt, fondern jede Auflaffung einen jelbftändigen, 
durch den Richter vermittelten Erwerb bewirkt (vgl. oben$94 N. 21 ff), 
liegt in diejer Ausbildung des neueren Rechts audy fein Widerfprud 
mit dem allgemeinen Prinzip: nemo plus juris in alium transferre 
potest, quam ipse habet?). 

6. Nicht jede Eintragung ald Cigenthümer giebt Cigenthum, 
fondern nur eine ſolche, welche den Vorjchriften des Geſetzes entipricht. 
Alſo nur wenn der DVeräußerer, welcher die Eintragung vor dem 
Grundbuchamt bewilligt, zugleich Die Perfon ift, welche bisher im 
Grundbuch ald Eigenthümer eingetragen war, wenn ald Erwerber 
diejenige Perfon eingetragen wird, welche von dem Deräußerer vor 
dem Grundbuchamt ald Erwerber bezeichnet ift und weldye ihre Eins 
tragung beantragt, und wenn fie ald Cigenthümer für dasjenige 
Grundftüd eingetragen wird, auf weldes fi) die Auflaffungder- 
Märungen bezogen, entjteht durch die Auflaffung und Gintragung 
Eigenthum für den Eingetragenen. Ergiebt fich nad) einer von dieſen 
Richtungen ein Mangel®), jo wird der Eingetragene nicht Eigen 


21) Preuß. Gef. $ 9: „bie Eintragung des Eigenthumsüberganges und 
deren Folgen innen nah den Borfchriften des bürgerlichen Rechte angefochten 
werben. Es bleiben jedoch die in ber Zwifchenzeit von britten Perfonen gegen 
Entgelt und im redlichen Glauben an die Richtigkeit bes Grundbuchs er- 
worbenen Rechte in Kraft.“ Diefer Satz gehörte noch nicht der Preuß. Hyp.O. 
o. 1722 an; zweifelhaft ift er für die Hypothelken O. v. 1783, Dernburg 1 
8 191; birelt enthält ihn das Preuß. Landr. L 10. 8 17; über das neuefte Recht 
Dernburg I. 8 202. — Aehnliche Beftimmungen in anderen Partikularrechten 
bei Stobbe S. 265 f. 

37) Bol. v. Wächter UI. S.384 ff., 629 und Gruchot Beiträge XIV. 
©. 603 - 622. 

2) 3. B. A. iſt als Eigenthümer eingetragen, B. läßt auf; A. iſt ber Er 
werber und der Richter trägt B. als ſolchen ein; die Auflaſſung bezog ſich auf 
das Grundſtück a und der Richter trägt fie bein Grunbftüd b deſſelben Eigen- 
thümers ein. 
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thümer*). Denn dad Eigenthum wird nicht durch die Eintragung, 
fondern „durch die auf Grund einer Auflaffung erfolgte Ein- 
tragung des Eigenthumsüberganges“ erworben (Preuß. Gel. $ 1). 
Freilich bat diefer Eingetragene, dieſer lediglich formell ald Eigen- 
thümer Erſcheinende nicht die Rechte, aber body die Machtvollkommen⸗ 
beiten, welche das Gefe unmittelbar dem Eingetragenen zujchreibt. 
Denn das Prinzip der Publizität wirft dahin, daß diejenigen, welche 
in bona fide von ihm Rechte erwerben, gegen jede Anfechtung ihred 
Erwerbs geſichert find (vgl. Abjap 5). 

Sodann aber tritt noch eine weitere Beichränfung des Prinzips, 
daß der im Grundbud Eingetragene Eigenthümer ift, für die Fälle 
der nicht freiwilligen Veräußerung ein. Denn: „außerhalb der Fälle 
einer freiwilligen Veräußerung wird Grundeigenthum nad dem bis—⸗ 
ber geltenden Recht erworben"). Das Recht der Auflafjung und 
Belaftung des Grundftüdd erlangt aber der Erwerber erſt durch 
feine Eintragung im Grundbuh” (Preuß. Gef. $ 5). Im derartigen 
Fallen fann Semand wahrer Eigenthümer fein, ohne eingetragen zu 
jein, während der noch Eingetragene nur formeller Eigenthümer, 
Bucheigenthümer ift, aber das Eigenthum nicht mehr bat. 

Es ift daher der neuen Geſetzgebung nicht gelungen und ed Tann 
ihr auch nicht gelingen den Zwieſpalt zwiſchen formellem und mas 
teriellem Recht, zwilchen einem Bucheigenthum und dem wahren 
Eigenthum zu überwinden. Bei dem Cintragungdprinzip bleiben 
Fälle zurüd, in denen der Eingetragene nur dem Schein, aber nicht 
der Wahrheit nach Eigenthümer ift®). 


4) Ich habe mich von ber Unrichtigleit meiner früheren entgegengefeßten 
Anfigt (in Jhering's Sahrbb. XII. S. 261 ff., und in der 1. Aufl. d. Hand. 
II. S. 181) überzeugt. Bgl. für die Anfiht im Tert Strobal S. 2 N. 1, 
8.163 R.1, Hartmann Rechte an eigener Sade. 1877. S. 12 ff. (au in 
Ihering’s Jahrbb. XVII. S. 77 ff.), Förſter Grundbuchrecht S. 81, 185 u. ſ. w. 

Ha) Unrichtig fagt Befeler $ 91. II.: „Nah neueren Geſetzen überträgt 
nur bie Auflaffung Eigentbum an Grundfüden; die anderen Erwerbsarten, 
namentlihd Erbſchaft, Richterfprud und Berjährung bilden nur einen Rechtstitel 
für die Eintragung.“ 

3), Bähr S. 46 ff. 66 ff., 75 ff, ZiebartH S. 21ff, Hartmann ©. 13 
N. 13 (bei JIhering S. 78 N. 1), Dernburg und Hinrichs ©. 66 ff., 238 ff., 
262 f., (Paris) über die rückwirkende Kraft des Eigenthumserwerbsgeſetzes, von 
einem früheren Obertribunalsrath. Berl. 1880. S. 7 ff. 
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Bon all diefen Fällen einer Disharmonie zwilchen dem mate- 
rielem Recht und dem Inhalt des Grundbuchs find diejenigen Fälle 
zu jondern, in weldyen der Eingetragene nad) den Grundſätzen des 
Eintragungsprinzips wirklicher Cigenthümer ift, dad Bucheigenthum 
und das wahre Eigenthbum zufammenfallen, aber au Gründen des 
materiellen Rechts ein Dritter ein Recht auf Eintragung hat”). Derfelbe 
kann dann feine Eintragung fordern, aber nicht weil er Eigenthümer 
ift, fondern weil er ein Recht auf den Erwerb des Eigenthums bat; 
er klagt im römiſchen Sinn nicht mit einer vindicatio, jondern mit 
einer condictio; er behauptet nicht, daß der Inhalt des Grundbuchs 
falſch, ſondern daß er zufolge feines Titels auf Cigenthumsderwerb 
zu ändern fei. 

7. Wenn Semand ein Recht auf Eintragung hat, deren jo- 
fortiger Vollziehung aber Bedenken oder Hinderungdgründe ent- 
gegenftehen, kann er ſich durch eine unter Genehmigung ded einge: 
tragenen Eigenthümers oder unter Vermittlung des Prozeßrichters 
im Grundbuch eingetragene Bormerkung fein Recht gegenüber dem 
Eigenthümer und gegenüber allen dritten Perfonen fichern, jo daß 
die fein Recht verlegenden, ſpätern Eintragungen hinfällig find”). 

8 Wo dad Grundbuchſyſtem ftrenge durchgeführt ift, muß auch 
der Erbe, nicht um Eigenthbum zu erwerben”), jondern um die grund» 


3) Preuß. Gel. $ 9: „die Eintragung bes Eigenthbumsüberganges und beren 
Folgen können nad den Borjchriften bes bürgerlichen Rechts angefochten werben“; 
8 10: „die Anfechtung ift auch auf Grund des Rechtsgeſchäfts, in deſſen Beran- 
lafjung bie Auflafjung erfolgt ift, ftatthaft, jedoch wirb die mangelnde Form biejes 
Geihäfts Durch die Anflaffung geheilt“. 3. 8. der Käufer foll den Kaufpreis 
einen Monat nach der Auflaffung bezahlen, wibrigenfall® die ganze Veräußerung 
widerruflich ſei u. |. m. 

7) 3.8. Preuß. Geſetz $8, Achilles zu 88, Deruburg und Hinrichs 
©. 345 fi., 377 ff. — Wird in Betreff des Grundſtücks das Erpropriationsver- 
fahren eingeleitet, jo fol nah dem Preuß. Erpropriationsgefeg v. 1874 $ 24 
über diefe Einleitung von Amtswegen eine Bormerlung gemadht werben, jobald 
ber Unternehmer von der Buchbehörbe einen Auszug ans dem Grundbuch für 
das Erpropriationsverfabhren fordert. 

2) Das Sächſ. GB. 8 2286 verlangt die Eintragung zum Erwerbe bes 
Eigenthums; über die Unzwedmäßigleit dieſer Beftimmung vgl. v. Wächter 
Platzrecht. Leipz. 1868. S. 241f. N. 1. 
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buhmäßigen Dispofitionen ded Cigenthümerd vornehmen zu dürfen, 
ih eintragen lafjen®). 

9. Die Tradition ded Grundſtücks ohne Auflaffung und Ein- 
tragung giebt nicht Eigenthbum?), fondern nur die Rechte eines bonae 
fidei possessor?®), und der veräußernde Tradent bleibt noch weiter 
Eigenthümer. Indeſſen hat ein foldyer Befiger andern Perfonen ald 
dem Bucheigenthümer gegenüber die actio Publiciana”*). 

Für denjenigen, weldyer auf Grund eined Veräußerungdgeichäfts 
den Beſitz des Grundſtücks erworben hat, befteht ein Zwang zur Beſitz⸗ 
titelberichtigung nur nad) einzelnen Partifularrechten. Indirekt findet 
injofern eine Noͤthigung ftatt, ald der bloße Befiger nicht zu Dispos 
fitionen vor dem Grundbuchamt legitimirt ift und er die von dem 
eingetragenen Eigenthümer vorgenommenen Veräußerungen und Be⸗ 
laftungen anerfennen muß. Nach neueren Geſetzen ift der nicht ein⸗ 
getragene Erwerber der Bindikation von Seiten ded eingetragenen 
Eigenthümers ausgeſetzt und hat nicht einmal die exceptio rei ven- 
ditae et traditae, jondern Tann fein Recht nur dur Widerflage 
geltend machen”). Auh muß er, wenn der Bucheigenthümer in 
Konkurs fallt, dad von ihm befeffene Grundſtück an die Konkurs» 
maſſe ausliefern®'). 


9) Detail bei Stobbe S. 267 ff. und unten im Erbredt. 

20) Bol. für das Defterr. Recht Strohal S. 44ff. 

9b) Bol. aber in Betreff des Preuß. Rechts Erf. des Reichs⸗Ger. II. no. 81. 

9) Strohal S. 89 ff, Derndburg und Hinrichs ©. 262f., Achilles 
8.9. Das Sächſ. &B. 8 325 fließt für Immobilien die actio Publi- 
ciana aus. 

2) Preuß. Gef. 8 7: „Der eingetragene Eigenthümer ift kraft feiner Ein- 
tragung befugt, alle Kiagerechte bes Eigenthüimers auszuüben... . Hat der Be- 
klagte von dem Kläger ober feinem Rechtsvorgänger anf Grund eines ben Eigen- 
thumserwerb bezwedenben Rechtsgeihäfts den Beſitz bes Grundſtücks erhalten, fo 
find die aus dem Rechtögefchäft herzuleitenden Rechte nicht als Einrede, fondern 
nur duch Klage oder Widerklage geltend zu machen”; vgl. Achilles ©. 98, 
Förſter S. 183 ff., Dernburg und Hinrichs S.241f. — Dagegen hat er 
nad Oeſterr. Recht — und es erfcheint dies auch ale zweckmäßig — eine Ein- 
rede aus dem obligatoriichen Verhältniß, welches ihm den Beſitz verfchaffte, 
Strohal ©. Tb ff. 

u) Strohal S. 84 ff., Dernburg und Hinrichs ©. 284 f.; vgl. auch 
Baumeifter L. ©. 187 N. 36, S.211N.3 b. Anders nad Sächfiſchem Recht: 
hier hat der im Befi befindliche Käufer, wenn er ben Kaufpreis bezahlt ober 
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Fünfter Abfchnitt. Schub des Eigenthums. 
$ 96. 


I. Zu Folge des im deutſchen Recht geltenden Eintragungs- 
prinzipd, wonad in weitem Umfange der Eigenthbumderwerb bei 
Grundſtücken durd Auflafjung und Cintragung des Erwerberd im 
Grundbudy vermittelt wird, bat der Schup ded Eigenthums im 
Prozeß gegen das Römiſche Recht fehr weientliche Veränderungen er- 
fahren. Die Streitigfeiten um das Recht an Grundftüden geftulten 
fih vielfach zu Streitigkeiten um den Inhalt des Grundbuchs: es 
wird geflagt aud dem Eintrag im Grundbuch oder gegen den Eintrag, 
um eine Aenderung oder Löſchung defjelben zu erreichen. 

1. Während nad) Römiſchem Recht der Vindikant fein Eigen: 
thum zu beweilen hat, fteht nad heutigem Recht dem Kläger die 
Präjumtion feines Eigenthums zur Seite, wenn er ſich auf feine 
Gintragung im Grundbuch berufen fann. „Der eingetragene Eigen- 
thümer ift Kraft feiner Eintragung befugt, alle Klagerechte des Eigen: 
thümerd auszuüben, und verpflichtet, fi auf die gegen ihn als 
Eigenthümer ded Grundftüdd gerichteten Klagen einzulaſſen!).“ Durd 
Berufung auf dad Grundbuch hat er fich zur Anftellung der Eigen 
thumsklage legitimirt?). 

2. Aber neben dem Erwerb des Eigenthumd durch Eintragung 
beftehen, foweit e8 fi nicht um eine freiwillige Veräußerung handelt, 
die andern Erwerbögründe des Eigenthums weiter fort, und anderer 
ſeits fann eine Eintragung ungültig fein und den biöherigen Eigen: 
thümer nur jcheinbar, nur aus dem Grundbud verdrängt haben, 
während materiell fein Eigenthum fortbefteht. So gilt denn der 
im Grundbuch ingetragene auch nur im allgemeinen ald Eigen⸗ 
thümer, er ift ed aber nicht immer. In ſolchen Fällen Tann der 


frebitirt erhalten bat, gegen bie Gläubigerſchaft bes Verkäufers eine Klage auf 
Umſchreibung bes Grunpftäds auf feinen Namen, Schmidt IL. ©. 216 vgl. mit 
S. 212. 

1) Preuß. Gef. v. 5. Mai 1872 8 7; vgl. barliber Entf. d. Reichöger. IL 
S. 229 f., V. ©. 2883 ff. 

7) Ueber die Beichränlung der Einreden gegen feine Vindikation vgl. oben 
$ 95 N. 30. 
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wirkliche Eigenthümer, ohne eingetragen zu jein, Elageweife fein 
Eigenthum gegen dritte Perfonen oder gegen den Burheigenthümer 
verfolgen. Im legteren Fall Tann die Präfumtion au dem Grund- 
buch übenvunden werden; ed Tann das formale, ſcheinbare Eigenthum 
zu Guniten des außerbüderlihen Eigenthums vernichtet werden. 

a) Für die Bindilation ded wahren Eigenthümers dritten, nicht- 
eingetragenen Perjonen gegenüber?) gelten die dem Römifchen Recht 
angehörigen Grundfäge; er hat fein Eigenthum zu erweifen, falls 
er ed nicht vorzieht mit der actio Publiciana zu lagen). 

b) Steht der nicht eingetragene Eigenthümer im Prozeß dem 
Bucheigenthümer gegenüber, fo bat er die Thatſachen zu erweifen, 
welde fein Eigenthum gefchaffen oder das Eigenthum des Beflagten 
niht haben entitehen lafjen. Er Hagt auf Anerkennung und Ein- 
tragung feine Eigenthums; er fiht den Inhalt des Grundbuchs 
an, fordert die Löſchung des Beklagten und feine eigene Eintragung. 
Seine Klage ift keine einfache Feftftellungsflage; denn fie bat zum 
Zweck, daB der DBucheigenthümer nicht ferner als ſolcher erſcheine, 
daß die demfelben zuftehende Machtvollkommenheit vernichtet werde?). 

Diefe Klage ift eine bejondere Klage des deutſchen Rechts, welche 
nur unvollfommen dharakterifirt wird, wenn man fie als vindicatio 
oder als actio negatoria bezeichnet‘). Sie ift feine Vindikation; 
benn ihre Vorausſetzung ift ed nicht, dab der Bellagte ſich im Beſitze 
bed Grundftüc8 befindet und dem Kläger daſſelbe vorenthält”). Sie 
ift aber auch feine actio negatoria®); denn der Kläger behauptet 


2) 3.8. Der noch nicht eingetragene Erbe Magt auf Herausgabe eines zur 
Erbſchaft gehörigen Grundſtücks gegen den Befiter. 

9 Bgl. auch 8 95 N. 29°, 

5) Bgl. darüber Weismann die Feſtſtellungsklage 1879. S. 136 ff.; vgl. 
auch D. Müller KReallaften 1878. S. 63 f. 

6) Achilles S. 109 nennt fie „eine zwifchen ber rei vindicatio und ber 
negatoria die Mitte haltende Klage”; damit ift natürlich nichts gewonnen. 

7) Man könnte fie eine vindicatio im weiteren Sinne nennen; benn 
es ift richtig, was Welsmann S. 138 f. fagt: „zum Vollgenuß feines Eigen- 
thums ift dem Eigenthümer der Eintrag nicht minder wefentlich als ber Beſitz, 
und der Bucheigenthümer, der als ſolcher die formelle Dispofitionsbefugniß über 
das Grundſtück bat, verlegt das Eigenthum bes Klägers nicht minber als ber- 
jenige, der faktifch in Folge feines unberechtigten Beſitzes über das Grundſtück zu 
disponiren in der Lage iſt.“ 

9) Dies behauptet z. B. das O. A. Ger. zu Kaffel, Serffent IX. 188. 

Stobbe, Privatrecht. IL. 2. Aufl. 
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nicht, dab der Beklagte partiell dad klägeriſche Eigenthum verleke, 
fondern daß .er nicht Eigenthümer ſei, und fordert von ihm die Auf- 
gabe ſeines Scheineigenthumß. 

3. Bon dieſer Anfehtungdflage ift ftreng zu unterfcheiden Die 
Klage, bei welcher der Kläger dad Eigenthum des biöher Eingetragenen 
nicht beitreitet, aber jeinerjeitö einen Titel auf Eigenthumserwerb 
anführt und darum fordert, daß der Bellagte durch Auflafjung das 
biöher ihm zuftehende Eigenthum auf ihn übertrage. Indem er be= 
bauptet, daß wenn der Beflagte die Umfchreibung weigere, er für 
die Zukunft zu Unrecht Eigenthümer fein würde, hat er die feinen An- 
Ipruch rechtfertigenden Thatſachen zu erweilen. Dieſe Klage ift nicht 
dinglich, jondern perjönlich ®). 

II. Ueber die actio Publiciana vgl. oben $ 95 N. 29° und 
überdied unten $ 147 V. 

II. Die actio negatoria hat im modernen Recht einen weiteren 
Geltungskreis, ald nah römiſchem Recht. Während nad) lepterem 
dieſe dingliche die Freiheit ded Cigenthbumd von Beichränfungen ver: 
folgende Klage?) nur zuläffig ift, wenn der Bellagte eine Servitut 
behauptet, oder Störungen vorgenommen hat, melde, wenn fie be: 
rechtigt wären, fih als Ausübung einer Servitut dharakterifiren 
würden!‘), hat ſowohl die gemeinrechtlide Praxis ald auch die 
moderne Geſetzgebung längſt ihr Gebiet erweitert. Hier jollen einzelne 
Punkte hervorgehoben werden: 

a) die Klage ift auch zuläffig, wenn der in Anſpruch ge 
nommene Grundbefiter das Beftehen einer Reallaft leugnet (vgl. 
unten $ 102 N. 25)"), 

b) oder wenn er die Lölchung von Hypotheken oder Jonftigen jein 
Eigenthum bejchränfenden Eintragungen in dem Grundbuch fordert'?). 


se) Bol. auch D. Müller Reallaſten &.62f. R. 6. 

9) Winpfheid 8198, Förſter III. 8 181, Dernburg I. $ 260, Roth 
8. II. 8 150, Heſſe in v. Ihering's Jahrbüchern VIII. S. 82 ff. 

10) Werenberg in v. FIhering’s Jahrbb. VI. S. 36, Hefe daſelbſt VI. 
©. 411, VIII. S. 90 ff. 92ff., 105; Dernburg I. $250 N. 2. — Anberer 
Anſicht Windſcheid 8 198 N. 8. 

1) Nach Seuffert XXI. no. 216 ſoll auch ber Realberechtigte mit ber 
actio negatoria beſtreiten dürfen, daß er als Aequivalent für ſeine Berechtigung 
ſelbſt eine Verpflichtung anzuerkennen habe. 

12) Roth B. II. 8 160 N. 7 vgl. mit 8 196 N. 1, Dernburg I. 8 336, 
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c) &8 wird eine thätlihe Störung ded Eigenthums nit vor⸗ 
ausgeſetzt; auch die bloße Berühmung oder das wörtliche in Anſpruch 
Nehmen eined das Eigenthum beichräntenden Rechts reicht zur Klag- 
anftellung hin‘). Andererjeitö ift es aber bei einer erfolgten Bes 
einträchtigung nicht erforderlich, daß fich der Gegner ein Recht zu- 
Ichreibt!*). 

d) Die alte gemeinrechtlihe Sontroverfe"), ob der Kläger bloß 
fein Eigentum oder die Nichteriftenz eines beſchränkenden Rechts 
zu beweifen habe, wird in den neueren Partilularrechten und in ber 
Praxis regelmäßig dahin beantwortet, daß der Negatorienkläger nur 
fein Cigentbum und der Beklagte die Erijtenz eines beſchränkenden 
Rechts zu beweilen babe'®). 


Förſter N. 16, 17, Platner Kurhefſ. Sachenr. ©. 168 N. 3, v. Bar 
Hanndo. Hyp.R. S. 42, v. Meibom Medi. Hyp.R. S. 87 N. 8, Regels- 
berger Bayer. Hyp.R. S. 482f., Seuffert IX. no. 138, XII. no. 247, 
XXVIII. no. 200. — Streng genommen kann man biefe Klage nur dann als 
actio negatoria bezeichnen, wenn das Recht ſelbſt erlofchen ift, nicht aber auch 
dann, wenn nur ein Zitel auf Löſchung im Grundbuch befteht; vgl. v. Meibom 
S.278, Regelsberger S.483 N., Seuffert XII. zu no. 247. 

1) Roth B. II. 8 150 N. 10, Windſcheid R.10, SeuffertXIV. n0.273, 
XV. no. 101, XVIII. no. 117, XXXIV. no. 100; vgl. auch Sächſ. GB. $ 321, 
Preuß. allg. Ger.O. I. 32. 8 1. no. Iu. 8 2. — Anderer Anfiht Heſſe S. 92, 
122 ff., Seuffert XX no. 105. 

19 Windſcheid N.7T, Seuffert VIII. no. 94, vgl. au XXXI. no. 116. 

) Daß fie im deutihen Recht ihren Urjprung babe, vertheibigt Planck 
Zeitihr. f. d. R. X. S. 277 R. 159. 

16) Windſcheid NR. 14 ff. — Weimar’iches Gef. v. 16. Apr. 1833, Lippe’fche 
BD. v. 25. Mai 1847, Sächſ. GB. $ 322, 323. — Praris von Darmftadt, Celle 
Lübeck, Kaffel, Roftod, Wolfenbüttel, Mannheim, Flensburg bei Seuffert I. 
n0.409, X. no. 139, XV. no. 102, XVII. no. 211, XIX. 125 (reidye Literatur- 
nachweiſe; Lübel), XX. no. 14. — Schwankende Praris in Baiern Roth 
R. 14 ff. — Entgegengeſetzte Erkenntniffe von München, Lübeck und Stuttgart 
bei Senffert I. no. 17, 18, II. no. 142, XIX. 125. I. 
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Zweites Kapitel. Die Dienftbarfeiten. 
8 97. Im Allgemeinen. 


Die nahbarlihen Beziehungen der Grundbefiter auf dem Lande 
und in den Städten brachten es ſchon in alter Zeit mit fi, daß 
der Eine mit Bezug auf den Grundbefig in die dem Andern zu- 
ftehende Rechtsſphäre gelegentlich eingreifen durfte. Vielfach galten 
gejeglihe Vorſchriften, wonach ein Grundbefiger im Intereſſe des 
Andern mit Bezüg auf die Ausübung feined Eigenthumsrechts ſich 
gewiffe Beihränfungen auferlegen oder dem Nachbarn Eingriffe in 
fein Eigentum geftatten mußte‘). Daneben aber beruhten jowohl 
auf den Lande wie in den Städten zahlreiche Dienjtbarfeiten auf 
vertragsmäßiger Beſtellung; auch wurde derjenige, welcher eine Dienft- 
barfeit thatſächlich ausübte, geihüßt, wenn er ſich längere Zeit im 
dem Befip befunden hatte (rechte Gewere; vgl. N. 30, 31). Schon 
längft vor der Reception des römischen Rechts beftanden Prädialfer- 
vituten, ohne dab man ſich den Begriff zu klarem Bemußtiein ge 
bracht hatte. Mit der Neception war ed daher möglidy die vor- 
bandenen Dienitbarkeiten unter die allgemeinen römischen Lehren zu 
bringen, und die |pätern Geſetzbücher haben regelmäßig für fie mit 
dem römischen Recht übereinftimmende Grundfäge aufgeſtellt?). Doch 
beitand in faktiicher Beziehung in Deutichland ein viel größerer 
Reichthum an Prädtialjervituten. 

‚ In geringerem Maße haben die römiſchen Sähe über Per 
jonalfervituten Anwendung in Deutichland gefunden. Zahlreiche 
Nusungdrehte an fremdem Grund und Boden geftalteten ſich in fo 
eigenthbümliher Weife, daß fie nicht ald Servituten, jondern ald be 
ſondere deutjchrechtliche jura in re aliena aufzufaffen waren, und an⸗ 
dererſeits konnten auch die dem Familienrecht angehörigen Rieh- 


) Bel. oben $85 u. 86. — Auf folhe Berechtigungen kann natärfid 
ber Nachbar Verzicht Teiften (Preuß. Landr. I. 8. $ 191). Thut er e8 nicht 
bloß für feine Perſon, fo wird dadurch eine jene Beſchränkung aufhebende Ser⸗ 
vitut feines Grundſtücks begründet, Körfter III. $ 170 N. 3, Roth ©. IL 
8 121 R.10. 

9) Wohl die älteſte Darſtellung des Servitutenrechts in Deutſchland ent⸗ 
hält das Brünner Schöffenbuch c. 617 ff. 
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brauhdarten an einem DBermögen oder an einzelnen Vermögens⸗ 
maffen, jo das Recht ded Ehemanns am Vermögen feiner Frau, die 
Leibzucht des überlebenden Gatten am Nachlaß des verftorbenen u. |. w. 
nur in ſehr uneigentlihem Sinne ald ususfructus gelten. 

Es find bier zunächſt einige allgemeine Betrachtungen voran» 
zuftellen und dann im folgenden Paragraphen einzelne Arten von 
Dienftbarkeiten zu beiprechen. 

1. Da die Dienfibarfeit ein Recht an einer fremden Sadıe ift 
(nulli res sua servit), erlifcht fie, wenn die Perſon des Berechtigten 
und die des Eigenthümerd der dienenden Sache zujammenfällt, und 
lebt auch nicht wieder auf, wenn fpäter eine Trennung erfolgt. 
Bon diefer Regel tritt im modernen Recht eine Ausnahme ein, wenn 
die Prädialfervitut im Grundbuch eingetragen if. Da nämlidy nad 
dem heueren Grundbuchrecht eingetragene Rechte nur durch Löſchung 
untergehen, fo ruht, jo lange das dienende und das herrſchende Grund» 
ſtück derjelben Perfon gehört, nur die Möglichkeit die Servitut aus⸗ 
zuüben; fie iſt aber nicht durch die Conjolidation untergegangen, 
jondern wird formell als beitehend aufrecht erhalten und kann wieder 
ausgeübt werden, jobald fich die beiden Grundftüde in verfchiedenen 
Händen befinden. Es war nicht das Recht untergegangen und lebt 
\päter wieder auf, fondern es tritt jept nur die Möglichkeit ein, es 
von neuem auszuüben?). 


2) Preuß. Landr. I. 22. 8 52 — 54, Oeſtr. GB. $ 526, Medi. Hyp. O. f. 
Landgüter 1848. 8 8, Hefl. Darmfl. Hyp.O. 18568. 8 139: „Dienftbarleiten und 
andere Rechte, welche dem britten Befitzer an bem verpfänbeten Gegenftande zu⸗ 
Kanden, ehe er ihn erworben bat, leben, nachdem er benfelben aufgegeben hat... . 
wieder auf”. Sächſ. GB. $ 594: „Grunddienſtbarkeiten eridfchen, wenn fi das 
alleinige Eigentbum an dem herrichenden und bienenden Grundſtücke in einer 
Perfon vereinigt, leben aber wieber auf, wenn bie Vereinigung des Eigenthums 
an beiden Grundſtücken ans dem Grunde aufhört, weil jolche entweber von An- 
fang an nur eine vorübergehende war, ober durch Anfechtung bes ihr zu Grunde 
liegenden Rechtsgefchäfts aufgehoben wird.” — v. Fhering Jahrbb. X. ©. 447 ff., 
Boff., 456 ff, G. Hartmann, Rechte an eigener Sache ©. 3bff. (in Ihering’s 
Jahrbb. XVII. ©. 97 ff.). — Auch iſt nichte gegen v. Ihering’s Anſicht ein- 
zuwenden, daß ber Eigenthlimer zweier benachbarter Grunbftüde eine Servitut 
zu Gunften bes einen eintragen laffen kann, welche in ber Zukunft ihre Bedeu⸗ 
tung gewinnt, wenn bie beiden Grundſtücke nicht mehr benfelben Eigenthümer 
haben. Bgl. auch bie intereffante Baſeler Entſcheidung in d. Zeitſchr. f. fchweiz. 
8. XII. ©. 181 ff. 
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Aber es find auch noch einige andere Fälle hervorzuheben, in 
denen eine Dienjtbarkeit nicht untergeht: jo, wenn der Vaſall oder 
Bauer zu feinem Lehn- oder Bauergut ein Allod hinzuerwirbt, mit 
Bezug auf welches ein Servitutenverhältnig zu dem erften Gut be 
fteht, denn bier gehören nicht beide Güter demjelben Eigenthümer, 
ſondern bat der Beliger an dem einen Gut nur ein jus in re 
aliena*). 

Auch kann bei der dem Eigenthbum nahe fommenden Natur 
des Lehnrechts und des Erbpachtrechts, welche die Rechte ded Eigen- 
thümerd am Gut ſtark reducirt, ein Dienftbarfeitöverhältnig zwiſchen 
zwei demjelben Herrn gehörigen Gütern, von denen dad eine ein 
Vaſall oder ein Erbpächter befitt, oder zwilchen zwei Lehngütern 
oder zwilchen zwei Erbpachtgütern deſſelben Lehns- oder Gutsherrn 
beftehen, wenn fie an verfchiedene Perfonen ausgethan find). Eben 
dafjelbe ift anzunehmen, wenn der Eigenthümer ded einen Grund⸗ 
ſtücks Mitglied eined nicht mit Corporationdrechten ausgeftatteten 
Vereins iſte), welchem dad andere Grundftüd gehört. Denn wenn 
er auch ald Miteigentbümer dieſes zweiten Grundſtücks erjcheint, fo 
beiteht doch eine ſolche Trennung zwiſchen dem Sondervermögen Der 
Einzelnen und zwiſchen dem, was fie ald Vereindmitglieder befigen, 
dab das Grundftüd ded Vereins in Rückſicht auf die Mitglieder als 
eine res aliena erjcheint”). 

2. Die Dienftbarkeit ift ein Recht an einer fremden Sache, 


9) v. Langenn u. Kori IL S. 73 fj., 0. Ihering X. ©. 451. — Ueber 
einen verwandten Fall vgl. v. Ihering S. 40. — Kori S. 77 ff. nimmt 
auch an, daß bie Servitut beftehen bleibt, wenn beibe Güter in biefelbe Hand 
tommen, aber das eine durch eine bleibende Einrichtung (z. B. servitus oneris 
ferendi, tigni immittendi) dem andern dient und in biefem Zuftande ſpäter 
das eine wieder veräußert wird. Ebenfo Zahariä franzdi. R. IL $ 252. 

6) Seuffert XXIV. no. 216, Platner 8.23. — 88 ift auch zuläffig, 
baß der Superficiar dem Gigenthümer an deſſen eigener Sade eine Semitnt 
oder Hypothek einräumt, Hartmann ©. 18 ff. (S. 82 ff.). 

6) Dal. oben I. 8 61 und daſelbſt N. 1. 

7) Anh nad römiſchem Recht (L. 8. $1. D.8. 1, L.27. D. 28. 3) bfieb 
ja bie Servitut beftehen, wenn ber Eigenthümer bes einen Grundſtücks Mit- 
eigenthlimer bes andern wird; Seuffert XXII. no. 19. Aber wir werben über 
das römiiche Recht hinaus bei ſolchem Eigenthumsverhältniß auch bie Möglichkeit 
der Beftellung einer Servitut behaupten dürfen; vgl. au Hartmann ©. 29f. 
(S. 91 f.). 








Im Allgemeinen. 915 


Tein Recht gegen die Perjon ded Befiterd; ihr Inhalt kann daher 
nit auf ein Handeln gehene). Somit dürfen die Reallaften nicht 
zu den Dienjtbarfeiten gezählt- werden?). Indeſſen wie fchon nad) 
xömijchem Recht bei der servitus oneris ferendi der Eigenthümer des 
praedium serviens jecundär zu einem Handeln verpflichtet fein fannı!°), 
um die Ausübung der Servitut zu ermöglichen, fo fommt es nad 
dentihem Recht in verjchiedenen Anwendungsfällen vor!!), daß der 
Eigenthümer des pflichtigen Grundſtücks zu obligatoriichen Leiftungen 
verbunden iſt, fowie es amdererfeit3 mit dem Wefen der Servitut 
verträglich ift, dab der Berechtigte für die Ausübung der Dienftbarkeit 
eine Gegenleiſtung zu entrichten hat!2). 

3. Während eine Prädialſervitut nach römischen Recht nur zu 
Gunften eined Grundſtücks oder vielmehr des Befipers deſſelben be⸗ 


9) Der Sat: servitus in faciendo consistere nequit ift nicht bloß 
römiſch, fondern folgt aus dem Weſen ber Servituten; vgl. auch Friedlieb 
Reallaften S. 147 ff., 150 ff., Sächſ. GB. $ 522: „Eine Dienfibarleit kann nicht 
barin befteben, daß der Eigenthlimer der dienenden Sache etwas gebe ober thue. 
Soll eine ſolche Berpflihtung mit einer Dienftbarleit verbunden fein, fo gelten 
darüber die Vorſchriften Über bie Reallaften.” — Dagegen nimmt allerbing3 ber 
C. Max. Bav. II. 7. $ 2 servitutes in faciendo an unb FKreittmayr zu 
Diefer Stelle meint, daß die Anficht, fie feien unmöglich, „nur eine römifche 
Subtilität jet, welche weber mit bem Jure naturae, noch Germanico et hodierno 
übereinflimmt”. — fiteratur Über diefe Theorie von servitutes in faciendo 
bei Dunder Reallaften S. 12 ff. 

9) Wohl nur in uneigentlichem, nicht techniſchem Sinne fagt die Mecklb. 
Stadtbuch⸗O. v. 1857. $ 2: Realſervituten unb diejenigen Dienftbarleiten, 
„welche den Eigentbämer eines Grundſtücks als folhen zu perſönlichen Leiftungen 
gegen ben Eigenthümer eines andern Grundſtücks verpflichten“. 

10) Windſcheid 8 211° N. 3, und außerdem auch v. Ihering Jahrbb. X. 
©. 554 fi. 

1) Die Pflicht, den Weg zu unterhalten bei einer Wegegerechtigkeit, 
Bluntſchli Zürich. RO. II. ©. 110, Seuffert I. no. 188 (Stuttg.); bie 
Pflicht des Waldeigenthämers in Rüdfiht auf eine Holzungsgerechtigleit ben 
Bald in orbentlihe Schläge einzutheilen, Preuß. Lor. I. 22. $ 230, 282; bie 
Pflicht den Graben zu Zeiten zu reinigen bei einer Waflerleitungsgerechtigkeit, 
Seuffert XVII. no. 8; vgl. auch XIV. no. 117, XXI no. 214, XXXIV. 
no. 16. — Zür. EB. $ 6%, Oeſtr. GB. 8 483. — Bgl. Übrigens auch Roth 
38. I. 8 175. S. 354 ff, Dernburg $ 298. 2. 

1) Sächſ. SB. $ 523, 6315 daß die Pflicht zu folden Gegenleiftungen 
unter Umſtänden die Natur einer Reallaſt annehmen kann, DO. Müller bie 
Reallaften ©. 20 ff.; vgl. auch uuten 8 98 N. 27. 
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ftelt werden fann und fie demgemäß, was ihren Snhalt betrifft, 
nicht dem perjönlichen Bedürfniß des Grumbbefigerd, fondern den 
dauernden DVerhältnifjen des Grundſtücks entipredhen muß'*), gilt dies 
nach deutſchem Recht nur ald allgemeine Regel. Es giebt hier aud 
Dienftbarfeiten, bei denen eine Corporation, reſp. deren Mitglieder 
oder auch einzelne Perfonen eine partielle Herrichaft über ein Grund» 
tu ausüben, welche ihrem Snhalt nad einer römiſchen Prädial- 
ſervitut entiprechen würde). Man bezeichnet fie oft auch als Präa⸗ 
dialfervituten; da aber nad roömiſchem Recht die Eintheilung in 
Prädial- und Perjonalfervituten in Rüdfiht auf das herrſchende 
Subjeft gemacht wird, follte man ihre Auffaffung ald Prädialſervi⸗ 
tuten vermeiden. Beiſpiele für derartige deutichrechtliche Dienftbar- 
beiten find 3. B. Wegegerechtigkeiten zu Gunſten der ſämmtlichen 
Mitglieder einer Gemeinde'*), oder dad Recht für eine beftimmte 
Perſon und deren Rechtsnachfolger, in einem Grundftüd gewiffe ge 
werbliche Einrichtungen zu machen und zu benugen“), u. |. w.®). 
4. Beftritten ift e8, ob auf ein Grundftüd die Bejchränfung, 
dab in ihm, um die Conkurrenz auszuschließen, ein beftimmted Ge 
werbe nicht betrieben werden fol, ald Servitut gelegt werben Tann“). 
Da bier nicht eine Beſchränkung ded Eigenthbumd, ſondern der per 
fönlichen Freiheit begründet wird, ift eine ſolche Verpflichtung ſchon 
ihrem Inhalt nad) gar nicht geeignet, ald Servitut zu erjcheinen”). 
Indeſſen Tann der Verabredung durch Cintragung im Grundbuch 
ein dinglich wirkſamer, jeden dritten Erwerber beſchränkender Charalter 
gegeben werden; fie wird dadurch zu einer den Reallaften zu parals 


138) Bol. aber au Seuffert XXXIII. no. 290. 

18) Seuffert XXX VI no. 108, Entid. d. Rchs⸗Ger. IV. no. 38, VI. 
no. 58. 

183) Bluntſchli Zür. R. ©. II. S. 107f. 

14) Seuffert XXIII. no. 112. 

15) Seuffert VI. no. 11, XXIX. no. 111; vgl. au Seuffert Band. 
8162 N. 4. — Zür. EB. $ 688, Sächſ. EB. 8 601 al.2. — Roth B. V. 
8 156 NR. 6. 

16) Ganz und gar verbietet eine ſolche Beſchränkung bie Frankf. Reform. 
Do. 3. 8 18. 

IT) Seuffert XIX. no. 18 (Stuttg.), XX. no. 206 (Celle). — Der Ein 
fender von XIX. no. 18 vertheibigt die Anſicht, Daß eine Eigenthumsbefchräntung, 
eine Realdienſtbarkeit vorliege. 
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lelifirenden Verpflichtung). Da fie aber für den Berechtigten feinen 
Werth bat, wenn er felbit in eine andere Gegend zieht, darf fie 
nur zu Gunften eined praedium dominans, aber nicht zum Vortheil 
einer beftimmten Perjon auferlegt und nicht an andere Perfonen 
cedirt werden®). 

Dagegen ift ed eine wahre Servitut, wenn der Cigenthümer 
eind Grundſtücks gewiſſe Fabrikanlagen nicht unternehmen darf, 
weldhe für den Nachbar (3. B. durch Rauch, Geräufch, Geruch) eine 
Beläftiguug mit ſich bringen; bier ift in der That der Eigenthümer 
in der beliebigen Ausnutzung feined Eigenthums bejchränft”). Aber 
auch dies Recht darf nur zu Gunſten eined praedium dominans 
beftellt werden, da ed für den Berechtigten feinen Werth verlieren 
würde, wenn er nicht mehr Eigenthümer des benachbarten Grund 
ſtũcks ift2t). 

5. Dienftbarkeiten entftehen dur Vertrag (Teftament), durch 
Verjährung oder durch Ausſpruch der Obrigkeit, wenn ein geſetzlicher 
Anſpruch auf Erwerb einer Dienftbarfeit durch Crpropriation geltend 
gemacht wird”). 

Auch eine ftillichweigende Beftellung ift möglich, wenn Semand 
von zwei Grundjtüden, von denen daß eine mit Beläftigung de 
andern benüßt wurde, dad eine veräußert und dabei die beläftigenden 
Anlagen oder Vorrichtungen nicht bejeitigt werden, oder wenn die 
Benützung des einen ohne Fortbeitand der Beläftigung nicht möglich, 
ift?), 

Zur vertragämäßigen Beftellung*) wurde für Grunddienftbar- 


18) Während die NReallaften den Befiter zu einem facere verpflichten, ift 
bier der Inhalt ein non facere, Friedlieb Reallaſten S. 305; bagegen 
Seuffert XX. no. 106. 

19) Senffert XX. no. 15. 

%) Seuffert XXV. no. 220. 

3) Anderer Anficht, wie e8 fcheint, Seuffert VI. no. 11. 

210) z. B. Beſtellung eines Nothwegs, vgl. oben 8 85. 1, Beftellung einer 
Servitut zur Bewäflerung, 3. B. Preuß. Gef. v. 28. Febr. 1843 8 19. 2, 8 24, 26. 

Sächſ. GB. 8 575, franz. R. Zachariä II. 8252; Seuffert XXI. 
20. 105, XXXI. no. 119, XXXV.no. 278, XXXVI. no. 15; vgl. au XXXII. 
n0.115 und XXXVII. no. 10. 

3) Einer quasi-traditio des Rechts bebarf es nicht, Windſcheid $ 212 
R.1. — Die entgegengefetste Anficht gilt zum Theil in der Praris, Roth ©. II. 
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feiten im Mittelalter regelmäßig eine obrigfeitlihe oder richterliche 
Beltätigung erfordert”). Dad neuere Recht entbehrt der einheitlichen 
Geftaltung : viele Partikularrechte fordern gerichtliche Confirmation*) 
oder notarielle Verbriefung *) oder Eintragung in dad Grundbuch*) 
des praedium serviens?), wogegen andere Gejebe die Eintragung 
nur für gewille Dienftbarkeiten oder gar nicht fordem*). Die Per 


8 153 N. 22, Schmibt I. ©. 327; für das Preuß. R. vertbeibigt fie Förfter 
III. 8 187 R. 27 ff.; vgl. aber bagegen Dernburg I. 8296 R.9, 10. 

386) Aufnahme eines Schöffenbriefs, ſyſtem. Schöffenr. V. 18; vom Bürger⸗ 
meifter beflegelte Urkunbe, Wiener Stabtr. art. 129 und Wiener Urk. v. 3. 1360 
bei Schufter Wiener Stabtr. S. 121 f. und 142; vom Richter beftegelte Urkunde, 
Solothurner Url. v. 3. 1421 bei Amiet die Gelpwucherer bes Mittelalters 1877. 
S. 254; in Olmüg wirb im 3.1357 eine Servitus altius non tollendi in 
bas Stadtbuch eingetragen, bei Bifchoff Olmützer Stadtbuch &.41; über bie 
Eintragung in das Stadtbuch zu Lübeck Pauli Zuflände III. S.44f. Nach- 
dem im Jahre 1221 im Prozeß zu Boppard eine Dienftbarkeit erftritten ifl, ergeht 
ber richterlide Bann, daß Niemand dies Recht angreifen fol, Schröder Urfl. 
(2. Aufl.) no. 118. — Bgl. auch v. Duhn deutſchrechtliche Arbeiten 1877. S. 23 ff, 
v. Bunge die Stabt Riga 1878. S. 21. — Dagegen Hannbvoerſche Ur. v. 
%.1314 (Hannov. Url.-Buh no. 117): Die Grunbeigeuthlimer haben gewifſe 
Häufer abgebroden unb verſprechen, falls fie die area veräußern follten, dafür 
zu forgen, quod emptor seu emptores ipsarum non debent id ipsum similiter 
attemptare, d. b. daß fie nicht etwa ben Plat wieder bebauen. 

4) Nah ben Freiburger Statuten (Kraut 8 98. no. 26) fol bie Be 
fätigung dem richterlihen arbitrium unterliegen, ba bie Belaftung mit Servi- 
tuten nicht erwünfdt je. — Im ältern fühl. R. beſtand eine Controverfe, 
Haubolb 8 191® Zuſ. 2, Emminghaus ©. 127. no. 105. — Ueber Barti- 
fularrechte, welche die Eonftrmation fordern, Sachſe 8 289 N. 3 (Weimar’fches 
Pfandgef. v. 1839 8 139), Heimbach $ 191 N. 2, Reyſcher II. 8308 N. 2 
vgl. mit N. 11. 

») Roth B. DI. 8 153 R. 19. 

*) 3. B. Oeſtr. GB. 8 481 (Strobal in Grüuͤnhut's Zeitſchr. IV 
S. 475 ff.) Braunſchw. R. Seuffert XXV. no. 201. — Ueber die hanſeatiſchen 
Rechte v. Duhn beutfchrechtliche Arbeiten 1877 S. 23 ff., 30 ff., 46 fl.: die Ein- 
tragung fet erforderlich, außer wo ſich die Dienftbarkeit bereits äußerlich boku- 
mentirt. Die Servitut entflehe Durch Vertrag, bebürfe aber zur dinglichen Wirk. 
ſamkeit ver Eintragung. 

7) Auf dem Folium des herrſchenden Grnudſtücks findet keine Eintragung 
ftatt, Medib. Stabtb. D. von 1857. $ 1. no. 5; vgl. aber Preuß. Grundbuch O. 
$5 und Dernburg und Hinrichs Preuß. Hyp. R. ©. 186 ff. 

2*) Nah ber Preuß. Sup. DO. v. 1788 I. $ 54 erfolgt bie Eintragung 
nur, „wenn bie Interefienten pro conservando jure darauf ansbrädiih an⸗ 
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fonalfervituten find auch nach ſolchen Gefepgebungen einzutragen, 
welche für die Prädialfervituten den lareren Standpimft einnehmen). 

6. Dienitbarkeiten konnten nad älterm Recht nicht erjefjen 
werden. Dod wendet man auf fie die Sähe von der redhten Ge- 
were an, jo daß, wer Jahr und Tag hindurch die Dienftbarfeit 
ausgeübt bat, näher ift fein Recht zu beweilen, als der Grund» 
befiger die Freiheit jeined Cigenthbumd®); wie auch andererfeitö der 
neue Grwerber des praedium serviens die Gerechtigkeit nicht zu 


tragen“; nad bem Preuß. Landr. L 22. 8 18 (vgl. mit $ 16, 17) follten ſolche 
Grundgeredtigleiten eingetragen werden, welche ben Nutungsertrag des Grund⸗ 
ſtücks fchmälern und gleichwohl durch Leine in bie Augen fallenden Kennzeichen 
der Anftalten angebeutet werben. Dieſer Sat ift durch Anhang 8 58 auf- 
gehoben, und auch nach dem Preuß. Gef. von 1872 $ 12 bebürfen bie Grund⸗ 
dienftbarkeiten keiner Eintragung. Die Motive geben als Grund an, daß bie- 
jenigen Realvienfibarkeiten, welche den Nutungswerth jchmälern, wie Korfl- u. 
Weideſervituten großentheil® aufgehoben jeien und durch Verjährung nicht mehr 
begründet werben fünnten. 

Ebenſo erfolgt Feine Eintragung nah Hannover'ſchem Recht (v. Bar 
Hann. Hyp. R. S.26 N. 13), nah Sachſen⸗Weimar'ſchem Hecht (Minif.- BO. 
v. 29. Ang. 1872, Reg. Bl. S. 385 f.), nach der Neuvorpomm.'ſchen Hyp. O. 
von 1868. $ 11 vgl. mit 5 72, dem Baierifhen Hyp. Geſ. $ 22. no.5 (find fie 
troßbem eingetragen, jo kommt biejer Eintragung feine Rechtswirkung zu, Pafſauer 
Erk. v. 3.1873 in Haufer’s Zeitfh. III. &. 165), dem Franzöſ. (Zahariäll. 
8 250), Hamburg. Recht (Baumeifter I. S. 149f.), dem Sächſ. GB. 8 574 
vgl. mit 8 661, nad den meiften fchweizeriihen Rechten, v. Wyß Referat über 
Die jchweizerifchen Hypothekenrechte. Bafel. 1874. &.58. — Für die Eintragung 
ſpricht fi aus v. Wächter Platzrecht S. 158 f. 

Der Baier. Entw. art. 306 nimmt mit Recht bie Beftinnmung des Preuß. 
Sandr. auf, daß mur ſolche Realjervituten der Eintragung nicht bepürfen, „welche 
als folche durch bleibende Anlagen oder Vorrichtungen erkennbar find”. — Einige 
Aufammenftellungen auch bei Mafcher Grundbuchweſen 1869. S. 605 ff. 

29, 3, B. die Nenvorpommern'ſche Hyp. DO. v. 1868. $ 24, überhanpt 
diejenigen Gefege (3. B. auch das Preußiſche), welche das Prinzip aufftellen, 
daß dingliche Rechte der Eintragung bedürfen, und nur für Grunbbienfibar- 
leiten eine Ausnahme machen. 

3) Bremer Statt. v. 1303. cap. 62 u. no. 32 bei Delrihs ©. 101, 
178, Panli Läbiihe Inſtände IH. ©. 50f., ©. 198. no. 155, Dortmunder 
Schöffennrtheil bei Fren sdorff Dortmunder Statuten &. 251f., Laband ver- 
mögensrechtl. Klagen S. 328 und die bort citirten Stellen bes Magbeb. Rechts. — 
Nach dem Bamberger Stabtr. c. 882 wirb eine Traufgerechtigkeit nie durch Zeit- 
ablauf erworben; nad Wiener Stabtredit 129 (Schufter) wirb ein Feuſterrecht 
dur Unvorbenflichleit erworben. 
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dulden braucht, wenn fie Jahr und Tag hindurch nicht ausgeübt 
wurde®!). 

Mit der Reception wurde abgejehen von der unvordenklichen 
Zeit auch eine Crfigung der Servituten zugelaffen: wer eime be 
ftimmte Zeit hindurch ununterbrochen die Dienftbarkeit ausgeübt bat, 
erwirbt ein Recht?!) Eine Unterbrehung tritt ein, wenn derjenige, 
welcher die Dienftbarfeit ausübt, den Beſitz aufgiebt oder aus ihm 
gejegt wird, oder wenn der Beſitzer des praedium serviens Die 
Negatorienklage anftellt; aber Pfändung oder außergerichtlicher Wider⸗ 
ftand reiht im allgemeinen nicht bin®). Der Satz des preubifchen 
Landrechts (I. 22 8 24), dab auch der Beſitzwechſel des praedium 
serviens den Lauf der Verjährung unterbricht, ift durch die jpätere 
Geſetzgebung bejeitigt worden). 

Die Zeit, in weldyer die Dienftbarfeit erworben wird, ift parti- 
tularrechtlich abweichend vom gemeinen Recht normirt*). Yür die 


s) Syſt. Schöffen. V. 18. — Bol. au Iglauer Erf. bei Tomaſchel 
Iglauer Oberhof ©. 73. 8 73, daß ein precario ausgelbter Beſitz nie durch 
Beitablauf ein Hecht begründe. — Ueber Revid. Lüb. Stabtr. I. 8. art. 2: 
„Wann Über Jar und Tag ein Gebeute unangeſprochen geftanven, bas fan nad 
Zar und Tag nicht mehr angefochten werben“, vgl. v. Wilmoweli Lüb. N. 
S. 66 ff, 77 ff. und Senffert XXXVI. no. 184. j 

31a) Entgegengeſetzt dem gemeinen Recht (Windſcheid 8 213 no.7) ninmıt 
ein Berner Urtheil (Manuel Verjährung im Berniſchen Stadtrecht 1876 S. 45) 
an, daß durch Verjährung eine Servitut nur erworben werden faun, weun für 
ben Beſitz zugleich ein Xitel vorhanden if; vgl. auh N. 35. 

3) Strube Bebenfen I. no. 21, Haubold 8 191®. Zuf. 4, Emming- 
baus S. 818 N. 36 ff. — Die entgegengejegte Anficht vertritt Zangenn u. Rori 
II. S. 102 ff. Nach dem Sächſ. GB. 8 586 genligt auch eine vorfchriftsmäßig bei 
Bericht angezeigte Pfändung. — Bgl. auch oben I. 8 70 N. 72. 

3) Koch zu diefer Stelle, Dernburg I. 8 296 N. 11 ff. — IR bas Grund⸗ 
ſtück verpadhtet, fo nimmt bie Hannoverſche Praris an, daß der fortgefegte Befitz 
zu einer Beredhtigung nur dann führt, wenn bie VBefigbandlungen dem Ber- 
pächter befannt find, Grefe II. S. 322; andere Hommel rhaps. no. 275. — 
Eine gegen ben Lehnsbefiger durch Verjährung erworbene Serpitut ifl nah Preu- 
ßiſchem Recht gegenüber den Agnaten unwirkſam, Entſch. des ReichsGer. IL. no. 62. 

) Schon nah Magdeb. Recht wird eine Jagdgerechtigkeit, eine Waffer- 
gerechtigleit in 31 Jahren unb einem Tag erworben, Magbeb. Schöffeniprüche 
v. 1457 u. 1491 beit Neumann Magd. Weisthlimer no. 20 u. 58; ebenjo nach 
ſpäterm ſächſ. Recht Haubold $ 191 N. a; nah dem Sächſ. GB. $ 577 
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og. servitutes discontinuae, welde nur in längeren Intervallen 
ausgeübt werden (Weides⸗, Triftgerechtigkeiten, Viehtränke u. |. w.) 
nehmen einzelne Partilularrechte eine längere Berjährungsfrift an?®). 
Auch fieht man bei foldyen Dienftbarfeiten, welche nur gelegentlich 
ausgeübt werden, den Beſitz hen dann als verloren an, wenn 
zwifchen den einzelnen Uebungsakten ein mehr als gewöhnlidy langes 
Sntervall liegt). 

Einzelne Rechte jchließen die Verjährung ald Entitehungsgrund 
ganz und gar aus); bejonderd auch für folde Dienftbarfeiten, 
welche die neuere Geſetzgebung wegen ihrer nachtheiligen Wirkungen 
für die Landedölonomie als ablösbar bezeichnet hat®). Daſſelbe 
gilt auch da, wo die Dienftbarkeiten in die Grundbücher einzutragen 
find und die rechtliche Qualität der Grunditüde ledigli nad dem 
Grundbuch beurtheilt wird). 

7. Die Dienftbarleiten erlöfchen aus den gemeinrechtlichen 


30 Jahre. — Andere part. Beftimmungen 3. B. bei Roth B. U. ©. 241 ff., 
3adariä II. 8 251. 

3) Mynsinger IV. no. 53. — Trierer Zr. 22, $ 14 nnb C. Max. Bav. 
II. 7. 85 no. 3: bat der Befiger einen Xitel, fo reicht die gewöhnliche Verjäh⸗ 
rungszeit aud; ohne Titel wird unvorbenkliche Zeit erfordert; Henneberger L. O. 
II. 5. ec. 15 (Sachſe $ 289 NR. 1): bei mangelndem Titel 50 Jahre. — 
Pufendorf obs. I. no. 32, Mittermaier $ 166 R. 3, Bfeiffer prallt. 
Austühr. 11. S. 114 ff, VIL S. 254 ff., Sengler Lebrb. S. 251 f., Roth II. 
8153 N. 46. — Nach der dritten ſächſ. Dezifton v. 1746 foll für servitutes dise,., 
„die nur in dem andern ober britten Jahre oder fonft nur zu gewiffen Zeiten 
ausgeübt werben,“ bie gewöhnliche fächl. Verjährung von 81 Jahren 6 Wochen und 
3 Tagen gelten. — Ueber die Ältere unrichtige Praris, daß fle nur durch Unvordenk⸗ 
fichleit entftehen können, Seuffert XXXI no. 120, Erf. d. Rchöger. III. no. 59. 

36) Weidegerechtigleiten follen jährlich ausgeübt fein, falls nicht ein Hin- 
derniß der Nugung außerhalb bes Willens des Beſitzers entgegenftand, Seuffert 
XXI. no. 217 (Wolfenb.), Hannov. R. bei ®refe II. ©. 322 N. eo. — Bol. 
v. Langenn und Kori I. S. 14ff., Schmidt Porlefungen I. ©. 825 ff., 
Förfter III. 8187 N. 61 ff., Roth B. II. S.244f., Windſcheid $ 213 
N. 3. — Präſumtionen im Sächſ. EB. $ 581, 582. 

7, 3.8. Bern. Civ. OB. $ 453. — Sie giebt nach ben Freiburger Statuten 
(Kraut $ 98. no. 26) nur einen Titel, welcher den Richter, wenn er es für gut 
befindet, zur Confirmation veranlaffen kann. 

3) Dernburg 8 298 N. 8, Heffe S. 185, Haubold 8 191 N.B. 

39) Bol. 3. B. Oeſtr. GB. 8 481. 


222 8 98. Die einzelnen Dienftbarkeiten. 


Gründen“); daß die Confolidation ihre Aufhebung nit ohne 
weitered immer bewirkt, vgl. oben no. 1. — Im Hypothekenbuch 
eingetragene Servituten erlöfchen nicht durch non usus*). 

Außerdem find aber audy manche Feld- und Waldbienftbarleiten, 
im Zujammenhange mit der Ablöfung ber Reallaften und der Auf» 
theilung der Gemeinheitägrundftücde im Intereſſe der Landeskultur 
durch neuere Geſetze für einfeitig ablösbar erklärt worden und ift 
ihre fpätere Begründung verboten). 

Durch Theilung des herrſchenden Grundſtücks geht die Servitut 
nicht unter, jondern fie folgt jedem einzelnen Theile. Dod darf Darm, 
daß jebt mehrere Grundftüde berechtigt find, die Laft ded dienenden 
Grundftüdd nicht vergrößert werden ®). 


898. Die einzelnen Dienfibarkeiten?). 


I. Die Perfonalfervituten, ſoweit fie gegenwärtig vorfommen, 
ftehen wefentlih unter der Herrſchaft des römischen Rechts). Won 
ihnen tft hier des Nießbrauchs zu gedenken. Lebenslängliche Nupungs- 
rechte (Leibzucht) an fremden Sachen find dem ältern Recht in ver- 
Ichiedenen Anwendungen befannt?): der Gigenthümer, weldyer ein 


) lieber die usucapio libertatis vgl. Windſcheid $ 216, Unter- 
bolzner Verjährung II. S.186 ff., Shmidt I. ©. 328f., Roth B. I.S. 248 ff., 
Dernburg $ 299. 2. — Sidi. GB. $ 596-598. 

4) Nach Preuß. Lor. I. 22. 8 49, vgl. mit $ 44, 45, nur durch ftillfichwei- 
gende oder ausdrückliche Einwilligung. 

) Bol. 3. B. Förſter $ 187 N. 69, Schmidt I. ©. 322, Reyſcher 
II. 8 305. — Geſetz für Anhalt- Defiau und Köthen v. 26. März 1850, für 
Oldenburg v. 22. Apr. 1864, für Schaumburg-Lippe v. 23. Mat 18745 vgl. 
aud unten 8 98 R. 34. 

4), Striethorft IV. ©. 257, XIV. S. 251. — Die Raff-, und Leſeholz⸗ 
gerechtigteit geht in dubio auf dem Erwerber berjenigen Parzelle über, auf welcher 
fih die Wohn» und Wirthſchaftsgebäude befinden, Striethorft VII. &. 233. 
— Intereffantes Tafuiftiiches Detail bei Dernburg 8 29. 

1) Eine fehr eingehende partifularrechtliche Behanblung enthält Roth 8. II. 
8 156—169. 

3) Ueber die habitatio im mobernen Recht vgl. Windſcheid 5 208, 
Schmidt fühl. R. J. S. 329, Roth 8. IL. 8 161. 

3) Die mittelalterlichen Onellen bezeichnen öfter bas Recht des Leibzüchters 
als ein befchränftes, Iebenslängliches Eigenthum, während fie demjenigen, welcher 
nach moderner Auffaffung noch weiter Eigenthlimer feines Guts bleibt, das 
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Grundftück von Todeswegen veräußert, behält ſich die Leibzucht vor; 
der Bauer, welcher dem Sohn fein Gut abtritt, erhält an einem 
Theil des Guts eine Leibzucht; die Wittwe hat an einzelnen Gütern 
ihres Mannes auf Grund ded Geſetzes oder einer bejondern Beftel⸗ 
lung eine Leibzucht u. ſ. w. In manchen Fällen dauert der Nieh- 
brauch nicht die Lebenszeit der Berechtigten hindurdy, fondern erreicht 
fein Ende mit einem beftimmten Creigniß, jo 3. B. dad anevelle 
beim Lehen ($ 119 N. 37 ff.), dad Recht des Interimswirths ($ 135), 
das Nupumgdrecht des Baterd am Vermögen feiner Kinder, die Leib⸗ 
zucht der Wittwe (mit ihrer Wiedewerheirathung) u. ſ. w. Wenn⸗ 
gleich die romanifirende Doftrin diefe Fälle als ususfructus behan- 
delte, verfannte man doch nit, daß die römischen Regeln nicht 
unmittelbar verwendet werden dürften, 3. B. daß der Berechtigte 
nicht zur Gautionsbeftellung verpflichtet fei, u. |. w. und bezeichnete 
daher derartige Nutzungsrechte ald ususfructus juris germanici. 

Eine allgemeine Theorie in Rüdfiht auf Entftehung, Ende, 
Inhalt läßt ſich nicht geben“); vielmehr hat ber Nießbrauch in den 
verjchtebenen Fällen feine Regelung im Zuſammenhange mit den für 
das betreffende Inſtitut, zu welchem er gehört, geltenden Grundfägen er- 
halten. Es werden daher die befondern Regeln für die einzelnen Fälle 
bei den verjchievenen Rechtsinftituten behandelt werden. Im Uebrigen 
ift auf dad römiſche Recht zu verweilen, welches in feinen weſent⸗ 
lihen Zügen auch in die neueren Gelepgebungen übergegangen ift®). 

II. Unter den Prädtaljervituten heben wir einzelne hervor, für 
weldye fich feftere Grundfäge entwidelt haben. 

A. Die Weidegeredhtigkeit‘) Tommt in ſehr verjchiedenen 
wirtbfhaftlichen und juriſtiſchen Formen vor und ift nur theilmeije 
als Servitut anzuſehen. 


anevelle zuſchreiben; vgl. oben 8 71 N. 10, TE N. 7. — Heusler Gewere 
©. 461 f. ſagt zu allgemein, ber dentſche Leibzüchter jet Eigenthümer auf Lebens⸗ 
zeit, habe ein rewocables Eigenthum. 

4) Maurenbreder $ 254 will für alle dieſe werfchtebenen Fälle eine 
gemeinfame Theorie anfftellen, die aber in ber That nur in einzelnen vagen 
Säten beftebt. 

5) Bgl. z. B. Dernburg 8 278, Roth ®. II. $ 157—159. 

6) Ueber das geſchichtliche vgl. Gierke Genofſ.⸗R. II. S. 253— 260. — 
Literatur und Gefebe bei Gengler Lehrb. S.257f. und in den folgenden 
Noten. Bol. and Gengler (3. Aufl.) $ 64. 
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a) Das MWeiderecht, welches der Gutsherr auf den Gütern feiner 
Bauern ausübt, iſt feine Eigenthumsbeſchränkung, alfo audy feine 
Servitut, fondern eine Beſchränkung des ſehr ausgedehnten bäner- 
lihen Nutzungsrechts; es ift ein Recht, welches der Grundeigen- 
thümer fidy rejervirt hat”). 

b) Dad Weidereht der einzelnen Gemeindegenoffen anf den 
Gemeindegütern, auf der Almende ift ein Recht an fremder Sache, 
weil die Almende meiftend ald Gemeindegut erfcheint®). 

c) Wenn in Folge der Feldgemeinichaft die zu einer Gemeinde 
gehörigen Bauern ihr Vieh, in einer vereinigten Heerde auf den 
Gütern der einzelnen Mitglieber weiden laffen dürfen, erjcheint die 
ganze Gemeindeflur, wenn auch die einzelnen Theile den Genofjen 
gehören, in Rüdfiht auf dad Weiderecht ald eine Einheit‘). Hier 
übt der Einzelne, wenn wir den römijchen Serpitutendegriff zu 
Grunde legen, dad Recht theild auf eigenem, theild auf fremdem 
Gut aus, in legterer Beziehung befteht alſo eine Servitut (vgl 
unten Nr. 7). . | 

d) Endlih Tann auch der Berechtigte eine einfache Prädialjer- 
vitut am fremden Grund und Boden haben. 

So wie diefe Berechtigungen ihrem juriftiichen Gehalt nad 
verſchieden find, fo gelten au für die Ausübung ſehr mannigfade 
Grundfähe, in Betreff der Zeit der Weide, der Art und Zahl des 
aufzutreibenden Viehs, weldhe durch Vertrag oder befondere Feft⸗ 
jegungen innerhalb der Gemeinde oder durch Geſetz normirt find. 

1. Wo die Weidegerechtigkeit nicht für eine Perfon und deren 
Bedürfniß beftellt?) oder die Zahl ded aufzutreibenden Viehs nicht 


T) Bemerlenswerth ift Eichhorn's (8 178 N. a) Aeußerung: „wenn ber 
Eigenthümer dem Befiger an bem bienfibaren Grundſtück ein jus in re ein- 
geräumt bat, das feiner Natur nach das von ihm angeſprochene Nutungeredht 
ausfchlieft, jo verhält fich Dies bennod, wie eine wahre Servitut“. 

°) In Betreff des Kalle, daß die Almende im Miteigentyum ber Marl 
genofjen flebt, vgl. v. Ihering Jahrbb. X. S. 506 über einen ähnlichen rö⸗ 
miſchen Fall. 

se) Bgl. auch oben in 8 53 N. 45 das Anhaltiniſche Geſetz. 

9) Früher nahm man eine Perſonalſervitut an, wenn bie Aecker ber Be⸗ 
rechtigten und Verpflichteten nicht neben einander liegen, z. B. H. Goden con- 
silia no. 75. 88. Bgl. auch oben no. 3. — Bon dem Fall, daß der Berechtigte 
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beftinnmt ift, darf der Berechtigte fo viel Stud Vieh auftreiben, 
ald für den Umfang und die Wirthſchaft feines Guts ald angemefjen 
eriheint. Seit alter Zeit drüdt man dies fo aus, daß er jo viel 
Vieh auftreibt, ald er mit dem auf dem herrichenden Grundftüd 
gewonnenen Futter durhwintern Tann!) Auch wo die Zahl bes 
ftimmt ift, wird Dad beim Mutterthier noch faugende junge Vieh 
in dieſelbe nicht eingerechnet!!). Beſteht die Gerechtigkeit nicht zu 
Gunften eined praedium dominans, jondern von Perjonen (Mit« 
gliedern eimer Gorporation), fo ift der Maßſtab für die Nupung 
anderdwoher zu entnehmen??). 

2. Die Frage, ob der Berechtigte auch fremdes Vieh auftreiben 
darf, wenn er die für ihn beftimmte Zahl nicht überfchreitet oder 
weniger eigenes Vieh hält, ald er durchwintern könnte, ift nicht un« 
bedingt zu verneinen??), vielmehr in dem Yal zu bejahen, daß er 


nicht Grundbeſitzer if, handelt Preuß. Ldr. L 22. 8 93, 96, 97; vgl. auch 
Sachſe $ 3086. 

10) Zahlreiche Belege aus deu Grimm'ſchen Weisthümern bei Gierke II 
©. 255 N. 260— 267; außerdem auh Grimm IV. 764. $ 11, V. 175. 8 14, 
189. 8 9, 196. $ 25 und fehr zahlreiche Beſtimmungen in ben Salzburger 
Zaidingen und in den Zirolifhen Weisthlimern;, vgl. auch v. Maurer Marlen- 
verfaffung &. 144 ff. — Pufendorf IV. 109, Hagemann Landwirthſchaftsrecht 
8 298, Mittermaier $ 168 R.23, Eichhorn SIEON.d, Haubolp gs 193 N. 1 
(Sächſ. Gef. v. 1828. 8 17, 18, auch bei Gengler Lehrb. S. 261 R.), Heimbach 
8193 N. 7. — Oeſtr. GB. $ 500; neuere Verordnungen bei v. Maurer S. 452, 
465. — Es kommt nicht Darauf an, wie viel Stüd er burchgewintert bat, ſondern 
wie viel ex burchwintern kann, Seuffert XXIV.no. 15. — Daß das Durch⸗ 
winterungsprinzip nicht unbedingt den Maßſtab für den Nutzen und bas 
Bedürfniß des berrihenden Grundſtücks abgebe, Seuffert XX. no. 108. 

1) z. B. Tiroler Weisth. I. S. 275, Preuß. Lor. I. 22. 898, Oeſtr. GB. 
8500, Gengler Lehrb. ©. 259. — Nach C. Max. Bav. II. 8. $ 18 wird bas 
junge Vieh während bes ganzen erſten Jahres nicht mitgerechnet; dies barf aber 
nicht allgemein angenommen werden; Runde Beyträge zur Erläuterung rechtl. 
Gegenſtände I. 1799. &. 339— 349. 

2) Bülow u. Sagemanı IV. no. 56. 

1) Meiftens wirb die Frage umbebingt verneint, vgl. aus Ältern Quellen 
die Stellen bei Gierke II. ©. 255 N. 261. Außerdem Tiroler Weisth. I 
&. 268 3.7ff., 18ff., S.274 3.18, ©.275 3.20, II. ©. 134 23.26 ff., 
&.149 3.14 ff, S.294 3.24 ff., III ©. 30 3.7 ff.; höchſtens darf er dem 
Nachbarn oder einem Andern fein Grasrecht abtreten. Ferner Pufendorf IL. 
20.123, Haubold 5 193 N. K, Heimbach SIIEN. 7, Renaud in db. Ztichr. 

Stobbe, Vrwatrecht. IL. 3. Aufl. 15 
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dauernd zur Vergrößerung ſeines Viehſtandes und zu beflerer Kultur 
des Bodend fremdes (bejondered gepachtetes) Vieh hält, indem bier 
die Ausübung der Dienftbarkeit in den Grenzen des Intereſſes des 
herrſchenden Grundſtücks bleibt. Der Berechtigte fol nur nidht im 
Intereſſe eined fremden Grundſtücks oder ded igenthümerd von 
fremdem Bieh daffelbe auftreiben‘*). 

Wenn ed auch aud dem Begriff der Prädialjervitut folgt, daß 
die Ausübung des Weiderechts nur mit dem Gut felbft einem 
Anden, 3. B. durch Pacht überlafien werden Tann"), jo wird par- 
tifulär doch auch eine gejonderte Verpachtung des Weiderechts zuge 
laſſen !®). 

3. Der Pflichtige darf auf ſeinem Gut keine Kulturveränderungen 
vornehmen, durch welche die Servitut unmöglich gemacht oder in 
erheblichem Maße verringert wird!). Dagegen iſt es zuläſſig, daß 
er dem Berechtigten zur Weide andere als die bisher benützten 
Ländereien anweiſt, falls für denſelben hierin keine Erſchwerung 
enthalten iſt; insbeſondere darf er einzelne Theile des pflichtigen 
Forſtes in Schonung legen und von ihnen den Weideberechtigten 
ausfchließen?®). 


f.d. 8. IX. S. 33 ff. — Anderwärts wirb fremdes Vieh zugelaflen, Gierke ll. 
S. 257 N.274, ©. 259; Tiroler Weisth. II. S. 131 3. 8ff., Steir. u. Kärnth. 
Taidinge S. 432 3.39 ff, 468 3.23ff., 492 3.44 ff; Thudichum Ga 
and Markverfaffung S. 266 f., v. Miastomstt jhweiz. Almend. 1879 S. 142, 
Kraut SI! N.d. 

14) Die vorftehenden Grunbfäge find richtig ausgeführt in Senffert 
XXI. n0.20. In noch weiterm Umfange wollen frembes Bieh zulaſſen Bülow 
und Hagemann IV. no. 58; vgl. au Strube II. Bed. 75 (mit Beziehung 
auf die Schäfereigerechtigkeit). 

15) Befeler 8 193 N. 14, Roth B. II. 8 163 N. 41. 

16) Grefe II. ©. 326 N. b, Bülow und Hagemann IV. n0.58, 
Seuffert III. no. 147 (Stuttgart); allgemein will eine Verpachtung zulaffen 
v. Gerber 8 145 N. 4. 

IN Alſo nicht Weideland in Wiefen, Ader ober Forfigrund verwandeln, 
Const. Sax. II. 41, ſächſ. Land.-D. v. 1556 c. 74 (Emmingbans ©. 178 
no. 6); Bülow u. Hagemann II. no. 24, Strube Bed. IV. 153, Pfeiffer 
in d. Ztſchr. f. d. R. XIII. ©. 165— 222, Anſchütz im civ. Archiv LII. 
S. 293 — 307. — Haubold 8 1IE N.a, 8194, Heimbach 8 196, Sachſe 
8 802, Steinader ©. 424f., PBlatner kurhefſ. Sadene. S. 2800 ff. — 
GSeuffert XVI. no. 10, XXI. no. 22. 

18) Preuß. Landr. I. 22. 8 170. — Haubold 8 195 N.d, Brüdner 
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Neuere Geſetze führen das unbedingte Recht der Kulturver- 
änderung ein'®). 

4. So weit dem Berechtigten nicht ein ausjchliehliches Recht 
zufteht, hat der Befiger des pflichtigen Grundftücks das Recht der 
Mithut, dad Recht fein eigened Vieh gleihfalld auf die Weide zu 
treiben”), auch wenn er es fich nicht befonderd vorbehalten oder 
wenn er es feit undenklichen Zeiten nicht ausgeübt hat, fondern den 
Berechtigten allein hat hüten lafjen”). Wenn er die Gerechtigkeit 
des Berechtigten nicht in ungehöriger Weiſe fehmälert, ift er nicht 
auf die Zahl von Vieh beichränft, weldhe er durchwintern kann, und 
darf auch dritten Perfonen die Mithut geftatten?). 

5. Vermindert ſich die Weide, jo daß fie nicht mehr für das 
Vieh des herrichenden und des dienenden Grundſtücks hinreicht, fo 
muß der Beſitzer des letzteren ſoweit zurückſtehen, daß der Eigen⸗ 
thümer des herrſchenden Grundfſtücks ſein Recht voll ausüben kann). 
Eine verhältnißmäßige Einſchränkung ihrer beiderſeitigen Hütungs⸗ 
befugniß*) würde dem Weſen der Servitut widerſprechen. 

6. Bisweilen darf der Beſitzer des dienenden Guts, um den 
Dünger zu erhalten, es fordern, daß der Berechtigte das weidende 
Vieh, beſonders Schafe, die Nacht über auf dem beweideten Grund⸗ 


8547, vgl. auch 562, 568. — Pfeiffer S. 195 ff. — Seuffert I. no. 182, 
XVIIL no. 119. — Ob eine ſolche Beſchränkung ober Veränderung zuläffig fet, 
if Frage des Eonkreten Falls. Seuffert XXIX. no. 112 entſcheidet, daß von 
ber pflichtigen Gemeindemark ein beftimmter Raum zum Begräbnißplatz aus⸗ 
geihieben werben barf. 

19) z. B. Baier. Weibegefeß von 1852 art.5 (Roth B. V. 8 163 N. 59). 

%) Seuffert VII. no. 10. — Preuß. Lor. I. 22. 8 89: „Es wird nie- 
mals vermuthet, daß Jemand dem andern bie Hlitungsgerechtigleit mit Aus» 
ſchluß feines eigenen Viehs habe einräumen wollen“. 

21) Nur durch qualifizirte Verjährung geht Das Recht verloren, wenn ber 
Beſttzer an ber Mithut verhindert wurbe und ſich dabei beruhigt, Hagemann 
Erörter. VI. no. 12, Senffert XXII. no. 20. 

m Striethborf XVII. ©. 115, Seuffert I. no. 11. 

3) Preuß. Landr. I. 22. 8 105, aber auch 8 103, Pfeiffer ©. 1827f., 
Gengler Lehrb. S. 266 f., Windſcheid 8209 N. 13. 

4) Wie fie Prenß. Landr. I. 22. 8 108 vorſchreibt und andere Partilnlar- 
vehte und manche Schriftfteller annehmen, vgl. Hommel rhaps. 188, Reyſcher 
8298 N.4, Heimbach 8 193 N. 8, Roth B. 8163 N. 634ff. Steinader 
6.486. 


15* 
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ftüd in Hürden läßt, fog. Pferhreht*). Da bier der Weibebe 
rechtigte zu einem Thun verpflichtet ift, Tann dies Recht Feine Ser- 
vitut fein”); es ift entweder eine gewöhnliche oder eine ſich als Real: 
laft qualifizirende obligatoriihe Verpflihtung”). 

7. Bon den verfchtedenen Fällen, daß mehrere Perfonen daß 
jelbe Terrain zu beweiden berechtigt find, ift der Fall der Koppel: 
but?) im engem Sinne, jus compasculationis reciprocum, noch 
befonder8 hervorzuheben (vgl. oben S. 224 c.), wobei mehrere Grund 
befiber ihre Heerden gemeinjchaftlih auf einen gemeinfamen, durd 
ihre Ländereien gebildeten Hütungsbezirk ſchicken. In älterer Zeit, 
in welcher die zu einem Bauergut gehörigen Aeder und Ländereien 
in verjchiedenen Fluren der Feldmark zerftreut lagen, war die Koppel: 
but dad einzige Mittel um die Weide in zwedmäßiger Weiſe aus 
zuüben; ſämmtliche Bauern der Gemeinde vereinigten ihr Vieh zu 
einer Heerde unter einem &emeindehirten und ließen es theild auf 
die Almende, theils auf die den Einzelnen gehörigen Weidepläpe, 
Brachfelder und abgeernteten Aeder auftreiben. Wo dies Verhält⸗ 
niß nicht ein bloß prefäre8*) ift und daher einfeitig widerrufen 


5) Prenß. br. I. 22. $ 157. Defter ift auch vorgefchrieben, daß der 
Weideberechtigte den Dünger nicht von ber Weide fortnehmen darf, z. B. Tirol 
Weisth. I. S. 131, 158 8 10. — Berichieben ift das Horbenfchlagrecht, welches 
eine wirkliche Serpitut if und dem Weideberechtigten bie Befugniß giebt, zu 
feiner Bequemlichkeit das Vieh die Nacht Über dort zu laffen. 

”) Kir eine Servitut erllären e8 Hagemann Lanpwirtbichafter. S. 5% 
N. 8, Eichhorn 8182 N.g und Andere, indem das mit dem Horbeufchlag 
belegte Gut das praedium dominans jei. 

) Dben EITN 12. — Pfeiffer S. 167, Dunder S.25f. Lebterer 
fagt, daß die Verpflichtung entweber eine gewöhnliche obligatorifche fei ober ſich 
als eine auf ber Schäfereigerechtigleit, weldhe wie ein Immobile zu behandeln 
fei, ruhende Reallaft charafterifire. Dies letzte ift unmöglich. Die Reallaf ruht 
nicht auf der Schäfereigerechtigleit, fondern auf dem Grundſtück, ebenfo wie eine 
Zinsverbinbilichkeit nicht auf dem Eolonatredht, ſondern auf dem Bauergut haftet, 
Seuffert XVII. no. 82, XX. no. 109. — Unllare Aeußerungen in Seuffert 
XXXL. no. 8. — Für eine Realiaft erklärt fih auh Manrenbredher L 8 342. 
IL, braucht aber bie unzutreffende Bezeichnung, e8 fei eine „Frohne“. 

#9) Der Name Koppelweide gehört bereit dem 11. Jahrh. an, v. Maurer 
Markenverfaſſung &. 19 f. 

, Nah manden Ueltern fol dafür eine PBräfumtion ſprechen, vgl. auf 
Heimbach 8 199; dagegen Seuffert XVIII. no. 118 und XXXIII. no. 6. — 
Preuß. Landr. I. 22. $ 135: „in der Hegel eine wechſelſeitige Srunbgerechtigkeit”; 
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werden Tann, übt Seder an feinem Grundftüd ein Recht des Eigen» 
thums oder Golonatrehtd, an dem Boden des Andern eine Servitut 
aus”"), 

Um die Koppelhut in einer Gemeinde einzuführen, reicht nicht 
ein Gemeindebeichluß hin, fondern bedarf e8 der Zuftimmung jänmt- 
liher Gemeindegenoffen®?). 

B. Eine Specied der Weidegeredhtigfeit ift die Schäfereige- 
tehhtigleit. In vielen Gegenden durften die Bauern feine Schafe 
halten), fondern hatte allein der Gutöherr dad Necht der Schäferei 
und konnte feine Schafe auch auf die von ihm audgethanen Bauer- 
güter auftreiben laffen; fein Recht erſtreckte fi) oft auch noch weiter, 
über fein Grundeigentbum hinaus, auf die ganze Marl. So weit 
die Güter ibm gehören, übt er ein vorbehaltenes Recht des Eigen- 
thums aus; fo weit fie ihm aber. nicht gehören, inöbefondere die 
ehbemald der Gutsherrlichkeit unterworfenen Güter in neuefter Zeit 


8 136: ift die Hütung bald auf diefen, bald auf jenen Stüden ausgelibt, fo fet 
anzunehmen, „baß babei nur nachbarliche Freundſchaft und Gutwilligleit zu 
Grunde liegt“. 

=) Sollte fich nicht vielleicht eine andere Eonftrultion empfehlen? Wir 
baben gefehen (oben 8 97 N. 7), daß Jemand ein jus in re aliena an einer 
Sade haben kann, welde er mit einem Andern zufammen im Miteigenthunt hat. 
Hier nun werben die ben einzelnen Bauern gehörigen Aeder wie eine Geſammt⸗ 
fläche behandelt, welche in ihrem — allerdings realiter getheilten — Miteigen- 
thum ſteht und an biefer ganzen Fläche wirb bie Gerechtigkeit in gleihmäßiger 
Weile ausgeübt. Es rührt diefe Berechtigung aus einer Zeit ber, in welcher bie 
Gemeindemitglieder fih in Felbgemeinſchaft befanden und nur ein vielfach ein- 
geihränttes Herrfchaftsrecht an ihren Aedern beſaßen. — Es wäre das dann 
ein weiterer Fall ber von Hartmann behandelten Rechte an einer Sache. 

. 7%) Es führt ein Darmfladter Erk. (Arch. f. prakt. R. W. N. F. XI 
&.59ff.) aus, daß eine Gemeinde als folge nicht das Recht hat, ſämmtliche 
Grundſtücke ihrer Gemarkung mit Schafen zu behüten und bies Recht durch Ber- 
pachtung der Schafweide ausüben zu laſſen. 

20) Oder fie follten fie nicht auf die Weide ſchicken, ſondern im Stalle oder 
ihren Gärten halten, Strube Bedenken V. no. 68. — Zur Begründung einer 
Communſchäferei von Seiten ber Bauern bedurfte es aufer ber Einftimmigfelt 
ſämmtlicher Intereſſenten noch ber Regierungsgenehmigung, Strube Ber. I. 
122, IV. 117. $1, Preuß. Landr. I. 22. 8 146, in Würtemberg bis 1828, 
v. Wächter J. ©. 182f., 1005. — Anders Steinader ©.432 N. b. — 
Einzelnes über die hiftorifchen Berhältniffe bei Strube IV. no. 117, Mitter- 
maier 8170 N. 1-3. 
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durch Ablöfung Eigentbum der Bauern geworden find, fteht ihm eine 
Prädialſervitut zu®t). 

Partilulär wird die Zahl der aufzutreibenden Schafe micht 
durch den Maßſtab der Durchwinterung beitimmt®). Sn Betreff 
der Zeit, zu welcher die Weide auszuüben ift (offene Zeiten), der Art 
des aufzutreibenden Viehs (nicht Frank, dem Boden nicht ſchädlich). 
über die dem Weiderecht unterworfenen Grundftüde u. |. w. enthalten 
die Partikularrechte zahlreiche Beitimmungen, welche in Ermangelung 
befonderer Feitiegungen gelten®). 

C. Seit der Urbarmadhung weiter Streden imangebauten 
Landes, der Auftbeilung der Almenden, der Beleitigung der Drei- 
felderwirtbfchaft, der Einführung der Stallfütterung find die Weide- 
gerechtigkeiten theild der Durchführung der Reformen hinderlich, tHeils 
eriheinen fie auch als überflüſſig. Die neuefte Gefepgebung bat 
baber ihre Ablöfung gegen Entſchädigung geftattet und zum Theil 
auch die fernere Beitellung von Weidegeredhtigfeiten verboten). 

D. Die ſehr verfchiedenen ſchon in alter Zeit dur die Weis⸗ 
thümer der Markgenofjenichaften geregelten Dienftbarkfeiten an 


u), Das Stuttg. O.⸗Trib. (Schletter Jahrbb. VIII. ©. 294 N. 28) 
fagt, daß der Schäfereibetrieb nicht bem Intereſſe des Befikers, jonbern bes 
Guts diene und das betreffende Weiderecht nicht als Realjeroitut, fonbern als 
beutichrechtliche Dienftbarkeit erjcheine und daher (?) auch ohne ba8 berechtigte 
Gut veräußert werben dürfe. 

3) So nah Preuß. Landr., aber nur Schafe biefer Feldmark, nicht eines 
fremden Vorwerks, I. 22. $ 149, 150; unter Umftänden bürfen auch frembe 
Schafe aufgetrieben werden, Strube Beb. IV. no. 117. $4. — Am Durd- 
winterungsprinzip halten fett Hagemann Landwirthſchaftsrecht S. 588 N. 4, 
S.591 N. 1, v. Gerber 8 145 N. 4, Steinader ©. 436 N. 12. 

39) 3.8. Preuß. Laudr. I. 22. 880 ff. Preuß. Felbpolgei-D. v. 1. Rov. 
1847. — Gengler Lehrb. S. 258 ff., Privatr. (3. Aufl.) $ 65, Haubold $ 192 ff., 
Sachſe 520 ff., Heſſe S248 ff., Reyſcher IL. 58298, auch Seuffert VT. 
no. 157. 

3) Bol. oben 8 97 N.42. — Preuß. Landr. I. 22. 8 188 ff. (auf Antrag 
des Belafteten), Gemeindetheilungs-Orbn. v. 7. Juni 1821. — Haubold $ 1912 
N. gff. 8192 N. d, 8 195 N. g, Heimbach 5192 N.2, 8199 N. 3, $ 201. 
— Hannov. Gel. v. 8. Nov. 1856 (Kraut 899 N. 15). — Wirt. Gef. v. 
9. Apr. 1828 (Reyſcher II. 8 305). — Baier. Gef. v. 28. Mai 1852 (Krant 
899 N. 16, Roth 3. II. S. 301— 303). — Baben’iches Gef. v. 24. Juli 1848. 
— Bernifhes Geſetz v. 12. Dez. 1839 (auch bei König II. S. 366). — Nach⸗ 
weifungen bei Mittermater $ 168 N. 89, 40. 








898. Die einzelnen Dienftbarteiten. 231 


Waldungen?) find theild Prädiale theild Perſonalſervituten, letzteres 
bejonder8 dann, wenn dad Recht den Gemeindemitgliedern ohne 
Rüdjiht auf ihren Grundbefig zuſteht. Wenn auch ölonomild ver 
wandt ift doch juriftiih von ihnen verſchieden dad Recht auf die 
Lieferung eined bejtimmten Duantum Holz aud einem Walde zu 
beftimmten Zeiten oder bei gewiflen Gelegenheiten. Hier befteht 
feine Pflicht zu einem pati, jondern zu einem facere des Cigen- 
thümerd®). | 

Weil bier alle partifulär oder individuell ift, brauchen wir 
nicht eingehend zu handeln von dem Nießbrauch an einem Walde, 
dem Beholzungsredht?”), der Maftgerechtigkeit®), dem Recht auf 
Windbruh”), auf Raff⸗ und Leſeholz, auf Streu und Laub, die 
abgefallenen Eiheln und Buchedern u. |. w.). Die Entftehung 


35, Ueber das geihichtlihe vgl. Grimm Nechtsaltertfümer S. 506 ff., 
Waitz Berf.G. VIII ©. 267, Gierke Genofienihaftsreht I. S. 616 ff, II. 
©. 260 ff., Kraut 8 86, 101. 

36) Bfeiffer Ausführ. VIII. ©. 176, 204, 207, Roth 8. IL. 8 175 N. 14, 
Seuffert V. n0.6, XXIX. no. 12, 14. — Sächſ. GB. 8 522. 

=) Während ber Nießbrauh am Walde das Recht umfaßt, in forftmäßiger 
Weife den Wald ohne Rüdfiht auf das perjönliche ober das Bedürfniß eines 
beflimmten Guts zu benugen, und feine Schranke nur in ben Berhältniffen des 
Objelts findet, darf das jus lignandi nicht ultra necessitatem et utilitatem 
praedii ausgeübt werben, Pufendorf I. no. 124. 

38) Ueber das Recht, Schweine zur Maft in den Wald zu treiben 3.8. 
Preuß. Landr. I. 22. 8 187 ff., Strube Beb. I. no. 25, IV. n0.74, Thomas 
Fuld. Privatr. II. S. 166 ff. — Ueber die mit dem Jagdrecht verbundene Maftge- 
rechtigfeit, wonach der Eigenthümer die Eicheln, Nüffe, Bucdedern, das Holzobft 
zur Maft fitr Das Wild lafſen foll, vgl. Hommel rhaps. 798. 84. 

39, Ein Magbeb. Urtheil (Neumann Magbeb. Weisth. no. 79 v. 3. 1546) 
beftimmt, daß das Recht auf den Windbruch nicht Die von Gewitter zerfchmetter- 
ten Bäume begreift, fonbern das holtz, szo der windt zcurbrochen u. zeu- 
schlagenn, das es zcu bauen undinstlich, wirdet in diesem falle alleine 
vor windtbruchig holtz u. afterschlege geachtet. 

40) Zahlreiche Vorſchriften im Preuß. Landr. I. 22. 8 170— 239; Preuß. 
BD. v. 5. März 1843, Körfter IIL $ 187 N. 154 ff, Dernburg I. $ 804. 
— Haubold $ 199, Roth 8. LI. $ 166, Platner kurhefſ. Sadenr. S. 274 ff. 
— Befeler $ 198. B.d, Mittermaier $ 171, Gengler (3. Aufl.) 866. Bol. 
auh Seuffert XXXVI. no, 368, XXXVIII. no. 6. 

Ueber bie Beſchränkung des Eigenthilmers in der Vornahme einer Forft- 
kultur, durch welde die Servitut beeinträchtigt wird, Seuffert XXVII. no. 209, 
Roth B. I. 8 166 N. 22 ff. 
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folder Dienftbarkeiten wird nicht begünftigt“) und es ift durch 
neuere Gelege ihre Ablöſung ermöglicht“). 


Drittes Kapitel. Emphytenfis und Superficies (Platzrecht). 


89. 


I. Die Grundfäte von der Emphyteufe ded gemeinen Rechts 
darzuftellen, liegt feine Beranlaffung vor. Sie haben auf das deutſche 
Bauernrecht eingewirkt, indem viele Bauergüter ald Emphyteuſe ver- 
lieben wurden und andererjeitd auch auf die nach deutihem Recht 
verliehenen Bauergüter einzelne römiſche Säbe übertragen wurden, 
3. B. daß durch Zjährige Nicht-Entrichtung des Canon dad Recht 
verloren geht. Da aber die Bauergüter im wejentlichen vom deutſchen 
Necht beberricht werden, find jene römiſchen Einflüffe in der Lehre 
von den Bauergütern $ 131 ff. zu erwähnen. 

II. Während vereinzelt in Partikularrechten die Auffafjung be= 
fteht, daß ein Anderer, ald der Grundeigenthümer das Eigenthum 
an den Gebäuden und den Pflanzen auf dem Boden haben fann 
(vgl. oben $ 79), überwiegt die römijche Anfchauung, daß der Eigen- 
thümer des Bodend auch dad Eigentbum an der Superficied hat, 
und dem. Andern nur ein jus in re aliena zuſteht. Dad Plag- 
recht!) erjcheint ald da8 weitgehendfte, dem Eigenthum nahe fonimende 
vererbliche dingliche Reht an der auf dem Boden errichteten An⸗ 
lage oder ald dad Recht eine ſolche Anlage felbit zu maden, fie 
in vollfter Weile zu benugen, über fie zu diöponiren, fie zu vers 
äußern, zu belaften und felbft wieder zu zeritören. Bon den Ser- 
vituten unterjcheidet ed ſich dadurch, daß ed weder an eine Perſon 
noch an ein Grundftüd gebunden if. Wenn ein Gebäude der ge- 
wöhnlichite Gegenftand des Platzrechts ift, jo kann es doch auch an 


) Nah einem Sächſ. Geſ. v. 1813 ſollen fie weder durch Verjährung 
noch durch Bertrag außer mit obrigkeitlicher Genehmigung entſtehen, HauboId 
8191 N. 6ff.; dingliche Forſtgerechtigkeiten ſollen nicht mehr erworben werben, 
Baier. ©. v. 1852 art. 34 (Roth B. DI. 8 166 N. 30). 

=) 3.8. Roth II. 8 166 NR. 20 ff., 25 ff., Hannon. Gef. v. 7. Jannar 1863, 

I) 9. Wächter das Superfictar- ober Platzrecht (Abhh. der Mitgl. der 
jur. Sal. 3. Leipz. 1. Band). 2. Ausg. 1868. Roth 8 238. 
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einzelnen Stockwerken, an einem Keller, an Bäumen und Pflanzen 
begründet fein?). 

Im Mittelalter galt in vielen Städten ein der Superficies 
entſprechendes Snftitut, indem der Stadtherr bei Anlage der Stadt 
dad Areal für den Bau der Häujer an die Anfiedler gegen einen 
jährlichen Zins (Wortzind) audthat und die Bürger ein veräußerlichee 
und vererbliches Recht an der Superficied befaßen. Auch ſonſt 
wurden ftädtiiche Grundftüde vielfah in Erbleihe gegeben?). 

Da fi aber meiltend ſehr bald das Erbzinsreht des Haus⸗ 
befigerd in Eigentum verwandelte und dad Recht des ehemaligen 
Eigenthümerd auf die Zinsberechtigung reducirt wurde®*), und fid 
auch feine verwandten Verhältniffe entwidelten, fand die roömiſche 
Superficied feit der Reception fein irgendwie namhafte Anwendung?» 
gebiet. Wenn auch die neueren Geſetzbücher in wejentlihem Anſchluß 
an dad römilche Recht Normen über das Platzrecht aufgeftellt haben*), 
jo ift dafjelbe doch, abgejehen von lofalen Fällen, nicht von beſon⸗ 
derer praftiiher Bedeutung für unſer Rechtöleben. 


2), 9. Wächter S. 49 ff. 

2) Arnold zur Geihichte des Eigenthums in den beutfchen Stäpten 1861. 
— Für Lübed Pauli Abhandlungen IV. S. 2ff. 5ff., 148 f. für Köln Hegel 
in den Städtechroniken XIV. S. XXIIf., über Würzburg Rofentbal Geſch. 
des Eigentbuns in Würzburg 1878, befonders ©. 34 ff. (älteſter Fall dafelbfi 
&.40, v. 3. 1119), für Wien Tomaſchek Rechte von Wien I. ©. IX. 

82) Ueber biefe Entwidelung in Würzburg Roſenthal ©. 64 ff. 

4) Preuß. Lbr. I. 22. 8 243—246 (im Zuſammenhang mit den Servi⸗ 
tnten); in Preußen bat das Gele vom 2. März 1850 $ 2. no. 2 das Platzrecht 
nicht in Eigenthum verwandelt; vgl. v. Wädter ©. 126, Förfter III. $ 187 
N. 192. — Der. GB. $ 1125, vgl. aud 1147, 1150. — Sädf. GB. $ 661, 
vgl. beſonders Wächter S.183 ff., welder für das ſächſ. Hecht zwei Arten von 
Platzrecht unterjcheibet, a) das befchräntte, weiches als perſönliche Servitut er- 
ſcheint, und b) das unbefchräntte, welches dem gem. Recht entipridt und nur 
durch Eröffnung eines befoubern Hypothelenfoliums entſteht; vgl. auh Schmidt 
L ©. 338 ff. — Der Baier. Entw. bat einen befondern Abfchnitt: „Platzrecht“, 
III. art. 834—840, vgl. darüber v. Wächter S. 130 ff. — Ueber andere Barti- 
tularrechte Roth B. II. 8 238, Reyſcher II. 8 398, Fald V.$ 128, Regels- 
berger Beier. Hypoth. R. J. S.199f. — Infofern die Gelege die erbliche 
Ueberlaffiung von Grunpbefig außer zu Eigentum unterfagen (vgl. unten 8 181 
N. 16), bedarf es für bie einzelnen Partikularrechte ber befondern Unterfuchung, 
in wie weit bie Neubegrünbung von Emphyteuſe und Superficies noch zuläſſig 
iR. Für Breußen vgl. Dernburg u. Hinrichs Preuß. Hyp. R. S. 155—157. 
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Biertes Kapitel. Die Renllajten '). 
$ 100. Einleitung. Geſchichte. 


I.“ Reallaften?) nennen wir Verpflichtungen zu wiederlehrenden 
ftetigen Leiftungen (befonder8 Zinſe, Renten, Zrohnden u. f. w.), 
weldye dem Befiger eined Grundftüdd ald folhem obliegen, fo dab 
die Perjon ded Verpflichteten lediglich durch den Beſitz des Grunt- 


N) Literatur: I. A. Seuffert das Baurecht, die Reallaften und das 
Näherrecht. Würzb. 1819. S. Ti ff. — Welter das gutsherrlich bäuerliche Rechts⸗ 
verbältniß . . . im früheren Hodftifte Münfter und „.. in anderen Gegenden 
Weftfalens. 1836. S. 269 ff. — Dunder die Lehre von ben NReallaften. Dart. 
1837 (dazu Kritik von Albrecht in Schneiders frit. Jahrbb. 1839. S. 309 ff.). 
— Renaud Beitrag z. Theorie ber Reallaften. Stutig. 1846. — v. Gerber 
3. Theorie ber Reallaften, in f. Jahrbb. II. S. 3dff. 1868 n. VI. ©. 266 fi. 
1863; beide Auffäbe jest in f. gefammelten Abhh. S. 213 — 260; der zweite 
bezieht ſich beſonders auf bie gleich zu nennende Abhandlung von vn. Meibom. 
— Häberlin in d. Ztſchr. f. d. R. XVIII. S. 131—172. 1858. — Frieblieb 
in v. Gerber u. Ihering’& Jahrbb. II. S. 299— 356. 1859, und: Die Hechte- 
theorie der Reallaften. Jena 1860. — v. Meibom über Realihulden und Real 
laften, in Bekker's u. Mutber’s Zahıbb. IV. S. 442ff. 1860. — Mann 
Unterſuchungen über den Begriff der Reallaften im gemeinen Hecht 1869, meue 
(Zitel-) Ausgabe 1872. — DO. Müller Beiträge zur ſyſtem. Darftellung des kgl. 
ſächſ. Civilrechts. 1. Thl. die Reallaften. Leipz. 1878, 

Eihhorn 8 16Lff,, Mittermaier I 8 172ff. 196 ff, u Gerber 
8 167— 172, Beſeler 8 190, Bluntſchli 8 89 ff., Sengler Lehrb. S. 285 ff. 
Priv. R. (3. Aufl.) 8 73ff. Walter 8 146ff. — v. Wädter II. S.310 ff., 
Unger 1. 868. ©. 553ff., Reyſcher I. 8 254 ff, Förfter II. $ 188, Roth 
8. II. 8 169 ff. Blatner 8 68. " 

2) Der Ausdruck onus oder servitium reale im Gegenfah gegen perso- 
nale gehört ſchon dem Mittelalter an, Kraut $ 110 no.1. Bel auch 3.82. 
R. v. Lullin v. 3.1310 842 (Le Fort franchises de l’ancien diocöse de 
Gendve p. 155), R. v. Bonne v. 3. 1310 $ 87 (p. 167): die Bürger dürfen 
ihre ®üter verlaufen, dum tamen res transeat cum onere suo: die Reallaft 
geht nicht Durch Veräußerung unter. — Ueber den weiten Begriff der onera 
realia in der ältern Literatur Müller S.69 ff. — Für das ber Berpflichmung 
entiprechenbe Recht fehlt es an einem beſondern Namen; ohne Gefahr einer Ver⸗ 
wechslung können wir auch das Recht Realiaft nennen, flatt bes fchleppenberen 
Ausdruds „Reallaſtberechtigung“, v. Wächter II. S. 316; Dagegen if, um Ber- 
wechs lungen zu verhüten, der Ausprud Realrecht zu vermeiben. 
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ftücks beftimmt wird. Die Verpflichtung zur Leiftung kann entweder 
in regelmäßiger Weiſe zu beftimmten Zeiten ober in unregelmäßigen 
Sutervallen, nur bei gewifjen Beranlaffungen?) eintreten; die einzelnen 
Leiftumgen erſcheinen als Ausflug der Gefammtverpflihtung. Daß 
die Neallaft von ewigem Beſtande ſei, gehört nicht zu ihrem Weſen. 
Abgejeben davon, dat Reallaften nad Altern und neuern Geſetzen 
theilweiſe für ablösbar erflärt find, giebt es auch Zälle, in denen 
fie nur auf. eine befchränfte Zeit, insbefondere nur für die Lebens 
zeit der Berechtigten beftellt find (Witthum, Leibzucht)‘). 

IH. Die Reallaften find Forderungen. Trotz des obligatorifchen 
Charafterd ftellen wir fie aber nicht in das Obligationen, jondern 
in das Sachenrecht, weil fie in vielen Richtungen von den Grund—⸗ 
fätzen des Immobiliarſachenrechts beberrfcht werben. Wir ftellen fie 
aber auch vor das Pfandrecht, weil die moderne Hypothek, durch 
Zurüddrängung des accejloriihen Charafterd, der Reallaft, inöbes 
jondere dem Rentenrecht angenäbert ift®). 


3) 3.8. Landemium, Mortuartum. 

9 9. Meibom S. 508f. — Ueber bie Abgrenzung der Reallaften v. Ger- 
ber 8169 N. 4, Unger I. S. 554 f, Friedlieb S. 10ff. — Ob bie aus 
der Grundherrſchaft abgeleiteten Dienfte perjönliche ober reale find, if eine 
quaestio facti 

5) Diejenigen Schriftfieller, welde bie Reallaften für dingliche Rechte 
erflären, fielen fie natürlich in das Sachenrecht. v. Gerber, ver ihre obli⸗ 
gatorifhe Natur nachdrücklich betont, behandelt bie allgemeinen Grundſätze 
(8 167—172) in ber Lehre von ber Entſtehung der Forderungsrechte (Real⸗ 
laſten feien Zuftandsobligationen), und bie einzelnen Fälle von Reallaften tm 
fpeziellen Theil des Obligationenrechte. — Andere, welche fie gleichfalls für obli⸗ 
gatorifche Leiftungen erklären, weifen fle dem Sachenrecht zu, fo auch Walter 
& 146, nach welchem fie Obligationen bes Grundſtücks find; dieſe fuftematifche 
Bebanbinng ift bei ihm unbegreiflih, da er $ 149 N. 5 Eichhorn es vor- 
wirft, daß er bie Reallaſten für Obfigationen erkläre und doch unter die Rechte 
an Sachen ftelle, und N. 6 Mittermaier baflr belobt, daß er fie in ben 
ältern Auflagen zu ben Obligationen ſtellte. — Befeler 8 190 ff. ſtellt fie 
außerhalb jedes Syſtems in das Landwirthſchaftsrecht. — Albrecht in f. Re⸗ 
zenfton fchlägt ein eignes Kapitel vor: „Aeußeres Gewand des Immobiliar⸗ 
ſachenrechts“. — Nah v. Wächter II. &. 318 N. 11 n. Erdrterungen I. ©. 121 
feien fie im Syſtem den rein bingliden und ben Forderungsrechten als ein 
drittes gemifchtes Recht gegenüber zu ftellen. — Ortloff 8 282ff. hatte bereits 
früher einen ſolchen Abfchnitt ausgeſchieden: „won binglichen Fordernngorechten“, 
wozu er bie Reallaften, Bannrechte und das Näherrecht rechnet. 
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III. Anfänge der Neallaften begegnen bereitd in alter Zeit; 
das ſpätere Mittelalter brachte immer neue derartige Erſcheinungen 
hervor, welche theild dem bäuerlichen, theild dem ftädtiichen Leben 
angehören. Sie find ein Erzeugniß der wirtbichaftlihen Zuftänte 
des Mittelalterd, während deſſen der perjönliche Kredit gering, die 
Berhaftung der Erben für die Schulden ded Erblafjerd beichränft, 
der Beweis einer $orderung von dem Gläubiger ſchwer zu erbringen 
und die Hypothek nur wenig entwidelt war. Durd die Beltellung 
der Laſt als einer realen wurde dad Auseinanderfallen des perjön- 
lichen Schuldnerd und des Befigerd deßjenigen Grundſtücks ver- 
mieden, welched für die Sicherheit der Forderung einftand; nur dann 
erichien die Leitung als gefichert, wenn fie in dauernde Verbindung 
mit dem Grundbeſitz gebracht war®). 

Seit dem 16. Jahrhundert trat ein Stillftand ein, indem die 
Neugeftaltung der Staatlichen Verhältniffe, die veränderte Bewirtb- 
ſchaftung der Grundſtücke, dad Aufkommen der Geldwirthſchaft mandye 
Laften in ihrer Bedeutung zurüdtreten ließ und dem obligatorifchen 
Verkehr eine andere Richtung gab, bis die neuefte Zeit aus ftaats⸗ 
wirtbichaftlihen und politischen Gründen die den bäuerlihen Befig 
belaſtenden Reallaſten aufhob oder für ablösbar erklärte und die 
Entftehung neuer, ewiger Laſten verbot”). 

IV. Die älteften Reallaften find die von den Gutsherrn auf 
die Güter ihrer Hinterjaffen gelegten. So lange jedes Mal, wenn 


6) Lütticher Gewohnheiterecht bes 16. Jahrh. art. 165 (Warntönig Bei- 
träge 3. eich. des Lütt. Gew.R.'s 1839. ©. 171): reditus mere personales, 
hoc ost, qui ad praedia vel fundos non sunt limitati et affecti, in usum 
recepti non comperiuntur, quia ambiguitas existimavit eos, quod nulla re- 
latione ad rem habita constituerentur, suspectos esse debere, et ideirco 
ab hujusmodi reditibus patria Leodiensis abstinuit, neo eos in usum 
recepit. 

) Meber bie Geſchichte der Reallaften vgl. außer ver R. 1 angeführten 
und ber bei ber Geichichte der Bauergüter unten anzuführenden Literatur noch: 
P. Wigand bie Dienfte, ihre Entftehung, Natur, Arten und Schickſale. Hamm. 
1828; 9. A. Lüngel die bäuerlichen Laften im Fürftentbume Hildesheim. 
Hildesh. 1830; W. Arnold Zur Geſchichte des Eigenthbums in ben beutfchen 
Städten. Baſel 1861. — Lieber Schlefien Stenzel ſchlefiſche Geſchichte I. 
S. 106 fi. 

Indem das Detail ber faltiſchen Verhältniſſe der Rechtsgeſchichte zuzu⸗ 
weiſen ift, beichränfe ich mich auf eine hiſtoriſche Leberficht. 
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ein Freier, Höriger oder Unfreier dad Gut vom Grundheren erhielt, 
dad Maß der Dienfte und Abgaben beſonders feſtgeſetzt wurde?), 
handelte es fih nur um einfadhe obligatorische Leifiungen. Doch 
nahmen dieje Verpflichtungen allmählich einen Tonftanten Charakter 
an; dad Maß der Dienfte und Abgaben bfieb für dafjelbe Gut 
lange Zeit hindurch jich völlig glei und es entitand die Auffafjung, 
daß das Gut ſelbſt belaftet jei, jo daß jept jeder Befitzer auch ohne 
bejondere Abmachung die hergebrachten Abgaben und Dienfte zu 
leiften babe; fie erjcheinen jebt ald Reallaften. 

Während ſich urjprünglih dad Maß der Präftationen nad dem 
Stande des Beſitzers gerichtet hatte, jo daß der freie Hinterfaffe 
die geringften, der unfreie die ſchwerſten zu übernehmen hatte, be⸗ 
itimmte allmählich der Stand, welchem lange Zeit hindurch regelmäßig 
die Beſitzer des Guts angehört hatten, die Qualität des Grund⸗ 
befigeö felbft, in der Art, daß einzelne Güter alö freie, andere als 
börige oder unfreie angejehen wurden (mansi ingenuiles, lidiles, 
serviles)®). Erhielt daher einmal ein Lite einen mansus servilis, 
jo mußte er auch ohne bejondere Verabredung Abgaben und Dienfte 
teilten, wie fie jonft nur einem Leibeignen oblagen, ſowie anderer 
jeitö der unfreie Erwerber eined mansus ingenuilis nur Xaften zu 
übernehmen hatte, wie fie regelmäßig den freien Hinterfafjen aufs 
erlegt wurden!). Das Gruntjtüd hatte eine bejondere Dualität 
angenommen; jein Befiß verpflichtete ohme meitered zu denjenigen 
Leiſtungen, welche ald auf demfelben laftend erſchienen!). 


9) Frumenti modum dominus aut pecoris aut vestis ut colono in- 
jungit, Tacitus Germ. c. 25. 

9) Es ergeben dies unzählige Stellen; ich führe nur den Kommentar zum 
Registrum Prumiense aus d. 3. 1222 an, bei Beyer Url. 8. I. ©. 144: 
mansi serviles sunt, qui continue tenentur nobis servire, id est omni eb- 
domada per totum annum tribus diebus. Preterea faciunt alia jura multa 
.... Mansi lediles sunt, qui nobis multa jura solvunt, sed tamen ita con- 
tinue non serviunt sicut mansi serviles. Mansi ingenuales sunt, n. f. w. 

10) Bol. darüber befondere Gué rard polyptyque de l’abb& Irminon. 
Paris. 1844. I p. 582 fi. 

2) Waitz Berf. ©. VII. S. 362f. Niederſächſ. Weisth. v. 1529 (Grimm 
II. &. 239): Hefft ferner fragen laten, dar danne hoeffe bebuwen weren 
gewest, und woste worden, dar tho vorn von gegeven were worden, de 
denne sollicke woeste hoeffe in gebrucke hedde, offt de sulve dem ho- 
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Neben den gutäherrlichen wurde der Grundbefig mit manmig- 
fachen andern Laften belegt, welche dem öffentlichen Recht angehören 
und fih von ftaatlihen Grundfteuern und Dienften nur dadurch 
unterfcheiden, daß der Berechtigte nit der Staat, König oder 
Landeöherr, fondern eine andere Perfon ift, welde in Folge der 
feudalen und patrimonialen Geftaltung des Staat? Hobeitöredhte 
ausübt: dahin gehören die Laſten an die Bogt- und Gerihtöherr- 
ſchaft; fie find theils perjönliche, theild reale, auf dem Grundbefig 
ruhende, weldhe mit Gleihmäßigkeit jeder Beſitzer des betreffenden 
Guts dem Bogt oder Gerichtöheren abzuführen bat‘). 

Aber auch diejenigen öffentlichrechtlichen Kaften, welche zu Gunften 
des Staatd oder der Gemeinde begründet waren, nahmen vielfach 
einen privatrechtlichen Charakter an, indem fie einen Gegenftand Des 
Verkehrs bildeten und verkauft, verpfändet, zu Lehen gegeben u. |. w. 
wurden und aus einer Hand in die andere übergingen, jo daß ihr 
ftantörechtlihe Fundament allmählich in Vergeſſenheit gerieth. 

Auch die Kirche erhob wicht bloß von den Gläubigen ald ſolchen 
jondern auch von ihnen in ihrer Qualität als Grundbefiger Dienfte 
und Abgaben, befonderd den Zehnten, welcher als Reallaft auf allem 
zehntpflichtigen Lande rubte. 

Sn allen genannten Fallen handelt e8 fi um feine rein privat» 
rechtlichen Verhältniffe; der obligatorischen Berechtigung liegt eine 
Herrichaft zu Grunde. Berechtigt ift die Gutsherrſchaft, Gerichtö- 
herrſchaft, Bogteiherrichaft, die Kirhe in ihrer Hoheit über 
die zu dem Kircheniprengel gehörigen Perfonen. 

Erft Ipäter, feit dem 12. Sahrhundert und befonderd in den 
Städten fommen rein privatredhtlihe Reallaften auf (Renten), indem 
durch ein lediglih auf dieſen Zweck gerichtete Rechtsgeſchäft eine 
Laſt auf ein Grundftück in der Weife gelegt wird, daß ber jebes- 
malige Befiger dem Berechtigten zu einer Tonftanten Abgabe oder 
einem beftimmten Dienft verpflichtet fein fol. 


grefen sollickes, we tho vorn geschein, darvon tho schaffende in recht 
nicht plichtig were? darup gefunden, wer vor inen.. . Hinrich Berendes 
vorigen hogrefen seliger hedde gegeven, darvon solde man dem hogrefen 
nun vordan geven. 

12) Weber folche gerichtsberrliche Laften z. B. Lüntzel &. 144; vogteiliche 
bei Kraut $ 110 no.4, B. 
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- Daneben finden ſich noch vereinzelt mande anderen Reallaften 
welche fich nicht gruppenweile zufammenfaffen laſſen, in&bejondere 
Verpflichtungen der Gutöheren gegen ihre Bauern, welde diejen 
Charakter tragen’?). 

V. Die neuere Zeit bat die Reallaften vielfach aufgehoben, 
hauptſächlich die bäuerlichen‘). Wenn die moderne Gefepgebung die 
Entitehbung neuer Reallaften verhüten will, fo denkt fie doch bes 
fonder8 an die bäuerlichen und verbietet nur die Neubegründung 
wnablößliher Laften. Auf Lebenszeit des Berechtigten fünnen aud 
noch weiter Reallaften Tonftituirt werden (Leibzuht)") und ed er- 
iheint auch gegenwärtig die Verknüpfung einer Obligation mit einem 
Grundſtück in der Weile der Neallaften ald eine für dad moderne 
Recht brauchbare Geftaltung'*), wie fi) in&befondere bei der neueren 
Hypothek zeigt. 

VI. Die Reallaften gehören fo weit in das Privatrecht, als 
fie nicht öffentlichrechtlicher Natur und an den Staat oder die Ge- 
meinde zu leiften find, und zwar enticheidet dabei die Rüdficht, ob 
fie heut zuz Tage dem Staat oder der Gemeinde ald folcher zu leiften 
find oder nidht!”). Denn viele der ehemald auf öffentlihem Funda⸗ 
ment beruhenden Laften find durch Uebergang in den Verkehr zu 
privatrechtlichen geworden. Dies gilt audy von den Zehnten, woher 
wir auch fie von der Betrachtung nicht ausſchließen. 


13) In den Weisthlimern wird oft der Gutsherr verpflichtet, einen Sprung- 
ochſen, Zuchteber u. ſ. w. zu unterhalten, beffen fich die Bauern für ihre Vieh⸗ 
zucht bebienen dürfen. Dies ift feine Realjervitut, ſondern eine Reallaft, auch 
dann, wenn bie Bauern, weldhe den Stier zur Begattung ihres Viehs benutzen, 
eine Abgabe entrichten, Seuffert XVIII. no. 15, $. €. Arnold, Prakt. Er- 
Örterungen ©. 575. — Die Verpflichtung eine Thurmuhr in Stand zu halten, 
Entih. d. Rchsger. IV. no. 88. — Die baierifhen Ehehaften, Roth 8. III. 
$ 294 II. — Ueber das Pferchrecht oben 5 98 N. 25 ff. — Seuffert XXXIV. 
n0. 140. 2. 

14) Bel. unten $ 136 IV. 

15) Dernburg I. $ 807. 

16) 9. Gerber Brivatr. 8 168 N. 5 u. in Scletter’s Jahrbb. II. 
8.53 ff, 61 ff. Bol. auch unten $ 108. I. 1. 

IT) Daher werben Übergangen bie Grundftenern, Wachdienſte, Feuerlöſch⸗ 
bienfte, Verpflichtungen zur Straßenreinigung, Dienſte ber Grunbbefiger beim 
Transport von Perfonen ober Sachen im Intereſſe ber Militärverwaltung, bie 
Deihlaft u. |. w. 








240 8 101. Die juriſtiſche Natur der Reallaften. 


Dagegen liegt fein Grund vor, die Fälle auszuſcheiden, in Denen 
die Leiſtung „zur Dergeltung einer zwilchen dem Gigenthümer und 
dem jedeömaligen Inhaber ded Guts beftehenden Verleihung” er: 
folgt'). Vielmehr fommt ed auch hier darauf an, ob die Berpflid- 
tung einen einfady obligatoriihen Charakter hat und auf einer ver 
tragdmäßigen Uebernahme von Seiten ded Pflichtigen beruht, oder 
ob jeder Befiger in Folge jeined Beſitzes unmittelbar verpflichtet if. 
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Reallaften find dem römiſchen Recht unbefannt. Wenn der 
Beliter eined Grundftüds ſich zu einer jährlihen Rentenzahlung 
verpflichtet und dad Gut eo jure eaque conditione verfauft, unter 
welcher er es bejefjen hat, ift fein Singularjucceffor zu dieſer Leiſtung 
nicht verpflichtet, weil er mit dem Berechtigten nicht kontrahirt hat 
und eine Singularjucceffion in die paffive Seite der Obligation dem 
römiſchen Recht fremd ift!). Nur für das öffentliche Recht beftand 
die Möglichkeit, Abgaben und Leiftungen in der Weile von Real 
laften mit dem Grundftüd zu verbinden?). 

Sobald fid die Rechtswiſſenſchaft mit den Erſcheinungen dei 
germanilchen Rechtölebend zu beichäftigen begann, wurden die mannig- 
faltigften Verſuche gemacht, dem Inftitut durch Anknüpfung an rö- 
miſche Rechtsſätze oder durch germaniftiihe Deutungen fein Heimath- 
recht zu fichern®*). 


15) Walter 8 147 und Andere wollen biefelben ganz ausfchließen; vgl. auch 
Dunder S. 197 ff. und gegen jene Anſicht Häberlin S.157. Bei manden Ber- 
tretern jener Anficht Ipielt das Moment hinein, daß fie bie Reallaften flir bing- 
liche Rechte halten und daher für die genannten Reallaften ein jus in re aliena 
an der eignen Sache annehmen müßten. 

)1.81.81D.18 1. 

7) L.7.pr. D. 89.4: in vectigalibus ipsa praedia non personas con- 
veniri, et ideo possessores etiam praeteriti temporis vectigal solvere debere. 
— v. Gerber Abhandlungen S. 230. — Windſcheid $ 220 N. 5, 6 fpridt 
fih dafür aus, daß der canon bes Emphytheuta nah dm. Recht eine Reallaſt 
fei und der Beſitzer für bie Rückſtände bes Vorbefiger® bafte; Dagegen v. Wächter 
das Superflciar- ober Platzrecht 1868. ©. 95 ff. 

20) Es find bier nur die hauptſächlichſten Anfichten hervorzuheben; aus- 
führlihe Dogmengefchichtliche Darftellungen finden fih bei Dunder, Häberlin 
und Sriedlieb. 
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1. Sn der ältern Literatur erklärte man die Neallaften, bes 
ſonders die gekauften Renten, bäufig für Forderungsrechte, welde 
mit einer Hypothek am belafteten Grundftüd verbunden find®). Ins 
deffen abgejehen davon, daß Hypotheken dem älteften Recht unbes 
faunt waren, erflärt dieje Theorie nicht, warum der neue Erwerber 
des Grundſtücks für die Leiltung nicht bloß wie der Beſitzer einer 
mit einer Hypothek belajteten Sache mit dem Grundftüd haftet, 
ſondern durdy den Erwerb ſelbſt Schuldner wird, während für den 
früheren Befiger die Verpflichtung erliſcht. Nicht, daß der Berech⸗ 
tigte jeine Befriedigung aus dem Grundftüd ſuchen darf, jondern, 
dab die Perjon ded Pflichtigen durch das Grundftüd beftimmt wird, 
it für die Reallaſt charakteriftiich. 

2. Nach Andern follen die Reallaften bejondere deutfchrechtliche 
binglihe Rechte fein, welche nad) Analogie der römiſchen Prädtal« 
jervituten zu behandeln feien. Es jet eine Einfeitigfeit, wenn die 
Römer nur Servituten, die in einem non facere oder in einem 
pati bejtünden, anerkennen wollten; fie jelbft hätten dieſe Beſchränkung 
bei. der gervitus oneris ferendi aufgegeben und es ſei fein Grund 
vorhanden, warum nicht auch ein facere ded Grundbefigerd zum 
Inhalt einer Servitut erhoben oder ein dingliches Recht, welches ein 
facere zum Gegenſtand habe, nah Analogie der Servituten konſti⸗ 
tuirt werden jolle (servitutes juris germanici)**). 


2) Bol. Über dieſe Anfiht Dunder ©.6ff., Friedlieb in ven Jahrbb. IIL 
&.299f., Real. S. 120—124, 154— 156, Geugler Lehrb. S. 287, v. Meibom 
8.459 ff, Müller S.81 ff. — Sie findet Unterflägung in franzdf. Coutumes, 
auch im Lütticher Gewohnheitsrecht art. 67, 167 (bei Warnkönig in der 8 100 
N. 6 angeführten Schrift). — Noch Unterholgner Verjährung $ 254. II. 
©. 286 f. (2. Ausg.) fchreibt: „das Dingliche Recht, welches in Anſehung des be- 
laſteten Grundſtücks unleugbar ftattfindet, ift als ein zu dieſer Schulbforberung 
hinzutretendes (accefforifhes) Recht anzufehen und mit dem Pfandrecht zu ver 
gleichen.“ Dazu neigt auh Kohler pfandrechtliche Forſchungen 1882. ©. 58 f.: 
„obligationes in rem scriptae verbunden mit pfandhafter Belaftung bes Grund⸗ 
Rüde.“ 

de) Bol. über diefe Anfiht Dunder S. 11ff., Gengler Lehrb. ©. 286, 
Friedlieb Jahrbb. III. S. 300 ff., Real. S. 124 ff., 156 ff. — Sie fand im 
C. Max. Bav. II. 7. $2 (8raut 8111. no. 9) und in ber ältern öſterr. Geſetz⸗ 
gebung (Unger I. S. 558 N. 17) Ausdruck und herrfchte auch in der baierifchen 
Erkenntn. v. 1846 in BI. f. Rechtsanwenbung. Ergänz. Bl. v. 2. Mai 1858 


20.3) und in der ſächſ. Praxis (1844 bei Seuffert II. no. 80. S. 100; vgl. 
Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 16 
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Indeſſen kann e8 überhaupt feine servitutes in faciendo geben 
(ogl. oben SIT N. 8 ff.): der Berechtigte übt fein in dem Eigen 
thum am Grundftüd enthaltened Herrichaftsreht aus, er greift nicht 
in dad Eigenthum eined praedium serviens ein, Sondern herrſcht 
über den Willen des Grundbefigerd. Nicht das Eigenthum, fondem 
die Freiheit des Eigenthümers oder Befigers ift beſchränkt. Nebenbei 
kann noch bemerkt werben, daß während für Sermituten der Sat 
gilt, daß Niemandem feine eigne Sache dient, zahlreiche Reallajten 
dem Grundeigenthümer gegen feine Bauern zuitanden, welde an 
dem Grundſtück ein abgeleitete Necht hatten. 

3. Andere erklären die Reallaften wohl nicht für Servituten, 
aber doch für dingliche Rechte, für eine den römifchen jura in re 
aliena gleichartige Schöpfung, welche die Subſtanz der onerirten 
Liegenschaft mit afficire‘). Während Manche von ihnen dies für 
die Reallaft im Ganzen und für die einzelnen Präftationen behaupten, 
erflären Andere, dab zwilchen der Kalt im Ganzen und der Ber 
pflichtung zu den einzelnen Zeitungen zu untericheiden fei; jene le 
dinglich — allerdings ein dingliches Recht von anomaler Bildung —, 
dieje ſeien obligatorijcher Natur®). 


auch XVIII. no. 15). Auch das Preuß. DO. Trib. (Seuffert XXXIV. no. 16) 
nennt noch im 3. 1877 bie Reallaften: servitutes in faciendo. — Das Eid. 
GB. 5 522 verwirft ausdrücklich dieſe Auffaffung (vgl. oben 8 97 N. 8). 
9) Gengler Lehrb. S. 296 ff. verfennt nicht da® gezwungene feiner Er⸗ 
Härung und würde fi zu der Anffaffung ale Obligationen binneigen, wenn er 
fih nicht gegen die Geſchichte des Inſtituts zu verfündigen glaubte. Er fagt 
©. 802 f., daß in ber Reallaft, ebenfo wie bei den Dienftbarkeiten der Charakter 
der Duldung vorberriche; fte fet „ein bingliches Recht an fremder Sache, welde 
fih im heutigen Syſtem ben römijchen juribus in re als eine gleichartige 
Schöpfung des deutſchen Volksgeiſtes anreiht”. — Runde Leibzucht ©. 411 f. 
fagt, daß wer eine Reallaft auf fein Grunpftüd lege, einen intellektuellen Theil 
beffelben veräußere und ven Beredtigten zum Miteigentbimer aufnehme. — 
Dernburg I 8 305. co. fchreibt für das Preuß. Recht der Laft im Ganzen umd 
den einzelnen Forderungen bie Dinglichleit zu. — Sohm Natur und Geſchichte 
ber mobernen Hypothek. 1877. (Grünhut's Ztſchr. V.) S.36. — Seuffert 
XVII. no. 85 (Roflod) behauptet gleichfalls die Dinglichkeit; es fehle ganz an 
einem Schuldner ımb ber Werth des Grundftücks jei das einzige Befriedigung 
objett; XXIV. no. 256 (gleichfalls Roſtock): der jeweilige Beſitzer habe bie 
jebesmalige fällige Leiftung als Bertreter des Grundſtücks zu beichaffen. 

5) 9. Wächter Erbrt. I. S. 121 n. Würt. 8. II. S. 310 ff., vgl. auf 








8101. Die juriftifhe Natur der Reallaften. 243 


Gegen diefe Anficht ſpricht das ſchon bei no. 2 geltend ge- 
machte Moment, daß ein dingliches Recht eine Herrichaft über die 
Sache enthält, und daß dad Recht Abgaben und Dienfte zu fordern, 
nicht die Herrſchaft des Pflichtigen über feine Sade einichräntt, 
ſondern den Befiger partiell dem Willen ded Berechtigten unterwirft®). 

Bei einzelnen Bertretern der befämpften Anficht }pielt die An⸗ 
nahme hinein, daB der Berechtigte eine Gewere am betreffenden 
Gut babe und der mittelalterlihen Gewere im heutigen Recht ein 
dingliched Recht entſpreche. Für manche Reallaften iſt ed ja unbe 
itreitbar, daß der Berechtigte neben dem Anſpruch auf Zinje und 
Srohnden auch ein Recht am Gut hat. Aber dies gilt doch nur 
für die gutöberrlichen, nicht für die Reallaften publiziftiichen Ur- 
Iprungd und für ben Rentenkauf; das Recht am Gut ift aljo für 
die Neallaftberechtigung nicht wejentlih und kann nicht für ihre 
Sharakteriftit verwendet werden”). Ebenjo wenig jpridt für die 


8.295 N.9; es ift dies bei ihm um fo auffallender, als er S. 296 anerkennt, 
bag zum Wefen des Dinglichen ‚Rechts die unmittelbare Unterwerfung der Sache 
unter bie Herrſchaft des Berechtigten gehört und daß die Wirffamleit gegen 
den Dritten nur im Zweifel dem binglichen Recht zulommt. Er gelangt eigent- 
lich zur Perſonifikation des Grundſtücks; die Leiftung im Ganzen werbe vom 
Grundſtück gejchuldet, die einzelnen Leiftungen gingen in rein perfönliche Rechte 
über. — Mebereinftimmend Unger I. ©. 553 ff., 559 ff., vgl. auch S. 517 
N. 25: „das dingliche Element befteht darin, daß bie Laſt als Ganzes auf dem 
Grundſtück ruht; es ift kraft einer juriftiihen Fiktion bie Sache, welde bie 
Zeiftung im Ganzen ſchuldet, das Grundſtück, welches pflichtig if" (S. 557); 
aber „die nnbebingte Berfonifleirung des Grundſtücks if... . allzu künftlih und 
gewaltſam“ (S. 559 N. 20); „die Neallaft ift ein bingliches Recht, aber ein 
anomales bingliches Hecht, da ben Inhalt veffelben wiederkehrende Leiftungen 
bilden.” — Bejeler $ 190 zu R. 5. — v. Meibom Jahrb. ©. 499 ff., 503 ff.: 
fie feien eine den Präbialfervituten vergleichbare Dienftbarkeit der Sache ober 
bes Grundbeſitzers als ſolchen; Medib. Hyp. R. S.35 f., fie feien dingliche Rechte 
bes dentichen Rechts und ihre Anfammenfaffung mit den römiſchen binglichen 
Rechten rechtfertige ſich durch ihre Berwandtiſchaft in wirthſchaftlicher Hinficht. — 
Für Bluntſchli 8 89, 90 „verichwindet das Räthſelhafte“, indem er von ber 
Anfiht ausgeht, daß fie Nutzungen des Grunbeigenthbums unb verwandter Hoheit 
feien. — Roth B. 8 169 N. 17 ff. flür das baier. R. — Förfter 8 188. — 
Kühnaft Unterfuhung des Begriffe der Grundſchuld 1877. S. 59 f. 

6) Ball. beſonders v. Gerber Abhh. S. 231 ff., Erner Tradition S. 44 f. 

?) Derartige irrthümliche Anfichten 3. B. bei Bluntſchli 8 89, 90, aber 
aud bei Friedlieb Real. S. 167 f., 198 ff., welcher fich übrigens für bie obli- 

16* 
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Dinglichkeit und gegen die obligatorifhe Natur®), daß die Verbind⸗ 
lichkeit an fich eine unendlihe ift und durch Erfüllung nicht getilgt 
werden kann. Wir müßten jonft auch die unfündbare Verbindlichkeit, 
Zinfen aus einem Darlehen (Staatöpapier, Pfandbrief) zu bezahlen, 
für eine dingliche Laſt erklären; überdies giebt ed auch Reallaften, 
welche nur eine kürzere, begrenzte Zeit hindurch Beftand haben. 

Und was die Anficht betrifft, daß die Laft im Ganzen dinglich, 
die einzelne Leiſtung obligatorijch jet, jo erflärt fie nicht die abnorme 
Erſcheinung, daß die obligatorischen Verpflichtungen einer Perſon 
zulammen genommen fi) al8 dinglih charakteriſiren follen*). Die 
Disharmonie wird nicht befeitigt, wenn man die einzelnen Leiftungen 
für Folgen des dinglichen Rechtöverhältniffes?) oder für Früchte er 
Härt, welche von ſelbſt aus der Gefammtberechtigung erwachjen!?). 

Will man die Reallaften dinglihe Rechte nicht im Sinne des 
römischen, fondern des deutſchen Rechts nennen, mit der Auffalfung, 
daß deutfchrechtlihe dingliche Recht ſolche feien, welche jeden Befiger 
einer beftimmten Sache zu gewiſſen Leiſtungen verpflichten"), fo bat 
man eine neue Terminologie aufgeftellt, gegen welche ſich nichts 
einwenden läßt, falls man fi immer deffen bewußt bleibt, daß 
auf ſolche Rechte nicht ohne weitered Diejenigen Sätze anwendbar 
find, welche aus der römifchen, d. 5. der Dinglichkeit im gewöhn- 
lichen Sinne folgen würden"). 


gatorifhe Natur ausſpricht. Doc glaubt er, ebenfo wie mancher Andere, aus 
ber Befugniß des Berechtigten im Fall ber mora ſich des pflichtigen Guts zu 
unterwinben, auf ein bereit8 vorhandenes dingliches Recht jchließen zu dürfen. 

8, v. Meibom Iahrb. S. 499 meint, es fei dies ein jprechendes Moment; 
Sörfter III. 8 188 zu N. 24: „der Ausichluß der Löjung des Rechtsnerhältnifies 
widerfpricht dem Weſen der Obligation ſchlechthin.“ 

%) G. Hartmann Obligation ©. 151 N.5: dus Gefammtredt kann un- 
möglich von vollkommen aubersartiger begriffliher Struktur fein, ala Die Einzelvechte. 

9 Bejeler $ 190 N.5, Kühnaft S.60: „Nidht auf dem Boden ber 
Mechanik bewegen wir uns bier, ſondern im Getriebe ber Dynamil. Der obli- 
gatorifche Auſpruch iſt eine Funktion des dinglichen Rechte.“ 

10) 9, Meibom Jahrb. ©. 504. 

1) Häberlin S. 147 ff.; er flellt aber auch bie künſtliche Konftruftion 
auf, daß die einzelne Leiflung ebenfo wie das Geſammtrecht, binglicher Natur 
fei, ih aber durch Nicht-Abführung, durch mora in eine perjönlihe Schuld 
verwandele. Bgl. dagegen Reyſcher Ztſchr. f.d.R. XVII. S. 170 ff. 

19) Bol. oben I. 8 66. III. 
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Ebenjo erhalten wir nur einen neuen Namen, wenn man die 
Neallaften dingliche Forderungsrechte!?) oder fubjektiv dingliche Rechte 
nennt!); ed bleibt dabei unentichieden, ob ed ſich um ein dingliches 
oder perfönliched Recht handelt!s). 

4. Um den MHebergang der Verbindlichkeit bei Webertragung 
bed Grundſtücks zu erklären, find Manche mit mehr oder weniger 
Entichiedenheit?) zur Perfonifilation des Grundftücks gefchritten. 
Sudem fie eine Fiktion zu Hülfe nehmen, betrachten fie da8 Grund» 
ftüd als verpflichtet und den jedeömaligen Befitzer ald Vertreter des⸗ 
jelben, ſchwanken aber im einzelnen. 

Dunder faßt feine Anficht dahin zufammen'): „eine Real 
laft tft die Verpflichtung einer unbeweglichen Sache, wodurch die- 
felbe als Subjekt einer zum Beiten einer Perſon oder eines Grund- 
ftücks vorzunehmenden Leiftung erjcheint. Die der Reallaft gegen- 
überftehende Berechtigung tft daß einer Perſon oder einem Grundftüd 
zuftehende dingliche Recht, welches die Verpflichtung einer unbeweg- 
lichen Sache zu einer Leiftung zum Gegenftande bat.“ 

Abgejehen davon, daß die Perjonifilation des Grundſtücks ein 
überflüffiger theoretifcher Nothbehelf ift, welcher in ungehöriger Weiſe 
den Umkreis der juriftiihen Perfonen erweitert, würde die Begriffd- 
beftimmung Duncker's nicht zu einem dinglichen, fondern zu einem 


13) Detloff 8 282, Reyſcher I. 8 255, Mittermaier in früheren 
Auflagen. — Bgl. dagegen v. Wächter II. S. 814, Dunder ©. 28 ff., 35 ff., 
Friedlieb Reall. ©. 129 f. 

1) Eichhorn 8 162, Mittermater im fpätern Auflagen. Im den letzten 
Auflagen bat Mittermaier $ 172, 173 einzelne Momente ber verſchiedenen 
Anfihten in fo unkritiſch⸗eklektiſcher Weife mit einander vereinigt, Daß wohl 
Niemand Klarheit Über feine Anficht wird gewinnen können. — Gegen bieje 
Auffaffung als ſubjektiv dingliche Rechte vgl. v. Wächter II. ©. 315, Dunder 
©. 31fl., 35 ff, Friedlieb Real. ©. 128. 

15) Schmidt fühl. R. I. S. 307 erflärt die Reallaſt für ein ans bing- 
lien und obligatorifhen Elementen gemifchtes Recht und fpricht fi ausdrück⸗ 
lich dagegen aus, daß das Hauptrecht dinglich, die einzelne Leiftung obligatoriſch 
fi. — Roth B. 85I N. Iff.: VBermögensrechte gemifchter Natur. 

16) Auch v. Wächter und Unger find hierher zu zählen, obgleich fie ſich 
gegen die Berfonifilation erklären; vgl. N.5. — Bgl. auch bie Roftoder Er- 
fenntniffe in N.4. — Ueber franzöſiſche Juriſten Dunder ©. 26 ff. 

17) Reallaften ©. 61. 
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obligatoriichen Recht des Berechtigten führen“). So kommen denn 
Andere dazu, dab die Neallaft eine Schuld des Grundftüds fer"). 

Sndefjen die kurze volksthümliche Ausdrucksweiſe der Duellen, 
daß ein Gut pflihtig fei, dab es fo und fo viel Tage im Sahre 
Hrohndienfte oder eine beftimmte Abgabe zu leiten habe”), liefert 
feinen Beweis dafür, daß diefe Auffaffung der juriftiiche Inhalt bes 
ältern Rechts fei). Wäre dad Grunditüd als Schuldner zu per 
fonifiziren, fo müßte unbedingt überall der Singularfucceffor für die 
Rückſtände ded Vorbefigerd haften und der Befiter durch Dereliktion 
von al’ feinen Verpflichtungen frei werden; und doch gilt dies mr 
für eine Anzahl von Partilularredhten. 

5. Mann?) erklärt die einzelnen Reallaftleiftungen nicht für 
die Erfüllung von Obligationen, fondern von Bedingungen. Der 
Berechtigte habe fein Recht auf Leitungen, fondern ein Recht am 
Grundftüd, welches er geltend mache, wenn die Laſten nicht abge 
tragen werden; es falle dann das Grundftüd jofort dem Berechtigten 
zu2). Während biöher allgemein die Verpflichtung zu den Lei⸗ 
ftungen als felbftändiger Inhalt der Reallaft galt und man annahm, 
daß die Leiſtung durch verjchiedene Crefutiondmittel erzwungen werden 
fönne, die Nichtleiftung aber nicht fofort den Berluft des Grund⸗ 


18) Unger I. ©. 559 N. 20, Renaud ©. 18ff., Friedlieb Reall. 
©. 165 —167. " 

1) Donandt Geld. des Bremifchen Stabtr. II. 1830. S. 321 mit Bezug 
auf bie Rente; fie werbe von bem jebesmaligen Inhaber des Grundſtücks ale 
„dem phyſiſchen Subftrat des moraliihen Schuldners geforbert.” — Walter 
8 148, vgl. aber auch $ 149 N. 4 (8 151, VI: auf Seiten des Berechtigten Tiege 
„ein dauerndes geiftiges (l) Band zu einer körperliden Sade zum Grunde“). 
— 9. Meibom Jahrb. S. 453, 55, der fih anderwärts für die bingliche Natur 
des Geſammtrechts ausſpricht, oben N. 5. — Erf. bei Buchka und Budde V. 
S. 193: das Grundftüd fei gewiffermaßen verpflichtet; obligatio rei — Weitere 
Nachmeifungen über die Perfonififationstheorie bei Gengler Lehrb. S. 292 f., 
Müller S. 3N. 

”), Solche Stellen 3.8. bei Häberlin S. 153. 

21) Vgl. auch Gierke Genoffenihaftsregt II. S. 106 ff., 110. Mit Un- 
recht Iegt darauf noch Gewicht Roſenthal Eigentbum in Wirzburg S. 80. 

39) Bol. den Titel feiner Schrift 8 100 N. 1. 

3) Schütze in d. Krit. Vierteli. Schr. XII. S. 123 —125 erflärt biefe 
Theorie geradezu für bie endgültige Yöjung bes Problems ; vgl. aber Roth eben⸗ 
daſelbſt S. 490 f. 
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ſtücks nach ſich ziehe, dreht Mann das Verhältnig um. Den Inhalt 
ber Reallaft bilde die Verpflichtung des Beſitzers, dem Berechtigten 
dad Grundſtück herauszugeben, wenn die Bedingung eintritt, daß 
die Laften nicht abgeführt werden. Somit würde der Berechtigte 
feine Klage auf Leiftung, fein Mittel haben, die Leiftung zu er» 
zwingen, und würde jofort auf Herausgabe des Grundſtücks klagen 
müffen. 

6. Albrecht) verfuht die Reallaften mit Hülfe des Altern 
deutſchen Rechts, insbeſondere jeined Begriff der Gewere zu er⸗ 
Elären. Die älteften Reallaſten feien die bäuerlichen; bei ihnen jet 
Dad Recht des Gutöheren auf die Präftationen eine Pertinenz feiner 
Eigenthumsgewere, wie andererjeitd die Verpflichtung ded Hinter 
Jafjen eine Pertinenz von deffen Gewere am Gut fei. Den bäuer- 
lihen Reallajten ſei urſprünglich der Rentenkauf nachgebildet geweſen, 
indem der Berechtigte auch eine Gewere am But gehabt habe. Mit 
Entitehung des dinglichen Rechts auf der Seite ded Berechtigten jet 
ohne weitered auch dad Recht auf die Leitung gegen denjenigen er 
worben, welcher das Gut mit jener Verpflihtung übernahm. Die 
Gewere am Gut und die Gewere am Zinsrecht, das dingliche und 
das perjönliche Element ſeien nicht heterogene Beftandtheile ded Ver⸗ 
bältniffes, jondern es nehme in Zolge ihrer Untrennbarleit das per- 
ſönliche Element die Eigenſchaft ded dinglichen an; fo fei die Real 
laſtberechtigung ein dingliches Recht. Erſt in feiner ſpätern Geftalt 
fet der Rentenkauf eine Reallaft, bei welcher die Leiſtungsberechtigung 
nicht auf Proprietätörehten am Gut bafirt ift. Die ältere Zeit babe 
freilich aud einige Reallaftberedhtigungen ohne Proprietätsrechte ges 
fannt; fie jeien aber öffentlichrechtliche gemefen, bei denen der Staat, 
die Gemeinde, die Kirche berechtigt war, und Fönnten daher außer 
Betracht bleiben*). 

Indeſſen ift es unzuläffig, die älteren ftaatrechtlihen Reale 
Iaften, welche in ihrer juriftiihen Behandlung den privatrechtlichen 
gleihitehen (oben ©. 238), und den Rentenfauf, bei weldyem der 


#) Gewere S. 165 ff.; er bat dieſe Anſicht fpäter aufgegeben; vgl. N. 30. 
— Gegen biefe frühere Anficht von Albrecht vgl. Dunder 8.43 ff, Fried⸗ 
lieb Real. ©. 132 ff., 162 ff. 

3) Gewere S. 184. 
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Berechtigte gleichfalld feine Gemwere am Gut hatte, auszuſchließen *). 
Auch waren die auß dem Proprietätöverhältnig hervorgegangenen 
Reallaften von dem Recht am Gut trennbar, indem die Reallaft 
ohne dad Gut vom Gutsheren veräußert werden konnte und doch 
ihr bisheriges Weſen behielt. So ift aljo das Pertinenzverhältniß 
nicht überall vorhanden. 

Und wie jollen wir und überhaupt Dies Dertinenzverhältnik 
zwilchen dem Recht an der Sache und dem Recht auf die Leiltung 
denten? Darf man einem Recht diejenige Qualität zufchreiben, 
welche ein andere Recht bat, mit dem verbunden «3 vorzulommen 
pflegt? 

7. Die Albrecht'ſche Theorie hat Renaud modifizirt”). Die 
Gewere am Grundſtück umfaffe zugleich die Gewere an der fahrenden 
Habe auf ihm. So habe der nicht befigende Eigenthümer, wenn 
er dad Gut verliehen habe, außer der Gewere am Gut aud die 
Gewere an der fahrenden Habe deffelben. Die Reallaft nun fei 
dad Recht auf einen Theil des periodiichen Frucht und Viehertrages 
des Guts; fie fei ein Accefforium der Gewere am Grundftüd, theile 
die Natur derjelben, fei alſo dinglich. Ste verpflichte nicht zu einem 
Thun, fondern zum Leiden; verpflidhte nicht zur Beſtellung ded Gute 
und zur Ablieferung des Zinjed, jondern gebe nur dem Berechtigten 
die Befugniß, ſich feinen Zins zu nehmen®). 

Um dieſe abjonderliche Anficht durchzuführen, fieht ſich Renaud 
genöthigt, die Frohnden ganz audzujcheiden, die Geldleiftungen für 
eine fpätere Abart zu erklären, auf welde die fertigen Grundſätze 
übertragen jeien, die Reallaften, bei denen der Berechtigte feine Ge 
were am Gut hat, gleichfalls zunächſt bei Seite zu lafjen, und, um 
den Zehnten ald Reallaft zu retten, der Kirche ein dominium eminens 
am zehntpflichtigen Boden zuzufchreiben. Von den übrig bleibenden 


*) Dunder ©. 43 ff. 

7) Beitr. zur Theorie der Reall. 1846. S. 22—48; vgl. gegen ihn 
v. Gerber in Schneider's Krit. Jahrbb. 1846. S. 782ff. und Dunder 
Zeitſchr. f. d. R XI. ©. 464—468. 

) Ein Anklang an dieſe Anſicht findet fich auch bet Förſter III. 8 188 
hinter N. 28: „die Reallaſt iſt ein dingliches Recht auf eine Quote von der 
Nutzung eines Grundſtücks; was dieſes produzirt, ſoll zu einem Theil einem 
fremden Berechtigten gewährt werden.“ Es wäre alſo, wenn nichts produzirt 
wird, nichts zu leiſten. 
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Reallaften würde die Theorie aber nur auf die wenigen Fälle paffen, 
in denen der Pflichtige den Zind nicht dem Berechtigten bringt, 
jondern feine Abholung abwartet. Ueberdies aber ift der Sag, daß 
die Gewere am Smmobile die an den Mobilien umſchließe, in dieſer 
Anwendung irrig®). So paßt diefe Theorie nur auf einen ver- 
Ihwindend Heinen Theil der Reallaften und iſt auch für Dielen 
unrichtig. 

8. Als richtige Anficht erfcheint die, dab die Reallaſten, weil 
der Grundbeſitzer verpflichtet ft zum thun, zahlen, geben u. |. w. 
jowohl im Ganzen ald in Rüdfiht auf die einzelnen Leiftungen 
obligatoriiher Natur find). Diefer obligatoriiche Charakter wird 
dadurch nicht alterirt, daß nicht ein beitimmtes Sndividuum und 
jein Erbe, fondern der jedesmalige Befiger eines beftimmten Grund» 
ſtücks verpflichtet tft. Diefe nach römiſchem Recht nur für ſtaats⸗ 
rechtlihe Berpflichtungen vorkommende Verknüpfung der paffiven 
Seite des Rechtsverhältniſſes mit einem Grundftüd findet ihre Er⸗ 
klärung in den wirthſchaftlichen Verhältniffen der Vergangenheit und 
tft auch in der Gegenwart geeignet, um die Bedürfniſſe des Lebens 
zu befriedigen. Eine tiefere juriftiiche Begründung für dieſe Vers 
fnüpfung und eine Vereinigung der Reallaften mit ben allgemeinen 
Grundprinzipien des römijchen Recht zu einem harmonischen Ganzen 
laßt fi) nicht gewinnen. Sie ſtehen' außerhalb des römijchen 
Syftemd und bilden neben den römiſch gearleten Obligationen eine 
befondere Kategorie. 

Die Reallaften mit ihrem regelmäßig unerfchöpflihen Inhalt 


29, Oben 8 72 N.8E. 

20) Für diefe Anfiht Seuffert Baurecht S. 72 (im Anfchluß an bie 
akademiſchen Borträge Heife’s), Albrecht in ſ. Rezenflon (forderungen, 
weile mit dem äußern Gewaunde bes Immobiliarſachenrechts bekleidet find; 
Forderungsrechte mit dem Charakter der Gewere, — eine Formulirung, welde 
mit Unrecht von Bielen auf Hillebrand zurädgeführt wird), v. Gerber, 
v. Savignuy Obl. Recht I. S. 134, Friedlieb Reall. S. 151 ff., 188 ff. (der 
aber wieder in den alten Fehler zurlidverfällt, auch in andern Fällen, ale für 
welche dies begründet ift, dem Berechtigten ein dingliches Recht am Grundſtück 
zuzufpreden. Auch erwähnt er bei feinen allgemeinen Deduktionen nur immer 
bie Zinfe, faft nie die Frohnden) Dernburg und Hinrichs Preuß. Hyp. R. 
&.414f. — Die Auffaffung als Obligationen tritt befonders deutlih im Sächſ. 
GB. hervor, 8 611 vgl. mit $ 508 ff. 
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find den zinstragenden Inhaberpapieren zu parallelifiren. Dort ift 
die Verpflichtung an den Befit ded Grunditüds, hier dad Recht an 
den Befib des Papierd geknüpft; dort Endigung ded Rechts durch 
Ablöfung, bier dur Einloͤſung des Papierd. Die einzelnen Prä- 
ftationen verhalten fi) zu der Reallaft im Ganzen, wie die Zind- 
zahlungen zu dem im Inhaberpapier verförperten Redt. 

Da die Reallaftberedhtigung wirthſchaftlich "betrachtet der Nutz⸗ 
niebung eined Grundftüdd vergleichbar ift, indem der Berechtigte 
von dem Grundftüd durch Vermittlung des Beſitzers einen prin- 
zipiell ewigen Zruchtgenuß bezieht, fonnte man dad Recht im Ganzen, 
in feiner Qualität als Duelle eine8 dauernden Einfommend, einem 
Smmobile vergleihen. Wegen diefer Bedeutung wandte man im 
Mittelalter und auch in der neueren Zeit auf Reallaften gleiche 
Grundſätze wie auf Immobilien an: man ſprach von einer Gewere, 
rechten Gewere, vom Beſitz an Reallaften, ließ Reallaften auf, trug 
fie ind Hypothekenbuch ein, betrachtete fie als lehnbared und vers 
- pfändbared Objeft, ließ fie durch Verjährung entitehen, forderte bei 
ihrer Beftellung oder Veräußerung theilmeife die Genehmigung der 
nächſten Erben, brachte auf fie poſſeſſoriſche und petitoriſche Rechts⸗ 
mittel zur Anwendung u. |. w.®t), 

Da aber über die Natur eines Rechts nicht die Anwendung 
einzelner Rechtsſätze, ſondern jein Inhalt entjcheidet, jo find die 
Neallaften trogdem für obligatoriiche Rechte zu erflären®). 


8 102. Die Subjelte bei Reallaften. Boffeljorifhe und petito- 
riſche Rechtsmittel. 


I. Berechtigtes Subjekt. Die älteften Reallaftberehtigungen 
ftanden der Gutöherrihaft, obrigkeitlihen Gewalten, Bogtherrn, der 


1, Dunder S. 64 ff. 

33) Entſprechend fagt mit Bezug auf die Hypothel Sohm Natur der m 
dernen Hypothek (in Grünhuts Ztſchr. V.) S.3: „Zunächſt ift Mar, daß Über 
die Frage nah dem Weſen ber Hypothek nur die Rechtsſätze Über ihren Inhalt, 
nicht andere Rechtsſätze, 3. B. nicht die Rechtsſätze Über Entftehungse- und Auf- 
bebungsgründe entſcheiden. Jedes fubjeftive Hecht ift durch feinen Inhalt und 
nur durch feinen Inhalt individualiſirt. Entfiehungs- und Aufbebungsgrünbe 
mag es mit anderen Rechten theilen, ohne mit denfelben zufammenzufallen ober 
e8 mag baffelbe Recht in befonderen Fällen befonderen Entſtehungs⸗ unb Auf- 
bebungsgründen unterliegen, ohne baf damit die Ipentität feines Weſens ver- 
Ihwindet”. — Bgl. Übrigens auh Erner Oefterr. Hypothekenrecht S. 87. 
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Gemeinde!), der Kirche "zu; die jpätern fonnten zu Gunften ein- 
facher Privatperfonen begründet werden. Viele waren, obgleid aus 
Öffentlichen Gründen hervorgegangen, frei veräußerlih; andere er- 
jchienen als Realrecht, jo daß fie nur durch Veräußerung feined Grund» 
befited vom Berechtigten übertragen werden fonnten, fo die Frohnden, 
welde regelmäßig nur dem Herrenhof geleiftet wurden. 

HD. 1. Berpflidteted Subjekt ift der Befiger des Gutß, 
auf welches die Laft gelegt iſt. Yür das ältere Recht ift die An⸗ 
nahme irrig, daß regelmäßig der Eigenthümer verpflichtet fei, da 
meiftend derjenige, welder dad Grundſtück nupt und die Gewere 
at, die Reallaft abführen foll und oft der Eigenthümer der Be 
rechtigte if. In manden Fällen, 3. B. bei den Renten ift ber 
Eigenthümer der Berpflichtete und hat die Rente au dann abzu⸗ 
führen, wenn er dad Gut einer andern Perjon, einem Miether zum 
Befig übertragen hat. Es ift alſo im einzelnen Fall zu unterfuchen, 
ob der Eigenthümer oder der Befiger verpflichtet fein joll?). 

2. In manden Fällen ift nicht jeder Befitzer verpflichtet, ſon⸗ 
dern tritt die Verpflichtung für ihn nur unter der Vorausſetzung 
ein, daß er eine beitimmte Eigenſchaft hat, 3. B. daß er von bäuer- 
lihem Stande tft, eine gewiſſe Gattung von Bieh hält, einer be 
flimmten Confeffion angehört?) u. ſ. w., woher die Reallaft jo lange 
ruht, als diefe Eigenihaft beim Befiger nicht vorhanden ift. 

3. Für die Abführung der Leiftungen haftet der Beliger an 


1) Die Gemeinde ift 3. B. berechtigt bei ber Verpflichtung des Gutsherrn, 
einen Sprungochſen zu halten; vgl. $ 100 N. 13. 

9) Bgl. auch Randa Befi (3. Aufl.) 6.539 N.37. — Das Sächſ. GB. 
8 505 ſpricht in jeiner Definition vom Eigentbümer, was nah Ablöfuug 
zahlreicher Reallaften und Aufhebung der Outsherrſchaft richtig fein mag. Bol. 
and Müller S.4 NR. 4. 

5) Daß jeber VBefiter, ohne Rückſicht auf feine perfönliche Qualifikation 
den kirchlichen Zehnten abzuführen hatte, galt nicht al8 ausnahmsloſe Regel nach 
kanoniſchem Recht; vgl. c. 32 X. IH. 30. — Die Juden waren dem Zehnten 
unterworfen, wenu file zebntpflichtige Güter befaßen, Stobbe die Juben in 
Deutſchlaud 1866 S. 839, 215. — Nah Friedrich II. ſchleſiſcher Zehntordnung 
follten die Bauern den Zehnten nur unter der Borausfegung abführen, daß fie 
ber Eonfeffion der berechtigten Kirche angehörten; fpäter wurde dieſe Beſchränkung 
der Zehntpfliht wieder befeitigt; Friedberg in db. Ztſchr. f. Kirchenr. VI. 
©. 367 fi., 396 fi., 401 ff., vgl. auch Preuß. Lor. II. 11. 8 872 und Koch Preuf. 
Privatr. 8 357 R.7. 
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fi) mit feinem ganzen Vermögen. Bei den alten bäuerlichen Laften 
wird died Vermögen regelmäßig nım in dem Gut felbft und in dem 
beftanden haben, was ſich auf demfelben befindet”). In den Städten 
aber, in melden dad Vermögen der Bürger mannigfaltiger war, 
bildete fih für den Rentenkauf die Beichränfung aus, daß der Ver« 
pflichtete nur mit dem Haus und mit denjenigen Mobilien verhaftet 
tft, welche fih in demjelben befinden‘). Es Tann dies nicht als 
Beweid dafür benügt werden, daß nicht die Perfon, fondern das 
Gut Schuldner fei, fondern es beftebt bier eine beichränfte Ber 
baftung des Schuldners, wie fie auch bei andern Redytöverhältniffen 
vorfommt®). 

4. Aus der Verpflichtung des Beſitzers des Grundftüd8 würde 
an fih zu folgern fein, a) daß er durch Aufgeben des Beſitzes, falls 
ihm ſolches einfeitig geftattet ift, von der Verbindlichkeit für die Zu⸗ 
kunft frei wird, b) daß er für die in der Zeit feined Beſitzes fällig 
gewordenen, aber nicht abgeführten Präftationen noch weiter verhaftet 
bleibt und c) daß der Singularfucceffor im Befig für die von feinem 
Vorbeſitzer nicht abgeführten Laften nicht einzuftehen hat. 

Indeſſen find diefe Folgerungen aus dem Weſen der Reallaft 
in Rüdjiht auf Zinje und fonftige Abgaben‘) im pofitiven Recht 
nicht überall anerkannt. In Geſetzen, der Prarid und der Literatur 
findet fi auch öfter die Annahme, daß der Schuldner dur Des 
reliftion de8 Guts von der Haftung für die Rüditände dem Gläu- 
biger gegenüber frei werde, und daß der Nachfolger auch für die 
Rückſtände des Vorbefigerd auflommen müfje”), jedoch, wenn er in 
Chuoler Weisth. I. S. 256 8 20: Hat ber Berpflichtete das Gut ver⸗ 
pfändet, jo kann der Berechtigte wegen ber rückſtändigen Leiſtungen doch auf irem 
grunt und poden pfänben. 

9 Unten $ 104. no. 4. 

8) Unten III. 8 175. II. 

6, Bom Rentenkauf ſehe ich bier ab; vgl. unten 8 104. no. 5b. — Bei 
Frohnden kann von einer Verhaftung bes Nachfolgers kaum bie Rebe fein. 

N) Man berief fih dafür auch auf die römtichen Beftimmungen über 
Grundſteuern; vgl. $ 101 N. 2. — Ich ſtelle die Zeugniffe für dieſe Eontro- 
verfe, foweit fie mir befannt find, zufammen: 

a) Der Nachfolger haftet für die Rückſtände: Oberpfälz. Urk. v. 
1469 bei Schröder Urkk. no. 309 (278). — Grimm Weisth. III. S. 664, 


V. &. 285. $ 12. — Preuß. R. v. 1620 bei Kraut $ 111. no. 12. — Wormſer 
Reform. V. 2. tit. 2. fol. 106, 110°. — Nürnb. Ref. v. 1564. tit. 11. c. 2 
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berivativer Weile das Gut erwarb, den Negreß gegen den Ber: 
äußerer habe®). Indeſſen, wenn in älterer Zeit dieſe letzteren Grund» 
jäge jehr allgemein verbreitet waren, fo berrfcht heut zu Tage ber 
obligatoriihe Charakter der Reallaſt in ausgeprägterer Weile vor 
und dürfen diefe Sätze nur da angenommen werden, wo buß 


(ſelbſt im Fall der Subhaſtation). — Zürier R. v. 15383 bei Bluntſchli 
3m. R. G. I. ©. 118). — Weimar'ſches Recht bei Emmiugbaus ©. 181. 
no. 122. — Deftr. BO. v. 1784 bei Reyſcher $ 255 R. 8; vgl. auch Oeſtr. 
GB. 5 928. — Sächſ. GB. 8 510, 11. — Baier. Entw. III. 8344. — Aeltere 
ſächſ. Praris bei Emminghaus S. 131. no. 127, 130, Medi. Praris bei 
Seuffert XVII. no. 85, ©ött. Iur. F. bei Seuffert XXI. no. 65. — 
Thomas I S. 274, Runde Juterimswirthſchaft S. 144 f., Leibzucht S. 4blff., 
Dunder S. 166 ff., vgl. auch S. 76 ff, Paulien S. 112 R., v. Wächter I. 
©. 621, Erörter. I. S. 127—136, Renaud S. 84 ff. 95 ff, Sengler ©. 306. 

b) Der Nachfolger haftet nicht für die Rücktände: Frankf. Url. 
bei Schröder Urkk. no. 263 (244). — Lüttiher Gew. R. art. 172 (Warn- 
tönig Beiträge S. 173): possessor non tenetur, nisi pro annis, pro quibus 
possedit. — C. Max. Bar. Il. 10. 84 (Roth 2. IL 8 171 N. 15 ff.) — 
Sothaifhes Lehnsmandat v. 1800 8 186. — Baden'ſches Lor. art. 710 und 
(mit Bezug auf Zehnten) 710° — Zür. GB. 8 759 (in beſchränkter Weife). — 
Wuürt. R. vgl. Wächter I. S. 622, 11. 313 f. (abweichender Anficht Über daſſelbe 
Reyſcher I. $ 255). — Lüb. BO. v. 25. März 1848. $ 3. — Jenaer Praris bei 
Seuffert V. no. 215 und in den Abhh. u. Rechtsfällen v. Ortloff u. f. w. II. 
©. 198 ff. — App. Ser. v. Celle (Ztichr. f. hanınon. R. X. S. 311). — Die Preuß. 
Praxis ſchwankt vgl. Koch 3. Preuß. Lor. I. 20. 8 482 und Förſter $ 188 N. 56 ff. 
— Gegen die Verhaftung des Singularfucceffore, falls nicht das Partikularrecht 
entgegen ftebt, erklären ih: Eihhorn 8 166 N.c, Mittermeier I. $ 174 
N.40ff., Maurenbreder 8 321 N. 2, Befeler 8 190. III, Gerber 8 171 
N.3 u. Abhh. S. 234, Walter $ 151 NR. 4, 5, Bluntſchli 8 90. 8, Unger 
I. S. 563 NR. 33, Förfter 8 188 N. 37 ff, Häberlin S. 162 ff., Friedlieb 
S. 70, 330 f., v. Meibom ©. 506 f., Lewis Fan. Fibeil. S. 214. 

8) Sächſ. GB. $ 510. — Anders, wenn er ein derelinquirtes Gut erwarb. 
— Literatur Über die Eontroverfe, ob Jemand, ber ein But in der Subhaftation 
erwirkt, auch für die Rüdftände verpflichtet ift, bei Runde Leibzucht S. 451 
N. m, Eihhorn $ 166 N.c, Unger 1. S. 565 NR. 38. — Die Haftung wirb 
ausgefchloffen Emminghaus S. 134. no. 180 und in dem Sädf. ©B. 5 510; 
fie beftebt aud in biefem Fall nad der Nürnb. Ref. 1564. tit. 11. c. 2, und 
bas Altenb. Geſ. v. 23. Dez. 1858 läßt den Erwerber im Fall der Zwangsver- 
feigerung für die Rückſtände ber letzten drei Jahre aus der Zeit des Borbefigere 
— jedoch nicht Über den Grundſtückswerth hinaus — verhaftet jein; ber frühere 
Eigenthämer fol für feine Rüdftände weiter verpflichtet und baher auch bem 
zahlenden Erwerber regreßpflichtig fein. 
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Partifularreht fie entweder direft enthält oder demfelben der Ges 
danfe der Perfonififation des Grundftüdd zu Grunde liegt. Aber 
auch da wo diefe Verhaftung ded Singularjuccefford pofitiv gilt, 
darf fie nicht als Beweis für die Dinglichkeit der einzelnen Leiftung 
betrachtet werden?). 

III. Beſitz an Reallaften!®). 

1. Da die Reallaftverbindiichkeit in fortlaufenden Leitungen zur 
Erſcheinung fommt und durdy diefelben nicht erichöpft wird, da ed 
weiter möglih ift, daß fie ohne Berechtigung thatfählih ausgeübt 
wird, oder daß der Verpflichtete ſich thatfächlid von der Leitung 
frei erhält, fprah man ſchon im Mittelalter von einer Gewere an 
der Reallaft, dem Zinsrecht, Zehntrecht u. ſ. w.u). AB dad fremde 
Recht recipirt wurde, erklärte man die thatlächlihe Ausübung der 
Reallaft nad) Analogie der Servituten für eine juris oder quasi 
possessio'?) und ſchützte diefelbe durch die im kanoniſchen Recht aus⸗ 
gebildeten pofjefjoriihen Rechtömittel?), In dDiefer in der Recep⸗ 
tionszeit entwidelten Gejtaltung iſt der Beſitz und der Beſitzſchutz 
der Reallaften im modernen Recht änerfannt'*). 

2. Der Befig an einer Reallaſt wird erworben, wenn der 


9) Wie z. B. Roth B. 8 169 N. 21 fagt: „haftet der Singularfucceffor 
für die Rüdftände des Vorgängers, fo kann die Ausbehnung ber Dinglichleit 
auf das ganze Verhältniß keinem Zweifel unterliegen”. 

20) Dunder Reall. S. 95 und in d. Ztſchr. f. d. R. II. 2. ©. 28 ff., 57 ff, 
Renaud S. 64 ff., Bruns Recht des Beſitzes, an verſchiedenen Stellen, Rauda 
Befl (3. Aufl.) S. 540 ff. 631 ff., 676 ff. Vgl. au oben $ 72. no. 7, 8 76, 
8 77. no. 6. 

1) Vgl. au Gengler Lehrb. S. 297. — Es ift hervorzuheben (vgl. aud) 
oben 8 101, 8), daß neben der Gewere am Zins ber Berechtigte auch eine Ge⸗ 
were an bem Gut haben kann; eine foldye Koeriftenz zweier Geweren ift aber 
. nicht begrifflich nothwendig. 

19) 3.8. Url. v. 1344 bei Seibert II. no. 692: duas marcas . .. . per- 
petui et hereditarii census .. . contulit ... nosque in possessionem vel 
quasi juris percipiendi censum hujusmodi induxit; vgl. auch Kraut $ 112. 
no. 1, 2, 4. 

19) v. Gerber Abhh. S. 236 wlrbigt die Bedeutung bes Befiges für 
Reallaſten zu wenig, wenn er ihn „nur eine Äußerliche und willfürliche Zuthat 
nennt”; man bedenke die Entftehfung und Erldfhung einer Reallaft durch Ber- 
jährung und bie poffefforiichen Interdikte. 

182) Dagegen Sächſ. GB. 8 512: „Rechtsbefig findet bei Reallaften nicht 
ftatt;" Müller S. 60 
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Grundbefiger die Leiftung in der Abjiht (animus) eine Reallaft 
abzuführen vornimmt und der Empfänger fie in dem entiprechenden 
Sinne entgegennimmt. Es bedarf einer zweileitigen Handlung); 
doch genügt zur Entſtehung des Befited, daß einmal die Reallaft 
geltend gemacht ift. 

Wenn der bisherige Befſitzer der Reallaft diefelbe einem Andern 
einräumt, ift die wirkliche Ausübung ded Erwerbers nicht erforder- 
lich, um Beſitz anzunehmen, fondern genügt ed, wenn der Ausübung 
ſeines Befiped fein Hinderniß im Wege fteht"). 

3. Eine bloße Störung des Beſitzes liegt vor, wenn der biöher 
Leiſtende fernere Leiftungen unterläßt oder einzelne Leitungen 
einfach verweigert. Denn es ift möglih, dab er dad Recht im 
Ganzen anerkennt, aber einzelne Zeiltungen aus Nadhläffigfeit oder 
Inſolenz unterläßt oder blo8 darum verweigert, weil er eine Re 
miffion beanſprucht oder ſchon geleiftet zu haben behauptet u. |. m.!®). 

4. Dagegen nimmt man im Anjchluß an das kanoniſche Recht 
den Berluft des Beſitzes, eine Dejektion oder Spoliation nicht bloß 
bei eigentlichen Gewaltthaten, fondern aud bei der Weigerung an, 
die Berechtigung ded Befigenden anzuerkennen und fernere Leiſtungen 
abzuführen!”). ' 

5. Auch kann im Gegenfap gegen das römiſche Recht eine 
Befipftörung oder Spoliation nicht blos durch den Pflichtigen, 
Jondern auch durch einen Dritten erfolgen, welcher fi) ohne Grund 
die Berechtigung anmaßt!®). 

14) Bruns R. des Beſitzes S. 201 ff., Randa S. 632 ff. 

s) Dunder Ziſchr. f. d. R.II. 2. S. 62 (Reall. S. 99 war er anderer 
Anfigt), Bruns S. 198 ff.: es ift Dies eine im kanoniſchen Recht anerlannte 
Erweiterung bes Befigbegriffe. — Die wirkliche Ausübung des wefentlihen In⸗ 
halte des betreffenden Rechts fordert Randa ©. 633 N. 4“, 5, Friedlieb 
©. 820. 

16) Abweichend beftimmt das Pr. Lor. I. 9. 8 651, daß die Unterlaffung 
ber Ausübung eine® nur bei gewiffen Gelegenheiten ober in längeren Zwiſchen⸗ 
räumen auszuübenden Rechts bei einer fich darbietenden Gelegeuheit eine Uuter- 
brechung bes Beſitzes beiwirke. 

I), Bgl. oben $ 77 N. 46—48. 

18) Bruns S.214ff., Friedlieb S. 321. — Dunder II. 2. ©. 86 ff., 
dem Renaub S. 75 beitritt, behauptet vom romaniftl. Stanbpunft aus, daß 
daburch der Beſitz nicht verloren gebe, und Randa ©. 669 N. 14 macht geltend, 
daß weun in Folge der Anſprüche des Dritten der Pflichtige an den bisherigen 
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6. Dem kanoniſchen Recht gemäß find bei Befisftörung oder 
Entjegung die poſſeſſoriſchen Rechtsmittel zuläjfig und zwar ſowohl 
gegenüber dem biöher Zeijtenden, ald auch gegenüber dem Dritten, 
welcher die Leiftungen für fich erhob oder zu erheben ſuchte. Doch 
find die Friſten für die Anftellung der Beſitzklage partitulär normirt"). 

IV. Petitoriſche Rechtsmittel. 

Entſprechend der Auffaffung, daß die einzelne Leiſtung einfach 
obligatoriicher Natur ift, dad Recht im Ganzen dagegen unter den 
Regeln des Smmobiliarfachenrechts fteht, hat fich feit der Meception 
ein verjchiedened Verfahren entwicelt, je nachdem es fih um das 
Recht im Ganzen oder um eine einzelne Zeiftung handelt. 

1. Um dad Recht im Ganzen geltend zu machen, bat eine 
konſtante Praxis analog die Servitutenklage ald actio confessoria 
utilis angewandt®). Und zwar fteht dem Berechtigten dieſe Klage 
fowohl gegen den Befiger des pflichtigen Grundſtücks als gegen 
einen Dritten zu, welcher fi) dad Recht gegenüber demſelben Be: 
figer anmapt?'). 

2. Wird eine einzelne Leiftung gefordert, jo wollte man in 
älterer Zeit auch fie mit der actio confessoria einklagen lafjen, 


Befitzer nicht weiter fortleiftet, der Beſitz nicht burch den Dritten, fonbern durch 
ben Bflichtigen verloren gebe. 

19) Oeſtr. BD. v. 27. Oft. 1849: „binnen 30 Tagen von ber erlangten 
Wiffenihaft der Störung reſp. Entſetzung“; bater. Entw. III. 53: in einem Jahr. 

2) Dunder Real. S. 108 ff, Unger I. ©. 562 N. 20, Roth ®. I. 
8 173 N. 5. — v. Gerber 8 171 N. 2, 4 u. Abhh. S. 227 ff. nimmt auch in 
dieſem Fall eine perſönliche ober eine Präjudizialkllage an, und ihm ſtimmt 
Friedlieb in ben Jahrbb. III. S.312 ff., Real. S. 322 fi. bei. Daß es fid 
nicht um ein bingliches Recht handelt, ift auch nach unjerer Anficht richtig. Aber 
unbeftreitbar hat fich die communis opinio uub bie Praxis für die Eonfefjorien- 
Mage ausgeſprochen. Auch entjpricht biejelbe dem Weſen bes Rechtsverhältniſſes, 
infofern als das Urtheil in dem Prozeß befinitio die Verpflichtung bes jebes- 
maligen Beſitzers des Guts regelt. Bei Annahme einer Präjudiztaltiage find 
falſche Folgerungen zu befürchten, wie 3. B. Frieblieb (Jahrbb. S. 319 f., 
Reall. S. 328) jchließt, daß das im Präjubdizialftreit ergangene Jubilat nur 
für die Univerfalfuccefforen, nicht für die Singularjuccefforen des Grunbbefigers 
von Bedeutung fe. So würde aljo, wenn ber Bauer das Gut verlauft, der 
Berechtigte in die Nothwendigkeit verjegt werden können, bie Klage, mit welcher 
er bereits eine Berechtigung erftritten bat, von neuem zu erheben. 

21) Stellen aus dem kanon. Recht bei Bruns ©. 214 ff. 
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indem man überhaupt nur eine Klage annahm). Da ed fidh aber 
lediglich um eine von dem jebigen Beſitzer vorzunehmende Keiftung, 
um die Erfüllung einer Obligation handelt, fo ift nur eine einfach 
perfönliche Klage zuläffig*). Als eine actio in rem seripta®) darf 
man fie nur da erflären, wo ed nach Partikularrecht feftftcht, daß 
der Befiter dur Derelittion von der Verpflichtung für die Rüd- 
ftände frei wird und der Nachfolger für diefe Nüdftände verhaftet 
ift. Denn, wo diefe Säge nicht gelten, entjcheidet der Beſitz zur 
Zeit der Fälligkeit der Leiftung, nicht zur Zeit der Klaganftellung 
darüber, wer Schuldner ift. 

3. Der Befiber des als pflichtig in Anfpruch genommenen Guts 
bat, um folde Anſprüche zurüdzuweilen, nach feftitehender Praris 
die actio negatoria utilis®). 


8 108. Entſtehung, Vebertragung und Aufhebung der NReallaften. 


I. Entjtehbung. Im alter Zeit entitanden Neallaften durch 
gefepliche Normen, 3. B. die Zehnten, durch den Willen der Herr- 
Ihaft (der Grund, Vogte und Gerichtsherrſchaft), dem die Unter 
gebenen fich fügen mußten, durch Herkommen und durch Vertrag. 

Auf Geſetz beruhen 5. 3. T. zahlreiche publiziftiihe Reallaften; 
doch ift ed nicht undenkbar, daß auch noch jetzt eine Privatrechtliche 
Reallaft durch Geſetz begründet wird‘). — Die Unvordenklichkeit, 
foweit fie im modernen Recht Überhaupt noch anerkannt ift (vgl. I. 


72), Bol. die Anführungen bei Dunder ©. 108ff.; unter den Neuern 
find dafür Dunder ©. 112ff., 156f., Renaud ©. 81ff., Gengler Lehrb. 
©. 306. 

2) Eichhorn $ 166, v. Wächter II. ©. 814, v. Gerber 8171 N. 2, 
Roth B. I. 8 173 N. 3, 4. 

4), Dafür erklärt fie Eihhoru $ 166 N. b. 

3) Dunder S. 114ff. — Auch bier will v. Gerber 8 170 N. 8 u. 
Abhh. S. 236 nur eine Präjudizialllage annehmen, und Friedlieb Jahrbb. III. 
S. 321 ff., Real. S. 334 f. ſtimmt ihm bei, mit der unrichtigen Kolgerung, daß 
das betreffende Judikat gegen britte Erwerber unwirkſam fei. 

1) Es wird dies gewöhnlich geleugnet, 3. B. von v. Gerber 8 170 N. 83. 
— Walter $ 152 N.1, der bie Entftehung durch Geſetz für möglich erklärt, 
wählt ein unglüdtiches Beifpiel: „gejegliche Auferlegung von Frohndienſten zum 
Kirchenbau”; denn Dies ift eine publiziftifche Lafl. — Man könnte aber 5.8. 
ben Kal fich denken, daß die durch die reformatorifche Gefetgebung ber neueren 

Stobbe, Privatreht. IT. 2. Aufl. 17 
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8 69), kann nicht als Entitehungdgrund des Rechts, vielmehr nur 
ald Motiv gelten, um feine redytögültige Begründung anzunehmen. — 
Mit dem Untergang der patrimonialen Gewalten können von ihnen 
feine Reallajten neu begründet werden. So kommt für die Gegen- 
wart hauptſächlich der Vertrag. und außerdem die Verjährung in 
Betracht. 

1. Wenngleich im allgemeinen der Vertrag nur unter den Con⸗ 
trahenten und ihren Univerſalſucceſſoren Rechte entſtehen läͤßt, jo konnte 
doch nach altem Recht, wenn die Intention der Parteien darauf gerichtet 
war, der Vertrag auch dingliche Wirkſamkeit erhalten, ſo daß jeder 
Erwerber einer beſtimmten Sache gewiſſe Verpflichtungen anerkennen 
mußte?). Dies galt auch für die Reallaſten. Insbeſondere mußte, 
wenn der Grundherr bei der hofrechtlichen Verleihung da8 Map der 
Leitungen für den Bauern feſtgeſetzt hatte, der folgende Erwerber 
ded Grundftüdd, aud wenn ihm nicht noch bejonderd diejelben bei 
dem Empfange ded Guts befannt gemacht waren, fie doch in dem» 
jelben Umfange abführen?). Indeſſen bediente man fi im Gebiet 
des Stadtrecht und auch des Landrechts regelmäßig der Auflaffung 
oder der Erklärung vor Gericht, um der Reallaft die dingliche Wirks 
jamfeit und die höchſte PYublicität zu ertheilen‘). An deren Stelle 
trat jpäter die richterlihe Confirmation, und dann die Eintragung 
in dad Grundbuch. 

Da in unferm heutigen Recht in unbedingterer Weile, als in 
alter Zeit dad Prinzip gilt, daB Verträge nur für die Contrahenten 
und ihre Erben obligatorische Wirkungen erzeugen, kann gegenwärtig 
eine Reallaft nicht dur einfachen Bertrag begründet werden. Für 
die entgegengejegte Annahme darf man fi nicht darauf berufen, 
daß nad) einzelnen Rechten dingliche Rechte (Pfandrecht, Servituten) 
dur Vertrag begründet werden koͤnnen; denn die Reallaft ift fein 
dingliches Recht, insbeſondere feine Servitut, und die Grundſätze 


Zeit anfgehobenen Jagdfrohuden in einem Staat zur Zeit der Reaktion durch 
Geſetz neu eingeführt würden. 

9) Bgl. III. $ 175. I. 

3), Die gewöhnliche Behauptung, daß Reallaſten aufgelaffen werben mußten, 
läßt fih in dieſer Allgemeinheit nicht aufrecht erhalten; vgl. Roth ®. I. 
8 170 N. 6. 

4) Beifpiele für die Auflaffung bei Dunder Zeitſchr. f. d. R. XI. ©. 469 f. 
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über dingliche Rechte dürfen auf fie nur ſoweit übertragen werden, 
ald Geſetß oder feſte Prarid dazu beredtigt®). 

Dagegen kann eine Reallaft durd Eintragung im Grundbuch 
oder durch richterlihe Confirmation dingliche Wirkfamfeit erlangen 
(Band 1.8 66 zu R. 13). Durd) die rihterliche auf Staatdautorität 
geftügte Beitätigung oder vom Richter angeordnete Eintragung im 
Grundbud erlangt dad Recht auch über den Kreis der zunächit be- 
theiligten Perfonen hinaus Wirkſamkeit. Was der Richter für ge- 
mein verbindlich erklärt hat, genießt der Wirfungen der Notorietät, 
und was im Grundbuch fteht, hat unbedingte Geltung für denjenigen, 
welcher Rechte mit Bezug auf died Grundftüd befißt oder erwirbt‘). 


3) Ueber die Frage, ob ber Bertrag ausreiche oder die Eintragung ins, 
Grundbuch zu fordern fei, befonder® Dunder Zeitichr. f. d. R. XI. S. 450—491; 
S. 452 ff. giebt er eine ausführliche Dogmengefchichte, nach welcher bis zum 
Anfang diefes Iahrhunderts wegen der Servitutentheorie gewöhnlich die Möglich- 
feit ber vertragsmäßigen Begründung behauptet wurde. Aber auch jetzt nehmen 
biejelbe nody Viele an, welche bie Analogie der Servituten vermerfen; vgl. bie 
Nachweiſungen bei Friedlieb Reall. S. 250 ff., Über die ältere ſächſiſche Literatur 
Müller S. 41ff., 89ff., 92 ff. — Albredt in d. krit. Jahrbb. S. 322 ff. iſt 
auch dieſer Auficht, weil im modernen Recht die Auflaffung in den einfachen 
Bertrag übergegangen fei. Ic halte dies nicht für richtig; fllr den Rentenkauf, 
bie feit Reception des Römiſchen Rechts wefentlichfte Art der Reallaften, läßt fich 
erweijen, daß an Stelle der Auflaffung nicht ber einfache Vertrag, ſondern ber 
vom Richter der belegenen Sache konfirmirte Bertrag trat, Dunder ©.479 ff. 
— Eichhorn 8 163.11. IU. 8, 8164, Maurenbreder 8323 no. 2. Walter 
8 152. II. erflären fih für die Entſtehung durch Bertrag, Beſeler 8 190 J. d 
in dem Falle, daß ber Obereigenthümer bei der Verleihung eines Bauerguts eine 
Reallaft ſich ausbedinge. — Friedlieb S. 224 ff., 243 ff., der gleichfalls für 
jene Anfiht iſt, fucht die gejeglichen Beftimmingen gewaltiam dahin gu inter> 
pretiren, baß fie bie Intabulation nicht zur Entftehung des Rechts fordern, ſoudern 
um bem Berechtigten im Fall des Zmangsverlaufs die Priorität zu erhalten. — 
Roth 38.8169 N. 24 ff., 8170 N. 11 ff., $185 N. 4 vertheibigt die vertragsmäßige 
Entfiebung für das baieriſche Recht; und in ber That ergiebt fich aus $ 7 bes 
Einf. Gef. 3. bater. Hyp. Geſetz v. 1822, Haß 8 22. no. 5 des Hyp. Geſetzes, wonach 
Reallaften in das Hyp. B. „eingetragen werden müfjfen”, nur bie Bebentung 
bat, daß im Falle ihrer Nicht- Eintragung fie lediglich den nach ihnen entftandenen, 
aber eingetragenen Hypotheken nachſtehen, im übrigen aber ihre dingliche Wirk- 
ſamkeit nicht beinträchtigt ift. 

6 Dunder ©. 481 ff., v. Gerber 8 170 N. 5, Bejeler 8 190. L.d, 
Bluntihli 891.2. — Die Wormfer Ref. V. 1.1. fol. 97° verlangt jchriftliche 
Erridtung und obrigfeitliche Befiegelung bes Bertrags, die Fraukf. Ref. II. 3. 

17* 
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2. Durch letztwillige Verfügung wird nur der Erbe oder 
Legatar zur Abführung der Laft verpflichtet; zur dinglichen Wirkſam⸗ 
fett, um NReallaft zu werben, bedarf es gleichfall8 der richterlichen 
Beitätigung oder Eintragung’). 

3. Berjährung. Das deutjche Recht kannte keine Acquifitiv- 
verjährung; da e8 aber eine Gewere an der Reallaft annahm und 
dad Röm. Recht die erwerbende Verjährung auf Sewituten audge- 
dehnt hatte, jo ließ die Prarid feit der Reception des Röm. Rechtse) 
auch durch fortgefegte Ausübung Reallaften, weldhe in regelmäßigen 
Zeitabjchnitten zu leiften find, entftehen, und es beftand wefentlich 
nur darüber Streit, ob fie in 10 reip. 20 Sahren wie Servituten 
erworben würden oder ob ed der außerordentlihen Verjährung von 
30 reſp. 40 Jahren bedürfe?). Dabei wird aber voraudgejeht, daß 


8 21 Aufgabe in ber Kanzlei. Nach dem ſächſ. Geſetz v. 1843 ift Vertrag num 
ein Titel zum Eintrag (Haubold 8162 N. a, Müller S.42ff.), Sidi. GB. 
8 506, 517, Zür. GB. 8 756, 757. — Schwarzb. Sondersh. ©. v. 18. Sept. 1876 
82: „Reallaften, welde nicht zu den ... als ablösbar bezeichneten gehören, 
fönnen durch Vertrag ober letzten Willen nen begründet, wie auch Durch richterliche 
Entſcheidung, nicht aber durch Verjährung erworben werben. Zur Eutftehung 
bes Rechts ift jedoch die Eintragung in das Grund- oder Hypothelenbuch ober 
(wo ein folches nicht vorhanden), bie gerichtliche Berlautbarung erforderlich“. — 
Andere Nachweifungen bei Friedlieb ©. 243 ff. 

Renaud ©. 104 ff. verwirft die Entftehung ber Reallaften felbft durch 
Bermittlung der Ingroffation, weil wir nicht mehr ven von ihm angenommenen 
Begriff ver Gewere bejäßen. Seine Debultion fällt mit ber Unbaltbarkeit feines 
Begriffs von der Gewere. 

n Sächſ. GB. 8 506, Friedlieb S. 256 f. 

8), Theilweiſe ſchon vorber; 3. B. Meichelb. I. no. 1348 (in ber zweiten 
Hälfte des 12. Jahrh.) wird bei einer Zehntftreitigkeit breißigjähriger Beſitz er- 
wiejen. 

9 Für die 30jähr. Verjährung: Wormfer Ref. V. 2. t. 2. fol. CVTI 
(mit Bezug auf den-canon des Emphpyteuta), Ehurtrierer or. XXI. 8 6, Baier. 
Abldf.- Gef. v. 1848. 8 4, älteres ſächſ. Recht (31 J.6 W. 3 T. Haubold 8470 
N. b). — Praxis von Baiern (Roth II. 5 170 N.20, Seuffert VI. no. 232, 
XV. no. 40, XVII. no. 84), Kaffel (Pfeiffer Pr. Ausf. VIL S. 259 ff., 
Seuffert VI no. 232), Celle (Seuffert XI. no. 168, Grefe 8 86 N. b), 
Wolfenb. (Seuffert XVII. no. 83), Lübed (IX. no. 201). — Eichhorn 8 168, 
164. — Daffelbe Refultat fuht Dunder Reall. S. 144 ff. welchem ih Renaud 
S. 110 und Walter $ 152 IV anfdließen, auf inbireltem Wege zu erreichen: 
wer 30 Jahre geleiftet hätte, babe durch Klagverjährung bie actio negatoria 
verloren und inne von dem Audern Durch poffefforiiche Rechtsmittel in Anſpruch 
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bie Uebung nicht vereinzelt geblieben, fondern haufig und regelmäßig 
erfolgt ift!%), und vielfach anerfannt, daß ſolche Reallaften, für welche 
nur in größeren Intervallen, möglicherweije in foldyen, welche die 
ganze PVerjährungszeit umfaffen (3. B. Laudemien), eine Gelegenheit 
zu ihrer Ausübung eintritt, nicht in der gewöhnlichen Verjährungs- 
zeit erworben, jondern nur auf Grund der Unvordenklichkeit gefordert 
werden fönnen!!). 

Mo ed aber an berartigen gejeglihen Vorſchriften oder an 
einem Gewohnheitsrecht darüber fehlt, fann h. 3. X. der Erwerb ber 
Reallaft nur auf Unvordenklichkeit geftügt werden'?), jo weit nicht 


genommen werben, gegen welde ihm bann kein petitorifches Rechtsmittel helfe. 
Mit Recht bemerkt dagegen Friedlieb S.337f., daß dieſe Auskunft oft ver⸗ 
fagen werbe, nämlich wenn der Quaſibefitz verloren und das poffefjoriiche Rechts⸗ 
mittel verjährt wäre. 

Die Servitutenverjährung ober bie ordentlide Verjährung im Full 
eines Titels und bie außerordentliche in Ermangelung eines Titels bat Preuß. 
£pr. II. 7. 8 144, II. 11. $ 861 vgl. mit 1.9. $ 620, 625, das Deftr. (Unger 
L. S. 562 N. 29, Randa ©. 542), das Würt. R. (Reyſcher J. 8 156 N. 15 ff.), 
vgl. auch Lütticher Gew. R. (KarnkBönig) art. 17, 67, 166, 167. — Praxis von 
Darmfabt und Lübeck (Seuffert III. no. 192, IX. no. 201). — Xeltere Schrift» 
ſteller für dieſe Anflcht bei Dunder ©. 139 f.; v. Savigny IV. ©. 504, 513 
für die auf privatrechtlichem Fundament beruhenden. 

10) Das Pr. dr. 1.9. $ 596 ff. fagt allgemein ber bie Erfigung von 
Rechten, daß ein Recht, welches gewöhnlich ausgeübt werben kann, jährlich 
minbeftens einmal geübt fein jol und daß ein Jahr, in welchem keine Aus- 
Übung ftattfand, in die VBerjährungszeit nicht einzurechnen ift. 

2) 23.8. Seuffert XV. ©. 56 N.2, XVII. no. 84, XXXID. no. 199, 
Baier. Praris bei Roth B. II. $ 170 N. 21. — Nach ber ältern ſächſ. Praris 
reicht e8 bin, wenn in ber ſächf. Frift von 31 Jahr 6 W. 3 T. minbeftens drei 
Mal das Laudemium erhoben if, Emminghaus ©. 510. III, VIII. ©. 820. 
no. 2, Merkel Quinquageſima und Lehnmware. 1847. ©. 29ff.; vgl. auch Fran⸗ 
teuhaufer Statuten II. 52 (Wald I. S. 291); — nad Oeſtr. GB. 8 1471, 
wenn das Recht in 30 Jahren drei Mal, — nad dem Preuß. Lor. I. 9. 8 649 
bis 651, wenn es innerhalb 40 Jahren in allen möglihen Fällen und zwar 
mindeftene 3 Mal ausgeübt worden ift. 

17, Praxis von Heidelberg (Senffert XII. no. 290), Celle (XV. no. 40), 
Halle (Emmingbans ©. 214. no. 19), Nafſau (Flach Entſch. IL. S.69ff.). 
— Aeltere Autoren für biefe Anfiht bei Dunder S. 140; unter den Neueren 
Unterbolgner Berjährung II. $ 254. ©. 287 f., v. Gerber 8 170 N. 8, 
Gengler Lehrb. ©. 803, Befeler $ 190. I. c., Friedlieb Jahrb. IL. 
©. 332 f., Reall. ©. 257 f., 337 f. — v. Savigny Syſt. IV. S. 504, bidf. 
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auch diefer Entftehungsgrund von Rechten im Partikularrecht ausge⸗ 
ſchloſſen ift!2). So kann denn nad) einzelnen Partikularrecdhten eine 
Reallaft gar nicht durch Verjährung, jondern nur durch Eintrag im 
Grundbuch entitehen"*). 

II. Hebertragung. Falls nicht die Neallaftberehtigung an 
eine bejtimmte Perjon gebunden (3. B. bei der Leibzucht) oder ihre 
Debertragbarkeit beichränft ift (3. B. wenn fie den Charafter eines 
Realrechts an fi trägt und daher nur mit dem Grundftüd auf 
eine andere Perſon übergeht), darf fie auf dritte Perfonen durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden, zu vollem Recht (zu Eigenthum), 
zu Zehn, Pfandrecht, Leibzucht u. ſ. w. Sie kann übergehen durdy 
Umschreibung im Hypothekenbuch, aber auch durch einfachen Vertrag, 
durch Selfion!®). Es liegt darin feine Snfonfequenz gegenüber unjerm 
Sap, dab zu ihrer Entitehung der einfache Vertrag nicht hinreicht; 
denn bei der Entitehung handelte e8 fi) darum die dingliche Wirkſam⸗ 
feit gegenüber dem dritten Erwerber des Grundftüds herzuftellen. 
Iſt diefe, ift der erceptionelle Charakter der Obligation auf ihrer 
paſſiven Seite einmal erreicht, fo ift die vertragsmäßige Webertragung 
der aktiven Seite unbedenflich"®). 

Aud wo die Laſt im Hypothekenbuch eingetragen ift, genügt 
die vertragsmäßige Uebertragung; doch fihert die grundbuchmäßige 
Umfchreibung den neuen Erwerber dagegen, daß nicht etwa der bis⸗ 
her Berechtigte fein Recht noch einmal veräußert und den zweiten 
Erwerber im Grundbuch eintragen läßt, wodurch zufolge des Publici— 
taͤtsprincips das Recht des bloßen Ceſſionars zerftört werden würde. 


und Friedländer unvordenkl. Zeit II. S. 54 f. wollen fie nur bei publizifti« 
Shen Reallaften zulaffen, vgl. Über dieſe Frage oben I. 8 69 N. 23—25. 

18) Bot. oben J. $ 69 N. 10. 

14) Während nad dem ſächſ. Gefek v. 1848 (Haubold 8 172 N. a) die 
Verjährung wenigftens einen Titel für den Eintrag gewährte, bilden ihn nach 
bem ſächſ. GB. 8 506 (vgl. auch $ 512) nur „Vertrag, letter Wille und richterliche 
Entiheidung”, Müller S.49f. 

15) Wo ber Befiger einer Urkunde (Hentenbrief) der Gläubiger fein joll, 
ift die Uebergabe ber Urkunde erforberlih, vgl. Stobbe in Goldſchmidt's 
Zeitſchr. XI. S. 401f. und unten $ 104 N. 18. 

1 Dunder S. 162f., Renaud S. 119, Roth B. II. 8171 N. 3, welche 
bie Reallaft für ein dingliches Hecht erklären, fordern die zur Uebertragung 
binglicher Rechte erforderlichen Formen. 
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Durch trandlative Verjährung kann das Recht nicht übergehen: 
dur Leiltung an den Nicht» Berechtigten und Unterlafjung ver 
Zeiltung an den Berechtigten würde, joweit Heallaften durch Ver⸗ 
jährung entitehen fünnen, innerhalb der Verjährungdzeit eine neue 
Reallaſt entitehen und die alte erlöfchen, aber fein Uebergang des⸗ 
jelben Rechts von dem Einen auf den Andern erfolgen”). Nur 
in Betreff des Zehnten befteht eine abweichende gemeinrechtliche 
Beltimmung'®), weldye darin ihren Grund bat, dab der Zehnte nur 
an eine Kirche zu leilten ift, fo daB, wer den Zehnten dur Ver—⸗ 
jährung erwirbt, zugleih den bisher Berechtigten deſſelben bes 
raubt!?). 

II. Umwandlung Wird der Inhalt der Reallaft geändert, 
fol ſtatt des Naturalzehnten eine feite Abgabe, ftatt der Dienfte 
Geld, jollen ftatt der ungemefjenen Dienfte gemefjene geleiftet 
werden, jo fommen, wenn auch der neue Inhalt ald Surrogat an 
Stelle ded alten tritt”), doch die Regeln über die Entitehung ber 
Neallaften zur Anwendung: die alte Laſt erliiht und es entiteht 
eine neue. 

Die Umwandlung kann erfolgen 1) durch Geſetz, 2) durch Vers 
trag. Derfelbe wirft aber nur für die Contrahenten felbjt und ihre 
Erben und bedarf, um aud für dritte Erwerber wirkſam zu fein, 
ber gerichtlichen Confirmation reip. der Ingroffation®). 

3) In Betreff der Verjährung herrſcht Streit. Wo diefelbe 
für die Entftehung einer Reallaft ausreicht, ift für die Verwandlung 
jedenfalld eine qualifizirte Verjährung zu fordern: in dem bloßen 
Leiften eined aliud und der Annahme bdefjelben von der andern 
Seite liegt nur ein vertragsmäßiges Einverftändniß für den einzelnen 
Fall; nur wenn troß ded Widerſpruchs des Berechtigten die Ver—⸗ 
jährungdzeit hindurch eine andere Leiftung ftattgefunden bat, darf 


IM Unterholzner-Schirmer Verjährung I. S. 230 N. *, Roth B. 
5 171 N. 33. — Anderer Anfidt Bruns ©. 219. 

18) c. 1 in VIto II. 13. 

19) Dunder ©. 165f., Renaud S. 119. . 

, Dunder ©. 159 f., Renaud ©. 113 ff. und Andere ſprechen von 
einer Umwandlung im Gegenfag ber Neubildung. Mit dem Surrogatbegriff 
operirt unrichtig Friedlieb Reall. S. 343 N. 8. 

21) 9, Gerber 8 170 N.9. 
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auf die urjprüngliche Leiftung nicht mehr zurüdgegriffen werden ?). 
Wo es aber an derartigen Beitimmungen fehlt, kann trog Ablaufs 
der BVerjährungdzeit auf die urfprüngliche Leiftung zurüdgegangen 
werden und wird nur durch Unvordenklichleit die Umwandlung bes 
wirft), 

IV. Bei Theilung des pflihtigen Guts unter mehrere 
Perjonen ruhte Schon nad altem Recht die Laft noch weiter auf dem 
ganzen Gut. Die Befiger der Theile haften dem Herrn ſolidariſch 
zur gelfammten Hand; bei theilbaren Leiltungen wird feiner durch 
Leiſtung feiner Rate eher frei, ald bis dem Heren die ganze Lalt 
zu Theil geworden iſt. Der Berechtigte konnte fordern, daß ihm 
die Berpflichteten einen Hauptmann, einen Träger beftellen, an welchen 
er fi) wegen der ganzen Präftation hält; bejonderd war died für 
untheilbare Laften, wie Frohnden der Kal). Auch für da8 heutige 
Recht ift in dubio die ſolidariſche Verpflichtung anzunehmen. Mehrere 
Gelege beftimmen ausdrüdlih, daß, wenn die Xaft theilbar ift,®) 


32) Das Preuß. Lor. 1.18. 8 7563 fagt im allgemeinen, daß auf die ur- 
fprünglicde Leiftung zuridgegangen werben Fünne, „wenngleich feit vielen Jahren 
die Berichtigung des Zinfes in einer andern Art wäre geleiftet und angenommen 
worden“. Doch läßt eine qualifizirte Verjährung zu II. 7. 8 428 ff. für die 
Berwanblung der Dienfte in Dienfigeld, und IL 11. 8 923, 924 in Betreff 
ber Zehnten. — Für die qualifizirte Verjährung fprechen fi auch aus: Pufen- 
dorf II. no. 224, Bülow und Hagemann III. no. 34 (unentfchietener I. 
n0. 39), Steinader S. 499 N. 2, Pfeiffer Meierreht S. 164, vgl. auch 166. 

Die einfache Verjährung von 31 Jahren 6 W. 3 T. reiht nad) Const. 
Sax. Il. 3 hin, wenn in ſchlechterer Dualität und nad II. 4, wenn flatt der 
Dienfte Dienftgelb geleiftet ift; Über dieſe Geſeze Emminghbaus ©. 822. no. 8 
u. 9. — Bgl. au Iülich- Berg. Landr. c. 107 (Maurenbreder I. S. 299) 
und die Urk. v. 3. 1453 in Schröder’s Urkuuben (2. Aufl.) no. 302. 

23) Mit Abweichungen im Detail Strube Beb. II. no. 44, III. no. 64, 
Dunder S. 159 ff., Gengler Lehrb. S. 304, Renaub ©. 116f., Fried» 
fieb ©. 343. — Einzelne nehmen an, daß Naturaldienfte gefordert werben 
bikrfen, wenn auch feit unvorbenkllicher Zeit ftatt ihrer Dienftgelder bezaplt waren; 
vgl. darüber Strube Bed. IV. no.17, Pufendorf I. no. 224, II. no. 71; 
fo au nach bannov. R. ®refe I. S. 342. 

2) Thudichum Gauverfaſſung S. 191f., Renaud ©. 92, Stobbe iu 
b. Ztſchr. f. RG. IV. ©. 247, 248, Gierke Genoſſenſchaftsrecht I. ©. 166 
7.23, II. S.89 N. 33, S. 204 f., 963 N. 42—44; vgl. auch Grimm Weisth. 
I. S. 723, 751, III. 737. 8 28. 

25) Untbeilbare Laften haften weiter auf allen Xheilen bes pflichtigen 
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eine ratenweile Theilung derjelben nur eintritt, falls der Berechtigte 
in die Theilung ded Guts und der Laſt eingewilligt hat*)., Nach 
einzelnen Geſetzen aber wird die Laſt auch ohne Genehmigung des 
Berechtigten auf die einzelnen Parzellen vertheilt?”). 

Soll unter völliger Befreiung eined Theils die Laft auf dem 
Hauptgut bleiben, jo bedarf e8 dazu der Einwilligung des Bered- 
tigten; fteht wegen Geringfügigfeit der Laſt oder der abgetrennten 
Parzelle für den Berechtigten Fein Nachtheil zu erwarten, fo fann 
diefe Einwilligung durch die Obrigleit ergänzt werden). 

V. Aufhebung der Reallaſten. 

Die Reallaft erliicht nicht dadurch, daß das pflichtige Gut in 
Folge von Dereliftion oder wegen Auöfterbend der bejikenden Fa⸗ 
milie feinen Befiger bat, oder vorübergehend fi) im Befig des 
Berechtigten befindet (fein Untergang durch Confufion); ed ruht dann 
vielmehr nur zeitweile die Möglichkeit fie auszuüben. Da der Ein» 
zelne nicht als Nachfolger ded früheren Beſitzers, jondern wegen 


Guts, z. B. Seuffert XXII. no. 111 in Betreff der Pflicht Faſelvieh zu un- 
terbalten; vgl. au XXVI. no. 48 in Betreff der Auszugsberechtigung. 

36), Br, Lor. I. 18. 8 755, 756, Preuß. Abldf. Sei. v. 2. März 1850. 
8 93. — Baden'ſches Lohr. 710N. — Medi. Stabtb. O. 1857. 8 10. — Zürid. 
GB. $ 762 ff. — Baier. Entw. III. art. 345. — Reyſcher I. $ 267 N. 10. 
— Renaud S. 91ff., Friedlieb S.339f., Mittermaier I. 8 174n0. 8,9. 

Sänfı el die Lehre von dem Auszug 1834. ©. 142 ff., v. Gerber Abhh. 
S. 235 N. und das Kaffeler Erk. bei Seuffert I. no. 79 vertheidigen aus 
romanift. Gründen bie antheilweife Verpflichtung. Dabei nimmt v. Gerber an, 
daß die Mehreren zu gleichen Theilen verpflichtet find, „weil zwifchen dem mate⸗ 
riellen Inhalt der Reallaft und dem Kapitalwerth ber beſchwerten Sache kein 
Zuſammenhang befteht”. Privatr. $ 172 N. 3. ſteht er von allen gemeinrecht- 
lichen Beftimmungen ab und will die Frage lediglich mit Bezug auf den einzelnen 
Fall beurtbeilt wiſſen. 

7) Sächſ. GB. 8 513, Müller ©. 31 ff.; doch bleibt das Hauptgut wegen 
bes auf bie Parzelle gelegten Theils der Laft noch in subsidium verhaftet, 
Müller S. 36. — Nah dem Gotha'ſchen Geſetz v. 14. März 1873. $ 3 wird 
die Reallaft auf die einzelnen Stüde durch das Gericht vertheilt, falls ſich die 
Betheiligten nicht zu einem anbern Modus verftehen. — Ueber die ſchweizeriſchen 
Beftimmungen v. Wyß Referat über die fchmeizer. Hypothekenrechte 1874. ©. 69 f. 

2) Sächſ. GB. 8 514, F. C. Arnold praft. Erdrt. S. 575 F., Dern- 
burg I. 8 244 N. 12. — So auch nad zahlreichen Partikularrechten, vgl. unten 
im Hypothelenreht S$ 112. I. 3. — Die Sädjf. Decifion v. 1746. no. 17 be- 
flimmte, daß die Verabredungen unter den Kontrahenten felbft unverbindlich feien. - 
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ſeines eigenen Befiged verpflichtet ift und überhaupt die Verpflichtung 
nicht für beftimmte individuelle Perfonen befteht, jo kann die Real- 
Iaft wieder geltend gemacht werden, fobald dem Berechtigten ein 
Beſitzer gegenüber fteht®). 

Insbeſondere tritt durch Dereliktion oder Confufion feine Auf: 
hebung ein, wenn die Laſt im Hypothekenbuch eingetragen ift und 
nicht gelöjcht wird"). Ebenſo wenig erlischt fie, wenn dad Motiv 
ihrer Entſtehung fortgefallen ift, 3. B. die Vogtei des Berechtigten, 
die Zugehörigkeit de8. Gutd zu dem kirchlichen Verbande ded zehnt- 
berechtigten Inſtituts u. ſ. w. Sie geht aud nit durch Subha- 
ſtation ded Guts unter; während die Hypotheken erlöjchen, gehen bie 
Reallaften auf den Erfteher über). Im Fall des Conkurſes er- 
Ichienen die mährend defjelben fällig werdenden Präftationen parti> 
fularredhtlih früher als Maſſeſchulden?i). Nah der Reichskonkurs⸗ 


2) Dunder S. 149, Gerber $ 172 u. U. erflären die Confolidation 
filr einen Erlöfhungsgrund; e8 bleibt dabei unberüdjichtigt, daß dann wegen 
temporären Heimfall® an ben Gutsherrn viele Reallaſten längft untergegangen 
fein müßten. — Renaud berührt Die Frage gar nit, Friedlieb ©. 348 geht 
über fie leicht hinweg; von ber Dereliftion fpricht er S. 344. 

Als Betätigung für meine Anficht kann ich mich nicht auf das Badeun'ſche 
Lor. 710°® berufen, wonach bie Zehntbereditigung nur ruht, wenn ſich das 
Grundftid in den Händen des Zehntherrn befindet. Denn der Zehnte ift eine 
gefegliche Reallaſt. — Nah der Frankf. Ref. II. 7. 8 1O und nach dem Münch 
Stötr. (Auer S. CLXXXIX) ift es möglich, daß der Eigenthümer eines iveellen 
Theils eine Rentenberechtigung gegenüber feinen Miteigenthümern mit Bezug 
auf deren ideelle Theile hat. 

, Sächſ. GB. 8 508 bezeichnet als einen Rechtsgrund zur eöſchung: 
„Vereinigung des Eigenthums an dem belaſteten Grundſtück mit der Berech⸗ 
tigung.“ 

20) Br, Lor. I. 11. 8342. — Runde Leibz. S. 447f., v. Wächter Er- 
ört. I. ©. 128, Unger I. S. 561 N. 25, Friedlieb ©. 248, v. Meibom 
Jahrb. IV. S. 506, Shmibt I. S.305f., Rotb B. 8 171 N. A. — Pofitive 
Mobifllationen des Prinzips im Sädf. GB. $ 519. — Nicht eingetragene Real. 
Taften gehen nad Partikularrechten bei ber Subbaflation verloren, wenn durch 
ihren Fortbeftand die Auszahlung der eingetragenen Hypotheken gefährbet 
würde, 3. B. Roth B. 8 169 N. 26. Bol. auch unten 8 114 N. 24 ff. 

2) Hunde Leibz. ©. 449f., Unger I ©. 564, v. Meibom S. 505 
N.126, Reyſcher II. 8 521. — Die Rüdftände können aber ebenfo wie bie 
Zinsrädftände von Hypotheken nad den Partikularrechten regelmäßig nur für 
bie legten 2 ober 3 Jahre geltend gemacht werben, 3. B. Sächſ. GB. $ 417. 
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ordnung gehören fie nicht zu den Maffefchulden ($ 50 ff.); doch kann 
nach den Beitimmungen des $ 39 für fie eine abgejonderte Befriedi- 
gung eintreten. 

Dagegen erlifcht die Reallaft: 

1. durch Untergang des pflichtigen Grundftuds*); ift es nur 
theilmeije untergegangen, jo wird die Laft darum nicht ratenweile 
verringert?®) ; 

2. durdy Ablauf der Zeit oder mit dem Tode des Berechtigten, 
wenn fie nur für eine beitimmte Zeit oder für das Xeben beftimmter 
Perjonen (Altentheil) beitellt war®*); 

3. durch Urtheil®*); wo das Ingroſſationsprincip befteht, ift das 
Urtheil nur ein Zitel zur Lölchung*); 

4. durch Vertrag®). Wo die Reallaft im Grundbuch einge- 
tragen ift, wirkt er nur zwilchen den Contrahenten und ihren Erben; 
Damit auch der dritte Erwerber frei werde, bedarf es der Loͤſchung. 
Gleiches gilt für teftamentarifche Verfügungen des Berechtigten“); 

5. durch Verjährung. a) In wie weit durch fie dad Recht 
felbft oder nur die Klage auf Anerkennung des Rechts und auf die 
einzelnen Leiftungen erlöfhe und ob das Unterbleiben der Leiftung 
an fich diefe Folge habe oder ob der Pflichtige trog Aufforderung 
nicht geleiftet oder feine Berpflihtung geleugnet haben müſſe, ift 
eine viel beftrittene Arage*). Während nur Wenige nad) Analogie 
der Sewituten dad Recht in 10 resp. 20 Jahren durdy non usus 
erlöfchen laſſen, tft die beft vertretene Anficht die, daß das Recht in 


33, Nicht beim Abbrennen des Gebäudes; vgl. unten beim Rentenkauf 
8 104 0.25 ff. 

35) Friedlieb ©. 346 ff. 

34) Müller ©. 52 ff. 

%) 9. Gerber $ 172 N. 2. — Irrig Friedlieb, vgl. oben 8 102 
N.20 u. 26. 

#4) Sp 3.8. nad dem Sächſ. GB. 8 508. 

35) rüber bediente man fich öfter der Auflaffung, indem ber Berechtigte 
fein Recht dem Pflichtigen zurückübertrug, 3.8. Seiberg II no. 701 v. J. 1346: 
effestucando resignavimus. — Irrig Rösler Berwaltungsredt I. 8 150 
N. 4, daß die Grundentlaſtung nicht durch den freien PBrivatwillen der Bethet- 
figten, fonbdern nur durch Die Organe der Rechtsbildung ausgeführt werben Kune. 

356) Sächf. &B. 8 508. 

36) Ueber ältere Anfihten Dunder ©. 151 ff. 
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30 oder, falls es fih um die Kirche handelt, in 40 Sahren auf 
Grund ber Klagverjährung erlöfche, wenn der Berechtigte innerhalb 
diefer Zeit nad) dem erften Unterbleiben der Leiftung, während in 
diefer Zeit auch feine weiteren Leiftungen erfolgten, Teine Klage er⸗ 
bob). Bejondere Beitimmungen gelten, wenn ed ſich um feltener 
audzuübende Rechte handelt). Dod Tann dad Recht im Ganzen 


— 





2) Dieſe Anſicht iſt in der Braris freilich ſelten (z. B. Magdeb. Sch. U. 
bei Stobbe Beiträge ©. 123 N. 48, Münden Seuffert III. no. 8), aber 
vielfach in den Geſetzen und in ber Literatur vertreten. 

Frankf. Ref. II. 7. 8 16, Kurköln. Lor. X VI (Maurenbreder J. ©. 461), 
Zrierer Landr. XXI. 8 5, ältere ſächſ. Beſtimmungen wegen ber Dienftpflicht 
(Haubold 8 ATO N. c, vgl. auch 8 276. Zuf. 4 u. $ A80P N. a), Basler 
Gef. Über die Verjährung v. 1521 (Rechtsquellen v. Bajel I. no. 264. ©. 355 ff.), 
Preuß. Lor. I. 9. 8509, auch $ 656 — 659, II. 11. 8 870, 871, Baden'ſches 
Cor. art. 710“, 710°°, Deftr. GB. 8 1480 (Unger I. S. 565 R. 40, 4l, 
Il. S. 413 N. 9°). 

Eichhorn 8 167, Duuder ©. 156 ff., v. Gerber 8 172 R.5, 6, 
Walter 8 153. III, Grefe II. S. 336. 

Friedlieb ©. 331 ff., 349 behauptet, daß nur bie Klage, aber nicht das 
Recht verjährt jet, daß biefes als obligatio naturalis zurlidbleibe und durch 
Eompenfation geltend zu machen fei. Bgl. Über dieſe Frage unten III. $ 166 
N. 7ff. 

Die qualifizirte Verjährung mit usucapio libertatis fordern: Hage- 
maun Landwirthſchaftsrech S. 483, Spangenberg Erörter. I. no. 34, 
Runde 8502, Maurenbrecher 8 324, Befeler 8190 N. 11, Bluntſchli 
8 92.5, Renaud S. 125f., Pfeiffer Meierr. S. 98 ff. (mit Bezug auf Lau- 
bemien), Reyſcher $ 257. 5 (Klagverjährung der a. confessoria in 30 Jahren 
außerbem usucapio libertatis in 10 reip. 30 Jahren). — Züriher EB. S 771. 
— Sidi. Praris z. B. Emminghaus S. 821. no. 4, 826. no. 15, 16, 829. 
no. 35, 835. no. 1—3, 5—7, abweidenn Emminghaus ©. 831. no. 34. — 
Praris von Münden (Seuffert II.no. 18, III. no. 138, Roth 8. II. 8 172. 
N. 9), Stutig. (Seuffert I. no. 185), Wiesbaden (IX. no. 828), Celle (IX. 
no. 117, XXX. no. 255), Wolfenbüttel (XVII. no. 83, XXXIII. no. 242 [?]), 
Darmftabt (XX. no. 154), Lübeck (XXXII. no. 3380. ©. 435 ff.); vgl. auch die 
Nachweifungen bei Windſcheid 8 107 MN. 8. 

Noch andere wollen auch nicht durch Vermittlung der Klagverjährung, 
fondern nur durch unvorbenltide Verjährung die Reallaſt erlöſchen lafſen, 
Unterbolzner-Schirmer II. ©. 227 NR. 675, Seuffert XXVII. no. 344 
(D. A. Ser. zu Berlin). 

88) Deftr. GB. 8 1484: wenn während 80 Jahren drei Gelegenheiten zur 
Ausübung eintraten und von ihnen fein Gebrauch gemacht wurde; älteres ſächſ. 
Recht vgl. die Eitate Darüber im Anfang der R. 37. 
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überhaupt nicht durch Verjährung erlöfchen, werm e8 im Grundbud 
eingetragen ift®). 

b) Für jede einzelne rüdjtändige Leitung läuft eine bejondere Ver- 
jährung; ift aber dad Recht im Ganzen durch Verjährung untergegans 
gen, jo können auch nicht mehr einzelne Rüdftände gefordert werden). 

6. Endlich find die Reallaften, beſonders in neuerer Zeit durch 
die Gejehgebung aufgehoben oder für ablösbar erklärt worden‘!). 


Bon den einzelnen Reallaften behandele ich im folgenden nur 
den Rentenfauf und die Zehnten, und verweiſe für die übrigen auf 
die Lehre von den Bauergütern (unten $ 136). Nur für Renten 
und Zehnten haben ſich feſte Rechtsgrundſätze entwidelt, während die 
übrigen, bäuerlichen Reallaften in höchſt partifulärer Bildung in den 
einzelnen Höfen und Gerichtöbezirfen normirt find. Ueberdies haben 
die bäuerlichen Laften großentheild ihre praftiiche Bedeutung durch 
bie neuere Gefepgebnng verloren, jo daß eine kurze Beſprechung ber: 
jelben hinreicht. 
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1. Renten, Gülten nennen wir die durch ein privatredhtliches, 
bierauf allein gerichteted Rechtsgeſchäft ald Reallaft auf ein Grund» 


39), Preuß. Lor. 1.9. $S 511, Hanbold 8 292 N. g vgl. mit 8 276 N. K, 
Sächſ. CB. 8 151, Müller S. 597. 

“, ec. 26. pr. C. IV. 32. — Sächſ. GB. 8 160. — Windſcheid $ 107 
N. 8. — Anders Dresdener Entw. des Obl. Rechts, art. 419: „Ebenfo bleibt 
bei felbftändigen wiederkehrenden Leiftungen, welche nicht von einer Hauptforberung 
abhängen, auch wenn das Recht im Ganzen verjährt ift, ber Anſpruch auf bie 
bis dahin verfallenen rückſtändigen Leiftungen, ſoweit nicht bie für biefelben 
geltende bejondere Verjährung vollendet ift, beftehen.” — Renaub ©. 98 fol- 
gert ans ber von ihm behaupteten Einheitlichleit der Klage auf Anerkennung bes 
Rechts im Ganzen und auf Abführung der einzelnen Leiſtung, baß fo lange 
bas Recht im Ganzen nicht aufgehoben if, auch ber Anſpruch auf keinen einzigen 
Rädftand verjähre. Dana Fünnte man alfo auch noch nad Sahrhunderten 
eine in uralter Zeit unterbliebene Leiſtung einforbern. 

4), Da die Ablöfungsgeietze fich wefentlich anf den bäuerlichen Grundbeſitz 
beziehen, werben fle erfi unten in der Lehre von den Banergütern ($ 136. IV.) 
aufgeführt und beſprochen werben. 

1) Albrecht Gewere. 1828. ©, 157—188 (vgl. auch feine $ 100 N. 1 
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ftüd gelegten Verpflichtungen zu jährlicher Zahlung einer feft bes 
ftimmten Geldfumme (oder zur jährlichen Leiftung eines beſtimmten 
Quantums von fonftigen Fungibilien, befonderd Getreide)!‘). Während 
auf dem Lande der Grundbeſitz aus fehr verichiedenen Gründen mit 
Reallaften belegt war und audy in den Städten bei erblicher Ver⸗ 
leihbung von Häufern der Erbzindmanı die Verpflidhtung zu einer 
jährlichen Zinszahlung übernahm, fommt feit dem Ende des 12. Jahr⸗ 
hundert in vielen Städten Norddeutichlands und Süddeutſchlands 
ein neued Mechtögefhäft auf, wodurch der Gigenthümer eines 
Haufes, gegen Zahlung eined Kapitald oder ohne ſolche, die jährliche 
Leiftung einer feft beftimmten Summe an einen Dritten mit der 
Wirkung auf fein Haus übernimmt, daß der jedeömalige Eigenthümer 
deifelben die Rente abzuführen hat. Es nahm died Rechtögejchäft im 


angeführte Rezenſion) — Donandt Berfuh einer Geh. des Brem. Stabt- 
rechts. II. Bremen 1830. S. 309-340. — Dunder Reall. S. 43 ff., 69 - 90, 
184—187. — Auer das Stadtredt v. Münden. 1840. S. CXXIX—CCXL — 
Stobbe in d. Ztſchr. f. d. R. XIX. 1859. ©. 178—217. — v. Wyß die 
Gült und der Schulobrief, in d. Ztichr. f. ſchweizer. Recht IX. 1861. S. 3—67. 
— Arnold zur Gefchichte des Eigenthums in den db. Städten. 1861, beſonders 
S. 87 ff. — M. Neumann Geih. des Wuchers in Deutichland. 1865. S. 212 ff. 
(die auf den Rentenkauf bezügliche Partie war ald Breslauer Habilitationsfchrift 
erichienen: de foenore redituum annuorum emtionis. Hal. Sax. 1864). — 
W. Pauli die fog. Wieboldsrenten oder bie Rentenkäufe bes Lübiſchen Rechts 
(ber Ate Theil feiner: Abhandlungen aus dem Lüb. Rechte). Lüb. 1865. — 
Habricius das ältefte Stralfundifhe Stadtbud. Berl. 1872. S. 276 — 279. 
— Höpken das Bremiſche Pfandrecht am liegenden Gut (im Bremiſchen Jahr⸗ 
bug VII. S.68—309, befonder® ©. 107 fi. — Bol. außerdem für Bremen 
Poſchinger Beiträge zur Gefchichte der Inhaberpapiere in Deutichland 1875. 
©. 3 ff., v. Duhn deutſchrechtl. Arbeiten 1877. S. 107 ff., für Hamburg Bau⸗ 
meifter I. ©. 159 ff., 168 ff., für Riga v. Bunge die Stadt Riga. 1878. 
©. 221 f., 262 f., für Würzburg Rofenthal zur Geichichte des Eigenthums in 
Würzburg. 1878, befondere S. 68 ff., 74 ff., für Sadjen feit dem 16. Jahrh. 
D. Müller die Reallaften. 1878. ©. 76ff., fir Würtemberg v. Wächter I. 
©. 638 ff., für die Schweiz Bluntſchli Zür. RO. J. S.421—424, II. ©. 224 ff. 
Blumer Rechtsgeſch. der ſchweizer. Demolratien I. 1850. ©. 452 — 461, für 
Frankreich Zahariä II. 8 397-399. 

1a) Im folgenden können wir bie Getreibezinje unberüdfichtigt laſſen und 
uns auf die Geldrenten beſchränken. 
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wirthichaftlichen Leben des Mittelalterd ganz dieſelbe Stellung ein, 
wie in neuerer Zeit die Hypothek?). 

Wollte ein Kapitalift fein Geld nubbringend und ficher an⸗ 
legen, fo konnte er Grundbefis kaufen und ihn entweder felbft bes 
bauen oder einem Andern gegen Zins leihen; er konnte ferner einem 
Grundeigenthümer dad Kapital leihen und ſich von ihm ein Grund» 
ftüd als Pfandobjekt zur Nutznießung übertragen laffen (fog. ältere 
Sapung). Das waren Gejchäfte, welche bejonderd auf dem Lande 
eingegangen wurden. In den Städten legte der Kapitalift fein Geld 
in Renten an: er zahlt das Kapital einem Geld juchenden Haus⸗ 
befiger als Kaufpreid und läßt fich von diefem dafür eine Rente au 
dem Grundftüd verkaufen. 

Doch wurden Renten nicht bloß gekauft, jondern in Verbindung 
mit manden andern Gejchäften beſtellte). Wenn der Käufer eines 
Haufes dem Berkäufer nicht den ganzen Kaufpreid bezahlen Tonnte, 
wurde für den rüdjtändigen heil des Kaufgeldes, wie heutzutage 
eine verzindliche Hypothek, ſo damald eine Rente auf das Haus zu 
Gunften des Berfäuferd gelegt‘). Ober ftatt einem Crben fein 


3) Im Mittelalter brauchte man für diefe Renten und ben Erbleibezins 
diefelben Namen, fo daß immer zu unterfuchen ift, um welche Art von Reallaft 
es fich handelt: wicbelde, wortzins, census arealis, huszins, erbezins, census 
hereditarius, ewiggeld (jett noch in München der technifche Name), burgrecht 
in Oeftreih und Baiern. In Bremen beißen die Rentenbriefe tehniih Hand- 
feften, welches Wort im weitern Sinne feierliche ober von der Stabt aus- 
geftellte Urkunden bezeichnet. Anderwärts fagte man: Geld up Breve nemen 
(Hammerbröfer Recht v. 1489 c. 21, bei Hübbe ©. 61). — Wenn in Weis- 
tbümern es dem Bauer verboten wird, uberzins auf das Gut zu thun (vgl. 
unten $ 132 N. 14), fo iſt damit wohl gemeint, daß er es nicht mit Renten be- 
laſten fol. 

Es empfiehlt ſich die vom ftädtifchen Eigenthümer beftellten Reallaften als 
Renten oder Gülten den bäuerlichen oder durch Erbleihe auf ſtädtiſche Grund⸗ 
ftüde gelegten gegenüber zu ftellen, welche dann als Zinfe zu bezeichnen find. — 
Sicherlich hat Kohler pfandrechtliche Forſchungen S. 100 f. Recht, daß der Aus- 
drud Rentenkauf nicht treffend iſt; wegen feiner technifhen Natur behalten wir 
ibn aber bei. 

3) Bol. darüber 3. B. Dunder Reall. S. 86 ff. und in d. Ziſchr. f. d. 
R. XI ©. 485 fi. 

4) Ein Beifpiel in Pauli Lüb. Zufände III. ©. 123 v. 3. 1499: Das 
rüdfländige Kaufgeld foll der Käufer vorrenthen. Es ift Dies ber ſog. census 
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Erbtheil aus dem Nachlaß audzuzahlen, beftellten ihm feine Mit- 
erben eine Rente*). Auch ſonſt wurden ald Schenkung und in den 
_ mannigfaltigften Anwendungen Renten begründet; insbeſondere wurden 
Mündelgelder, dad Vermögen juriftiiher Perjonen*) und Stiftungs⸗ 
fapitalien in Renten, beſonders in Renten, welche auf dem Kämmerei- 
vermögen der Städte lafteten, angelegt‘). Auch macht es feinen 
juriſtiſchen Unterſchied, wenn fie nicht ald ewige Renten, fondern 
lediglich zum Vortheil einer beftimmten Perſon konftituirt wurden und 
nad deren Tode fortfallen follten®). 

In Betreff der gelauften Renten behauptete die ältere Theorie, 
daß fie erfunden ſeien, um das Zindverbot des kanoniſchen Rechts 
zu umgeben; ed fei der Rentenfauf ein mutuum palliatum. Wäre 
diefe Annahme richtig, fo würde doch nur fehr unvollfommen das 
wirthichaftliche Bedürfniß nach zindbaren Darlehen befriedigt jein; 
denn nur dem Örundeigenthümer, welcher Kredit fucht, wäre geholfen; 
nur er kann eine Rente beſtellen. So fönnte man eher jagen, es 
vertrete der Rentenkauf die Stelle des zindtragenden hypothe— 
farifchen Darlehnd. Und es ift überhaupt zu bezweifeln, ob diefe 
Art von Greditgefhäft durch das kanoniſche Recht und nicht vielmehr 
durch die wirthichaftlichen Zuftände des Mittelalters befördert fei®). 
Auch in Betreff der Renten wurde im Mittelalter öfter die Frage aufs 
geworfen, ob fie nicht unter das kanoniſche Verbot fallen, aber von 
den Päpiten verneint”)., 
reservativus, welcher in ber ältern Literatur bem fog. census constitutivus 
gegenüber geftellt wird. Diefer Unterſchied, welden auch Dunder Reall. 
S. 69 ff. 184 ff. befonvers berüdfigtigt, ift m. E. ohne juriftifhen Werth, da 
er fih nicht auf das Recht ſelbſt, fondern auf das es veranlaffende Rechtsge⸗ 
fchäft bezieht. 

4a) Bol. dariiber v. Meibom in Bekker's u. Muther's Jahrb. IV. 
S. 480, 482. 

2) Bgl. z. B. Urk. v. J. 1524 in Schanz Geſellen⸗Verbände 1877 ©. 244: 
die Schmiedeknechte in Schaffhauſen haben ihr Kapital in Renten angelegt. 

) Bol. z. B. Götting. Urk. B. no. 284 v. J. 1377. 

5) Bgl. unten III. 8 196. 

5) Stobbe in d. Ztſchr. f. d. R. XIX. S. 181 f., Neumann ©. 279 ff. 

D c.1n. 2 Extr. comm. III. 5. — gl. aud die theoretifchen Strupel 
aus dem Auf. des 14. Jahrhunderts in dem Stralſunder Stadtbuch (Fabricius 
&. 187), ob der Rentenfauf emptio ober pignus fet; nur wenn man fich für 
das erfte enticheibe, fei er erlaubt. 





8 104. Renten. — Pfandbriefe. 273 


Möglih ift e8, dab man beim Rentenfaufgefhäft fi) an die 
Grundfäße für die Erbleihen anjhloß®), aber juriftifch find beide 
Berhältniffe ftrenge von einander zu fonden; denn bei dem Erb⸗ 
leihezind bat der Berechtigte ein dingliches Recht am Gut, ift Eigen- 
thümer und empfängt den Zind ald Nequivalent für die ihm ent- 
zogene Nutzung, wogegen der Rentenberechtigte fein Recht am Grund» 
ſtück, jondern lediglich ein Recht auf die Reallaft hat. Sicherlich ift 
es oft vorgelommen, daß der nadhherige Rentenberechtigte zunächft 
nicht die Rente, jondern ein Haus Taufte, e8 dem biöherigen Eigen- 
thümer durch Erbleihe zurüd übertrug und ſich von ihm die jährliche 
Zahlung des Zinſes verjprechen ließ?). Aber wenn ed auch zuzugeben 
it, daß in einem ſolchen Falle dad Eigenthum des Erbverleihers 
wejentlih nur in der Zindberehtigung zur Erſcheinung fommt, fo 
ift Doch nicht einzujehen, warum die gefaufte Rente aus der Erbleihe 


8) Nachdem Albrecht Gewere S. 158 ff. Die Renten und die gutsherrlichen 
Zinfe parallelifirt hatte, — (fpäter, Rezenflon S. 313 N., bat er diefe Parallele 
fehr beichräntt) —, hat Arnold S. 80 fi., 85 ff. 136 ff. und Pauli IV.©.2 ff. 
5 f., 14 ff., 148 ff. die ſtädtiſche Erbleihe als den Urfprung ber Renten barzıı- 
ftellen verfucht,; beiläufig auch Plan d Gerichtsverfahren II. S. 342, 355. — Bol. 
dagegen Dunder S.43ff., Stobbe S. 179 f., 184 f., v. Meibom Pfanpr. S. 17, 
210 f., aub v. Wyß S. 5ff., befonders aber Höpken ©. 112 ff., welcher für 
Bremen bie völlige Berichiedenbeit ber Rente und bes census areae, ber bier 
„Stättegeld” genannt wird, nachweiſt, wohl auch v. Amira norbgermanifches 
Obligationenrecht I. S. 669 N. 4. — In den neueften Auflagen bat v. Gerber 
Briv. R. H18E N.6 m. E, zu weitgehende Eonceifionen an bie Gegner gemadht. 

9) Bol. z. B.Haffe Kieler Stadtbuch 1875 S. 81 no. 794. Es kommen bie 
mannigfaltigften Rechtsgefchäfte zur Begründung einer Rente vor: 3.8. der Eigen- 
thümer beftellt eine Rente [alfo ber felbftändige Rentenlkauf ift bereits bekannt], 
läßt das Gut Daneben dem Rentenläufer auf und empfängt es von ihm zur 
Erbleihe zuräd, Url. vo. 3, 1388 und aus ber folgenden Zeit bei Roſenthal 
S. 68 f.; vgl. auch Die Urkunden im Anbange no. 16, 17. — Alfo während bort 
eine Erbleihe begründet wird, um dem Verleiher ben Zins zu veridhaffen, wirb 
bier zunächſt das Rentenverhältniß begrlindet und verwandelt dann der Schuldner, 
welcher die Rente auf fein Grundftüd gelegt bat, durch Oblatton fein Eigenthum 
in Erbzinsrecht. — Aber die Rente wird nicht bloß mit der Erbleihe, fondern auch 
mit der Satung kombinirt. Vgl. bie oberrheiniſche Url. vo. 3. 1297 (Schröder 
Url. no. 164 [137]): zunächft wird die Rente begründet; dann erffären die Renten- 
ſchuldner, daß fie den Gläubigern die betreffenden Grundftücke vor Gericht resig- 
navimus et nos resignasse publice profitemur ac in subpignus, quod dicitur 
underpfant, ipsis bona eadem constituisse et tradidiese et tandem ab eis 
recepisse pro dicta pensione solvenda perpetua annuatim. 

Stobbe, Privatredt. TI. 2. Aufl. 18 
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entitanden fein folle und ſich niht neben der Erbleihe habe ent- 
wiceln können. Und jwriftiich find Erbleihe und Rentenkauf nicht 
blos nach der Richtung bin auseinander zu halten, daß der Renten 
- berechtigte nicht Eigenthümer des pflichtigen Grundſtücks ift, ſondern 
auch darin, daß der Zins (Wortzind, census areae, Stättegeld) bet 
ber Erbleihe unablöslich ift und auch bis in die neuefte Zeit hinein 
bleibt, während die Rente jehr bald für ablößlich erklärt wird. 

2. Wir beichränten und im folgenden wejentlih auf die ge= 
fauften Renten, da die auf andern Gefchäften beruhenden ganz nadh 
ihrer Analogie behandelt wurden. 

A zahlt dem B ein Kapital; B ift Haudeigenthümer und ver- 
fpricht, dab er und die fünftigen Erwerber des Haufe dem A und 
feinen Rechtönachfolgern jährlih eine Rente zahlen werden. 

Das Verbältnig von Kapital und Rente ſchwankte an den 
verichiedenen Orten und zu den verjchiedenen Zeiten in hohem Maß. 
Während man in älterer Zeit dad 6, 7 oder Sfachhe der Rente ald 
Kaufgeld zahlte, jtieg der Kaufpreis allmählid immer höher, an 
manden Orten ſchon im 14. Jahrhundert auf dad Zwanzigfache, fo 
dat die Nente 5 Procent des bingegebenen Kapitald betrug. Died 
Verhältniß ift durch die Neichögefepgebung zum gejeplichen geworden '®). 

Der Rentenkauf ift ein ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft und unter- 
ſcheidet ſich weientlih vom Darlehn mit Hypothek des Haujed: denn 
1) wird das Geld nicht ald zurüdzuzahlende8 Darlehn, ſondern als 
definitiv aufgegebener Kaufpreis bezahlt; 2) ift für die Rente nicht 
der Empfänger ded Gelded und fein Erbe, ſondern der jedeömalige 
Befiger des Haufed verpflichtet; 3) haftet der Berpflichtete nur mit 
dem Haufe, nicht mit feinem übrigen Vermögen; 4) durften bei 


10) Reichspol. O. v. 1530. art. 26. $ 8; 5 Prozent au in Württemb., 
v. Wächter I. S. 109; 5 oder 6 Brocent na den Hamb. Statt. II. 1. art. 5. 
— Moterial für die Geſchichte des Hentenzinsfußes bei Stobbe S. 216 ff., 
Reumann ©. 251 ff., Arnold ©. 220 fi., 232 ff, Hegel Städtechroniken I. 
©. 284 f., Pauli S. 78f. Donandt II. S. 355 ff, Höplen S. 163 Ff., v. Wyß 
S. 54ff., Roſenthal S. 100 ff.; für die Mark Meißen GersdorfC. D. Saxon I. 
S. XXI f. — Imtereffant find die Vorgänge in Braunfchweig, wo ber Rath 
am Ende des 14. und Anfang bes 15. Jahrhunderts die von ihm verkauften 
Renten mehrmals rebucirte, fo daß er für 100 Marl Kapital, für welche er ur- 
ſprünglich 10 oder 11 Mark Rente verſprochen hatte, nur noch 8, 7, ſchließlich 
nur noch 4 Mark Rente jährlich zahlte, Stäbtechroniten VI. S. 155 ff., 174 f. 
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einem Darlehn mit Hypothek des Hauſes (neuere Satzung) Teine 
Zinfen verſprochen werden"). 

3. Die Rentenberedhtigung, welche den Smmobilien gleichgeftellt 
wurde®), erlangte die Wirkſamkeit gegen den dritten Erwerber ded - 
Grundſtücks durch die Auflaffung vor Gericht oder vor dem Stadt 
tath'?), oder durch Eintragung in die Gerichtöbücher, Rathsbücher, 
Stadtbücher oder befondere Rentenbücher"), resp. durch Ausfertigung 
einer Urkunde von Seiten des Raths oder Gerichts (Handfeſte, 


4) Die Ausprüde find freilich manchmal der Art, daß der Rententauf 
vom Darlehn mit Hypothek nicht genau unterjchieden wird; bie Ältere Theorie 
verſuchte ihn für ein foldhes auszugeben; vgl. darüber Eihhorn Rechtsgeſch. 
III. 8 450. N. e-g, Dunder S.9 ff. und oben $ 101.1. 

13) Dben I. 863 II. 2. 

13) Stellen bei Dunder Reall. S. 70 f., Zeitſchr. f.d. R. XI. ©. 469, 
Stobbe S.186, v. Wyß S. 12Ff., Pauli IV. ©. 27, Höplen S. 124 ff. — 
Hammerbröker Recht v. I. 1489 (Hübbe S.61 c. 21 vgl. au c. 73 ©. %6): 
wenn Jemand geld up breve nehmen will, bedarf es der Verlaffung vor Vogt 
und Geichworenen, außerdem auch der Eintragung in ein bejonberes Bud. — 
Friedlieb hat feine Anfiht (S. 62 f.) nicht erwiefen, daß Die Auflafjung nicht zur 
Entftehung, fondern zum Beweiſe des Rechts erforderlich geweſen fei und weift 
feinen Fall nah, in weldem bie dingliche Wirkſamleit der Rente durch ben 
einfahen Bertrag erreiht wurde. — In Frankreich wird im 15. Jahrhundert 
nicht mehr bie Auflaffung erfordert, ſondern reicht ber einfache Bertrag bin, 
Brunner Inhaberpapier S.26R. 

14) Dunder Str. XI. 479 ff., 482 N. 60, Stobbe ©. 187 f., 
Neumann S. 224 f.; über bie Ewiggeldbücher in Münden Roth Il. $ 176. 
In Württemberg wurde im 16. und in den folgenden Jahrhunderten bie ge- 
richtlihe ober Tanbesherrlihe Genehmigung zur Aufnahme von Renten gefor- 
dert, v. Wächter J. S. 100f., 108f., 640 f., 643 ff., vgl. and Reyſcher II. 
8440. — Venn in einzelnen Partikularrechten (3. B. Solmfer L. O. IL. 11 8 5) 
beftimmt ift, daß ber Berläufer eines Haufes dem Käufer alle Laften deſſelben 
angeben foll, darf man nicht ſchließen, daß Renten auch ohne gerichtliche Mit- 
wirkung beftellt werben konnten. Denn bei dem Mangel an überfichtlicher Buch“ 
führung ift nicht alles, was vor Gericht verhandelt ift, auch notoriſch. In ber 
Solmfer L. O. II. 15 $3 ift 3.8. beſtimmt, daß die Renten in bie Gerichts⸗ 
bücher einzutragen find, und doch ift es bie Pflicht des Verkäufers, alle Laften 
zu benennen. — In Züri wurde feit Ende des 15. Jahrhunderts bie Ferti⸗ 
gung vor Gericht oder Rath nicht mehr gefordert und reichte bie Beflegelung 
der Urkunde bin; hatte der Schuldner ein Siegel, jo konnte er jelbft die Ur- 
kunde beftegeln, v. Wyß ©. 29 f.; erft feit dem 16. u. 17. Jahrhundert findet 
wieder eine offizielle Ausfertigung der Urhmben flatt ©. 62 ff. 

18* 
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Brief, Rentenbrief))). Durch die Auflaffung oder gerichtliche Be⸗ 
jtätigung erhielt der Rentengläubiger eine Gewere an feiner Renten- 
berechtigung, aber nicht an dem pflichtigen Grundftüd®). 

Der Gläubiger konnte fein Recht auf einen Andern nicht bloß 
durch Auflaffung'”), jondern auch in freierer Weile dur Ceſſion 
und durd Tradition des Rentenbriefs übertragen!®), jet e8 daß es 
definitiv, fei ed daß es nur pfandweife auf den Erwerber übergehen 
jollte»),. Oft wurden die Rentenbriefe glei zu Gunften eines be- 
nannten Gläubiger und des ſpätern Befiberd der Urkunde audges 
ftelt, jo daß der Beſitzer dem Schuldner gegenüber die Ceſſion nicht 
nachzuweilen brauchte!). Aber auch wenn die Urfunde nur einen 


15) Daß in Bremen bie Ausfertigung einer Handfeſte obligatorifch war, 
vgl. Höpfen S. 184 ff. Ebenfo foll 5.8. ein Rentenbrief ausgefertigt werben 
nad der Solmfer L. O. II. 15. $ 3. Bair. Beftimmung (bet v. d. Bfordten 
Studien 1875 S. 831 art. 4): e8 follen Ewiggeldbriefe nur unter der Stabt 
gemeinem Infigel ausgeftellt werden. 

18) Stobbe S. 189 ff. und in Goldſchmidt's Ztihr. XI. S. 403 N. 3, 
Laband vermögener. Klagen S. 162 N.10, Heusler ©. 275 ff., jetzt auch 
v. Gerber 8 188 NR. 6. Bgl. au oben 8 72 N. 28. — Beſeler 8 95. 2 hält 
noch an ber Gewere des Berechtigten am Grundftüd feft; ebenfo Roſenthal 
©. 81, weil er joldde Fälle im Auge bat, in denen ber Berechtigte zugleich Eigen- 
thümer des Gute ift. 

Ueber bie Genehmigung der Erben bei ter Rentenbeftellung oben 8 87 
N. 34; Über die Genehmigung bes Grundeigenthümers, wenn ber Berläufer ber 
Rente nur Erbleiherecht an dem Grundſtück befit, vgl. v. Wyß S. 12. 

IT) Lüneb. Reform. II. 6. $2, Hamb. Statt. II. art.6; Stobbe ©. 198; 
v. Wyß S. 13ff. — Lüb. Urk. v. 1489 (Pauli Lüb. Zuflänte III. ©. 107. no. 5): 
ber Berechtigte hat die Rente witliken overgegeven, vorlaten unde vorkofft. 
— Uebertragung dur Erklärung zum Stadtbuch, Haffe Kieler Stabtbuch no. 111; 
coram consulibus resignavit, no. 563. 

19) Vgl. die Url. des 14. Jahrh. bet Dunder Ziſchr. f.d.R.V. S.32f., 
88f., 0. Wyß ©. 39 f., 

180) Z. B. Dortmunder Recht IV. 119 (Frensdorff S. 136): der Gläu⸗ 
biger hat enen breyf to pande in siner were, de sin kisten pant sy. 

19) Dortmunder R. IV. 46 (Frensdorff S. 120), Bremer Urtbeil v. 
1467 bei Höpken ©. 245. no. 15 und Überhaupt Höpken S. 188 ff. — Der 
Rentenihulpner will zahlen an ben Gläubiger aut illi aut illis, cui vel quibus 
literas vendiderit, Göttinger Urk. 8. no. 224 v. 3. 1363, vgl. aud no. 230, 
295; 0. Wyß ©. 39f. leugnet das letttere. Ueber bie Frage, wie weit ber neue 
Gläubiger fih zu Iegitimiren habe, vgl. Stobbe in Goldſchmidt's Zeitfchr. 
XI. &.409 ff. 
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Släubiger benannte, behandelte man fie doch an manden Orten wie 
ein Snbhaberpapier”‘). Weil das Nechtöverhältniß für lange, unbe 
grenzte Zeit begründet war, durfte man von demjenigen, welcher die 
Urkunde in jpätern Sahrhunderten beſaß, unmöglich den Nachweis 
darüber fordern, durdy welche Succeifiondverhältniffe die Urkunde 
von dem erften Gläubiger bid auf ihn gefommen jei. 

4. Schuldner der Rente ift der Eigentbümer des Haufe. Doch 
unterjcheidet fich der Rentenkauf von den übrigen Neallaften dadurd, 
daß der Schuldner nicht mit feinem ganzen Vermögen, fondern nur 
mit dem Haufe und mit dem, was e8 in fich ſchließt, ald Exekutions⸗ 
objeft haftet). Der Gläubiger Tann, wenn ihm jeine Rente nicht 
bezahlt wird %*): 

a) nur die auf dem Grundftüd befindlihen Mobilien pfän- 
den*), und 

b) wenn er durch diefe Pfändung nicht volle Befriedigung er= 
langt, durch ein beſonderes Exekutionsverfahren fih dad Grunditüd 
übereignen laffen®). Nah Partikularrechten darf der Schuldner 


190) Bol. Höpken S. 191. 

20) Bgl. befonders Dunder Reallaften S. 71 ff. — Wie es für das ältere 
Recht vielfach anerfannt war, daß ein Gläubiger fih an bie Schuldner feines 
Schuldners halten durfte, fo barf der Rentengläubiger fih an den Mietber des 
Haufes jo weit halten, alse sin hure keret, als berjelbe dem Bermiether noch 
den Miethzins ſchuldet, Stobbe a. a. O. S. 199 f., v. Wyß Ztichr. f. ſchweizer. 
R. IX. S. 19 N. 1, v. Meibom in Bekker u. Muther's Jahrb. IV. S. 492f.; 
vgl. auch Höpken S. 118f. 

%a) Weber die Zwangsmittel des Giäubigers vgl. W. Sickel die Beſtrafung 
bes Vertragsbruches. Halle 1876. ©. 68 ff. 

21) Stobbe S. 201f., Friedlieb ©. 72; vgl. auh Höpken ©. 159. 
und Roſenthal ©. 95; Schröder Urkk. no. 224 (200). Bgl. auch oben 
8 TON. 28. 

2) Stobbe ©. 202ff., Höpten ©. 161 ff. Bisweilen wird auch verab- 
vebet, daß bei mehrmaliger Nichtbezahlung der Rente das Grundftüd ohne weiteres 
dem Gläubiger verfallen fein joll; 3.8. Schröder Urkunden no. 158, 226 (133, 
202). — So erhält aud in der Urk. der Summa Gerhardi no. 210 (herausgeg. 
v. Tadra in d. Deftr. Arch. Band 63) der Gläubiger, wenn bie Pfändung keinen 
Erfolg hat, die Beſugniß ipsam domum palo claudere, ne ingressus cuiquam 
pateat ad eandem. Qui palus si censu et penis prehabitis nondum so- 
lutis anno continuo steterit nullatenus nisi per solutionem debiti extra- 
hendus, extunc ipsa domus . . . ad prefatum F. (den Gläubiger) ... jure 
hereditario devolvetur et pro devoluta habebitur ipso facto contradiccione 
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durch Zahlung der Rüdftände binnen beitimmter Zeit das Gut wieder 
einlöjen®) oder ed zurück verlangen, nachdem der Gläubiger durd 
Nutznießung des Haufe in Betreff der Rüdftände befriedigt ift*). 

Erlitt der Gläubiger bei Webereignung des Grundftüdd emen 
Ausfall, jo hatte er feine Nachforderung, wie er auch andererſeits 
dasjenige, wad dad Grundftüd mehr werth war, ald dad Renten- 
fapital und die Rüdftände, beraudzugeben nicht verpflichtet war. 
Auch wenn fih dad Grundſtück verfchlechtert oder durch Brand zu 
Grunde geht, fann er fih nur an den Boden oder die Trümmer 
bhalten®). 

ce) Durch Dereliktion des pflichtigen Guts wurde der Schulbner 
von feiner Verbindlichkeit frei; dann durfte es der Berechtigte ſich 
zu feiner Befriedigung aneignen). 

Der Gefahr, welde hierin für die Gläubiger lag, ſuchte man 
durch vertragsmäßige Verabredungen zu begegnen. Der Berpflichtete 
veripricht im Fall eined Brandes die Rente in alio loco tuto et 
gecuro anzulegen”) oder dad Haus von neuem wieder aufzubauen). 
Auch Sollte der Haudeigenthümer, wenn er etwas von der Brande 
ftätte in feinen Beſitz nimmt, ſich feiner Verbindlichkeit und des 
Haufe nicht mehr entjchlagen fünnen?). 

5. Der Eigenthümer des Hauſes ift verpflichtet; er wird es 


aliqua non obstante. — Nah dem Recht von Riga D. IV. 6 foll ber Schulpuer 
6 Wochen nach der mora „dat erve rumen.“ 

3) v. Wädter I. S. 689. 

2) Dunder Ztihr. f.d.R. XI S. 472. 

35) Stobbe S. 204; vgl. auch Magd. Sch. U. bei Wafferfchleben I. 
©. 286, Sy. Schöffenredht IV. 1. 41, Bresl. Statt. c. 63 (Zeitfehr. f. fchlef. 
Geſch. IV. S. 99), v. Wyß S. 16 ff. 

*) Stobbe S. 204 f.; vgl. auch Nürnb. Ref. v. 1564. XXII. 8. und 
v. Wyß Referat über die ſchweiz. Hypothekenrechte S. 74. 

7) Böhmer C. D. Moenofr. a. 1296. p. 303. 

33) Stralfund. Stadtb. S. 77. no. 57. — Andere Berabrebimgen daſelbſt 
&.124. n0.86 u. 149. no. 151; ©. 129. no. 258; das erfie Jahr falle bie 
Rente aus, fpäter fei fie wieder zu zahlen: ©. 188. no. 332, ©. 148. no. 144, 
159—162, 170, ©. 153. no. 207, 213, &. 155. no. 237; bei Armuth des Pflich⸗ 
tigen wolle ihm der Berechtigte helfen, fein Haus aufbauen, ©. 159. no. 280; 
vgl. au die zwei bei Stobbe ©. 205 abgebrudten Stellen bes Luzerner 
Stadtrechts. 

Thomas Frankf. Oberhof S. 241. 8 50, 51. 


8 104. Renten. — Bfanbbriefe. 279 


durch den Erwerb des Grundftüdd und muß die Rente zahlen, jelbft 
wenn er von der Griftenz ber betreffenden Laſt Teine Kunde hatte”). 
Aud wer ein derelinquirted Grundftüd in Beſitz nimmt und wieder 
zu bebauen beginnt, wird Rentenfchuldner®!). 

Während für die übrigen Reallaften ed an eimer einheitlichen 
Rechtsbildung über die Frage fehlte, ob der Nachfolger für die Rück⸗ 
ftände aus der Zeit des Vorbefigerd zu haften habe, ftand dieje Vers 
baftung für den Rentenkauf allgemein feit?®). 

6. Da bei Verſchlechterung ded Grundſtücks oder Verringerung 
feined Werths die Sicherheit der Nentenforderung leidet, jo bedarf 
ed der Genehmigung des Gläubigerd zu Diöpofitionen, weldye die 
Sicherheit vermindern“); auch hatte er bei Veräußerungen ein Gin« 
willigungd- oder Vorkaufs⸗ oder Retraktrecht*). Aus dem Gefichtö- 
punkt, daß dem Rentengläubiger bei Nichtzahlung feines Schuldners 
dad ganze Haus zugeiprodhen wird und died Recht nicht aud ein 
folgender Rentengläubiger haben fann, war es partifulär verboten, 
aud demjelben Haufe mehrere Renten zu verjprechen, oder nur dann 
zugelafjen, wenn der erfte Rentengläubiger einwilligt und dadurch 
zu erkennen giebt, daß er die zweite Rente bezahlen wolle, wenn 
ihm dad Haus zufiele®). 


20) Stobbe ©. 206 f., Laband vermögensredtl. Klagen S. 3826. — 
Syf. Schöffen. IV. 2. 92, Clever Rechtsſpruch bei Schröder in d. Ztiſchr. f. 
RO. IX. S. 458 f. no. 80. 

21) Stobbe ©. 205 f. 

22) Dunder S. 76f., Auer ©. CLXXXff. Stobbe ©. 205f., Pauli 
©. 60f. 68 (Lübiſches Urtheil v. 1522). — Möglicherweiſe will dies auch bie 
Dortmunder Befimmung III. 28. (Frensdorff Dortm. Statt. S. 72) bejagen. 

2) 3.8. Liineb. Ref. II.8. 56 (Pufendorf IV. p. 660), Jül.-Berg. 
Landr. c. 107 (Maurenbreder I. S. 299). 

%) Bol. oben 8 88 N.24. — Derartige VBerabrebungen im Straljunder 
Stdtb. S. 124. no. 186, S. 149. no. 151, ©. 158. no. 207. 

35) eher das Berbot mehrerer Renten aus bemfelben Haufe, über das 
Berbältni, wenn mehrere Renten beftellt find ober wenn Renten mit Pfand» 
rechten konkurriren, unb über die Reihenfolge in ber Befriedigung vgl. Albrecht 
©. 160 ff, Dunder ©. 81ff., Auer S. CLXXIV ff., Stobbe ©. 211 ff. 
v. Wyß ©. 32 ff, Bauli ©. 46 ff., Neumann ©.230, Höpken S. 98 ff., 
152 ff., 161 f., Kohler pfandrechtl. Forſchungen S. 59. — Bgl. aud bie Bres⸗ 
lauer Raths⸗VO. v. 1488 (C. D. Silesiac. XI. p. 187): bie Erbzinfe jollen den 
Mauerzinfen vorgeben, als ferre die erbezinse elder sein wen die mauir- 
czinse und bie Lüneburger Nieder⸗G. O. bei Pufendorf III. ©. 354 f., 860. 
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7. Wer eine Rente kauft, hat an ſich ein ewiged unablösliches 
Recht. Wie aber eine vertragsmäßige Ablöfung möglich ift, kann 
auch dem PVerpflichteten gleich bet der Beftellung das Ablöjungsredht 
eingeräumt fein (Kauf auf Wiederfauf)*). Und dur die Geleh- 
gebung ift feit dem 13. Jahrhundert an vielen Orten, an dem einen 
früher, an dem andern Später ziemlich allgemein dem Schuldner daß 
Recht gegeben, fein Grundftüd durch eine Kapitalzahlung von der 
Rente zu befreien”). An fi war die Rente unablöslich; wer fie ab- 
löfen will, muß ſich entweder auf Vertrag oder Gefeh berufen 
fönnen®). 

Bei der Ablöjung tft entweder auf den urjprünglichen Beſtel⸗ 


36) Unbewieſen ift die Anſicht von Lewis Succelfton der Erben 1864. 
©. 119, daß ein folhes vertragsmäßiges Einlöfungsrecht nicht ohne weiteres auf 
bie Erben übergehe. 

37, Aufammenftellungen bei Stobbe ©. 213 ff, Neumanı ©. 234 ff., 
Höpken ©. 146 f., Über Hamburg Baumeifter I. ©. 167 f., über Züri 
v. Wyß S. 32 ff., über Bafel Arnold Eigentum S. 301 ff., über Lübeck Pauli 
Abhh. IV. S. 72 ff. Um die Feuergefährlichkeit der ftäbtiihen Bauten einzu«- 
fhränfen, wird in Dortmund (Frensdorff S. 201) im J. 1346 beftimmt, daß 
nur die Renten auf Häufern, melde mit Stein gebedt find, ablösbar fein jollen. 
Ueber Mainz Städtechronilen XVII ©. 90 ff., 131 ff., 218, 247. — Ueber Wien 
Tomaſchek Rechte von Wien I. no. 61, 61 A und B, 62 — Nürnb. Ref. v. 1564. 
tit. 23. c. 4 (die Reform. v. 1522 enthält nichts darüber). — Der Kranffurter 
Rath fchreibt im 3. 1433 an feinen Gefandten, Nürnberg unb andere Städte 
hätten vom Bapft und Kaifer Abldfungsprivilegien erhalten; er möge ſich er- 
tundigen, welcher Brocentfag dabei zu Grunde gelegt würde (Janſen Frankfurt's 
Reichs⸗Correſpondenz I. S.392). — Franff. Ref. II.7. 82 ff. Solmfer LO. II. 
15. $4, Trierer br. XIV. $5. — Bgl. auch Gaill II.n0.9. 84,5. — In 
Bremen ift ihre Ablösbarkeit nie durch das objektive Hecht beſtimmt worden, 
Höplen S. 146 f. — In Sachſen bleiben neben den ablsslichen noch urablögfiche 
Renten befieben, fog. unableglihe, Eiſerngeld, Ewiggeld, Müller Reallaften 
©. 84 ff. 

38) Reichsgeſetzlich iſt die Ablösbarkeit nicht buch die Neichs-Pol.D. v. 
1548. XVII. 88, und v. 1577. XVII. 89 eingeführt (das entgegengefehte wird 
jehr häufig irrthümlih angenommen, 3. B. von dv. Gerber 5 188 N. 4 und 
von mir in der angef. Abh. S. 215). Das Geſetz beftimmt nur, daß ein ab« 
Beliher ober wieberläuflider Zins nur von dem WBerpflichteten abgelöft, aber 
nit von dem Berechtigten gekündigt werben bürfe; von ben unablöslichen 
Kenten |pricht e8 gar nicht. — Unmotivirt ift die Behauptung des Jenaer O. A. 
Gerichts (Seuffert XXII. no. 159), daß ablöshare Renten gar feine Reallaften 
ſeien. 
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lungsvertrag zurüdzugehen und die Rente um das damald gezahlte 
Kapital zurüdzufaufen, oder es beitimmt dad Geſetz, allgemein oder 
bloß für den Fall, daß der urjprüngliche Betrag nit mehr be 
fannt ift, in welchem. Verhältniß dad Ablöjungsfapitel zur Rente 
ſtehen jol®). 

8. Durch ihre Ablösbarkeit näherte fi die Rente dem zins— 
tragenden hypothekariſchen Darlehen. Aber noch in anderen wejent- 
lihen Beziehungen traten Modifikationen des urjprünglichen Inſtituts 
ein, welche immer mehr feine Umgeftaltung zum hypothekariſchen 
Darlehn beförderten, — freilich weder allgemein, noch überall gleich⸗ 
zeitig. An vielen Orten wurde die alte Natur der Rente noch längere 
Zeit hindurch Tonjervirt. 

Zu diefen Modififationen gehört, daß man dad Haus, auf 
welchem die Rente radicirt ift, als Unterpfand bezeichnete und für 
dad Geſchäft auch fonftige, nur auf eine Hypothek anmwendbare Aud- 
drüde gebrauchte“). Ferner, daB im Falle der Nicht» Abführung der 
Renten da8 Grundftüd nit einfach dem Gläubiger übereignet, fon- 
dern in einem bejonderen Erefutiondverfahren wie ein Pfand ver- 
äußert wurde und daß auß dem Erlöfe der Berechtigte die Fapitalifirte 


29) Frankf. Ref. II.7. 8 6ff.: es fol ber 25 fache Betrag ber Rente ge- 
zahlt werden; II. 3. $ 22: neue Renten follen nicht über 5 Procent des Kapitals 
betragen. — Nürnberg. Ref. v. 1564. XXIII. 4. Abf. 3, 4,10, 11. — Das Je⸗ 
naer O. A. Ger. (Seuffert II. no. 126) nimmt an, daß eine Verkleinerung ber 
Zinspflicht in Folge von Verjährung bei der Ablöfung der Rente keinen Einfluß 
übe und die ganze Kauffumme zu zahlen fei. 

) Bgl. oben in R. 9 die Urt. v. 3. 1297. — Zuricher Rathserkenntn. v. 
3.1419 (Kraut $ 109. no. 38): so man lichet .. uff guetter... und man 
jerlich gult in kouffeswise oder suss darum geben soll u. f.w. Rigiſche 
Willkür v. 3. 1453 (v. Napiersty S. 300): dat welk man de sin husz 
ofte sine anderen liggenden grunde vorpanden wille, de sal vor den 
Rad komen .... mit demjennen, dem he dat vorpanden wil und laten 
em .... toschryven hirna in diit Boek solke Renthe, als he vorkofft 
heft. Und wanner he sylve Renthe wedder avekopet, so sollen .. 
koper und vorkoper ... wedder vor den Rad komen und laten ... 
solke schrift wedder utschryven; Willf. v. 1559 (©. 301): ein jeder, so 
sein Haus verpfenden will, soll ein sodanes offentlich vorm Ehrbahren 
Rade thun und ins Rentebuch verzeichnet werden. Jül.⸗Berg. Lor. c. 
107; Soimfer 2. O. II. 15. $ 3: feine liegenden Güter einem Anbern für einen 
jährlichen Zins einfegen und vwerpfünden. 
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Rentenforderung empfing, wogegen der Ueberſchuß dem Eigenthümer 
oder andern Kreditoren zufielt). 

Sodann, daß die Rente nicht bloß auf dem Grundftüd haftet, 
jondern ber Schuldner aud) mit feinem übrigen Vermögen einzuftehen 
bat“). Derartige Renten werden von einzelnen Perjonen, ganz bes 
ſonders aber aud von juriftiihen Perfonen verſprochen. Wenn ber 
Stadtrathb Renten auf dad Rathhaus nimmt, fo ift dabei gemeint, 
daß für fie das ftädtiihe Vermögen auflommen fol, wie fie denn 
auch als Renten von der Stadt Rentlammer bezeichnet werden“). 
Wo nun die Rente auf dem ganzen Vermögen laftet, da kann fidh 
der Schuldner dur Dereliftion des zunächſt belafteten Grundſtücks 
nicht mehr feiner Verbindlichfeit entziehen und bleibt er auch bei 
einer vertragdmäßigen Veräußerung des Grundftüdd, entgegengeſetzt 


m) Albredt S. 178 ff, Duunder S. 80ff., Stobbe ©. 203. N., 
Pauli S. 98, Blumer I S.459ff., v. Meibom Pfandredt ©. 228 ff., 
Höpken ©. 163. — Statt des Verlaufs wird das belaftete Grunbftüd verpachtet 
in Schröder Urf. no. 168 (142). 

42) Weber diefen Uebergang Baumeifter J. ©. 80 f. — Schon im Mittel» 
alter bahnt fh dieſe Entwidelung an, indem der Rentenfhulbner ausdrülclich 
feine unbejchränfte Verhaftung verjpridt. — Urkunden bei Stobbe ©. 202; ferner 
Stralfunder Stotb. S. 109. no. 620, ©. 118. no. 95; vgl. aud ©. 95. no. 382, 
— !üb. Url. bei Bauli ©. 62 ff., vgl. au Seuffert XXXII. no. 330. — 
Syſtem. Schöffenr. IV. 2. 70. — Lüttiher Gew. R. (bei Warnkönig Beiträge 
©. 214 c. 461): Vendens reditum super generalitate bonorum, si ex omnibus 
suis bonis fuerit desaisitus, poterit conveniri actione personali. — Kraut 
3. Ausg. $ 145. no. 20, 5. Ausg. 8 109. no. 16, 17. — Dunder ©. 75. f., 
Reumann S. 243 ff., Blumer ©. 658 f., v. Wyß S. 37ff., Rofentbal 
©. 98 f. — Auch die Geſetzgebung bejeitigt bie bejchräntte Berbaftung, 3.8. Brager 
Stadtr. c. 133 (Rößler ©. 91, eine Willlür v. 3. 1380) und die Praris jet 
fih über fie hinweg, vgl. Pauli ©. 118 ff. Über pas 17. Jahrhundert. — In 
München behielt man für das Ewiggeld die alten Grundſätze bei: das übrige 
Bermögen haftet nicht; durch Dereliktion wird der Schuldner frei; ber Nachfolger 
bat die Rüdftände zu berichtigen, Roth B. II. $ 178. 3. Ueber fchweizeriiche 
Cantonalrechte vgl. v. Wyß Referat S. 61f. und in d. Ztiſchr. f. ſchweiz. R. XIX. 
©. 10f. 

:) 3.8. Kölner Urkk. v. 3. 1378 und 1374 in Ennen Kölner Geſchichts⸗ 
quellen V no. 35, 43 und die in N. 45* citirte Kölner Urkunde. — Zünfte ver- 
faufen Renten aus ihrer Trinkſtube; vgl. Schmoller die Straßburger Tucher⸗ 
und Weberzunft. Straßb. 1879 ©. 52: hier zeigt fidh der Uebergang zum Dar⸗ 
lehn ſehr einfach darin, baf einzelne Renten aus der Oberflube, andere aus der 
Nieberftube zu zahlen find. 
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der urjprimglichen Natur der Reallaft, perjönlich obligirt*), während 
der neue Erwerber die Rentenpfliht anerfennen muß, aber, wenn 
er fie nicht perfönlich übernommen bat, lediglih mit dem Grund» 
ftüd haftet“). 

So war dad Rentenreht an manchen Drten faft zum zins⸗ 
baren Darlehn mit Hypothek geworden und beitand zwiſchen beiden 
Geſchaͤften im wefentlichen nur der eine Unterjchied, daß der Renten: _.- 
gläubiger nicht die Ablöfung der Verpflichtung fordern durfte. Der 
Rentenkauf war in diefer Epoche ein verhypothecirted zinsbares Dar 
leben, weldyed nur von Seite ded Schuldner gefündigt werden 
fann®). Und wenn ed an manden Orten längere Zeit zuläffig ges 
weien war“), dem Gläubiger vertragsmäßig ein ſolches Kündigungs- 
recht zu geben, jo fchritt doch dagegen die Gefepgebung ein“). So 
lange da8 zinsbare Darlehen verboten war, mußte man aud das 
Kündigungdrecht ded Gläubigerd audfchließen, da diejed den lepten 
Unterſchied des Rentenkaufs vom zindbaren Darlehen mit Hypothek 
bejeitigt hätte“). Daher verbieten die Reichöpolizeiorbnungen Ver⸗ 


), Syſtem. Schöffenr. III. 2. 134. 

4) Nach der Lübifhen BO. v. 25. März 1848. $ 1(Pauli ©. 126) ſcheidet 
ber Beräußerer, wie bei dem alten Rentenlauf, aus dem Rechtsverhältniß ganz 
aus, wird aber ber neue Erwerber auch ohne Uebernahme perſönlich verpflichtet. 

 Baulı S. 126 ff., v. Wächter I S. 164 ff. — Die Lüueb. Ref. 
II. 7 am Anfange (Pufendorf IV. ©. 664.) hebt hervor, daß man ent- 
mweber Renten kaufen ober Geld auf Unterpfand leihen kann, und baf ber Un⸗ 
terfchied zwiſchen beiden barin befieht, daß der Gläubiger im erſten Fall nicht 
kundigen darf. 

58) Bol. 3. B. Hannover’iches Urfd. no. 192, 257, 297 ans den J. 1336, 
1847, 1351, Kölner Gefchichtsquellen V. no. 167 v. 3.1377 (die Stabt Mainz 
leibt Köln 15000 Gulden; Köln verſpricht jährlich 1500 Gulden Rente, Mainz 
Darf das Kapital halbjährlich kündigen; wird es dann nicht rechtzeitig zurückge⸗ 
zahlt, fo verliert Köln das Einlöſungsrecht), — Schröder Urkk. no. 129 (106), 
159. — Kündigungsrecht in Medlenburg vgl. Böhlau I. 8 12 N. 13. — Das 
Züricher Rathserlenntniß v. I. 1419 (Kraut $ 109. no. 38) behandelt bas 
Kündigungsrecht bes Gläubigers als zuläffig; vgl. auch v. Wyß ©. 35 f. 

6) Bol. die Nachweifungen Über Bremen und Hannover bei Höpken 
©. 142ff. Nah dem Bremer Stdtr. v. 1303. c. 30 (Oelrichs ©. 59) hatte 
das für den Gläubiger verabredete Kündigungsrecht nur die Wirkung, daß wenn 
auf erfolgte Klindigung der Schuldner das Kapital nicht zurückzahlt, diefer fein 
Löſungsrecht verliert und bie Rente eine ewige wird. 

4) So jagt Purgolbt III. 93: ein folder Bertrag fei dann Satzung und 
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träge, nad) denen der Gläubiger kündigen darf“), wogegen der Reichs⸗ 
Dep. Abſchied v. 1600) die vertragdmäßige Feſtſetzung ded Kün- 
digungsrechts für den Fall zuläßt, dab fi der Schuldner mit Zah⸗ 
lung der Renten in mora befinden ſollte. Nachdem aber da8 
fanonijche Zinsverbot überwunden war, ftand auch dem Kündigungd- 
recht des Gläubigers fein Hinderniß mehr entgegen und geftattete die 
Weſetzgebung, daB die Kündigung vertragdmäßig vorbehalten würde”) 
oder daß aud) ohne bejondere Verabredung bei längerer mora ber 
Gläubiger kündigen dürfe‘). | 
Seht, bejonders jeit dem 17. Sahrhundert, trat neben die 
prinzipiell von Seiten des Gläubigerd unfündbare Rente die von 
beiden Seiten fündbare Hypothek, melde ſich, wie fpäter auszu⸗ 
führen ift, nach manden Richtungen hin den für den Rentenkauf 
geltenden Nechtögrundfägen akfommodirte und im Verkehr fi ihr 
auch durch den Gebraudy annäherte, daß bei einer Veräußerung des 
hypothecirten Grundſtücks der neue Erwerber perjönlic die Schuld 
übernahm und der urfprüngliche Schuldner von feiner Verbindlich⸗ 
feit entlaſſen wurde. Allmählic verlor der auf Seiten des Gläu- 
biger8 unfündbare Rentenfauf im Rechtsleben an Bedeutung; ed 
übernahm feine Funktionen die moderne Hypothek und es erhielten 
fih nur noch aus alter Zeit auf manchen ſtädtiſchen Grundftüden 
Renten, für welde die Grundfäge von den Reallaſten auch noch 


ihlimmer als Judenwucher; Gaill II. obs. 7. 8 12 ff. erflärt ein ſolches Ge⸗ 
Ichäft für wucherlich. Vgl. auch Jül.⸗Berg. Lor. c. 107 a. E. (Maurenbr. I. 
S. 302 f.), Trierer Landr. XIV. 84. 

Wenn das Rentengefchäft nur auf ein Paar Jahr eingegangen war und 
der Schulopner das Kapital nah Ablauf berfelben zurüdzahlen follte, fo lag 
ebenfalle eine Hypothek vor. Wir fehen aber nicht, daß ſolche Geſchäfte ver- 
boten gemwejen wären. So geftattet 3. B. der Rath von Leipzig iu einer Urk. 
v. 3. 1495 (Reipy. Ur. 8. II. no. 399) einer Frau 100 Gulden Hauptfunme 
mit 5 Gulden aufzunehmen und auf ihr Haus verfchreiben zu Taffen: uff eynen 
bestendigen widerkauff zeuvorkeuffen drey jar lang, fo daß der Gläu-⸗ 
biger die erste ypotheca vor allen andern Schulpigern haben fol. — Ueber 
die Gefetgebung Zürichs in dieſer Beziehung v. Wyß S. 45 ff. 

4), Neiche- Bol. DO. v. 1548. XVII. 8 und v. 1577. XVII 9 (Kraut 
8 109. no. 69). 

“) 5 35, au bei Kraut $ 109. no. 70. 

50, Züricher GB. $ 774; in Sachſen ſeit d. 17. Iahrh., Müller S. 78f., 94f. 

51) Trierer Lor. XIV. 84, 6, Preuß. or. I. 11. $ 329, 330. 
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weiter Anwendung finden“). Aber auch für diefe Renten ift viel- 
fah durch die Ablöſungsgeſetze der neueften Zeit die Ablösbarkeit 
eingeführt, welche fowohl von dem Pflichtigen ald dem Berechtigten 
beantragt werben darf). 

Doch ift e8 eine in neuerer Zeit wohl aufzumwerfende Frage, 
ob die von Seiten des Gläubigerd unkündbare Rente nicht ein dem 
Realkredit jehr fürderliches Gejchäft fer, welches neu zu beleben 
wäre). Und wenn auch manche neuere Gejehe beitimmen, daß 
fünftighin auf Grundftüde feine unkündbaren Kapitalien gelegt 
werden follen®), fo bat der Staat doch einzelnen Krebitinftituten 
geftattet, Darlehen, welche von ihrer Seite nicht fündbar fein follen, 
gegen Berzinjung auf Grundftüde zu geben®®). 


59) An einzelnen Drten wurde fchon früh ber Gültlauf ganz unb gar ver- 
boten; Blumer S. 457 führt an, daß im 15. Jahrh. Die Landgemeinde von 
Nidwalden beflimmte, daß alle ewigen ober ablöslihen Zinje binnen 8 Jahren 
abzulöfen feien, wibrigenfalls das pflichtige Gut dem Land anheimfalle, und. daß 
fünftig feine Gülten mehr auf Liegenschaften zu fegen feien. 

Ueber das Fortleben des Rentenlaufs vom 16. bis 18. Jahrhundert vgl. 
Dunder Ztſchr. f. d. R. XI S. 471ff.; intereffant ift Die Bemerkung S. 475, 
daß im Göttinger Stadtbuch vom 16. Jahrh. fih etwa 300 Rentenkaufsverbrie- 
fungen, aber feine einzige hypothekariſche Schulbverfchreibung findet. — Im 
Medienburg werben Rentenfäufe bis zum Anfang des 17. Jahrh. abgefchloffen, 
v. Meibom Medi. Hyp. R. S. 4, ebenfo in Züri v. Wyß S. 28f., Bluntſchli 
Rechtsg. II. S. 224 ff. 250 ff. Ueber die andern Schweizer Kantone vgl. v. Wyß 
in d. Ztfchr. f. ſchweiz. R. XIX. S. I ff. und Referat S. 12 ff., 20. — In Wür- 
temberg, wo bie Rente im 17. Jahrh. für kündbar erklärt wird, fällt fie ganz 
und gar mit der Hypothek zufammen; trogbem hielt man beide Geſchäfte dem 
Namen nah noch auseinander, v. Wächter I. S. 642 ff. — In Sachſen erhielt 
fih der Rentenfauf noch in ber Oberlaufig; das ſächſ. GB. erwähnt ihn nicht 
mehr, Schmidt I. S. 334. — Als geltendes Rechtsinftitut befteht er in München, 
Roth 8. I. 8 176. 

53) Preuß. Abidf. Gef. v. 2. März 1850. $ 94; bei neu aufgelegten Renten 
darf die Kündigung nur für 30 Jahre ausgefchloffen werben, $ 91. 

4, Sole vom Gläubiger untünbbare ober nur in beſtimmten geſetzlichen 
Fällen kündbare Gülten find ausdrücklich zugelaffen im Berner Civ. GB. 
art. 491ff., Züricher GB. 8 772 ff.; vgl. auch Bluntſchli's Note zu $ 772; 
Hamb. Gef. v. 4. Dez. 1868. 8 8, vgl. auch S 44. — Das Preuf. Geſetz v. 
26. April 1858. 8 3 bat die Renten im Gegenſatz gegen das Geſetz von 1850 
(vgl. N. 53) wieder für unkündbar auf Seiten bes Berechtigten erflärt. 

55) Preuß. Gef. v. 2. März 1850. 8 92. 

5%) Diefe Ausnahme wird in dem N. 55 genannten Geje gleich vor« 
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Den alten Rentenbriefen nahe verwandt find die neiteren 
Pfandbriefe”), wie ſolche zuerft in Scleften (1769), dann in 
andern Preußiſchen Provinzen und weiter auch in andern beutfchen 
Staaten von landwirthichaftlichen und fonftigen Kreditvereinen als 
Schuldnern audgeftellt werden“). Die Grundbefiter eines größeren 
Bezirks, ſeien ed bloß die Beſitzer von Hittergütern, fei ed auch 
von Bauergütern®) vereinigen ſich zu einer Corporation mit der 
Beitimmung, daß fie für die PVerzinfung der von den einzelnen 
Befigern auf ihre Grunbftüde bis zu einer gewiflen Höhe (Hälfte 
oder Zweidrittel) ded Werthseo) derfelben aufgenommenen Kapitalien 
baften will. Der einzelne Gutsbeſitzer, auf deſſen Hypothefenfolium 
dad aufgenommene Kapital wie eine Hypothekenſchuld eingetragen 
wird, ift zur Verzinſung verpflichtet; er Liefert aber die Zinfen nicht 
an feinen Gläubiger, fondern an die Kaffe des Kreditvereind ab, 
welche die Zinfen, die Rente, dem Gläubiger bezahlt. Wenngleich 
dad Kapital auf ein beftimmted Gut aufgenommen tft, haftet dem 
Gläubiger nicht bloß died Gut für die Verzinfung, wie bei jeder 
Reallaft, jondern der ganze Verein mit den ihm gehörigen Grund» 


behalten. — Bgl. 3. B. Statuten der Preuß. Bopenkrebit- Altienbauf zu Berlin 
v. 21. Dez. 1868. $ 14, 16ff. (Gef. Samml. S. 125 ff.). 

ST) Kohlſchütter Über landwirthſchaftliche Kreditſyſteme mit befonberer 
Beziehung auf das Königreih Sachfen, in Rau’s Arch. der polit. Delonomie. 
N. F. I. 1843. S. 210-236. — Maſcher d. deutihe Grundbuch⸗ und Hypo⸗ 
thekenweſen 1869. ©. 15ff. — Koch Preuß. Privater. I. $ 3858. — Bel. au 
Runge Inbaberpapiere S. 15—18, 86—88, 590 — 92; Gierke Genoflen- 
Ihaftsreht I. S. 1068— 1074. — Kraut $ 105. 

59) Die fchleftihen Einrichtungen (die Begründung ber fog. Lanbichaft) 
wurden auf die Kur- und Neumark 1777, auf Bommern 1781, auf Weftpreußen 
1787, auf Oftpreußen 1788, auf Pofen 1821 Übertragen; Nachweifungen bei 
Koh a. a. O.; vgl. auch oben $ 54 N. 20. — Im Königreih Sachſen feit 
1844, Haubold I. 8 216. Zuf. S. 312 —316. — Ueber Hannover Grefe 
8 105. — Weber die öſtreichiſchen Pfandbriefe vgl. auh Erner Deflr. Hyp. R. 
©. 377. Ueber andere Länder Nachmeifungen bei Gierke S. 1069 N. 82. 

59 In Oftpreußen mwurben zuerft 1808 auch die Kulmiſchen Güter auf- 
genommen; über andere Landſchaften Gierke ©. 1072 N. 87. 

60) Neuerdings haben Erhöhungen flattgefunden; Erlaß für ben prov. 
ſächſ. Krebitverein vom 2. Aug. 1867: Beleihung innerhalb ber erflen ?/,; bas- 
felbe gilt für die weftpreuß. Landſchaft nad bem Erlaß v. 15. Mai 1868; für 
die ſchleſiſche Landſchaft Beleihung innerhalb ?/, des Werthe in Folge bes Erl. 
v. 6. Dftob. 1868 u. ſ. w. 
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ftüden. Der Gutöbefiter iſt Schuldner des Vereins, der Verein 
Schuldner des Gläubigerd. Died zeigt fih aud darin, dab bie 
dem Gläubiger über feine Forderung audgeftellten Urkunden, Pfand» 
briefe, wenngleich fie auf ein beftimmted Gut lauten, nicht den 
Gutöbefiger, jondern den Kreditverein ald Schuldner benennen. 

Don gewöhnlichen Nentenbriefen unterjcheiden fi die Pfand- 
briefe: 1) durch die genoffenichaftliche Verhaftung, 2) dadurch, daß 
der erjte Gläubiger, welder das Kapital zahlte, mit weldem er 
gewiljermaßen die Rente Taufte, nicht eine auf feinen Namen als 
Gläubiger lautende Urkunde, fondern ein Inhaberpapier erhält. 

Bon einer Hypothefenforderung unterjcheidet ſich das Necht des 
Pfandbriefgläubigerd 1) durch feine Unfündbarfeit von Seiten des 
Släubigerd und 2) dadurch, daß die Verbindlichkeit zur Zinszahlung 
auch ohne bejondere Mebernahme auf den neuen Erwerber ded Gut 
übergeht. 


8 105. Zehnten!). 


Zehnten nennen wir die ald Reallaft auf einem Gut haftende Ver: 
pflihtung des Beſitzers zur Leiftung einer Quote (ded Zehnten, oft aud) 
eined andern Theild) feiner landwirthſchaftlichen Erträgniffe (Pflanzen, 


1) Wir ftellen die Zehnten nicht wie die fonftigen auf dem ländlichen 
Grundbeſitz haftenden Reallaſten in die Lehre von den Bauerglitern, weil bie 
Zehnten dem Princip nach nicht bloß Die Bauergliter, ſondern auch den fonfligen 
Grundbeſitz belaften, und meil fle großentheild andern Urfprungs als die fonftigen 
bäuerlichen Laften find. Da bier das meifte partilulär und ohne juriftifcheg 
Intereſſe ift, befchränten wir uns auf wenige Punkte. 

Literatur: Mittermaier I. $ 181—188, Maurenbreder 8 334 bis 
837, v. Gerber 8 190, Bejeler $ 192, Gengler Lehrb. S. 315 ff., Privatr. 
$ 80. — Hagemann Landwirthſchaftsrecht $ 257 ff. S. 485—509. — Dunder 
Reallaften S. 223 ff., Friedlieb S. 264-272. — Richter Kirchenrecht $ 309, 
310, 315. — Koch Preuß. PBrivatr. I. 8 357, 358, Grefe II. ©. 334 — 343, 
Thomas 1. S. 298., Reyſcher I. 8 275—4279, Steinader ©. 525— 534, 
Haubold $ 486, Heimbach $ 867, 368. — Schnell das Zehntrecht nad 
fchweiz. Rechtsquellen, in d. Ztfchr. f. ſchweiz. R. III. 1. 1854. — Ueber einzelne 
ragen des Zehntrechts Strube Bed. I. 402, 186, IV. 73, 169, 198, Pufen- 
dorf obs. I. no.111, 112, II. 32, 137, III. 132, 202, 209, IV. 182, 138, 
266. — Reiche Literaturnachweife bei Ortloff S. 418—421, Mittermaier 
8181 N. 1, 8 183 N. 1, Gengler Lehrb. S. 315 f. 

Quellen: Zahlreihe Belege aus ältern Duellen bei Kraut $ 116, 
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Thiere). Die Zehnten werden theils von der Gutäherrichaft gefordert 
und unterjcheiden fih dann nicht von den übrigen bäuerlichen Real« 
laften, theild find fie Abgaben an die Kirche). Im Anſchluß an 
die Beftimmungen ded jüdiichen Rechts zu Gunften der Leviten 
forderte die Kirche jeit dem 6. Jahrhundert den Zehnten ald eine 
allgemeine Kirchenfteuer. Obgleich fie der Staat in diefem Anſpruch 
unterftügte, Tonnte fie denjelben nicht überall durchſetzen, und be— 
ſonders die größern Güter, die Rittergütter, blieben in vielen Gegenden 
wie überhaupt von Steuern, fo aud) von den Zehnten frei). Außer- 
dem murden viele Zehnten (decimae ecclesiasticae) von der Kirche 
durch Verleihung und fonftige Veräußerung an Laien übertragen und 
blieben in deren Beſitz, trotzdem das kanoniſche Recht feit dem 12ten 
Sahrhundert in energifcher Weiſe ihre Rüdübertragung fordertet). 
So haben viele ihrem Urſprung nad kirchliche Zehnten im Lauf 
der Zeit diefen Charakter eingebüßt und ftehen den jonjtigen Grund- 
laften gleih; andere Zehnten find durch Immemorialverjährung er- 
loſchen oder find abgelöft worden. Auch Fünnen die alten kirchlichen 
Gebote nit mehr als geltend angejehen werden und es beiteht 


Grimm Regtsalterthümer S. 300, 392 ff. und Waitz Verf. ©. VIO. ©. 347 ff.; 
viele Vorſchriften in Grimm’s Weisthiimern. — Zu den älteften Zehntorbnungen 
gebört die ausführliche Beftimmung in den Statuta antiqua S. Petri Corbe- 
jensis a. 832, lib. II. c. 9—17 (bei Guörard polyptyque d’Irminon. II. p. 
323 — 335). — Ein ausführliches fränk. Weisthum bes 18. Jahrh. bei Grimm 
Weisth. III. S. 582 ff. — Zehntorbnungen führen an: Mittermater $ 182 
NR:16, Roth B. LI. 8 169 N. 32, Grefe II. S. 334 - 336. — C. Max. Bar. 
II. 10, Preuß. dr. II. 11. $ 857 ff., Baden'ſches GB. art. 710°, 710*, !. 

2) Hiſtoriſch Strube Nebeuſtunden V. no. 35, Weber Handbuch bes 
Lehnrechts. II. S. 381 — 455; eine gute Weberficht Über die Geſchichte der kirch⸗ 
lichen Zehnten bei Gengler Lehrb. S. 317— 321; für die Ältere Zeit vgl. ganz 
bejonders E. Löning Geſch. des Kirchenrechts II. S. 676 ff. — Gegen bie lieber- 
treibung von Birnbaum bie rechtliche Natur des Zehnten 1831, welcher faft 
alle Zehnten auf bie Butsherrlichleit zurüdführen will, vgl. Roth Benefizial- 
mweien S. 365 und Walter 8 531 N. 4. 

2) Url. v. 3. 1199 (Beyer Url, 8. II. n0."93): bie VBeflter eines als 
zehntpflichtig in Anfpruch genommenen Guts erflären, quod verum allodium 
eorum esset et salica terra et nunquam alicui aliqua jura vel decimam 
dedissent. — Ueber die Befreiung ber Rittergüter in der Marl Brandenburg 
Riedel bie Mark Brandenburg im 3. 1250. II. ©. 176. 

* In der Mark Brandenburg wurben die kirchlichen Zehnten vom Landes⸗ 
herrn beanfprucdt und von ihm an bie Gutsherrn abgetreten, Riedel a. a. O. 
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weder ein allgemeined Zehntrecht der Kirche, noch ift alles Land 
zehntpflichtig®), jondern es hat, wer den Zehnten in Anſpruch nimmt, 
die Exiſtenz feined Rechts nachzuweilen. 

Wo das Zehntredht in einem ganzen Bezirk gilt (deecimae uni- 
versales) im Gegenſatz gegen die bloß auf beitimmte Güter ſich bes 
ziehende Berechtigung (deeimae partieulares), ſpricht die Praͤſum⸗ 
tion zu Gunſten der Zehntpfliht der einzelnen Aeder‘); doch find 
regelmäßig die Gärten befreit). In Rüdjiht auf das Objeft 
herrſcht die größte Mannigfoltigkeit, je nachdem der Zehnte ſich bloß 
auf Feldfrüchte (Feldzehnten) und bier nur auf die Getreidearten 
(großer Feldzehnte) oder auch auf Kräuter, Gartenfrüchte, Obft :c. 
(Meiner eldzehnte) oder nur auf einzelne Getreibearten oder Ges 
wächſe, oder je nachdem er fih auch auf Thiere (Blutzehnte) er 
ſtreckt, welcher felbft wieder in den großen und den Kleinen Blutzehnten 
eingetheilt wird und biöweilen nicht bloß die Thiere felbft, fondern 
auch die Produkte von ihren Erzeugniſſen (Butter) begreift. Ferner: 
wenn auch im allgemeinen der Berechtigte auf Aufforderung des 
Pflihtigen beim eldzehnten zur Zeit der Emte auf dem Gut zu 
ericheinen und den Zehnten auszujcheiden und abzuholen hat, fo 
beitehen doch auch in diejer Beziehung und was die Art der Aus⸗ 
fonderung und die Berechnung der betreffenden Duote angeht, fehr 
verfchiedene Gebräude und mannigfaltige Vorfchriften in den Zehnt- 
ordnungen. An vielen Orten ift die Abgabe in eine feite Gelbrente 
verwandelt oder wird das Getreide nicht in Garben, fondern eine 
Quantität audgedrofhener Körner geliefert (Sackzehnte). Da bie 
meiften Vorſchriften einen lediglich reglementariichen Charakter haben, 
find bier nur nody einzelne Punkte zu erörtern: 

1. Der Zehnte ift eine perjönliche Verpflichtung des Grund⸗ 
beftterd, die betreffende Duote der Erzeugniffe zu geben; diefelbe 
wird nicht dadurch alterirt, daß der Zehntherr in den meiften Fällen 





— — 


5) Purgoldt II. 85 ſchreibt, daß man ben Zehnten in Heſſen, am Rhein, 
in der Wetterau und fonft giebt; aber Bonifacius babe die Thüringer nur zu 
dem Hundertſten von den Feldfrüchten bewegen Fünnen. 

6) Bgl. auch Baden'ſches Landr. 710°. 

7) Eine Ausnahme, welche ſchon ber Driburger Nechtöbrief von 1345 
(Gengler Stabtredhte S. 89) mad. 

Stobbe, Privatrecht. IL 2. Aufl. 19 
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die Erzeugniffe ſich ausfucht und abholt®). Werpflichtet ift derjenige, 
welcher die Nupungen des Grundftücks zieht?), alſo je nah Um— 
ftänden der Gigenthümer, der fog. dominus utilis oder bei vers 
pachtetem Land der Pächter. Im allgemeinen haftet der Singular- 
fucceffor nicht für die Rüditände des Vorgängerd!). Der kanonijche 
Grundſatz, daß die Laft auf den Früchten hafte und daß bei beren 
Veräußerung ſich der Zehntherr an den Erwerber halten dürfe), 
kann jegt nicht mehr gemeinrechtliche Geltung beanipruchen?). 

2. Dad Recht des Zehntherrn ift von dem Ertrage abhängig"); 
an fich befteht für den Zehntpflichtigen fein Zwang, das Gut aud 
wirklih zu beſtellen“); indeflen kann er aus befonderen Gründen, 
3. B. weil der Gutsherr dad Recht auf den Zehnten bat, oder 
gejeglich dazu verpflichtet fein!). Ebenſo wenig kann der Zehntherr 


8) Anders v. Savigny Syftem II. S. 378 N. e I: der Zehnte ſei häufig 
ein jus in re, „nämli das Recht, von beflimmten Aedern die 10. Garbe ab- 
zubolen, ohne pofltive Verpflichtung des Zehntpflichtigen, von feiner Seite irgend 
etwas zu thun.“ 

9 Bel. auch oben 8 102 N. 3. 

10) O. Max. Bav. II. 10. 84. no. 7 und oben 8 102 NR. 7 ff. 

1) 0, 28 X.III.30: fructus autem ipsos alienari posse non credimus, 
nisi cum onere decimarum. 

19) Er wird ausprüdlich ausgejhloffen im Baden'ſchen br. art. 710 : 
„Wer feine Früchte unverzehndet einheimft, an beffen ſämmtliche in ſolchem Jahr 
eingeerntete Früchte kann fi der Zehendherr wegen bes Erjages mit gleichem 
Recht halten, als ob er darauf Pachtſchilling zu forbern hätte; keineswegs aber 
an das Gut ſelbſt noch an dritte Beſitzer deſſelben.“ — Doch behaupten Biele 
(3.3. Hagemann Landwirthſchaftsrecht 5 264, Eihhorn $ 254. IV, Mitter- 
mater $ 185 N. 18, Bluntſchli 8 96. no. 4), daß die Zehntlaſt auf dem 
Gut und den Früdten ruhe. — Bol. aber Maurenbrecher $ 336 N. 1. 

13) Bon einem Recht auf Remilfton kann natürlih nur bie Rebe fein, 
wenn ber Zehnte nicht in natura, fondern als fefte Quantität von Früchten 
(Sadzebnte) oder Gelb geleiftet wird, Pr. Lor. II. 11. 8 930, 936. 

14) Manrenbreder 8336 N. 4, v. Gerber 8 190 N. 14, Bejeler 
8 192. NR. 21, Gengler Lehrb. S. 330. — Baden'ſches Lanbr. 710%. 

15) Der Zehntherr hat bei Nicht-Kultur des Guts nah Part. Nechten ein 
Hecht auf Entſchädigung, vgl. Reyſcher I 8277 N. 3 (Wär. BO. v. 1663), 
Grefe II. S. 388, HSeimbad 8 367 N. 6. — C. Max. Bar. II. 10. 8 9: 
ber Pflihtige kann zur Kultur unb zum Schabenserfaß angehalten werben, wenn 
er ben Anbau aus bloßer Neibfucht oder abfichtlih zum Schaden bes Zehntheren 
anterläßt. — Bol. auch Strube Bedenk. IH. no. 77. Nach Breuß. Lbr. IL 11. 
$ 884 Tann bei Nidht- Kultur aus Nachläſſigkeit oder unordentlicher Wirthſchaft ver 
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ben Pflichtigen nöthigen, das Gut in der biöherigen Weile zu kulti⸗ 
viren, damit ihm der Zehnte in der biöherigen Qualität und Duan- 
tität geleiftet werde). 

3. Wird Land, welches ſeit undenklichen Zeiten nicht beadert war!”) 
oder feinen Crirag gegeben hatte, unter den Pflug gebradht (Neu- 
brauch), jo tft von den Krüchten der Zehnte (Rott, Noval⸗, Neubrudy 
Zehnte) nur unter der Vorausfegung zu leiften, dab das Land in 
einer Flur liegt, welche dem allgemeinen Zehntrecht (decimae uni- 
versales) unterworfen ift. Befitzt in dem betreffenden Bezirk bie 
Kirhe dad Zehntredht, fo ift der Novalzehnte andy an fie zu leiſten!s); 


Zehntberechtigte die Güter in Kultur nehmen und hat der Zehntpflichtige keinen 
Anſpruch anf die Früchte. 

16) Sengler Lehrb. S. 330 f., Mittermater 8 187. II, Walter 8 582 
N. 6. — Tiroler Weisth. III. S. 359 3. 35 ff. — Baden'ſches Landr. 710°t. — 
Manche behaupten pas Gegentheil und begnügen fich nicht mit dem natlirlichen 
Sat, daß ber Zehnte jest von ben neuen Fruchtarten geleifiet wird, fonbern 
wollen auch den Zehntherrn entſchädigen, wenn er bei ver Kulturänberung weniger 
Revenüen erhält; fo Eichhorn 8 254. IV, Spangenberg Erörter. I. no. 35, 
Frieblieb ©. 269 ff., auch ſolche Schriftfteller, welche im Falle der unterlafjenen 
Beftellung feinen Zwang eintreten laffen, wie Maurenbreder 8 386, 0. @erber 
8190 N. 14, Befeler 8 192 N. 22. — Solche abweichende Beftimmungen im 
Breuß. Lor. II. 118 885, 886, vgl. auch 881 ff. und bet Reyſcher I. 8 277.2 
und 4 vgl. mit 8 276 N. 2, Mittermaier $ 187 R. 16, Gengler Lehrb. 
S. 331 f. | 

7) So beftimmt auch bie Ansbachiſche BO. v. 1584 (Arnold II. 6.9 ff.), 
daß kein Novalzehnte zu leiften if, wenn Wieſen in Aderlaub verwanbelt wer- 
den, fondern nur wenn unfruchtbare Gründe, Walbungen u. |. w., fo feit 
Menſchengedenken nicht gebaut ober genofjen worben, Eultivirt werben. — Aehn⸗ 
liche Befimmungen bei Gengler Lehrb. S. 827 f.; Baden'ſches or. 710. — 
Nah fühl. R. (Haubold 8486 N.m) iſt ber Zehnten nur zu leiften, wenn 
das Land ſchon früher einmal Fultivirt und zehntpflichtig geweſen if. 

18) Bgl. gefchichtliches bei Grimm Rechtsaltertbümer ©. 524, Bejeler 
ber Renbrud 1868. S.21f., Tirol. Weisſth. III. S. 369 3. Alf. — Strube 
Bedenken I. no. 100, Nebenſt. V. no. 385. $ 10 ff. &. 219 ff., Thomas, 
©. 308 ff. Pufendorf obs. III. no. 131., Bülow u. Hagemann III. no. 83 
mit bejonderer Beziehung anf die verjchiebeuen Hannover'ſchen Lanbestheile), 
Runde Beyträge I. no. 14. S. 423, Weber Handbuch bes Lehnrechts II. 1808. 
S. 417—440. — Ueber Ansbach Arnold Beiträge IL S. 54—61. — Rad) dem 
Baden’ihen Landr. 710 ſteht gefetlich dem Ortspfarrer ber Neubruchzehnte zu, 
wenn er den Heinen Zehnten auf ver Gemarkung hat. 

19* 
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oft ift jedoch der Pflichtige, gewilfermaßen zur Belohnnng für Die 
Kultivirung ded Landes, noch für eine Reihe von Sahren befreit!?). 
Sn früheren Sahrhunderten beftritten übrigens die Zandeöheren viels 
fach der Kirche dad Recht auf den Novalzehnten und nahmen ihn 
für fih in Anſpruch, im Zufammenhang mit der Theorie, daß 
wüft liegendes Land dem Landeöheren gehöre (vgl. 91 N. 1 ff.)®); 
auch forderten ihn die Gutöheren von dem dur ihre Bauern kulti⸗ 
virten Neubrudh?). 

Nachdem die Zehnten für ablösbar erflärt worden find, darf 
in den betreffenden Ländern Tein Novalzehnte mehr gefordert und 
jollen überhaupt feine neuen Zehnten mehr begründet werden?). 


Die Bannrechte, in Folge deren der Berechtigte fordern durfte, 
dag die Einwohner eined beftimmten Bezirks gewifle Bedürfniſſe 
des Haushalts und des wirtbichaftlichen Lebens bei Niemand anders 
ald bei ihm befriedigen, werden oft im Zujammenbange mit den 
Reallaften behandelt. Wir übergehen fie in dem Syitem des deutjchen 
Privatrechts, da fie dem Verwaltungsrecht und zwar dem Gewerbe: 
recht angehören und überdies faft ganz aufgehört haben ein Beftand- 
theil des Rechts der Gegenwart zu fein”)... Dod ift zu bemerfen, 
daß ähnliche Beſchränkungen im neueren Recht den Gegenftand ein⸗ 
facher obligatoriiher Verhältniffe bilden (vgl. unten III $ 166 N. 19). 


19) Prenß. Lor. II. 11. 8 890—93; andere Geſetze bei Gengler Lehrb. 
©. 329. 

20) Ueber Württemberg im 16. Jahrh. v. Wächter I. ©. 168, Reyſcher 
8 276 N. 8. ff.; andere Nachweifungen bei Mittermater $ 188 N. 5, 6, 
Maurenbredher $ 335 N. 16, Gengler Lehrb. S. 328. 

21) z. B. Steinader S. 526f. 

2) z. B. Preuß. Geſetz v. 2. März 1860 8 35, Heimbach 8867 N. 8, 
Gengler Lehrb. S. 829. — Geſetze Über Ablöſung der Zehnten vgl. unten 
8 136. IV. 

*, Ihre Aufhebung: Preußen Edikt v. 28. Dft. 1810: Aufhebung 
bes Mühlenzwangs, des Bier⸗ und Branntweinzwangs; die Preuß. Gewerbe-D. 
v. 1845 hebt eine weitere Anzahl von Bannrechten anf und ſpricht für andere 
die Abloſsbarkeit ans; das Gef. v. 31. Mai 1858 bebt das Bannrecht des Ab- 
beder8 auf, „von den Einwohnern eines gewiflen Bezirks die Ueberlaffung bes 
gefallenen oder abftländig geworbenen Biehs zu fordern”; Pr. Geſetz v. 17 März 
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Fünftes Kapitel. Das Pfandrecht. 


Erfier Abfchnitt. Geſchichte. 
8 106. Im Mittelalter!) — Die ältere Satung. 
Der älteren Zeit fehlte ein einheitlicher Begriff des Pfandrechts. 
Als Pfand bezeichnete man Sachen, welche in verſchiedener Ber 
anlafjung und auf verfchiedenem Wege aus dem Beſitz einer Per- 


1868 und enblih noch weitere Aufhebung in Betreff des Abdedereigewerbes 
durch Geſetz v. 17. Dez. 1872. — Deftreid: Unger II. ©. 272, Ranba 
Beil S. 540 f. N.37. — Sachſen: Haubold 8 865. N. du. g, 8 368 
N. hfl., 8 4470. — Württemberg: Gef. v. 8. Junt 1849. — Hannover: 
®refe I. ©. 321. J. II. — Kurcheifen: Blatner 866. — Braunfchweig: 
Steinader ©. 326. — Shwarzburg-Sondershaufen: Gef. v. 2. Juli 1857, 
14. Nov. 1865, 15. Ian. 1870. — Sachſen⸗;Weimar: Gef. v. 19. April 1865. 
— Ren j.L.: Gef. v. 22. Dez. 1873. — Bol. auch im allgemeinen Rösler Ver⸗ 
waltungsredht I. 8 170, 171; Stein Berwaltungsiehre VII. ©. 249 ff., — All⸗ 
gemeine Aufhebung resp. Ablösbarkeit durch die Reichsgeſetzgebung: Reichs⸗Ge⸗ 
werbe-Orbnung v. 1869 8 2, 8 T—10. Thöol Handelsrecht I. (6. Aufl.) $ 46.1. II, 

Literatur: Befeler $ 212, v. Gerber 8 156 N.3, Gengler Lehrb. 
©. 857 ff., Priv. R. $ 82, 83, 85, Walter 8 491ff., Reyſcher I. 8 251—253, 
v. Wächter II. 319, Roth B. III. 8 241, Platner kurheſſ. Sachenrecht S. 316 ff. 
unb weitere Werke Über beutfches oder partiluläres Privatrecht. — Dunder in 
d. Ztſch. f. d. R. II. 2. S. 68 ff, Randa Bei S. 539 f. N., 623 ff, R.Shmib 
im Arc. f. civ. Praxis XLIV. S. 12, Anſchütz in demſ. Arch. LIV. S. 407 415 
(er macht darauf aufmerkſam, daß in veränderter Geſtalt der Begriff in der Gegen⸗ 
wart fortlebt: Gemeindeſchlachthäuſer, Zwangsbacköfen, in denen Jeder aus ber 
Gemeinde, welcher ſchlachten ober baden will, dieſe Berrichtungen vorzunehmen 
bat). — Blätter |. Rechtspfl. u. Berwaltung in Thür. u. Anh. XX. ©. 63 ff., 
Entf. d. ROHGer. XVI. ©. 95 ff. 

1) Albrecht Gewere S. 130-157. — v. Madai die Satung bes älte- 
ven deutſchen, insbefondere bes ſächſ. Landrechts und ihre Kortentwidelung, 
Zeitichr. f. d. R. VIII. S. 2834—325. — Budde das Berbältnif ber ältern 
beutfhen Satung zum Eigenthum, insbefondere nad dem Syfteme des Sachfen- 
ſpiegels, daſelbſt IX. S. 411439, — M. Neumann Geld. des Wuchers in 
Dentihland. Halle 1865. S. 180 ff. — v. Meibom das beutihe Pfandrecht 
Marb. 1867 (dazu Stobbe in d. kit. Biertelj.-Schrift IX. 2. 1867. S. 285 
bis 322). — Sohm Über Natur u. Gefchichte der modernen Hypothek 1877 (in 
Grünhuts Ztiſch. V. S.1ff) — Franken das franzöſiſche Pfanprecht im Mittel» 
alter I. 1879 (dazu Kritilvon Heusler in Goldſchm. Ztſchr. XXV. S. 411—421). 
— Kohler pfandredtliche Forſchungen 1882. 

Kür Hamburg Baumeiſter J. ©. 169 ff., Lübeck Pauli Abhandlungen 
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fon in den Beſitz einer andern übergingen. Das Pfand kann dem 
früheren Befiter durch dem Richter oder burd eine andere Perjon 
abgenommen (Pfändung) oder von ihm freiwillig gegeben fein. 
Durch die einfeitige Abnahme oder durch die freiwillige Ueber⸗ 
lieferung bed Pfanded findet in manden Fällen nur eine Willens⸗ 
manifeſtation ſtatt, des Nehmenden, welcher dadurch erklaͤrt, daß er 
ein Recht habe, — des AUeberliefernden, welcher anerkennt verpflichtet 
zu ſein; für dieſe Zwecke reicht als Pfandobjekt eine Sache von 
geringerem Werth bin. In andern Fällen fol aber ein Objekt 
von größerem Werth in den Beſitz des Cmpfängerd übergeben, 
um beffen Vermögensanſprüche gegen den andern zu beden. Grit 
fpäter wird die Sicherung der Forderung auch dadurch bewirkt, daß 
der Berpflichtete ohne Mebertragung bed Beſitzes dem Berechtigten 
gewiffe Objekte als fein Pfand bezeichnete). 

Dad Pfandreht hat in Deutichland die mannigfachſten Phafen 
durchgemacht?). Nachdem ed ſich zunächſt in einer vom römijchen 


IV. ©.129 ff, Stealfund Yabricius das ältefte Stralfunbifche Stabtbuch 1872. 
S. 270—276, Bremen Höpken das VBremifche Pfandrecht am liegenden Gut, 
im Bremifchen Jahrb. VII. 1874. S. 68 ff. — Warn könig flandrifche Rechtsgeſch. 
III. ©.85—88. — Aubert Kontraktspantets historiske Udvikling isaer 
i dansk og norsk Ret. Kristiania 1872 und darüber das Referat von 
K. Maurer in d. kit. Biertelj.-Schr. XV. S. 237—251. — Ueber das alte 
ſchwed. R. vo. Amira norbgermanifches Obligationenrecht I. 1882 ©. 193 ff. 

2) 9. Meibom ©. 31 erflärt es für richtiger, von ber Aufftellung eines 
allgemeinen Pfaudrechtsbegriffs fir das beutfche Recht abzufehen. In der That 
umfaßt feine Definition: „ein Recht, welches Jemandem an Beftandtbeilen bes 
Bermögens eines Andern zu dem Zwecke eingeräumt wird, ihm Sicherheit da⸗ 
für zu gewähren, daß in fein Vermögen ein beflimmter Werth aus dem Ber- 
mögen des Andern oder eine® Dritten werbe übertragen werben”, nicht „bie 
Pfändung und alle Arten der Satzung“. Denn eingeräumt wirb dies Recht 
nicht immer, fondern bei ber Pfändung durch Selbſthülfe gewonnen. Auch wirb 
nicht immer wegen eines künftigen Erwerbs gepfänbet. Weberbies harmonirt 
ber Begriff nicht mit o. Meibom’s Anficht von der Satung als Taufchgeichäft, 
wonach der Pfanbbefiger gar feine Forderung, fein Recht auf Uebertragung eines 
Bermögenswerths haben ſoll. 

3) Bon dem buch Selbfihülfe genommenen Pfand ift oben I. 8 70 ge- 
handelt worben; ba wir von dem ältern Pfandrecht nur in privatrechtlicher Be⸗ 
ziehung zu fprechen haben, übergehen wir das vom Richter im Arreft- oder Ere- 
tutionsverfahren genommene Pfanb und verweifen in biefer Rüdficht auf die jehr 
eingehende Darftellung v. Meibom's. 
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Recht durchaus verjchiedenen Struktur entwidelt hatte, erfuhr es 
obne fremden Einfluß weientliche Umbildungen, wurde dann zur 
Zeit der Reception an vielen Drten den römiſchen Grundjägen nad 
verſchiedenen Richtungen bin unterworfen und hat fich in neuefter 
Zeit wieder zu einem von dem roͤmiſchen Pfandrecht total verjchiedenen 
Inſtitut geftaltet, welches von der Geſetzgebung in freier Weile 
normirt wird, aber doch manche Elemente aus den für daß alt= 
deutiche Pfandrecht und für den Rentenkauf geltenden Rechtsgrund⸗ 
ſätzen aufnimmt. 

Mit denjelben Auddrüden, welche man fpäter für Pfandfachen 
und Pfandrecht gebrauchte, bejonderd mit dem Ausdrud wadium 
bezeichnete man in alter Zeit Gegenftände von geringem Werth?), 
welhe Einer dem Anden ald Symbol, ald Zeichen für die Ernft- 


* Oben I. 8 70 N. 10, 23. Daß wadium in folden Anwendungsfällen 
eine festuca fet, vgl. Sohm Prozeß der Lex Salica S. 19 N. 2, 221 N. 8 
und in d. Ztfchr. f. Rechtsgeſch. V. S.430 N. 12, Wach Arrefiprogeß S. 3N. 4, 
S. 10 R.19. Indeſſen wenn dies in vielen Fällen richtig ift, fo barf man 
doch nicht beides identificiren; auch andere Dinge wurben als wadium gegeben, 
ogl. auh Thevenin contributions & l'histoire du droit germanique. Paris 
1880 p. 33 ff. — Noch in einem ſchwäb. Weisth. v. 3. 1505 (Grimm Weisth. 
VI. S. 235. $ 57) beißt es, daß der Beklagte, welcher die Schuld befennt, aber 
im Augenblick nicht bezahlen kann, dem Gläubiger verpfänden foll mit ainem 
scheinpfand, es sei mit ainem pfenning, kreuzer, messer oder mit ainem 
pfrömen oder wo mit er will. Aehnlich Weisth. v. 1484. 84 (Grimm VI. 
S. 280): der Beklagte foll den Gläubiger verpfänben mit einem messer oder 
was das ist. — v. Meibom ©. 257 erwähnt nur beiläufig unter Berufung auf 
Walter's NRechtsgeihichte S 564, 567, daß oft „@egenflänbe ohne befondern 
Werth als vadium, zum Wahrzeichen des Vertragsabichluffes” hingegeben wurden; 
vgl. darüber auch unten III. $ 165. 

v. Meibom ©. 248 ff. ftellt eine befonbere Kategorie der Berpfänbung 
auf „Satung als Strafgeding” und verfteht darunter ſolche Fälle, in denen ber 
Bertrag darauf gebt, „daß das geſetzte Pfand, wenn ein gewifjes Ereigniß ein- 
tritt, dem Geber zurüdigegeben, dagegen, wenn dies Ereigniß nicht eintritt, dem 
Empfänger zur Strafe verfallen fein jo”. Indeſſen ift eine Anzahl der von 
ihm dafür angeführten Stellen einfah in dem Sinne zu beuten, daß bier ein 
Pfand als Zeichen ber Verbindlichkeit bingegeben ift, vgl. au Wach S. 3 N. 4; 
die andern Stellen enthalten entweder eine gewöhnliche Berpfändung oder hanbeln 
von einer arrha ober Eonventionalftrafe, welche bier bereinzuziehen feine Ver⸗ 
anlaffung ift; vgl. auch gegen v. Meibom: Goldſchmidt Hanbb. des Handels⸗ 
rechts I. S.919 N. 35. 
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lichkeit ſeines Willens, feiner Handlung, Behauptung, feines Ver⸗ 
Iprehgnd, für die Anerkennung einer Verpflichtung u. f. w., aber 
auch ald Zeichen dafür übergab, daß er eine Strafe verſchuldet habe>). 

Daneben kamen aber au Ichon in alter Zeit wirkliche Pfand⸗ 
geihäfte vor, indem der Schuldner dem Gläubiger ein Vermögend- 
objeft überliefert, welches ihm Sicherheit für die Bezahlung ber 
Schuld oder Erfüllung der Berbindlichkeit leiften fol. Und zwar 
wurden nicht bloß Mobilien (servus, equus)®), fondern audy Grund» 
ftüde?) verpfändet: in beiden Fällen kam das Pfand in den Befik 
des Gläubigerd. Nur nad langobardifhem Recht war ed, wohl zu 
Folge römiſcher Einflüffe, auch gebräuchlich, daß der Schulöner in 
einer Urkunde (cautio) dem Gläubiger einzelne Vermögensobjekte 
bezeichnete, welche er (der Schuldner) weiter befigen, aber nicht. 
veräußern dürfte und welche eventuell dem Gläubiger zu jeiner Bes 
friedigung dienen follten®). 

Wegen ded Mobiliarpfandrechtd verweilen wir auf die aus 


5) Es ift bier auch zu denken an das „Gewedde“ in ber Zeit ber Rechts⸗ 
bücher und an das Pfandgeben bei unfern Pfänberfpielen. 

6) L. Alam. 89. 8 1, 2, L. Baiw. 17. 3, L. Fris. add. Sap. VII. 
81,2. 
7) in fiduciae nexum ponere, infiduciare Ed. Roth. 173, 174, L. Liutpr. 
58. — Rah fränkiſchen Urkundenformeln (Roziere no. 374-376) übertru- 
gen Schuldner ihre Grundſtücke an bie Gläubiger mit dem Net, während bes 
Beftehens der Schuld und des Pfandredhts die Früchte zu ziehen: ut usque 
annos tantos fructum, quem ibidem Deus dederit, ad parte tua..... 
habere debeas (no. 374). — Urkunden über konkrete Pfandgefchäfte finden ſich 
in größerer Zahl feit dem 8. und 9. Jahrhundert in Italien und in Frankreich; 
Sohm S. 13 N., Brunner iu Goldſchm. Ziſchr. XXII S. 70 ff., 108 ff., 
Kohler pfandrechtliche Forſchungen S. 82 ff., 90 ff. 

8) 1. Liutpr. 67: bat ber Schulpner fi nur bes allgemeinen Ausbrude 
bedient: in quibuscumque rebus ipsius invenire potuerit (alfo wohl General⸗ 
pfandrecht; vgl. Über die Stelle Val de Liévre Launegild unb wadia. 
1877 ©. 206 ff.), und verkauft er darauf etwas von feinen Sachen, fo wirb ber 
Käufer Eigenthimer. — Tomaſchek Rechtsentwicklung von Trient S. 11 (Wiener 
Situngsberichte XXXLII. 1860. S. 349) führt Trienter Urkunden aus dem 12. 
u. 18. Jahrhundert an, in welchen nach feiner Meinung Hypotheken an Grund⸗ 
ſtücken beftellt find. Doch wird in mehreren Urkunden ausdrücklich gefagt, daß 
ber Gläubiger befite, in andern es wenigſtens nicht negirt; und wo in ber That 
eine Hypothekbeſtellung ſich findet, ift diefelbe wohl auf römifches Recht zurückzu⸗ 
führen. 
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führlichere Behandlung im Mobiliarfachenrecht und ftellen bier nur 
kurz einzelne Säbe über dafjelbe zufammen, um die Vergleihung 
mit dem Immobiliarpfandrecht zu erleichtern. 

Der Gläubiger erlangt ein Pfandredht an einer Mobilie durch 
Debergabe; es giebt an Mobilien nur ein FZauftpfand; die Hypo» 
thef ertheilt ihm feinen Vorzug vor andern Gläubigern, weldye dass 
jelbe Objelt zu ihrer Befriedigung in Aniprud nehmen, und be 
rechtigt ihn nicht, Die Sade in dritter Hand zu verfolgen. Die 
Abfiht bei Beftellung eined Pfandes ift bald, daß der Gläubiger 
fih allein an das Pfand zu feiner Befriedigung halten darf, bald, 
daß der Schuldner ihm, wenn dad Pfand nicht hinreicht, perfönlich 
aud mit dem übrigen Vermögen haftet. Bezahlt der Schulöner 
nicht jeine Schuld, fo fpriht dad Geriht dem Gläubiger nad 
einigen Rechten die Sache zu Eigenthbum zu, nach andern ertheilt 
ed ihm die Befugniß, fie zu veräußern, in welchem lebten Fall er 
dem Cigenthüner den Weberfchuß herauszugeben bat. 


Dad Pfandredt an Immobilien, die fog. Satzung?) entwickelte 
fi) zu verfchiedenen Snftituten®*); neben der fog. ältern Satzung, 
bei welcher der Gläubiger in den Befib und die Nutzung ded Grund 
ſtücks eingemwiefen wurde, entwidelte ji) bejonderd in den Städten 


9 Weber die Terminologie: Satung, Pfand, Webbe vgl. vd. Meibom 
S. 22 N. 3, S. 23 ff.; Über die franzöfifihen Termini Franken S.23 ff. — 
Uebrigens werben für Pfandrecht und für das Verhältniß des in Schulpfnecht- 
ſchaft oder Geißelſchaft (Einlager) fi befindenden Schuldners die Ausbrüde bis⸗ 
weilen promiscue gebraudt. Wie von dem. Schuldner in Schufbfnechtichaft ge- 
fagt wird, er befänbe fich in pignore, in wadio (vgl. Stobbe z. Geſch. d. deutſchen 
Bertragsrechts S. 179 f. 188 f. Löning Bertragsbrudh S. 194; vgl. auch Mon. 
LL. II. p. 870: quicumque jacebit in pignore), fo heißt e8 in einer Urk. v. I. 1246 
(Banpp Stadtrechte I. S.205; vgl. auch daſelbſt II. ©. 158 N. 1), man habe 
ein Territorium im VBeflt, in obstagio decem millium marcarum. 
Bol. auch die terminologifhe Zufammenftelung bei Kabricius ©. 370 f. 
— Auch die Worte pignus und hypotheca werben promiscue gebraudt, 3. ®. 
Kraut 8 102. no. 86. 
9.) Es iſt zweifellos, daß die fog. neuere Satzung ſich nicht aus ber fog. 
älteren entwidelt bat, fonbern daß beide Inftitute unabhängig von einander aus⸗ 
gebildet find. Doch behalten wir bie feit Albrecht herkömmliche Terminologie 
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die jog. neuere Satzung, indem ohne Befigübergang dem Gläubiger 
ähnlih wie bei der römiſchen Hypothek ein Grundſtück ald Cre 
futiondobjeft angewiefen wurde, um aus ihm, wenn der Schuldner 
feine Berpflihtung nicht erfüllt, Bezahlung oder Schadenderfag zu 
erhalten. 

Jenes Inſtitut erhielt fich längere Zeit auf dem Lande, wo der 
Kapital ſuchende Grundbefiter einen Theil feiner Befisung, den er 
biöher etwa durch feine Knechte hatte beftellen Laffen oder an Hinter 
jaffen oder Pächter ausgethan hatte, demjenigen, welder ihm’ das 
Kapital zahlte, zur Nupung fo lange überließ, biß er feine Schuld 
bezahlt haben würde. In den Städten dagegen, wo ber Hauße 
eigenthümer in eine üble Lage gerieth, wenn er das von ihm bisher 
bewohnte Haus dem Gläubiger übertragen follte, und andererfeits 
dem Kapitaliften damit nicht gedient war, wenn er bad verpfändete 
Haus zur Nubung übernehmen follte, wurde das Pfandrecht ohne 
Befigübertragung auögebildet). Doch gehört auch die ältere Satzung 
einzelnen Stadtredhten an!!), theild weil manche Bürger aud Lands 
güter bejaßen, theild weil natürlich auch mit Bezug auf Häufer ſolche 
Geſchäfte abgefchloffen werben konnten. 

I. Die ältere Sapung. 

1. Der Eigenthümer giebt einem Andern ein Grundftüd für 
jo lange in Befig und zur Nubung (to bruckliken pande)'?), bis 


bei. Franken ©. 204 ſchlägt ftatt derjelben vor: Nutungspfand und Proprie- 
tätspfand; vgl. auh Brunner Rechtsgefchichte der Urkunde L ©. 193 fi. Im 
ben franzöſiſchen Duellen wirb bie fog. ältere Sagung durch engagement, bie 
neuere durch obligation bezeichnet, Sranten S. 26 ff., Kohler S. 138 ff. 

10) Bel. auh Pauli IV. 8.129 f., 134 fi. — Es if daher uicht richtig, 
wenn Beſeler $ 95 zu N. 21 jagt, daß bie Ältere Sagung lange noch im 
Berhältniß zur neueren Sagung das gewöhnliche Geſchäft blieb. Vgl. auch unten 
8107 N. 1. 

11) Fir Bremen hatte man oft die ältere Satzung geleugnet; vgl. aber Höpken 
S. 72 ff.; über Lühed Pauli S. 134 fi. Ebenſo fommt fie vor in Dortmund 
(Dortm. Statt. III25, Srensborff S.71: si in nostra civitate quis bona sua 
. hereditaria aliquibus ad redimendum obligasset pro nominata pecunie 
summa), in Riga (0. Bunge Riga ©. 223, 264 ff.). In den Kieler Stabtbuch- 
einträgen (Haffe Kieler Stadtbuch) findet fich gleichfalls bisweilen bie ältere 
Satung, 3.8. no. 421, 427, 446, 486. 

12) Kraut $ 102. no. 39. 
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er ihm die Summe bezahlen oder fonftige Leiftung thun wird, zu 
welder er ihm verpflichtet ift: der Eigenthümer überträgt auf den 
Gläubiger die Gewere ded Gutd). Es waren die mannigfaltigften 
Geſchäfte und causae debendi, weldhe die Veranlaffung zur Sabung 
eined Grundftüdd werden konnten). Hat der Eigenthümer feine 
Berbindlichleiten erfüllt und insbeſondere auch dem Gläubiger feine 
etwaigen Meliorationen erſetzt!), fo fol leterer dad Gut reftituiren. 

Die Sapung ftellt nicht bloß die Forderung ficher, fondern 
gewährt dem Gläubiger au das Nutznießungsrecht; fie iſt nicht 
ein bloßed Accefforium feiner Forderung, fondern ein felbitändiges 
Recht ded Gläubigerd'“), welcher durch feine Leiſtung, beſonders 
durch fein Darlehen dad Nutzungsrecht ded Grundftüdd erworben 
hat!®), | 

2. Die ältere Sapung war dem Kauf auf Wiederkauf ver- 
wandt, darf mit ihm aber nicht ibentificirt werden. Beim Kauf 
auf Wiederfauf giebt der Cigenthümer fein Eigenthum auf und 
bat nur den obligatoriihen Anſpruch, dad Grundftüd gegen Zahlung 
einer beitimmten Summe gemäß den vertragsmäßigen Modalitäten, 
beſonders innerhalb der feftgejegten Zeit, zurüczuerwerben'®); bei ber 


2) Kraut $ 102. no. 9, v. Meibom S. 340 ff. und bie Stellen oben $ 72 
N. 15 Über bie Satungsgewere. — Daß ber Eigenthlimer feine Gewere zurück⸗ 
bebätt, vgl. Stobbe Gewere S. 464 ff. und v. Meibom ©.857f.; Beſeler J. 
5 95 N. 8 nimmt noch ueben der Satzungsgewere eine Gewere des Eigenthümers an. 

180) Kohler &. 118 fi. 

29 Bei ber VBerpfändung von Burgen wurbe oft verabredet, wie viel ber 
Gläubiger verbauen bürfe, 3.8. Urf. v. 1325 (Höfer deutſche Urkt. II. no. 96): 
dem Erzbiſchof von Köln ift von Salentin v. Sfenburg eine Burg verpfändet; 
unde mugen, of es uns gut dunchet, 100 mark unde niht me... ver- 
bowen an Ryncmuren unde an Graben des Houses. Verbowen wir iht 
me, des enwer uns Salentin..... niht schuldig ze gelten unde die 100 Mark 
sal man uns unde unserm Stichte von Colne gelten....e man dat Houz 
unde dat Gut wider antvorde, — Schröder Urkk. no. 204 (182), v. Meibom 
S. 365, Kohler S.243ff. — Den Erjat der regelmäßigen Kulturfoften darf 
der Bläubiger nicht fordern, Brünner Schöff.-B. 334. 

14) Er bat fein Vermögen auf pfantschaft angelegt, Schröder Urfk. 
no. 275. 

1) Franken ©. 200. 

16) Ueber das Rückkaufsrecht vgl. unten III. 8 175 N.13 und Franken 
1. 8.275 ff. Ueber das langob. Redt Val de Liévre ©. 27f., 31ff., Aber 
Das alt⸗ſchwediſche Recht v. Amira I. ©. 207. 
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Satzung blieb man fi aber immer deffen bewußt, dab der Gläu- 
biger eine nicht ihm, fondern feinem Schuldner gehörige Sache bes 
jigt!%). Daher konnte man audy verabreden, dab der Pfandgläubiger 
Eigenthümer werden folle, wenn der Schuldner die Schuld nicht in 
beftimmter Zeit bezahlt und dadurch das Pfand einlöft (N. 30). Bis⸗ 
weilen allerding3 ift in concreto die Entſcheidung fchwierig, ob eine 
Sagung oder Kauf auf Wiederkauf beabfichtigt war; denn auch ba, 
wo dad Grumdftüc verfegt ift, brauchte man bisweilen Wendungen 
welche auf einen Kauf zu deuten fein würben!”). 

3. Die Berabredungen bei Begründung einer Sabung waren 


16) Ueber ben Unterfchieb beider Geichäfte Homeyer Sachſenſp. II. 2. 
©. 347; er führt eine Urk. v. 1369 an, nach welcher eine bisherige Sakung in 
Kauf auf Wiederkauf verwandelt wirb. Beſonders intereffant ift die Urk. bes Bifchofs 
v. Lüttich aus dem 3.1063 bei Wait Urkk. 5. dtſchen Vf.⸗Geſch. 1871 no. 1: 
Graf Bruno v. Hengebadh, welcher von ber Kirche ein Darlehn erhalten hat, sue 
libertatis predium in H. tradidit et a se in jus et possessionem ecclesie 
transire fecit..., ut tam diu ecclesia jam diotum predium securo et 
quieto jure possideat, donec quilibet ipsius B. heres legitimus .... prediete 
pecunie summam ex integro restituat; interim ecclesia jam dictum pre- 
dium libere tenest per dominum (zweifellos ift zu leſen: dominium), 
non tamen quasi datum pro commodata pecunia vademonium; 
man will fein Pfandrecht, ſondern Kauf auf Wieberlauf; da die Hingabe ber 
Summe wirtbichaftlih ein Darlehn ift, verwahrt man ſich ausbrüdtich dagegen, 
baß das Grundſtück zu Pfand gegeben ſei. — Urk. v. 1806 (Stenzel Gründungs- 
buch des Kl. Heinrihau S.208): der Pfandgläubiger barf das Pfand von Schulbner 
faufen. — Ueberhaupt v. Meibom S. 358 ff. — Zu beachten tft auch, baf in Bremen 
Berpfändungen vor bem Rath, Verkäufe, alfo auch Berkäufe auf MWieberlauf, vor 
bem Bogt erfolgten, Höpken S. 87. — Bereits die Churköln. Reform. bei 
Maurenbrecher rheinpreuß. Prov. Rechte I. S. 372, 73 proteftirt gegen bie 
Vermiſchung beiber Rechtsgefchäfte. 

Berwandt der Auffafjung als Kauf auf Wiederkauf ift bie Anfiht v. Mei- 
bom’e S. 264 ff., welcher in biejen Fällen die Satzung als Tauſchgeſchäft be- 
zeichnet und meint, daß ber Pfanpbefiger regelmäßig kein Forderungsrecht hatte. 
Bol. Dagegen Stobbe Krit. Biertelj. Schr. IX. S. 291 ff, Goldſchmidt Hand- 
buh I. S. 904 NR. 1, Höpken S. 8A ff, Sohm S. IN. 12, Kohler ©. 96 ff., 
115, 117ff., 128ff. Der Umftanb, daß ber Schuldner berechtigt, aber nicht 
verpflichtet zur Einloſung war, wiberlegt nicht bie Eriftenz eines Forderungs⸗ 
rechts auf Seiten des Pfanpbefiters. 

N 3.8. man fagt vom Schuldner, welcher das Pfand einlöf, er Taufe 
es zurüd, 3.8. Stralfunder Stabtb. S. 122 no. 160 und bie Zufammenftellung 
von Fabricius S. 266; Recht von Dortmund in N. 11. 
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ehr mannigfach und näherten diefelbe in einzelnen Fällen anderen 
NRechtöverhältniffen an. Wenn im allgemeinen der Pfandbefiger die 
Nutzungen zu feinem Vortheil ziehen durfte), als Yequivalent für 
die entzogene Nutzung ſeines Kapitald, gewiſſermaßen als Zinfen 
befielben, fo kommt ed doch andy vor, daß er, wahrjcheinlich bet 
einem Mißverhältniß zwilchen der Höhe der Schuld und dem Werth 
des Grundſtücks und feiner Nubungen, dem Eigenthümer einen Zind 
zu zahlen hat!), wodurd dad Rechtsverhältniß der Pacht oder Erb⸗ 
pacht verwandt wird. Oder er fol die Sache jährlid nur bi zu 
einer gewiffen Höhe (entiprechend der Rente des hingegebenen Ka- 
pitald) nuben?). 

| Oder der Sapungdgläubiger überträgt den Befitz und die 
Nupungen auf den Eigenthümer zurück, der fie jebt zu abgeleitetem 
Recht hat; er läßt den Schuldner in dem verpfändeten Haufe wohnen 
und erhält von ihm emen Miethszins, welder die Funktion von 
Zinfen bat?!), oder er überträgt ihm dad Gut zu getreuer Hand®) 
oder zu Lehen?). Sn folden Fällen kommt dad Gejeh der neueren 


18) Der Gläubiger kann das Grundſtück auch verpachten, ftatt felbft bie 
Nutungen zu ziehen. Für den Fall der Collifion ber Rechte des Eigenthümers 
und des Pächters enthält das Bremer Urtheil (bei Delrihs S. 155, 156) bie 
auffällige Entfcheivung, daß wenn vor Ablauf der Bachtzeit der Eigenthiimer das 
But eintöf, der Pächter es nicht aufzugeben braucht, fondern jett den Pachtzins 
an den Eigenthimer zu zahlen hat. — Defter wirb das verpfändete Grundſtück 
an einen Salmann gegeben, Höfer Urff. II. no. 178, 190 (v. 3. 13356 u. 1336) 
und v. Meibom ©. 361 R. 313. 

1) 3.8. Stenzel SHeinridauer Urk. B. S. 199, 211 v. 3.1301 und 
1310; Kohler S. 164 f. 

) Kohler S. 103 ff. — tal. Url. v. J. 882 bei Kohler S.86 f.: Nutz⸗ 
pfanb zur Hälfte mit Xheilung von Nutzung und Ertrag. 

2) Stralfunder Stabtb. S. 14 no, 202, ©. 114 no. 28; Bault IV. 
S. 183, Kohler ©. 234. — Bereits aus bem I. 809 eine ital. Urk. bei Kohler 
©. 85 f. 

37, 3.8. Höfer Urkk. II. no. 42. a. 1316: Der Graf vo. Gleichen ver- 
pfändet ber Stadt Erfurt eine Grafſchaft: daz wir die selbin Leinschaft 
den erberen Burgoren czu Erfort czu getruwer Hant sullen und wollen 
vorehaldin an allerleie argelist unde damit nicht tun sollen noch in 
wollen, wen swaz sie heizin; vgl. auch no. 92, -116 v. 3. 1324 und 1327. 

3) Böhmer C. D. Moenofr. I. p. 57. a. 1232: bona mes... cognato 
:meo Ulrico ..... pro XX mareis col. titulo pignoris obligavi et.. ipsa 
bona ab eo recepi sub castrensis beneficii nomine possidenda. 
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Sagung nahe, bet weldyer der Gläubiger gar feinen Anſpruch auf 
Beſitz und Nutzungen hatte"). 

Nah einer andern Richtung wurde das Satzungsrecht dadurch 
mopdificirt, daß der Gläubiger die Nutzungen nicht gewiſſermaßen 
als Rente für fein Kapital bezog, fondern auf das Kapital anrechnen 
mußte; jo wurde die Schuld allmählich abgetragen und der Glän- 
biger mußte da8 Pfand herausgeben, wenn die Nupungen die Höhe 
des Kapitald erreicht hatten: ſog. Todſate, Sapung um die For 
berung zu tilgen, tödten*). Hier bedurfte es im einzelnen all be 
jonderer Berabredungen darüber, wie die jährlichen Erträgniſſe zu 
berechnen und wie viel in jedem Jahre von dem Kapital abzuziehen 
jei). Wenn auch einzelne Rechte) unter dem Einfluß der fano- 
niſchen Wucherverbote*) allgemein die Anrechnung auf das Kapital 
gebieten, jo konnte dieſe Richtung doch nicht durchdringen und es 


3a) Beſonders dann, wenn ber Zins, welchen ber Berpfänber zahlt, nur 
ein Recognitionszins if, Kohler S. 234 f. 

%) v. Meibom ©. 399f., M. Neumann Wucher S. 184, Franken 
S.143f., Kohler ©. 130ff., 186, v. Amira I. S. 201f.; Lühifche Urkunden 
bei Bauli IV. ©. 136 N. 30, Citate bei Lewis Succeifion des Erben S. 104 
N. 11. — Bgl. weiter 3.8. Lacomblet IL no. 46. a. 1214,.n0. 529. a. 1263, 
Mone Ztſchr. f. ©. d. Oberrh. VI. ©. 460. a. 1255, Kraut $ 102 no.37, 
Höfer beutiche Urkk. I. no. 156. a. 1333, Schröder Url. 297 (269). 

Su den franzöftfgen Quellen wirb die ſog. todsate ale vifgage bezeichnet, 
während bei dem fog. mortgage der Pfanbbefiger nicht Die Früchte zieht, Franken 
I. ©. 7 ff., 128 ff. | 

In ähnlicher Weiſe kommt es auch bei ber fog. neueren Satzung vor, 
baß der Gläubiger den Mietbzins von dem verpfänbeten Haufe fo lange erheben 
fol, Straljunder Stabtb. S. 54 no. 289, oder baf er das verpfänbete Bauergut 
in Befig nehmen und fo lange nutzen fol, bis dadurch bie Schuld getilgt ifl, 
Breslauer Libri signaturarum v. 1465. p. 29 (Ungebr.). 

Aa) Kranken ©. 184ff., 186 ff., Kohler ©. 111. 

3), Brünner Schöffen. co. 572 (Rößler S. 266 oben), Wiener Stabtr 

(Scähufter) art. 146, 147, Burgolot III. 65. 
' 3) 0.1. X. V. 19 (Alexander III. a. 1180) gebietet in Betreff ber Kle⸗ 
rifer, welche Gläubiger find: si sortem suam, deductis expensis, de fructibus 
jam percepit, absolute pessessionem restituat debitori. Si autem aliquid 
minus habet, eo recepto possessio libere ad dominum revertatur. — Das⸗ 
felbe ‚gilt ganz allgemein als kanonifche Vorſchrift, vgl. c.2n.c. 8X. eodem 
und c.6X. II. 21. — Bgl. au Franken S. 124, 126, 180 ffj., 183 ff. 
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durfte. der Schuldner regelmäßig den Abzug mie verlangen, wenn er 
ihn fich ſpeziell ausbedungen hatte”), 

Ebenfo mannigfaltig waren die Berabredungen über die Zeit 
ber Bezahlung ded Kapitald und Einlöfung des Pfanded. Neben 
bem Intereſſe de8 Schuldners fein Pfand wieder zu bekommen, 
war auch dad Jutereſſe ded Gläubigerd an dem Fortbezug ber 
Nutzungen zu berüdfichtigen: der Schuldner folle erft nach Ablauf 
einer beitimmten Reihe von Jahren, nad) voraufgegangener Kün⸗ 
digung”), dad Kapital zurüdzahlen und das Gut zurüdverlangen 
Dürfen“); wenn die Auslöfung in beftimmter Zeit nicht erfolge, folle 
fih in Zolge der mora ded Schuldnerd das Pfandrecht des Gläu- 
bigerd in Eigenthum verwandeln”) u. |. w. Zu dieſer letztern Wir 
fung bedurfte es immer einer Fontraftlichen Verabredung“) und 
diefe jelbft war, wo die Veräußerung nicht ohne Zuziehung ber 
Erben erfolgen durfte, auch nur mit deren Genehmigung zuläffig®t). 
Fehlte eine ſolche Vereinbarung und löfte der Schuldner fein Gut 
nicht in der beftimmten Zeit ein, jo behielt es der Gläubiger weiter, 
aber nur als fein fand. Während im allgemeinen der Gläubiger 
fein Veräußerungsrecht des Guts hatte, durfte er nach einzelnen 
Rechten die Befriedigung aus dem Pfandobjeft fordern und von dem 


7) Syftem. Schöffene. III. 276, Tomaſchek Iglauer Oberhof ©. 69 
n0. 59, Grimm Weisth. III. &. 272 820. — Um fi gegen bie Anwenbung 
ber Wucherverbote zu fichern, verabreden auch die Kontrahenten, daß bie Früchte 
nicht abgezogen werben follen, 3.8. Guden III. 108. a. 1314, Kraut $ 102 
no. 35, 36; zahlreiche Urkunden bei Kohler S. 133. 

2) 3.8. Kraut 8 102 no. 38. 

9) 3.9. Kraut 8 102 no. 34 (= Quellen 3. ©. der Stabt Köln I. 
594), Zacomblet II. no. 529, a. 1263, C. D. Silesiac. I. p. 86. a. 1353, 
Hegel Ehroniten I. &. 27 a. 1385, vgl. auch Lewis Succeffion ©. 105 
N. 15—18; Kohler S. 123 ff. — Andererſeits au Künbigungsrecht bes 
Gläubigers, Kohler S. 995. N. 

20) 9. Meibom S. 346 N. 268, Kraut 8 102 no. 10,41, Boigt Kormel- 
buch S. 55, Stralfunder Stadtb. S. 54 no. 288, S. 105 no. 564, ©. 116 
no. 61, ©. 119 no. 117, Wattenbach C.D. Siles. I. no. 125. a. 1454, 
Schröder Urft. no. 268 (249), Brunner in Goldſchm. 3. ZXLU. &.72, Kohler 
&. 137, 189. 

300) Nach altſchwed. Hecht verfteht fi urjprünglich ber Verfall des Pfandes 
von ſelbſt, v. Amira ©. 203 ff. 

31) Bol. oben 8 87 R. 86. 
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Nichter, nach erfolgter Androhung an den Schuldner, fi zum Ver⸗ 
fauf autorifiren laffen: überftieg dann der Erlös feine $orderung, fo 
hatte er die hyperocha dem Schuldner audzuliefen®). Auch war 
er nad vielen Pfandverträgen befugt, die Pfandſache auf andere 
Perſonen zu übertragen, welche fie nun gleichfalls nupten und dem 
Berpfänder gegen Zahlung der Schuld herauszugeben hatten®). In 
mandyen Pfandverjchreibungen erflärt der Schuldner von vorne 
berein, es jolle forderungd- und nutzungsberechtigt nicht bloß ber 
erſte Gläubiger, jondern jeder legitimirte Inhaber diejer Pfandver⸗ 
ſchreibung fein®®*), 

4. Die Regel bildete ed, dab die Satzung durch Auflaffung 
vor dem Gericht oder Rath begründet wurde), doch genügte an 
manden Orten aud) ein Privataft®). 

5. Der Gläubiger hat am Pfande ein dingliched Recht; ver- 
äußert der Cigenthümer dad Grundftüd, jo bleibt das Pfandrecht 
beſtehen?). 


2) v. Meibom S. 346. — Magdeb. Recht f. Golbberg $ 9: .. domum 
illam aut quamcunque hereditatem tribus vicibus et in tribus placitis... 
exhibere debet ad redimendum, et si debitor tunc eam redimere neglexerit, 
possessor eam vendere poterit. — R. v. Dießenhofen von 1260. 8 29. 
(Gengler ©. 83). 

.8) Merkel in d. Zeitihr. f. RO. II. S. 144 N. 123, Stobbe in Gold⸗ 
ſchmidt's Zeitfhr. XI. S. 404, v. Meibom ©. 348 ff., v. Stemann Schlesw. 
RG. I. S. 244, Höpken S.80f., Schröder Urk. no. 251 (1. Aufl.), Kobler 
©. 6fl., 16f., 235, 314, 842, Amiet Gelbwuderer &. 250. — Dagegen wirb 
bie Veräußerung unterfagt, Tomafchel Iglauer Oberhof S. 69. no. 58, 59. 

22) ,.8. Würzb. Url. v. 3. 1429 bei Roſenthal Eigentum in Wirzburg. 
Anhang ©. 29 ff.: es werben gewifle Güter benannten PBerfonen oder wer diesen 
brief mit iren guten willen innehat, verpfänbet. 

20) Die Rechtsvorſchriften darüber finb nicht häufig, 3. B. Sächſ. Lehnr. 55. 
8 8: eine Sabung, fo baß es beipende si, muß vor bes Landes Richter erfolgen, 
dgl. mit 86. — Rechtsb. n. Dift. I. 46. d. 4. — Verpfändung vor dem Rath 
in Lübel (Kraut $ 102. no. 30), In Bremen (Höpken S. 75); nad dem 
Baier. Landr. (Kraut 8 102. no. 31) vor Gericht und in bem Gerichtsbuch, nach 
dem Münchener Stadtrecht 205 vor Gericht durch Verlaſſung oder durch ges 
richtliche Urkunde. — Ueber altfchwebiiches Recht v. Amira ©. 218. 

3) 9, Meibom ©. 321 ff., Warntöntg flandr. RG. III. S. 86, 87, 
Forel pays de Vaud p. 94 8 6. — Bloße Pfanbverfhreibungen 3. 8. bei 
Kohler ©. 321, 322, 325, 827 f., 332, 836, 846. 

36) Nürnberger R. v. 1219 84; für biefen Fall wurbe öfter dem Pfanb- 
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Dem Gläubiger war fein Zorderungdredht durch das Pfand, 
aber auch lediglich durch daffelbe ficher geftellt. Cr konnte fi bet 
der älteren Sapung nur an died Dedungdobjelt halten und nicht 
den Schuldner mit feinem übrigen Vermögen nebenher in Ans 
ſpruch nehmen”). Verbrannte aljo beim Gläubiger dad verpfändete 
Haus oder verjchlechterte fich ſonſt kajuell dad Pfand, jo war ber 
Schuldner nicht zur Bezahlung der Forderung verpflichtet, jondern 
hatte ſich der Gläubiger lediglich an die Trümmer oder Reſte des 
Pfandobjekts zu balten®). 

6. Diefelben Grundfäge wie für Grundftüde, kommen auch 
für die denjelben gleich geitellten Nechte zur Anwendung; fo wenn 
Zehnten, Zölle, Einkünfte aud Städten, aud Aemtern, Renten, bie 
Gerichtöherrlichkeit u. |. w. verjept find®). 


8 107. Die neuere Sagung und bie [pätere Entwidelung 
bes Mittelalters. 


II. 1. Ein ganz anderes, der roͤmiſchen Hypothek verwandtes 
Geſchäft ift die fog. neuere Sapung: indem der Schuldner im Befig 
und Genuß ſeines Grunpdftüd bleibt, wird dem Gläubiger nur das 
Recht ertheilt, im Zal ber Schuldner feiner Verpflichtung nicht 
nachkommt, dad ihm verpfändete Objekt zu feiner Befriedigung zu 
verwenden. Der Gläubiger bat fein prinzipaled, jondern nur ein 
accefforifched, fein Forderungsrecht ficher ftellendes Recht an ber 
Sade. Die Berpfändung gewährt ihm fein Aequivalent für die 


gläubiger ein Borkaufsrecht eingeräumt, z. B. Banli IV.&. 142 N.49, Stral- 
{under Stadtb. ©. 60. no. 4il, S. 122. no. 154, 166, ©. 164. no. 351 
Kohler ©. 299. 

7) v. Meibom Jahrb. v. Bekler u. Muther IV. ©. 449 f. Stobbe in 
d. Krit. Biertelj. Schr. IX. S. 295 ff., v. Amira I. ©. 205 f.; do war nad 
fpäterem müittelalterlichen Hecht ber ſchwediſche Schulbner noch zur Nachleiftung 
verpflichtet, wenn das Pfand die Schuld nicht deckt, S. 207. 

28) Stobbe z. Geſch. bes Vertragsrechts ©. 265 ff. n. keit. Biertelj.- 
Schr. IX. ©. 308 ff. — Es bedarf nad Iglauer Recht (Tomaſchek ©. 71. 
8 68) der befondern Berabrebung, baß der Schuldner noch weiter verpflichtet 
fein joll. | 

3) 9. Meibom ©. 29 ff., Kraut 8 102. no. 12, 33—85; Belege in 
Stobbe bie Juden in Deutſchland S. 116f. . 

Stobbe, Privatrecht. IL 2. Aufl. 2 
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entzogene Nupung ſeines Gelded, jondern weilt ihm lediglidy ein 
für feine Befriedigung beitimmtes Exekutionsobjekt an!). Durdy die 
Satzung wird anftatt durdy Fronung oder Pfändung das Erefutiond- 
verfahren bereits eingeleitet!*). 

In den Städten war die ältere Sapung weniger im Gebraud) 
gewejen; bier wurde das entiprechende wirthichaftliche Bedürfniß 
durch den Rentenkauf erfüllt. Nicht dad Nupungdreht an dem 
Grundftüd, fjondem eine Rente aus dem Grunditüd erhält der 
Gläubiger. Aber die neuere Sapung ift ein wejentlid ſtädtiſches 
SInftitut?). War die ältere Sapung und der Rentenkauf ein regel- 
mäßig auf längere Zeit berechneted Geihäft, jo wurden neuere 
Satzungsrechte gewöhnlich für in kürzerer Zeit zu tilgende Forde⸗ 
rungen begründet. 

Auch empfahl fi dies Inſtitut befonderd dadurch, daß ed im 
Gegenſatz gegen die ältere Satzung ermöglichte, an demjelben Grund 
ftüc mehrere Pfandrechte für verjchiedene Forderungen zu beftellen. 

2. Für die Begründung des neueren Satzungsrechts forderte 
man regelmäßig einen Aft vor Gericht oder vor dem Rath; eine 
eigentlihe Auflaſſung mit den bei Webertragung des Eigenthums 
bergebrachten Formen fand nicht ftatt?), fondern ed genügte, dab 
Schuldner und Gläubiger vor dem Geriht oder Rath das Redht3- 
geichäft verlautbarten und bier dad von ihnen beabfichtigte Pfand» 
recht in dad Stadt» oder Gerichtsbuch, oder in ein befonderes Pfand» 
buch eingetragen und dem Gläubiger darüber eine Urfunde ausgefertigt 
wurde‘), Für die Publizität der beftellten Pfandrechte war nur 


) 9. Meibom ©. 402 ff., 433 ff. 

1) 9, Meibom S. 434, Sohm S. 22f. 

N Sie findet fih 3.8. in Magbeburg, Goslar, Lübel, Hamburg, Stral- 
fund, v. Meibom S. 398 ff., felten in Bremen, Höpken ©. 88. 

2) 9. Meibom ©. Aldff., Pauli IV. ©. 27f., 184; Dagegen Blaud 
Ger. Bf. II. ©. 350 N. 50: es ſei eine Auflafjung im weiteren Sinne. 

9 Berpfändung vor dem Kath: Lüb. Stabtr. (Hach II) 36, Bremer 
Stabtr. 1303 ord. 23, Hamb. Stabtr. v. 1270. I. 13; Eintragung in bie vom 
Kath geführten Bücher, Baumeifter I. ©. 172, 227; in Hannover, Schröber 
Urtt. no. 215 (195). In Riga Verpfändung vor 2 Rathbmannen, Bunge Riga 
©. 266. — Nah Magbeb. Recht vor Gericht, Magd. Weisth. des 15. Jahrh. 
(Steffenhagen beutihe Rechtsquellen in Preußen. 1875. &. 62) $ 8: vor 
deme schulczin adir vor den scheppin adir vor geheytem dinge adir 


und bie jpätere Eutwidelung des Mittelalters. 307 


unvolllommen gejorgt?); auch kam man ſchon vor Einführung des 
römiihen Rechts dazu, Privatbypothelen für gültig zu erflären®). 
3. Bei der ältern Satzung verbot es fi von felbft ein be» 
reitd verpfändeted Grundſtück noch für eine weitere Forderung zu 
verpfänden. Aber auch bei der neueren Sabung hielt man zunädjft 


is werde im geteilt von deme schulczin u. von den scheppin u. von ge- 
heitem dinge noch clage u. noch antwert, vgl. au 8 13. — In Städten 
Magdeb. Rechts bildete fih der Gebrauch aus, Grundſtücke auch nur vor einem 
scheppin zu verpfänden: das also vil craft hat, als vor gehegeter banck 
(Neumann Magdeb. WeistH. no. 24 v. 93.1463). Da hiedurch bie Bublizität 
bes Pfandrechts beeinträchtigt wurbe, ftellte man in Iglau die Willkür auf 
(Tomaſchek Iglaner Oberhof ©. 109. $ 193): das man kayn erb heymlich 
eynem man e vor aynem oder vor czwayn scheppen schol lafsen vor- 
geczen, dyselben scheppen seynt denne des gewis, das das selb erb e 
nimant versaczet sey; den sundern wer seyn erb .. . vorseczen wil .. ., 
der schal das in eyner morgen sprach oder in eynem gerichte vor den 
scheppen tuen, und do schol man es danne verpryeffen u. vorschreyben, 
sam czwischen yn geredet wirt. — Greifswalder Burfprafe $ 55 (Pyl 
Pommerſche Geſchichtsdenkmäler IL. 1867. ©. 98): keine Berfegung durch Ur⸗ 
funden, fondern nur burd Eintragung in das Stabtbud). 

Baier. Landr. (Kraut $ 102. no. 42): Urkunde mit bes Sculbnere und 
ber Stabt Siegel (vgl. au Brunner in Goldſchm. Ztſchr. ZXL. ©. 546 N.); 
Mündener Stadtr. art. 82 u. 205: Berfeßung vor Gericht, Kintragung in das 
Gerichtsbuch, mit dem ſtädtiſchen Siegel bekräftigte Urkunde. In Wien werben 
befondere Pfandbücher im 3. 1888 angelegt (Schuſter Wiener Stotr. ©. 31 N.), 
im Sammerbrof im I. 1534 (Hübbe Hammerbröfer R. S. 96 f.). 

5) Bgl. in der vorigen Note das Magdeb. Weisth. bei Neumann unb bie 
Iglauer Willkür. 

© An manchen Orten bediente man ſich zur Verpfändung eines Hauſes 
ber Uiebergabe einer Schuldurkunde und des Hansbriefes, welchen der Eigen⸗ 
thümer befaß (oben $ 94 N. 10); vgl. über Nörblingen, Augsburg, Regensburg 
Roth ind. Ziſchr. f. R. ©. X. &.3654—357 und baier. Eivilr. IL. 8 181. S. 377, 
379 (diefer Gebrauch wird in Nörblingen 1650, in Regensburg 1813 aufgehoben; 
in Augsburg verlieren biefe Pfandrechte 1718 ihre Vorrechte); über Steiermarf, 
Kärntben und Nieberöftreih Biſchoff im derſ. Ztichr. XI. ©. 37 fi. — In 
Schleſien Verpfändung eines Bauerguts durch Uebergabe des Erbbriefs Über das 
Gut: das her denselbin briff sal jme halden in phandes wize (Bresl. 
libri signaturarum v. 9. 1465. p. 29). — Ueber italienifches Recht gl. Brunner 
in Goldſchm. Ztihr. XXI. S. 72 f. Im Hamburg fiehen am Ende bes 
15. Jahrhunderts die durch Notariats- ober PBrivaturfunden beweisbaren Pfaub- 
rechte den im Stadtbuch eingetragenen nad, Baumeifter I. S. 228. 

90* 
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daran feft, dab nicht gleichzeitig mehrere Pfandrechte an demjelben 
Grundſtück zuläffig feien”). 

Es entipricht diefe Beitimmung dem urjprünglichen Verbot, 
an demfelben Haufe mehrere Rentenberechtigungen zu beftellen (vgl. 
8 104 NR. 35), wie man überhaupt mehrfache dingliche Belaftungen 
zu verhindern fuchte, weil es urfprünglih an feſten Prinzipien über 
die Priorität der Pfandrechte und über dad Verhältniß von Pfand» 
recht und Nente in Rüdfiht auf die Befriedigung fehlte®). Später 
geftattete man an einem ſchon einmal verpfändeten Grundftüd eine wei⸗ 
tere neue Sapung zu beftellen und dachte fich dabei den Werth des Grund⸗ 
ſtücks in mehrere Theile zerlegt, von denen jeder für eine andere Forderung 
haftet). Wollte der Eigenthümer fein Grundftüd noch einmal verpfänden, 
fo war er, um den Gläubiger bei dem Mangel an Publizität der be» 
gründeten Pfandrechte vor Benachtheiligungen zu fichern, unter An» 
drohung ſchwerer Strafen verpflichtet, ihm die bereitö beftehenden 
Pfandrechte anzuzeigen??). 

Im allgemeinen galt ſchon das Prinzip, Daß dad jüngere 
Pfandrecht, beſonders auch weil ed nur auf dem residuum des Werths 
baftete, dem ältern nadhiteht!!) und daß der fpätere Gläubiger nur 
befriedigt wird, wenn der erfte, fei ed nun aus dem Pfande felbit 


7) Dies galt natürlich auch für bie in ber vorigen Note beiprocdhenen Ber» 
pfändungen duch ben Hausbrief. Als man bier fpäter mehrere Pfaubrechte 
zuließ, erhielten bie folgenden &läubiger nur einen Schulbbrief; vgl. Roth a. a. O. 

9) Lub. R. (Had IT) 236: aus einem verpfändeten Orundſtück fol man 
feine Rente, ans einem unverpfändeten Haufe nicht mehrere Renten verlaufen. 
FH an einem Haufe eine Rente beftellt, jo darf ber Mebrwerth beffelben ver- 
pfänbet werben, Bauli IV. S. 46 ff. Bgl. auch oben $ 104 N. 85. — Ein ver- 
pfändetes Haus foll man auch nicht vermiethen, Rechtsb. n. Dif. II. 4. d. 18. — 
Noh nah dem Stabtr. v. Bern v. 3. 1639 c. 235 (Ztidhr. f. ſchweiz. N. XX. 
&.111) foll eine ſchon verpfänbete Sache nur mit bes erftien Gläubigers Wiffen 
noch einmal verpfändet werben. 

9) Man verpfänbet id, quo melior est, Stralfunder Stabtb. S. 46. no. 125, 
vgl. auch ©&.56. no. 336, ©. 73. no. 18; pignus in residuo valore, Prager 
Sch. U. C. Roessleri no. 50 (ungebr.). Der zweite Gläubiger leiht auf die 
uberteur bes Erbes, Wiener Stadtr. art. 189. 

10) Bgl. unten $ 108 N. 22. 

21) 2üb. Urtheil (Michelfen no. 123) v. 3. 1480; Kieler Stabtb. Gaſſe) 
no. 568; Wiener Stabtr. 139; Tomaſchek Igl. Oberhof S. 69. no. 57, 
Mindener Stotr. 446. — Kohler S.28f. 
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jei e8 von dem nachftehenden Gläubiger (jus offerendi) bezahlt ift‘2). 
An mandyen Orten erlangte derjenige Gläubiger, auch wenn er der 
jpätere tft, die Erecution, welcher früher geklagt und feine Einfprache 
von den vorftehenden Gläubigern erfahren bat; diefe letzteren können 
fih dann nur an den Reft halten’?). 

4. Die neuere Sapung gab dem Gläubiger feinem Schuldner 
gegenüber da8 Recht aus dem Pfandobjeft befriedigt zu werben. 
Da aber dem Gläubiger feine unmittelbare, ſich äußerlich dofumen- 
tirende Herrichaft über die Sadye zuftand, da er indbefondere die Sache 
nicht in feinen Beſitz und in feine Nutzung nahm, bezweifelte man 
die dingliche Wirkſamkeit feines Net); man war unfidher, ob er 
dafjelbe auch dem dritten Erwerber gegenüber geltend machen dürfe!*). 
Um dem Conflikt zu entgehen, verbot man dem Cigenthümer, ein 
verpfändetes Gut an einen Dritten zu veräußern"), oder es wurde be= 
jonder8 verabredet, daß er es nicht vor Bezahlung der Schuld ver- 
äußern folle!‘). Beräußerte er ed trotzdem, fo konnte, wenigitend 


13) Burgolbt XI. 40, 

18) 9. Meibom ©. 454 ff. glaubt, daß die Prävention allgemein gegolten 
babe. — Magdeb. Sch. U. v. 1468 bei Neumann no. 24, Iglauer DO. Hofs- 
Urth. bei Tomaſchek ©. 68. no. 56. — Brünner Stabtr. c. 335. 

14) Freilich fchreiben einmal die Magpeburger Schöffen (Magb. Fr. I. 6. 
d. 8), in entfchievdenem Wiberfpruch mit der allgemeinen Auffaffung von ber 
Gewere, dem Pfanpgläubiger bie Gewere zu; vgl. über dieſe Stelle Stobbe 
Gewere ©. 479 f. und Heusler Gewere ©. 196. 

148) Gegen die Dinglichleit der neueren Satung v. Meibom ©. 482 ff.; 
für biefelbe Kohler S. 25f. Ich bin mit dem lekteren der Meinung, daß ber 
Släubiger ein befchränkt wirkſames binglicdes Recht hat. 

15) Gosſ. Statt. ©. 24. 3.29 ff., Burgborfer Stabtr. v. 1816. 8 184 
(Gaupp IL ©. 140). — v. Meibom S. 428f., Bluntſchli Zür. R.G. I. 
©. 130, v. Wyß in d. Ziſchr. f. ſchweiz. R. IX. ©.43f., Kohler S. 23f. — 
Weber die nordiſchen Hechtequellen v. Brünned Reluitionsrecht S. 9 f. 

16, Stralfunder Stadtb. S. 4. no.1, ©. 5. no. 23 u. fehr oft. — Statt 
zu jagen, es folle Jemand ein Pfandrecht haben, heißt es im Kieler Stabtb, 
(Haffe) no. 583: der Schuldner non persoluto debito domum suam vendere 
non debebit; vgl. auch no. 480, 585. — Oder man beftimmte, daß im Kal ber 
Beräußerung die Forderung fofort fällig und der Gläubiger aus dem Kaufgeld 
bezahlt werden fjolle, Straf. Stabtb. &. 7. no. 62, Kieler Stabtb. no. 930, 
Brünner Schöffend. c. 336, Schröder Urfl. no. 215, 332 (193, 292). — 
Oder es foll der Gläubiger ein Vorkaufsrecht haben, Stralf. Stadtb. &. 60. 
no. 411, 122 no. 154, 123 no. 166, 164 no. 351, Kieler Stabtb. no. 200, 
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nah Magdeburger Recht, der Gläubiger binnen Sahr und Tag 
fordern, daß die Veräußerung rüdgängig gemacht würde und daß 
Gut wieder in ben Befib ded Schuldners zurüdkehrte”); nah Jahr 
und Tag hatte der Eigenthümer die rechte Gewere erworben, welche 
ihn gegen jeden Anſpruch des ehemaligen Sapungsgläubigers ficherte!?). 

Erft im 14. und 15. Sahrhundert gelangte die dinglihe Wirk 
ſamkeit des Pfandrechts zur allgemeinen Anerkennung). 

5. Waren an fidh die alte und die neue Satzung völlig ver 
ſchiedene Rechtögefchäfte und unterſchied fich die letztere weſentlich 
von dem Rentenkauf darin, daß der Gläubiger für fein Kapital 
feine Zinfen bezog und auch nur den DVerpfänder, aber nicht den 
dritten Erwerber des Pfandes in Anſpruch nehmen konnte, jo finden 
fih doch auch Mebergangditufen, indem der Schuldner Zinjen ver: 
ſpricht. Indeſſen auch bier ift nur der Schuldner felbft zu der Zind- 
zahlung verpflichtet und mit der Veräußerung ded Grundftudd geht 
weder die Obligation noch die dingliche Verhaftung auf den Er⸗ 
werber über”). 

6. Wird die Schuld nicht zur feſtgeſetzten Zeit bezahlt, jo kann 
der Gläubiger zufolge der Sicherftellung, welche ihm durch die 
Sapung des Grundftudd gewährt worden ift, feine Befriedigung 


253, 333, 408, 413 u.|.w., Bauli ©. 142. no. 49, v. Meibom ©. 864 
N. 329, 830. 

IM Syſt. Schöffen. IV. 2. 51. 

18) Magbeb. Schöff. U. bei Wafferfhleben I. S. 222. c.70. — La⸗ 
band ©. 326 N. 94, Kohler ©. 24 ff. 

19, Stabtr. v. Wien (Schufter) art. 140, Stabtr. v. Cleve Tit. 117. $ 18 
(Zeitihr. f. R. ©. X. ©. 246). — v. Wyß in db. Ztiſchr. f. ſchweiz. R. IX. 
©. 44 f. über Zürich. — Kohler S. 277. 

%) Zahlreiche Nachmeifungen bei Fabricius Stralſ. Stabtb. S.274. — 
Bauli IV. ©. 101ff., welcher hervorhebt, daß bie erſten Berpfändungen im 
Samilien- und Erbrecht (Sicherftellung des Brautihapes, bes Vermsgensrechts 
ber minderjährigen Kinder un. ſ. w.) wurzeln und daß das zinsbare hypotheka⸗ 
rifge Darlehen in Lübed erft feit dem 14. Jahrhundert vorkommt. — Zahlreiche 
Zinsverfprehen aud im Kieler Stabtbud, 3. B. no. 70, 79, 86, 191, 200, 226, 
234, 235 n.f.w. mit verſchiedenem Zinsfuß. — Es findet fi auch die Ber 
abredung , daß der Gläubiger den Mietbzins erheben (3.8. no. 859, 877, 912) 
ober daß ber Schuldner bei Erfüllung feiner Verbindlichkeit mehr als das Ka- 
pital geben foll (no. 925). 
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aus dem Werth ded Grundſtücks ſuchen. Er beantragt die Erekution?'). 
Nachdem dann von Eeiten des Gerichts dad Pfand dreimal aufge 
boten ift und auch innerhalb dieſer Termine der Schuldner bie 
Forderung nicht bezahlt und dadurch fein Pfand ausgelöft hat, wird 
dad Gut nad) einzelnen Rechten von Gerichtd wegen dem Gläubiger 
zugejprocdhen oder geeignet, er wird deflelben gemweldigt, ohne Rück⸗ 
fiht darauf, ob nicht vielleicht da8 Pfand werthvoller ald die For 
derung ift?). Nach den bei weitem meiften Rechten aber wurde es 
verkauft und der Gläubiger aus dem Erlöſe befriedigt. Dabei hatte 
aber der Schuldner nad) manden Rechten dem Erſteher gegenüber 
eine beftimmte Zeit bindurd die Einlöſungsbefugniß). Auch fol 
nach vielen Partifularrechten der Gläubiger zunächſt dad Gut weiter 
verpfänden und erft, wenn es Niemand ald Pfand haben will, zur 
Veräußerung fchreiten?”). Wegen der weitläufigen Formen ded Ver» 
fabrend mit feinen mehrfachen Aufbietungen und fonftigen Aften, 
verabredeten oft die Parteien, daB der Gläubiger im Fall der mora 
gleih das Pfand veräußern dürfe, jo ald ob die jämmtlichen For⸗ 
malien der Crefution bereitd beobachtet wären). 


31) Ueber die Erefution vgl. Albrecht Gewere S. 150 ff., v. Wächter 
I. ©. 570 fi., 604 ff., 607, Bland Gerichtsverf. I. ©. 343 ff. 

Wegen ber VBerwandtichaft bes Erelutionsverfahrens, wenn es fih nm 
verpfändete Mobilien unb wenn es fih um burd neuere Sagung verpfänbete 
Grundſtücke handelt, fagt Sohm S. 14 ff., bie fog. neuere Satzung ftelle „eine 
Immobiliarſatzung nah Mobiliarfagungsreht” dar; fie fei bie Sagung bes 
Grundſtücks zu Kiftenpfandesrecht, die Satung bes Grundſtücks als fahrende 
Habe". Meines Erachtens geht dieſe Parallelifirung zu weit; denn es bleibt 
doch der wefentliche Unterfhied, baß bei ber neueren Satzung ber Schuldner 
im Befit des Grundſtücks bleibt u. daß bie verpfänbete Mobilie als Fanftpfand 
bem Gläubiger übergeben wird. 

29, Recht von Hamburg und Verben, Kraut $ 102. no. 47, 57, Bremen 
(Höpten S. 90, 97ff.), Stabtr. v. Schwerin (Zeitfhr. f. R. &. IX. ©. 285), 
v. Luzern art. 57, Lüneb. Nieb. Ger. O. bei Pufendorf III. p. 360— 362. 
— Berabredung des Anfalls bei mora, 3.8. Kieler Stabtb. no. 417, 420, 647, 
669, 686, 729. — Fabricius ©. 274, Franten I. S. 4 N. 2. 

Ein eigenthümliches Inftirut iſt bie Tinländifche Bergewifferung, woburd) 
der Schuldner privatim ben Gläubiger berechtigt, im Fall ber mora fi in ben 
Beſitz von Immobilien des Schuibners zu fegen, Schilling Waldem. Erich’iches 
Recht ©. 144 fi. 

2) Kohler ©. 32f. 

2) Kohler S.6 ff. 

20) Absque ulla prosecutione coram judicio facienda, üb. Urkk. bei 
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War der Erlös aud dem Verkauf des Pfandes größer ald die 
Schuld, jo wurde die hyperocha dem Schuldner herausgegeben); 
für den Fall aber, daß die Schuld nicht vollfommen gededt wurde, 
gehen die Beftimmungen auseinander. 

a) Nach der einen, wohl älteren Auffaffung haftet der Schuldner, 
wie bei der alten Satzung, nicht mit feiner Perfon und feinem 
übrigen Vermögen, fondern nur mit diefem einen Vermögensobjekt 
nnd erleidet der Gläubiger einen Bermögendausfall*); bier konnte 
fi auch bei fajuellem Untergang oder bei Beichädigung des Pfandes, 
3. DB. Abbrennen des Haufed, der Gläubiger nur an die Area und 
an die Trümmer halten”). Sollte der Schuldner audy mit feinem 


Heusler Ztſchr. f. R. G. VI. S. 184 ff. und Bauli IV. S. 142. — Stral⸗ 
funder Urkunden: er foll veräußern dürfen, als ob pleno jure fuerit prose- 
cutus, ©. 12. no. 151; das Pfand folle als pignus prosecutum gelten ©. 113. 
no. 13, ©. 115. n0. 88, &. 181. no. 291, ©. 154. no. 224, 5. 162. no. 329, 
&. 160. no. 299: statuit.... usque ad festum b. Johannis pro pignore pro- 
secuto, quod possint vendere vel exponere, quibus eis videbitur expedire. 
— Roftoder Urkunden bei v. Meibom &.406f. — v. Bunge Riga ©. 224. 
— Würzburger Urk. v. 3. 1530 bei Roſenthal Eigenthum zu Wirzburg. Anhang 
©.42. — Bland II. S. 349. — Nabe liegt es auch, bie in Bremer, Han⸗ 
növer'ſchen (Schröder Urff. no. 215 [199)) und Stralfunder (Stralf. Stabtb. 
©.9. n0.104, &. 18. no. 172, ©. 16. no. 241, 5. 48. no. 185) Urkunden 
vorlommende Satzung von Grundſtücken zu Kiſtenpfandrecht in bem Sinne 
zu deuten, baß bie Erefution fi zum Bortheil bes Släubigers in ben fchnelleren 
Formen ber Mobiliarpfanderelution bewegen fol. Inbeffen ift das Weſen bes 
Kiſtenpfandrechts fehr beftritten, vgl. Schuhmacher das Bremiſche Kiſtenpfandrecht 
an liegendem Gut, im Bremiſchen Jahrb. I. 1863. S. 200-242, v. Meibom 
©. 423, Stobbe im d. krit. Biertelj. Schr. IX. S. 317 f., Höpken a. a. O. 
S. 95 ff., 101 ff. 

35) 9. Meibom ©. 424 N. 82, Hamb. R. v. 1270. I. 14, Kraut 
n0.45, 47, 48. 

3) Kraut $ 102. no. 45 und bie Stellen be v. Meibom ©. 425 
N. 84, Stobbe S. 308 ff., Fabricius S. 275. — v. Meibom ©. 44. 
betrachtet diefen Rechtsſatz als fingulär unb meint, daß die unter b) aufgeführte 
Rechtsbildung als gemeinrechtlich anzuſehen fei. Ich möchte im Gegentheil ver- 
mutben, daß wir e& bier mit ber Ältern, urſprünglich allgemein geltenden Rechts⸗ 
norm zu thun babe, welde ſich in einzeinen Partikularrechten auch über bie 
Zeit der Reception hinaus erbielt. 

m Llineb. Stabtr. (Kraut) S. 64, Danziger Willlür bei Stobbe in 
b. keit. Biertelj. Schr. IX. S. 309. — In Stralſund wurde für den Fall bes 
Brandes ober Untergangs oft das Gegentheil ausprüdlich verabrebet, Stabtbuch 
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übrigen Vermögen verhaftet fein, fo bedurfte es einer befonderen Vers 
abredung *). 

b) Nach andern Rechten ſtand bereits geſetzlich dem Gläubiger 
das Recht zu, ſich wegen des Ausfalls an ſeinen Schuldner zu 
balten®). 

II. Schon jeit dem Ende ded 12. Iahrhundert3”") ließ man 
es auch zu, daß der Schuldner vor Gericht oder dem Rath und 
durch Eintrag in die Gerichtd- oder Stadbtbücher?) fein ganzes Ver⸗ 
mögen, Mobilien und Immobilien verpfändete, die Schuld auf fein 
ganzed Vermögen übernahm?!) und dabei ebenjo wie bei der neueren 
Sapung im Befitz deffelben blieb*). Wenngleih man fid) dabei in 


©. 13. no. 192, ©. 16. n0. 247, ©. 105. no. 560, S. 107. no. 582, vgl. auch 
©. 126 N, 221. 

3) 9, Meibom ©. 425. no. 86; Straliunder Stabtb. ©. 14. no. 1%, 
©. 44. no. 114, ©. 68. no. 558, ©. 119. no. 4; Kieler Stabtb. no. 716, 745, 
832 u. |. w. — Es finden fih Hier auch Eintragungen, ber Schuldner habe, 
falls das Haus abbrennt, zu zahlen (no. 117, 542, 708 u. |. w.) oder ein anderes 
Pfand anzumeifen (no. 191), oder e8 müßte ver Bürge zahlen (no. 805, 640), 
während in vielen andern Pfandverträgen dem Gläubiger nur die Befugniß zufteht 
fih an die Area zu halten, 3.8. no. 321, 589, 591, 592, 671, 753. 

9) 9. Meibom ©. 424f. N. 83, 87, 88, Kraut no. 47, 48, Liegniter 
Stoffe bei Homeyer Sadjfenfp. II. 1. S. 860, Url. v. 3. 1299 bei Pauli 
Abb. 1. S. 105 NR. 167 u. IV. ©. 144—147, vgl. au S. 118. — Schröder 
Urkt. no. 214 (192). — Die entgegengelettte Beſtimmung des Hamburger Rechts 
iR in diefem Sinme bereits in ben Rigiſchen Statuten (IV. 5. 8 5) umgeänbert 
worben (v. Napiersty ©. 167). 

3) Biel früher im langobardiſchen Recht, vgl. oben 8 106 N. 8. 

20) Für dieſe Kormen vgl. Syſt. Schöffene. III. 2. 91, 92, Kraut no. 58, 
Bauli IV. S.142 no.44, 45. — Bgl. auch Brünner Schöffenb. o. 10: Er⸗ 
Härung anf dem Xobbett vor Richter und Gefchwornen. 

2) 3.9. Urkunde v. 1328, Deftr. Not. Blatt. 1854. S. 84: der Schulbner 
nimmt bie Schuld auf uns und anf aller unser hab, die wir haben in dem 
Land ze Österreich. 

39) Belege für ſolche Generalhppothelen bei v. Meibom S. 413 N. 41, 
Scähröber Urkk. no. 160, 181 (134, 158). — Außerdem Lacomblet I. no. 521 
v. 3. 1189: universum patrimonium, II. no. 647. a. 1273: bona mea ubi- 
cumque sita; Lüb. Urff. v. 3. 1290 an bei Pauli Abhh. I. S. 118, II. S. 89, 
2b. Zuftände III. ©. 105 no. 1, 116 no. 24, 25; Stralf. Stabtb. Ende 13. Jahrh. 
S. 81 no. 121, S. 105 no. 548; Urf. v. 3.1348 in Mone's Zeitichr. VI. 
S. 856 (für einen Erbpachtzins Berpfänbung ber omnia bons sus mobilia et 


314 8 107. Die nenere Satzung 


den Urkunden römischer Rechtsausdrücke bediente, fand doch ſicherlich 
feine Herübernahme roͤmiſcher Rechtögrundfähe ftatt, fondern e8 war 
auch dies eine jelbitändige Nechtöbildung®). 

Indeſſen fehlte es an feften Srundfäpen über das Weſen dieſer 
Generalhypothelen und war ihre Bebeutung, Wirkſamkeit und Um- 
fang nad dem Willen der Parteien zu bemeflen; jo, ob ſich die 
Berpfändung bloß auf das gegenwärtige oder auch auf das zufünf- 
tige Vermögen erſtreckt?), ob die vom Schuldner veräußerten Stücke 
von der Verhaftung frei werden?). Und was die Wirkung anbes 
trifft, fo giebt Die Generalhypothek wenigitend nad) Magdeburger 
Recht keinen Vorzug vor den einfach dhirographariichen Gläubigern, 
fondern enticheidet daß Alter der Schuld*). Es lag aljo in einer 


immobilia); Samb. Urk. v. 1869 bei Baumeifter I. S. 227 N. 2; Breslauer 
Url, v. 3.1404 (Libri signaturarum p. 31: all sein gut varnde und un- 
varnde); Nigaer Url. v. 3. 1837 bei v. Bunge ©. 267 no. 51; Lörſch 
Aachener Urkk. 1879 ©. 33, 35 (v. 3.1291 und 1296); Bifhoff Olmützer 
Stabtb. S. 42 no. 26, ©. 48 no. 50; Hafendhrl DOefterr. Landesrecht ©. 115. 

3) Arnold Grundeigentum S. 128 meint trriger Weife, daß ſolche 
Generalhypotheken nur bei Geiſtlichen und in geiftlihen Gerichten vorkommen. 

29) Nur das gegenwärtige Vermögen, fuft. Schöffene. IIL 2. 92. — Wohl 
buch römiſchen Einfluß, auch das zufünftige Vermögen: Trienter Urkk. aus dem 
Anf. 13. Jahrh. (Tomaſchek Rechtseutwidelung in Trient S. 12), Brünner 
Schöffend. c. 562, Stadtr. v. Eleve 15. Jahrh. tit. 112. $ 10 (Ztſchr. f. RG. X. 
©. 245), ebenjo in ben N. 82 citirten Aachener Urkunden. — In einem Fall, 
‚in welchem es fih um Dispofitionen Über ein ganzes Vermögen handelt, ent- 
fiheiden bie Magdeb. Schöffen (Behrend Stendaler Urtheilsbuh XX. c. 2), es 
fomme auf den Ansbrud an; fpricht Jemand von dem, was er hat, fo bezieht 
fih Dies nur auf das gegenwärtige Vermögen; fol das zukünftige mitbegriffen 
fein, jo muß e8 beißen: swat sie hadde unde ummer mer ghewunne. 

35) Es bejahen allgemein die Magdeb. Schöffen, Waſſerſchleben L S. 281, 
für den Fall, daß der Verpfänder fich Die Dispofition vorbehielt, I. S. 284 f. — 
Bei Verſchreibung einer Leibzucht aus einem ganzen Vermögen bürfe man einzelne 
Stüde veräußern, Gengler C. Erlang. p. 23. — Irrationell unb mit ben 
Grunbfägen über Mobiliarpfänder unvereinbar ift bie Goslarer Entiheibung 
(0. Meibom ©. 442, Schröder Urkk. no. 321 [280]), daß der Gläubiger bie 
vom Eigenthümer veräußerten Stüde einer verpfändeten Herbe vom Erwerber zuräd- 
forbern könne. — Das Berfprechen, nichts veräußern zu wollen, Fabricinus 
8.81 no. 121. 

3) Der Pfandgläubiger fieht frühern Gläubigern nach, geht aber ben 
fpätern voran, Syſt. Schöffenr. III. 2. 91 (Kraut no. 59), Wafferfhleben L 
S. 284 f., vgl. au Pauli Abhh. IV. S.142. — Nah Zuricher Recht giebt 
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Generalhypothek nur eine verftärkte Anerfennung eines beftehenden 
Sculdverhältnifjes. 

IV. Faſſen wir die Hauptprinzipten des Altern beutichen Rechts 
zufammen, um den Gegenjab gegen dad römiſche und die zur Zeit 
der Reception eintretenden Grundſätze fchärfer hervorzukehren: 

1. Pfandrechte an Grundftüden entftehen nie durch Gele, 
jondern nur durch ein Rechtsgeſchäft. Negelmäßig wird die Mite 
wirfung des Gerichts oder der Obrigkeit erfordert; nur vereinzelt 
genügen auch Privatalte. 

2. Die bejonderd auf dem Lande gebräudliche ältere Satzung 
giebt dem Gläubiger Befig und Genuß des Grundftüdd; regelmäßig 
zieht der Gläubiger die Nutzungen zu eignem Wortheil, jeltener hat 
er fie auf dad Kapital in Anrechnung zu bringen, fo daß die Schuld 
allmählich auf diefem Wege getilgt wird. | 

3. Der Gläubiger befigt in dem Pfand bad einzige feine 
Forderung ficherftellende Objekt, und Tann, wenn ed ihm bei mora 
des Schuldnerd zu Eigenthum zugejchlagen oder wenn ed zu feiner 
Befriedigung veräußert wird und er einen Ausfall erleidet, ſich nicht 
an das übrige Vermögen des Schuldners halten. 

4. Die fog. neuere, ftädtiihe Satzung läßt den Schuldner im 
Befitz und Genuß ſeines Grundftücks. Später wird es zuläffig, 
dafjelbe Grundftüd mehreren Gläubigern für ihre Forderungen zu 
verpfänden; doch ift dann nur theilweije das Prinzip der Priorität 
zur Anerkennung gelangt. 

5. Die neuere Sapung giebt nur ein Recht gegenüber dem 
das Pfand befigenden Schuldner, aber Fein dinglich wirkſames Recht 
gegenüber den dritten Grwerbern, an welde das Eigenthum des 
Grundſtücks veräußert ift. 

6. Nah älterm Recht Tonnte fi der Gläubiger lediglid an 
das Pfand halten; nach neuerem Recht haftet ihm, wenn er auß 
dem Erlöſe des Pfandes feine völlige Befriedigung gewinnt, auch 
das übrige Vermögen und die Perjon des Schuldners. 

7. Die Generalhypothek gewährt dem Gläubiger fein Vorzugs⸗ 
recht vor Altern Gläubigern. 


die Generalhypothek im Konkurs einen Borzug vor chirographariſchen Gläubigern, 
Bluntſchli Zür. RG. II. ©. 131. 
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8108. Die Zeit des Ueberganges®. 


Ald man am Ende ded Mittelalterd mit dem römiſchen Recht 
befannt wurde, war man geneigt, demjelben im Pfandrecht viel- 
fachen Einfluß einzuräumen. Dean ftellte für Mobilien und Im⸗ 
mobilien gleihe Säbe auf, fügte zum Bertragäpfand für gewiſſe 
Falle die geſetzlichen, zum Pfandreht an einzelnen Sadyen die 
Generalpfandrechte an Vermögendfompleren oder einem ganzen Ver⸗ 
mögen binzu, erkannte einzelne Pfandrechte ald privilegirte an und 
bereicherte die Kategorien, welche man aud dem römilchen Recht 
kennen gelernt hatte, den nationalen Berhältnijfen und Bedürfniffen 
gemäß durch neue Anwendungsfälle). Hatte man bei der Reception 
des fremden Rechts zunaͤchſt noch ein gewiſſes Maß eingehalten, fo 
überjchritt man baffelbe doch bald, recipirte immer mehr Säge aus 
dem römijchen Recht”) und bequemte fein eigened Recht in einem 
jo bohen Grade den roömiſchen, höchſt unglüdlichen Pfandrechts⸗ 
prinzipien an, daß ein außerordentlich fomplizirtes, für Die Sicherheit 
der Gläubiger gefährliched Syſtem entitand, und die Codififationen 
mancher Länder und Orte nur eine Wiedergabe des gemeinrechtlichen 
Stoffs enthielten. 

Da fi aber andererjeitd die deutſchen Auffaffungen und Rechts⸗ 
geichäfte nicht überall mit einem Schlage befeitigen lieben, jo erhielt 
fih doch auch manches davon in unjcheinbarer Geftalt und wie un⸗ 
berechtigte Willkür erfcheinend weiter fort. 

Sp befam unfer Recht einen ſehr gemifchten Charakter und je 
nad; den Einflüffen, weldhe in den einzelnen Ländern und Städten 
bei der Gejebgebung und Prarid maßgebend waren, prävalirte Daß 
römiſche oder erhielt fich das deutſche Necht oder traten von dem 
fremden Rechte beeinflußte Neubildungen bervor?). 


1) Nürnberger Ref. v. 1522. XXIII, v. 1564. XX—XXII, WVormfer Ref. 
V. 3. tit.2—13, Lüneb. Ref. II. Fit. 7, 8, 17—20, Frankf. Ref. II. 18—20, 
Hamburger Statuten II. 4, 5, Trierer Landr. XIII, C. Max. Bav. II. 6 u. |. w. 

9) Beſonders intereffant ift die Darftelung v. Wächter's I. S.560 ff. 
über das Berhältniß des dritten würtemb. Landrechts zu ben beiden erften, 
welche von ben einheimifchen Grunbjäten noch manches gerettet hatten. 

8) Ueber die Geſchichte diefer Zeit vgl. Befeler d. gericht!. Auflaffung in 
dem Mecklenb. Hypothelenrechte, in d. Zeitfchr. f. d. RX. S.105—188, Thomas 
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Da diefe Entwickelung aber nur eine Webergangäftufe zum 
modernen Recht bildet, jo kann ed, wenngleich die Gejebgebung in 
einzelnen Zerritorien auf dieſer Uebergangsſtufe bis in die neuefte 
Zeit ftehen blieb, nicht unfere Aufgabe fein, den gefammten Snhalt 
der Sodififationen aus der NReceptiondzeit wiederzugeben. Es genügt _ 
die Beziehungen hervorzuheben, in denen unfer Recht durch das rös 
miſche reformirt oder verunftaltet wurde, fowie die, in denen fi) trog 
der Reception die deutfhen Auffaffungen erhielten. 

I. Zunächſt drang überall die Dinglichkeit des Pfandrechts 
durch“): das Pfandrecht bleibt beftehen, auch wenn der Eigenthümer 
die Sache in eine andere Hand veräußert. Hatten fich die Gläubiger 
im Mittelalter durch Verträge zu fihern geſucht, wonach der Schuldner 
die Sache nicht veräußern jollte, jo bedurfte es derfelben nicht mehr; 
ja Partikularrechte verbieten fie geradezu und erflären fie für nichtig®). 
Andererjeitd? nahm man biöweilen aus dem römiſchen Recht den 
Sag auf, daß das Pfandrecht erlöihe, wenn der Gläubiger dem 
Eigenthümer die Veräußerung der Pfandſache geftatte®). 

Sobald die Dinglichkeit zur Anerkennung gelangt war, ging 
man noch einen Schritt über das römijche Recht hinaus und gab 
dem Gläubiger fofort, wenn der Schuldner die fällige Schuld nicht 
bezahlte, die Klage gegen den dritten Befiger der Pfandjache: dieſer 
jollte den Gläubiger nicht mit der exceptio excussionis zunächſt an 
den perjönlihen Schuldner verweilen dürfen”). 


II. ©. 235 ff., v. Wädter I. S. 561ff, v. Stemann II. ©. 270 ff., 882 ff., 
Koch Preuß. Privatr. I. $ 227, Dernburg u. Hinrichs das Preuß. Hypothelen- 
recht. 1877 S.1ff., Roth 8. II. S. 876— 381, Grefe II. S. 96 ff., 344 ff., 
477 ff, Baumeifter I. S. 168 ff., 2. Johanny Geſchichte und Reform der Üfterr. 
Pfandredts- Bränotation. Wien 1870. 

9 Nur in Betreff der gejetlichen und ber Generalpfandrechte gelangte 
diefe Dinglichleit dem dritten Erwerber ber Sache gegenüber nicht zur Herrſchaft. 

5) Wormjer Ref. V. 3. tit.9 Abf. 8: „Unbündig und unnüg” fei ber 
Vertrag, „das der Schuldner das pfandt nit verlauffen folt“; vgl. aud unten 
8112 N. 53. 

6) Z. B. Gothaiſche Proz. O. I c.37 IV. 811 (Maſcher Hypotheken⸗ 
weſen ©. 280), Baden'ſches Landr. art. 2180. 

7) Wormſer Ref. V. 3. tit. 11 Abf. 3: der Gläubiger habe das Hecht, 
nach feiner Wahl „den Schuldner perfönlih anzuklagen umb fein fehulbe oder 
ben fürzunemen, ber das Pfand einhette, ihme fein Pfandt zu übergeben und 
zuzuftellen“; Frankf. Ref. II. 18. $ 8: „dem Inſatz nachzuklagen (welche bey 
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H. Nur höchſt partilulär erhielt fi) die Spezies des altdeutjchen 
Pfandrechts, bei weldyer der Gläubiger fich lediglich an dad Pfand 
halten darf und der Schuldner ihm nicht weiter verhaftet ift). Eine 
Nachwirkung der ältern Auffaffung ift e8, wenn in einzelnen Codi⸗ 
fifationen noch bejonderd hervorgehoben wird, daß die Forderung 
bei Berjchlechterung oder Berluft des Pfandes beitehen bleibt und 
der Gläubiger fich, wenn er bei der Erefution einen Audfall erleidet, 
verfönlih an den Schuldner halten darf?). 

II. Hie und da wollte man, daß eine Sache nicht für mehrere 
Forderungen verpfändet werden folle). Doc wurde diefer Stande 
punkt bald aufgegeben‘) und es unterliegt weiter feinem Bedenken, 
mehrere Pfandrechte an derfelben Sache zu begründen. Zum Theil 
bleibt man aber bei der ältern Auffaffung’*) ftehen, daß dem fol» 
genden Gläubiger nur derjenige Werth der Sadje verpfändet jet, 
welcher über die Höhe der erften Schuld hinausgeht"). 

IV. Die ältere Sagung konnte fi) noch lange erhalten, da 
man in der Antichrefis des römiſchen Rechts ein verwandtes Inſtitut 


uns am breuchlichften, auch das gewifſeſt ift) oder aber actionem personalem 
gegen dem Schulbtmann zu intentiren.” — Kurköln. Landr. v. 1663. XIII. 8 8, 
Kurtrierer XIII. $ 5, Decisio Sax. 7. v0. 1746 (Haubolb 8 213 N. h). — 
Augelafjen wirb bie exceptio excussionis wie nad römiſchem Recht im Elever 
Stadtr. bes 15. Jahrh. tit. 111. 89 (Zeitſchr. f. REG. X. S. 243); mit einzelnen 
Einfchräufungen, befonder® ber, daß ber Pfandinhaber „Wiffenihaft von bem 
Pfand bey deffen Erlangung gehabt bat“, im-C. Max. Bav. II. 6. 820. In 
Gotha wirb dieſe exceptio erft durch Geſetz v. 6. Aug. 1869, in Schwarzburg⸗ 
Sonbershaufen durch Geſetz v. 6. Juli 1868 abgeſchafft. — Ueber bas Oeſtr. 
Recht Erner Deftr. Hyp. R. S. 257 f. 

8, Danziger Willkür v. 1597 IL. 2. c.7 u. 8, v. 1761 II.2. c. 8, vgl. 
Stobbe in d. krit. Biertelj. Schr. IX. ©. 309 f. 

9) Wormfer Ref. V. 3. tit. 2. Abf. 1, 7,8, Rürnb. Ref. v. 1522. XXIIL. 
4, 10, v. 1564. XXI. 88. 

10) Landr. der obern Graffhaft Katenelnbogeun v. 1591. I. 6. 8 1, 
Nürnb. Ref. v. 1522. XXIII. c. 6. 

11) Nüurnb. Ref. v. 1564. XX.8. 81. 

13) Dben 8 107 N. 9. 

1) 2.9. Wormfer Ref. V. 8. tit. 2. Abf. 12: umb die besserung oder- 
ubermasse, die der schuldner noch darauf hette oder haben möchte; 
Freiburger Statt. v. 1520. II.8.8 7; Nürnb. Ref. v. 1564. XX. 3.81; Hamb. 
Statt. I. 4.5: die ubermass und so viel das Erb besser ist, dann vorige 
Schuld; C. Max. Bav. II. 6. $ 8 no. 3: „jo viel bie Uebermaß betrifft, umr. 
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kennen lernte‘). Wo Zinsverſprechen noch nicht gültig waren und 
die kanoniſchen Wucherverbote in Kraft fanden, ſollte nur diejenige 
Zorm der Sapung geftattet fein, welde den Pfandnehmer vers 
pflichtet, den jeine Unkoſten bei der Nugung überfteigenden Gewinn 
auf dad Kapital abzurechnen. Sit er auf diefem Wege befriedigt, 
jo darf er dad Pfand nicht weiter behalten oder verlaufen oder ver- 
jepen"). Anderwärtd aber war die Verabredung durchaus zuläffig, 
daß der Pfandgläubiger ftatt der Zinjen des Kapitald die Nutzungen 
beziehen dürfe, und fam es auf deren Höhe nicht weiter an: ex fol 
fie unberedhnet erhalten‘). An noch andern Orten, wo fidh bie 
römiſchen Grundſaͤtze über die Antichrefe geltend machten, fol, wenn 
Die Nutzungen eimen größern Werth ald die Zinfen ded Kapitals 
haben, dies Plus von dem Kapital abgerechnet, resp. an den Schuldner 
herausgegeben werben”). Endlich wurde auch in mandyen Rechten 
bie Antichrefe verboten, um wucherlihen Gontraften zu begegnen). 


weile fie etwan im Werth mehr, als die Schulb betragen”. Bergl. oben 
8107 N. 9. 

14) In den mecklenburgiſchen Stadtrechtsberichten v. J. 1589 (von Böhlau 
wieber abgebrudt in der Ztidhr. f. RE. X. S. 128 ff.) ſcheint man unter Pfand- 
recht überall die ältere Satung zu verfiehen. Es wird der Pacht, Heuer gleich 
geftellt, gilt unbebingt für eine Reihe von Jahren und fällt erſt fort, wenn bie 
Schuld bezahlt oder das Geld vom ©läubiger herausgebaut if. Die betreffenden 
Berträge follen dem Rath angezeigt und im Memorialbuch eingetragen werben. 
Bis in das 18. Jahrhundert blieb das Gefchäft im Gebrauch, v. Meibom Medib. 
Hyp. R. S. 3f. — Die „Berlagung” im Landbuch von Davos (Statutarrechte 
von Graubünden VII. 2.) S. 83 ift bie alte Satzung. 

5) Nürnb. Ref. v. 1564. XX. 4. 82, Wormfer Ref. V. 3. tit. 2. Abf. 2 
and 19, tit. 10. Abf. 3, Freiburger Statt. v. 1520. II. 8. 3. fol.41, erfles 
Bit. or. (Wächter LS. 111), Habeler Wr. II. 8. Bgl. oben 8 106 N. 24 ff. 

16) Jul.⸗Berg. Lor. c. 103 erllärt ven Bertrag für gültig, baß der Gläu⸗ 
biger bis zur Tilgung ber Schuld das Gut unberechuet gebrauchen möge 
(Maurenbreder rheinpreuß. Prov. Rechte I. S. 286 N. 10 bemerkt, daß 
diefe ältere Sagung bis in bie lette Zeit im Bergiſchen herrſchend geblieben 
ſei). — Dieſelbe Auffaffjung beſteht nach der Frank. Ref. II. 18. $ 11 vgl. 
mit $ 1, 9, 10, Hamb. Statt. II. 4.9, vgl. auch Trierer Landr. XIV. 8 2, 
Heimbach 8213 N.5. 

1) Solmfer 8. O. II. 15. 8 2, 6te Würtemb. 2. O. (v. Wädter I. 
S. 111), Baier. Statuten bei Roth 8. II. ©. 498, Sächſ. Decif. 22. v. 3. 1746 
(Haubold 8 207 N. a), C. civil 2085 ff., großherzogl. Heifliches Pfaudgeſetz 
v. 15. Sepibr. 1858 8 87 vgl. mit $6. 

18) Züricher Rathsſchluß v. 1550 (Bluntſchli Zür. RE. IL ©. 121 
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V. War nad altdeutihem Recht die Verabredung zuläffig ge 
weien, daß, wenn in beitimmter Zeit die Schuld nicht bezahlt wird, 
dad Pfand dem Gläubiger zu Eigenthum verfallen jolle, jo drang 
jest allgemein das römiſche Recht mit feinem Verbot der lex com- 
missoria dur); wenn der Schuldner nicht zahle, fei allein die 
Veraͤußerung der Pfandſache zuläſſig. Für diefe Veräußerung wurde 
in immer weiterer Geltung die Gerichtlichkeit oder Zuziehung der 
Obrigkeit gefordert”). 

VI. Das Beftehen einer ältern Satzung trat in die Deffentlicy 
feit durch den Uebergang ded Beſitzes auf den Gläubiger. Aber für 
die neuere Satzung hatte e8 am ausreichenden Formen gefehlt, um 
das beftellte Pfandreht dem neuen Erwerber des Grundftüdd oder 
einem weitern Pfandgläubiger entgegentreten zu laſſen und ihnen 
eine Weberficht darüber zu geben, ob dad Grundftäd und für weldhe 
Summen bereitö verpfändet fei. Auch die Receptionszeit brachte 


N. 72), Baireuther BO. v. 1731 (Arnold Beitr. II. S. 213 ff.), Lanbesrügung 
von Glanek (Salzb. Zaidinge S. 127) art. 85, unter Bezuguahme auf eine 
Salzburg. BO. vo. 1619. Bon neneren Hyp. Geſetzen verbieten die Antichrefe 
das Großherzogl. Heff. Bei. v. 1858. 8 5, das Nuffauifche Gef. v. 1851. 8 10, 
das Lippe’iche Geſetz v. 9. Apr. 1859, das neuefte Baierifche Recht, Kohler pfandr. 
Forſchungen S. 254 f., Oeftr. GB. 8 1372 vgl. Erner ©. 180 N. 21, S. 218 
N.2. Bol. au das Sächſ. GB. $ 387 und das Weimar’iche Gel. v. 6. Mai 
1839. $ 5 vgl. mit $ 125. 

19) Meichögefegliches Berbot in Bezug auf die Juden in ber Reichs - Bol. 
O. v. 1577. XX. 85. — Wormfer Ref. V. 3, tit. 9. Abſ. 5 vgl. mit 8 (doch 
kann nad V. 3. tit. 8 das Gericht im konkreten Fall die Erlaubniß geben, eine 
folhe Beſtimmung zu verabreden), Freiburger Statt. v. 1520. II. 8. Abf. 13, 
Sabeler 2br. IL 10, Jül.⸗Berg. Landr. c. 104 8 6, Hamb. Statt. II. 4. 10, 
Sächſ. BO. v. 1583 (Haubold 8 207 N. a), Churköln. Reform. (Maurenbreder 
Brov. Rechte I. S. 372: „dan folich gedinge jun den pfanbtichafften ift durch bie 
beichriben recht als unzimlich verboten”; in biefer Nüdficht jet das Sprichwort 
gebräudlich: „Eyn jar Idfe, 100 jare Idje”), Braunfhw. BO. v. 1772 (Steinader 
&.446 N. 6), C. Max. Bav. II. 6. $ 18 u. f. w. 

*) 3.8. Wormfer Ref. V. 3. tit. 9. Abſ. 9, tit. 11. Abi. 4: das Gut 
wird durch einen Gerichtsboten aufgeboten und von Gerichtswegen zugefchlagen; 
Sreiburger Statt. v. 1520. II. 8. Abſ. 3: es wirb auf offner Sant verfauft; 
Nürnb. Ref. 1522. XXIII. $ 10: der Gläubiger bietet das Pfand vor Gericht 
auf und wird vom Gericht autorifirt, e8 durch geſchworne Uinterfeufel zu ver- 
taufen. — Dagegen durfte im Bergiſchen der Gläubiger das Pfanb einfeitig 
unb ohne des Schuldners Conſens veräußern, Maurenbreder I. S. 286 N. 112. 
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feine Reform, ja e8 wurde die Sicherheit des Realkredits in ho» 
hem Maße noch weiter dadurch erjchüttert, daß man zahlreiche ftill- 
Ichweigende Pfandrechte und immer allgemeiner auch private Ber 
pfändungen zuließ. Nur an wenigen Orten galt der Satz, daß jedes 
Pfandreht an Immobilien zu feiner Entftehung der obrigfeitlichen 
Mitwirkung bedürfe*!); meiltend gab das gerichtliche Pfandrecht nur 
einen Vorzug vor den fonftigen Conventionalpfandredten. Man 
verfuchte dadurch zu helfen, daß man den Schuldner verpflichtete, bei 
einer weitern Berpfändung dem neuen Gläubiger die bereitö beftehen- 
den Pfandrechte anzuzeigen??). 

VII. Zur Entftehung eines öffentlichen Pfandrechts forderte man 
die Anmeldung (Infinuation) vor Gericht oder dem Rath und bie 
Eintragung in die Gerichtd- oder jonftigen amtlichen Bücher*); 


21) 2.98, revid. Lüb. R. III. 4. 1 (vgl. au Heife und Eropp I. 
©. 389); im 1. und 2. Würt. Landr.; erſt im 3. ließ man auch auf anderm 
Wege Pfandrechte entfiehen, v. Wächter I. ©. 564, 575. In Medienburg 
wurde bie Streitfrage, ob Eonventionalpfandrechte auch ohne Eintragung gültig 
feien, im J. 1704 von ber Landesregierung verneint, v. Meibom Medlienb. 
Hyp.R. ©. 6. 

33) Tengler bei Kraut 8 78 no. 76, Wormſer Ref. V. 3. tit. 2. Abſ. 18, 
Nürnb. Ref. v. 1564. XX. 8 2, Freiburg. Statt. II. 8. Abſ. 7. — Tiroler 
Weisth. III. ©. 347 3. 14 ff. v. 3. 1427: wer biefelbe Sache zweimal verfauft 
oder verpfänbet, ift mit Leib und Gut verfallen und wirb wie ein Dieb gerichtet. 
Rabolpbzeller Hals⸗Ger.O. v. 1506 8 11: wer diefelbe Sache mehrmals verpfändet 
und nicht von der früheren Berpfändung Meldung thut, fol ertränkt werben. 
Urtheil zn Ueberlingen v. 1533 (Anz. f. Kunde beutfcher Borzeit 1874. S. 12), 
daß Jemand ben Tod erleiben foll, weil „er feine Güter verlauft und bie Ber- 
faßungen nit geöffnet”. 

3), Freiburg. Statt. II. 8. Abi. 4: Eintragung in die Gerichteblicher, 
öffentliche Fertigung vor Gericht; Solmjer L. O. II. 15. $ 1: Veflellung vor 
Gericht und Eintragung in das Schöffenbuch; Frankf. Ref. IL. 18. 8 2, 8: 
Beftellung vor dem Bürgermeifter in der Kanzlei und Eintragung; Lüb. Stabtr. 
III. 4. 8 1: Berpfändung vor dem Rath; Hamb. Statt. II. 4. 4: vor dem 
Rath in offener Aubienz und Eintragung in das Stadtbuch; Lüneb. Ref. LI. 7. 
88,5,6: Eintragung in bejondere Contraktbücher, welche von ben Rentenblihern 
verſchieden find, vgl. 82; IL. 17: e8 fei dies im Gegenfa gegen das gemeine 
kaiſerliche Recht ein langwähriger Gebrauch bes ſächſ. Rechte; Braunſchw. Unter- 
er. ©. (Pufendorf IV. p. 127): Beftellung mit Wiflen des Gerichts und 
Eintragung in das Gerichtsbuch; Const. Sax. II. 23: gerichtliche Imftnuation, 
Kurfächl. Proz. O. v. 1622. tit. 46. $2; Kurkdin. Landr. Rechts⸗O. v. 1663. 
XIU. 8 1, 2; Kurtrierer Landr. XIII. $ 2—4. — Nah Hannov. Recht 

©Stobbe, Privatredt. IL 2. Aufl. 2 
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bald war die Beftellung des Pfandrechts, bald der Vertrag einzutragen, 
weldyer durch ein Pfandrecht gefichert wurde). Regelmäßig ift die— 
jenige Behörde fompetent, in deren Sprengel das Grundftüd Liegt 
(judex rei sitae); biömeilen begnügte man ſich damit, daß ber 
Dfandvertrag nur überhaupt durch irgend einen Richter beftätigt 
würde), bei weldyer Auffaffung ed dann an jeder Realficherheit fehlte. 

An den allerwenigiten Orten gab ed im 16. und 17. Jahrhunder 
eigentliche Pfand: oder Hupothefenbücher**); im allgemeinen proto= 
follirte man die Pfandverträge in den Gerichtsbüchern, in welden 
die verfchiedenften gerichtlichen Rechtsgeſchäfte eingetragen wurden, 
jo daß die fih auf dafjelbe Grundftüd beziehenden Berhälniffe an 
getrennten Orten verzeichnet waren und feine Weberfichtlichleit er- 
zielt wurde. Aber auch wo eigentlihe Hypothekenbücher eingeführt 
wurden, war deren Einrihtung zunächſt eine ſehr unvollfommene*); 
fie waren nicht mit den Grundbüchern verbunden, woher die recht⸗ 
liche Beichaffenheit de8 Grundftüdd, der Eigenthümer, der ſonſt zu 
Dispofitionen berechtigte u. |. w. ſich nicht fofort erjehen lieh. 

VII. Wenn der Richter bei Beftelung des Pfandrechts zuges 
zogen wurde, hatte er nicht bloß einfach den Willen der Perjonen 
zu protofolliven, jondern zugleicd) eine causae cognitio vorzunehmen 
und dad Geichäft zu confirmiren; nad) einigen Rechten war die Be- 
ftelung jogar von feinem Confens, feiner „Gunſt“ abhängig”). Er 
ſoll darauf Hinwirken, daß das Recht ded Gläubigers gefichert ift, 
unterfuchen, ob das Pfand zur Dedung der Forderung ausreicht, 
ob auf der Sache bereitd andere Pfandrechte laſten, und dem Gläubiger 


Regiftrirung des Pfanblontralts zu den Alten, Leonhardt Rechtsverhältniffe 
am Grundeigentum &. 50 ff., 5öff., Über Oeſterreich Johanny (vgl. N. 3) 
S. 32 fi. 

24) Das letstere noch im I. 1790 in Oefterreih, Roth B. IL. S.151 R.38. 

#5) Strube Bedenken I. no.18. - 

25a) Bol. auch oben $ 107 N. 4. 

3) Einige Nahmweifungen fiber bie Geſchichte der Grund⸗ und Hypothelen- 
bücher oben I. $ 67. 

27) Erl. ſächſ. Proz. DO. v. 1724 ad tit. 44. 81, Haubold 8210 N.b. 
— Nah dem Medtenb. Gef. v. 1516 follen künftig Pfandrechte nur mit Ge⸗ 
nehmigung der Obriglett beftellt werben, Böhlau. ©. 117 N. 10. — Lande 
buch von Davos S.77f. 
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dies bemerflich machen, wenn ed der Fall ift®). Nah manden Ge 
jegen war die Verſchuldbarkeit der Grundftüde in gewiſſe Grenzen 
eingejchloffen und follte der Richter nur die Hälfte, zwei Drittel 
u. ſ. w. des Werths derfelben durch Pfandrechte beichweren lafjen), 
ja wohl jelbft bei MWeberfchreitung der Grenze dem Gläubiger ſub⸗ 
fibiar für den Ausfall haften (N. 28). Auch galt nad Partikular⸗ 
rechten die weitere Beichränfung, dab Hypotheken nur eine beitimmte 
Reihe von Fahren Beitand haben jollten?). 

IX. Die meilten Rechte erkennen außer den öffentlichen auch 
private Pfandrechte an. Hier bedurfte es befonderer Borjchriften 
über den Rang der verjchiedenen Hypotheken, regelmäßig erhalten 
die öffentlichen Pfandrechte ein Vorzugsrecht, welches aber theilmwetje 
wieder durd einzelne privilegirte Pfandrechte beeinträchtigt wirbt). 


28) Brüdner 8 502, Trierer Landr. XIII. 84. — Nach ſchweizer. Barti- 
kularrechten haftet die Behörde eine gewiffe Zeit hindurch unbebingt für Die Zu⸗ 
länglichleit des Pfandes, v. Wyß Referat Über die ſchweiz. Sypothefenrechte. S. 59. 

29) Nur die Hälfte bed Werths, Brüdner $ 594, Maſcher ©. 278f.; 
ſächſ. Beftimmungen bis zu %,, Haubold 8210 R.h, i (erfi 1827 und 1829 
aufgehoben), Heſſe S. 180; anbaltinifhe Beſtimmungen erfl 1831, resp. 1850 
aufgehoben, Maſcher ©. 832 f., batrifche bei Regelsberger d. bayer. Hyp. R. I. 
S. 6,7. — Nah dem großberzogl. Hefl. Hyp. ©. v. 1858 art. 30 foll „ber 
©üterwerth . . . wo möglich ven doppelten Betrag ber Hauptforberung erreichen”. 
— Die Preuß. Beſtimmung, daß Bauergüter nicht über die Hälfte bes Werths 
belaftet werben follen, ift durch BO. v. 29. Dez 1848, die Beichränfungen für 
ben Bezirk des Juſt. Senats zu Ehrenbreitftein find durch Geſetz v. 2. Febr. 1864. 
821 u. f. w. aufgehoben. — Ueber jchweiz. Beftimmungen v. Wyß 8.581. 

20) Tiroler W. I. S. 255. 8 19: auf 3 Jahre; I. S. 6, II. S. 76 3.20: 
anf 5 Fahre. Schweiz. VBeflimmungen v. Wyß ©. 75f. — Derart. lehnrechtliche 
Vorſchriften unten 8 125 N. 7. — Noch das Geſetz für Baben v. 5. Juni 1860 
art. 1 fagt: „bie Einträge der Vorzugs⸗ und Unterpfandsrechte, welche länger 
al8 30 Jahre in den Grund⸗ u. Unterpfandsbüchern eingefchrieben find, müſſen 
erneuert werben.” 

2) Ratzeb. Stabtr. v. 1582 (Pufendorf IV. ©. 283): die im Stabt- 
buch eingetragenen Pfandrechte gehen ben übrigen ohne Rüdficht auf deren After 
vor; Lauenburger Stabtr. III. c. 6 (Pufend. IIL p. 328), Statt. v. Peina 
(Pufend. IV. p. 254), Lüneb. Ref. II. 7. 86, IL 17, II. 20. $ 12: bie 
ſonſtigen Privat⸗ und die ſtillſchweigenden Pfandrechte rangiren nach dem Alter. 
— Hamb. Statt. II. 5. 81 vgl. mit $ 7 ff. (Baumeiſter I. S. 288 ff.): nad 
ben eingetragenen und einigen privilegirten kommen bie Privat- und bie ftill- 
ſchweigenden Hypotbelen in ber Reihenfolge ihres Alters, — Const. Sax. II. 23, 
turfächf. Proz. DO. v. 1622. XLVI. 8 8, Erläuter. der Köln. Rechts-Orbnung XIIL 

21? 


324 8108. Die Zeit des Ueberganges. 


X. Eine bejonderd unglüdlihe Neuerung war ed, daß man 
mit der Rezeption ded fremden Nechtd?) die geſetzlichen Spezial 
und Generalhypotheken aufnahm und einzelne derjelben noch mit 
einem bejondern Vorzugsrecht ausftattete*). Was die Spezialbypo- 
thefen angeht, fo wurde 3.8. die Hypothek ded Vermietherd an den 
invecta und illata des Mietherd wegen ded Miethzinjed), des Ber 
pächterd an den auf dem Gut gewonnenen Früchten?s), dedjenigen, 
welcher Geld zur Wiederherftellung eines Gebäudes geliehen hat, an 
dem Gebäude*) u. |.w. aus dem fremden Recht herübergenommen. 
Neue wurden hinzugefügt, 3. B. erhielten in Ausdehnung des zulept 
genannten gemeinrechtlihen Pfandrechts aud die Handwerker, welche 
an einem Haufe oder Schiff gearbeitet haben, an demjelben ein ftill- 
ſchweigendes Pfandrecht?”); oder ed follte ein ſolches der Verkäufer 
an dem von ihm verfauften Grundſtück für die rüdjtändigen Kaufe 
gelder haben®) u. ſ. w. 


8 1. — Trierer Landr. XIII. 85, 22. (ogl. auch bie frühere Trierer BO. 
0. 1662 bei Maurenbreder Prov. R. II. ©. 165 N. 160): gerichtliche, dann 
notariell oder vor 3 Zeugen aufgenommene, dann Bfandverfchreibungen vor 
2 Zeugen, endlich einfache PBfanbverichreibungen; boch wirb dieſe Ordnung wieber 
durch mannigfahe Privilegien unterbrochen, 8 11 ff. — Bgl. ferner Steinader 
S. 453 ff, Schletter’s Jahrbb. II. S. 249 u. |. w. 

3) Einzelne gefegliche Hypothelen finden ſich ſchon im Mittelalter, z. B. 
Brünner Schöffenb. c. 561. 

32) Bol. z. B. Heimbach 8 208, Baumeiſter J. ©. 229 ff. 233 f. — 
Des Zuſammenhangs wegen ſprechen wir gelegentlich auch von Mobiliarpfandrechten. 

3) Bgl. unten im Vertragsrecht III. $ 186. 9; dieſe Hypothel konnte um 
fo eber recipirt werben, als der Bermietber ſchon nach deutſchem Recht ein 
Pfändungsrecht gehabt hatte. 

35) 3.8. Nürnb. Ref. v. 1564. XXI. 1. 85, Frankf. II. 19. 84, Lüneb. 
II. 19. $4, Hamb. Statt. II. 4. 8 13 und fehr häufig. 

36) 3. B. Nürnb. Ref. v. 1564. XXI. 4, vgl. auh XXI. 6, Franff. I. 
19. $ 2, Lüneb. II. 19. 8 1, Hamb. Statt. I. 4.14, II.5. 8, 9 (Baumeifter 
I. S. 232 f.). — Nach den Freiburger Statt. v. 1520. II. 8. Abf. 15 bat ber 
Dorleiber nur einen Pfandredtstitel. 

7) 3.8. Hamburg. Falliten⸗O. v. 1758. art. 70. 

38) Nach ältern Würt. Statutarredgten u. dem ten Lanbr., v. Wächter 
1. ©. 86 N. 10, ©. 566, Lüneb. Ref. II.2. $ 1, Thomas S. 240, 248 NR. g, 
Kümpel S. 111 v. Meibom in Bellers u. Muthers Sahrb. IV. ©. 489. 
N.107, Bähr in Ihering's Jahrbb. VI. ©. 174 N. 37; vgl. auch oben 8 95 
N.19. 
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Ebenſo recipirte man die gefeglichen Generalhypothefen und gab 
in den Partifularrechten eingehendere Borfchriften über die Hypothek 
der Frau wegen ihrer Do8 am Bermögen ded Manned, der Kinder 
am Bermögen der Eltern, befonderd wenn ſich der überlebende Gatte 
wieder verheirathet, des Mündeld am Vermögen ded Vormunds u. |. w. 
Zu den gemeinrechtlichen famen noch neue Generalbypothefen hinzu), 
von denen einzelne ihren Grund nur in einem Mißverftändniß des 
römiſchen Rechts haben. So fol jebt der Fiskus eine General- 
hypothek auch wegen feiner Strafforderungen befiten®); das Recht 
des Fiöfu8 wegen feiner Steuerforderungen wird auch den Gemeinden, 
Patrimonialobrigfeiten u. j. w. ertheilt“). Wie nad) römijchem Recht 
der Mündel am Vermögen ded Bormundd ein ftilljchweigendes gene- 
relled Pfandrecht hat, follen nach Partikularrecht in gleicher Weile 
auch der Fiskus, Kirchen, Gemeinden, juriftiiche Perjonen, piae causae, 
Schulen, Zünfte ihren Beamten und Berwaltern gegenüber gededt 
jein®). Die piae causae jollen eine Generalhypothek am Vermögen 
ihrer Schuldner®), der Gutd« oder Erbzinsherr wegen rüdjtändiger 
bäuerlicher Gefälle an den Gütern der Meier, Colonen, Erbzindleute*) 
u. ſ. w. haben. 

Died waren gefegliche Generalbypothefen. Dagegen ſchwankte 
man, ob auch duch Vertrag Generalpfandredhte beftellt werden 
dürften®). 


9, Wir befchränfen uns auf einzelne Beifpiele; denn hierin find bie Bar- 
tikularrechte ſehr erfindungsreih und willlitrlih, fo wenn z. B. die Nürnb. Ref. 
v. 1564. XXI. 5 ber Stadt, welche einem unvermögenben Fleiſcher ein Darlehen 
zum Anlauf eines Ochſen gegeben bat, ein ftilljchweigendes Pfandrecht am Ber- 
mögen defjelben ertheilt. 

0) Wormjer Ref. V. 3. tit 5. Abſ. 3, Freiburger Statt. IL 8. $ ult., 
Hanbold $ 203 N.d, v. Wächter J. S. 599 N.2, Kümpel S. 109. 

u) Haubold 8 203 N. e, Steinacker S. 462, v. Wächter I. S. 566 
N. 30, S. 599 N. 103. 

“), Frank. Ref. II.19. 8 7, Kurſächſ. Proz. O. v. 1622.45. 83 Gaubold 
8208 R. i, k). — Thomas 8 488. VI, Kümpel S.110 N.5, Steinader 
©. 452, Baumeifter I. S. 234, Roth R.I. S. 257. — Ueber die Hypothel 
bes Fiskus vgl. z. B. KRümpel S. 109, Brüdner 8480, 481. 

2) Thomas 8 488. VI, Steinader S. 450, Haubold 8 203 N. lJ. 

4) Steinacker S. 450. 

5), Das erfte Wärt. Lor. läßt vertragsmäßtg nur einzelne Liegenſchaften, 
einzelne Mobilien ober bie gefammte Fahrniß verpfänden, das dritte hr. Täßt 
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Die Reihenfolge, in welder die Privat: und die geſetzlichen 
Dfandrechte zu befriedigen wären, wurde in theilmeifem Anſchluß an 
das gemeine Recht mannigfaltig geordnet und dabei einzelnen gene- 
rellen oder jpeziellen Pfandredhten ein Vorzug eingeräumt“). Kon 
furrirte ein Spezial» mit einem Generalpfandredt, jo trat wieder 
eine höchft verjchiedene Behandlung in den Partikularrechten ein: 
bald ſoll das ſpezielle Pfandrecht unbedingt vorgehen), bald das 
Alter über den Vorzug enticheiden, fo daß der ältere Generalpfand» 
berechtigte audy die einem Andern fpäter verpfändete Sache jofort 
zu feiner Befriedigung in Anſpruch nehmen kann“), bald foll der- 
jelbe zunächſt aus dem übrigen Vermögen feine Befriedigung ſuchen 
und dad Spezialpfand eined Andern nur angreifen, werm er jonft 
zu feiner völligen Befriedigung gelangt®). 

Die großen Mebelftände der gefeplichen Hypotheken wurden 
einigermaßen dadurch gemildert, daß man, während im gemeinen 
Recht diefe Frage kontrovers war, meiltend im Fall einer General» 
hypothek die veräußerten Sahen vom Pfandnerud frei werden‘) 
und vielfach auch die gefehlichen jpeziellen und die Privathypothefen 
durch Veräußerung untergehen ließ). Nah manchen Rechten ge 


überhaupt vertragemäßige Generalpfandrechte, auch ohne Eintragung in bas 
Gerihtsbuh zu, v. Wächter J. S. 563 f., 574 ff. — Gegen die Entflehung 
dur Vertrag 3. ®. die Gefeßgebung von Altenburg, Gotha, Heſſe S. 179 
N. 27, Heimbach $ 205 N. 8. 

6) Dieſe partikularrechtlichen Bildungen haben keinen wiſſenſchaftlichen 
Werth und werben daher bier übergangen, vgl. z. B. v. Wächter I. S. 579 f. 

N Bluntſchli Zur. R. G. II ©. 131. 

) Wormſer Ref. V. 3. tit. 13. Abſ. 1, Kurköln. Lor. XIII. 8 2, Hamb. 
Statt. II. 5. 13, vgl. auch Haubold 8 202 N. d. 

) Nurnb. Ref. v. 1564. XXII. 1. 82, Bresl. Statt. 1577. XI, Frankf. 
Ref. II. 20. $ 2, Wurfter Lor. IX. 21. $ 2. 

0) z. B. Frankf. Ref. II. 19. $ 9, Lüneb. Ref. II. 19. 89, Kurföln. Lor. 
XI. 84, Bluntſchli Zür. R. G. II S.131f., v. Bar Hann. Hyp. R. 
S. 13 N.3, ©. 19, v. Stemann II. &. 386. — Dagegen foll das Pfandrecht 
übergeben nach ber Frankf. Ref. II. 17. 8 17, nad älterm fühl. R. Haubold 
8202 N. d. 

s1) Nach älterm hamb. R. erlöſchen geſetzliche und Privathypotheken gegen 
den dritten Erwerber des Grundſtücks, wenn ſie nicht binnen Jahr und Tag 
nach erfolgter Verlaſſung und Umſchreibung des Grundſtücks im Grundbuch 
geltend gemacht werben, — nach ſpäterer Praxis ſchon, wenn fie bei Öffeutlichem 
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ftalteten fi die Generalhypotheken zu perjönlihen Vorzugsrechten 
im Konfurje®). 

XI. Hatte jih in einzelnen Rechtsgebieten das Prinzip der 
unbedingten Publizität und zum Theil audy der Spezialität erhalten, 
fo wurde dafjelbe im 17., bejonderd aber feit dem Anfang bed 
18. Sahrhundert3 in einer Anzahl von Ländern eingeführt, weldye 
biöher neben den öffentlichen noch Privat: und geſetzliche Hypotheken 
oder auch Generalhypotheken anerfannt hatten. Um reformirend 
für eine größere Sicherheit ded Realkredits zu jorgen, wird jegt die 
Norm aufgeftelt: nur in das obrigfeitliche Pfandbuch eingetragene 
Pfandrechte find gültig, alle andern find null und nichtig). 

Die Reformen bewegten fi hauptſächlich nad folgenden Rich⸗ 
tungen®t): 

a) ed werden alle nicht öffentlichen vertraggmäßigen Hypo⸗ 
thefen®®), 


Berlauf nicht im Berlaufstermin zu Protokoll angemeldet werben; bei Verkauf 
unter der Hand und ohne Öffentliche Verlaffung bebielten fie ihre Wirkſamkeit. 
— Nah dem Recht von 1618 follten fie gegen ben neuen Erwerber zwiſchen 
ber Sflentlihen Verlaſſung und ber früheftens brei Zage darauf erfolgenben 
Umſchreibung geltend gemacht werden, Heife und Eropp Abb. I. S. 398 ff., 
Baumeifter I. S. 120ff. — Bgl. auch Steinader S. 401 N. 4, ©. 466 f. 

59) Bgl. . B. v. Bar Hann. Hyp. R. S.10, v. Meibom Medi. Hyp. R. 
S. 43. — So auch nach dem neuen Züriher GB. 8 889: das generelle Pfand⸗ 
recht, welches an Mobilien und Immobilten durch kanzleiiſche Fertigung be- 
grünbet werben faun, ſteht allen Spezialpfanbrechten, auch den jüngeren nad, 
beichränkt den Schulbner nicht in ber Dispofition Über fein Vermögen und giebt 
bem Gläubiger nur in dem Konkurs das Recht, nach ben ſpeziell verficherten 
und vor ben laufenden Gläubigern Befriedigung aus dem noch vorhandenen, 
nicht ſpeziell verfiherten Gut zu fordern; vgl. auch 8 896 ff. Die entfprechenven 
Borſchriften Über die geſetzlichen &eneralpfandrechte. 

55) In Preußen zunädft fir Oftpreußen in dem Landrecht v. 1620, vgl. 
Koh 8 227. — Nördling. Statt. v. 1650. IX. $2 (Arnolb Beiträge II. 
©. 495). 

In einzelnen Ländern aber erft wiel fpäter; vgl. 3.8. Baier. Einf.-Gef. 
3. Hyp. Gel. vo. 1822. $ 9, in Raffau erſt feit dem Pfand- u. Prior. Gef. 
v. 15. Mai 1851. 

4) Beſonders einflußreih war bie Preuß. Conkurs⸗ u. Hyp.⸗Ordnung v. 
4. Febr. 1722 (Über fie Dernburg u. Hinrichs Preuß. Hyp. R. ©. 17 ff.) 
und bie ſächſ. erl. Proz. O. v. 10. Ian. 1724. 

55) Schon nad) ver Braunfchw. Unter-Ger. ©. (Pufendorf IV. ©. 127) 
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b) es werden alle Generalhypothefen aufgehoben. Wenn Ies 
mand fein ganzes Vermögen, zu weldem auch Grundftüde gehören, 
verpfänden will, find im Hypothekenbuch bei den einzelnen Grund» 
ſtücken Speztalbypothefen einzutragen) ; 

c) e8 werden die gefeglichen Pfandrechte an Immobilien‘) auf: 
gehoben, das Geſetz giebt jept nur einen Pfandredhtätitel, auf Grund 
deſſen der Berechtigte die Begründung eines Pfandrechts durd) Ein- 
trag fordern fann’”); 

d) ed werben die bejonderen Privilegien einzelner Pfandrechte 
aufgehoben; über ihre Ordnung joll lediglich die Zeit der Eintragung 
entſcheiden. 

So hatte man theils die Prinzipien des ältern Rechts wieder 
zur Geltung gebracht, theils ſie aber noch beſtimmter ausgebildet 
und die dem Immobiliarkredit ſchädlichen römiſchen Grundſätze aus⸗ 


geſtoßen. 


Bweiter Abſchnitt. Bas neueſte Hypothekenrecht. 


Quellen und Literatur. 


Maſcher das deutſche Grundbuch⸗ und Hypothelenweſen. Berlin 1869. 
806 ©. (eine unfelbfländige, viel Material fammelnde, aber nicht verarbeitende 
Compilation mit unzwedmäßiger Anordnung und weitſchweifigen Wiederholun⸗ 
gen. Die Fiteratur ift fehr unvolllommen benützt. Brauchbar find die Auszüge 
aus ben partikulären Gefeten). 

Deutiches Hypothekenrecht. Nach ben Laudesgefeten der größeren beutichen 
Staaten foftematifch vargeftellt; herausgegeben von v. Meibom 1871 ff. 8 Bände. 


fteben die ohne Wiffen des Gerichts begründeten Pfandrechte den dyirograpbari- 
hen Forderungen gleich — Erner Deftr. Hyp. R. S. 65. — Nach dem Wei- 
marſchen Patent v. 1730 (Emminghaus ©. 123 N.2) find dieſelben nicht bloß 
ungültig, fondern können aud mit einer Strafe belegt werben. 

558) Vgl. z. B. Eruer ©. 597. 

. 5) An Mobilten beftehen fie weiter fort ober werben neu ausgebilbet. 

67 Strube Bedenken I. S. 62f. — Mediend. Erbogl. v. 1755. 8 371. 
— Bernburg. Ed. v. 17. Juni 1776 (Heimbach 8 208 N. 26), Preuß. Hyp. O. 
v. 1783. II. 8 182 ff. — Sächſ. erläut. Proz. DO. v. 1724. XLV. $ 1; die voll- 
kommene Aufhebung der gefeglichen Hypotheken in Sachſen 1829, reip. 1844, 
Haubold 8 202. Anm. 1—3 u. $ 206. — Aufhebung in Würtemberg im 
3.1825, v. Wächter I. S. 976. 
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(Die Sammlung ift bis auf die 2. Abth. des 8. Bandes (Preuß. Hecht) abge- 
ſchloſſen und bringt das Recht von Hannover, Medlenburg, Baiern, Sadjen, 
Deftreih, Würtemberg, das rheiniſch franzöfiihe und das Preußifche Recht zur 
Darftellung. Die einzelnen Bände werben im folgenden citirt.) 


Preußen. Hyp. u. Conkurs⸗O. v. 4. Febr. 1722, allg. Hypotheken O. 
v.20. Dez. 1783, Preuß. Landr., Gejetz v. 24. Mai 1853 betreffend einige Ab- 
änderungen ber Hypotheken O. — Gejet v. 5. Mai 1872 über ben Eigenthums⸗ 
erwerb und bie dingliche Belaftung der Grunbftüde, Bergwerke und felbfländigen 
Gerechtigkeiten; und bie Grundbuch - Ordnung vom demſelben Datum. (Unter 
ben verſchiedenen Entwürfen find befonders wichtig Die in amtlicher Ausgabe 
erfchienenen: Preuß. Geſetzentwürfe Über Grunbeigenthbum unb Hyp. R. nebft 
Motiven. Herausgeg. v. Königl. Juſt. Minifterium. Berlin 1869.) 


Die Gefetze von 1872 wurden zunächſt nur in benjenigen Lanbestheilen 
eingeführt, in welchen das Landr. und die Preuß. Hyp. D. galt. Unter ben da- 
mals noch befteben bleibenden provinzialrechtlichen Geſetzen ift hervorzuheben: 
d. Gef. v. 24. Apr. 1854 für die bohenzollern’fchen Fürſtenthümer, d. Geſ. 
v. 2. Februar 1864 zur Berbefferung des Kontraften- und Hypothelenweiens im 
Bez. des Yuftizfenats zu Ehrenbreitftein, das Gef. v. 21. März 1868 betr. 
bie Einführung von Grund⸗ und Hypothelenbüdern und die Verpfändung von 
Seeidiffen in Neunorpommern und Rügen; ferner für Naffau das 
Pfand- und Brioritätsgefeg v. 15. Mai 1851 (vgl. Bertram das Naffanifche 
Privatrecht) und für Hannover db. Hyp. Orden. v. 14. Dez. 1864, (darüber 
v. Bar das Hannoverihe Hyp. R. 1871, 1. Band der v. Meibom’icen 
Sammfung). 


Die Preuß. Geſetze von 1872 find darauf im J. 1873 mit größeren ober 
geringeren Mopifilationen unter Berüdfichtigung ber provinziellen Eigenthäm- 
lichkeiten in andern Lanbestheilen eingeführt: Gef. v. 26. Mai für Neuvor- 
pommern u. Rügen, v. 27. Mat für Schleswig.-Holftein, (Seeftern- 
Bauly das Grundbuchreht für die Provinz Schleew.-Holftein 1874), v. 28. Mai 
für die Provinz Hannover mit Ausnahme des Jadegebiets (vgl. auch Grieſe⸗ 
bad in d. Ztfehr. f. Hannov. R. VIII. 1876. S. 351—414), 0.29. Mai für den 
Dez. des App. Ger. zu Kaffel mit Ausfchfuß des Amtsgerichtsbezirks von Böhl 
(vgl. Blatner Sachenrecht mit befonderer. Rückſicht auf d. frühere Kurfürften- 
thum SHeffen. 1875. S. 171—215), v. 30. Mai für den Bez. des Juſt. Sen. zu 
Chrenbreitftein, v. 31. Mai für die Hobenzollern’fhen Lande. 

Ueber das neuefte Preuß. Hyp. R. v. I. 1872 Förfter III. $ 190—195, 
198—200, Dernburg I. 8 190—206, $ 313— 353, Dernburg und Hinrichs 
db. Preuß. Hyp. R. 1877 (8. Band der v. Meibom'ſchen Sammlung; die 2. Abth. 
ift noch nicht erſchienen) und bie oben $ 95 N. 3 angef. Literatur. 

Baiern. Hypothelengejet v. 1. Juni 1822; von demf. Tage Prioritäts- 
ordnung und Inftr. zum Bollzug bes Hyp. Geſetzes. — v. Gönner Komm. 
über d. Hyp. G., 2. ergänzte Auflage v. &. Sraf. 3 Bände. Mind. 1868; 
Roth 8. II. $ 181—198 (©. 374—498);, Regelsberger Studien im bayer. 
Hypothelenrechte mit vergleichenber Rüdficht auf andere neuere Hypothekengeſetz⸗ 


330 Das neuefte Hypothelenrecht. 


gebungen (aus den Bl. f. Rechtsanwendung) Erl. 1872; derſ. das bayeriſche Hyp. 
Recht. 1874, 1877 (der 3. Band der v. Meibom'ſchen Sammlung). 


Württemberg. Das Pfandgeſ. v. 15. Apr. 1825 u. d. Geſ. bie voll- 
fländige Entwidelung bes neuen Pfandſyſtems betreffend v. 21. Mai 1828. — 
Reyſcher 8 307—342, v. Wächter I. S. 272 ff., befonders aber Erörterungen 
Heft I. no. 7. ©. 137—282, Römer das Wiürttembergifhe Unterpfanbrecdht 
1876 (6. Band db. v. Meibom’fhen Sammlung) und Lang Hanbb. des im 
Kgr. Württ. geltenden Sachenrechts II. 1880 ©. 133—479. 


Königreid Sach ſen. Gefeb v. 6. Nov. 1843 die Grund⸗ u. Hypotheken⸗ 
büder und das Hypothekenweſen betreffend; Bürger. &. B. 8 869 ff., 387 ff.; 
BO, das Verfahren in nicht flreitigen Rechtsſachen betr. v. 9. Ian. 1865. $ 88 
bis 233. Heyne Comm. über d. fähf. Gef. d. Grund- und Hyp. Bücher betr. 
2 Bände. 1845, 46; Stegmaun db. Igl. fähl. Hyp. OD. Ein Commentar zu 
ben db. Verfahren in Grund» und Sppotbelenfachen betreffenden Abfchnitten ber 
Berorbnungen v. 9. Yan. 1865 u. 3. Aug. 1868. Leipz. 1872; Schmidt Bor- 
lefungen S. 259—294, Siegmann b. Tgl. ſächſ. Hypothekenrecht. 1875. (4. Bb. 
der v. Meibom’ihen Sammlung). 

Baden. Im wefentlichen gilt hier franzöfiſches Recht; vgl. darüber Heine- 
heimer bas babifche Pfanbrecht. 1876, in db. v. Meibom’ihen Sammlung VII. 
Abth. 2. 8. 95—196; hier werben S. 101f. auch die befonberen badiſchen Ge⸗ 
fee aufgeführt. 

Großherzogthum Helfen. Geſetz v. 15. Sept. 1858; darüber Wild. 
Müller das Pfandr. nad dem Großherzogl. Heffiichen Geſ. v. 15. Sept. 1858 
erläutert. 1871. 

In Medienburg gelten für die einzelnen Güterarten verjchiebene Hypo⸗ 
thekenordnungen. Beſonders hervorzuheben find: Hyp. O. f. d. ritterfchaftlichen 
Landgüter v. 1819, revid. Hyp. O. f. Landgüter v. 18. Oklt. 1848; Stadtbuch O. 
v. 22. Dez. 1829, in Medi.-Strelig am 6. Ian. 1880 publizirt; revidirte Stadt⸗ 
buch O. v. 21. Dez. 1857; BD. v. 3. Mai 1879. — v. Meibom das Medienb. 
Hypothekenrecht. Leipz. 1871 (2. Band feiner Sammlung); vgl au v. Duhn 
deutſchrechtliche Arbeiten. Lüb. 1877 S. 119 ff. 

Oldenburg. Hypotheken⸗, Eoncurs- u. Bergantungsorbnung v. 11. Oft. 
1814; Geſſ. v. 3. April 1876 (in Anſchluß an die Preuß. Geſetzgebung); heraus⸗ 
gegeben mit Erläuterungen von v. Beaulieu-Marconnay 1876. 

Braunfchweig. Ueber fein älteres komplicirtes Syſtem vgl. Steinader 
S.450ff. Bgl. auch Lirkularrejfript des O. Lanbesgerichts zu Wolfenbittel v. 
3. März 1842, bie Einrichtung und Yührung ber Hypothelenalten und Hypo» 
thekenbücher betreffend. Jetzt, der Preuß. Geſetzgebung nachgebilvet, Geſetze vom 
8. März 1878; Man efeld die Grundbuchgeſetze des Herzogth. Braunſchweig 1878. 

Sachſen⸗Weimar. Geſ. über das Recht an Fauſtpfändern und Hypo⸗ 
theken v. 6. Mai 1839 (396 88) und dazu Ausführungs⸗VBO. v. 12. März 1841 
(190 $$). 

Sadhjen-Meiningen. Gef. v. 15. Juli 1862. 

Sadjen-Altenburg. Gef. v. 13. Oft. 1852. 
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Sachſen⸗Gotha. Ge. v. 22. Apr. 1854, v. 9. Juni 1859 und dazu 
Ausführungs⸗Geſetz v. 9. Dez. 1859; Sachſen⸗Coburg. Gef. v. 24. Mat 1860. 
Eoburg- Gotha v. 1. März 1877. 

Anhalt. Für Anh.⸗Bernburg Gef. v. 25. Aug. 1862 über die Einführung 
von Grund⸗ u. Hyp.⸗Büchern und Über d. Hypothekenweſen; für Anbalt über⸗ 
haupt Gef. v. 13. Apr. 1870 unb Gef. v. 11. März 1877 betr. die Einführung 
von Grundbüchern. 

Shwarzburg Shw.-Sondershaufen Geſ. v. 16. Apr. 1852u.20. Juli 
1857, Nachtragsgefi. v. 31. Dez. 1867, 11. Juli 1870, 11. Ian. 1872 und 
v. 2. Aug. 1882 (nah dem Mufter der Preuß. Geſetze); Schw.⸗Rudolſtadt 
v. 6. Juni 1856. 

Waldeck. Gef. v. 8. Juni 1863; über das frühere Recht Weigel S. 29 fi. 
Dur Gef. v. 25. Ian. 1881 finb die Preußiichen Geſetze mit einzelnen jpeziellen 
Beſtimmungen eingeführt. 

Reuß ä. L. Hyp.⸗O. v. 24. Dez. 1845; fie gehört der ältern Entwickelungs⸗ 
periobe an; dann aber Gef. v. 27. Febr. 1873. 

Neuß j. 2. Gef. v. 20. Nov. 1858; 27. Febr. 1873. 

Lippe. Alte Hyp. O. v. 12. März 1771, mit einzelnen Rachtragsgefeten, 
befonbers der BO. v. 26. Ian. 1841, baß nicht eingetragene Hypotheken nur einen 
Borzug der betreffenden Forderung vor chirographariſchen begründen; nach Preuß. 
Muſter Gef. v. 27. Juli 1882. — Aus Schaumburg⸗Lippe iſt mir kein Hypo⸗ 
theken⸗Geſetz bekannt, außer dem Geſ. v. 28. Apr. 1880 betreffend die Aufhebung 
des gegen die Pfandklage zuſtändigen beneficium excussionis personalis; im 
übrigen ſcheint hier das gemeine Recht zu gelten. 

Hamburg. Gef.v. 4. Dez. 1868 über Grnndeigenthum unb Hypotheken. 

Dremen. Erbe und Hanbfeften-Orbnung dv. 80. Juli 1860. — Poſt 
Das gemeine und Hanſeſtadt⸗bremiſche Immobiliar⸗ und Familienrecht. 1871 
(3. Band feines brem. Privatrechts). 

Lübed. Stadtbuchſs⸗O. v. 6. Juni 1818 (vd. Duhn deutſchrechtliche Arbeiten 
1877 ©. 82 ff.), Hyp. O. v. 22. März 1820, Geſ. v. 25. März 1848, Gef. v. 16. Iuli 
1879, Hypothelen Orbnung v. 5. Mai 1880, mit bem Nachtrag v. 27. März 1882 


Frankreich. Zahariä II $ 256-295, Puchelt bas franz. Privilegten- 
u. Hypothekenrecht 1876 (VII. Iderv. Meibom’fhen Sammlung). — Franken 
Geſch. des franzdi. Pfandrechts I 1879. 

Eine befondere Darftellung bes franzöfiſchen Pfandrechts in Elfaß- 
Lothringen von Dreyer, in ber Preuß. Rheinprovinz von Gorins, 
in ber baier. Pfalz von Thoma, in Rheinheffen v. Lippold enthält 
Band VII Abth. 2 verv. Meibom’fhen Sammlung 1876. Ueber Baden vgl. 
oben ©. 330. 

Defterreid. Allg. Grundbuchgeſetz v. 25. Juli 1871. — Erner bas 
Bublizitätsprinzip, Stubien zum öſtr. Hypothefenrecht. Wien 1870; bie Reform 
des Hyp. Rechts in Defterr., in Behrend's Zeitihr. VL ©. 178 ff., 584 ff. 
Bol. auf Randa in d. Deftr. Ger. Zeit.1871. no. 36—44. 1872. no. 38—85 
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und in d. frit. Biertelj. Schr. XVI. 1874. ©. 17 fi. — Ganz befonders Erner 
das Defterr. Sypothelenredht 1876, 81 (5. Band der v. Meibom’ihen Sammlung). 

Schweiz. Zür. G. B. 8 776 ff. — Bernifches Gef. v. 3. Apr. 1861 (aud in 
König's Bern. Civilgefegen II. &. 366 ff.) — v. Wy ß d. Rechtskraft ver Grund- 
protofolleinträge nach den Rechten der deutſchen Schweiz, insbefondere Zürichs, in 
d. Ztfch. f. ſchweizer. Recht, XVIL 2. Abth. S. 91 - 148. — Derfelbe Referat 
über die ſchweizer. Öypothelenrechte, erſtattet dem ſchweiz. Juriftenverein. Baſel. 
1874 und: Beiträge zu ben ſchweizer. Hypothekenrechten in d. Ztichr. f. ſchweiz. R. 
XIX. S. 3—67 (1875). 


Schriften über die neuefte Geftaltung bes Hypothekenrechts, mit hauptjäch- 
licher Beziehung auf die Preuß. Geſetze: 

©®dppert in d. Preuß. Anw. Zeitung 1864. no. 33 — 37, S. 257 — 295. 
— Bekker die Reform des Hypothekenweſens als Aufgabe bes norddeutſchen 
Bundes. Berl. 1867. — Lette das landwirtbichaftliche Krebit- u. Hyp.⸗Weſen. 
Berlin 1868. — F. P. Bremer Hypothel und Grundſchuld. Eine dogmatifche 
Unterfuhung mit krit. Berückſichtigung des Preuß. Gefeentwurfs. Gött. 1869. 
— Btebarth die Reform bes Grundbuchrechts. Kritil der preuß. Geſetzent⸗ 
wäürfe über Grundeigentbum und Hypothekenrecht. Halle 1870. S. 64 — 92. — 
Dito Bähr die Preuß. Geſetzeutwürfe Über bie Rechte an Grundvermögen, in 
v. Ihering’s Jahrbb. 1871. XI. S. 1—137. — v. Bar über ben jelbflänbi- 
gen Charalter der Hypothek (Realobligation) im neueren Hypothekenrechte mit 
bejonberer Berüdfichtigung bes neuen preuß. Geleßentwurfs, im Arch. f. civ. 
Praxis LIII. ©. 562 —587. — Gerh. Buchka die Hypothek des Eigenthümers 
nach den neueften beutichen Gefeßgebungen in ihrem Berhältniß zum röm. Recht. 
Wismar. 1875. — E. Parts Eollifion der Hypothek mit dem Eigenthum. Eine 
Kritit der betreffenden Entſcheidungen bes Kgl. D. Zrib. u. Beleuchtung ihres 
Einfluffes auf das neue Eigenthumsgeſetz. Köslin 1875. — Sohm Über die 
Natur und Gefchichte der modernen Hypotbel, in Grünhut's Ztſchr. V. S. 1—37. 
— Ludw. Kühnaft Unterfuhung des Begriffs der Grundfhuld. Rummelsburg 
1877. — H. Colberg Über die Bedeutung bes äffentlihen Glaubens des Hypo- 
thefenbuche. Halle 1877. — v. Roth die hypothelariſche Succefflon und bie 
Eigenthümer- Hypothel im Arch. f. civ. Praxis LXII. 1879. S. 97 —148, 
(Separatabzug.) 


So wie Mande die Reallaften in dem Obligationenrecht abhandeln, laffen 
ſich auch Gründe dafür beibringen, daß man das moderne Hypothekenrecht in 
das Obligationenrecht ftellt: denn bie Hypothek ift zu einer befonbers qualift- 
zirten Obligatton geworben. 
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Nachdem die Preußiſche (1722) und kurſächſiſche Gefepgebung 
(1724) in ausführlicheren Hypothefengejegen die Prinzipien der Pur 
blizität und der Spezialität theils wiederhergeftellt, theild in feiterer 
Weiſe durchgeführt hatten, find diefelben in einem fich immer mehr 
auddehnenden Ländergebiet anerkannt und durch neuere Hypotheken⸗ 
ordnungen normirt worden. Zugleih find in Zujammenbang mit 
den ältern Auffafjungen über Pfandrecht und Rentenkauf einzelne 
Beſtimmungen für die Hypothefen zur Geltung gebracht, welche die- 
jelben in felbftändiger, vom römilchen Rechte prinzipiell abweichender 
Weile regeln und den Reallaften annähern. In diefer Richtung er⸗ 
langten vielfady einen maßgebenden Einfluß die neuere Medlenburs 
giſche Geſetzgebung, beſonders die revidirte Stadtbuchordnung vom 
21. Dezember 1857, und in neueſter Zeit die Preußiſchen Geſetze 
von 1872, deren Beſtimmungen theils mehr, theils weniger wörtlich 
in die feither in andern deutſchen Staaten erlaffenen Hypotheken⸗ 
ordnungen übergegangen find!) 

1. Die Hypothek des modernen Rechts, neben welder das 
Nupungspfand oder die Antichrefe nur von untergeordneter Bedeutung 
ift ($ 111. 8), unterfcheidet fich ihrem innern Weſen nach weſentlich 
von der Hypothek ded roͤmiſchen Rechts. Ein Forderungsrecht wird 
dur) Eintragung im Grundbuche mit dem betreffenden Grundftüd in 
ber Art in Berbindung geſetzt, daß der jedesmalige Eigenthümer ded» 
jelben ald Schuldner erjcheint und dem Gläubiger mit dem Grund» 
ftad für den Belauf der Forderung verhaftet if. Der moderne 
Hypothekengläubiger fann, wenn ihm feine Forderung nicht erfüllt 
ift, fich fofort an den Eigenthümer des verpfändeten Grundſtücks 
halten und von ihm aud dann die Befriedigung fordern, wenn er 
gar nicht fein perfönliher Schuldner ift. Die Hypothek giebt ihm 
nicht ein bloß in subsidium geltend zu machendes, fondern ein prins 
zipaled Necht, dem die exceptio excussionis nicht entgegeniteht. 


1) Das Preußifhe Gefeß über den Eigenthumserwerb und bie bingliche 
Belaftung der Grundſtücke und die Preußiſche Grundbuchordnung haben für das 
Hypothelenreht eine ähnliche Bebeutung in Deutſchland gewonnen, wie das 
Preußiſche Berggeſetz von 1865 für die fpätere partiluläre Bergeſetzgebung (vgl. 
unter 8 141). 
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2. Der Hypothefengläubiger hat ein in gewifjem Umfange!*) 
jelbitändige®, von der causa debendi losgelöſtes Recht auf Bezah- 
lung einer beitimmten Summe gegen den Eigenthümer ded Grund⸗ 
ſtũcks. 

Die Hypothek wird beſtellt für ein Forderungsrecht, ſei es ein 
gegenwaͤrtiges, ſei es ein künftiges!) oder bedingtes, woher auch in 
den meiſten Hypothekenordnungen die Eintragung des Rechtstitels 
neben der Summe der Forderung verlangt wird. Durch die Ein⸗ 
tragung im Grundbuch erfährt die Forderung eine weſentliche Modi⸗ 
fifation der regelmäßigen obligationenrechtlichen Natur, in ähnlicher 
Weile, wie die Forderung, über weldhe ein Wechſel ausgeſtellt wird, 
bejonderen Normen unterliegt. 

Wie jeder Wechſel durch ein obligatorisched Verhaͤltniß veran- 
laßt wird, ift die8 auch bei der Hypothek der Fall, und wie troß 
der formalen Natur des Wechlelveriprechend dad demfelben zu Grunde 
liegende Geichäft auf den Aniprud aus dem Wechſel einwirkt, wenn 
ihn der urfprüngliche Gläubiger geltend macht, jo ift auch die Hypo⸗ 
thek von der unterliegenden Obligation abhängig, wenn der Hypo⸗ 
thefengläubiger zugleich der Gläubiger aus dem urjprünglichen Rechts⸗ 
verhältnig und der Eigenthümer ded mit der Hypothek belegten 
Grundſtücks zugleich der urfprüngliche Schuldner ift oder die per- 
ſönliche Schuld übernommen hat. Sn folden Fällen darf der 
Schuldner dem Gläubiger alle Einreden aus dem unterliegenden 


10) Es läßt fih nicht unbedingt und uneingefhräntt bie Selbfländigleit 
ber Hypothek vertheibigen; vielmehr kommt es darauf an, wie weit biejelbe in 
ber Hypothelenorbnung anerkannt ifl. — Einzelne Schriftfteller halten an dem 
accefjorifhen Charakter feft, de lege ferenda für bie Selbflänbigkeit 3. B. 
Bekker S.72ff. Für Hannover vgl. v. Bar Hannov. Hyp. R. S. 53ff., für 
Defterreih Erner öfterr. Hypothekenrecht S. 39 ff. Letzterer erklärt fi für die 
accefforifche Natur, aber in einem andern als dem römifchen Sinn. Die Pfand⸗ 
forderung fei nicht Eriftenzbepingung, fondern nur VBorausfegung für Die Hypothek; 
ihr urſprünglicher Mangel ober Kortfall made die Hypothek nicht nichtig, ſondern 
nur anfechtbar; Überbies aber fei im öffentlichen Intereſſe die Anfechtbarkeit in 
einzelnen Fällen ausgeſchloſſen. — Das find fo weientlihe Beſchränkungen der 
accefjoriihen Natur, daß man fie ebenjo gut auch leugnen könnte. 

2b) Bol. 3. B. Erner ©. 129 fj., Römer MWürtt. Unterpfanbsredht 
©. 104 ff. 
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Nehtöverhältniß entgegenftellen, insbeſondere auch es geltend machen, 
daß die betreffende Forderung erlofchen: ift. 

Sowie aber der Wechlelihuldner dem Indoſſatar gegenüber 
nicht auf das urſprüngliche Verhältniß zurüdgreifen fann, ſondern 
jeine Verbindlichkeit lediglich au8 dem Inhalt der Urkunde beurteilt 
wird, jo tritt auch der acceſſoriſche Charakter der Hypothek, die Bes 
ziehung der Hypothek zu der Forderung, für melde die Eintragung 
erfolgte, dann zurüd, wenn der Eigenthümer ded Grundſtücks nicht 
perfönlicher Schuldner ift oder wenn der Gläubiger nicht der ur- 
Iprüngliche Gläubiger ift, jondern fi die Hupothefenforderung bat 
cediren laſſen. Die Hypothek erjcheint jetzt als losgelöſt von ihrer 
materiellen causa debendi, ald ein formelled Forderungdrecht; der 
Gläubiger hat jept ein Recht auf die eingetragene Summe zur Zeit 
ihrer Fälligkeit gegenüber jedem Eigenthümer des Grundſtücks und 
braucht feine andern Einreden zu fürchten, als ſolche, welche in der 
Form oder in feiner eigenen mala fides begründet find, indem er 
zur Zeit des Erwerbs feiner Forderung die Eriftenz folcher Einreden 
fannte oder kennen mußte?). 

Die Hypothek ift aljo ein durch eine unterliegende causa her- 
vorgerufened, an fi) von ihr abhängiged, d. h. acceſſoriſches Recht. 
Durch Loslöſung von ihren urjprünglichen Subjelten ift fie aber ges 
eignet, als jelbjtändige Obligation fortzubeftehen; fie führt diefe un- 
abhängige Eriftenz, fobald in der Perfon des Grundeigenthümerd 
oder ded Gläubigerd eine Aenderung eintritt, ohne daß Gläubiger 
und Schuldner von neuem eine materielle obligatorijhe Verbindung 
unter fich begründen. 

Man Tann fih die Sache auch fo denken, da wenn der 
Schuldner auf feinem Grundftüd eine Hypothek eintragen läßt, neben 


7) 8 geht weit über das Bedürfniß binaus, wenn in ben Motiven zu 
ben Preuß. Gejegentwärfen (1868) gejagt wird: „wenn ber Befiter eines 
Grundſtücks eine Hypothek für eine Schuld bewilligt, fo liegt in dieſer Be- 
willigung ein Verzicht auf alle Einreden, weldhe aus der rechtsgültigen Ent- 
ſtehung des perfönlihen Schuldverhältniffes entnommen gegen bie Rechtsbe⸗ 
flänbigleit ber Hypothek gerichtet werden könnten.“ Sie wollen aljo nicht unter- 
ſcheiden, je nachdem der Hypothekenbrief noch in erfter over in einer folgenden 
Hand fi befindet. Mit Hecht dagegen Bähr S.49ff., 108 ff. Auch iſt dieſer 
Standpuuft im Preuß. Geſetz felbft aufgegeben, vgl. $ 38. 
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feine perlönliche Obligation noch eine Obligation deſſelben ald Eigen 
thümer bed verpfändeten Grundſtücks tritt. Das Schickſal diefer 
beiden Obligationen ift nidht aneinander gebunden. Was die aktive 
Seite anbetrifft, iſt ein Audeinandergeben nit möglid, ſondern 
bleiben fie beide in der Hand des Gläubigers vereinigt; doch Tann 
in paffiver Beziehung eine Spaltung erfolgen, wenn dad Grunditüd 
auf einen neuen Eigenthümer übergeht, ohne daB der perlönlidhe 
Schuldner jeiner Verbindlichkeit entlafjen wird®). 

3. Die Selbftändigkeit der Hypothefenforderung in Folge ihres 
formalen Charakters zeigt fi) noch nach zwei Richtungen hin: a) die 
Hypothek erliicht nicht mit Erlöfchung ded materiellen Forderungde 
rechts, fondern hat einen felbftändigen Beſtand, bis fie in formaler 
Weiſe gelöſcht ift; b) fie fihert nicht die Forderung nad) der Höhe 
ihres Belaufs, jondern gilt für eine feit beftimmte Geldjumme, gleich⸗ 
viel ob die unterliegende Forderung höher oder geringer ift. 

4. Der Eigenthümer als folder ift Schuldner der Hypotheken⸗ 
ſchuld, ed befteht eine fog. Realobligation). Ebenſo wie bei der 
Reallaft geht die Schuld auf den neuen Erwerber des Grunditüds 
über; ed erfolgt die Succeffion in die paffive Seite der Obligation 
nach fachenrechtlihen Negeln. — Der Eigenthümer ift Schulbner®), 


3) Bol. auch Sohm ©. 32. Man darf aber bie beiden Obligationen nicht 
mit v. Meibom S. 101 als folibarifche bezeichnen, da durch Zilgung ber einen 
nicht die andere befeitigt wirb. 

4) Den Ausprud Realobligation brauden z. B. Bremer, Leite, Beller, 
v. Meibom, Negelsberger, Sohm. 

5) Einzelne leugnen die und halten an ber römiſchen Auffaflung feft. 
Der Eigenthümer fei nicht Schulbner; er fei nur verpflichtet zur Herausgabe ber 
Sade, zur Duldung ber hypothelariſchen Exekution; er fei aber berechtigt, bie- 
felbe durch Zahlung der Hypothelenfhuld abzuwenden. So Erner ©. 38, 231, 
236 ff, Römer S. 8f. (Aehnlich hatte Dernburg I. $ 313 in den früheren 
Auflagen e8 für eine ungenaue Formulirung erklärt, wenn ber Eigenthümer auf 
Zahlung ber eingellagten Summe bei Vermeibung ber Zwangsvollfiredung in 
das Grundſtück befangt unb demgemäß verurtbeilt werde; „bie Zahlung ber 
Klagfumme bilde ein Recht, nicht eine Verpflichtung bes dritten Pfanbbefigers“. 
In der 3. Auflage giebt er diefe Auficht auf und erklärt, baß der Anfpruch bes 
Släubigers ein „obligattonsartiger” fei.) 

Bol. dagegen und gegen bie verwandten Anfichten von Unger und Ziebarth - 
Negelsberger Baier. Hyp. R. I. S. 31 ff. (derfelbe führt auch S. 32 einzelne 
Geſetze an, welche direkt die Verpflichtung des Eigenthümers zur Zahlung aus⸗ 
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aber er haftet, wenn er nicht urſprünglicher Schuldner ift oder micht 
die Schuld bejonderd übernommen bat, ähnlich wie der Renten» 
Ihuldner nur beſchränkt, nur mit dem Grunditäd‘). Es liegt bier 
einer der nicht feltenen Fälle des deutſchen Obligationenrechtd vor, 
in denen der Schuldner nur mit einem beftimmten Objekt oder bis 
zu einer gewifjen Höhe zu der Erfüllung der Obligation verpflichtet 
ift (vgl. III. $ 175 IL). Um dies zu erklären, hat man biöweilen 
behauptet, nicht der Eigenthümer, ſondern da8 Grundftüd jei Schuldner. 
Indeſſen ift ebenfo wie für die Reallaſt (vgl. $ 101. 4) auch für 
die Erflärung der Hypothek die Perjonifilation des Grundſtücks 
weder erforderlich noch überhaupt zu rechtfertigen”). 

Mit der Neallaft verwandt ift die Hypothek dadurd, daß der 
Schuldner durd dad Grundſtück beitimmt wird, von ihr verjchieden 
dadurch, daß der Gläubiger ein Recht auf dad Kapital und mög» 
licherweife auch auf Verzinſung deſſelben bat, während der Real- 
laft die Verpflichtung zu einzelnen 2eiftungen wejentlid iſt. Auch 
ift bei den Reallaſten, abgejehen von dem Altern Rentenkauf, der 
Schuldner nicht bloß mit dem Grundftüd, jondern aud mit feinem 
übrigen Vermögen verhaftet. Sein wmejentlicher Unterjchied®) iſt es, 
daß der Hypothekenſchuldner durdy Zahlung bed Kapitald die Schuld 


ſprechen), ©. 375 ff., 378 ff, Sohm S.30ff., Buchka S. 52, 80 n.|.w. — 
Bei jener Annahme wirb nicht genügend berüdfichtigt Die Bedeutung, welche ber 
Ausihluß der exceptio excussionis für die Natur ber modernen Hypothek bat 
und daß der Gläubiger dem Eigenthümer bes Grundſtücks bie Hypothek kündigen 
darf. Wie fommt der Gläubiger dazu einer Perſon gegenüber, welche nicht fein 
Schuldner if? — Bol. auf Anm. 15. 

6) Unfere Terminologie ift bier mangelhaft. Perfönlich verhaftet ift ſowohl 
wer mit feinem ganzen Bermögen als wer bloß mit einen beftimmten Objekt 
oder bis zu einer gewiffen Grenze für eine Schuld einfieht. Aber wir pflegen 
perfönliche Verhaftung regelmäßig in dem Sinne der unbegrenzten Berpflichtung 
zu nehmen. Zweckmäßig ift flatt „perſönlich“ ober „binglich verhaftet” (Roth 
II. &. 405) zu fagen „unbegrenzt“ und „begrenzt verhaftet”. 

) Befeler $97 VII fagt, die Perfonifllation fei an fich berechtigt; doch 
bedürfe man nicht „einer folgen Fiktion als Surrogat (?) der Zins- und Pfanb- 
gewere bes ältesen Rechts”; Leite ©. 47: „ber jebesmalige Eigenthümer ift nur 
Repräſentant des gewiffermaßen (!) als beſondere juriftiiche Perſönlichkeit be- 
trachteten mit der Hypothek belafteten Guts“. — Gegen bie Berfonifilation 
v. Meibom ©. 38, Buchka S. 65, Kühnaſt ©. 18f. 

%) AM. v. Meibom ©. 37. 

Stobbe, Privatreiht. IL 2. Aufl. 2 
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tilgen Fann. Denn aud die Reallaften find im neueren Recht ab» 
lösbar geworden, und amdererjeitö gehört ed nicht zum Weſen ber 
Hypothek, daß fie kündbar iſt“); fie kann auch als Sicherungsrecht 
für die fortlaufende Zahlung der Zinfen eine hingegebenen Kapitals 
mit der Wirkung beftellt werden, dab nur bei auöbleibender Zind- 
zahlung, im Konkurs oder bei der Subhaftation das Kapital als 
Forderung liquidirt wird. Die moderne Hypothek ift alfo Feine 
Reallaft, fie gehört aber mit den Reallaften zu derjelben Kategorie 
von Rechten, bei welchen der Schuldner durch den Befib oder dad 
Eigenthum einer individuellen Sache beftimmt wird. 

5. Neben feinem $orderungdrecht auf Kapital, resp. die Zinſen 
defjelben hat der Hypothefengläubiger auch ein Recht an dem Grund» 
ſtück: die Sache felbit ift ihm verhaftet. Wenn bereitd im römijchen 
Recht dad Pfandrecht in einem bedeutenden Gegenfab gegen die 
übrigen dinglihen Rechte fteht, indem e8 ein nur eventuell und nur 
einmal audzuübendes, dann aber tief in das Eigenthum eingreifendes, 
daffelbe aufhebendes Recht ift, jo tritt diefe abnorme Art Dinglicder 
Herrihaft bei der modernen Hypothek in noch höherem Grade ber: 
vor. Die Hypothek giebt dem Pfandgläubiger weniger als das rö- 
miſche Recht; er kann im Fall der Nichtzahlung nicht den Beſitz ber 
Sache fordern, um fie zu verkaufen, vielmehr nur verlangen, dab 
in diefem Falle da8 Vermögensobjekt dur Vermittlung des Ges 
richts in feinem Intereſſe verwendet wird. Diele Befugnib tft aber 
noch immer ein dingliche8 Recht!) und unterſcheidet ſich weſentlich 


9%) AM. Förfter III. 8 190 na N. 19. 

10) Regelsberger bayer. Hyp. R. S.36 behauptet, daß im Sinne bes 
röm. Rechts der Gläubiger gar kein dingliches Recht habe; er will die Hypothel 
nur für ein bingliches Recht im deutſchen Sinne, für ein dinglich wirkſames 
Recht erklären. Zweifelhaft tft mir, ob der Berfafler an biefer Anficht noch feft- 
hält; denn S. 377 N. 4 fagt er: „für die moderne Hypothek wird das dingliche 
Element nicht völlig gefeugnet, ſondern nur eine eigenthümliche Verbindung bes» 
ſelben mit dem obligatorifchen behauptet. Mit einer fo ungmweidentigen Bildung 
muß aber die Yurisprudenz rechnen, wenn auch ihre Kreife daburdh unangenehm 
geftört werden.” — Für die Combination des dinglichen und perfönligen Rechts 
erflären ſich Buchka S. 80 f., Kohler pfandrechtliche Forſchungen S. 52 ff. und 
Hartmann Obligation 1875 ©. 135 ff., 140: „das Forberungsredht beftebt bier 
nit als dingliches Recht, fondern nur kraft der Sanktion dur ein mit ihm 
verfnüpftes bingliches Recht. Als einziges äuferftes Mittel zu ihrer Satisfaltion 
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von dem Recht, welches jeder Gläubiger im Falle der Nichtzahlung 
gegenüber dem Vermögen feine Schuldnerd hat. Wenn diefer auch 
fordern Tann, daß das Gericht ihm durch Veräußerung des Ber- 
mögend ſeines Schuldnerd zur Bezahlung feiner Forderung verhifft, 
jo ift dad Recht des Hypothefengläubigerd ein qualifizirtes, auf be- 
fonderm Titel beruhended, ein jus quaesitum an einer einzelnen 
fremden Sade; er hat Died eventuelle Herrſchaftsrecht jedem Eigen- 
thümer und Befiger der Sache, aber auch dem dritten Gläubiger 
gegenüber, indem, wenn dieſer das betreffende Objekt zur Befriedi- 
gung feiner Forderung in Anſpruch nehmen will, der Pfandgläubiger 
ihm vorgeht. 

6. Somit ift alfo dad hypothekariſche Recht ein aus verfchie- 
denen, theild obligatorijchen theils dinglihen Elementen zufammen- 
gejehted Recht, welched nicht einfach in den Rahmen der römifchen 
Kategorien des dinglichen oder perfönlichen Rechts hineinpaßt. 

7. Neben der im biöherigen behandelten modernen Geftaltung 
der Hypothek geht noch eine andere einher, welche in noch höherem 


tft dem Gläubiger die rechtliche Macht garantirt, Durch gerichtliche Bermittelung 
die Subhaftation des Grundſtücks bewirken zu laffen u. f. w. Angelegt ift das 
ganze Hechtsverhältni in ber Hoffnung darauf, daß es normaler Weife auf 
Grund freier Befriedigung des Forderungsrechts feitens bes verpflichteten Eigen- 
thümers fein Ende finde.” Dernburg I. $ 313 (3. Aufl.) erklärt fih für ben 
Dinglihen Charakter der Hypothek; doch fei fie verwandt mit perfönlicden For- 
derungen. 

Nenerbings bat Sohm S. 25 ff. die Dinglichleit ans einem andern Geſichts⸗ 
punkt heraus beftritten: der Gläubiger fei nicht zu einer eignen Handlung in 
Rückſicht auf das Grunbftüd berechtigt; „ber das dingliche Hecht harakterifirende 
Inhalt“ fer aber „pie Befugniß, ſelbſthandelnd auf bas Objelt bes Rechts 
einzuwirken“. Daher fei das Recht auf Erekution Überhaupt kein Privatrecht, 
fondern ein Recht dffentliher Natur. — Meines Erachtens if der Gegenſatz 
zwifchen der eignen Handlung bes Gläubigers nach Römiſchem Recht unb der 
richterlichen Exekntion nad deutſchem Hecht nicht jo groß, nm darauf hin bie 
privatrechtliche Natur des Rechts auf Befriedigung aus dem Grundſtück zu leugnen. 
Denn and nad Römiſchem Recht ift der Gläubiger nicht bebingungslos zum 
eignen Handeln befugt. Auch er bedarf, wenn ber Eigenthümer ihm das Grund⸗ 
ſtück nit zum Verlauf ausliefert, ber Hülfe des Richters. — Außerdem erklärt 
uns Sohm nicht, wie bie privatrechtliche Realobligation mit der Bffentlichrecht- 
fihen Befugniß auf Erelution in Berbindung gebracht ift und wie wir uns dieſe 
Verbindung zu denken zu haben. — Gegen Sohm haben fih erklärt v. Roth 
Hypothek. Succeffion S. 103, Kohler S. 59 ff. 

22* 
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Maße den accefforiihen Charakter abgeftreift hat. Dieſe Geftaltumg 
der Hypothek gehört der Mecklenburgiſchen Gefebgebung an, welche 
erflärt, „daß durch die Eintragung feine bloßen Sicherheitdrechte für 
eine perjönliche Verhaftung des die Eintragung beantragenden, ſon⸗ 
dern felbftändige dingliche Belaftungen des Grundftüd8 entitehen“ '!); 
darum wird auch nad ihr in dem Grundbuch die causa debendi 
neben dem betreffenden Poften nicht eingetragen!!‘) und ift die Ein- 
tragung der Hypothek von einer perjönlichen, das übrige Vermögen 
erfafienden Berhaftung des Schuldnerd nicht nothwendigerweile be= 
dingt, fondern iſt in dieſer Beziehung Alles der Vereinbarung der 
Betheiligten überlaffen"?).. 

Das Preußiſche Geſetz von 1872 und die ihm folgenden Par- 
tifulargefege Tennen neben der eigentlihen Hypothek, welche mit 
Angabe des Schuldgrundes und unter Borlegung der Schuldurkfunde 
von dem igenthümer bewilligt wird, die jog. Grundſchuld, bei 
welcher feine Angabe eined Schuldgrundes ftattfindet). Indem 
bier die Obligation des Grumdeigenthümerd von vorne herein als 
Ioögelöft von der materiellen causa debendi eingetragen wird, weldye 
zur Begründung der Grundſchuld die Veranlaffung gab, erjcheint 


11) Medi. Rev. Stadtbuch⸗Ordnung v. 21. Dez. 1867. $ 19. 1. 

11a) Schon vorher galt dies für das Hamburgifche Recht, auf Grund ber 
Hamb. Statt. I. 20. art. 2; Baumeifter I. S. 175. — Ueber die Loslöfung 
ber Hypothek von ihrer materiellen causa debendi nad 2üb. u. Hamb. Recht 
Delbrück in d. Ztichr. f. Deich. R. XV. ©. 128, 134 ff. 

12) 9. Meibom S.99f., 128f., Medi. Stbtb. O. 8 19. 2. 

18) Preuß. Gef. $ 18: „Das Recht der Hypothek und der Grundſchuld 
entfteht durch die Eintragung im Grundbuch“; $ 19: „bie Eintragung erfolgt, 
wenn ber eingetragene ober feine Eintragung gleichzeitig erlangende Eigenthümer 
fie bewilligt. Die Bewilligung kann mit Angabe eines Schulbgrundes geſchehen 
(Hypothef) oder ohne Angabe eines Schuldgrundes (Grunpfchuld). Im erfieren 
Falle muß die Schuldurfunde vorgelegt werben.” Die preußiihen Entwürfe 
ftellten noch nicht die Grundſchuld der Hypothek gegenüber, fondern kannten nur 
eine Hypothek, welche aber unabhängig von dem unterliegenden Rechtsverhältniß 
fein follte.e Da nun aber während ber parlamentarifchen Verhandlung auch bas 
accefjoriiche Pfandrecht gefordert und in ber Literatur beionbere von Bremer 
und Ziebarth eine Sonderung von Hypothek und Grundſchuld oder Werthrecht 
verlangt wurde, ift Diejelbe in dem Preußiſchen Geſetz erfolgt. Im wiefern biefe 
Doppelgeftalt wirklichen Bedürfniſſen des Lebens entfpricht, wirb erft die Zukunft 
lehren; Dernburg I. 8316, Buchka ©. 115. 
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fie ald abſtrakte Obligation!), ald Forderungsrecht auf eine be 
flimmte Summe resp. auf die Berzinfung diefer Summe und nähert 
fih dadurch dem altdeutichen Rentenfauf in nod höherem Grade 
an, als dies bei der Hypothek der Fall if. Immer aber befteht 
auch hier ebenjo wie bei der Hypothek nicht bloß eine Belaftung der 
Sade, fondern zugleih eine Verpflichtung des Cigenthümerd: die» 
ſelbe unterjcheidet fi aber von der römischen Obligatio dadurd, 
daß der Schuldner lediglich mit dem belafteten Grundftüd haftet 
und daß die paffive Seite der Obligation mit der Veräußerung 
des Grundftüdd ohne weiteres auf den Erwerber übergeht"). 
Uebrigens ift der ganze Gegenfaß der Hypothek und der Grund: 
ſchuld weniger durchgreifend, als es auf den erften Blick ericheint!‘). 
Denn injofern ald neben der Grundſchuld der Eigenthümer nod) 


14) Daher haben Einzelne den Grundfchuldbrief als Grundwechſel be- 
. zeichnet. 

1) Wie Einzelne für die moderne Hypothek die Obligation leugnen, vgl. 
oben Anm. 5, lehrt diefe Anficht auch für Die Grundſchuld wieder. So behauptet 
3. B. Bremer ©. 53ff., daß es fih bier nur um ein bingliches Hecht auf 
Berwertbung der Sache handle; das Grundrecht fei die Befugniß, die Sache 
zu verwertben und fih den Erlös anzueignen ohne alle Beziehung zu einem 
perjönlihen Schuldverhältniß. Wolle der Eigenthümer der Veräußerung ent- 
gehen, fo bleibe ihm feine Wahl; er müſſe zahlen, obgleich er perfünlich zu einer 
Zahlung nicht verpflichtet wäre. — Meiner Anfiht nad liegt die Sade nicht 
fo: „Ih kann beine Sache veräußern laſſen; du kannſt dem aber entgehen, 
wenn bu zahlſt“; fondern: „Du folft zahlen; ich kann Zahlung von dir fordern; 
zahlſt Du nicht, fo wird bein Grunbftüd veräußert“. — MUebrigens kann 
Bremer ©. 61f. mit Bezug auf bie verzinsliche Grundſchuld den obligatori- 
ſchen Charakter nicht leugnen, fucht aber dieſem Bedenlen dadurch zu entgeben, 
daß er das auf den Werth ber Sache gerichtete Hecht für das prinzipale, das 
auf bie terminlichen Geldzahlungen für das accefforiiche Recht erklärt. — Bgl. 
auch gegen Bremer Förſter Grundbuchrecht S. 135 f. 

16) 8 38 einer ber unglüdlichfien des ganzen Geſetzes, welcher zu zahl- 
reihen Zweifeln Beranlaffung giebt; feine Mängel find ein Beleg dafür, daß 
bei ber parlamentarifhen Behandlung und Entflehung ber Geſetze das Refultat 
leicht Flickarbeit wird; Über die Entſtehungsgeſchichte des 8 38 vgl. auch Dern- 
burg I. $ 342. — Förſter (der Rebaltor des Entwurfs) Grundbuchrecht 
S. 200 ff. gefteht felbft ein, daß in Rüdfiht auf die Einreben ber einzige Un- 
terſchied zwiſchen Hypothek und Grundſchuld darin beftehbt, daß bei ber erften 
dem unentgeltlihen Erwerber unbeſchränkt Einreden aus der Perjon des erften 
Glaͤubigers entgegenftehen, während bei der Grundſchuld fie ihm nur entgegen. 
zeſtellt werben können, falle er fie zur Zeit feines Erwerbes kannte. 
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aus der materiellen die Grundihuld veranlafjenden Obligatio ver- 
pflichtet ift, darf er unter Umftänden Einreden aus dem materiellen 
Rechtsverhältniß dem Gläubiger entgegenhalten, ebenfo wie anderer- 
feitö dem Schuldner aus einer Hypothef unter Umftänden feine Ein- 
reden aus dem materiellen Rechtöverhältniß entzogen find. Sodann 
aber kann es ebenjo bei der Hypothek wie bei der Grundſchuld vor⸗ 
fommen, daß der Schuldner nicht bloß mit dem Grunditüd, ſondern 
auch mit feinem übrigen Vermögen dem Gläubiger haftet. So 
fommen fih Grundſchuld und Hypothek auf halbem Wege entgegen. 


8 110. Das Prinzip der PBublizität. 


1. Hatte man für öffentlidhe Hypotheken ſchon längſt die Be— 
ftelung vor Gericht und die Eintragung in Gerichtd-, Grund⸗ oder 
Hypothekenbücher gefordert, jo verlangen die neuen Hypotheken⸗ 
ordbnungen, daß alle Hypotheken öffentliche fein und in amtlich ge= 
führte Hypothefenbücher eingetragen werden jollen. Wo nicht bereits 
Hppothefenbücher beitehen, jollen diejelben fofort angelegt werden. 
Bald beſtehen diefelben für fih und enthalten nur nachrichtlich für 
den Zweck des Hypothekenweſens zugleih Eintragungen über den 
Eigenthümer, über die faktiiche und rechtliche Beſchaffenheit ded bes 
treffenden Grundftüds!), bald find fie mit den Grundbücdhern in der 
Meile verbunden, daß in demjelben Buch aud der Eigenthümer, 
die fonftigen dinglihen Rechte und Belaftungen ded Grundftüde 
u. |. mw. mit den Wirkungen der Yublizität eingetragen werden?). 
Regelmäßig werden auf dem für die Hypotheken und Grundfchulden 
beitimmten Blatt mehrere Colonnen angelegt, in deren einer bie 
einzelnen Sorderungen nad ihrem Betrage, Rechtsgrund (joweit der⸗ 
jelbe überhaupt einzutragen ift), die Namen der Berechtigten, Zind- 
fuß u. ſ. w., in der zweiten die Veränderungen mit den betreffenden 
Poften, bejonderd Ceſſionen und in der dritter die Tilgungen, 
Löſchungen eingetragen werden. 

2. Die Hypothekenbehörden haben, bevor fie einem Antrag 


1) Dies gilt 3.8. nad ber Medi. Sup. O. für Landgüter, nach baterifchem 
Recht u. ſ. w. 
9) Bgl. überhaupt oben IS 67. II, III. 
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auf Eintragung Folge geben, eine Prüfung vorzunehmen. Der 
Umfang derjelben war nad älterem Recht ein viel auögebehnterer 
ald jetzt; fie follte fich früher oft auch darauf erftreden, ob das 
Geihäft für die Intereſſenten vortheilhaft fei und ob die Hypothek 
die Sorderung des Gläubigerd audreichend ficherftelled). Diefer Stand» 
punkt iſt jetzt meiſtens aufgegeben; dagegen bejteht nad) manchen 
Rechten das Prinzip der jog. Legalität, d. b. die Behörde bat die 
Rechtsgültigkeit des der Hypothek zu Grunde liegenden Nechtöges 
ſchäfts zu prüfen‘). Died galt auch ganz befonderd nach dem ältern 
Preußiſchen Recht. Die Hypothekenordnung von 1783 I. $ 77 jagt 
zwar, daß die Gerichte nicht fchuldig ſeien „die Gültigkeit und 
Rechtöbeitändigfeit der von den Partheien vorgenommenen Hands 
lungen jelbjt zu vertreten”, macht ihnen aber doch zur Pflicht (II. 
8 12f.), ed zu verhüten, „daß feine gejehwidrige oder offenbar un= 
gültige Negotia in die Bücher vermerkt, dad Vertrauen des Publici 
auf die Legalität einer bei Gericht eingetragenen Handlung zu Hintere 
gehungen oder Betrügereien nicht gemißbraudt werde”; „die Col 
legia müſſen nicht nur darauf ſehen, ob ein Geſuch an und für fi) 
nichts widerrechtliched enthalte, jondern auch eraminiren, ob bei Voll⸗ 
ziehung ded Altus, welcher in den Büchern anerkannt werden fol, 
die zu deſſen Gültigkeit und Rechtöbeftändigfeit vorgejchriebenen Er⸗ 
forderniffe beobachtet, ob die darüber errichteten Inſtrumente deutlich, 
beitimmt und volljtändig genug abgefaßt, und ob fie mit derjenigen 
äußern Form und Geftalt verfehen find, welche dabei nach den ver- 
ſchiedenen Alten der Gejchäfte nothwendig tft"). 

3. Um die mit einer folden Prüfung verbundenen weitläufigen 


5) Oben $ 108 N. 27 fi. 

6, Eine Anzahl derartiger Rechte führt auf Maſcher S. 689, vgl. auch 
©. 206 u. 423. 

7) Bgl. auch II. $ 127 ff., der Richter fol pritfen bie Rechtsgültigkeit des Ge⸗ 
ſchäfts, ob in ihm fein verbotener Wucher oder fonft etwas gejegwibriges enthalten 
it (8 135 f.), ob der Vertrag in jeber Beziebung beftimmt ift und eine rechtliche 
causam debendi enthält ($ 138), Koch I. $ 2238, 230. — Nach der Sächſ. 
BD. v. 1865. 8 94 ift zu prüfen „bie Begründung bes Antrags” und find „bie 
fih aus den Unterlagen zu bemifelben ergebenden Mängel oder Anftände bem 
Antragfteller zu eröffnen”. — Damit hängt e8 zufanımen, wenn einzelne Geſetze, 
3: DB. das Gothaifche v. 1854. $ 16, 27, von Eintragung uud Confirmation 
ſprechen. — Bel. auch Erner S. 27 ff. 
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und läftigen Bevormundungen ded Publitumd zu befeitigen, erklärt 
die neueſte Phafe der Hypothekengeſetzgebung, daß die Behörde weder 
das Necht noch die Pflicht habe das der Beitellung, Webertragung 
oder Löſchung eined Pfandredhtd zu Grunde liegende Geſchäft zu 
prüfen®), fondern daß fie, unter ſcharfer Trennung des obligatorifchen 
und des dinglihen Momentd, lediglich) den in deutlicher Form aus⸗ 
geiprochenen und berechtigten Willen der Parteien in Rüdfjicht auf 
Entftehung, Hebertragung u. |. w. des Pfandrechts durch Eintragung 
oder Löſchung durdhguführen habe. Ob ein folder Wille vorhanden 
fei, hat auch nach heutigem Recht der Richter „nad Form und In⸗ 
halt zu prüfen”®), und inſoweit beſteht alſo auch gegenwärtig ein 
beichränftes Legalitätsprinzip; denn nur die Erklärungen der zu ders 
artigen Dispofitionen beredhtigten Perfonen und nur Erklärungen, 
welche in verpflichtender ernitlicher Weile abgegeben werden, dürfen 
zur Ausführung fommen!)). 

Die Vorunterfuhung hat fi aljo darauf zu erftreden, ob die 
jenige Perjon, welche eine Eintragung fordert, mit derjenigen identiſch 
tft, welche nad dem Buch zu diefem Antrag legitimirt tft, ob daß 
ſchriftlich geftellte Erſuchen authentiih"), ob, wenn ein Mandatar 
auftritt, die Vollmacht audreichend ift!), ob die betreffende Perjon 
dißpofittonsfähig"?) und zu ſolchen Erflärungen berechtigt’), oder 


8) Preuß. Grundbudh-D. $ 46. al 2: „Mängel bes Rechtögeichäftse . . . 
berechtigen nicht die beantragte Eintragung ober Löſchung zu beanftanden”. Bgl. 
DernburgI 8318 N. 6. — Erner ©. 121 ff. 

9 Neuvorp. Hyp. DO. 8 50. — Medi. H. O. f. Landgüter 8 34, Stabtb.- 
D. 854. — Preuß. Grundb. O. 8 46. — v. Meibom ©. 124. — Dazı gehört 
nad dem Preuß. Geſ. v. 1872. 8 19, daß wenn eine Hypothek eingetragen werben 
fol, ihm die Schulpurkfunde vorgelegt wird, Dernburg und Hinrichs ©. 122. 

10) Detail bei v. Meibom ©. 72 ff. 

1) Preuß. Grundb. D. 8 88, v. Meibom S.79 u. R. 44. 

19) 9, Meibom S.73 N. 21. 

1) Göppert ©. 260 f. fagt, daß bie Eintragung nicht erfolgen barf, 
wenn bie betreffende Berfon nah bem Antrage, aber vor dem Eiutrage bispe- 
fitionsfählg wird. Ich glaube, daß es nur auf ben Moment anlommt, im 
welchem bie betreffende Perfon ihrerſeits alles getban bat, um das Recht ent 
Reben zu laſſen. War file damals bispofitionsfähig, fo ift auch bie Eintragung 
zu vollziehen. — Während nach ben meiften Hypothekenordnungen nur bieient- 
gen Dispofitionsbefchräntungen, weldhe in der Qualität der Sache ihren Grund 
haben, eingetragen werben (Lehns-, Fideilommißqualität u. ſ. w.), kaun nad dem 
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ob die Genehmigung einer andern Perfon noch erforderlich ift und 
vorliegt!®), ob der Ehemann oder Vater, welcher über Eigenthum 
oder hypothekariſche Rechte feiner Frau resp. feiner Kinder verfügen 
will, nach dem betreffenden Recht dazu befugt ift, ob der Sociuß, 
welcher Güter der Gejellichaft belaften will, zur Vertretung der Ges 
ſellſchaft Tegitimirt ijt!%), ob derjenige, welcher als Erbe oder Legatar 
einer eingetragenen Perſon auftritt, diefe,‚Eigenjchaft befigt, ob die 
juriftiiche Perfon, welche eingetragen werden joll, nad) dem Recht 
ihres Domizild Corporationdrechte hat und ob ed zu einem derartigen 
Erwerbe für fie nicht noch bejonderer ftaatlicher Genehmigung bedarf, 
ob dad Hypothekenbuch feine Beſchränkungen nachweift, welche ber 
Eintragung entgegenftehen!”) u. |. w. 

4. Da das Hypothekenbuch von öffentlichen Behörden geführt 
wird, begründet fein Inhalt formelled Net’) und genießen die Ein- 
tragungen und Löfchungen öffentlichen Glauben’), auch wenn fie aus 


Defterr. Geſetz 8 20 auch erfolgen „bie Anmerkung ver Minberjährigfeit, ber 
Kuratel, der väterlichen oder vormundſchaftlichen Gewalt, der Großjährigleitser- 
Märung”. — Ueber das Preuß. Recht vgl. 3.8. Dernburg und Hinrichs 
©. 386 ff., 404 ff., Entſch. des Reichsger. I. S. 127, VII. S. 250 f. 

1) Nah Medi. Recht darf der Richter nicht eintragen, wenn zu feiner 
amtlichen Kenntniß gelommen ift, daß der eingetragene Eigenthümer fein Eigen 
thum veräußert ober fonft verloren bat, v. Meibom S. 120; baffelbe nimmt 
für das baier. Recht an Regelsberger baier. Hyp. R.I. ©. 235. 

15) Des Bormunds, reſp. der Obervormundſchaft für Minderjährige, Ver⸗ 
ſchwender, Geiſteskranke; des Ehemanns bei Erflärungen ber Ehefrau je nad 
bem betreffenden ehelichen Güterrecht; der Miterben oder Miteigentblimer u. f. w. 

16) Handelsgeſetzbuch $ 114. 

IN BVroteftationen, ber Vermerk, daß Über das Bermögen der betreffenden 
Berfon der Konkurs ausgebrochen, daß die Subhaftation des Grundſtücks einge- 
leitet iſt, Lehns⸗, Fideilommißqualität n. ſ. w. 

18) Diefe publica fides fommt aber nur dem Grunbbud, nicht den auch 
vom Gericht geführten Grundalten zu (in Betreff des Grundſchulbbriefs vgl. 
Dernburg I. $ 202 N. 6) und auch nur denjenigen Einträgen im Grundbuch, 
welche fich auf Rechtsverhältniſſe, nicht auch denen, welche ſich auf bloße That- 
ſachen beziehen, 3. B. auf Lage, Größe, fonftige phyſiſche Beichaffenheit des 
Grundſtücks, v. Meibom S. 8A. Anderer Anficht mit Bezug auf bie räum⸗ 
fihe Ausdehnung des Grunpftüde für das Preuß. Recht Dernburg 8 202N.7, 

19) 3. B. Medi. Revid. Stabtb. O. 8 36: „Der Imbalt des Stadtbuchs 
giebt vollfändigen Beweis: ein Atteſt aus bemjelben ift vollgültiges Beweis⸗ 
mittel. Es ift daffelbe in Steeitfällen unbedingt, fogar gegen ſolche abftimmige 
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Berjehen oder in Folge von Betrug u. |. w. unrichtig erfolgt find'°*) 
oder wenn eine richtige Eintragung in Folge von nachherigen Ereig⸗ 
niſſen materiell nicht mehr der Wahrheit entipricht“). Wer im Bud 
als Gläubiger eingetragen tft, gilt als folder; die Hypothek gilt, 
jelbft wenn fie zurüdgezahlt ift, fo lange als beftehend, bis fie ge= 
löſcht ift; wer nicht als Gläubiger eingetragen ift, hat fein Hypo⸗ 
thefenreht dem Eigenthümer gegenüber”). Doc können die Inter- 
efjenten, wenn eine Eintragung oder Löſchung zu Unrecht gefchehen 
oder unterblieben iſt, die Berichtigung des Hypothekenbuchs fordern“) 
und ebenjo kann audy ex officio eine Berichtigung erfolgen?*). 


Borverbandlungen, welche ausdrücklich darin in Bezug genommen find, jowie 
gegen unrichtige Ausfertigung von Oypothelenfcheinen entſcheidend. Für biejeni- 
gen, welchen Rechte durch irgend eine Einzeihnung in das Buch erworben ober 
gefichert worben, ftebt basjenige, was daſſelbe zur Zeit dieſer Einzeichnung be⸗ 
reits enthält, unumftößlich feit und ſind dieſe ihre Rechte gegen eine jede An- 
fehtung von Seiten Dritter aus bereits eutflaubenen oder fpäter entſtehenden 
Rechten völlig gefihert, e8 mag eine folche Anfechtung aus dem Grunde eines 
früheren Verſehens ber Behörde, einer Unechtheit früherer Ausftellungen, einer 
urfprünglichen Nichtigkeit, einer Wiebereinfegung in ben vorigen Stand, einer 
Verjährung oder aus irgend einem fonftigen erdenklichen Rechtsgrunde geichehen”. 
— Hamb. Gef. v. 4. Dez. 1868 Über Grunbeigenthbum u. Hypothelen $2: „über 
die in die Grund- u. Hypothekenbücher eingetragenen Zujchreibungen, Um⸗ 
fchreibungen, Tilgungen u. fonftigen Verhandlungen ift der Inhalt diefer Bücher 
auch in Streitfällen unbedingt entjcheibend. In Eivilfachen findet dawider fein 
Gegenbeweis und Fein Beſtreiten der Eintragungen als nicht rechtsgültig ge- 
ſchehen ftatt“. — Einſchränkungen bes Prinzips nach Defterr. R. Erner S. 73 ff., 
83 ff. 

194) z. B. Erner ©.96 N. 1. 

20) z. B. der eingetragene Eigenthümer hat ſein Grundſtück veräußert 
und ſollte daher nicht mehr Dispoſitionen vor dem Hypothekenbuch vornehmen. 

21) Eine Modifikation gilt bei ber Ceſſion der Hypothek, indem der Ceffionar 
nicht nothwendigerweiſe eingetragen zu werden braucht. 

#9) Preuß. Grundb. O. 8 118 (vgl. N. 25), v. Meibom S. 86 ff. — 
Hamb. Hyp. Geſ. v. 4. Dez. 1868. $ 3; „Wer durch eine vorgenommene Ein⸗ 
tragung fich verletzt erachtet, hat feine Rechte wider diejenigen, bie mit ihm in 
vertragsmäßigen oder in unmittelbaren gefeglichen Rechtsbeziehnngen ftehen, geltend 
zu maden. Die gerichtlihe Anerkennung ſolcher Rechtsverlegung kann auch 
dur die Verpflichtung, eine Aenderung in den Grund- und Hypothelenbüchern 
auf dem gefegmäßigen Wege herbeizuführen, Wirffamleit erlangen“. — Erner 
&.% fi., 92 fi. 

224) Preuß. Grundb. D. 8 118 (N. 25), Erner S. 89f. — GAdf. BO. 
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Aus dem öffentlichen Glauben des Hypothekenbuchs folgt, daß 
wer im Bertrauen auf feine Richtigkeit eine Rechtshandlung mit 
Bezug auf dad Grundftüd vorgenommen hat, diejenigen Rechte er 
wirbt, welche fich nad jenen Eintragungen ald Erfolg der Handlung 
ergeben, und gegen jede Anfechtung von dritter Seite her gefichert 
it), und auf der andern Seite, daß wer ohne von den Cintra- 
gungen Kenntniß zu nehmen, ein Nechtögefchäft mit Bezug auf das 
Grundſtück abſchließt, auch die ihm nicht befannt gewordenen Ein⸗ 
tragungen gegen ſich gelten laſſen muß und ſich mit Unwifjenbeit 
oder Irrthum nicht entihuldigen Tann). | 

Aus der PYublizität folgt aber weiter, daß wenn eine unrichtige 
Eintragung getilgt oder eine zu Unrecht erfolgte Löjchung wiederher- 
geftellt wird, die in der Zwiſchenzeit entitandenen und eingetragenen 
Rechte dritter Perjonen von der Berichtigung des Hypothekenbuchs 
unberührt bleiben. Hat alfo 3. B. der zu Unrecht ald Eigenthümer 
Eingetragene Hypotheken beftellt, jo find dieſelben auch von dem 
jenigen anzuerfennen, weldyer die Eintragung des Beſtellers als 
Eigenthümer anfiht und ſelbſt an feine Stelle tritt; ift eine Hypo⸗ 
thef zu Unrecht gelöfcht und wird Diefelbe wiederhergeftellt, jo ber 


v. 9. Ian. 1865 893: „Werben ben Grund- und Hypothelenbehörden amtlich 

Umſtände befannt, welche Aenderungen in den von ihnen gehaltenen Grund⸗ und 
Hypothekenbüchern erfordern, fo haben fte die Einleitungen zu treffen, welche zu 
ben neuen Gintragungen nothwendig find.“ 

2) z. B. Sächſ. Hyp. Gef. v. 1843. 82, 3; Baier. Gel. v. 1822. 8 25; 
Medi. H. O. f. Landgüter $ 25, Revid. Stbtb. O. 8 36 (vgl. Note 19) u. ſ. w. 
— Preuß. br. I. 18. 8 259, 260: ift Die Lehnsqualität nicht eingetragen, jo 
fanı dem Gläubiger nicht der Mangel des lehnsherrlichen Conſenſes bei Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks entgegen gehalten werben. 

A) Segen dies im allgemeinen anerkannte Prinzip verftößt (vgl. auch 
v. Meibom S.98) die Beftimmung der Medi. H. O. f. Landgliter $26 no. 1 
u. ber Rev. Stbib. O. 8 37 no.2, daß die Eintragung Beftand haben foll, 
wenn in dem Hypothekenbuch Dispofitiousbeichräntungen bes Eigenthümers ein- 
getragen waren (3.8. Fibeilommißqualität, Unveräußerfichleit, Unverſchuldbarkeit 
bes Guts oder die Bemerkung, baß wegen Conkurſes das Folium gefchloffen 
if) und ein Recht unter Nichtbeachtung berielben eingetragen wurde. — Die 
Ratio der Beftimmung jcheint zu fein, daß ſolche Beſchränkungen ex officio 
von der Hypothekeubehörde zu beachten feien und die Nachläffigleit des Richters 
dem Gläubiger nicht ſchaden folle, auch weun dieſen felbft der Borwurf einer 
negligentia trifft. 
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halten die in der Zwilchenzeit eingetragenen Gläubiger ihren einmal 
erlangten Borrang*®). 

5. Bon dem Prinzip, daß die Eintragungen der publica fides 
genießen, ift aber allgemein eine Ausnahme anzuerkennen: wer ed 
weiß, daß die Eintragung dem materiellen Recht nicht entſpricht und 
einer Anfechtung unterliegen kann, darf fich nicht auf das Buch bes 
rufen; nur die bona fides fol gejchügt werden und der Berufung 
des fchlechtgläubigen Erwerbers auf die publica fides ded Buchs würde 
die Einrede der eignen mala fides entgegenjtehen*). In welcdyem 


35) Preuß. Grundb. O. 8 118: „Eine aus Verſehen des Grundbuchamts 
gelöfchte oder bei Ab- und Umfchreibungen nicht übertragene Poſt ift auf Ber- 
langen bes Gläubiger oder von Amtswegen mit ihrem früheren Vorrecht wie» 
der einzutragen. Dieſe Wiedereintragung wirkt jeboch nicht zum Nachtheil der⸗ 
jenigen, die nach der Löſchung Rechte an dem Grundſtück oder auf eine ber 
geldfchten gleich⸗ oder nachſtehenden Poft in vechtlihem Glauben erworben haben”. 
Die einmal erfolgte Löſchung nütt alfo nicht den zur Zeit ber Löſchung bereits 
eingetragenen Gläubigern, wohl aber thren Ceſſionaren und denen, für welde 
nah ber Löſchung eine Hypothek neu eingetragen wurbe (vgl. auch Preuß. 
Landr. I. 20. $ 526—529). Preuß. Gef. v. 1872. 89. Bol. au 5.8. Neu⸗ 
vorpomm.'ſche H. O. $ 29, Hamb. ©. v. 1868. 8 3. — Das entgegengefegte 
Prinzip gilt nach dem Großherzog. Heff. H. Gefe art. 168 (vgl. auch Müller 
©. 293 f.): die Wiebereintragung ber unrechtmäßig geldfchten Hypothek erfolge 
felbft zum Nachtbeil Dritter, welche im Bertrauen auf die Richtigkeit des Hypo⸗ 
thekenbuchs Rechte erworben haben. Auch für das Baierifhe Recht behauptet 
Regelsberger Studien ©. 111f., baß ber neue Erwerber bes Grundſtücks 
fih die Wiebereintragung ber in der VBeflzeit des Vorgängers zu Unredht ge- 
Ioſchten Hypotheken gefallen laffen müſſe. 

Dies Prinzip der Publizität gilt aber nicht für ſolche Hypotheken, welche 
im Wege der Exekution auf das Grundſtück des Schuldners eingetragen find. 
Hier kommt es darauf an, daß der Schuldner zur Zeit des Eintrags der Exekutions⸗ 
hypothek auch nach materiellem Recht Eigentblimer war und wird die zu Gunften 
bes Glänbigers eingetragene Hypothek Hinfällig, wenn fich berausftellt, daß ber 
Schuldner zu Unreht im Grundbuch eingetragen war. Entſch. des ReichsG. 
1. no. 52; abweichend II. no. 71, vgl. aber gegen das letztere Erkenntniß Paris 
Beitrag zur Erläuterung des $ 9 des Eigeuthumserwerbsgeſetzes v. 5. Mai 1872. 
Berl. 1881. — Auch kommt für das Preußifche Recht (vgl. R. 29) no in 
Betracht, daß wenn für eine ſchon vorher beſtehende Schuld eine Hypothek durch 
Zwang erworben wird, man nicht behaupten Tann, daß Die Hypothek gegen Ent- 
gelt erworben fei. — Wäre aber die betreffende Hypothek bereits durch Rechte» 
geihäft auf eine britte Perſon übergegangen, fo würde ihr das Publizitätsprinzip 
zur Seite ſtehen. 

%) Hegelsberger Studien ©. 131: „der gute Glaube im Sinne bes 
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Umfange aber anzunehmen ift, daß fich ein Erwerber in bona oder 
in mala fide befindet, ift nicht abjolut, fondern nah den Grund» 
fäben der einzelnen Hypothefenordnungen zu enticheiden”). Während 
dad Preuß. Landr. (I. 10. $ 25) zu Folge feiner Auffaffung von dem 
jog. jus ad rem auch dann mala fides annahm, wenn der Erwerber 
zur Zeit feiner Eintragung den früher entitandenen Titel eined Andern 
kannte, fol nad den neueren Hypothelenordnungen die Kenntniß von 
einer obligatoriſchen Gebundenheit des Verfügenden die bona fides 
nicht ausichließen und die Entſtehung des dinglihen Rechts nicht 
hindern. Wer alſo weiß, dab der Eigenthümer einem Andern die 
Hypothek an beitimmter Stelle verfprochen hat, und fich felbit ein» 
tragen läßt, erwirbt ein vollwirffames Recht”); wer aber weiß, daß 
der Eigenthümer zu Unrecht eingetragen ift oder daß ihm das Eigen- 
thum beftritten wird, ift, wenn er auf defjen Antrag eingetragen 
wird, nicht Hypothefengläubiger geworden. 

Und zwar enticheidet über bona oder mala fides der Moment, 
in weldem der Rechtserwerb vollendet ift, allo der Moment, in 
welchem die Hypothek eingetragen wird, nicht ſchon der Augenblid, 
in welchem fie zur Eintragung oder Pränotation angemeldet ift*). 


Hypothekengeſetzes ift nicht Die Ueberzeugung des Erwerber von der Vollwirk⸗ 
famteit feines Rechts, fondern bie Unkenntniß von einem feinen Erwerb nad 
Civilrecht ausſchließenden oder beſchränkenden rechtlichen Hinberniffe”. — v. Wächter 
U. ©. 383 f., Romer ©. 50, 65, Sächſ. Gef. v. 1843.83, Sächſ. ©. B. 8 429, 
463, 465, Medi. Rev. Stotb. D. 8 36. 3, v. Meibom S. 86 N. 11, ©. 89 ff. 
— Preuß. Landr. I. 10. 8 10, Preuß. Gef. v. 1872.89, Dernburg I. 8 202. 4, 
Entſch. d. Ab8®. VII. ©. 253. — Baier. Sup. G. $26 no.4. — Exner 
&. 106 ff. 

2 Ueber diefen Punkt vgl. ganz befonders die Abhandlung von Regel» 
berger in f. Studien S. 7Lff., u. bayer. Hyp. R. S. 152 ff., außerbem aber 
auch die in N. 26 angef. Literatur. 

7°) z. B. Preuß. Gef. $ 15: „der Erwerb bes eingetragenen binglicyen 
Rechts wird dadurch nicht gehindert, daß der Erwerber das Ältere Hecht eines 
Anderen auf Eintragung eines wiberftreitenden Dinglichen Rechts gelannt hat, 
oder daß fich Letzterer bereits in ber Ausübung dieſes Rechts befindet”. — Erner 
&.108 3.8. — Römer 5.41 N. 9. 

26) Es iſt Dies eine ſehr beftrittene Frage. Für die obige Anfiht Göppert 
6.260, Förſter I. 823 N.48, III. 8198 N. 29, Regelsberger ©. 151 
bis 159, Römer 8.41 N. 9. — Das Preuß. Gef. v. 1872. 8 38 Täßt für 
die Grundſchuld die Zeit des „Erwerbes” entfcheiden. Nah biefem Ausprud 
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6. Ebenfo ift aber auch in vielen Geſetzgebungen beitimmt, 
daß nur der entgeltlihe Erwerber eined eingetragenen Rechts ſich 
auf dad Hypothekenbuch unbedingt berufen kann, und "daB derjenige, 
welcher da8 Recht durch Schenkung oder fonft durch Liberalität er: 
worben bat, fich feine Anfechtung aus materiellen Gründen gefallen 
laffen muß ®). 

7. Um den Gefahren einigermaßen zu begegnen, welche mit 
dem Prinzip der Publizität befonders für denjenigen verbunden find, 
welcher fein erworbenes Recht fofort eintragen zu laffen außer Stande 
ift, geftatten die Partikularrechte in verjchtedenem Umfange vorläufige 
oder beichränfende Eintragungen), 


muß für das Preuß. Recht die Zeit ber Eintragung entfcheiben, da erft mit Diefer 
das Recht erworben ift, vgl. art. 18. Ebenſo fagt das Sächſ. GB. 8 463: „zur 
Zeit ber Erwerbung ihrer Rechte”. — Dagegen für die Anficht, Daß der Moment 
enticheibet, in welhem auf Seiten bes Erwerbers alles geichehen ift, um fein 
Recht zu erwerben, Erner Publizitätsprinzip S. 86, Hyp. R. S. 109, Dernburg 
I. 8202 N. 12, Dernburg u. Hinrichs ©. 131, v. Meibom S. 90, Medi. 
Entſch. bei Budde Entf. VID. S. 132 („fein dolus bedingt ein Handeln 
wiber befferes Wiffen und dies ift erfchöpft Durch diejenige Thätigleit, welche ben 
ihm günftigen Erfolg, die Umfjchreibung, gefetliher Beftimmung nad) ohne weiteres 
herbeiführt“). 

2) Preuß. Geſ. $ I, 38 (nur mit Bezug anf eigentliche Hypotheken, nicht 
auf Grundſchulden), Bater. Gel. $ 26. no. 4, Regelsberger Bayer. Hyp. R. 
I. ©. 163 ff, v. Meibom ©. 92 ff. — Keine derartige Beſchränkung nad 
Defterr. R., Erner I. ©. 83 NR. 2. 

3) VBgl. oben 8 95. 7. — Das Detail gehört in das Partilularredht. Bol. 
Preuß. Hyp. O. v. 1783. II. $ 18, 289, Hyp. Novelle v. 1853. $ 43 ff., Neuvor- 
pommeriche Hyp. DO. 8 52, 108—111, Gef. v. 1872. 8 8, 16, 22, 49, 59, 60, 70, 
Förſter Grundbuchrecht S. 66 ff., Privatr. III. 8 198 N. 32 ff, Dernburg I. 
8 204, Dernburg und Hinrichs ©. 345 ff. — Baier. Hyp. Gef. 8 27 —30, 
Roth II. S. 388 ff., 439 ff, Regelsberger I. 290 ff. — Wiener Grundbuch⸗O. 
v. 1566 (Tomaſchek Rechte von Wien II. S. 185 f., 186), Oeftr. GB. 438, 39, 
445, 453, Grundbuchsgeſ. v. 1871. 8 385 — 51, 58ff., Erner db. Inſtitut d. 
Pfandredts-Pränotatton in Defterreih (Sep. -Abbr. aus d. allg. Deftr. Ger. Zeitung) 
Wien 1868, Hypoth. R. S. 103 ff. 158 ff., 184 ff, Sohbanny Geſch. u. Reform 
der öfterr. Pfanbrechts- PBränotation. Wien 1870. — Sächſ. GB. $ 404 ff., 
Siegmann S. 60ff., 169 ff. — Sachſ.⸗Weim.'ſches ©. 8 68 ff., 133 ff., 278 ff. 
— Würtemb. G. v. 1825. 8 T5ff., Römer S. 164 ff. — v. Bar S. 91ff. — 
v. Meibom ©. 69, 71f., 95—99, 254. — Großherzogl. Heff. Gef. 8 43 — 45, 
165—168. — v. Wächter II. S. 381 f., 3891 ff. — Baumeifter J. S. 111 ff. 
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Wer den Anlprud auf die Eintragung einer Hypothel?") oder 
auf die Löfchung eined Eintrags hat, kann, wenn er diefen Antrag 
vorläufig glaubhaft zu machen vermag, der definitiven Eintragung 
aber nody ein Bedenken entgegenfteht, eine Vormerkung, Pränotation, 
Annotation (jog. protestatio pro conservando loco) feined Rechts 
fordern. Wenn er dann Später feinen Anſpruch definitiv erweiſt, 
erlangt er die Eintragung an der dem Datum entiprechenden Stelle, 
jo daß feinem Recht alle nady der Vormerkung eingetragenen Rechte 
unfhädlih find und auch der fpätere Erwerber des Grundſtücks 
daſſelbe anerkennen muß?i). 

Die Eintragung einer Vormerkung erfolgt auf den Antrag 
deflen, welcher in feinem Recht befchränft werden fol, oder durch 
Vermittlung ded Prozefrichterd, welchem die Partei ihren Anſpruch 
glaubhaft gemacht hat; gelöfcht wird fie auf den Antrag defjen, zu 
deſſen Gunften fie eingetragen ift, oder auf Erſuchen derjenigen Bes 
Hörde, auf deren Antrag fie vermerkt wurde). Wird, bevor die 
Hypothek oder ihre Ceſſion definitiv eingetragen tft, über dad Ver⸗ 
mögen des Schuldners, welcher dem Annotirten eine Hypothek bes 
ftellen, reſp. des Gläubigers, welcher fie cediren will, der Konkurs 
eröffnet, jo nubt nach einigen Rechten die Vormerkung dem Anno⸗ 
tirten nicht, weil er dad Necht noch nicht vollfommen erworben hat?®), 
während nad andern fie auch im Konkurſe ihre Wirkſamkeit be- 
halt). Die Beftimmung der Reichskonkursordnung $ 12, daß 
„Dfand» u. Hypothekenrechte nach der Eröffnung des Konkursver⸗ 


210 ff. — Paulſen S. 128. — Befeler $ IT N. 31. — v. Ihering in f. 
Jahrbb. X. ©. 488 f. 

3%) Nur derjenige, welcher einen Zitel zur Hypothek hat, aber nicht ein 
bloß perfönlier Gläubiger, Entſch. d. ROH®er. XVI. S. 370. 

31) Erf, d. RchsGer. L no. 137. — Nah ſächſ. GB. 8 406 braucht es nicht 
der Eigenthümer anzuerlennen, welcher das Grundſtück in einer Subhaftation 
erwarb. Anders für das Preuß. R. Erk. d. RchsGer. VII. no. 55. 

39) In Deftreich wird fie gelöjcht, wenn fie nicht binnen beftimmter Zeit 
juftifizirt if; baß dieſe Praris aber nicht Durch das Oeſtr. GB. 5 458 zu recht⸗ 
fertigen fei, Hofmann in Grünhut's Ztſchr. I. ©. 281ff. 

3 Haubold $ 208 N. g, Sächſ. GB. 8 408. 

a) 9. Bar S. 93 N. 5, Roth B. II. S. 441f., Regelöberger I. 
S. 314 ff, Dernburg I. $ 322. Bgl. auch Deftr. Gef. v. 1871. 8 56, Weimar- 
ches Geſ. 8 70. ' 
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fahrens nicht mit verbindlicher Kraft gegen die Konfurögläubiger 
erworben oder eingetragen werden, wenngleich der Anjprud auf den 
Erwerb oder die Eintragung ſchon vor der Eröffnung ded Verfahrens 
begründet geweſen iſt“, hindert nicht die definitive Eintragung des 
vorgemerkten Rechts; denn ed wird durch fie feine neue Belaſtung 
des VBermögend herbeigeführt, jondern nur ein bedingt eingetragened 
Recht zufolge des bereits vor der Konkurseröffnung beftehenden 
materiellen Rechts in ein unbedingted verwandelt®). 

Sn ähnlicher Weile Tann aud, wer ein Recht des Wibder- 
ſpruchs gegen die Dispofition der im Buch als Eigenthümer oder 
Hypothekengläubiger eingetragenen Perfon über ihr eingetragened 
Recht hat, gemäß den Vorſchriften der Partilularrechte gegen der: 
artige Diöpofitionen eine Proteitation (protestatio pro conser- 
vandis exceptionibus) vermerfen laſſen, wodurd eine trogdem er- 
folgte Verfügung gegenüber feinem Recht wirkungslos wird). 


$ 111. Die Eutftehbung ber Hypotbel. 


1. Hypotheken entjtehen nad) neuerem Recht nur durch Ein» 
tragung im Hypothekenbuch: es giebt weder fonftige vertraggmäßige 
noch ftillihweigende (gejepliche) Hypotheken. In Zällen, in welchen 
früher ein geſetzliches Pfandrecht ipso jure entitand, beiteht, ſoweit 
unfer Recht für das betreffende Verhältniß eine Sicherheit durd) 
ein Pfandredt für angemeffen erachtet, jetzt nur ein Titel auf 
Pfandrechtöbeftelung. Der Berechtigte kann vom Cigenthümer des 
Grundftüd die Beitellung einer Hypothek fordern und feinen Ans 
ſpruch im MWeigerungsfall gerichtlich verfolgen, fo daß gemäß dem 
gejeplichen Titel die Hypothek entweder auf Antrag oder Bewilligung 
ded Cigenthümerd oder zu Folge richterlichen Urtheild eingetragen 
wird. Geſetzliche Pfandrechtötitel find in den Partifularrechten in 
verjchiedenem Umfange anerfannt!). 


5) Bol. 3. B. Hullmann die Konkursordnung 1879 ©. 9; a. A. v. Sar- 
wey Konkursordnung 1879 ©. 49. . 

8) Literatur und Gefegesbeftimmungen in N. 30. 

1) Oben 8 108 N. 57. — Ueber neuere Partikularrechte vgl. 3. B. Förfter 
111.8 193, Dernburg I. 8 320. — Erner S.149 ff. — Baier. Hyp. G. $ 12, 
Roth B. II. 8 189, Regelsberger Hyp. R. S. 218 ff. — Haubold $ 211, 
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2. Dad Recht, die Eintragung eined Pfandrechts zu fordern, 
d. h. der Pfandrechtötitel, beruht entweder auf Vertrag?) oder auf 
letztwilliger Beitimmung oder auf Geſetz. Der Pfandrechtstitel 
giebt dem Berechtigten fein dingliches Recht, ſondern nur einen 
perjönlichen Anfpruch gegen den Berpflichteten. Falls letzterer vor 
der Eintragung fein Cigenthum veräußert, ift der neue Erwerber, 
jelbjt wenn er von der Exiſtenz des Xiteld Kunde hatte, zur Bes 
ftellung der Hypothek nicht verpflichtet?). 

3. Die Eintragung der Hypothek findet ftatt auf Antrag oder 
Bewilligung des Cigenthümerd oder auf Antrag des Gläubigers, 
wenn ihm der Richter dad Recht auf Eintragung duch Erkenntniß 
zugeiprochen bat®), oder auf Nachſuchen einer zuftändigen Behörde. 
Eine Eintragung ex officio findet gar nicht oder nur in geringem 
Umfange Itatt®). 


Schmidt Borlefungen S. 266 ff. — ». Bar S. 83 ff. — Sachſ. Weimar’iches 
Gef. v. 6. Mai 1839. $ 32—55. — Würtemb. ©. v. 1825 3 27ff. Reyſcher 
II. 5 319 ff, Römer S. 144 ff. — Platner kurheſſ. Sachenr. ©. 80 f., 194 ff. 
— Naffauifhes Gef. 8 12 ff. — v. Meibom ©. 109f. — Großherzogl. Heff. 
Geſ. 8 14 ff. — Die einzelnen Fälle gehören nicht bieher, ſondern zu ben be- 
treffenden Inſtituten, bei denen ein gefeglicher Pfandrechtstitel vorlommt. 

3) Verträge Über die Eintragung von Hypotheken follen nach den meiften 
Bartitularregten durch öffentliche Urkunden nachgewiejen werben, vgl. 3. B. 
Regelsberger bayer. Hyp. R. S. 229 ff., v. Bar S. 76. — In Medienburg 
find fie an feine Form gebunden, v. Meibom S. 107f., ebenjo in Deftieich 
Ernuer S. 144. 

3) Regelsberger Studien S. 109, 133 ff. 

3) Nach manchen älteren Rechten konnte auch fonft, ohne vorangegangenen 
Brozeß, eine Eintragung auf einfeitigen Antrag bes Gläubiger erfolgen, 3.2. 
nah Kurkölniſcher Braris (Maurenbrecher Provinzialrechte J. S. 445 ff. N. 
wenn er ſeine Forderung und das periculum amissionis beſcheinigt). Ueber 
andere Partikularrechte v. Meibom in Römers u. v. Meibom's Ferichrift zur 
Säcularfeier der Univerfität Tübingen. Stuttg. 1877. ©. 80ff. — Die neueren 
Hypothelenordnungen befriedigen dies Bebürfniß zum Theil Durch die Pränotation, 
gl. S 110 N. 30 ff. 

6 Nach der Kurh. BO. v. 17. Juni 1828 8 1 foll von Amts wegen eine 
Hypothek wegen der rüdftändigen Kaufgelder eingetragen werben, vgl. auch 
Platner kurh. Sachenrecht S. 80f. Nach der Waldeder BD. v. 2. Nov. 1807 
art. 5 jollen die Obrigleiten bie geſetzlichen und bie gerichtlich beftätigten Hypo» 
thefen ex officio eintragen, fobald fie von ihnen legale Kenntuiß erhalten haben. 
Nach Medi. Recht findet bei rüdftändigen Kaufgeldern die Eiutragung ftatt, 

Stobbe, Privatrecht. IE 2. Aufl. 23 
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Was die Entitehung der Hypothek durd Antrag oder Bewilli⸗ 
gung ded Eigenthümerd betrifft, jo gehen die Partifularredhte aus⸗ 
einander: einige halten an dem Vertragsprinzip feit und machen die 
Eintragung noch davon abhängig, daß der künftige Hypotheken⸗ 
gläubiger feinerjeitß der Behörde erklärt, die Hypothek erwerben zu 
wollen®*), wogegen nad andern Rechten e8 feiner Erklärung nicht 
bedarf, fondern die einfeitige Erklärung ded Eigenthümers hinreichend 
te). Wie in manchen andern Fällen (vgl. unten III. $ 171), jo 
entfteht hier die Verbindlichkeit einer Perfon nicht durdy Bertrag, 
iondern durch einjeitigeö Verſprechen. Ob der Eingetragene Gläubiger 
geworden ift, hängt aber noch von weiteren Umftänden ab); da ind- 
bejondere die Geltendmachung der Forderung in mehrfacher Beziehung 
von dem Beſitz des Hypothekenſcheins oder ded Grundſchuldbriefs bes 
dingt ift, jo wird in diefen Beziehungen regelmäßig der Erwerb des 
Gläubigerreht8 von einem Vertrage des Gläubigerd und Schuldners, 
von der vertragämäßigen Aushändigung der Urkunde abhängig fein.**). 
Aber auh da, wo der Eingetragene nicht jeinen Gläubigerwillen 
erflärt bat, ift der Schulöner feinen einmal im Grundbuch audges 
ſprochenen Schuldnerwillen einjeitig zurüdzuziehen nicht befugt, denn 
die Löſchung der Hypothek ift von der Bewilligung des eingetragenen 
Släubigerd abhängig und, wo er dieſe verweigert, bedarf ed des 
gerichtlichen Verfahrens gegen ihn. 

Ueber die Form, in welder die Eintragungdbewilligung des 
Eigenthümerd zu erfolgen bat, enthalten die Partifularrechte vers 
ichiedene Beftimmungen. Meiftens genügt ed nicht, dab der Gläubiger 
die Schuldurfunde vorlegt, im welder ihm der Schuldner die Be 
ftellung der Hypothek veripricht (clausula intabulandi), ſondern wird 


wenn bie Eriftenz ber Verbindlichkeit durch übereinftimmende Erklärung ber Be- 
theiligten feftgeftellt und bie Eintragung vom Gläubiger nicht verbeten if, 
v.Meibom Medi. Hyp. R. S. 122. 

sa, So nad Oeſterr. Recht Strohal Eigentbum an Immobilien ©. 31. 
N. 10. 

6b) So nach Preuß. Recht Dernburg I. 8 318 („einfeitiger Creationsalt“), 
Dernburg u. Hinrichs ©. 443 f. 

6e) Hierin beſteht nach Preuß. Recht eine Verſchiedenheit für Hypotheken 
und für Grundfchniden; vgl. N. 13, 16. 

sd) Genaueres bei Dernburg I. $ 318. 
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ein direkter mündlicher oder fhriftlicher Antrag ded Eigenthümerd an 
das Gericht gefordert”). 

4. Nur derjenige Cigenthümer Tann eine Eintragung bean» 
tragen, welder im Grundbuch ald jolcher eingetragen iſte); der Er- 
werber von Todes wegen iſt nicht früher zum Antrag legitimirt, 
als er ſich ſelbſt hat als Cigenthümer eintragen laffen. Hat der 
Eigenthümer nad) dem Hypothekenbuch nur ein zeitlih begrenztes 
oder rejolutivbedingted Recht, jo jol er entweder gar feine Hypo» 
thekenꝰ) oder er ſoll fie nur für die Zeit ſeines Eigenthums beftellen, 
jo daß fie bei Beendigung feines Rechts fortfallen!). Vorkaufs⸗ oder 
Wiederkaufsberechtigungen dritter Perſonen bejchränfen den Cigen» 
thümer nicht in der Beitellung von Hypotheken und der dritte Be- 
rechtigte, welcher von jeinem Kaufrecht Gebrauch macht, bat die 
Hypothek anzuerkennen"), 


) Dernburg und Hinrichs S. 100ff.; vgl. aber auch Achilles Kom⸗ 
mentar (3. Aufl.) S. 174, 175. Während die Auflaſſungserklärung (zur Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums) nah Preuß. Recht mündlich erfolgen fol, kann nad 
der Preuß. Grundbuch⸗O. 8 31 die Bewilligung zur Eintragung oder Löſchung 
son Hypotheken mündlich oder fchriftlich ausgeſprochen werben; $ 33: „chriftliche 
zu einer Eintragung ober Löſchung erforberlice Anträge und Urkunden müffen 
gerichtlich ober nmotariell aufgenommen oder beglaubigt fein. Jedoch bedürfen 
ſchriftliche Anträge, weldhen die beglaubigten Urkunden beiliegen, in benen bie 
Betbeiligten die beantragte Eintragung oder Löſchnng ſchon bewilligt haben, feiner 
befonberen Beglaubigung”. — Nach baier. Recht (Roth. II. 8 189. ©. 434 f.) 
genügt nicht die Erflärung des Schuldners vor dem Hypothekrichter, fonbern 
wird eine notartelle Urkunde gefordert; gerichtliche oder notarielle Urkunden fordern 
auch das Großherzogl. Heifiiche Geil. 8 29 und das Deftr. Gel. $ 26, 31—33. — 
Bgl. anch Sidi. BO. v. 1865. $ 168 fi. 

°) In wie weit der Bafall, Fideilonmmißbefiker, Bauer Hypotheken beftellen 
barf, vgl. unten bei den betreffenden Güterarten. 

„ Sidi. GB. 8 399; der ſcheinbar wiberfprechende 8 291 handelt von 
dem Fall, daß das beichränfte Recht des Eigenthümers fich nicht aus bem 
Grundbuch ergiebt. 

10, Deftr. GB. 8 468 und unten 8 115 N. 16. — Bgl. auch die ab- 
weichende Beſtimmung des Großherzogl. Heſſ. Gel. art. 10. 

1) Für den Fall, daß im Hypothekenbuch eine beſtimmte Wieberlaufs- 
oder Borlaufsfumme eingetragen ift, follen gegen bie Bor» ober Wieberlaufs- 
berechtigten die nach der Eintragung ihres Rechts beftellten Hypotheken nur 
wirffam jein, jofern fie jene Summe nicht Überichreiten, Neuvorpommern’fche 
Hyp. D. v. 1868. 8 26, Sächſ. &B. 8 401. — Nah dem Baier’ichen 9. ©. 

23* 
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5. Da der Rang der Hypotheken fih nad der Priorität 
richtet, tft bei jeder Cintragung deren Datum zu vermerfen. Sind 
mehrere Hypothefen zur Eintragung angemeldet, jo find fie nad 
der Reihenfolge der Anmeldung einzutragen"). Mehrere unter 
demfelben Datum erfolgte Eimtragungen ftehen zu gleihem Recht, 
wenn nicht ausdrücklich beftimmt ift, dab die eine der andern nad 
fteben joll!!®). 

Die Hypothek ift nicht mit dem Antrag auf Eintragung’), fon 
dern erft mit dem Moment der Eintragung jelbit entitanden‘). Tritt 
vor der Eintragung ein Grund gegen fie ein, insbeſondere durch Kon⸗ 
kurs des Cigenthümers, jo darf fie nicht mehr erfolgen. Allgemein be 
ftimmt die Konkurdordnung $ 12: „Pfand» und Hypothekenrechte 

. an Gegenftänden der Konkursmaſſe können nad der Eröffnung 


art. 5. al. 2 bedarf es, um ein feſtes Necht entfieben zu Iaffen, ber Genehmi⸗ 
gung des Rückkaufsberechtigten bei Beſtellung einer Hypothek. 

1a) Preuß. Gef. 8 17, 86, Preuß. Grundb. DO. 842, 44, 45. — Iſt die 
Eintragung aber nicht nach ber Reihenfolge ber Anträge erfolgt, fo richtet ſich 
nach DOefterr. Recht die Priorität nach bem Zeitpunkt des Antrags, Erner S.465 f. 
und baffelbe nimmt auch in Uebereinſtimmung mit ber Praris des DO. Trib. für 
ba® Preuß. Hecht das Keichögericht (Entſch. IV no. 84) an. Letztere Entſcheidung 
balte ich für unvereinbar mit dem Sat bes Geſetzes $ 17: „Die Rangordnung 
ber auf demſelben Grundſtück eingetragenen Rechte beſtimmt ſich nach der Reihen⸗ 
folge ber Eintragungen.” Es bedarf alfo immer erft einer Correktur ber 
irrigen Reihenfolge. 

ub) Preuß. Geſetz 8 86, Regelsberger ©. 462; anders nad Oeſterr. 8. 
Erner ©. 466 f. 

19) Dies war früher bie Anficht des Preuß. O. Tribunal, vgl. Göppert 
©. 260 f. 

19) v. Meibom S. 148. — Preuß. Gef. 8 18: „Das Recht der Hypothek 
und ber Grundſchuld entſteht durch die Eintragung im Grundbuch”. Durch diefen 
in ben früheren Entwürfen nicht enthaltenen Paragraphen ift der Behauptung 
Bähr’s (S. 87 ff.) begegnet, daß die Eintragung nur bie conditio sine qua 
non für bie Entftehung fei, aber erſt die Zuftellung bes Hypothekenbriefs das 
Pfandrecht entftehen laffe; vgl. dagegen v. Meibom S. 148 ff. Es kommt aud 
in Betradt, daB nach manchen Geſetzen, 3.8. ber Preuß. Grundbuch. O. $ 122, 
auf die Ausfertigung des Hypothekeninſtrumeuts verzichtet werben barf. 

Hat ber Vorbeſitzer eine Hypothek zur Eintragung angemelbet unb läßt er 
darauf fein Orundſtück einem Dritten auf, welchem jene Anmeldung unbelannt 
blieb, fo darf die Hypothek nicht mehr eingetragen werden und bat ber neue 
Gläubiger, falls die Eintragung doch erfolgte, eine Klage auf Löſchung, Dern- 
burg u. Hinrichs ©. 117 N. 15. 
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des Konkursverfahrens nicht mit verbindlicher Kraft gegen die Kon- 
turögläubiger erworben oder eingetragen werden, wenngleich der An⸗ 
fprud auf den Erwerb oder die Eintragung ſchon vor der Eröffnung 
bed Verfahrens begründet geweſen ift”). Dagegen tft die Entftehung 
bed Rechts nicht davon abhängig, daß Die Betheiligten (der Eigen- 
thümer und der Gläubiger) durch die Behörde von der Eintragung 
benachrichtigt find): denn das Hypothekenbuch iſt öffentlich, jeber 
Betheiligte kann es einjehben und die einmal erfolgte Eintragung 
kann nicht willkürlich von der Behörde wieder vernichtet werden. 
Soweit nicht partifularrechtlihe Beitimmungen entgegenftehen, 
ft der Berechtigte fofort nach der Eintragung, ohne daß es erft 
der Aushändigung des Hypothekenbriefs bedarf, über feinen Poften 
zu verfügen berecdhtigt!), und kann der Cigenthümer über ihn nicht 
mehr ohne Genehmigung des eingetragenen Gläubigerd disponiren. 


14) Dies gilt auch für das Preußiſche Hecht. Der Antrag auf Eintragung 
flieht, wie ausdrücklich 8 18 bes Geſetzes jagt, nicht der Eintragung gleich: ein 
zur Eintragung bloß angemelbetes Recht ift weber ein erworbenes noch ein ein- 
getragenes Recht; es darf daher die Eintragung nicht flattfinden, nachbem ber 
Konkurs verm erlt if. Trotzdem befolgt Die Preufifche Praris und Literatur 
die entgegengefeßte Annahme, vgl. Achilles S. 151, Dernburg I. 8 200 
N.I, Dernburg u. Hinrichs S. 130, 411 N. 49, Erf. d. Reichsger. IV. 
no. 84 S. 325. — Ebenſo für Deftr. Recht Strohal S. 37 NR. 17. — Daß ein 
bloßer Pfandrechtstitel, welcher vor der Konkurserdffuung entftand, nicht benützt 
werbeu barf, um nach berfelben die Hypothek eintragen zu laflen, if jelbfiver- 
Rändlih, Seuffert XXXV no. 86. 

15) Dies ift die Anficht von v. Meibom ©. 149, welder vie Analogie 
von ber Publikation des Erlenntniffes heranzieht. — Ebenſo trrig unb mit ber 
von ihm ſelbſt (S. 148 f.) vertheidigten Anſicht unvereinbar iſt die Behauptung 
d. Meibom’s ©.149, daß der Eigenthümer durch Zurückbehaltung bes Hypo» 
thelenbriefs „bie Entftehung des bypothelariichen Rechts“ binausichieben könne; 
vielmehr kann er höchftens dadurch verhindern, daß ber Gläubiger beliebig über 
fein Hecht weiter verfügt. 

16, Der Sat bes Preuß. Gef. $ 20: „Der eingetragene Gläubiger erlangt 
das Berfligungsreht Über die Grundſchnld erſt durch die Aushändigung bes 
Grundſchuldbriefs an ihn”, gilt nur von der Grundſchuld, nicht von ber Hypothek; 
über letztere kann der Gläubiger fofort verfügen. Doch erleidet dieſe Beſtimmung 
durch die Grundbuch DO. 8 129 infofern mit Bezug auf bie Hypothek eine Ein- 
ſchränkung, ale zur Eintragung ber Ceſſion e8 der Borlegung bes Hypotheken⸗ 
brief bebarf und wenn ein folder nicht andgefertigt iſt, er nachträglich zu 
bilden if. 
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6. Meber die einzelnen eingetragenen Poften werden von ber 
Grundbuhbehörde Urkunden, Hypothefenicheine, Grundſchuldbriefe 
außgefertigt und regelmäßig dem Eigenthümer, welder die Eintra⸗ 
gung beantragt hat, übergeben, der fie jeinerjeitd dem Gläubiger 
ausbändigt. Crfolgt die Eintragung auf Requifition einer Behörde, 
fo wird ihr das Inſtrument eingehändigt"). Partikularrechtlich Tann 
auf die Ausfertigung des Hypothekenſcheins verzichtet werben "*). 

Das Snftrument enthält eine Abfchrift der das Rechtsverhältniß 
ded einzelnen Poſtens beftimmenden Einträge ded Grundbuch; es 
giebt das Grundftüd an, auf welchem die Laft haftet, den Namen 
des Eigenthümers, die Beichränfungen und Laften ded Grundftüd, 
die Summen der vorhergehenden Poften und den vollftändigen Ein⸗ 
tragungsvermerf der Poft, für welche ed auögefertigt wird, insbe⸗ 
Sondere au) den Namen ded Gläubiger”), Mit dem Hypotheken⸗ 
brief wird die Urkunde über die Schuld verbunden, für welche die 
Hypothek beftellt ift). Nach neueftem Recht können dem Grund- 
ſchuldbrief auf den Inhaber lautende Zindquittungsicheine bei» 
gegeben werden, welche im Fall des DVerluftes nicht amortifirbar 
find). 

Der Hypothekenbrief ift eine Sahe und kann daher Objeft der 
Pindikation fein. Trotzdem gilt da, wo in Folge der Regel „Hand 
wahre Hand” eine Beichränfung der Vindikation von Mobilien ftatte 
findet, dieſelbe nicht auch für die Vindikation des Hypothekeninſtru⸗ 
mentd. Vielmehr hat, wer nad dem Intabulat oder in Folge von 
Ceſſionen Gläubiger ift, die Klage gegen jeden Beſitzer; denn er ift 
Gläubiger geblieben und bat durch Webertragung der Urkunde auf 
eine Vertrauensperfon nicht wie bei einem Snhaberpapier die Geltend- 
machung des Forderungsrechts verloren; die Urkunde ift lediglich 


IM Preuß. Grundb. DO. $ 122, v. Meibom ©. 144. 

18) Preuß. Grundb. DO. $ 122 (aber nicht auf die Ausfertigung bes Grund⸗ 
ſchuldbriefes). Bgl. auch 8 129. — Weimarihes ©. v. 1839. 8 62, 260, 
Würtemb. Gef. v. 1825. $ 14, 191. 

19) Preuß. Orundb. DO. 8 124, 127; über die Gefchichte ber Form in Preußen 
Dernburg 1. $ 324. 

2) Breuf. Srundb. DO. 8 122, v. Meibom ©. 142f. 

21) Preuß. Gef. 8 39, Grundb. O. 8 96, 128, Dernburg $ 327. 
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Beweismittel“). Wenn der Gläubiger aus dem Beſitz der Urkunde 
gekommen ift, ohne zu willen, wer fie jest inne bat, oder wenn ber 
Schuldner die Hypothek zurüdzahlen will, aber wegen erfolgter 
Seffionen den jebigen Gläubiger nicht kennt, oder wenn er die 
Tilgung der Hypothek behauptet, ohne eine Quittung zu befiten 
und ihm die Perjon oder der Aufenthalt des früheren Gläubigers 
nit befannt ift, Tann ein Aufgebots- und Amortifationsverfahren 
angeordnet werden, um den Inhaber der Urkunde zur Meldung zu 
veranlafjen, resp. wenn er diefelbe innerhalb beftimmter Zeit unter 
labt, dad Inſtrument für wirkungslos zu erllären®). 

7. Die Hypothek iſt auf den Namen eines beftimmten Glaͤu⸗ 
bigerd einzutragen; eine Hypothek auf den Inhaber ift auch nad 
ben neuelten Hypothekenordnungen unzuläffig*); doch Tann durch 
Blanko⸗Ceſſion fie in ebenjo leichter Weife, wie ein Snhaberpapier 
übertragen werden (vgl. unten $ 113. 4). 

Außerdem ift aber durch die neuere Specialgefebgebung die 
Inhaberhypothek für den Fall eingeführt worden, daß ein Grund« 
befitzer, beſonders eine Eifenbahn, eine Anleihe in der Weile unter 
Perpfändung feines Beſitzthums macht, daß über die Anleihe Partial⸗ 
obligationen audgegeben werden, weldye auf den Inhaber lauten**). 


3) Moftoder Entſch. bei Buchka u. Bubde VI.S.87ff. (auch bei Gold⸗ 
ſchmidt Zeitſchr. XV. 592 ff.); abweichender Anſicht v. Meibom S. 146 N. 25. 

3) 3.8. Wiener Grundbuch⸗O. v. 1566 bei Tomaſchek Rechte von Wien 
U. ©. 187, Baier. Gef. $ 82, 159, Neuvorpommern'ſche H. O. 8 99, Preuß. 
Srundb. DO. $ 108—113, v. Bar ©. 124 N. 25, v. Meibom ©. 146f., 
282 — 285. 

) Beller S. 15 will einfache Inhaberhypothelenſcheine; dagegen, als bem 
Reallredit fchäblich, erklärt fih Lette S. 51 fe — Daß nach Bairiſchem Hecht 
feine Inhaberbypotbelen beftellt werben können, Roth II. B. S. 402 N. 78; 
a. A. Regelsberger 8.185. Für einzelne Partikularrechte wirb behauptet, daß 
Inhaberhypotheken mit ihnen verträglich feien, Kunte die Lehre von ben Inhaber⸗ 
papieren. 1857 ©. 601, Römer S. 102f. — AZuläffig find Inhaberhypotheken 
nad einzelnen Schweizer Rechten, v. Wyß Referat ©. 28 f. 

Aa) Deftr. ©. vom 24. Apr. 1874 betr. die Wahrung ber Rechte ber Beſitzer 
von Pfandbriefen; Deftr. G. v. dem. Tage betr. die gemeinfame Vertretung ber 
Rechte der Befiger von auf Inhaber lautenden ober dur Inboffament über- 
tragbaren Theitfchulpverfchreibungen und bie bücherliche Behandlung der für ſolche 
Theilſchuldverſchreibungen eingeräumten Hypothekarrechte; Deftr. ©. v. 19. Mai 
1874 betr. bie Anlegung von Eiſenbahnbüchern, die Wirkung ber an einer Eifen- 
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Wohl waren auch ſchon früher derartige Inhaberpapiere audgegeben 
worden, in denen dad Immobiliarvermoͤgen des Schuldnerd ald vers 
pfändet bezeichnet war, aber es hatte diefe Erflärung ded Schuldners 
faft überall Feine praftifche Bedeutung gehabt und die Eintragung 
der Hypothek war unterblieben*:). Um fo wichtiger ift die geſetz⸗ 
liche Regelung dieſes Rechtsverhältniſſes. Nach den biöher ergangenen 
Geſetzen wird in dem Hypothekenbuch auf dem Yolium ded ver 
pfändeten Grundbeſitzes der Gefammtbetrag der Forderung, für melde 
das Pfandrecht beftellt wird, nebft den wefentlichen Beitimmungen 
über die Ausgabe der Theilfchuldverjchreibungen, über ihre Zahl und 
Höhe u. |. w. *e) eingetragen. Seder Inhaber der Partialobligation 
hat, wie er Gläubiger des Schuldners ift, jo aud ein Pfandredht 


bahn eingeräumten Hypothekarrechte und die bücherliche Sicherung ber Pfanbrechte 
ber Befiger von Eifenbahn-Prioritätsobligationen (alle brei Geſetze find auch ab» 
gedruckt in Goldſchm. Ztihr. XX. S. 507). — Schweizer Bundesgeſetz v. 24. Juli 
1874 über bie Berpfändung und Zwangsliquidation der Eifenbahnen (auch in 
Goldſchm. Ztſchr. XXI. S. 426 ff), — Braunſchw. &. v. 30. März 1881 bie 
Supothefen für die auf den Inhaber lautenden Schulbverjhreibungen und Ber- 
pflichtungsſcheine betreffend. — Der denſelben Gegenſtand betreffenbe, bem beutjchen 
Reichstage im 3. 1879 vorgelegte mit ausführliden Motiven verſehene Entwurf 
(betreffend das Pfandrecht ber Eifenbahnen und die Zwangsvollſtreckung in bie- 
felben, in den Druckſachen bes d. Reichetages 1879 no. 130) ift nicht zum Geſetz 
erhoben. — Bgl. au Meili das Pfand- und Concursrecht der Eifenbahnen. 
Bergleihende Studien. Leipz. 1879 und Protokoll der XVII. Berfammlung bes 
ſchweiz. ZJuriftenvereins in Bafel. Bern 1879 ©. 17 ff., 46 ff. 

3b) So bat in Preußen niemals eine Eintragung von Eifenbahnprioritäts- 
obligationen flattgefunden, weil feine Inhaberbgpothelen möglich find unb weil nad 
8 2 der Grundbuchorbnung Grunbblicher nur für Gemeindebezirke angelegt und bie 
einzelnen Grundſtücke einer Eifenbahn nur in den Grundbüchern ber verfchte- 
denen Bezirke eingetragen werben follen; unzuläffig if} es bie in verſchiedenen 
Bezirien belegenen zur Eifenbahn gehörigen Grunbftüde büderlih zu einem 
Eompier zufammenzufofien. Drudf. des Reichtages a. a.D. S. 96f. — In 
Sachſen hatte man Pfandrechte zu Gunften von Partialobligationen eingetragen, 
Siegmann &.87ff. — Was aber Eifenbahnen anbetrifft, hat eine ſolche Ein- 
tragung nur in Betreff ber Hamburg-Bergeborfer Bahn flattgefunden, Drad- 
ſachen a. a. O. S. 98, 100. 

Mo) Deſtr. 2. Gef. v. 24. Apr. 1874 8 12, 18. — Schweiz. G. art. 15: 
„Jedes Anleihen, auch wenn es in Partial-Obligattonen zerfällt, bleibt eine ein- 
heitfiche Forderung.” — Braunſchw. &. $ 1: Es wirb „der Befammtheit ber 
Gläubiger eine Hypothek beftellt und auf ben Ramen von Synbilen als Ber- 
tretern dieſer Geſammtheit eingetragen.” 
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an dem SImmobiliarvermögen, aber er Tann fein Pfandrecht nicht 
tolirt für fich geltend machen; vielmehr fteht died Recht nur der 
Geſammtheit der Gläubiger zu, welche ohne eine juriftifche Perfon 
zu fein, in dieſer Beziehung eine Intereſſengemeinſchaft bilden**). 
Shnen wird für dieſen Zwed entweder ftaatlid ein Eurator beftellt**), 
oder fie haben einen Syndifus gleich bei der Begründung der Ge 
ſammtſchuld erhalten‘), oder es werden bie erforderlichen Schritte 
von der Majorität der Befiger von Partialobligationen beſchloſſen *s). 

Als Gläubiger kann jede Perſon (au Firmen von Gefell- 
Ichaften®), vom Staat anerfannte juriftiiche Perjonen) eingetragen 
werden, weldye nicht von dem Erwerbe von Smmobiliarrecdhten aus⸗ 
geſchloſſen ift. 

Nach einzelnen neueren Huypothefenordnungen kann fi auch 
der Eigenthuͤmer des Grundftüds als Hypothefengläubiger eintragen 
Iafjen®); nad andern kann er fi nur die zu Gunften eined Andern 


a, Siegmann ©. 37. 

He) Deftr. 1. Gef. v. 24. Apr. $ 8, 2. Gef. 

HM, Braunfhw. ©. 81, 7. 

45), Schweizer. G. art. 15; unter Umſtänden können nad bemfelben auch 
einzelne Gläubiger felbfländig vorgehen. 

35) Bol. oben I. 8 49 N. 32. — Für bie obige Anfiht auch Römer 
©. 160; gegen biefelbe Behrend Handelsrecht 540 N. 66. 

3 Medi. rev. Hyp. DO. f. Landgüter v. 1848. $ 16, weitere Medi. Be- 
ſtimmungen bei v. Meibom S. 128, 154 R. 24. — Neuvorpommern'ſche H. O. 
881. — Preuß. Gef. 8 27 (nur in Betreff der Grundſchuld; — ganz erklärlich, 
da eine Hypothek nur wach Angabe einer causa debendi eingetragen wirb und 
der Eigentbümer nicht behaupten kann, baß er fi aus irgend einem Grunde 
etwas ſchulde, Buchka Hypothek bes Eigenthümers 1875 ©. 113). — Lübiſches 
Geſ. v. 25. Juli 1868. 8 8 n. v. 15. Juli 1872. 8 4 (ber Eigenthümer kann fidh 
eine Hypothek vorbehalten, eine andere Hypothek auf feinen Namen umfchreiben 
laffen u. f. w.). — Hamb. Geſ. v. 4. Dez. 1868. 8 35. 

Smtereffant ift ber feit der Mitte des 17. Jahrhunderts in Bremen aus« 
gebildete Gebrauch, wo man flatt eine Hypothek anfzunchmen, Rentenbriefe, 
Haudfeſten ausfertigen ließ und biejelben bem Gläubiger verpfänbete, vgl. 
Hspken (oben 8 106 N. 1) S. 205 ff. Es pflegte der Hauseigenthiimer zu- 
nächſt einer worgefchobenen Perjon, einem Freunde, ober fpäter einem Gerichts» 
profurator zum Schein eine Rente zu verlaufen und eine Handfeſte ausftellen 
zu lafien. Da dieſe Hanbfeften wie Inhaberpapiere bebanbelt wurben, ließ er 
fie ſich fofort zurückgeben, um wenn er ein Kapital aufnehmen wollte, dem 
Glaubiger bie betreffende Hanbfefte zu verpfänben. 


362 $ 111. Die Entftehung ber Hypothek. 


eingetragene Hypothek cebiren laſſen, ohne daß fie durch Gonfufion 
untergeht, oder kann der Hypothekengläubiger Eigenthümer des Grund» 
ftüd8 werden, ohne daß darum die Hypothek ihre Wirkung ver- 
liert). Nah noch andern Rechten kann der Eigenthümer nidht als 
Gläubiger eingetragen werden, ſich aber eine Stelle in dem Hypo- 
thekenbuch für eine fünftige Eintragung offen halten und bemerken 
laffen, daß die Benennung des Gläubigerd vorbehalten jei®). 


Für die Geſchichteder Hypothek des Eigenthümers ift auch aufmerkſam zu 
machen auf die im Mittelalter häufig vorkommenden Urkunden, in denen ein 
Vaſall dem Lehnsherru fein vafallitiiches Recht verpfändet, Kohler pfandrechtliche 
Forſchungen ©. 284 ff., 288 ff. 

Ueber die Hypothek des Eigenthümers: v. d. Hagen bie Hypothek des 
Eigentbüümers 1836; Bähr S. 93—95, v. Bar ©. 56-59, Bremer S.5ff., 
39 ff. 46 ff. 78 ff, Siegmann ©. 135 ff., v. Ihering Jahrbb. X. S. 490—92, 
vgl. mit S. 452— 454, v. Meibom ©. 150 ff., Förſter III.S200, Dernburg 
I. 8 837, 338, Schollmeyer bie Hypothek des Eigenthümers nach dem Geſetz 
über den Eigenthumserwerb u. f. w. vom 5. Mai 1872. Halle 1874. (Dazu 
Regelsberger's Anzeige in d. krit. Bierteljahrsfchrift XVII. S. 267 — 273.) 
Gerh. Buchka die Hypothek des Eigenthümers nach ben ueueften deutſchen Ge⸗ 
ſetzgebungen und in ihrem Verhältniß zum röm. Recht. Wism. 1875, beſonders 
©. 82—- 116 (dazu Regelsberger's Anz. in d. krit. Viertelj.Schr. XVIII. 
©. 204—210), R. Goldſchmidt Syſtematik bes Pfandrechts und der Hypothek 
des Eigenthümers. 1877, Kühnaſt Begriff der Grundſchuld 1877. ©. 29 ff., 
G. Hartmann Rechte an eigener Sade 1877. ©. 6ff., 38ff., 78f. (auch in 
v. Ihering’® Jahrbb. XVII. S. 72 ff., 100 ff., 132f.), Roth die hypothekariſche 
Succeffion und bie Eigenthümer⸗Hypothek (Arc. f. civ. Praxis. LXII. und Se⸗ 
paratabbrud). 1879. (Hierin findet ſich die forgfältigfte Zufammenftellung ber 
Bartitularrechte u. der verſchiedenen Anftchten in ber Literatur), Erner ©. 654ff., 
660 ff. (das Oeſtr. R. kennt feine Eigenthümerhypothek). — Entf. d. RchsGer. 
III. no. 76. 

3) Bol. darliber unten $ 118. II. 5. — Wir verbinden biefe Fälle mit 
unferer Betrachtung foweit, als es fi um die Bebeutung ber Hypothek bes 
Eigenthümers im allgemeinen handelt. 

3) So nach bem Bair. Gef 8 150; dies ift auch nah Medi. Hecht zu- 
läffig, v. Meibom ©. 188, 151, ein beſchränktes derartiges DOffenhalten auch 
nah Defir. R., Erner ©. 664. — Beides ift in feinen Wirkungen nit 
identifch: die Hypothek des Eigenthümers binbert jede andere Eintragung an 
biefer Stelle, fie kann nur cebirt werben, während bei der Offenhaltung bier 
eine Hypothek fpäter eingetragen werben kann. — Und wenn der Eigenthümer, 
welcher eine Stelle offen gehalten bat, fein Grunpftüd veräußert, hat er nicht 
etwa eine Hypothek am Grundſtück, fondern erwirbt der neue Eigenthümer das 
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Da Niemand fein eigner Gläubiger fein Tann, hat die Eins 
tragung des Eigenthümers ald Hypothefengläubiger vor der Hand 
feine praftiiche Bedeutung, indbefondere tritt feine Verpflichtung zur 
Verzinſung der Hypothek ein”). Indeſſen ift eine folde Hypothek 
für den Eigenthümer injofern von Werth”), ald er die Dispofition 
über die betreffende Stelle im Hypothekenbuch behält und, nachdem 
hinter ihr bereitd andere Gläubiger eingetragen find, bie zunächft 
ihm zugejchriebene Hypothek mit der Priorität vor denjelben auf 
eine andere Perjon übertragen kann. Indem hinter der Hypothek 
des Eigenthümerd andere Gläubiger fi eintragen laffen, erklären 
fie fi) damit einverftanden, dab ihnen nicht der ganze Werth ber 
Pfandſache, jondern nur nad Abzug der voraufgehenden Summen, 
indbefondere auh der Summe verhaftet fein fol, über welche ſich 
der Eigenthümer noch die Dispofition vorbehalten bat. 

Durch die Eintragung ded Eigenthümers iſt Feine Obligation 
entitanden. Seine Hypothek bedeutet nicht**), daß er fein etgner 
Gläubiger jei, fondern dab er Schuldner für diefe Summe fein wolle, 


Recht, Über die betreffende Stelle zu bisponiren, Regel&berger Bayer. Hyp. R. 
©. 288. 

Kür ein bloßes Offenhalten der Stelle und gegen jebe Hypothek des Eigen- 
thimers erklären fih Göppert S. 278 ff.; Beller ©. 77, ba biefelbe eine 
„eiviliftifche Jueleganz“ fei und Die Obligation und das Pfandrecht durch Zahlung 
oder Eonfufion erlöfche. Eonfequent müßten fie dann fordern, daß wenu ber 
Säubiger Eigenthümer des Grundſtücks wird, fein Name an ber betreffenden 
Hypothekenſtelle geldjcht würbe, unb weiter, baß fein traffirt eigner Wechſel 
ansgeftellt würde, baß ber Traffat den Wechjel nicht auf fih inboffiren lafſen 
bärfe u. ſ. w. 

394) Motive zu ben Preuß. Gefeßentwürfen. Berlin 1869. ©. 63: „Es 
fehlen dem Eigenthümer die wejentlihen Rechte bes Hypotbelengläubigers; er 
kaunn nicht bloß feine Zinfen von fich felhft fordern, er kann auch nicht Die Zah⸗ 
Iung bes Kapital® durch ben Antrag auf Subhaflation gegen fih erzwingen 
und etwa dadurch ein bequemes Mittel erlangen, fi von ben dann ausfallenben 
Hypotheken zu befreien. Die Hypothek ruht, fo lange fie fih in feinen Händen 
befindet, fie ift fein ſelbſtändiges Bermögensobjekt für ihn und bat nur ben 
negativen Werth, daß der Eigenthlimer Kapital und Zinfen der Hypothek feinem 
Dritten ſchuldet“. 

& 655 € Meber die wirthichaftliden Gründe ber Eigenthümerhypothek Exner 

386, Anders Kühnaſt S. 31, 40, 43: Die Grundſchuld entftehe bereits 
mit der Eintragung. 
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wenn die Hypothek auf eine andere Perfon übergehe, resp. Gläu- 
biger fein wolle, wenn das Eigenthum des Grundſtücks auf einen 
Andern übertragen werde: er bat in bedingter Weile einfeitig feine 
Verbindlichkeit erklaͤrt. Es wird aus praftiichen Gründen für zu⸗ 
läffig erachtet, den Inhalt einer möglicherweife künftig entitehenden 
Obligation bereitd vor ihrer Exiſtenz in dad Buch einzutragen, die 
paffive Seite zunächſt zu firiren mit der Wirkung, daß wenn fid 
für diefen Inhalt der Obligation künftig ein Gläubiger findet, unter 
Anwendung der bypothefenmäßigen Verlehröformen durch eine jchein- 
bare Geifton, in der That aber durch Eintragung des fog. Ceſſio⸗ 
nars als eriten wirklichen Gläubigerd die Obligation eriftent wird*®). 
So wie ed allgemein anerkannt ift, dab für eine ihrer Criftenz nad) 
unfichere Forderung eine Hypothek eingetragen werden kann (Cau⸗ 
tiondhypothet), fo iſt Died auch bei einer ſolchen Unficherbeit möglid, 
bet welcher ſich noch fein beftimmtes Subjekt für die aktive Seite 
der Obligation gefunden bat. 

Andererjeitö erlangt die biöher nur fcheinbar beftehende Obli⸗ 
gattion durdy Veräußerung ded Grundftüdd volle Wirkfamkeit; m 
diefer Beziehung erſcheint fie ald Vorbehalt einer Hypothek für den 
Hal der Veräußerung). 

Sm Konfurfe oder bei der Subhajtation wird die Hypothek 
des Eigenthümers, gleich viel ob fie von vorne herein als ſolche 
entftanden oder erſt durch fpätere Ereigniffe (Erwerb der Forberung 
dur den Eigenthümer oder ded Grundftüdd durch den Gläubiger) 
eingetreten ilt, in den Partifularrechten verjchieden behandelt. Nach 


sd) Die Hypothek bes Eigenthümers kann man mit einem Imbaberpapier 
vergleichen, weiches fich noch in den Hänben des Ausftellers befindet. 

) Das fühl. EB. läßt die Hypothekl des Eigenthümers nur in bem 
Fall zu, daß er eine zunädft für einen andern Gläubiger eingetragene Hypothek 
für fi erwirbt und auf feinen Namen umfcreiben läßt; als Wirkung giebt 
8 442 u. 443 an, daß er dann bie Hypothek auf Anbere Übertragen Tann. 
Daraus folgert Siegmann ©. 137, daß nah ſächſ. Hecht die im Text an⸗ 
gegebene Wirkung nicht eintritt und der Eigenthümer bei Beräußerung bes 
Grundſtücks die Hypothek nicht auf feine Forderung wegen unbezahlter Kaufe 
gelber Übertragen kann. — Wenn eine Eigenthümerhypothek auf einem Lehn- 
grundſtück eingetragen ift, erhält fie ihre volle Wirkſamkeit, falle in den allo⸗ 
dialen und den feudalen Nachlaß nicht biefelbe Perſon fuccebirt; bas Hecht 
aus ber Hypothek geht in biefem Fall auf den Allovialerben über, Buchka 
S. 104 ff. 
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einigen fällt bei ber einfachen Subhaftation der Erlös für den bes 
treffenden Poften dem Cigenthümer, bei dem Konfurd wie fein 
übriged Vermögen der Konkurdmaffe zu”), nad andern kann der 
Eigenthümer oder die Konlurdmafje die Forderung nicht geltend 
machen, da Niemand fein eigner Gläubiger fei, und rüden die nad 
folgenden Gläubiger auf, jo ald ob die Hypothek gelöfcht wäre?t), 


8. Pfandrechte an Immobilien find heut zu Tage regelmäßig 
Hypotheken und eine ganze Reihe von Gefegen verbietet dad Fauft- 
pfand an Grundftüden und insbelondere den antichretiihen Ver⸗ 
trag®); andere laffen auch das FZauftpfand an Immobilien aus» 
drüdlich®) oder ſtillſchweigend zu). Wo zur Entftehung dinglicher 


30) Diefe Geftaltung geht von der Annahme aus, baß ben Gläubigern 
nicht das ganze Objekt haftet, fonbern baß fie fih überhaupt nur an denjenigen 
Erlös halten dürfen, welcher die Summe ber voreingetragenen Hypotheken über- 
fleigt. — Neuvorpommern'ſche H. DO. 8 138: „auf die für ben Eigenthümer 
eingetragenen Forderungen haben bie bei ber Subhaftation ansfallenden Gläu⸗ 
biger keinen Anſpruch“. — Wenn der Eigentbümer die Forderung durch Ceſſion 
erworben bat, Plen. Beſchl. des Preuß. O. Trib. v. 9. Jan. 1846 (Entſch. XII 
©. 66). — Preuß. ©. v. 1872. 8 27: „Bei der Bertheilung der Kaufgelder in 
Folge einer gerichtlichen Zwangsverfteigerung kann er die Grundſchuld für fich 
geltend machen”. — Hamb. Gef. v. 4. Dez. 1868. 8 35 (anders die frühere 
Hamb. Braris, Baumeifter I ©. 184). — In beſchränktem Maß gilt biefe 
Auffaoffung auch nach dem GErhzgl. Hefl. ©. art. 159; nad art. 107 wird ber 
Zuſchlag bei der Subhaftation nur ertheilt, wenn das Gebot geeignet ift, bie- 
jenigen Forderungen zu befriedigen, welche dem bie Subhaftation beantragenben 
Gläubiger vorangehen; nun beflimmt art. 159, daß dabei auch die Hypothek 
des Eigenthümers als eine ſolche zu deckende Forderung zu betrachten fei. — 
Für dieſe Behandlung der Frage ſpricht fih au Beller ©. 76 de lege fe- 
renda aus. 

2) Sächſ. H. ©. 8 120, Sächſ. ©B. 8 444 (vgl. auch Haubold $ 215 
NR.1), v.Bar ©.57ff., v. Meibom ©. 152, 224f., 267f., Regelsberger 
bayer. H. R. L S. 282, Buchka ©. 106 ff.; de lege ferenda Bähr ©. 95. 

32) Bgl. oben $ 108 N. 18. 

s) z. B. Preuß. Grundb. O. $ 12: „Wenn mit folchen Rechten (Hypo⸗ 
thelen und Grunbfchulden) der Befls und Genuß des Grundſtücks von Seiten 
des Gläubigers verbunden if, fo wird zugleich dies Recht in der zweiten Ab⸗ 
theiluug vermerkt“; Förfter II. S 10 NR. 33, Kohler pfandr. Forſchungen 
©. 250 fi. 

3) Ueber Baiern vgl. Roth B. IL S. 445f., 483f., Regelsberger 
S. 38 N. 3, 347f.; im neneften Recht iſt e8 verworfen, Kohler ©. 254 f. 


366 8 112. Das Pfandobjelt und das Princip der Specialität. 


Rechte die Emtragung in die Grundbücder erfordert wird, bedarf 
ed derfelben aud bei Begründung eined Fauftpfands oder einer 
Antichrefe und entſteht in Ermangelung diefer Form nur ein per 
fönliches Recht zwilchen Gläubiger und Schuldner). 
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Das neuere Hypothefenrecht wird im Gegenſatz gegen bad rö⸗— 
miſche Recht von dem Prinzip der Spezialität beherricht und zwar 
ſowohl in Rüdfiht auf das verpfändete Objelt, ald auf die For 
derung. 

I. Se nad den verjchiedenen Partikularrechten find General» 
hypotheken entweder überhaupt unzuläjjig und wirkungslos oder fie 
ergreifen, wo fie zugelafjen find, nicht die Grundftüde, fondern ed 
bedarf, wenn der Schuldner auch Immobilien befigt, der Eintragung 
des Pfandrechtd bei jedem einzelnen belajteten Objekt. Gegenitand 
der Hypothek fünnen Grundjtüde und den Immobilien in dieler 
Beziehung gleich behandelte, jog. immobiliare Rechte jein. In welchem 
Umfange für ſolche Rechte ein Folium in den Grundbüchern eröffnet 
wird, ift eine Frage des Partifularredhts‘). Einzelne Gejehe geftatten 
auch die zu derjelben Eijenbahn gehörigen, in verſchiedenen Bezirken 
belegenen Grundftüde ald einen Gejammtfompler, für welchen ein 
beſonderes Grundbuch angelegt wird, mit Hypotheken zu belaften!*). 

1. Wenn Grundftüde mit einer Hypothek belaftet find, erſcheint 
als Objekt derjelben der Grund und Boden mit allem, was zu ihm 


9. Meibom S.135Ff., Regelsberger S. 347f., Römer ©. 202 ff. 
— v. Bar ©. 101 beftreitet die dingliche Wirkſamkeit der Antichreje im mo- 
bernen Recht, weil diefelbe dem Grundſatz widerſpreche, daß ein Pfandrecht nur 
für beftimmte Gelbfummen und für beflimmt normirte Zinjen beftelt werben 
dürfe. Inbeffen kaun ja auch eine Abrechnung unter Zugrundelegung des ge» 
fetslichen oder vertragmäßigen Zinsfußes flattfinden und fpricht nichts dagegen, daß 
durch die Meberfchüffe des Werths ber Früchte eine theilweife Zurückzahlung bes 
Kapitals bewirkt wird. 

1) Bgi. darüber oben I. $ 67 N. 15 und außerdem Dernburg m. 
Hinrichs ©S.152ff., Erner S. 52ff., Römer S. 112ff.; in geſchichtlicher 
Beziehung oben L $ 106 N. 39. 

le) Bgl. oben $ 111 N. 24°. 
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gehört!?), mit Gebäuden?), Bäumen, fonjtigen Pflanzen u. |. w., den 
Pertinenzien?), Realgerechtſamen“) u. |. w. 

Was mobiliare Pertinenzien betrifft, jo gelten fie nur fo lange 
als verpfändet, als fie diefe Qualität haben; durdy Veräußerung an 
einen Dritten werden fie pfandfreit), ebenfo wie andererſeits die 


1b) Preuß. Lor. I. 20. $ 471, Sächſ. GB. 8 411, 412. — Preuß. Gef. 
v. 1872. 8 30: „Für das eingetragene Kapital, für die eingetragenen Zinfen 
und fonfiigen Sahreszahlungen und für die Koften ver Eintragung, der Künbi- 
gung, der Klage und Beitreibung haften: das ganze Grundſtück mit allen feinen, 
zur Zeit der Eintragung nicht abgefchriebenen Theilen (Parzellen, Treunftüden), 
die auf dem Grundftüd befindlichen ober nachträglich darauf errichteten, dem 
Eigenthümer gehörigen Gebäube; die uatürlihen An- und Zuwüchſe, pie fteben- 
den und hängenden Früchte; bie auf dem Grundſtück noch vorhandenen abge- 
fonderten, dem Eigenthümer gehörigen Früchte; die Mieth- und Pachtzinfen und 
fonftigen Hebungen; bie augeichriebenen unbeweglichen Aubehörftide (PBertinen- 
zen und Gerechtigkeiten); da® bewegliche, dem Eigenthlimer gehörige Zubehör, 
jo lange bis daffelbe veräußert und von bem Grundſtück räumlich getrennt wor- 
den ift; die dem Eigenthümer zufallenden Berfiherungsgelver für Früchte, be⸗ 
wegliche® Zubehör und abgebrannte ober buch Brand beichädigte Gebäude, 
weun biele Gelder nicht flatutenmäßig zur Wieberherftelung ber Gebäude ver- 
wenbet werben müfjen oder verwendet worben find“. 

N Das Preuß. G. 830 (N. 1b) fagt: „bie dem Eigenthümer gehörigen 
Gebäude". Da nah Preuß. Recht der Eigenthilmer des Bodens nicht durch⸗ 
weg Eigenthümer der Gebäude ift (ogl. oben $ 79 N. 3), baftet dem Gläubi⸗ 
ger alfo nicht das Gebäude des Superflciars oder die Baulichkeit, weiche ein 
Pächter für die Dauer der PBachtzeit zu feinen Zweden errichtet hat. Der 
Pächter bat das jus tollendi; ift die Superflcies älter ale die Hypothek, fo 
wird bei der Subhaflation das Grundſtück mit diefer Laft ausgeboten; iſt fte 
jünger, fo bat der Superficiar das jus tollendi, Förſter Grundbuchrecht 
S. 162. — Bgl. auch Regelsberger S. 345. 

3) Breuß. ©. für Neuporpommern und Rügen v. 26. Mai 1873. 8 15: 
„Zu dem beweglichen Zubehör, welches ... . . für Hypothek ober Grundſchuld 
baftet, wird bei läublichen Grundſtücken auch das Vieh⸗, Feld⸗ und Wirth- 
fchaftsinventar gerechnet”. — Weber die Frage, in welchem Umfang Mobilien 
als Bertinenzien mit dem ländlichen Grundſtück verhaftet find, vngl. v. Meibom 
8.189, Siegmanı S. 65., Regelsberger ©. 350 ff. — Nah Witt. R 
erſtreckt ſich das Pfandrecht nicht von ſelbſt auf die mobiliaren Pertinenzien, 
v. Wächter II. S. 247, bejonders Erörter. S. 36 ff., Römer S. 114f., 119. 

30) Regelsberger S. 861. 

4) Breuß. Lor. I. 20.8445, Preuß. ©. 8 80 (NR. 1b), Baier. Gef. 8 35, 
Unger I. S. 445, N. 29. v. Meibom ©. 198 N. 24, Römer ©. 119f., 
Negelsberger ©. 888, 351, Erner ©. 380 R. 33. — Sidi. GB. $ 413 
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. neu binzuerworbenen dem Pfandnerus unterworfen werden“). Wenn 
nah der Berpfändung zu dem verpfändeten Gut nocd Parzellen 
binzuflommen®) und in dem Grundbud dem verpfändeten Gut zu. 
geichrieben werden, oder wenn neue Gebäude errichtet, Gerechtfame 
binzuerworben werben u. |. w., fo gelten fie ald mitverpfänbet”). Auf 
einzelne Beitandtheile ded Grundſtücks, wie überhaupt auf einen realen 
Theil defjelben kann feine Hypothek eingetragen werden®). 

Sm Fall des Konkurſes und der Subhaftation erſtreckt fich die 
Hypothek auch auf die noch nicht getrennten natürlichen Früchte?) 


fagt, daß bie Gläubiger gegen ben britten reblichen Erwerber ber Pertinenz feinen 
Auſpruch baben. 

.. 9) Unger I. ©. 446, Mündeuer DO. X. Ser. bei Schletter Jahrbb. IV. 
S. 105. 

6, In Betreff der neun binzugelommenen Gutsparzellen beftimmtte bas 
Pr. or. I’20. 8454 f., daß die ältern Hypotheken ſich auf fie nicht erfireden; 
ebenjo Neuvorpommern'ſche H. O. v. 1868. $ 14 u. v. Meibom ©. 191. Da 
aber dadurch bei der Erelutiou möglicherweile Schwierigleiten entſtehen, follen 
nach ben neueren Geſetzen (vgl. R.7) bie zur Zeit ber Geltendmachung ber 
Hypothek dem Grundſtück zugeſchrieben ſtehenden Bertinenzien dem Pfandrecht 
unterworfen fein. 

7) Br. Lor. I. 20. 8 470— 474, Sächſ. GB. 8410, Unger I. ©. 4461. 
— Preuß. ©. 8 30; 8 32: „Werben nach Eintragung ber Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld bem verpfändeten Grundſtück andere Grundftüde als Zubehör zugeſchrie⸗ 
ben, fo treten bieje in die Pfanbverbindlichleit deſſelben; es gehen jedoch bie 
mitäbertragenen Boften des zugejchriebenen Stüds — fo weit es fih um Be 
friebigung derjelben aus diefem Stüd handelt — ben zur Zeit der Zufchreibung 
auf dem Hauptgut eingetragenen vor”, — Regeldberger ©. 336f. — Ueber 
alveus derelictus und insula in flumine nata Erner ©. 276 R. 17. 

Ueber die Wirkung ber Beräußerung einer Parzelle des Grundſtücks vgl. 
N. 17 ff. 

8) Sächſ. GB. 8 388, Unger I. S. 46 N. 30. 

9, Baier. G. 8 33: „Früchte, fo lange fie noch nicht abgeſondert oder be⸗ 
zogen find“, Sächſ. EB. 8 414, Weimar’iches Geſ. 8 85, Reyſcher 8 318 
N. 3, v. Bar S. 97, v. Meibom S. 192 N. 19. — Nah Preuß. Gef. 8 30: 
„die ſtehenden und hängenden Früchte; die auf dem Grundſtück noch vorhandenen 
abgefonderten, dem igenthümer gehörigen Früchte”. — Abweichend beftimmt 
das Preuß. Geſetz für Hannover v. 26. Mai 1873. $ 15 (und ebenfo auch an- 
dere für einzelne Provinzen erlaffene Sypotbelengefeße): „bie dem Pächter zu- 
wachſenden oder ihm gehörigen auf dem Grundſtück noch vorhandenen Früchte 
baften nicht den am Grundſtück dinglich Berechtigten“. — Nah dem Bairi⸗ 
ſchen ©. $5. al. 3 haben, wenn ein Nießbrauch am Grundſtück beſtellt if, jo 
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und tft die Veräußerung ftehender ober hängender Früchte, foweit 
fie zum Nachtheil der Gläubiger gereicht, ohne Wirkſamkeit!o). Was 
die bereitd abgejonderten Früchte angeht, jo werden fie nad) einigen 
Rechten durch die Abfonderung von dem Pfandnerus frei"), während 
nad) andern fie demfelben fo lange unterworfen bleiben, als fie im 
Eigenthum des Grundeigenthümerd und auf dem Grundftüd fidy be 
finden!®), Sn Betreff der Civilfrüchte gehen die Hypothekenord⸗ 
nungen weit auseinander'!). 

2. Wenngleich e8 Feine Generalhypotheken geben foll, jo ift es 
doch nad) vielen Hypothekenordnungen zuläffig, dab ebenjo wie ſchon 
im Mittelalter eine Rente ungetrennt, conjunctim and mehreren 
Häufern verkauft werden durfte‘), fo aud für diefelbe Forderung 
Hypotheken auf mehreren Grundftüden eingetragen werden, og. 
Simultans oder Correalhypotheten). Nah andern Gefepen ſollen 


fange berfelbe währt, die nacheingetragenen Gläubiger kein Hecht auf Befriebi- 
gung aus ben Früchten. 

10) Preuß. ©. $ 31, Entſch. d. Reichsg. V. no. 80. 

100) 3.8. Baier. Geſ. 8 33, Heſſ. ©. art. 51, v. Meibom ©. 192. 

106) So nad) Preuß. Geſetz, vgl. N. 1b. 

1), Nah dem Sächſ. EB. 8 415 erfolgt in Betreff der Civilfrlichte, 
welche an Stelle der natürlichen treten, je nach dem Zeitverhältniß beim Mo- 
ment ber Beantragung ber Subhaftation oder bes Konkurjes eine Theilung 
zwiſchen ber bypothecirten Maffe und dem übrigen Vermögen: für bie bereits 
vergangene Periode bes Zeitraums, für welden bie Zahlung zu erfolgen hat, 
wird bie betreffende Duote bem Übrigen Bermögen zugeichlagen, mwährenb bie 
andere zum Hypothekenvermögen gehört. — Dagegen find nad dem Großhzgl. 
Heſſiſchen Gef. art. 54 die zur Zeit des Subhaſtationsdekrets oder des Kon⸗ 
kurſes rückſtändigen Civilfrüchte kein Gegenfland der Hypothek. — Nach dem 
Preuß., ©. 8 30 haften den Hypothelengläubigern aud „bie Mieth- und Pacht⸗ 
zinfen und fonftigen Hebungen” (Erf. db. Rhs®. II. no. 66); nad 8 31 fol die 
Borauserbebung, Abtretung und Verpfändung derſelben auf mehr als ein Viertel⸗ 
jahr keine Wirkſamleit den Gläubigern gegenüber haben; ähnlich Heſſiſches Gel. 
art. 55. — Bol. auh Erner S. 277ff., Regelsberger ©. 348— 850, 
Seuffert XXX. no. 125. 

19, Bol. Bauli Abbantlungen aus dem Lübifhen Recht IV. ©. 68 ff. 
Wegen der Unzuträglichleiten, welche ſich aus einer fpätern Berpfändung bes 
einen Grundſtücks für feinen Mehrwerth ergeben fonnten, wurbe es Gebrauch, 
Die Rente doch auf Die mehreren Grunbftüde zu vertbeilen. 

19 Bol. darüber &. F. Arnold Pralt. Erörterungen no. 9. &. 163—284, 
Negelsberger S. 267—277, Siegmann ©. 88 f., 118, 127 ff., 156 ff., Römer 

Stobbe, Privatreht. II. 2. Aufl. 24 


\ 
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feine Correalhypotheken begründet, fondern nur Theile der Forderung 
auf den Folien der verjchiedenen Grundftüde eingetragen werben‘). 
Berichieden von den Correalhypotheken find die nach mandyen Hypo⸗ 
thefenordnungen zuläffigen Verbandhypotheken, bei welchen die meh⸗ 
reren Grundftüde zu einem Kompler vereinigt werden, auf weldem 
die Hypothek eingetragen wird"). 

Dei Correalhypothefen kann ſich der Gläubiger für den ganzen 
Belauf feiner Forderung am jeded der mehreren Grundftüde halten; 
do erliicht im Fall des Konkurſes, joweit der Gläubiger aus den 
Kaufgeldern des einen Grundſtücks Befriedigung gefunden hat, Die 
Correalhypothek auf den mitverhafteten Grundftüden zum Bortheil 
der nachfolgenden Gläubiger!®). 

Ueber die Möglichkeit für einen Miteigenthümer an einer ideellen 
Duote eined Grundftüdd eine Hypothek zu beftellen vgl. oben $ 82. 4. 

3. Die Hypothek Laftet auf dem ganzen Grundftüd. Werben 


©. 221ff., Erner ©. 289 ff., weitere beſonders gemeinrechtliche Fiteratur bei 
Windſcheid 8 241 N.1. 

4) So nad einzelnen Medi. H. Drbuungen, v. Meibom ©. 115f.; nad 
dem Einf. ©. 3. Bayer. 9. O. 8 13 follen fie wo möglich befeitigt werben. 
Samb. ©. v. 4. Dezember 1868. 8 30: „eine gemeinjchaftliche Beſchwerung 
mehrerer nicht combinirter Grundſtücke findet nur ausnahmsweiſe danı Statt, 
wenn biefelben ſchon jett gemeinfchaftlich beichwert find”. Vgl. auh Maſcher 
&.675. — Ueber den Fall, daß auf den verſchiedenen Brunbftüden nicht bie 
ganze Forderung, fondern auf bem einen nur ein Theil ber Forderung einge» 
tragen if, Erner ©. 2% f. 

15) Sächſ. GB. 5 388, v. Meibom S. 114ff. Nach ber revib. medl. 
Stdtb. DO. 8 14 darf dies nur gefchehen, wenn biefe Grundſtücke gar nicht ober nur 
gemeinfam belaftet waren und das betreffende Verhältniß ber Verbindung auf 
ben Folien der mehreren Grundftüde vermerkt wird. — Nach dem Sächſ. GB. 
8 422, 423 (vgl. auch Haubold 8 190 N. v. S. 245) können die Grunbftüde, 
wenn auf ihnen bereits Hypotheken haften, nur mit Genehmigung ber Gläubiger 
und nad einem Arrangement Über die Priorität zufammengefchlagen werben. 

16) Würt. Sei. v. 1825. 8 98 ff., Preuß. Syp. O. II. $ 159 ff., Non. 3. 
Konturs-O. v. 12. März 1869. art. I. 8 56, Gel. v. 1872. 8 42 (Erf. d. Abe. 
DI. no. 73), Oeftr. ©. v. 25. Juli 1871. 8 15, 106—117. — Weitere Mit- 
theilungen Über die Art ber Befriedigung bei v. Bar ©. 115, v. Meibom 
©. 225 N. 84, Reyſcher II. $ 335, 336, Förfter III. $ 194 N. 102 ff. 
Dernburg 8 330, Regelsberger ©. 270 ff., 386; vgl. auch Grhzgl. Heff. ©. 
art. 88, 116—118, 137. In Medienburg fehlt e8 an ausreichenden Beflim- 
mungen, v. Meibom ©. 225 f. 
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von ihm einzelne Theile abgetrennt oder wird es zerftüdelt, fo bleibt 
jeder Theil für die ganze Forderung verhaftet!) und der Gläubiger 
fann verlangen, daß wenn dad Zrennftüd im Hypothekenbuch eine 
jelbftändige Griftenz erhält, feine Hypothek auf dem Folium ded- 
jelben, resp. wenn ed zu einem andern Gut gejchlagen wird, auf 
deſſen Foltum eingetragen werde"). Kine Entlaftung des Theils 
fann nur mit Ginwilligung der Gläubiger erfolgen'). Nach ein- 
zelnen Geſetzen gilt die vorbehaltloje Einwilligung der Gläubiger 
in die Abtrennung einer Parzelle ald Verzicht auf dad Pfandredt 
am ZTrennftüd?). 

Abweichend vom gemeinen Recht?) fann der Gläubiger nad) 
vielen Hypothekenordnungen der Theilung des Pfandobjeftd wider 
Iprehen®), da ja möglicherweile in Folge derjelben die mehreren 
Stüde zufammen nicht mehr den gleichen Werth repräjentiren, wie 
das ungetheilte Ganze*), außerdem aber audy für die Gläubiger die 
Beſchwerde entfteht, mehrere Pfandichuldner verfolgen zu mülfen. 
Doch treten nach verjchiedenen Richtungen bin Crleicdyterungen der 


7) Preuß. Lor. I. 20. 8 456, 468, Sächſ. GB. $ 420, v. Meibom 
S. 197f. Regelöberger S. 338 f, Erner ©. 299 f., Aargauer ©. v. 22. Mai 
1881 (Ztfchr. f. ſchweiz. Recht XXI. S. 74). 

18) Preuß. Gef. $ 33: „Werden unbewegliche Zubehörftüde oder Theile 
bes Grundſtücks auf dem Blatt des bisherigen Haupt- oder Stammgutes ab- 
geichrieben und anf ein anderes Blatt Übertragen, fo baften fie für die einge- 
trageneu Belaftungen des bisherigen Haupt- oder Stammgutes nur bann, wenn 
Diefe bei der Abſchreibung auf das andere Blatt mit Übertragen worden find”. 
Doch ſchreibt Grunbbud DO. 8 66—68 vor, daß im Falle der Trennung die Laften 
und Schulden von Amtswegen zu übertragen find. 

19) Bol. 3. B. Oeſtr. ©. v. 6. Febr. 1869. 8 2—8, Erner S. 220 f. 

, Sächſ. GB. 8 420. 

21) So 3.8. auch nad früherem Hannover'ſchen Recht, v. Bar S. 100. 

) z. B. Weimar'ſches ©. v. 6. Mai 1839. 8 139, Medi. rev. Stotb. O. 
810. — Daffelbe wie für Gutsparzellen gilt auch bei ber Veräußerung von 
für das Grundſtück eingetragenen Gerechtigleiten, 3. B. Medi. rev. Stotb. O. 
8 18. no. 2, Sächſ. GB. 8419, Siegmann ©. 78. 

33) Mach der Neuvorpommern’ihen H. DO. 8 129 Tann bei einer erheblichen 
Adtrennung oder Zertbeilung jeber Gläubiger volle Befriedigung auch ſchon vor 
der Berfallzeit fordern; eine Uebertragung der Schuld auf bie einzelnen Theile 
braucht er fich nicht gefallen zu laſſen und die Trennung ober Zertheilung foll 
nicht früher eintreten, al bis die vom Gläubiger geforderte Auszahlung erfolgt 
it. — Baier. Gef. 5 39. 

24* 
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Beräußerung ein, falls das Intereſſe der Gläubiger durch fie nicht 
Teidet?%). 

Die meiften Hypothekenordnungen, welche zur Veräußerung von 
Parzellen die Genehmigung der Gläubiger fordern, geftatten fie auch 
ohne ihre Genehmigung, wenn die Behörde die Veräußerung als 
unſchaͤdlich für die Interefjenten anfieht, und beftimmen, baß in dieſem 
Fall dad Trennſtück entlaftet auf den Erwerber übergehe*), Doch 
ol dann der Eigenthümer dad erhaltene Kaufgeld in die Subftanz 
des verpflichteten Gutö oder zur Abftoßung prioritätiich eingetragener 
Kapitalpoften verwenden”). 

Ebenſo lafjen die Partikularrechte auch einen Tauſch von ein- 
zelnen Parzellen ohne Genchmigung der Gläubiger zu, wenn nad) 
bem Urtheil der Verwaltungöbehörde dur ihn die Sicherheit der 
Forderung nicht leidet”). In biefem Fall werden die veräuberten 
Stüde von der Verhaftung frei und bie dagegen. erworbenen von 
der Hypothek ergriffen. 

Im Fall ein Grundftüd ideell unter mehrere Eigenthümer ge 
theilt wird, treten für die Gläubiger keine Aenderungen in ihrem 


20) Das Zurich. EB. 8 817 ff. enthält darüber fehr eingehende, abfon- 
derliche Grundſätze; vgl. auch v. Wyß Referat S. 69 f. — Regelsberger S. 340. 

35) Preuß. Gef. v. 3. März 1850. $ 1, 3, v. 27. Juni 1860. 82, Grundb. O. 
8 71: „ver Grundbuchrichter hat einzelne Theile ober Zubehörftüde des Grund⸗ 
ſtücks ohne Einwilligung der Lehns- oder Familien Fideilommtißberechtigten, ber 
Öypotbelen- und Grundſchuldgläubiger ober anderer dinglich Berechtigter unbe- 
laſtet abzufhreiben oder den Umtauſch gegen andere Grundſtücke zu vermerken, 
wenn die Unjchäblichleit der Veräußerung ober des Austaufches für biefe Be⸗ 
rechtigten von der zuftänbigen Auseinanberfegungsbehörbe ober bei landſchaftlich 
beliehenen Grundſtücken von ber Krebitbireftion bezeugt wirb“. — Sächſ. ©. v. 
1826 u. 1843 (Haubold 8 190 NR. f, 191 N.qgff.), G. B. 8419, BO. v. 
8. Ung. 1868. $ 1 (Schmidt ©. 272). — Schwarzb.⸗Sondersh. Gele v. 
1857 bei Maſcher S. 304. — Dagegen nicht nah Medi. R., v. Meibom 
&.199 N. 4. 

%) 3.8. Preuß. !dr. I. 20. 8 460— 465, Preuß. ©. v. 8. März 1850. 
83, 4 vgl. mit Gel. v. 2. März 1850. 8 110, Regelsberger ©. 341. 

7) Preuß. Lor. I. 20. 8 456 —459, Gef. v. 13. Apr. 1841. 81,4 u. bie 
Citate in N. 25, 26; Oeſtr. G. v. 6. Febr. 1869. 5 9—12; Regelsberger 
©. 340 f. 
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Recht ein, insbejondere find für fie feine Simultanhypothefen anzue 
nehmen”). 

4. Im Falle ein Grundftüd oder Theile deſſelben nicht fret- 
willig veräußert, ſondern durch Erpropriation dem Eigenthümer ges 
nommen werden, erlöjchen in Folge pofitiver Beftimmungen die Hypo⸗ 
thefen mit Bezug auf das erpropriirte Gut oder den erproprürten 
Theil; es wirkt hier das öffentliche Recht auf den Beftand der Pri⸗ 
vatrechte ein. Indeſſen tritt, gleichfalls in Folge pofitiver Beſtim⸗ 
mungen, dad dem Grpropiirten gegebene Aequivalent entweder an 
die Stelle des hypothecirten Grundftüdd oder ed iſt daſſelbe zur 
Befriedigung der Gläubiger zu verwenden?). 

Aehnliches gilt in dem Fall, daß bei Gemeinheitötheilungen, 
Separationen, Ablöjungen, Zufammenlegungen, Grenzregulirungen 
und Ahnlihen unter Vermitteluug ded Staats erfolgenden Verände⸗ 
rungen in dem Beltande der Grundftüde einzelne Theile des mit 
Hypotheken belafteten Guts in andere Hände übergehen oder mit 
dem Gut bisher verbundene, einen Vermögendwerth repräjentirende 
Realrechte aufgehoben werden. Auch bier werden die abgetrennten 
Parzellen pfandfrei, treten die neu erworbenen an ihre Stelle und 
fünnen die Gläubiger, wenn ihr Schuldner Geld oder Werthpapiere 
erhielt, aus denjelben Befriedigung fordern). 


Ma) Eruer ©. 300 f. 

39, Bair. ©. v. 17. Nov. 1837 (Maſcher S. 99), Preuß. G. v. 11. Juni 
1874 846, 0. Bar S. 99, v. Meibom S. 199, Prazaͤk Enteignung in Oeſter⸗ 
reich 1877 S. 142,148, Erner ©. 285 f.; andere Partikularregte bei Grünhut 
Enteignungsredt S. 189. — Das Pr. DO. Trib. hatte am 14. Febr. 1853 
(Entſch. XXIV. S. 408) entichieden, daß wenn der Erpropriirte an Stelle bes 
ihm enteigneten Grunbftüds ein anberes erhält, auf dieſes ipso jure alle Rechte 
und Laften übergeben. — Ungeredhtfertigt it Grünhut's Anſicht (S. 186 ff.), 
baß fi ber Hypothelengläubiger im alle der Erpropriation gefallen Taffen 
miäffe, daß ber Schuldner ihm flatt der Auszahlung eine Hypothek von gleicher 
Sicherheit gewähre. 

39) Bol. 3. B. Prenf. 2br. 1.20. 8 458, Präj. d. O. Trib. vo. 25. Ian. 
1848 (Koch Commentar zu Lor. I. 20. 8 459: das vom Staat für Aufhebung 
bes Mahlzwangs gegebene Entſchädigungskapital tritt für bie Realberecdhtigten 
an Stelle bes anfgehobenen Mahlzwangsrechts), Gef. v. 17. März 1868. 8 19, 
20, Förfter I. $21 N.39, 8 22 a. E.; es find baber bie Gläubiger von ber 
Abfindung folder Rechte in Kenntniß zu ſetzen. — Hefl. 9. Gel. art. 659 —63, 
Bater. Gef. 8 38 (das Abldfungstapital fol nicht ohne Einwilligung ber Hypo⸗ 
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-5. Wird dagegen ein verpfändeted Gebäude abgebrochen, fo er 
ftredt fich die Hypothek nicht auf die Baumaterialien, welche das⸗ 
felbe bildeten”). 

6. Nah pofitiven Beſtimmungen haften vielfach den HYpo« 
thefengläubigern audy die Verſicherungsgelder, auf weldye der Eigen- 
thümer des verpfändeten Grundftüdd bei Feuer- oder Hagelichaden 
einen Anſpruch hbat?). Es ift Died ein zwedimäßiger Grundfab, 
welcher aber nicht ohne weitere aus der Natur der Sache gefolgert 
werden ann). Denn indem der Eigenthümer fein Gebäude gegen 
Feuersgefahr, feine Feldfrüchte gegen Hagelichaden verfichert, entſteht 
nur auf feiner Seite ein obligatorifches Verhältnig zur Verficherungs- 
anftalt,. aber fein Recht für die Gläubiger*), inöbejondere fein 


thelengläubiger gezahlt werben und biefe können auch ſchon vor der Fälligkeit 
ihrer Forderung Befriedigung aus bemfelben verlangen), Weimar’fches Gef. 
8 122. — 0. Bar S. 98 ff., Steinader ©. 412. 

3) Dernburg I 8 187 N.4, v. Meibom S. 193 N. 24; a. M. v. Bar 
©. 118. 

2), Nach der Baier. H. O. 841 ift der Eigenthümer auf Antrag feiner 
Gläubiger verpflichtet, ber Brandverficherungsauftalt beizutreten, Regelsberger 
©. 367. — Nah der kurheſſ. Brandkaſſen⸗O. v. 27. April 1767. 8 12, ber 
BO. v. 31. Mär; 1825 u. dem Naffauifhen Bfanbgef. v. 1851. 8 6 dürfen nu⸗ 
verfiherte Gebäude nicht mit Hypothelen belaftet werben. 

8) Direkt beftimmt 3.8. die baier. H. O. $ 76, daß bie Gläubiger fi 
nit an die Brandentſchädigungsgelder halten dürfen, Roth B. II. ©. 447 f., 
vgl. aber au Hegelsberger S. 166 N. 8, 352 ff.; Preuß. Praris bei Malſz 
Ztſchr. f. Verfiherungsredt II. S. 156 ff., 158 ff.; ebenfo Oeſtr. Praris in d. 
allg. Deftr. Ger.-Zeituug 1874. no. 16. 

33) Indeſſen behaupten Einzelne, daß fih das Pfandrecht auch auf bie 
Forderung erftrede; daſſelbe fei auf Aneignung des Werths des Pfandgegenftanbes 
gerichtet; baber müſſe ihm unterworfen bleiben, was vom Werth bes Pfand» 
objetts übrig bleibt, aljo auch die Erfabforderuug des Eigenthümers bei Be- 
ſchädigung ber Sade, Windſcheid $ 248 NR. 9, Lippmaun in Ihering’s 
Jahrbb. VII. S. 29 ff., Über franzdf. R. Scherer in Ihering’s Jahrbb. XX. 
S. 80ff.; vgl. dagegen Förſter II. $ 145 N. 83 ff. (2. Ausg), Malſz in 
Goldſchmidt's Ztſchr. VIII. S. 384 ff, XIII. S. 433 ff, v. Meibom ©. 1% 
und die dort angeführte Kiteratur. — Es läßt fi nicht behaupten, daß was dem 
Werth nach wirthſchaftlich an bie Stelle eines Objelts tritt, das rechtliche Schidfal 
beflelben theifen muß. — Bei jener Annahme wird aber auch zu viel bewielen, 
mehr, als zweckmäßig verlangt werben faun. Denn das Interefie ber Gläubiger 
wirb vollſtändig befriedigt, wenn ber Eigenthümer bie Gelder zum Wiederaufban 
verwendet, ud es ift uur eime rechtliche Beftimmung bes Inhalts erforberlich, 
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pignus nominis; auch kann man in Betreff ded Verhaͤltniſſes der 
Berficherungdforderung zur verfidherten Sache nicht von einem Perti⸗ 
nenzverhältnig ſprechen“). Indeſſen erjcheint ed ald eine Forderung 
der Billigfeit und ift darum auch theild in den Reglements der Ber» 
fiherungsanftalten, theild in den Hupothefenordnungen vielfach bes 
ftimmt, daß über die Verſicherungsgelder eined abgebrannten Ges 
bäudes, foweit fie nicht ganz oder theilweile zur Wiederherftellung 
des Gebäuded verwendet werden oder verwendet werden müfjen®), 
der Befiger ded Grundſtücks nicht willfürlich verfügen darf, fondern 
daß aus ihnen die Gläubiger ihre Befriedigung erhalten jollen®). 
Daher dürfe die Verficherungdanftalt, wenn fie dur den Gigen- 
thümer oder den Schuldner von der Verpfändung Anzeige erhalten 
bat, die Gelder nur mit Zuftimmung der Gläubiger an den Ver 


daß wenn er bies nicht thun will, die Gelder zur Befriedigung der Gläubiger 
zu verwenden feien. 

4) Bol. dagegen Koh zu Ldr. I.2. 876, Malſz in Goldſchmidt's 
Ztſchr. VIII. ©. 371— 373. — Doc beftimmt 8 92 des Sädjf. ©. v. 23. Aug. 
1862 (das Immob.» Brandverfiherungswefen betr.): „bie Brandentſchädigungs⸗ 
gelder folgen dem Grundſtücke .... und bürfen, wenn nicht etwas anderes 
von der Brandverfiherungs-Kommilfion ansbrädlich genehmigt worden, nur zur 
MWiederberftellung der eingeäfcherten oder beichäbigten Berfiherungsobjelte ver» 
wendet werden”. — Daß bei Beräußerung bes Grunpftüds die Forderung auf 
die Berficherungsgelder mit übergehe, führt für das Preuß. R. aus Entf. des 
R. O. H. Ger. V. S.1ff.; über Medi. v. Meibom S. 212 N. 50. 

5) Nach vielen Statuten der Berfiherungsanftalten werben die Gelber 
nur zum Wiederaufbau gezahlt und dürfen nicht mit Arreft belegt ober zur 
Konkursmafſe gezogen werden, vgl. 3. B. die vorige Note und v. Meibom 
S. 1% N. 28, 29. 

s) Oſtpreuß. Feuer⸗Societäts⸗Regl. v. 30. Dez. 1837, Kur- u. Neumärk. 
Regl. v. 80. Mai 1800, Regl. f. d. Prov. Städte- Feuerfoc. der Prov. Schleſien 
2. 6-Mai 1842. 83 u. 1. Sept. 1852 (Koch zu Landr. I. 2. 8 76, 1.16.83), 
Neuvorpommern'ſche H. DO. v. 1868. 8 15, Preuß. Geſ. v. 1872. 8 30 (vgl. oben 
N. 1), Nachweiſe aus d. Preuß. u. gemeinrechtl. Braris Förſter J. $ 22 N. 11, 
II. 8 145 N. 88, 89 (2. Ausg.). — Hannov. ©. v. 1864. 8 18 (v. Bar ©. 97 f.). 
— Hamb. ©. v. 4. Dez. 1868. 831 (Baumeifter I. $25 N. 12, 13). — 
Weimar'ſches Gef. 8 170, 173. — Sächſ. Gef. v. 25. Aug. 1876. $ 114 ff., 135, 
144. — Elſaß⸗Lothr. G. v. 4. Juli 1881 (au in Goldſchm. Ziſchr. XXVIL 
©. 472 ff). — Oeſtr. Br. bei Erner S. 286 (vgl. aud oben N. 32). — Erf. d. 
ROHGer. XVII. ©. 66 ff. — Steinader S. 300 N. 8. — Maler S. 520 
2. |. w. 
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fiherten auszahlen?), und find Geffionen oder Berpfändungen der 
Berficherungägelder zum Nachtheil der eingetragenen Gläubiger ver- 
boten und wirkungslos®),. Die Gläubiger dürfen den Wiederanfbau 
und im Unterlaffungsfall die Verfteigerung der Brandftätte mit der 
Wirkung fordern, daß der Erfteher auch die Brandfafjengelder er: 
hatt). Will der Gläubiger dad Gebäude auf einer andern, den 
Släubigern nicht verhafteten area aufführen, jo bedarf e8 deren Zus 
ftimmung“); eo ipso geht das Pfandrecht nicht von einer auf bie 
andere area über“). 

7. Durch die Verpfändung feined Grundſtücks ift der Eigen» 
thümer nicht an Dispofitionen gehindert, welche fi) im wirthſchaft⸗ 
lihen Grenzen halten“) und den Werth der Sadye nicht in der 
Weiſe beeinträchtigen, daß die Sicherheit der Gläubiger leidet. Be 
ftimmungen, daß da8 Grundftüd unveräußerlid fein ſolle (3.8. Er⸗ 
richtung zum Familienfideikommiß), find, da fie dad Wejen der Hypo⸗ 
thef verlegen, für die bereit8 eingetragenen Gläubiger unverbindlich 2°). 
Dagegen können die Gläubiger nicht verhindern, daß der Eigen- 
thümer das Gut mit weiten Hypotheken beichwert®). 


7) Hannov. ©. v. 1864. 8 18 (v. Bar &. 97), Grhrzgl. Hefl. Gel. 8 149 
Abi. 2, Züri. EB. 8 806; anders nah Medi. R. v. Meibom ©. 196. 

3 Haunov. ©. v. 1864. 8 18 (v. Bar S. 97), Neuvorp. H. O. v. 1868. 
8 15 („felbfi wenn bie Polize zum Pfande gegeben ober ein Retentionsrecht 
daran ſtattfände“), Preuß. Geſ. v. 1872. 8 31. 

#9), Entſch. d. RcheG. VII. no. 75. Großhrzgl. Hefſ. ©. art. 149 Abf.1, 3, 
Haubold 8 215 N. p, Siegmann ©. 134f., Sächſ. Geſ. v. 1876 8 121, 
Sachſ.⸗Weimar'ſches ©. v. 1839. 8 170, 171, v. Meibom S. 195 N. 30, 
Steinacker ©. 308 N. 8, Baier. Entw. art. 408. 

#0) Grhrzgl. Heff. G. art. 150, Haubold $ 215° N. p, Sädf. Gef. v. 
1876. 8 115, v. Meibom ©. 196. 

4) Hagelverfiherungsanfprüdhe gehen partitulär auf die Konkursmafſe Über 
und werben bei Subbaftationen auch den Gläubigern übertragen, v. Meibom 
©. 197; Dagegen v. Bar S. 101, Regelsberger ©. 354. 

4) Preuß. Ep. 3. Beförderung der Landeskultur v. 14. Septb. 1811. 8 6: 
bie Gläubiger bürfen einer veränderten Benutzung nicht wideriprechen und mäffen 
fih auch außerordentliche Holzverläufe gefallen Iaffen, wenn folde Operationen 
erforderlich find und die Kaufgelver entweder in die Subſtanz des Outs oder 
zur Zilgung vorſtehender Hypotheken verwendet werden. — Erner ©. 224 ff., 
Negelsberger S. 360f. 

#26) Hegeläberger ©. 363. 

) Der Vertrag, daß er das Gut nicht weiter belaften folle, iſt ungültig, 
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Erheblihe Subitanzverringerungen oder Deteriorationen, welche 
die Sicherheit gefährden, jollen nur mit Genehmigung der Gläu- 
biger vorgenommen werden und berechtigen diejelben, wenn fie nicht 
zugezogen find, Sicherheit oder Befriedigung vor der Verfallzeit zu 
fordern“). Cbenjo wird partifulär ihre Genehmigung erfordert, 
wenn der Eigenthümer auf dad Grundftüd Laften legt, welche bei 
der Beräußerung auf den Erwerber übergehen und den Verkaufs⸗ 
werth des Guts verringern, Real« oder Perjonaljervituten, Renten“), 
fonftige Neallaften, VBeräußerungäbefchräntungen u. |. w.%) Wo 
diefe Beichränfung nicht geſetzlich befteht, fondern die Belaftung auch 
ohne Genehmigung erfolgen darf, find den &läubigern gegenüber, 
wenn fie nicht etwa ausdrüdlid ihren Conſens ertheilt haben, der⸗ 
artige Belaftungen ohne Wirkjamkeit“) und können die voreinges 
tragenen Hypothekarier im Falle der Subhaftation des Grundſtücks 
fordern, daß ed ohne Rüdficht auf jene fpätern Belaftungen ausge⸗ 
boten wird, wenn fie bei der Ausbietung mit den beteffenden Laften 


Preuß. Lor. I. 20. 8 439, Preuß. ©. v. 1872. 8 48, Oeſtr. GB. 8 1371; nad 
dem Baier. H. ©. 8 44 ift er wirkſam, wenn er im Hypothekenbuch eingetra- 
gen if. 

4) Breuß. Lor. I. 20. 8 441, Gel. v. 1872. 850. — Oeſtr. ©. 8. $ 458 
(reicht durch Schuld des Pfandgebers oder wegen erft fpäter offenbar geworbener 
Mängel der Werth ber Pfandſache zur Dedung nicht mehr bin, jo kann der 
Släubiger ein anderes angemeffenes Pfand fordern). — Baier. 9. ©. 8 18, 45, 
Regelsberger S. 370 ff. — GErhrzgl. Hefl. ©. art. 80 (wein der Eigenthlimer 
den Werth um ein Viertel verringert). — Naſſau'ſches ©. $ 32. — Sädf. ©B. 
8 377. — Unangemeflen ift e8, daß der Gläubiger uach mehreren angeführten 
Geſetzen dies Recht auch dann hat, wenn fi) das Pfanbobjelt ohne Schuld des 
Eigentbümers in feinem Werth verfchlechtert; 3. B. auh Römer ©. 232. — 
Ueber die Frage, ob ber Eigenthümer bie zu Gunſten bes verpfänbeten Grund⸗ 
Küds beſtehenden Prädialferpituten aufheben darf, vgl. Erner S. 222f., Regels- 
berger S. 351 f. 

5, Roth B. II. 8 177 N. 8, Baier. Entw. 8 378, Negelsberger S. 363f., 
v. Wyß Referat S. 61. 

6) Haubold s 213 N. g, Sidi. GB. 8421, Müller Reallaften S. 45 ff., 
Medi. H. O. f. Landgüter v. 1848. 8 8. no. 2. — Berjönliche und Realfervituten 
dürfen auch ohne Einwilligung eingetragen werben, wenn fie die Sicherheit nicht 
beeinträdhtigen; der Richter kann den verweigerten Eonfens fuppliren, Baumeifter 
I. S. 155 R. 26. 

M Sähf. EB. 8 376, Neuvorp.ſche HO. v. 1868. 8 25, Baumeifter I. 
©. 153 ff. 
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feine völlige Befriedigung erlangen würden. So fann eine Subha- 
ftation unter Annahme doppelter Gebote erfolgen, je nachdem die 
ſpätern Laſten mit übergehen jollen oder nicht“). 

II. Das Prinzip der Spezialität gilt nicht bloß in Rüdficht 
auf das Objekt, jondern auch auf die Geldfumme, für weldye das 
Grundftüd verhaftet fein ſoll“): e8 werden Pfandrechte nur für feft- 
beitimmte Geldjummen eingetragen. 

1. Laͤßt fi der Betrag der Forderung noch nicht beftimmt er- 
mitteln, oder ift ed moͤglich, daß in Zukunft vielleicht gar feine 
Forderung beitehen wird (ſog. Kautionshypothek, Sicherheitshypothek), 
jo ift eine Marimalfumme, ein og. Ultimatum einzutragen, über 
welches hinaus das Grunditüd nicht verhaftet ift). Die nachher 
frebitirenden Gläubiger ſollen überjehen können, bis zu welder Höhe 
im ungünftigften Falle das Gut bereits belaftet ift. 

2. Sind für die eingetragene Kapitaljumme Zinjfen zu ent- 
richten, jo haftet das Grundftüd für die Zinfen nur joweit, als die 
Verbindlichkeit zu denjelben eingetragen ift5), und gilt für die rüd- 
ftändig gebliebenen, noch nicht verjährten Zinfen dieſelbe Priorität 
wie für die Kapitalforderung®). Wenn aber im Fall einer Zwangd- 
verfteigerung bei Bollbezahlung der rüditändigen Zinjen nicht alle 
Hppothefengläubiger Befriedigung finden würden, fommt die Priv» 
rität des Kapitald nur den Rüdftänden aud einer geſetzlich beitimmten 
Zahl von Jahren zu). Die Beichränfung befteht aljo nicht zu 


) Medi. HD. f. Landgliter v. 1848. 88. no.3, Rev. Stdtb. ©. 8 35, 
v. Meibom ©. 201}. — Sächſ. GB. 8 519, 528, Müller Reallaften ©. 46 f. 
— Baier. Einf. Geſ. 3. Hyp. Geſetz 8 7; baier. Entw. art. 383. — Breuß. Gef. 
847. — Baumeifter I. S. 215. — Kaffeler DO. A. Ger. 1823 bei Pfeiffer 
prakt. Ausführungen IV. ©. 232. u. f. w. 

9 Meibom S.42 N. 1 erklärt fi geyen die Verwendung des Ter- 
minus Spezialität in diefer Beziehung. 

>, Regelöberger in f. Studien I. die Sicherheitshypothek S. 1-70, 
bayer. H. R. ©. 187 ff., vgl. au ©. 358 V. — Preuß. ©. $ 23, 24 (Dernburg 
8 332). — Medi. Stbtb. DO. $ 13. no. 2 (v. Meibom ©. 129 ff.), u. ſ. w. 

5, Preuß. ©. 8 23: die Eintragsbewilligung fol angeben „den Zinsfag 
oder bie Bemerlung der Zinsloſigkeit, den Anfangstag der Verzinſung uud bie 
Bedingungen der Rückzahlung“; Sächſ. ©. 8. 8416. — v. Meibom ©. 131 f. 

52) 3.8. Preuß. or. I. 20. $ 164, 482, Kout. O. v. 1855. $ 31, Preuß. 
G. 8 30 u. ſ. w. 

53) Die ältefte mir befannte derartige VBorfchrift findet fih in einer Rechts⸗ 
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Gunften ded Schuldners resp. Eigenthümers, fondern zum Vortheil 
ber nachitehenden buypothefariihen Gläubiger. Dieje Nücdftände 
fönnen auch gegen den dritten Erwerber des Grundſtücks geltend 
gemacht werden, während er für weitere nur haftet, wenn er zugleich 
perjönlicher Schuldner iftt). 

3. War ein Poften ohne Zindverbindlichkeit eingetragen, fo bat 
die fpätere Eintragung derjelben, da fie die Stellung der nachfolgenden 
Gläubiger verjchlechtert, den in der Zwijchenzeit eingetragenen Gläu« 
bigern gegenüber an fi feine Wirkung, und daſſelbe gilt auch, wenn 
der Hypothefenzinsfuß erhöht wird. Im Anbetracht jedoch davon, 
daß Doch nur in unerheblihem Maße ſich ihre Sicherheit verringert, 
iſt in Partikularrechten öfter beftinnmt, daß auch ohne ihre Geneh⸗ 
migung Zinſen bis zu einer beitimmten Höhe nachträglich eingetragen 
werden dürfen‘). 

4. Denjelben Rang mit der eingetragenen Forderung haben 
partifularrechtlih auch gefehliche und Verzugszinſen). 


quelle von Pfeffer aus d. 16. Jahr). (Grimm Weisth. VI. ©. 374 f.), wonad 
das Kapital in Gemeinſchaft mit drei rüdfländigen Zinsterminen ausgezahlt wird. 
Bol. auch Nachweiſungen bei Koch zu Lor. I. 20. 8 482. 

Zweijährige Rüdftände nad preuß. Recht, Förſter III. $ 199 N. 82 (vgl. 
auh Preuß. Gef. f. Kurh. v. 29. Mai 1878), Baier. Gef. $ 42, Hamb. ©. v. 
4. Dez. 1868. $ 88 (Baumeifter I. S. 179 f.), Weimar'ſchem Gef. $ 98, Würt. 
G. v. 1825. 8 54; ferner Weigel S. 37, v. Stemann II. ©. 392, Baulfen 
S.134, Maſcher S.256, 318. — Sehsjährige Rüdftände: Trierer Lor. XIII. 
826. — Dreijährige Rüdftände: Sächſ. GB. 8417 (Haubolb 8214 N. h), 
Naſſau'ſches Gef. 8 30, Deftr. Gef. 8 17 (Erner S.266 ff.), Zür. GB. $ 779, 
0. Bar S. 63. — Ein und einhalbjährige vefp. zweijährige Rückſtände Medi. 
SO. f. Landgüter 8 32, Stbtb. D. 8 34, 44 (v. Meibom ©. 41, 271N. 7). — 
Meber ſchweizer. Beflimmungen v. Wyß Referat ©. 266 ff. 

5) Baier. Gef. $ 42, 43. 

55) Bis zu 5 Procent: Preuß. Hyp. Novelle v. 1853. II. 8 30, Breuf. 
Geſ. v. 1872. 825. — v. Meibom S. 131f. Maſcher ©. 256. — Anber- 
mwärts bebarf es für Die nicht vorbehaltene Zinsverbindlichleit einer neuen Ein- 
tragung, melde den in ber Zwiſchenzeit eingetragenen Poſten nachfteht, Naſſauiſches 
Sei. $ I, Grhrzgl. Heff. ©. 8 73, v. Bar ©. 62, Baier. Entw. art. 395. — 
Nah Weimar’ihem Geſetz 8 93 foll eine Zinserhöhung ohne Widerſpruchsrecht 
nachſtehender Gläubiger eintreten bürfen. 

56) Pufendorf obs. I. 13, Haubold 8212 R.k, Sächf. GB. 8 416, 
v. Meibom ©. 163, auch die Prozeß» und Erelutionsloften nad Deftr. Gef. $ 16 
(Erner S.269ff.), Regelsberger ©. 354 ff. — Doch geben in diefer Be- 
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8 1135. Das Recht und die Verpflichtung aus der Hypothek. 


I. Der HYpothelengläubiger hat gegen den Eigenthümer des 
Grundftüds das Recht auf Zahlung resp. Berzinfung der einge 
tragenen Summe, Er legitimirt fi ald Gläubiger durch Berufung 
auf feine Eintragung im Grundbuch resp. durdy den Hypotheken⸗ 
ſchein)). Macht er eine Cautionshypothek geltend, fo hat er über 
dies zu erweifen, daß bejondere Thatjachen vorliegen, weldhe ihn zu 
der Forderung berechtigen (3. B. daß der Baumeifter, welder 
fie beftellte, einen Schaden zu erjepen hat), um den Umfang 
bed Schadens innerhalb der eingetragenen Marimalfumme zu liquis 
diren. 

1. Das Recht ift gegen den Eigenthümer des Grundftüd ge- 
richtet?*); mit deſſen Veräußerung geht die hypothekariſche Verpflich⸗ 
tung fofort auf den neuen Eigenthümer über?). Selbſt wenn das 
Grundftüd während des Prozeffed auf einen andern Eigenthümer 
übergeht, kann die angeftrengte Klage ohne Unterbredyung gegen den 
Erwerber fortgejegt?) und gegen ihn der Antrag auf Subhaftation 


ziehung die Gefete fehr auseinander. Nach Preuß. Gel. 8 30 (vgl. auch Lbr. 1. 
20. 8 483, Förfter Grundbuchrecht S. 161.) haftet das Grunpfüd „für das 
eingetragene Kapital, fir bie eingetragenen Zinfen und fonftigen Jahreszahlungen 
und für die Koften der Eintragung, ber Künbigung, der Klage und Beitreibung”, 
aber nicht für gefetslihe und Verzugszinſen. Vgl. au Baier. ©. 8 43. 

I) Bgl. das genauere unten II. 

ie) Negelsberger S.379f. — Um von dem Eigenthümer das Kapital 
zu fordern, genügt die Kündigung deſſelben an den perſönlichen Schulduer, S. 383. 

) Im Fall einer Veräußerung iſt die Eintragung des neuen Eigenthümers 
den im Hypothekenbuch eingetragenen Gläubigern befannt zu machen, Preuß. 
Inſtr. v. 13. Juni 1835. 8 5, Grundb. O. 8 57. 

2) Meckl. Rev. Stotb. DO. 5 31: „Das Verfahren wird bei den Klagen 
aus Hypothelenicheinen nicht gehemmt .... dadurch, daß im Laufe bes Pro- 
ceſſes das belaftete Grundſtück von dem Beklagten auf einen andern Eigen⸗ 
thümer übergegangen tft; e8 kann vielmehr wiber den letzteren eine bereits an- 
geftellte Klage wegen ber Hauptforberung und ber Nebenforberungen, fo weit 
letztere ein dingliches Recht haben, ohne Unterbrechung fortgefetst werden”; Medi. 
H. O. f. Landgüter $ 30, v. Meibom S. 182. — Nah Deſterr. Recht kann bie 
Erelution gegen den neuen Erwerber erftredt ober der Prozeß gegen ihn fort- 
gefettt werben nur dann, wenn bie Klage vor ber Beräuferung im Grunbbud 
angemerkt war, Erner S. 240 f. 
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geftellt werden‘). Ebenſo wirft die gegen den Eigenthümer erklärte. 
Kündigung ded Kapitald, wenn dad Grundſtück darauf veräußert 
wird, auch gegen den &rwerber, welcher feine Verbindlichkeit zur 
Zahlung nicht von einer erneuerten, an ihn gerichteten Kündigung 
abhängig machen darft*). 

2. Der neue Erwerber haftet dem Gläubiger nicht wie nad) 
römiichem Recht bloß in subsidium, wenn der urſprüngliche Schuldner 
feine Verbindlichkeit nicht erfüllt oder nicht erfüllen kann, fondern 
kann bei Fälligkeit der Forderung fofort in Anfprud) genommen 
werden und darf den Gläubiger nicht mit der exceptio excussionis 
an jeinen perjönlihen Schuldner verweilen). 

3. An ſich haftet der neue Erwerber nur mit dem Grunditüd, 
nicht über den Werth defjelben hinaus. Hat er aber zugleidy die 
perfönliche Verpflichtung des VBeräußererd übernommen‘), inöbejondere 
— mad dad gewöhnliche ift — die auf dem Grundftüd haftenden 
Hypotheken in Anrechnung auf dad Kaufgeld übernommen, fo iſt er 
in Folge diefer Hebernahme mit feinem ganzen Vermögen obligitt. 

In Betreff der Frage, ob der zwilchen dem DBeräußerer und 
dem Crwerber in diefer Beziehung abgeichlofjene Vertrag direkt zu 
Gunſten ded Gläubigerd wirkt oder nicht, weichen die Partikular- 
rechte unter einander ab. Nach einzelnen Tann der Gläubiger, aud 
ohne -dem Uebernahmevertrage beigetreten zu fein, den Uebernehmer 
fofort mit der perfönlichen Klage belangen®), nad andern nur wenn 


#4) Preuß. ©. 8 44: „der Antrag auf Zwangsverwaltung und Zwangsver⸗ 
fleigerung ift auch dann zuläffig, wenn fett der Zuftellung ber Klage ein Wechfel 
in ber Perfon des Eigenthümers des Grundſtücks eingetreten if”. 

4a) Regelsberger ©. 384, Seuffert XXXI. no. 317. — Nach Oeſterr. 
R. nur, wenn bie Kündigung im Grundbuch eingetragen ifl, Erner ©. 242. 

5) Die Exceptio excussionis, welche ſchon in ber Zeit der Reception viel- 
fach aufgehoben wurbe (vgl. oben $ 108 N. 7), ift in allen neueren Hypotheken⸗ 
orbnungen befeitigt, 3. B. Pr. Lor. I. 20. 8 494, Sächſ. GB. 8 425—428, Baier. 
HD. 8 49, Sothaifhes ©. v. 6. Aug. 1869. art.2, Hannov. H. O. v. 1864. 
841, Medi. H. O. f. Landg. 829, Stbtb. O. $ 30 u. ſ. w.; zuletzt Schaumburg- 
Lippeihes ©. v. 23. Apr. 1880. 

3) Erner S. 229 N. 8. 

6) Grhzgl. Heff. Gef. art. 134. al. 3: „perfönlich haftbar wird er aber ba- 
durch, daß er die Bezahlung der Schulb dem Pfanbgläubiger oder auch nur dem 
perfönlich Berhafteten gegenüber Üibernommen hat“. — Preuß. ©. art. 41: „Hat 
ber Erwerber eines Grundſtücks die auf demſelben haftende Hypothek in An- 


v 
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er dem Mebernahmevertrage beigetreten ift”) oder der Veräußerer 
ihm fein Recht aus diefem Vertrage abgetreten hat®). Nach einigen 
Gejepen geht aber die perjönliche Verpflichtung, d. b. die Ber- 
pflihtung mit dem übrigen Bermögen für die eingetragenen 
Summen zu haften, fofort auch ohne Hebernahme auf den Erwerber 
des Grundftüds über?). 

4. Durdy die Beräußerung ded Grundftüdd wird der bisher 


rechnung auf das Kaufgelb übernommen, fo erlangt ber Gläubiger gegen ben 
Erwerber die perfönlide Klage, auch wenu er dem Uebernahme⸗Vertrag nicht 
beigetreten ift“. Bgi. auch Entſch. d. RchsG. VII. no. 41 und Über bie Kiage 
auch Delbrüd die Uebernahme fremder Schulden 1853 ©. 97 fi. — Rad 
neuerem Preuß. R. haftet ber Webernehmer dem Gläubiger auch ohne feinen 
Beitritt jelbft in dem Kal, daß zwiichen dem urſprünglichen Schuldner und bem 
Uebernehmer ein neuer, dies Rechtöverhältniß aufbebenvder Vertrag geichloffen 
wird, Erf. des RchsG. I. no. 48. 

1) Sächſ. ©. B. 8 432: „Hat der Eigenthümer eines Grunbftüds bet 
befien Erwerbung gegen ben Beräußerer die hypothekariſche Schuld in Auf- 
rechnung auf bie Kaufgelber übernommen ober ſich ohne nähere Beſtimmung zu 
beren Bezahlung verpflichtet, jo ift er dem hypothekariſchen Gläubiger, fobald 
berfelbe einem ſolchen Uebereinlommen beigetreten ift, perſönlich verpflichtet“. — 
Seuffert XVIII. no. 128, XIX. no. 135 (Celle. — Bol. auch v. Wyß 
Referat ©. 67. 

8, Preuß. Dell. v. 21.März 1885 zum Pr. £br. I. 20. $ 54: eine per- 
ſonliche Verbindlichkeit entftehe nicht durch Zahlung von Zinfen ober von einem 
Theil des Kaufgeldes; aber der Veräußerer fei befugt, dem Gläubiger feinen 
Anſpruch aus dem Verſprechen bes Käufers abzutreten; Präj. v. 13. Oft. 1837 
(Roc zu I. 20. $ 54): der Gläubiger könne gegen den Uebernehmer Tlagen, 
wenn ber Berläufer ihm fein Hecht aus dem Erneruationsvertrage Übertragen 
babe oder wenn eine gerichtliche Ueberweiſung bes Rechts erfolgt fei. 

9 Lüb. BO. v. 25. März 1848. 81, 4. — Hamb. Gel. v. 4. Dez. 1868. 
8 33 (über das übereinſtimmende frühere Hamb. R. Baumeifter I. ©. 182): 
„Jeder in bie Hypothelenbücher eingetragene Capitalpoften begründet — bie zum 
Beweiſe einer entgegenftehenden Verabredung — auch bie perjönliche und ver- 
zinsliche Schulbverbindlichleit des Grundeigenthümers gegen die Hypotbelengläu- 
biger”; $ 34: „bie perjönliche Verbindlichkeit geht auf jeden fpätern Eigenthlimer 
des belafteten Grundſtücks durch beffen Zuſchreibung an ihn von felbft Über“; 
Delbrück in d. Ztſchr. f. deutſch. R. XV. ©. 129, 138 ff. — Mehrere Schweizer 
Bartitularrechte, vgl. v. Wyß Zeitichr. f. fhmweiz. R. IX. S. 57f. — Statuten 
bes Berl. Pfandbr. Inſtituts v. 8. Mai 1868. 8 5. no. 6: „die perfönliche Ber- 
bindfichleit aus dem Darliehnsvertrage muß von jedem Befiter des Grundftüds 
fofort beim Erwerbe deſſelben in einer gerichtlichen ober notarielen Urkunde über- 
nommen werben”. 
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perfönlih Obligirte an fi nicht frei!%), auch nicht wenn der Ers 
werber, jei ed in Folge gejeblicher Beltimmung oder in einem be 
ſondern Vertrage mit dem Beräußerer die Verbindlichkeit über- 
nommen bat. DBielmehr bedarf es einer ausdrücklichen oder ftill- 
Tchweigenden Entlaffung von feiner Verbindlichkeit"), Darüber, ob 
eine Entlaſſung darin zu ſehen fei, daß der Gläubiger von dem 
neuen Erwerber Zindzahlungen der Hypothekenſchuld ohne Vor⸗ 
behalt annimmt, geben die Anfihten und die Partifularrechte aus⸗ 
einander '?). 

Nah manden Rechten haftet aber der Veräufßerer, wenn ber 
Erwerber die Hypothek übernahm, nur noch kurze Zeit hindurch); 


10) Eine finguläre Beſtimmung enthält das ſächſ. Hecht (vgl. auch Haubold 
5213 N. p), indem ba8 Gel. B. $ 432 in der N. 7 angeführten Gefetesftelle 
fortfährt: „biefe Verpflichtung fällt aber weg, wenn er das Grunbftüd veräußert, 
ausgenommen, wenn der Gläubiger vor ber Veräußerung bie perfönliche Klage 
gegen ihn bei Gericht angebracht und den Rechtsſtreit nicht Über drei Monate 
liegen gelafien bat. Die perfönliche Verpflichtung des Eigenthlimers zur Ber 
zahlung ber während jeines Eigenthums fällig gewordenen Zinjen von Forderungen, 
in Bezug auf welche er ſich in ber angegebenen Weiſe perjönlich verpflichtet bat, 
dauert nach der Veräußerung des Grundſtücks fort“. Schwarzb.- Sondersh. ©. 
v. 20. Juli 1857. 886. — An fich Tiegt Fein Grund vor, den Uebernehmer der 
perfönlihen Schuld im Falle der Veräußerung anders zu behandeln, als den 
urſprünglichen Schuldner; vgl. auch Roth B. II. 8 195 N. 19. 

1) 3.8 Hamb. ©. dv. 4. Dez. 1868. 8 34 (Fortſ. von NR. 9): „der fruͤ⸗ 
bere Eigenthümer wird aber nur dann bavon befreit, wenn ber Gläubiger ihn 
ausprüdlich feiner Verpflichtung entläßt oder den Nachfolger als feinen Schuldner 
anerkennt”. Auch Delbrüd in d. Ztſchr. f. deutſch. R. XV. ©. 142. — Re- 
gelsberger S. 459 ff. 

19) &8 liege darin eine Entlaffung, beſtimmt das angef. Hamb. Gel. 8 34 
(Baumeifter I. S. 182 N. 31); fie liege nicht darin, Lüb. Gef. v. 25. März 
1848. 87, Delbrüd Uebernahme ©. 57f., Bähr in Ihering’s Jahrbb. VI. 
©. 180, Gürgens dafelbfi VIII. S. 277. — Das Hamb. Gel. 8 34 findet 
auch darin eine Entlaffung, daß der Gläubiger dem neuen Eigenthümer ben 
Boften ohne Vorbehalt kündigt. 

18) Preuß. G. v. 1872. 8 41: — „ber Beräuferer wirb von feiner per- 
fönlihen VBerbinblichkeit frei, wenn der Glänbiger nicht innerhalb eines Jahres, 
nachdem ihm ber Beräußerer die Schuld-Uebernahme belaunt gemacht, die Hy- 
pothek dem Eigenthümer bes Grundſtücks gefündigt und binnen ſechs Monaten 
nad der Fälligkeit eingellagt bat. (Erk. d. RchsG. V. no. 88.) Iſt das Kündi⸗ 
gungsrecht für eine beflimmte Zeit ausgejchloffen oder an den Eintritt eines be- 
fiimmten Ereigniffes geknüpft, fo beginnt die Frift mit Ablauf der Zeit oder 
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nah andern wird er fogar durch die Veräußerung unmittelbar 
frei ik), 

5. Sft der Eigenthümer zugleich perfönlicher Schuldner, fo 
fann der Gläubiger nad) feiner Wahl ihn mit der perjönlichen ober 
mit der PfandElage belangen®). Sft er aber nicht perſoönlich ver⸗ 
pflichtet, jo fteht ed in der Wahl ded Gläubigerd, ob er fidh mit 
der perjönlichen Klage an feinen Schuldner oder mit der Pfand- 
flage an den Cigenthümer des Grundſtücks halt. 

II. Der Hypothefengläubiger Tann feine Forderung, ſoweit nicht 
ihre Unabtretbarkeit auf bejondern Gründen beruht‘), durch Ceifion 
auf einen andern Gläubiger übertragen, durch die Geifion wird fo= 
wohl das Forderungsrecht als die Hypothek abgetreten; wogegen 
Grundſchulden wegen ihrer größern Selbitändigfeit auch wmabhängig 


Eintritt des Ereigniffes”; Förfter Grundbuchrecht S. 150 ff., 155 ff. (es gift 
Dies nur für Hypotheken, nicht für Grundſchulden, weil bei biefen die Ueber⸗ 
nahme ber perjönfiden Verbindlichkeit nicht anzunehmen ift, Förſter ©. 158); 
fo auch nach einzelnen fchweizer. Rechten, v. Wyß Zeitichr. f. ſchweiz. R. IX. S. 58. 

1) Lüb. BO. v. 25. März 1848. 8 4, die perfönliche Verpflichtung gehe 
„unter Befreiung bes früheren Eigners“ auf den neuen Erwerber über, und 
nur ausnahmsweiſe ($ 5) könne bei Erfüllung gewifler Kautelen ber Gläubiger 
fih noch fpäter an den früheren Eigenthümer halten. — Rah den Statuten 
ber Krebitverbände für bie Provinz Sadfen 1864 und für die Laufis 1865 
hört Die Verpflichtung des Veräußerer® auf, wenn der Erwerber bem Verbande 
beigetreten ift und bie perfönliche Verbindlichkeit gerichtlich ober notariell über⸗ 
nommen bat, Lette das lanbwirtbichaftl. Erebit- u. Hypothekenweſen S. 34; 
Statt. des Berl. Pfanbbrief-Inftituts v. 8. Mat 1868. 8 6. 

125) z. B. Lüb. BO. v. 25. März 1848. 8 2, Regelsberger S. 384 ff., 
Erner ©. 256 |. — Anders nad) bem angef. Hamb. Gel. 8 33: der Gläubiger 
kann „in Betreff bes Kapitals dieſe Berbindlichleit gegen bie Perſon und das 
übrige Vermögen des Schuldners und zwar ohne daß es einer Loskündigung 
bedarf, erft dann geltend maden, wenn uud infoweit jeine Forberung nicht bei 
einer Zwangsverfteigerung bes Grundſtücks.... gebedt ... iſt“; vgl. auch 
Baumeiſter J. S. 236 N. 4. 

16) Es kann durch richterliches Inhibitorium eine ſolche Beſchränkung er⸗ 
folgt (z. B. die Forderung iſt bezahlt, aber noch nicht gelöfcht; der Schulbner 
will fi gegen ihre künftige Ceſſton fihern), ober vertragsmäßig bie Unabtret- 
barkeit verabrebet fein. Dritten gegenüber wirft eine ſolche Beſchränkung nur, 
wenn fie im Grundbuch eingetragen if. — Kantionshypotbelen Lönnen nur 
cebirt werben, wenn zugleich das Rechtsverhältniß, deſſentwegen die Kaution 
beftellt war, auf ven Eeffionar übergeht, Siegmann S .105 ff, Regelsberger 
Studien S.26 ff., Hyp. R. S. 427. 
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von den unterliegenden Forder ungsrecht cedirt werden Fönnen, in 
welhem Falle daun dieſes Forderungsrecht erliicht!”). 

1. Sn volliter, dem Publicitätöprincip entiprechender Weife 
erfolgt die Mebertragung der Forderung dadurdy, daß im Hypotheken⸗ 
buch neben dem betreffenden Poften der Uebergang auf den neuen 
Gläubiger eingetragen und diefe Eintragung von der Grundbuch 
bebörde auf dem Hüpothefenbrief vermerft wird). ine ſolche 
Umfjchreibung erfolgt auf die Bewilligung des eingetragenen Gläus 
bigerd!?) und unter Vorlegung ded Driginalhupothefeninftruments®), 
oder auf Grund jeiner Berurtheilung zu einer derartigen Berwilli- 
gung oder auf Requifition einer Behörde; nad manden Rechten 
Tann auch der Geifionar die Umfchreibung fordem, wenn er den 
Beweis der Ceſſion erbringt, indbejondere den Hypothekenſchein mit 
angehängten Ceſſionsvermerk vorlegt?). Weber bedarf e8 einer An- 
nahmeerflärung von Seiten des Ceſſionars, da er durch die Ceffion 
feine Pflichten zu übernehmen bat”), noch der Genehmigung des 
Eigenthümers*), wohl aber ift lepterer ex officio von der ges 
ſchehenen Ceſſion zu benachrichtigen. 


1) Breuß. ©. $ 52: „bie Hypotbel fanı nur gemeinfam mit dem perjün- 
fihen Recht abgetreten werden. Wirb eine zur Sicherung eines perfönlichen 
Rechts dienende Grundſchuld ohne den perfönlichen Anſpruch abgetreten, fo erlifcht 
legterer“; Dernburg I. $ 325. 4, Entf. d. NOHGer. XXI. ©. 249 ff.; nach 
Baier. R. iſt die Abtretung ber Hypothek ohne bie Forberung nichtig, Regels- 
berger ©. 426. — Daſſelbe wie für die Preuß. Grundſchulden gilt aud für die 
Mecklenb. Hypotheten, vgl. Budde Roftoder Enticheibungen VII (M. F. IID 
&.57ff., befonders ©. 65 F.: ber Gläubiger kann die Hypothek in Gemeinſchaft 
mit jeiner obligatorifchen Forderung, aber auch ohne biefelbe abtreten. Im 
letzterem Falle erlifcht die obligatorifche Korberung. 

18) Preuß. Sei. v. 1872. $ 53, Grundb. DO. 8 82. — Ueber bus Ber- 
fahren, wenn bie Forderung nur theilweife abgetreten wird, Grundb. O. $ 88, 
2. Meibom ©. 237. 

19) z. B. Regelsberger S. 432. — Nach älterm Recht genügte fie nicht, 
fondern wurbe eine Konfirmation von Seiten des Gerichts erfordert, Haubold 
8 215° N. a, Heimbadh 8 206 N. 6. — In Betreff ver eehneßypothelen 
Gothaiſches ®. v. 28. Juni 1856. 

%) Preuß. Grundb. DO. 879, Medi. Stptb. DO. 8 22. 

1), Medi. H. O. f. Laudgliter 8 18, Stdtb. DO. 8 22, Naſſauiſches ©. $ 26. 

22) Preuß. Grundb. O. 8 80. 

33) Sie wirb aber von einzelnen Medi. H. OD. gefordert, v. Meibom 
©. 243. 

Stobbe, Privatrecht IL. 2, Aufl. 25 
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2. Nach einzelnen Rechten geht die Forderung auf den Ceſſionar 
nur dur Umfchreibung über); ohne ſolche hat er weder ein For 
derungdrecht gegen den Schuldner noch dad Verfügungsrecht über 
die Forderung vor dem Grundbuchamt, jondern lediglich einen per» 
fönlihen Anſpruch gegen den Gedenten, die Umſchreibung eintreten 
zu laſſen. Der Ceſſionar kann bier auch nit im Konkurs die 
Hppothefenforderung geltend machen, resp. ihre nachträgliche Um: 
ſchreibung fordern). 

3. Nah andern Rechten geht die Forderung auch ohne Ein- 
ſchreibung, ohne Publizität über und erſcheint die Ceſſion mit Ab» 
Ichließung des Ceſſionsvertrages ald vollendet*). Das Publizitäte- 
princip fordert die Mitwirkung der Obrigfeit nur zur Entſtehung 
der Hypothek, dagegen kann auch ohne fie dad einmal gültig ent- 
ftandene Recht übertragen werden. Regelmäßig wird der Cedent 
dem Gejjionar zugleih den Hypothefenbrief mit einem Ceſſions⸗ 
vermerf oder mit einer bejondern Gejfionsurfunde überliefern; doch 
ift auch Died für den Mebergang der Forderung nicht wejentlich, da 


24) Naffauifhes &. $ 26. — Neuvorpommern'ſche HO. v. 1868. 8 88: 
„wur der eilgetragene Ceſſionar ift zur Verfügung bei bem Grund- u. Hyp.⸗ 
Buche berechtigt; nur an ihn kann der Schulduer mit Sicherheit zahlen, nach⸗ 
bem ihm bie Eintragung dur das Hyp.-Amt belannt gemacht worden”. — 
Sächſ. ©. B. 5 438. — Grhragl. Heff. H. O. v. 1858. art. 92, 93 (der Schulpner, 
welcher von der Ceſſion Nachricht erhalten bat, darf nicht mehr an ben Eebenten 
zablen; aber zur Zahlung an den Geffionar if er erft uach Eintragung beffelben 
verpflichtet). — Ob die Baier. H. DO. aud in diefe Kategorie gehört, wie Roth 
$ 192. ©. 454 annimmt, ift mir zweifelhaft, auch erfennt Roth ſelbſt S. 455 
an, daß der Schuldner auch vor der Eintragung nicht mehr an den Cedenten 
zahlen darf, wenn er Kenntniß von der Ceſſion erhalten hat; vgl. auch Regels⸗ 
berger ©. 430f. — Für Deftreich befteht eine Controverſe; für dem obigen 
Say Strobal in Grünhut's Ztſchr. IX. S. 659 ff.; mehrfach abweichender 
Anfiht Erner S. 378 ff. 

3) Schmibt I. ©. 286, Strohal a. a. O. ©. 661f. 

260) Preuß. H. ©. v. 1788. II. 8 210, Preuß. ©. v. 1872. 8 54 („der 
Erwerb der Hypothel oder Grundfhuld dur Abtretung und die Wirkſamkeit der 
Verpfändung berielben hängt nicht vou der Eintragung ab“). Dagegen bebarf 
es nach bem Erf. des Reichs⸗Ger. III. no. 88 zur Ceſſion einer Preuß. Grund⸗ 
ſchuld noch der Uebergabe des Grundſchuldbriefs. — Medi. R. vgl. v. Meibom 
S. 237 fi.; doch wird e8 hier zum Theil bei Strafe geboten, baf die Ceſſionen 
eingetragen werben, S. 240 f. — Ueber Baiern R. 24. 
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auch ohne Audfertigung eined Hypothekenbriefs eine Hypothek be- 
- ftellt werden Tann ?”). 

Durch die Ceſſion begiebt fi der Gläubiger feiner Forderung 
nicht bloß gegenüber dem Gefftonar, fondern verliert auch die Dis- 
pofition über diefelbe. Hat er — was der Regel nad der Fall 
jein wird — dem Gejfionar den Hypothekenſchein übergeben, fo ift 
er außer Stande, dad Recht des Ceſſionars zu beeinträchtigen; denn 
ed bedarf der Vorlegung dieſes Scheind, um eine Ceſſion eintragen 
zu lafjen®), um Zahlung zu fordern oder in Empfang zu nehmen, 
und andererfeitS zahlt der Schuldner gegen den Hypothekenſchein 
rechtsgültig auch an den nicht eingetragenen Cejlionar”). Dagegen 
zahlt der Grundeigenthümer, jo lange er feine Nachricht von der 
Ceſfion erhalten hat, mit voller Wirkung Zinfen an den Gebenten. 

Soll, nachdem die Hypothek mehrmald ohne Eintragung cebirt 
worden ilt, einmal wieder ein neuer Gläubiger eingetragen werben, 
jo brauden nicht alle Zwilchenperfonen im Hypothekenbuch aufs 
geführt zu werden, fondern genügt es, wenn dem Grundbuchamt der 
Nachweis über die zwilchenliegenden Ceffionen geführt wirb). 

4. Die Ceffion der Hypothek Tann nady den meilten Hypo⸗ 
thefenordnungen nur auf einen benannten Gläubiger erfolgen, in 
einigen?!) ift auch eine Blanfo-Abtretung zuläffig, indem auf dem 
Dokument fen Name eined Ceſſionars eingetragen, fondern die 
Stelle leer gelaffen wird”). Dann enifteht ein Inhaberpapier, 


7) Vgl. oben $S 111 NR. 18. 

29), Preuß. Orundb. ©. 8 79, v. Meibom ©. 242. . 

2) Medi. H. O. f. Landgüter $ 27. no. 3, 4, Stbtb. O. $ 38. no.3, 4. 

30) Preuß. Grundb. DO. $ 81, v. Meibom S. 241, Erner ©. 385 ff. 

21) Preuß. Gef. $ 55: „Grundſchulden [nicht Hypothelen] können ohne 
Nennung bes Erwerbers abgetreten werben (Blanko⸗Abtretung). Jeder Inhaber 
erlangt dadurch bas Recht, die Blanko⸗ Abtretung durch einen Namen auszu⸗ 
füllen, die Grundfchuld auch ohne dieſe Ausfilllung abzutreten unb bie dingliche 
Klage anzuftellen”. — In Medleuburg auf Grund von Gewohnheitsrecht zuläffig, 
v. Meibom S. 238 ff. — Regelsberger S. 438 f. nimmt für das Baier. R. 
an, daß mit Genehmigung des Schulpners ber Släubiger bie Hypothekenforderung 
an den Inhaber oder in blanco cediren bärfe. 

39, Im Hypothekenbuch kann aber die Blanko⸗Ceſfion nicht eingetragen 
werben; Prenß. Grundb. DO. $ 80: „die Abtretungserflärung muß ben Namen 
des einzutragenden Erwerbers enthalten”; v. Meibom ©. 244. 

25* 
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deſſen Zorderung durdy einfache Webergabe ded Papier übertragen 
wird®). Der Inhaber kann, ohne Nachweis des Erwerbd von dem 
leptgenannten Blanko⸗Cedenten, die Forderung aud dem Inftrument 
geltend machen“) und die leere Stelle durch einen Namen (feinen 
eignen oder den jeined Ceſſionars) audfüllen**). 

5. Die Hypothek kann auch dem Eigenthümer cedirt werben®); 
insbeſondere kann nad Partilularrehten der Eigenthümer, welder 
die Schuld bezahlt bat, von dem Gläubiger die Ceſſion der For: 
derung oder, wenn er die Poſt einfach ohne Ceſſion bezahlte, die 
Umjchreibung im Hypothefenbuch auf feinen Namen verlangen). 
Während nad) gemeinem Recht?) die Forderung durch Zahlung er 


3) Dies ift jedenfalls für das Preuß. Recht ber Fall; vgl. auch Dernburg 
I. 8 326, Achilles zu 8 55 (3. Aufl. S. 291 ff.). — In Medlenburg geht 
man wohl nicht jo weit, vgl. die Entſcheidungen bes Roſt. O. U. Ser. bei Bubbe 
Entfgeibungen VIIL S. 136, Seuffert XXII. no. 226— 228, v. Meibom 
©. 239f., Sohm in d. Ztichr. f. Hanbeler. XVII. ©. 70f.: „To lange bie 
Urkunde in blanco eriftirt, ift nicht cebirt, . . ift der Cedent Gläubiger. Die 
Blanko-Ceffion ift eine unfertige Eeifion, . . bringt zunächſt eine Ceſſionsofferte, 
nit einen Ceffionsvertrag zu Stande”, Entſch. d. ROHGer. XIX. S. 388, 
d. RchsGer. IV. no. 51. — Am ausführlichften ift Die Frage Über das Blanko⸗ 
Indoffament — mit von meiner Anficht abweichendbem Reſultat — behandelt 
worben von Bappenheim Begriff und Arten ber Inhaberpapiere. Berl. 1881 
S.Tıf. — Für die obige Anfiht auch Thöl Wechfelrecht $ 127 N. 14, Regels- 
berger S.438 ff. Bgl. auch die folgende Note. 

3) Diefe in bem Preuß. Gef. (N. 33) angegebene Wirkung ber Blanko⸗ 
Ceſſion läßt fih nicht erklären, wenn man fie nur für eine unfertige Cefflon 
anfieht. 

He), Man Tann allerdings jagen, e8 habe das Blanko⸗Papier die Tenben; 
zum Namen-Papier zu werben; aber fo lange bie Ausfüllung ber leeren Stelle 
nicht erfolgte, ift e8 doch ein Inhaberpapier. 

25) Dies iſt natürlih nach denjenigen Rechten zuläifig, weldhe von vorne 
herein den Eigenthümer als Släubiger eintragen lafſen ($ 114 N. 26), aber auch 
nad anbern, vgl. N. 36. 

20 Haubold 8 215° N.e—g, Sädi. 9. G. $ 116—118, Sidi. ©. 2. 
8 442, 43, Siegmanu ©. 118ff. — Preuß. Lor. Anh. $ 52 zu 1.16. $ 482 
(und Koch in ſ. Comment. zu dieſer Stelle), Preuß. &. 8 64—66. — Medi. 
H. O. f. Landg. 8 16, 17, Stbtb. ©. 8 21, v. Meibon ©. 232. — Delbräd 
Uebernahme ©. 62 ff., v. Ihering in ſ. Jahrbb. X. S. 456 ff. 

27) Diefen Standpunkt nimmt ein das Defterr. R. (Exner S. 407, 654 ff.), 
das Sadi.-Weimar’ihe ©. v. 1839 (Maſcher ©. 260), das baieriſche Recht 
Negelsberger S. 282, vgl. aber au S. 387 ff. — Das Züricher ©. 8. $ 851 
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licht und der Erwerb der Forderung von Seiten des Schuldnere 
durch Vermittlung der Ceſſion dieſelbe gleichfalls zerftört, ſoll dieſe 
Folge nach neuerem Hypothekenrecht nicht eintreten, ſondern der 
Schuldner ſelbſt Gläubiger werden und den Poſten von neuem ce— 
diren dürfen”). Es gilt die Forderung, fo lange fie ungelöjcht im 
Hypothekenbuch fteht, als weiter eriftirend und es ift nur ihre Geltend- 
machung ausgeſchloſſen, bis fie der Eigenthümer auf eine andere 
Perſon überträgt. Indem der Schuldner fi die Hypothek cediren 
und fie im Hypothekenbuch nicht Löfchen läßt, befteht fein Wille 
Schuldner zu bleiben weiter fort, ganz ebenfo wie wenn der Aus- 
fteller eine® Inhaberpapiers daſſelbe einlöft, aber nicht kafſirt; aber 
die Möglichkeit, die Forderung gegen den Schuldner geltend zu machen, 
tritt erſt wieder ein, nachdem fie auf einen neuen Gläubiger über- 
gegangen ijt®). War der Cigenthümer nicht bloß mit dem Grund- 


beſtimmt: „Wenn der Eigenthlimer eines Pfanpbriefs Eigenthümer des Unter- 
pfands wird, ober die Stellung bes Gläubiger und bes Schulbners fich in ber- 
fetten Berfon mifchen, fo ift er verpflichtet, jenen kanzleiiſch löſchen zu Laffen. 
Kommt derjelbe aber unverfehrt in die Hand eines Erwerber in gutem Glauben, 
fo kann diefer Forderung und Pfandrecht geltend machen“. 

39, Eine ſolche fpätere Ceſſion darf die Stellung der nachfolgenden Gläu⸗ 
biger nicht verfchlechtern; darum iſt die Weiterceffion einer Cautionshypothek 
ober bie neue Eintragung einer folden an Stelle der erlofchenen unzuläjfig, da 
die nachfolgenden Gläubiger auf ihr Erlöſchen hoffen durften, Roth 8. II. ©. 465 
NT, Regelsberger Studien ©. 62f., 63 ff., bayer. H. R. S. 287 N. 12, 
Breuß. ©. 8 67. 

29 Koh a. a. O., welcher bie Hypothek dem gemeinen Recht gemäß als 
accefjorifches Hecht behandelt, ftellt eine mit dieſer Anficht unverträgliche Theorie 
anf: bie perfünliche Verbindlichkeit gehe unter, aber e8 bleibe das durch bie 
hypothekenrechtliche Form aufrecht erhaltene bingfiche Forderungsrecht befteben; 
dieſes und bie perfänlihe Schuld ſeien als Eorrealverbindlichleit zu benlen. 
Wenn an fi das Hypothelenrecht nicht ohne perfünliches Schuldverhältniß be- 
ftehen könne, jo beweife dies doc nichts gegen eine Anomalie, indem jetzt das 
Grundſtück (1) ale Schuldner erſcheine; vgl. Dagegen Deibrüd S.64f. Das 
Reſultat von Koch iſt alfo einfach, daß bier eine Anomalie beſtehe. — Delbrück 
©. 65 ftellt das Paradoxon anf: „die Obligation, fofern fie ein Verhältniß 
zwiſchen Berfonen ift, gebe unter durch Eonfuflon, die Schuld aber, fofern fie 
eine Sache ift, Tann beftehen bleiben”. — Bremer S.8 nimmt an, daß bie 
Forderung untergegangen ſei und es ſich bet weiterer Ceffion um Neubegründung, 
nicht um lebertragung ber Obligation handele unb nur ber Zufammenbang 
beftebe, daß das neue Recht an Stelle bes alten trete. 





390 8 113. Das Recht und die Verpflichtung aus der Hypothek. 


ſtück verhaftet, fondern zugleich perjönlicher Schuldner geweſen, jo ift 
er, wenn er die Forderung, welche ihm vorübergehend cedirt geweſen 
ift, von neuem cebirt, dem neuen Gläubiger nicht bloß mit dem 
Grundftüd, ſondern auch perfönlidh verhaftet**). Der Umftand, daß 
Gläubiger und Schuldner vorübergehend diejelbe Perjon waren, bat 
die Natur der Forderung nicht modificirt. 

6. Wenn der Gedent felbft oder dritte Perjonen*) ein Recht 
haben, die Ceſſion und deren Cintragung anzufechten, fo können fie 
die Umfchreibung und Wiederherftellung des alten Zuftanded fordern. 
Doch fallt died Recht gemäß den Grundſätzen des Publizitätsprinzipe 
fort, wenn von dem betreffenden Ceſſionar jelbft die Forderung be 
reitd weiter cedirt- ift“). 

Cedirt der Gläubiger diefelbe Forderung mehrmals, jo würde 
‚an fi) derjenige vorgeben, welcher fie zuerft erwarb, weil der Gläus 
biger gar nicht mehr in der Lage war, die Forderung nod einmal 
abzutreten. Indeſſen wirkt bier dad Publizitätöprinzip in manden 
Hypothelenordnungen dahin, daß derjenige vorgeht, welder im Hypo⸗ 
thekenbuch die Umjchreibung erlangt hat“). Sit feine Umjchreibung 
erfolgt, ſo fol partifularrehtlih der Beſitz des Hypothekenſcheins 
entiheiden®). Wo es an einer derartigen pofitiven Beftimmung 
fehlt, ift freilich der jüngere Geifionar dur den Beſitz ded Hypo» 
thefenicheind in der Lage die Forderung geltend zu machen, kann aber 
ber ältere Geiftonar von ihm die Herausgabe des Hypothekenſcheins 
fordern“). 

7. Ein vorftehender Gläubiger kann auch dem nachfolgenden 


3%«) In Webereinftimmung mit ber Praris des Preuß. D. Zrib. auch das 
RchsGer. Erk. VII. no. 64. 

) 3.8. die Släubiger des Cebenten mit ber aotio Pauliana. 

4) v. Meibom ©. 245 f. 

) v. Meibom S. 249 N. 10, Neuvorpommern'ſche H. O. v. 1868. 8 27, 
Negelsberger S. 435. — Ueber das Oeſtr. Hecht Strohal in d. Grünhut'ſchen 
Ztſchr. ©. 662 ff. 

#8) Medi. H. DO. f. Lanbgüter $ 26. no. 4, Stbtb. O. 8 37. no.5: ber 
Beſitzer beffelben ift geſchützt „gegen alle Anfprüce Dritter, welche ſich auf 
frühere Handlungen feines Cebenten, namentlich auf anderweitige Ceſſtonen 
beffelben begründen“, v. Meibom S. 245, S.250N. 11. 

4) 9. Meibom S. 250, Dernburg $ 325 a. €, 
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feine Priorität abtreten). Damit diefe Aenderung der Priorität 
Wirkſamkeit gegen dritte Perſonen erhalte, bedarf e8 einer Ver—⸗ 
merfung darüber im Grundbuh*). Fehlt es an einem foldhen Ber 
merk, fo kann, wenn der voranftehende Poften cedirt wird, der nach⸗ 
ftehende Hypothekar nicht dem gutgläubigen Ceſſionar gegenüber die 
Abtretung der Priorität geltend machen. 

II. Der Gläubiger kann feine Hypothek verpfänden; die Ver⸗ 
pfändung erfolgt in berjelben Weiſe wie eine Geffion, durch Weber 
gabe des Hypothekenbriefs und Vermerk auf demielben, resp. durch 
Eintragung im Grundbuh”). Damit der Gläubiger aus der ihm 
verpfändeten Hypothek im Konkurs ein Abjonderungdrecht geltend 
machen könne, wird in dem Einführungögeleg zur Konkursordnung 
$ 15 no. 3 die Eintragung der Berpfändung im Grundbudy gefordert. 
Die Berpfändung der Hypothek ift Die Verpfändung eined nomen 


5) Preuß. br. I. 20. 8 497 - 499, Preuß. &. 8 35, Sidi. ©. B. $ 440, 
Siegmann ©. 97, v. Meibom ©. 264 f., v. Bar S. 112ff., Regelsberger 
Studien ©. 45 ff., Hyp. R. S. 448 ff, Roth B. II. S. 449 ff., Dernburg L 
$ 334, Römer ©. 239 ff., Erner 483 ff. — Strohal die Prioritätsabtretung 
nach heutigem Grundbuchredgt. Graz 1880. — Nowad die Borrangseinräumung. 
Bien 1881 (zuerft in d. Allg. Deftr. Ger.- Zeitung. 1881. n0.22 ff.). — Conrad 
die Prioritätsahtretung in ihrer Wirfung auf Zwiſchenhypotheken. Wien 1881. 
— Es iſt beftritten, ob dadurch eine definitive Vertauſchung ber Stellen eintritt, 
ober ob nur ber feine Priorität abtretende Gläubiger verpflichtet ift, dasjenige, 
was er bei Subhaftation des Grundſtücks erlangt, dem Andern zu Üüberlaffen. 
Im allgemeinen ift das letztere anzunehmen: wirb daher bie hintere, aber In 
Folge bes Abtretungsvertrages mit ber Priorität ausgeftattete Port geldicht, fo 
behält ber vorftehende Gläubiger, obgleich er feine Priorität abgetreten hatte, doch 
feinen Play und die folgenden rüden nicht auf; andererſeits findet aber ein 
folches Vorrücken ftatt, wenn die vorhergehende, aber die Priorität abtretende 
Poſt gelöfcht wird; vgl. Roth a. a. D., NRegelsberger Hyp. R. S. 450f., 
Erner S. 487 ff.; anderer Anſicht Dernburg a. a. O. 

“, Sächſ. G. B. 8440, Römer ©. 241, 248, 244, Regelsberger Hyp.- 
R. ©.452. — Nah v. Meibom a. a. O. foll eine ſolche Eintragung nicht er» 
folgen. — Daß das Vorzugsrecht der Kautionshypothel nicht einem folgenden 
Glänbiger abgetreten werben barf, Hegelsberger Studien ©. 53. 

) Preuß. ©. 853, 54, 56, v. Bar S. 107 f., Bair. ©. $ 53, 155 (Regels- 
berger &. 443 ff.), Grhrzgl. Heff. Gef. $ 171, Sächſ. ©. 8. 8502 (Haubolb 
8216 N. f, Siegmann ©. 129 ff.): „nur durch Rintragung ber auf ihre Ber- 
pfänbung gerichteten Willenserflärung“; Erner S. 444 ff. — Nah Medi. R. 
darf bie Berpfändung nicht eingetragen werben, v. Meibom ©. 256 N. 6. 


3992 5 114. Die Geltendmachung der Hypothek im Prozeß. 


und giebt dem Pfandgläubiger das Recht im Falle der mora feines 
Schuldners die Hypothek zu Tündigen und fi auß der für ihre 
Tilgung bezahlten Summe zu befriedigen. Partikulär erfcheint fie 
als bedingte Ceſſion und giebt dem Pfandgläubiger bei mora feines 
Schuldners den Anſpruch darauf, daß er bis zum Belauf jeiner 
Forderung im Hypothekenbuch als Ceſſionar der betreffenden Hypo» 
thek eingetragen werde). 

IV. Wird eine Hypothek von Todeswegen erworben, jo kann 
der Erbe oder Legatar die Umfchreibung fordern, ohne daß dieſelbe 
für den Erwerb des Rechts erforderlich wäre). Um einen Legatar 
ald Gläubiger einzutragen, bedarf ed der Genehmigung der Erben 
oder ihrer Berurtheilung‘®). 

Die Anfechtung, welcher die Eintragung des Crblafjerd aus⸗ 
gejebt war, ift auch gegen die eingetragenen Erben zuläffig, da fie 
feinen neuen Erwerb gemadt haben, jondern dad Recht des Erb» 
laſſers einfach fortjegen®'). 
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I. Während wenn der Gläubiger auf Grund ſeiner perjön- 
lichen Forderung, auf Grund des Nechtögefchäfts Elagt, welches die 
causa für die Hupothefbeftellung war, der Schuldner ihm alle civil 
rechtlich begründeten Einreden entgegenftellen kann, treten mehrfache 
Belchränfungen gegenüber der hypothekariſchen Klage ein. 

1. Sft der in Anſpruch genommene Eigenthümer zugleich der 
uriprüngliche perjönliche Schuldner oder bat er die Schuld über 
nommen, jo fann er im allgemeinen gegenüber dem urjprünglichen 


“ Sächſ. GB. 8 503, 504 (Haubold 8 216 N. k), Weimar’iches Pibgef. 
v. 1839. $ 4: „die Berpfänbung von Forderungen gilt als eventuelle Ceſſion“. 
— Dagegen nidt z. B. nah Medi. R., und daß man überhaupt nicht allge- 
mein biefe Annahme vertheibigen dürfe, v. Meibom ©. 256 f., Regelsberger 
Studien ©. AL f. 

4) Sächſ. GB. $ 437; der Eintragung bes Erben bebarf es auch nicht, 
wenn er ſelbſt die Forderung weiter cebiren will, 8 2287. 

5, Preuß. ©. 8 65, Grundb. DO. 8 85. 

5) v. Meibom S. 258 N. 8. 
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Gläubiger oder deffen Erben alle Einteden geltend machen, welche 
ihm aus dem obligatoriichen Verhaͤltniß zuftehen!). 

Dagegen find einzelne Hüupothelenrechte viel ftrenger, emanzi⸗ 
piren die Hypothek auch in Rüdficht auf die fie begründenden Per- 
onen von dem unterliegenden Rechtsverhältniß und fchließen die ſich 
aus demfelben ergebenden Einreden ſelbſt gegenüber dem urſprüng⸗ 
Iihen Gläubiger und deſſen Erben in weitem Umfang aus. So 
fol nah Medib. Recht unzuläffig fein?) die Einrede der Minder- 
jährigfeit, de Sctum Macedonianum, des Setum Vellejanum, die 
Einrede, daß die Forderung aud angefhwollenen Zinfen entitanden 
jet u. |. w. Nur die exceptio non numeratae pecuniae habe der 
Schuldner; aber aud gegenüber dem urfprünglichen Gläubiger fei 
fie davon abhängig, daß fie binnen 30 Tagen nach der Intabulation 
eingetragen und binnen folgenden 30 Zagen gerichtlich geltend ge= 
macht ſei?). Illiquide Einreden, felbft die Einrede, daß die Hypo⸗ 
thek auf Grund unedter Urkunden eingetragen ſei, werden zu bes 


1) Erner ©. 251 fj. — Das ergiebt ſich e contrario für das Preuß. R. 
aus dem Gef. v. 1872. 8 38. Abi. 2: „Gegen bie Klage aus einer Hypothek 
Finnen Einreden aus dem perjönliden Schulbverhältniß einem Dritten... 
nur entgegengefet werben, wenn fie ihm vorher befannt geworben find ober ſich 
aus dem Grundbuch ergeben”. — Nach Baier. Recht bat der Eigenthümer aus 
dem perſönlichen Schulpverhältniß die Einreden auch, wenn er nicht perfönficher, 
fondern nur Hypothekarſchuldner if, Regelsberger S. 397. 

2) Medi. H. O. f. Landgüter 8 29, Stabtb. DO. 830; daß aber auch hier nicht 
alle Einreden aus dem unterliegendeu Geſchäft ausgeichloffen jeien, Bähr ©. 51, 
v. Meibom ©. 175 NR. 26. — Aehnliche Beſtimmungen in der Neuvorpom⸗ 
mern'ſchen 9. O. v. 1868. 8 31. 

3, Erfolgt die Rechtfertigung nicht in biefer Zeit, jo wirb bie Bormer- 
fung auf Antrag des Gläubigers getilgt und dadurch die Einrede ausgeſchloſſen. 
Bol. v. Meibom S. 176— 178. — Ueber die exc. n. n. p. vgl. auch Sieg- 
mann S.172ff., Schmidt Borlefungen I. ©. 423f., Römer ©.25 R.9, 
Roth B. II S. 473, Regelsberger ©. 400f. — Nah einem Baier. Gel. 
v. 26. März 1859. art. 2 (Gef. Bl. ©. 46) ift währenb ber erften 30 Tage 
nad) ber Eintragung der Beweis des Beſtehens der Schuld auf anberm Wege 
als durch die Eintragung zu führen. — Die meiften Geſetze geben dem Schuldner 
gegenüber feinem urſprünglichen Gläubiger ohne weiteres, ohne Eintragung 
eines Vermerks die Einrede der nicht gezahlten Baluta; Über Preußen Körfter 
Grundbuchrecht S. 201 ff. — Bol. auch unten N. 8. 
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jonderer Verhandlung verwielen und der Schuldner wird zur Zahlung 
ad depositum angehalten‘). 

2. Einteden aus dem der Belaftung des Grundftüd® unter- 
liegenden Geichäft find nach Preuß. Recht audy gegenüber dem Gläu- 
biger aus einer Grundſchuld zuläffig, Im Anſchluß an die Grund⸗ 
ſätze des Mechjelrechts beftimmt dad Preuß. Geſetz von 1872 8 38, 
daß gegen die Klage aus einer Grundichuld Einreden ſoweit zu« 
läffig find, als fie dem Beklagten gegen den jededmaligen Kläger 
unmittelbar zuftehen oder aus dem Grundſchuldbrief ſich ergeben®). 

3. Dem Bellagten ftehen Einreden gegen die rechtliche Ent⸗ 
ftehung des Eintrages in demjelben Umfange zu, als er die Be 
feitigung defjelben dur Klage, durch ISmpugnation fordern Tann, 
3. B. daß fie ohne Einwilligung des Eigenthümerd erfolgt fei, daß 
die Einwilligung durch metus oder dolus erreicht jei, daß ihm bie 
Handlungsfähigfeit gefehlt Habe‘). Und Einreden gegen den Forts 
beitand der Hypothek gelten in demfelben Umfange, in welchem der 
Schuldner ein Recht auf Tilgung der Hypothek hat”). 

4. Unbedingt kann jeder Hypothekenſchuldner dem Gläubiger 
diejenigen Cinreden entgegenftellen, welde ſich aus dem Grundbuch 
jelbft ergeben. 

5. Iſt der Kläger nicht der urfprüngliche Hypothekengläubiger, 


Medi. Stob. O. $ 31. 

5) Bol. Über die Entftehfung und ben Inhalt des ‚Artikels Förfter 
Grundbuchrecht S. 191 ff., Achilles (3. Aufl. S. 154 ff... Sowie art. 82 der 
Wechſelordnung zu zahlreihen Zweifeln Beranlaffung gegeben bat, jo wird aud 
dieſe Beſtimmung mannigfaltige Controverfen heroorrufen 3. B. fiheint wir 
Achilles S. 286. u. Förfter Privater. III. $ 194 N. 142 mit Unrecht bie 
Einrede auszufchließen, daß das Geſchäft ungültig fei, durch welches die Grund» 
ſchuld veranlaßt fei. Iſt der Kläger derjelbe, mit welchem ber Eigenthlimer unb 
Befteller ber betreffenden Grundſchuld das Geſchäft eingegangen ift, fo liegt 
in ber Beflimmung des Geſetzes fein Grund vor, warum dieſe Einrede nicht 
zu beachten ſei. 

6), 9. Meibom S. 171ff.; die Einrede ber minor aetas wird nach Meckl. 
R. nicht berückſichtigt, vgl. N. 2. — Dem nicht perſönlichen Schuldner giebt 
das Grhrzgl. Heſſ. Gef. art. 1385: „alle Einreden des Pfandſchuldners, inſoweit 
folhe nicht an deſſen Perſon geknüpft, wohl aber gegen bie Richtigkeit ober 
gegen bie Größe ber verficherten FForberung ober gegen bie Gültigkeit ber Ber- 
pfändung gerichtet find“. 

7) v. Meibom ©. 178 ff. 
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fondern ein Ceſſionar, fo ift der Schuldner ihm gegenüber mit Bes 
zug auf Einreden in höherem Maß eingeichränft, als der debitor 
cessus nad) den Regeln des Civilrechts. Da der Inhalt der Hypo⸗ 
thelenforderung durch die Gintragung firirt tft und das Buch über 
ihre Modalitäten entſcheidet, befteht im Intereſſe des Verkehrs in 
mehr oder weniger allgemeiner Anerkennung dad Prinzip, daß die 
Sorderung auf den Gejfionar frei von- denjenigen Mängeln über: 
geht, welche in der Perſon des Gedenten oder eined ber früher ein 
getragenen Gläubiger oder in ihrem obligatoriichen Verhältniß zu 
dem Schuldner ihren Grund haben”). Dem Geffionar gegenüber 
find im allgemeinen mur folgende Klaffen von Einreden zuläffig: 

a) ſolche, welche auf eine Eintragung im Hypothekenbuch ober 
auf den Inhalt des Hypothekenbriefs geſtützt werden koͤnnen und 
demgemäß gegen jeden Erwerber der Hypothek gelten®); 

b) foldye, welche ihren Grund in dem jpeziellen Verhältniß 
zwilchen dem eingetragenen Gigenthümer und dem jehigen Kläger 
haben); 


Te) z. B. Regelöberger S. 398. 

8) Baier. ©. $ 26. 4: „wenn fein (des Schnlduers) Widerfpruch gegen bie 
Forderung im Hypothekenbuche vorgemerkt ifl“. — Preuß. Lor. I. 20 8 424, 
And. zu $ 511, Preuß. Gef. 8 38: Einreden gegen bie Klage aus einer Grund⸗ 
ſchuld, wenn fie „fi aus dem Grundſchuldbrief ergeben“, gegen die Klage aus 
einer Hypothek, wenn fie „fih aus dem Grundbuch ergeben”. — Nad der 
Medi. Stbtb.D. 8 38. no. 1 kann der Schnldner durch eine Bormerkung nur 
feine Einrede bes nicht gezahlten Geldes ſalviren; über die Zuläffigfeit biefer 
Bormerlung daſelbſt $ 30 u. oben R.3. — Ueber bie Eintragung dieſes Bro- 
teſtes nad andern Rechten vgl. Haubold 8 213 N. h, $ 292° N.e, Würt. 
Pfb. Gef. v. 1825. 8 87, Wetmar’iches Gef. v. 6. März 1839. 8 6, Naſſauiſches 
©. 837, Baumeifter I. S. 176 NR. 7, 8. — Nah dem Preuß. pr. L 11. 
8 738, 39, Syp. O. U. 8 175 ff., Hyp. Novelle 8 49, 50 (Förſter II. $ 187 
R. 58 ff.) mußte die Protefation binnen 38 Tagen eingetragen werben; war 
dies unterblieben, jo entfteht zu Gunften des erften Inhabers die Präſumtion ber 
geſchebenen Zahlung und kann dem britten Gläubiger gegenüber bie Einrebe 
gar nicht mehr geltend gemacht werden. Die eingetragene Proteflation wurbe 
gelöjcht, wenn binnen 6 Monaten keine Hequifition des Prozeßrichter um ihre 
Aufrechterhaltung ergangen war. — Nah dem neuen Gejeg ift bie Einrede 
einem britten Gläubiger gegenüber unter benfelben Vorausſetzungen wie jebe 
andere zulälfig, alfo wenn er bei feinem Erwerbe von der Eriftenz ber betref- 
fenden Thatſache wußte ober die Forderung unentgeltlich erworben hatte. 

9 3.8. Preuß. Geſ. 8 88. Abf. 1: „Segen bie Klage aus einer Grund- 
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c) Einreden aus Mängeln des Forderungsrechts, welche dem 
Kläger beim Erwerb feiner Forderung befannt geweien find. Nur 
der bonae fidei Erwerber bat Anſpruch auf bedingungdlofe Aner- 
fennung feiner Forderung; wer aber die Mängel feined Forderungs⸗ 
techtö, resp. der Ceſſion deffelben kennt, muß es fih aud gefallen 
Iaffen, daß fie ihm vom Schuldner entgegengehalten werden'®). 
Dabei kommt ed auf die bona oder mala fides des jetzigen Gläus 
biger8 an und ed nübt dem fi in mala fide befindenden Geffionar 
nichts, daß der urjprüngliche Erwerber des Rechts gutgläubig war, 
ebenjo mie andererſeits dem gutgläubigen Ceſſionar die mala fides 
ded Cedenten nicht jchadet!!). 

d) Nach einzelnen Partifularredhten können die gegen Vorbe— 
figer der Hypothek zuläffig geweienen Einreden auch dem Geffionar 
entgegengeftelt werden, wenn er die Hypothek nicht gegen Entgelt 
erworben bat!?). 


ſchuld find Einreden nur foweit zuläffig, als fie dem Beklagten gegen ben jebed- 
maligen Kläger unmittelbar zuftehen”; Abſ. 2 vgl. oben N.1. — Die Einrede 
der Zahlung einer nicht gelöfchten Poft 3. B. bat der Schuldner nur dann, 
wenn er behaupten kann, an den Kläger gezahlt zu haben. Pr. 2br. I. 20. 
5 522, Baier. ©. $ 26. no. 5, Haubold $ 175° N. g, Sächſ. GB. 8 463, 
Neuvorpommern’ihe H. DO. 8 27. — Die Einrebe dem Cedenten bie Zinfen 
bereits bezahlt zu haben, kann, da Zinfen nicht im Grundbuch eingetragen over 
geldfht werben, auch dem Keifionar entgegengehaften werben, Preuß. Gel. 8 39, 
Erf. d. RchsGer. IV. no. 86. — Ueber die Eompenfationseinrebe Negelsberger 
©. 399, Deftr. GB. 1443, Erner ©. 480f.; vgl. auch das angef. Erf. — 

10) Baier. 9. ©. 8 26. no. 4, Sächſ. GB. 8 463, 465, Erner ©. 425, 
v. Meibom ©. 252 N. 22, 23 (ohne fpeziellen Anhalt in ber Medi. Hyp. Ge⸗ 
feßgebung). — Preuß. Tor. I. 20 8 423, Anh. zu 8 511, Preuß. ©. $ 38: „wenn 
fie dem Kläger beim Erwerb der Grundſchuld bekannt gemweien find”; „wenn 
fie ihm vorher befannt geworben find”. Bol. oben $ 110 N. 26 fi. 

1) 9, Meibom ©. 90, Förfter III. 8 198 N. 29, Erner S. 112, 392 
N.5, 426; a. A. Regelsberger Studien S. 143f., Römer ©. 43, 44, 51, 
14. — Iſt der jett Berechtigte Erbe des früheren Gläubiger, fo wird für ihn 
bie bona oder mala fides beftimmt nach dem Verhalten des Erblaffers und kommt 
e3 nicht auf feinen eigenen Slauben an, Erner ©. 112. 

18) Bair. Hyp. Gef. 8 26. no. 4: fie find unzuläffig, wenn ber Kläger bie 
Sypothel „durch läftigen Titel” erwarb; Preuß. Lor. I. 20 8 423, Preuß. Sei. 
8 88. Abf. 2: wenn er „ein Recht auf die Hypothek gegen Entgelt erworben 
bat”. Für die Grundſchuld gift nah Preuß. R. biefe Beſtimmung nicht. — 
Bürt. ©. v. 1825 8 72, 8, Römer 8.49: nad Würt. R. kommt es darauf 
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IH. Der hypothekariſche Gläubiger kann, wenn der zur Zahlung 
des Kapitald oder der Zinjen verurtbeilte Beſitzer in mora bleibt, 
zur Befriedigung jeiner $orderung den zwangsweiſen Verkauf!) des 
Grundſtücks durch das Gericht fordern!*). Ebenfo findet beim Kon- 
kurs des Schuldnerd die gerichtlihe Veräußerung ded Grundftücks 
ftatt und werden die hypothekariſchen Gläubiger aus der Spezial 
maſſe defjelben befriedigt"). 

1. Während nad) römiſchem Recht der Pfandgläubiger, welcher 
nicht bezahlt wird, die Einweilung in den Beſitz des Pfandes for- 
dern fonnte und dann zu feiner Befriedigung jelbft zur Veräußerung 
der Sache ſchritt, kann er nach neuerem Recht nur den Antrag auf 
Subbhaftation bei Gericht ftellen“**). Zu diefem Antrag ift fomohl 
der erſte ald jeder der nachfolgenden hypothekariſchen Gläubiger be= 
fügt). Wird die Subhaftation verfügt oder der Konkurs über das 
Bermögen des Schuldnerd eröffnet, jo fchließt auf Regquifition des 
Gerichts die Hypothekenbehörde dad Yolium’°*); der Cigenthümer 


an, daß bie erfte Ceſfion entgeltlich gefchah; ber Nachfolger eines entgeltlichen Er- 
werbers ift gegen bie Einreden geſchützt, auch wenn er unentgeltlich erwarb. 

13) Kalle nicht etwa zunähft nur Sequeftration ober Berpacdhtung des 
Guts zur Befriedigung der Gläubiger angeorbnet wird. Weber biefen unter 
georbneten Fall vgl. z.B. v. Meibom S. 217f., Erner S.48ff., 278, Re- 
gelsberger ©. 407 ff. — Das Verbot der lex commissoria befteht auch nad 
neuerem Recht weiter fort; vgl. die Kitate in $ 155 N. 49. 

138) Bol. oben 892 N. 4, 6. 

14, Während nach früberem gemeinen und partikularen Recht 3.8. Dern- 
burg I. 8.348, Regelsberger S. 419 die Hypothelarier fih mit ihren Forde⸗ 
rungen im Konkurs anzumelden batten unb ihre Befriedigung ans ber Maffe 
erhielten, gilt nach heutigem Recht für fie das Abſonderungsrecht. ReichsKonk. DO. 
839: „Zur abgefonberten Befriedigung dienen die Gegenſtände, melde in An- 
fehuug der Zwangsoollfiredung zum unbeweglichen Vermögen gehören, injoweit 
ein bingliches oder jonftiges Hecht auf vorzugsweife Befriedigung ans benjelben 
beſteht“; 5 3 Abf. 2: „pie abgefonderte Befriedigung erfolgt unabhängig vom 
Konkursverfahren.” 

140) Auf diefem Gegenfag baut Sohm feine Theorie von ber modernen 
Hypothek auf; vgl. Darüber oben $ 109 NR. 10. 

15) Das Recht die Subhaflation zu beantragen kann nicht vertragsmäßig 
ausgeſchloſſen werben, Preuß. Gef. $ 45. — Anders nad Medi. und Baier. 
Recht, v. Meibom ©. 217, Regelsberger ©. 391. — Auch kann nicht bei 
Beftellung ber Hypothek ben Gläubigern das Hecht bes Privatverlaufs eingeräumt 
werben, Hegelsberger ©. 392. 

18a) Dies ift freilich nicht Überall der Fall. Die R. Konk. DO. 8 106 forbert 
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verliert Die Verfügung über fein Grundftüd und daffelbe wird von 
Seiten des Gerichts öffentlih zum Kauf ausgeboten. Dur den 
gerichtlichen Zuſchlag gebt auf den Meiftbietenden dad Eigenthum 
über; er bat die Kauflumme an dad Gericht zu zahlen, wirb von 
diefem in den Beſitz eingewiefen und auf gerichtliche Requiſition als 
Eigenthümer im Grundbuch eingetragen. | 

2. Die Subhaftation Tann dadurch abgewendet werben, daß 
in Ausübung des jus offerendi ein Gläubiger, welcher an demfelben 
Grunditüd eine Hypothek befibt, fich erbietet, dem die Subhaftation 
beantragenden Gläubiger feinen Hypothefenpoften mit allen Neben- 
forderungen zu bezahlen, wogegen diefer ihm dann den SPoften zu 
cediren hat. Während nad römiſchem Recht allgemein der nachftehende 
Gläubiger das Pfandrecht des vorhergehenden durch Auszahlımg er- 
werben fann'®), bejteht dad jus offerendi nad) neuerem Recht nur in 
jenem |peciellen Falle. Denn in Folge der wirthichaftlichen Bedeu⸗ 
tung der heutigen Hypothek ift dem Gläubiger jehr oft damit gar 
nicht gedient, daß ihm feine Forderung bezahlt wird; vielmehr ift es 
oft fein Snterefje, in der Hypothek eine Kapitalanlage zu bejigen. 
Wenn aber der Gläubiger ſelbſt die Rüdzahlung ded Kapitald ver- 
geblich fordert und nun durch Subhaftation zu erreichen jucht, darf 
er fi gegen die Ausübung des jus offerendi von Seiten eined 
andern vor⸗ oder nachſtehenden Pfandgläubigers nicht fträuben, da 
ihm diejer zu leiften bereit ift, wa8 er durd die Kündigung und 
durh die Subhaftation erlangen wollte”). Haben ſich mehrere 


bie ſie betreffende Eintragung nicht: „In wiefern die Eröffnung ober Aufhebung 
des Konkursverfahrens in das Grund⸗ ober Hypothekenbuch einzutragen, und 
wie eine foldhe Eintragung zu bewirken ift, beſtimmt'fich nach ben Landesgeſetzen.“ 

16) Ob nah römifhen Recht auch ber vorfiehende Pfanbgläubiger einen 
uachfolgenden auskaufen kann, ift controvers, Windſcheid $ 233° N. 14, Roth 
Hypothekariſche Succeffion S. 15 ff. Die Wormier Ref. hatte das jus offerendi 
aus dem Röm. Recht herübergenommen, V. 3. tit. 2. Abf. 12, tit. 13. Ab. 5, 6. 

IT) Preuß. Lor. IL 20. $ 36 ff. (das Preuß. Gef. erwähnt nicht das jus 
offerendi, ohne es abgefchafft zu haben, Achilles zu $ 43 (3. Aufl.) ©. 267), 
Oeſtr. GB. $ 462, Sächſ. GB. 8 435, 446 (Haubold $ 215°), Baier. 9. ©. 
863 (Regelsberger S. 440 ff.), Naffauifches H. ©. 8 28, Weimar’iches Gef. 
8 74— 77, Neuvorpommern’ihe HO. $ 86, Grhrzgl. Heſſ. ©. S 103— 106, 
v. Meibom S. 236 N. 16, Erner S.537ff., Seuffert XXI. no. 109. — 
Nah Medi. R. (v. Meibom S.201f.) haben auch Reallaftberechtigte, dinglich 
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Pfandgläubiger zur Befriedigung de die Subhajtation beantragenden 
gemeldet, jo geht gewöhnlich derjenige vor, welcher die hintere Stelle 
bat, weil er dad größere Intereffe an der Abwendung der Subha- 
ſtation bat!®), 

3. Das Grundſtück fol aus. der Subhaftation fchuldenfrei auf 
den Erwerber übergehen; e8 werden daher aus den Kaufgeldern die 
hypothekariſchen Gläubiger und ihnen gleichitehenden Berechtigten nad) 
ihrer Priorität der Reihe nad") befriedigt und die Hypotheken ge- 
löiht”). Die Reihenfolge in der Befriedigung wird, — abgefehen 
von den durch eine Prioritätdabtretung bewirkten Modifikationen 


Nutungsberehtigte u. |. w. in dem Falle das jus offerendi, wenn das Grund» 
ſtück frei von dieſen Laſten ausgeboten werben foll (vgl. oben $ 112 N. 58); 
fie haben dies Recht dann demjenigen Gläubiger gegenüber, welder der Aus- 
bietung mit diefen Laften wiberjpricht, vgl. auch Preuß. Lor. I. 20 8 37, Erner 
©. 543 ff. 

19) z. B. Sächſ. GB. 8 446. — Nah dem Heff. ©. art. 104 foll ber 
hintere nur dann vorgeben, wenn er zugleich den vorſtehenden, fich gleichfalls 
zur Abldjung melbenden auszahlen will. Nach dem Baier. Entw. art. 403 fol 
vorgeben, wer zuerft die Ablöſung angeboten bat; dies vertheibigt ſchon für 
das gegenwärtige Recht Regelsberger ©. 442. 

19) Vgl. oben $ 111. 5. — Preuß. Lhr. I. 20. 8 500, Geſ. v. 1872. $ 17, 
34. — Sidi. GB. $ 434. — Medi. Stotb. O. $ 20, v. Meibom ©. 138, 
260 ff. — Regelsberger S. 462 ff, Erner ©. 463 ff. — Können mehrere 
an gleicher Stelle ſtehende Hypotheken nicht völlig ausgezahlt werben, fo wirb der 
Erids unter fie pro rata vertheilt, Erner ©. 520. . 

20) Nah Mecklenb. R. (Stotb. O. $ 82) erlöſchen die fämmtlichen Hypo⸗ 
thelenſchulden bereits durch Schließung des Hypothelenjoliums; nah v. Mei» 
bom’s Anfiht S. 288 ff. verwandelt fi) die Hypothekenforderung in eine For- 
derung auf Befriedigung aus dem Kaufgelde; würbe das Konkursverfahreni oder 
die Subhaftation fpäter wieder aufgehoben, fo träten bie erlojchenen Hypotheken 
von jelbft wieder in Kraft. Wie fimmt damit aber der Sag auf S. 291: „bie 
einmal erlofchene Hypothek kann nicht wieder aufleben’? — Nah Sad. Wei- 
mar'ſchem Gef. $ 164 erlöſchen die Hypotheken, ſobald der ganze Kaufpreis ge- 
zahlt if; vgl. auch Würt. Pfanpgefeg v. 1825. 8 129 vgl. mit dem Gef. v. 
1828. 835. Nach kgl. ſächſ. Recht erlöichen die Hypotheklen erft mit ber voll- 
zogenen Subbaftation, Schmidt ©. 288 Siegmanu ©. 138; nad großherzgl. 
hefſ. Sei. $ 107 werben die Hypotheken jo lange vorbehalten, bis „ber Steig⸗ 
ſchilling“ bezahlt iſt, vgl. au Müller S.277 N. 3. — Bgl. noch Regels- 
berger ©. 416, 476, Strohal ig. an Immobb. ©. 125 f. — Ueber das Nicht⸗ 
erloſchen der Hypotheken durch die Subhaflation vgl. au unten N. 27. 
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($ 113 NR. 45) — lediglich nady der Stelle im Hypothekenbuch be» 
ftimmt, weldye die einzelnen Berechtigten einnehmen?*). 

Möglich ift ed, daß der Erſteher im Einverftändniß mit dem 
Gläubigern nicht die ganze Kauflumme, jondern nur einen Xheil 
berjelben bezahlt und für den Reft einzelne Hypotheken übernimmt?) 
oder daB eine neue Hypothek zu Gunften der Gläubiger, welde 
damit einverftanden find, eingetragen wird. 

So weit die hypothefariichen Gläubiger aus den Kaufgeldern 
nicht befriedigt werden fünnen, fallen fie mit ihren Hypotheken auß, 
müſſen ihre Snftrumente beraudgeben und werden ald Gläubiger 
gelöſchtz). Wegen ded Ausfall können fie fih an ihren perjün- 
lichen Schuldner, alſo auh an den Eigenthümer ded jubhaftirten 
Grundftücks halten, wenn er zugleich perfönlicher Schuldner ift®). 


a) Möglicherweile nicht nach der Zeit ihrer Eintragung, ba nah ein⸗ 
zelnen Sppothelenorbuungen eine Stelle vorläufig frei bleiben kann, um ſpäter 
bort eine Hypothek mit Priorität vor den lokal nachfolgenden einzutragen (vgl. 
8.111 N. 28); meiftens wirb baffelbe Reſultat eintreten, gleichviel ob mau bie 
Neibenfolge oder die Zeit der Eintragung entſcheiden läßt. 

21) v. Meibom ©. 291 erklärt dies für unmöglich, da die Hypotheken in 
Folge der Schließung des Hypothekenbuchs bereits erlojchen jeien (N. 19). — 
Nach Defterr. Recht bat die Subhaftation nicht die Fälligkeit ſämmtlicher Hypo⸗ 
tbelenfchulden zur Folge. Bei nicht fälliger Hypothekenſchuld Darf der Gläubiger, 
wenn ber betreffende Poften innerhalb des Meiftgebots fich befindet, die Zahlung 
ans dem Erids fordern; will er dies nicht, fo bat der Erfteher gegen Abzug bes 
Betrages am Kaufgeld die nicht fällige Schuld zu Übernehmen, Erner ©. 355, 
578 |. — Bgl. Überhaupt Gürgens in Ihering’s Jahrb. VIIL ©. 267 fi. 

3) Fine Ausnahme macht das ſächſ. Berggeſetz v. 1868. 8 53: „bie unter 
ben Schulden eines Verggebäubes im Grund» u. Hypothekenbuche eingetragenen 
Borihliffe, welhe zum Betriebe veffelben unter der Bedingung fuccejfiver Re⸗ 
flitution von ber Probultion gegeben worden find, erlöſchen weber durch bie 
gerichtliche Zmangsverfteigerung, noch dadurch, daß das mit folden Vorſchüfſen 
belaftete Bergbaurecht von feinem Inhaber freiwillig ober gezwungen aufgegeben 
wird, fondern ber Erfleber ober ſpätere Wiederaufnehmer bat dieſelben .... 
als Beſchwerung bes Bergbaurechts zu Übernehmen“. — Das Preuß. Berggefek 
v. 1865 kennt keinen ſolchen Vorbehalt, vgl. $ 159, 160. 

38, Für das baier. Hecht behauptet Roth II. 8 195. ©. 474, daß ber 
Grundeigenthümer, der es zur Subhaftation kommen ließ, auch perſönlich ver⸗ 
baftet fei, ba $ 54 tes Hyp. G. ſage, ber Eigenthünter bes verpfänbeten Grund⸗ 
ſtücks ſei verpflichtet, Die Forderung zu bezahlen „ober dem Gläubiger bas by- 
pothecirte Gut abzutreten, damit er aus ben Früchten ober ter Subflanz ber 
Sache befriedigt werde”. — Ueber die Frage, ob die perfönfiche Schulb, ſoweit 
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4. Im alle ed fih um die Konkurrenz von Hypotheken und 
in einer andern Rubrik eingetragenen Forderungsrechten handelt (Re 
allaften), entjcheidet über die Rangordnung gleichfalls das Alter der 
Eintragung). Die vor den Hypotheken eingetragenen Reallaften 
gehen ohne weitered auf den Erfteher über"); bie nad) der Hypo⸗ 
thek, ohne Genehmigung der Gläubiger eingetragenen erlöfchen da⸗ 
gegen, wenn mit Rückſicht auf fie dad Gebot im Subhaſtationsver⸗ 
fahren geringer ift und die voreingetragenen Hypothefengläubiger keine 
Ausſicht auf völlige Befriedigung ihrer Zorberungen haben®). Mit 
Rückſicht hierauf könnnen bei der Subhaftation doppelte Gebote ent» 
gegengenommen werden, um den Erlöß bei Uebernahme der Laften 
und den Erlös bei Aufhebung derfelben konſtatiren zu fönnen®). 

5. Da, wenn der Erfteher ded Grundftüdd im Subhaſtations⸗ 
verfahren das ganze Kaufgeld baar zu erlegen bat, möglichermeife 


ats das höchſte Kaufgebot gebt, durch ben Zuſchlag getilgt ſei ober nur foweit 
als die Kaufgelber wirklich gezahlt ober Hypothelen vom Erfteher übernommen 
werben, vgl. de lege ferenda Förfter III. 8 194 N. 80. Während bie preuß. 
Subhaftationsorbnung den leßteren Standpunkt einnimmt, erklärt fih Förſter 
für die erfie Annahme. 

#4), Die ältern Geſetze enthielten abweichende Rormen; vgl. obeu $ 104 
N. 35 und 3.8. die Lüneb. Ref. II. 7. 84, 7—10: Renten follen der Hypothek 
vorgeben und nur einzelne Hypotheken den Vorrang vor fpäter eingetragenen 
Renten haben. — Dagegen das Prinzip ber Priorität vgl. 3. B. Hanbold 
8214 R.k, Preuß. Gel. 8 86, v. Bar ©. 101f., v. Meibom in Beller’s 
Jahrb. IV. S. 497 f., Regelsberger S. 466 ff, Erner S. 634 ff. — Medi. 
Braris (Budde Entſcheiduugen VIII. (N. F. IID S. 68 ff.), daß an demſelben 
Tage eingetragene Rechte nicht gleichſtehen, ſondern auch bier die Priorität ber 
Eintragung entſcheidet. — Ueber bie Konkurrenz von Hypothelen und Servituten 
Erner ©. 529 ff. — Für einzelne Reallaften, 3. B. den Altentheil und die bäuer- 
fiche Abfindung, ift partilulär der Vorrang ſelbſt vor ältern Hypothelen anerkannt, 
Hommel rhaps. V. 674, v. Bar &. 101f. — Bgl. auch Erner ©. 66 fl. 

3a) Oben 8 103 N. 30. 

3) Breuß. Sei. 847: „Dingliche Laften . . ., welche aus priveirechllichen 
Titeln herrühren, müffen vom Erſteher übernommen werben, wenn denſelben 
feine Hypothek oder Grundſchuld vorgeht. Gebote, durch welche der Bietende 
fi zur Uebernahme berartiger, einer Hypothek oder Grundſchuld nachflehender 
Laften bereit erflärt, dürfen nur dann berüdficätigt werben, wenn biejelben zu- 
gleich für ſämmtliche der zn übernehmenben Laſt vorhergehende Hypothelen ober 
Grundſchulden vollftändige Dedung gewähren”. 

) Oben $ 112 R. 48. 

Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 26 
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fein jo hohes Gebot zu erzielen ift und andererſeits vielfach die vor 
dem die Subhaftation beantragenden Gläubiger eingetragenen Hypo⸗ 
thefarier fo ficher gebdedt find, daß fie gar Fein Intereſſe an der 
Auszahlung ihrer Forderungen haben, ift zwedmäßigerweile in ein- 
zelnen neueren Hypothekenordnungen beftimmt, daß die Forderungen, 
weldhe vor dem Polten ded die Subhaftation veranlaffenden Gläu- 
bigerd fteben, von derſelben nicht berührt werden, fondern unvers 
ändert ftehen bleiben und auf den Erſteher übergehen”). 
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1. Abgeſehen von dem Falle ded Konkurfes, der Subhaftation 
und des Unterganged des Pfandobjeftö!) erliicht die Hypothek nur 


3) Neuvorpommern’ihe H. DO. v. 1868. $ 138: „bie orberuugen ber 
Gläubiger, welche vor dem verlaufenden Gläubiger eingetragen finb, werben 
durch die Subhaftation nicht berührt, fie bleiben unverändert ſtehen“. — Ham⸗ 
burger Geſ. v. 1868. 8 66: „fo weit... bie auf bem Grundſtück eingetragenen 
Sppotbelenpoften nicht durch den Öffentlichen Verkauf verloren geben, jonbern 
durch den Berlaufspreis gebedt und nicht etwa wegen vorheriger Künbigung 
vom Käufer auszuzahlen find, bleiben dieſelben unverändert fliehen und werben 
von dem Käufer in Anrechnung auf den Kaufpreis als Belaflung des Grund- 
ftüds mit übernommen”. — Bgl. Bähr Sollen durch die Zmwangsverfleigerung 
ſämmtliche Hypothelen zahlbar werden? in JIhering's Jahbb. XIII. S. 182— 214. 
Er vertheidigt, ohne Übrigens zn berückſichtigen, daß ſolche Beſtimmungen fid 
bereit8 in deutſchen Partikularrechten finden, mit vollem Grunde die beiden Süße 
(8.188): „Es muß jedem Sppothelengläubiger geftattet fein, bei dem von einem 
andern Gläubiger betriebenen Zwangsverkauf feine Forderung, ftatt fie zur 
Baarzahlung zu liquidiren, flillfchweigend innerhalb des Kaufpreifes auf den 
Erfteber des Grundſtücks übergehen zu laſſen. So lange ein vorſtehender Hypo⸗ 
thefengläubiger durch das Meiftgebot nicht gedeckt if, darf obne feine Zuſtimmung 
auf den Antrag eines nachſtehenden Gläubigers der Zuſchlag nicht erfolgen.” 

Uebrigens ift auch ber zweite Sat partilulär anerfannt; grhzgl. hefſ. @ei. 
art. 107: „Hat... ein nachftehender Pfanbgläubiger auf Die Zwangsverſteigerung 
angetragen, jo kann ber Zuſchlag ... ohne Einwilligung ſämmtlicher vorgehenber 
Bfandgläubiger nur alsdann gefcheben, wenn ... ber Erloͤs fo groß ausfällt, 
daß die Summe ... bie fämmtlicyen, dem Antragfieller vorgehenden Aniprüde 
vollkommen bedt”; ebenfo in ber Eurbefl. Braris, Seuffert XXXI. no. 121. 
Für diefen Sag au Erner ©. 515 NR. 1. 

1) Ein folder Untergang des Pianbobjelts wirb felten vorfommen; es 
würde bahin gehören die Vernichtung durch Waflergewalt oder Erbbeben. Aber 
inlorreft if} es, wenn einzelne Hypothelenorbnungen bahin auch das Abbrenuen 
eines Gebäubes zählen (fo die Baier. $ 76 unter ber Ueberfchrift: „Untergang 
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durh Tilgung des Poftend im Hypothekenbuch, durch Die ſog. 
Löſchung“). „Die Lölhung erfolgt auf Antrag des Eigenthümers 
oder auf Erjuchen einer zuftändigen Behörde” und befteht in einer 
neuen Gintragung von Seiten der Buchbehörde in einer bejonderen 
Rubrik neben der betreffenden Forderung?). Alle andern Aufhebungs- 
gründe von Obligationen oder dinglichen Rechten find nur Titel zur 
Löſchung und geben dem Schuldner die Befugniß, die Löfchung mit 
einer Klage zu erzwingen‘). 

Um die Lölhung der Hypothek zu beantragen, hat der Eigen⸗ 
thümer den Hypothekenſchein und die Genehmigung oder Duittung 
des eingetragenen Gläubigerd, resp. feines gehörig legitimirten Rechts⸗ 
nachfolgers, oder deffen Verurtheilung zur Bewilligung der Löjchung 
beizubringen“) oder den Nachweis zu führen, daß er felbft Die Hypo⸗ 
thef erworben habe). Ohne Antrag ded Eigenthümers, auf bloßes 
Berlangen des bezahlten Gläubigerd darf die Hypothek nicht gelöfcht 
werden, da der Eigenthümer möglichermeife ein Sntereffe an ihrem 
Fortbeſtand bat. 

Der bezahlte Gläubiger ift, auch wo ed an partifulären Bor- 
Ichriften fehlt, zur Ausftellung einer Quittung verpflichtet). Ver⸗ 
weigert der bezahlte Gläubiger die Bewilligung zur Löſchung, fo 


der Sache“); denn durch den Brand wird das Pfand nicht vernichtet, fonbern 
verjchlechtert; Gegenftand des Pfandrechts ift nicht Das Gebäude, fonbern bie 
Area mit dem, was auf ihr gebaut ifl. 

Dem Fall des Unterganges ift aber gleichzuftellen bie zwangsweiſe Auf- 
hebung ber Hypothelen bei Erpropriutionen, Gemeinheitstheilungen, Zufammen- 
legungen u. |. w.; vgl. oben $ 112. 4. 

2) 3.8. Baier. Gef. $ 84, Sächſ. GB. 5 453, Medienb. H. O. f. Landgliter 
8 22, Stbtb. O. 8 24, Preuß. Gef. $ 67. — Das Preuß. Lor. I. 20. 8 520 fagt 
freilich: „So weit ber Anſpruch, für welchen bie Hypothel beftellt worben, ge- 
tilgt, jo weit erlöſcht ... das dingliche Recht des Gläubigers“, worin fich noch 
eine Erinnerung an ben accefjoriichen Charakter des gemeinrechtlichen Pfanbrechts 
ausſpricht, Felt dann aber Doch weiter feine Detailfäge entſprechend bem obigen 
formalen Prinzip auf; vgl. auh N. 11. 

3) Preuß. Ge. 8 58. 

4, Die Klage ift Die actio negatoria; vgl. darüber oben $ 96 N. 12. 

*) Iſt dem Eigenthiimer ber jegige Gläubiger des Poſtens unbelannt, fo 
fann ein Aufgebotsverfahren erfolgen, Preuß. Grundb. O. $ 103 ff., Erner ©. 635. 

5) Genauer Preuß. Gef. $ 63 und Grundb. DO. 8 9. 

6) Seuffert XXV. no. 18. 

. 26* 
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kann der Eigenthümer ſich gegen ihm ſchädliche Dispofitionen deffelben 
über den Poften dur eine Bormerfung im Hypothekenbuch ſichern). 

Im allgemeinen wird die Hypothek durch jede Loͤſchung ver- 
nichtet, nach einzelnen Rechten nur, wenn fie rechtmäßig erfolgt ift®). 
War die Löſchung zu Unrecht erfolgt, fo ift die Hypothek auf Ver⸗ 
langen des Gläubiger oder von Amtöwegen im Grundbuch wieder 
herzuſtellen. Doch kann eine folde neue Eintragung nicht zum 
Nachtheil derer wirken, welche nady der Löſchung Rechte am Grund⸗ 
ſtück oder auf eine der gelöfchten gleich oder nachſtehende Poſt in 
reblihem Glauben erworben haben®*). Die Reftitution der Hypothel 
ift alfo unzuläffig, wenn dad Grundſtück nad der Lölchung auf einen 
neuen Gigenthümer in bona fide übergegangen ift; find nach der 
Löſchung neue Hypotheken eingetragen worden, jo kann fie nicht ihre 
alte Stelle erlangen, fondern nur ihnen poftlocirt werben. Der 
Schaden, welchen dadurch der Gläubiger erleidet, ift ihm, ſoweit er 
nicht gegen andere Perjonen eine Klage wegen unberedhtigter De 
reicherung bat, von den jchuldigen Beamten zu erſetzen. 

Eine unrehtmäßige Löſchung gereicht aber nicht denjenigen 
Gläubigern zum Bortheil, welche damald bereitd eingetragen waren. 
Sie haben feinen Anſpruch darauf, den in Folge der Lölhung durch 
Aufrüden gewonnenen Plat auch fpäter zu behaupten). „Wohl 
aber kommt eine ſolche Ertabulation denjenigen zu ftatten, welche 
fi eine nachſtehende ſchon vorher eingetragene Forderung erft nad 
erfolgter Loͤſchung haben cediren oder verpfänden laffen, da dieſe 
bet der Ceſſion oder DVerpfändung auf die Sicherheit, fo wie fie 
damals und nad erfolgter Löſchung der vorftehenden Poft beichaffen 
gewejen, getraut haben“ 10) 


7) Preuß. Gef. 8 60. 

8) 2.8. jagt das Weimar'ſche Gel. $ 131: „Wenn ein eingetragenes 
oder vorgemerktes Hecht eines Dritten unftatthafter Weiſe geldfcht worden. Ein 
folches Recht kann diefer Löichung ungeachtet Durch bie fpätere Einzeichnung nicht 
beeinträchtigt werden;“ vgl. auch 8 198. 

8%) Preuß. Hyp. DO. v. 1788. II. 8 285 ff. Neuvorp.'ſche Hyp. O. v. 1868. 
5 28, Preuß. Grundb. DO. 8 118; das Hannover'ſche Hecht beriidfichtigt nicht 
bona ober mala fides, v. Bar ©. 126. 

9 Breuß. Hyp. DO. v. 1783. II. $ 286. 

1) Preuß. Hyp. O. v. 1783. II. $ 287: ähnliche Beſtimmungen nad Han- 
nover'ſchem Recht, v. Bar ©. 126 N. 80, Regelsberger ©. 484. 
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2. Die Hypothek geht nur dur Löfchung unter; fie erlifcht 
alfo nicht: 1) durch Bezahlung der Schuld‘!), vielmehr kann fie 
der Eigenthümer ungelöjcht ftehen lafjen oder einem Andern cediren, 
oder fordern, daß fie auf ihn cedirt werde"), 2) nicht durch No⸗ 
vation der Schuld); 3) nicht durch Confolidation, fet e8 daß ber 
Hupothefengläubiger da8 Eigentbum, ſei e8 daß der Eigenthümer 
die Hypothek erwirbt!?); die Confolidation giebt nur ein Recht auf 
Die Lölhung; 4) wenn dad Forderungdreht durd Verjährung unter 
gegangen tft). Wohl aber kann wegen verjährter Zinjen dad Pfand» 
recht nicht mehr geltend gemacht werden®). 

Partikulär erliicht die Hypothek auch noch aus einigen andern 
Gründen, jo wenn fie unter einer Refolutivbedingung oder auf Zeit 
eingetragen war und die Bedingung eintritt oder die Zeit abgelaufen 


11) Es ift lediglich eine ungenaue Formulirung, wenn fcheinbar einige Hypo⸗ 
thelenorbnungen das entgegengefeßte beftimmen, vgl. oben N. 2. — Das Sächſ. 
Hyp. ©. 8 100 fagt, es eridiche die Hypothek auch „durch Tilgung der Schuld, 
durch Ungültigerfiärung der Forderung“; vgl auch $ 116. Dies wird nun 
aber 8 124 mobiflcirt: in den betreffenden Fällen „wirb bie Urfade des Er- 
[öfchens vermöge ber Deffentlichleit bes Grund⸗ und Hypothelenbuchs in Bezug 
auf Dritte erft mit der wirklichen Loſchung ber Forderung im Grund- und Hypo⸗ 
thefenbuche wirkſam. Diefe zuletzt erwähnten Urſachen des Erlöfchens find alſo 
nur als Nechtstitel zur Loͤſchung zu betrachten, auf deren Grund letztere auf 
Antrag eines Bethelligten erfolgen muß.” Aehnlih Baier. H. ©. 8 71 vgl. 
mit 8 83, 34. — GSadf.-Weimar’sches Gef. 8 157, 158: „Jede gültige Art 
der Tilgung ober jede andere Aufhebung ber verfidderten Korberung wirkt zu«- 
gleich Erlöſchung bes dafür beftellten Pfandrechtes“; Dagegen 8 177: „bis zur 
erfolgten Löſchung bat die Unterpfandsbehörbe eingetragene ... Hypotheken und 
andere Rechte als fortbeftebend zu betrachten.” 

11a) Erf, des RchsGer. V. no. 84. 

18) Das entgegengefette folgerte aus der accefjorifchen Natur bes Pfanbrechts 
noh Hommel rh. no. 263, felbft wenn fle in den Büchern nicht geldfcht ift. 

18) Bol. auch oben $ 118. II. 5, Oeſtr. GB. $ 1446, Sächſ. H. O. 8 119, 
dv. Meibom S. 276 N. 12—14, Erner ©. 627f.u.f.w. — Nad der Lübiſchen 
Stadtbuch⸗O. v. 6. Juni 1818 820 (Maſcher S. 400 f.) erſchien der Poſten 
al® getilgt, doch konnte ber Pfandfchulbner Binnen 3 Monaten in feine Stelle 
einen andern von gleicher Größe treten laffen. 

14) Schreiben des Preuß. Jufl.-Minifters v. 9. Mai 1840 (Juſt.⸗Min. ⸗Bl. 
S. 174), fühl. GB. 8 462. Bol. auh noch v. Meibom S. 179, Reyſcher 
I. 8839 no.8, Römer ©. 247, Regeläberger S. 479, Erner ©. 254, 
261 ff., 613. 

15) z. B. Sächſ. GB. 8 462. 
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ift!). Nach einzelnen Rechten gilt eine Hypothek immer nur für 
eine beftimmte Reihe von Jahren und bedarf e8 vor Ablauf der- 
jelben der Erneuerung, um ihre Wirkſamkeit zu erhalten'”). 

3. Die Löfchung, d. h. die völlige Tilgung einer Hypothek im 
Grundbuch hat nad den meiften Hupothefenordnungen die Wirkung, 
dat die nachfolgenden Gläubiger ohne weitered aufrücken und ihre 
Priorität verbeſſern e). Nach einzelnen andern dagegen tritt durch 
Löſchung nur eine leere, offen bleibende Stelle ein, in welche ber 
Eigenthümer |päter eine neue Hypothek eintragen laffen kann. Hier 
rüden die folgenden Gläubiger nur auf, wenn fidh der Eigenthümer 
verpflichtet bat, Feine neuen Hypotheken eintragen zu lafjen und 
diefe Verpflichtung im Hypothekenbuch vermerkt ift, oder wenn er 
von jeiner Befugniß bi8 zur Subhaftation keinen Gebrauch ge 
madt hat'®). 


16) z. B. Sächſ. Hyp. DO. 8 100, Sidi. EB. 8 451, Baier. H. G. 8 TI, 
72, Würtemb. Gef. v. 1825. $ 8, 134, Römer S. 246, Erner S. 628 fl. 

17) Nach dem Weimar'ſchen Gef. v. 1839. 8 186, 187, 190 gelten fie nur 
50 Iahre, nad Baben’ihem Recht (Gef. v. 5. Suni 1860. art. 1, Reg. - Blatt 
6. 213) nur 30 Jahre; um länger zu gelten bebarf e8 einer erneuten Ein- 
tragnug; andere Beftimmungen bei Heimbach $ 206 N. 2, 8 216 N. 2, 3. 

18) 5.8. Preuß. ©. 8 62: „Au bie Stelle einer gelöfchten Hypothek und 
Grundſchuld darf eine andere nicht eingetragen werben, vielmehr rücken bie nad. 
ſtehenden Poſten vor.” — Im großberzogl. Heff. Pfand⸗Geſ. art. 164 findet 
fih die Partikularität, daß wenn ein Titel zur Löſchung vorhanden ift, auch ber 
Befiger einer Nachhypothek fordern darf, daß die Hypothek gelöfcht werde. 

19) So nad den mecklenb. Hyp.-Drbuungen, v. Meibom ©. 265 ff. Ueber 
fchwetzerifche Rechte vgl. 0. Wyß Referat S. 62 ff. — Yu Schleswig - Holflein 
geihah die Löſchung entweder vor oder hinter ber Linie, in jenem Fall kann 
ber Eigenthümer über den leeren Play verfügen, in dieſem rücken bie fpätern 
Gfäubiger auf, Baulfen $ 79. 
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Sechſtes Kapitel. Das Recht befonderer Güterarten*). 
Erſter Abſchnitt. Bas Recht der Schngüter. 


$ 116. Einleitung. 


Das Lehnrecht, welches Sahrhunderte hindurch große Partien 
bed Mechtölebend der deutſchen Nation beherrſchte und auf daß 
Staatsrecht, Privatrecht, den Prozeß, ja felbit auf das Kirchenrecht 
geftaltend einwirkte, ift jebt dem völligen Abfterben nahe. Waren 
früher Fürftenthümer, ftaatlihe und kirchliche Hoheitsrechte, die 
mannigfaltigften Vermögensrechte und Grundftüde verſchiedener Art 
Lehndobjekte geweſen, jo bejchränkt fih die Anwendbarkeit des Lehn- 
rechts heutzutage fat lediglich auf Grundſtücke. Aber aud in diejer 
BDeziehung iſt dad Lehnreht in manden Ländern neuerdingd ganz 
bejeitigt oder nur noch in untergeordneter praktischer Geltung ges 
blieben. Wir dürfen nicht mehr, wie für dad Mittelalter, das 
Lehnrecht dem Landrecht, Stadtrecht, Dienftreht und Hofrecht gegen» 
über jtellen und es ebenſo wenig in der willenjchaftlihen Dar- 
jtellung von dem übrigen Privatrecht ſondern. 

Auch die jeht gebräuchliche Syftematif, wonad dad Lehnrecht 
eine Unterabtheilung in der Lehre von den dinglichen Rechten bildet, 
entipricht nicht dem gegenwärtigen Nechtözuftande, da an den bei 
weitem meilten Lehngütern der Befiter, der ehemalige Vaſall, nicht 
mehr bloß ein jus in re aliena (ein fog. dominium utile), jondern 
in Zolge der Allodififation wirklich Cigentbum hat. Andererſeits 
ift aber died Eigenthum in vielen Ländern im Anichluß an die 
früheren Berhältniffe noch beſonders geftaltet und find für daſſelbe 
noch einzelne Snftitute ded Altern Rechts erhalten worden. Died 
find zugleih Gründe, aus denen dad Lehnrecht in der Darftellung 
des deutſchen Privatredyt8 nicht ganz und gar übergangen werden 
darf. Vielmehr empfiehlt es ſich, daſſelbe ald Recht der Lehngüter 
darzuftellen und die antiquirten Grundjäge entweder nur kurz zu 
erwähnen oder zu übergeben!). 


*) Weber die ſyſtematiſche Anorbnung vgl. oben 8 71. 7. 
1) Diefe kürzere Behandlung ift auch dadurch gerechtfertigt, daß bie 
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Eiterafur?). 


Jo. Schilteri ad jus feudale utrumque Germanicum et Langobar- 
dicum introductio seu Institutiones etc. Argentor. 1695. 8'unb öfter. 

5. C. v. Buri ausführlide Erläuterung des in Deutfhlanb üblichen 
Lehenrechts. 2 Bände. Gießen 1738. 4; neue Ausgabe von I. F. Runbe. 
2 Bände. Gießen 1788, 89. 4. 

G. L. Böhmer prineipia juris feudalis praesertim Longobardici, 
quod per Germaniam obtinet. Gött. 1765. 8; ed. 3. 1775. 8; ed. 8. cura 
Bauer 1819. 

Schnanbert Erläuterung des in Deutichland üblichen Lebnrecdhts -in 
einem Kommentar über die Böhmer’ichen principia juris feudalis. Brannſchw. 
1784. 4 (dazu zwei Fortſetzungen); 3. Aufl. Braunſchw. 1799. 4. 

Pätz Lehrbuch des Lehnrechts, herausgegeben und wollendet von @öbe. 
Sött. 1808; öfter neu herausgegeben, 3. B. Gött. 1837. 

G. M. Weder Handb. des in Deutichland üblichen Lehenrechts nach ben 
Grundſätzen G. 2. Böhmer’s. 4 Bände Leipz. 1807— 1811 uub ein Heft 
Regifter. Leipz. 1818. 

Died das gemeine in Deutfchland gültige Lehnrecht im Grundrifſe mit 
beigefügten Quellen. Halle 1823. 2. Ausg. 1827. 

Mayr Handbuch des gemeinen u. Bayeriichen Lehnrechts. Landsh. 1831. 

Eine kürzere Behandlung findet fi auch in ben meiften Lehrbüchern bes 
deutſchen Privatrecht. 

Eine große Sammlung älterer Abhandlungen enthält: G. A. Jenichen 
thesaurus juris feudalis. 3 tomi. Francof. 1750—54. 4. 

Partiluläres Lehnredt: 

a) Eine kurze Zuſammenſtellung der gegenwärtig geltenten partiknlarrecht⸗ 
lichen Grundſätze giebt Neubauer Zufammenftellungen bes in Deutſchland gelten- 
den Rechts betr. Stammgiüter, Familienfideilommiſſe, Familienſtiftungen, bäuer⸗ 
fiches Recht, Reallaften ꝛc. Lehngüter. Berlin 1879. S. T7—RX. 

Preußen: Dernburg Preuß. Privatrecht I. $ 365— 372. — Zettwad 
das Pommerſche Lehnreht nach feinen Abmeihungen vom Preuß. allg. Land- 
recht 1832. — v. Wilmowski Beiträge zum Pommerfchen Lehnrecht. Berlin 
1870. — Binder das Provinzialrecht der Kgl. Preuß. vormals Kgl. Sädf. 
Landestheile. 1836. I. 8 200734 und dazu II. &. 51—187. — C. F. Hoff- 
mann Handbuch des im Kgl. Preuß. Herzogth. Sachſen gegenwärtig geltenben 


Wiffenichaft des Lehnrechts im meuerer Zeit nur eine geringe Pflege gefunden 
bat. So viel man fi auch mit der Eutflehungsgeichichte der Leben beichäftigt 
bat, fo iſt doch das Intereffe an der dogmatiſchen Geftaltung faſt ganz er- 
ofen. Ich werde darum häufiger als fonft einfach auf andere Lehrbücher 
verweilen, befonders auf Eichhorn, v. Gerber und Bejeler. 

) Ich führe nur die Hauptwerle an und verweife im übrigen auf 
Kraut 8 32, 38, Beſeler $ 148 und für ältere Literatur auf G. M. Weber 
Handbuch des in Deutihland üblichen Lehnrechts I. S. 303414. 
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Lehnrechts. Leipy. 1865. — Für Hannover: Grefe II. 8 39-47, S. 114—138. 
— lieber Fuldaiſches Lehnrecht verzeichnet reiche Literatur Pfeiffer Prakt. 
Ausführungen V. S. 18 ff.; zu ihr gehören auch bie Abhandlungen von Pfeiffer 
ſelbfſt I. no. 14, V. no.1. 

Sadjen: 8. S. Zahariä Handb. bes Kgl. Sächſ. Lehnrecht. 1796; 
2. Ausg. herausgegeben v. Weiße und v. Langenn. Leipz. 1828. 

Medlenburg: PB. Roth Medienburgifches Lehenrecht. Roſt. 1858. 

Batern: P. Roth VBayerifches Civilrecht. II. Züb. 1872. 8 199 ff, 
©. 502—547. 

Würtemberg: Reyſcher Würt. Brivatr. II. 8 348—394. 

Thüringen: Bermehren Ueber den gegenwärtigen Zuftanb bes Lehus⸗ 
weſens in ben zu dem Geſammt⸗Oberappellationsgericht zu Jena vereinigten 
Staaten. Jena. 1862. 


Onellen (vgl. auch unten binter $ 117 die Anmerkung). 


Eine große Sammlung älterer Lehnrechtsquellen enthält: 

Lünig Corpus juris feudalis Germanici, das iſt: Sammlung berer 
Zeutichen Lehen-Hechte und Gewohnheiten, Worinnen nicht nur die allgemeinen 
Neiche-Lehen- Rechte, Sonbern auch die in denen Zeutichen Brovingien ber» 
gebrachte Jura Feudalia, in ihrer Orbnung, mehrentheild aus ungebrudten 
Nachrichten, beygebracht worden; Nebſt einer vollflänbigen Bibliotheca Juris 
Feudalis. 3 Bände). Franff. a. M. 1727. fol. 

Sendenberg Corpus juris feudalis Germanici oder vollſtänd. Samnı- 
ung ber deutſchen gem. Lehnsgejege. Gießen 1740, 2. Ausg. von Eiſenhart. 
Halle 1772. 8. 

Lehnsgefege neuerer Zeit: 

Kurfägfiihes Mandat, wie e8 in Sudung und Renovation ber 
Lehen und Mitbelehenfchaften, auch fonft in Lehnsſachen gehalten werben fol, 
v. 30. April 1764 (auch gebrudt in Zachariä's Sächſ. Lehur. 2. Ausg. 
S. 855 ff.). 

Preußiſches Lanpredt I. 18. 8 13—679. — Suarez fagt in ber 
Schluß⸗Reviſion S. 87f.: „Es bat jebe unferer Provinzen, wo noch Lehne vor⸗ 
handen find, ihre eigentblimliche Geſetze und Eonftitutiones, bie fo himmelweit 
von einanber verfchieben find, daß auch der mühſam angeftellte Berfuch, mit 
Hülfe der Induktion gewiffe allgemeine Prinzipien daraus zu abflrahiren, nicht 
hat gelingen wollen.” Er babe daher in diefem Titel geliefert: „ein jus feu- 
dale universale im philoſophiſchen Sinne, dem nur fo viel Poſitives beigemiicht 
worden, als irgend aus ben verſchiedenen Special-Lehnredten und Lehns⸗Conſti⸗ 
tntionen ale eine Hegel, die wenigftens bei ben meiften Lehnen unb in ben 
meiften Provinzen gilt, abftrahirt werben lann.“ — Iutereffant ift: Revidirter 
Entwurf des Lehnrechts. Als Manufkript für die Berathungen gebrudt (mit 
Motiven). Berlin 1888. 4; bier findet fih S. 1—17 ein genauer Nachweis 


2) Irrthümlich führt Eichhorn vor 8b nur 2 Bände an. 
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über den damaligen Beſtand des Lehnrehts in den Preußiſchen Provinzen. 
Zu einer Revifion des allgemeinen Landrechts iſt e8 nicht gelommen, wohl aber 
zu zahlreichen Allovifilationsgefegen. Bgl. unten die Anmerkung zu $ 117. 

Altenburgifches Lehnsmandat v. 5. Juni 1796. 

Gothaiſches Lehnsmandat v. 6. Ian. 1800 (ſehr ausführlih, im 
235 Paragraphen) ; vielfach mehr in der Form einer boftrinären Darfiellung, 
als eines Geſetzes. 

Badenſches Lehnsgeſetz v. 12. Aug. 1807 („Fünftes Eonftitutions- 
Edikt iiber die Lehnsverfaffung”). Es hat eine durchaus boltrinäre Haltung 
und bebt alle ältern Lehnsgefege und Gewohnheiten auf. 8 1 a. €. beftimmt: 
„ber Lehensverband bleibt daher in Unferm Staat fernerhin eine erlaubte und 
gelegmäßige Rechtsform, jedoch nur unter den Bedingungen und Beflimmungen, 
welche gegenwärtige Urkunde ausjpricht.” , 

Königl. Baieriſches Lehnsedikt v. 7. Ian. 1808 (auch abgebrudt 
bei Weber IV. ©. 757 ff. und Mayr ©. 392 ff). Es befiimmt am Schluß, 
daß fernerhin „alle Übrigen fowohl gemeinen, als beſondern Lehnrechte und 
Gewohnheiten keine verbindende Kraft mehr haben follen“ und will an Stelle 
der bis dahin in Baiern geltenden fehr verfchiebenen Lehnrechte ein gemeines 
Hecht aufftellen; vgl. C. F. Arnold Prakt. Erörterungen I. no. 6 ©. 133 ff. 

Das Waldeder Lehnsedikt v. 1. Sept. 1670 wirb erneuert durch 
Geſetz v. 19. Febr. 1827 (Reg. Blatt. 1827. ©. 11). 

Die neueren Allodifilationsgejege finb unten in der Anmerkung zu $ 117 
angeführt. 
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1. Während die fränktiihen Könige ihren hoben Beamten oder 
fonft verdienten Leuten urjprünglid Grundftüde zu Eigenthum zu 
ichenfen pflegten, fommen jeit dem Anfange ded 8. Sahrhunderts 
auch nichterbliche Verleihungen auf Lebenszeit (beneficia) vor, weldye 
den Empfänger (vasallus) zur Treue und zu Dienften gegen den 
König verpflihten. Das Lehns⸗ oder Benefizialverhaͤltniß ſetzt fich 
aus zwei &lementen zujammen: einem perjönlichen (senioratus), 
welches den König, den Herrn (senior) zum Schuß ſeines Manns 
(vasallus) und diefen zu Dienft und Treue verpflichtet, und einem 
dinglichen, indem der Vaſall durch die Beleihung ein lebendlängliches 
Nutzungsrecht an einem Grundftüd erhält. 

Bald vergaben aber auch andere Perjonen ald der König 
Grundftüde zu Lehen, fei es ein ihnen gehörige Allod, fei e8 ein 
Grundſtück, welches fie ſelbſt bereit zu Lehen empfangen hatten. 
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So giebt es königliche und andere Vaſallen; letztere find gleichfalls 
ihrem Herrn zum Dienft verpflichtet und müſſen unter feiner Ans 
führung ihrer Heereöpflicht nadhfommen?). 

2. In den folgenden Sahrhunderten nahm dad Lehnsweſen in 
Folge verichiedener Umftände außerordentlid an Bedeutung zu: 

a) Es bildete ſich die Sitte aus, dad Lehen auch den Erben 
der Bajallen zu belafjen. Das Lehnrecht wurde ein feit vererbliches 
Necht, welche dauernd die Familie des Vaſallen mit der ded Lehns⸗ 
berm verband. Darum waren zablreihe Grundeigenthümer bereit, 
ihr Alod in Leben zu verwandeln!*), indem fie ed einem vornehmen 
Mann, ihrem fünftigen Lehnsherrn, zu Eigenthum gaben, unter der 
Berpflihtung defjelben, e8 ihnen als Zehn zurüd zu übertragen. 
Durch eine derartige Lehndauftragung (feudi oblatio) wird der 
frühere Eigenthümer Batall?). 

b) Nicht bloß Grundftüde, fondern auch, Berechtigungen, weldye 


1) Ueber die Geſchichte des fränkiſchen Lehnsweſens vgl. Waitz deutſche 
Verfaffungsgefchihte II — IV, VI, Über die Anfänge der Bafallität 1856 (in 
ben Abhh. der Kgl. Gefellih. der Wiff. zu Göttingen VII. ©. 69— 144), Ars 
tilel: Lehnweſen in Bluntſchli's Staatswörtrbuh VI. S. 350 ff., die An- 
fänge des Lehnswefens in v. Sybel's hiſt. Zeitfchr. XIII. S. 90— 111, und 
anbererfeits P. Roth Geſch. des Benefizialmeiens 1850, beſonders S. 850 ff., 
Feudalität und Untertbanenverband 1863. Auf die Differenzen in ihren An- 
fihten einzugehen ift hier nicht der Ort. — Sodann Ehrenberg Commenbation 
und Huldigung nah fränkiſchem Recht. Weimar 1877. — €. Schilling bie 
lehn⸗ und erbredtlihen Sagungen des Waldemar⸗Erich'ſchen Rechts. Mitau (1879). 

1a) Wie fehr ber allodiale Grundbeſitz zuſammenſchmolz vgl. z. B. Schil⸗ 
fing ©. 137 fl. 

?) Urkunden über ſolche feudi oblationes 3.8. bei Kraut $ 203. Bel. 
auch Mayr EHEN. 8, v. Gerber 8 112 NR. 12 ff. — Sachſenſp. I. 34. $ 2 jagt, 
baß dieſe nachfolgende Verleihung dem Herrn nicht helfe, wenn er nicht das Gut 
Jahr und Tag in feinen lediglichen Geweren behalten habe. Indeſſen wurde 
bies im Leben oft nicht beobachtet, und e8 verlieh der neue Lehnsherr auch vor 
Ablauf des ſächſiſchen Jahrs das Gut dem ehemaligen Eigenthümer; fo bebäft 
3. B. Dronke C. Fuld. no. 761. a. 1061 der Erwerber das Gut nur 2 Wochen; 
vgl. auch die Nachweiſungen bei Homeyer Sadfenip. II. 2. S. 316f. Da- 
gegen finden wir ein ſolches Intervall 3. B. in ber Schweizer Urkunde v. 1284 
(Arch. f. Oeſtr. Geſch⸗Quellen VI. S. 139) beobadtet. — Der Grund für jene 
Regel des Sachſenſpiegels ift beftritten, vgl. Stobbe Gewere ©. 472, Laband 
vermögensr. Klagen S. 294, Heusler Gewere S. 170f., Plaud Ger. Ber- 
fahren I. ©. 482 f. 
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‚einen dauernden Genuß oder fihere Einkünfte gewährten und für 
weldhe man im allgemeinen die Grundfäpe des Immobiliarſachen⸗ 
rechts zur Anwendung bradhte?), fo die Rechte des Herzogthums, 
der Grafſchaft, ver Gerichtöbarkeit, die Jagd, Bergwerksgerechtigkeit, 
die Vogtei, einzelne Reallaftenberedhtigungen u. |. w. wurden von dem 
Königen und dann wieder von den königlichen Vaſallen weiter zu 
Lehen verliehen. So durchzog dad Lehnsweſen den gejammten 
Staat: die Landeöhern, Richter, Beamten u. |. w. waren Bafallen 
des Könige oder fonftiger Lehnsherrn und übertrugen das ihnen 
zuftehbende Recht oder einzelne Theile oder Ausflüffe deſſelben wieder 
weiter. 

c) Aehnlich, aber in befcheibnerem Maß entwidelten fi die 
Berhältniffe anch für die Minifterialen des Kaiferd und der Landes⸗ 
berrn. Der Kaijer, die Aebte, Biſchöfe und weltlichen Landeöherrn 
verliehen an ihre vornehmeren unfreien Untergebenen, an die Minte 
fterialen gleichfalls Grundſtücke und einzelne Rechte. Auch diefe 
Hoflehen wurden erblid. Seitdem die Minifterialen jelbft die legten 
Spuren der Unfreibeit von fi abftreiften und fich mit ben freien 
Bajallen und Scöffenbarfreien zum Stande des niedern Adeld ver- 
einigten, nahmen aud die Hoflehen im allgemeinen die Natur von 
wahren Leben an. 

3. Das Lehnrecht wurde theild durch die Geſetze des deutſchen 
Kaijerdt), theild autonomiſch durch Vereinbarungen der Lehnsherrn 
mit ihren Vaſallen feitgeftelt und durdy Hebung in den LXehnd- 
gerichten weiter entwidelt. Sobald in Deutihland Verſuche einer 
wiljenichaftlihen Darftelung des Rechts gemacht wurden (Rechts⸗ 
bücher), wandte man fich audy dem Lehnrecht zu. Die Berfaller des 
Sachſenſpiegels, Deutichenfpiegeld und Schwabenfpiegeld haben in 
“ eigenen Theilen aud) dad Lehnrecht dargeftelt. Wegen der Aus⸗ 
führlichleit und Beftimmtheit diefer Duellend) fam es im allgemeinen 


3) Bol. oben I. 863 N. 28 fi. 

9 Stobbe Geſch. der beutfchen Rechtsquellen I. S. 473 fi. 

5) Ueber die Borzäge von Eide’s ſächſ. Lehnrecht vgl. Sohm in 
Grünhut's Zeitichr. f. d. Privat- u. öffentliche Recht I. ©. 247. — Eine 
Darftelung des Lehnrechts nach den fächliichen Rechtsbüchern und ben mittel» 
alterlihen Urkunden hat Homeyer Syſtem bes Lehnrechts der ſächſ. Rechteblicher 
(Sachſenſpiegel II. 2. 1844. &. 261—634) geliefert. 
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für das Lehnrecht nicht zu fo partikulären Rechtsbildungen“), wie 
in andern Rechtstheilen. 

Andererjeit3 murde aber auch die Neigung zum Partikularismus 
durdy Die Reception eined gemeinen Lehnrechts befämpftl. Schon 
früher als in Deutichland waren die lehnrechtlichen Grundfäge in 
der Lombardei verzeichnet worden. Aus verjchiedenen, theild wilfen- 
ſchaftlichen, theild geteglichen Beftandtheilen waren in den achtziger 
Jahren ded 12. Fahrhundertd die jog. Libri feudorum compilirt 
worden”). In Folge ihrer Aufnahme in das Corpus juris civilis 
fanden fie in Deutichland Beachtung und wurden bejonderd feit der 
zweiten Hälfte ded 15. Jahrhunderts als gemeines fubfidiäred Recht 
tecipirt®). Bielfah wurden durch diejelben die deutlichen, in ven 
Rechtsbüchern enthaltenen Sätze zurüdgedrängt und aufer Uebung 
gejebt; die Vorliebe für dad fremde Recht konnte bier um fo er—⸗ 
folgreicher eingreifen, ald zahlreiche langobardiſche Sätze auf Faijer- 
lihen, wenn aud für Stalien erlaffenen Gejepen berubten. 

Doch blieb ed in einzelnen Ländern, beſonders in denen fächfi- 
fchen Rechts, troß der Reception in mandyen wichtigen, geradezu 
entjcheidenden Punkten bei der deutichen Hebung und den Beltim- 
mungen des ſaͤchfiſchen Lehnrechts, welche durch die Praxis ihre 
weitere Entwickelung erhielten. Andererſeits erließen die Landes⸗ 
herrn in fpäterer Zeit partikuläre Lehnsgeſetze“), Mandate, Edikte, 
um das einheimiſche Recht feſtzuhalten. 

4. Seit dem Schluß des Mittelalters nahm die praftiiche 


6) Zu den in meiner Geſch. der Rechtsquellen I. ©. 577 ff. angeführten 
Quellen ift noch hinzuzufügen: ein Weistfum über Cölner Lehnrecht bei Grimm 
Weisthümer IV. S. 776f., eine Belehrung Über das Magdeb. Lehnrecht v. 
J. 1440, herausgegeben von Steffenhagen tu db. altpreuß. Monatsjchrift II. 
©. 611 ff. und in f. deutfhen Rechtsquellen in Preußen. 1875. S. 105—110. 

1) Stobbe Geſch. der deutichen Rechtsquellen I. 8 58. 

8) Stobbe I. S.655f., IL. S. 133 f. — Der Streit darüber (vgl. lite⸗ 
rarifhe Angaben bei Spangenberg in Hagemann's Erörterungen VIII. 2. 
©. 133 N. 2), ob die capitula extraordinaria Geſetzeskraft befäßen, ift dahin 
zu entſcheiden, daß auch für das Lehnrecht der Grundſatz gilt, daß nur bie 
gloffirten Theile das Corpus juris legis vicem haben; ba nun Accurfius bie 
capitula extraordinaria nicht in bem von ihm zu Grunde gelegten Zexrt befaß, 
Tonnen fie nur zur Inuierpretation der andern Capitel gebraucht werben. 

) Stobbe Quellengeſchichte II. S. 267 und oben Anmerkung zu $ 116. 
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Bedeutung des Lehnrechts aus verjchiedenen Gründen ab. Areilich 
erhielt fih der Lehnscharakter der Territorien bis zur Auflöfung 
ded Reichs und gingen zahlreidhe Grundftüde von den Landeöherrn 
zu Lehen. Aber der Feudalismus wurde doch an vielen Stellen ge- 
brochen; ſtaatsrechtliche Befugniffe und Hobheitörechte wurden nicht 
mehr zu Lehn vergeben; der Lehnddienft verlor feit der völligen 
Aenderung der Kriegführung und dem Weberwiegen der Söldner 
beere an Wichtigkeit für den Lehnöheren; der Schuß, ‚welchen ber 
Lehnöherr feinem Vaſallen zu leiften hatte, war feit der Ausbildung 
eines gleichmäßigeren Unterthanenverbandes und einer gleichartigeren 
Staatöhoheit für den Bafallen von geringem Werth. Die Privat- 
lehen kamen auf verfchiedenem Wege in Abgang; die meiften Lehen 
in den Territorien waren entweder von den Landesherrn oder von 
großen Magnaten abhängig, welche ihre vom Landesherrn empfange- 
nen Güter weiter verliehen hatten, jo daß die Lehnsherrlichkeit regel- 
mäßig mit einer allgemeinen ftaatörechtlichen Hoheit zufammenfiel!"). 

5) Dur die immer weitere Ausdehnung des Erbrechts in 
Lehen und durch die zahlreich ertheilten Mitbelehnungen oder Even» 
tualbelehnungen verringerte ſich die Wahrfcheinlichfeit für den Lehns⸗ 
bern, je wieder in den Genuß des Lehns zu fommen. Da weiter 
ber Lehnsdienſt für ihn jede Realität. verloren hatte und fi auf 
ſymboliſche, werthlofe Chrendienfte beichränfte und auch die Ein 
nahmen nicht befonderd hoch waren, weldye er für die Belehnung 
und für die Gribeilung feines Confenjes bei Veräußerungen bezog""), 
Ihritt man ſchon zu Zeiten des alten Reiche zu Ablöfungen der 
Lehnöherrlichkeit, zu Allodifilationen”). - 

So ordnete der Preußiſche König Friedrih Wilhelm I. durch 
Geſetz vom 5. San. 1717 die Aufhebung aller Adels⸗, Schulzen- 
und Bauernlehen gegen billige, jährlich zu entrichtende Geldzahlun- 
gen an; auögenommen wurden die Thron und Crbämterlehen, die 


10) Ueber Privat- und Afterlehen in der Provinz Sachſen vgl. Pinder I. 
8 2444 ff. u. II. ©. 604 ff. 

1) Eichhorn Über die Allopifilation der Lehen. 1828. ©. 22 fi. 

19, Im Polniſchen Preußen hatte König Kaſimir bereits im J. 1476 auf 
alle lehnsoberherrlichen Rechte verzichtet; vgl. bie Urkunde bei Leman Provinzial- 
recht der Provinz Weftpreußen. II. 1832. S. 3f. Demgemäß gab es auch in ber 
neueren Zeit keine Lehen in ben Regierungsbezirt Danzig und Marienwerber. 
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feuda extra curtem und die auf zwei Augen ftehenden oder be- 
anwartichafteten Leben. Doch wurde dad Geſetz nur langjam und 
ſehr unvollftändig in den einzelnen Landestheilen zur Ausführung 
gebradht"2). 

Die Auflöſung des deutſchen Reichs befeitigte mit eimem 
Schlage die Lehndabhängigfeit der Landesherrn. Sie hätte für die 
Mediatifirten auh zur Folge haben müflen, daß ſich ihre vom 
Kaiſer berrührenden Lehen in Allod verwandelten. Nichts defto 
weniger haben in mehreren Ländern die Landesherrn die erlofchene 
Lehnöherrlichfeit des Reichs für fih in Anfpruh genommen und 
die ihnen jetzt unterworfenen Mediatifirten zu ihren Vaſallen ge⸗ 
madt!*). 

Sodann verzichteten vielfady feit dem Anfange dieſes Jahr⸗ 
bunderts, zunächft im Rheinbunde!s), dann aud in andern Terri⸗ 
torien, die Landeöherrn in Staatöverträgen auf jede Lehnöherrlich- 
feit, welche fie an Lehen in Xerritorien anderer Landesherrn be= 
ſaßen ie), oder fie erklärten aud durch einfeitigen Alt die fremde 
Lehnsherrlichkeit in ihren Xerritorien für erlofchen und auf fie über- 


) Koch Preuß. Privatrecht I. 8 6. S. 27f. — In Neuporpommern 
und Rügen wurbe unter ſchwediſcher Herrichaft durch Patent v. 18. Febr. 1811 
bie Lehnsherrlichleit aufgehoben. Vgl. darüber Anſchütz über die Erbfolge im 
die nen-vorpommerfchen und rügenfchen Lehngüter. 2. Aufl. Halle 1864. 

1) So erflärte 3. B. der König von Sachſen im Patent v. 23. Aug. 1809 
(8. S. Zahariä Sächſ. Lehnrecht SIN.2), daß er fi bewogen gefunben 
babe, „bie Lehnsherrlicgkeit Über die in Unferen ſämmtlichen Landen gelegenen 
vormals von Kaifer und Reich ober von einem ber jeßigen Bundes⸗Souverains 
ober irgend einem auswärtigen LXehnsheren ohne Unterfchied und Ausnahme ab- 
bängig gewefenen Lehne für Uns angefallen zu erllären.” — Dagegen beftimmte 
ber König von Preußen dur bie Yuftruftion vom 30. Mai 1820. $ 22, daß 
Leben, welche Stanbesherren unmittelbar von Kaifer und Reich beſäßen, ale 
allodifleirt gelten. — Nachweiſungen bei H. A. Zachariä Staatsrecht $ 87 
N.13 (2. Ausg. N. 12), Heffter die Sonderrechte ber fouveränen und ber 
mebiatifirten Häufer Deutfchlanbe 1871. 8 92 N. 3—5, $ 104 N. 2, 3. 

15) z. B. Rheinbundsalte art. 34: Verzicht jebes ber verbündeten Fürften 
à tout droit actuel, qu'il pourrait avoir ou pretendre sur les possessions 
des autres membres. 

16) Bgl. Kraut 8 198 N. I—13. Gegenfeitiger Verzicht zwiſchen Sachſen 
und Preußen im art. 6 des Wiener Friedens; Über Hannover Grefe II. 
S. 115f., Über Würtemberg Reyſcher 5 351 NR. 4. — Baden'ſches Lehns⸗ 
ebilt 8 3. 


416 8 117. Geſchichte des Lehnsweſens. 


gegangen!). So wurde die Zahl der og. feuda extra curtem 
jehr verringert, d. 5. derjenigen Lehen, welche der Lehndherrlichkeit 
und Lehnögerichtöbarfeit eined andern Kandeöheren unterworfen waren, 
als dedjenigen, in deſſen Territorium fie lagen!®). 

Man jchritt dann auch allgemeiner zur Allodifilation und bob 
entweder einfach die Lehnöherrlichkeit auf oder erflärte fie für ab- 
lösbar. Beſonders wirkte nach diejer Richtung die Gefepgebung ber 
franzöftichen Revolution ein, welde den Feudalismus abzufchaffen 
ſuchte und den Lehnsverband ganz aufhobie). Sie wurde in einem 
großen Theil von Deutichland eingeführt”) und nad Beendigung 
der franzöfiihen Okkupation nur theilmeife wieder bejeitigt?‘). Aber 
auch die deutfche Geſetzgebung felbft wurde jept von ähnlichen poli- 
tiichen und oͤkonomiſchen Tendenzen in Betreff der Landgüter be 
berrijcht?); das Recht des Grundbeſitzers jollte von allen hemmenden 
dinglihen Rechten anderer Perfonen und von Beſchränkungen in 
der Veräußerung und Berfchuldbarfeit befreit werden. 

Eine neue Anregung bradte dad Jahr 1848. Wenn au 
$ 39 der Grundredte: 


7) 3.8. Sadfen in dem Patent von 1809, vgl. Anm. 14. 

18) Doch barf man nicht mit Befeler 839 N.19 die allgemeine Auf- 
bebung der feuda extra curtem für Deutfchland behaupten; vgl. Seuffert 
"XL no. 167, Zach ariä Staatsrecht 8 86 N. 25, 26, Heffter Sonderrechte & 98. 
S. 180 f. Das Gegentheil ergiebt fih auch daraus, daß fie 3.8. in Preußen 
theilweiſe befteben blieben; vgl. unten in der Anmerkung. 

Die Frage, ob die Rehnsabhängigkeit eines heutigen Landesherrn mit feiner 
Souveränetät verträglich fei, gehört in das Staatsreht. Herbert Pernice 
summum principum Germanicorum imperium num possit et quatenus 
possit nexui feudali subjectum esse. 1855. vertheibigt entgegengejeßt bem 
Bundesbefhluß vom 20. Jan. 1848 den Fortbeſtand des Lehnsverbandes. Ich 
halte diefe Anftcht fiir irrig; nur das eventuelle Erbrecht des ehemaligen Lehns⸗ 
bern läßt fich rechtfertigen, vgl. Zachariä Staatsredht 5 214 N.5, Zöpfl 
Stantsrecht 8 259, Heffter $ 92. 

19) Die betreffenden Gefege von 1789-1793 find angeführt bei Zadariä 
franz. Recht I. 8 198. 

2, z. B. Allovifilations » Dekret für das Königreih Weftphalen vom 
28. Mär; 1809. 

21) Nachweiſungen bei Zachariä franzöf. R. I. $ 198 Anm. S. 494-4%, 
Mayr 8 164 N. 15, 16. 

2, 8. Fr. Eihhorn über die Allodifikation der Lehen. Gött. 1828; 
Rösler Verwaltungsrecht I. $ 172. 
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„Aller Lehnöverband ift aufzuheben. Das Nähere über die 

Art und Weile der Ausführung haben die Gejeßgebungen der 

Einzelitaaten anzuordnen ”, 
ſehr bald feine formelle Geltung verlor, je haben doch die meilten 
Staaten die Lehnsherrlichkeit bejeitigt, befonderd für joldhe Lehen, 
welche nicht vom Landesherrn felbft verliehen waren (Privatleben 
und Afterlehen).. Aber auch die landesherrliche Lehndherrlichkeit ift 
meiftend gefallen; bald iſt fie einfach aufgehoben, bald gegen Zab- 
lung eined Procentjaged von dem Werth ded Lehnd für ablösbar 
erflärt; öfter werden nody die Zehen ausgenommen, bei weldyen ein 
baldiger Heimfall zu erwarten fteht (Lehen auf zwei oder vier 
Augen). Manche dieſer Gefebe heben aber auch die Rechte der 
Agnaten und Mitbelehnten auf und befeitigen die Beichränfungen 
bed Beſitzers in der Diöpofition über fein Gut. Indem die Parti- 
kularrechte bald mehr, bald weniger energisch die Allodifitation durch⸗ 
geführt haben, hat das Lehnrecht, welches fi in früheren Jahr⸗ 
hunderten gleichmäßig durch das Gewohnheitsrecht und auf gemeinredhts 
liher Baſis entwidelt hatte, wiederum einen Außerft partifulären 
Charakter erhalten. 

Ganz übergangen kann ed in einem Handbuch des beutfchen 
Privatrechts nicht werden, da auch für allodifizirte Güter in vielen 
Ländern noch die Ichnrechtlihen Prinzipien über die Succeſſion, 
über die Rechte der Agnaten und Mitbelehnten, über die Behand- 
lung der Lehnsjchulden, über die Trennung des rein allodialen Ber- 
mögend vom Lehndvermögen u. |. w. beftehen geblieben find®). 


3) So fagt einer der neueſten Schriftfteller Über das Lehnrecht, v. Wil- 
mowsti (Beiträge zum Pommerfchen Lehnrecht 1870. S. III): „Jeder, welcher 
fi) mit pommerſchem Lehnrecht eingehend beicäftigt hat, muß von Herzen 
wünſchen, daß für das praftifche Leben jede Spur davon bald vollftändig be- 
graben wird. Indeß friftet einmal das Gejeg vom 4. März 1867 noch einer 
beträchtlichen Anzahl von pommerfchen Lehen auf längere Zeit, vorausfichtlich 
felbft auf Generationen, das zähe Leben. Ferner drängt dies Geſetz bei ſolchen 
Lehnen, ſowie auch bei den ſchon jett und in nächfter Zeit gefetzlich aufgehobenen ' 
Lehnen, durch Die Vorbehalte nnd Entſchädigungen eine Menge von Anfprüden 
und Fragen zur Erwägung und Entfheidung in ben Bordergrund, welche fonft 
vielleicht noch Jahrzehnte oder Überhaupt unerlebigt geblieben wären.” 

Stobbe, Privatreiit. UI. 2. Aufl. 97 
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Anmerkung. 
Ueberſicht über die deutſchen Allodifikationsgeſetze. 


Oeſtreich. Geſ. v. 17. Dez. 1862 über die theilweiſe Aufhebung 
des Lehnsbandes; gänzlich beſeitigt wurde daſſelbe in den einzelnen Pro⸗ 
vinzen durch beſondere Geſetze innerhalb der Jahre 1867—1869; vgl. 
die Nachweilungen bei v. Kirchſtetter zu 8 361. 

Preußen (vgl. au oben ©. 414 f.). Das Allgemeine Landredit 
I. 18. $81, 87 batte noch die Errichtung neuer Lehen mit landesherr- 
licher Genehmigung zugelafien. Die Preuß. Verf. Urkunde v. 31. Jan. 
1850 beftimmt art. 40: „die Erridtung von Lehen ... ift ımterfagt. 
Die beftehenden Leben . . follen durch gefegliche Anordnung in freies 
Eigenthum umgeftaltet werden”; art. 41: „vorftehende Beſtimmungen 
finden auf die Thronleben, ... fomie auf die außerhalb des Staats bes 
legenen Lehen ... zur Zeit feine Anwendung.” 

Das Gef. v. 2. März 1850. $ 2 hebt ohne Entfhädigung auf: „das 
Obereigentbum des Lehnsherrn und die lediglih aus demſelben ent- 
Ipringenden Rechte ... bei allen innerhalb des Staats belegenen Lehnen 
mit alleiniger Ausnahme der Thronlehne“; beftehen blieben jedoch die 
Berechtigungen auf Abgaben oder Xeiftungen, foweit fie nicht im Geſetz 
befonder8 aufgehoben feien, 8 5. 

MWiederholt beftimmte dann das Preuß. Geſetz v. 5. Juni 1852 
art. 2: „die Errichtung von Lehen tft unterfagt; der in Bezug auf die 
vorhandenen Lehen noch beftehende Lehnsverband fol durch gejegliche 
Anordnung aufgelöft werden“; art. 3: „auf Thronlehen und auf außer: 
halb des Staats liegende Lehen finden diefe Säte Feine Anwendung." — 
Thronlehen find ſolche Lehen, welche von dem Landesherrn perfönlich vor 
dem Thron verliehen werden; in Preußen find e8 die ſchleſiſchen Fürften- 
thümer Sagan, Deld, Troppau und Jägerndorf, das in Poſen belegene 
Hürftenthbum Krotoſchin, die Lehen der mediatifirten Fürften und Grafen 
Stolberg, Wittgenftein, Hohen⸗Solms, Solm&-Braunfele, Wied, Rönne 
Preuß. Staatsredt (3. Aufl) I. 2. 8 95. ©. 138 N, Schulze Preuß. 
Staatsrecht I. ©. 417 N. 1. 

Bon ſolchen Gefegen, welche den Lehnsverband in einzelnen Pros 
vinzen aufheben, ift anzuführen: das v. 10, Juni 1856, betreffend die 
erleihterte Ummandlung Alt» Borpommerjcher und Hinterpommerfcher 
Leben in Familienfideikommiſſe; d. Geſetz v. 4. März 1867, welches den 
Lehnsverband für Alt- Vorpommern und Hinterpommern aufhebt (vgl. 
über daſſelbe die angeführte Schrift von v. Wilmowski, befonders 
©. 112.) und dazu das Nachtragsgeſetz vom 27. Juni 1875. In 
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Neuvorpommern ift das Lehen fehon längft ohne Bedeutung, Neubauer 
Bufammenftellung ©. 78. 

Das Geje v. 23. Juli 1875, betreffend die Auflöfung der nach dem 
Lehnrecht der Kurmark, Altmark und Neumark zu beurtbeilenden Lehne: 
innerhalb vier Jahren können fie durch Familienſchluß in freie Eigen- 
thum oder unter Zuftimmung der beiden nächften Agnaten in Yamilien- 
fideifommiffe für die zur Lehnsſucceſſion berufenen Familienglieder vers 
wandelt werden. Außerdem verliert das Gut feine Lehngeigenfchaft, 
wenn der Befiter lehnsfähige Defcendenten bat; falls er folche nicht 
hat, vererbt er das Gut nah Recht und Ordnung der bisherigen Lehns⸗ 
folge; bat der dann zur Succeffion gelangende Agnat oder Mitbelehnte 
lehnsfähige Defcendenz, fo verliert da8 Gut in feiner Hand die Lehns⸗ 
eigenſchaft. Derjenige, in deilen Hand diefe Eigenfchaft untergebt, bat 
die Wahl, ob er es gegen 10 Procent Abfindung nach Abzug der Lehns⸗ 
ſchulden als freies Eigentbum bebalten oder in ein Fideikommiß ver- 
wandeln will. — Ueber die Mark auch noch Gef. v. 28. März 1877. 

Außerdem: Gef. v. 3. Mai 1876 betr. die Auflöfung des Lehns⸗ 
verbandes in der Provinz Weftfalen und in den Kreifen Need, Efien, 
Duisburg und Mühlheim a. d. R.; Gef. v. 19. Juni 1876 in Betreff 
Schleſiens; Gef. v. 16. März 1877 für den Geltungsbezirk des Oſtpreuß. 
Provinzialrehts; Gef. v. 28. März 1877 für die Provinz Sachſen mit 
einem Nachtrag v. 10. März 1880, 

Ueber Hannover, mo die Rechte der Agnaten und fonftigen Lehns⸗ 
folger auf ein allodifizirtes Zehen ohne Entſchädigung aufgehoben werden, 
dagegen noch einmal nach dem beftehenden Lehnrecht juccedirt wird und 
der Lehnsherr bei der Allodififation zu entfchädigen ift, vgl. die Gefege 
vom 13. Apr. 1836, 19. Juli 1848, 24. Jan. 1851 und Wahsmuth 
im d. Magazin f. Hannov. R. V. (1855) ©. 207— 232, 361—375, VI. 
(1856) ©. 3—31, 157—184, 317—337, Grefe IL ©. 136 — 138. 

In Rurbeffen wurde dur Geſetz vom 26. Juni 1848 und 
v. 20. Juni 1850 der Xehnsverband mit Ausnahme der Thron- und Außen- 
leben und der auf vier oder weniger Augen ſtehenden Lehen aufgehoben; 
8 4 beftimmt die Entfchädigungen für die Aufhebung des Heimfallrechts, 

Baiern. Bol. Pözl Baier. Berfaffungsredt $ 71, Comment. zu 
dem Geſetz v. 4. Juni 1848. Erl. 1854 (in Dollmann’3 Gefeßgebung 
des Königreich Bayern. I. 4), Roth II. ©. 545 ff. Das Lehnsedikt 
von 1808. 8 200—205 Tieß die Allodifilation mit Uebereinftimmung 
aller lebenden Lehnsfolger gegen Ablöfung der Lehnsherrlichkeit eintreten; 
die Thronlehen und mit Gerichtsbarkeit verfehenen Canzleilehen blieben 
ausgenommen. & 22, 24—33 beſtimmt die Allodififation aller Privats 


27* 
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und Afterlehen. — Nach dem Geſetz v. 4. Juni 1848, die Ablöfung des 
Lehnsbandes betreffend, werden feuda emtitia und oblata auf Antrag des 
Bafallen ohne Entgelt allodifizirt. Bei andern Lehen kann das Ober: 
eigentbum gegen Zahlung von beftinmten, im ®ejeg normirten Pro» 
centen des Gutswerths abgelöft werden; doch bleiben die Rechte, ind» 
befondere die Erbrechte der Lehnsfolger, beftehen. Ausgeſchloſſen ift die 
Allodifilation der thronlehnbaren Würden und der auf königlicher Dotation 
oder Staatsverträgen beruhenden Lehen; vgl. über den Testen Punkt 
Pözl Commentar ©. 354. 

Wirtemberg. Nach dem Gef. v. 8. Dft. 1874 erliſcht das Ober- 
eigenthum für alle Lehen mit Ausnahme der Kronlehen und derjenigen 
Mannlehen, „bei welchen zur Zeit der Berlündigung des Geſetzes nicht 
mebr als zwei in der Belehnung begriffene lehnsfähige Perfonen in einen 
Alter vom zuridgelegten erften bis zum zurüdgelegten 60. Xebenzjahre 
vorhanden find.” Im Erbrecht bleibt e8 beim alten. 

Sachſen. Die Allodifilation der Lehen, an denen der König die 
Lehnsherrlichleit bat, wurde vorbereitet durch die Deflarationen vom 
22. Febr. 1834 und vom 3. Juni 1852. Durch Deklaration v. 22. Mai 
1872 verzichtete der König anf alle ihm zuftehenden lehnsherrlichen 
Rechte; durch Geſetz von demfelben Tage wird beftimmt, daß feine neuen 
Zehen: errichtet und keine Mitbelebnungen vorgenommen werden follen; 
die Nechte der Mitbelehnten bleiben zunächſt noch beftehen, wenn fie in 
das Lehnsregiſter eingetragen find; über dies Regiſter vgl. die Berordn. 
v. 23. Mai 1872 (G. S. S. 271f.). — Auch die Fürften und Grafen 
von Schönburg, fowie die fämmtlichen Gevettern des PflugPfchen Ges 
fchlecht8 verzichteten nach der Belanntmahung v. 2. Nov. 1873 (©. ©. 
©. 547) gleichfalls auf ihre Afterlehnsherrlichkeit. 

Baden. Das Geſetz v. 19. Apr. 1856 beftimmt, daß allodifizirte 
Lehen Yamiliengüter werden, für welche die Grundfäge der Lehnsfolge 
beftehen bleiben und welche auch nicht weiter theilbar find, als es nach der 
Lehenfolge zuläffig war; mit flaatlicher und mit Genehmigung aller Be: 
theiligten können fie freied Eigentum werden. — Das Geſetz v. 9. Aug. 
1862 (Reg. Bl. ©. 437 ff.) giebt dem Lehnsheren und dem Lehnsinhaber 
die Befugniß, auf Ablöfung der Lehnsherrlichkeit anzutragen; unftatthaft 
ft die Kündigung von Seiten des Lehnsinhabers, wenn das Lehn auf 
dem Heimfall ftebt; die Genehmigung der eventuell Berechtigten ift nicht 
erforderlid. Die Entſchädigung des Lehnsherrn beträgt je nach den ver: 
fchiedenen Fällen 1 bis 7 Procent vom Werth des Lehns. 

Großherzogthum Heffen. Geſetz v. 2. Mai 1849: es beftimmt 
zugleich, dag zu Beräußerungen ber Lehen e8 keiner Genehmigung der 
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Lehnserben, Anwärter u. ſ. w. bebürfe, daß das Erbrecht nicht mehr 
durch das Lehnrecht beftimmt werde und daß Lehnserben, Anwärter, ges 
fanımte Hand wegen Berluftes ihrer bedingten Nachfolge nicht zu ent- 
fchädigen feien. — Genaueres bei Neubauer ©. 85. 

Medlenburg. Hier hängt die Allodifilation von der Gnade des 
Lehnsherrn und der Einwilligung der Lehnsfolger ab, Roth Meckl. Lehnr. 
©. 287 und Neubauer ©. 85f. — Dei der Allodififation werden zus 
gleich Feitfegungen über die Erbfolge getroffen, welche aber durch tefta- 
mentarifche Berfügungen durchbrochen werden können; vgl. 3. B. Mecklenb.⸗ 
Schwerinſches Reg. Bl. 1872. no. 1. 

Dldenburg. Geſetz v. 28. März 1852. art. 13 ff.: die Lehen 
werden freie8 Eigenthbum der Bafallen, die Rechte der Agnaten, Mits 
oder Eventualbelehnten werden (mit geringen Ausnahmen) ohne Ent- 
ſchädigung aufgehoben; es tritt nur noch einmal eine lehnsrechtliche Ver⸗ 
erbung ein. — Vgl. aud) Berf. Urkunde v. 22. Nov. 1852. 8 213. 

Braunfhmeig (Steinader ©.565, 587 ff.). Nach der Berf.r 
Url. v. 12. Olt. 1832. $ 37 find alle Lehen „der Aufhebung des lehns⸗ 
herrlichen und agnatifchen Lehnsverbandes“ unterworfen. Nac dem Gefek 
v. 28. März 1837 follen Feine neuen Lehen mehr errichtet werden und 
Tann der Lehnsherr oder Vaſall, außer bei den auf vier oder weniger 
Augen ftebenden Lehen, die Allodififation beantragen, ohne daß die Ein- 
willigung der Mitbelehnten oder Lehnsfolger erforderlich wäre. “Der 
Lehnsherr ift zu entfchädigen; die Rechte der Eventual- oder Mitbelehnten 
und Erpeltivirten erlöfchen. bei der Allodifikation; eine Entſchädigung 
derfelben braucht nur zu erfolgen, wenn fie ihr Recht unter läftigem 
Titel erworben haben. — Gänzlic wurde der Lehnsverband durch Geſetz 
v. 13. Dez. 1849 aufgehoben; im übrigen ſchließt ſich daſſelbe an das 
Geſetz von 1837 an. 

Sachſen-Weimar. Die Xehnsherrlichleit, auch die bei Afterlehen, 
wird durch Gef. v. 29. April 1851 aufgehoben; eine Entfhädigung er⸗ 
folgt nur bei der Lehndherrlichkeit fremder Lehnsherrn oder von After⸗ 
lehnsherrn. Weitbelehnfchaftsrechte können nur dur Anmeldung aufrecht 
erhalten werden. 

Sahjen-Meiningen. Dur Gefeg vom 20. Febr. 1872 werden 
gegen Entfchädigung dag landesherrliche Obereigentbum und alle aus 
demfelben entfpringenden lehnsherrlichen Rechte aufgehoben. Die Erb» 
rechte der Lehnsfolger und Mitbelehnten werden dur das Geje nicht 
berührt. 

Sadhjen-Altenburg. Aufhebung des Lehnsverbandes durch Geſetz 
vom 1. April 1851; außgenommen find die auf dem Heimfall ftehenden Lehen. 
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Sachſen-Gotha. Aufhebung des Lehnsverbandes ohne Entſchädi⸗ 
gung durch Geſetz v. 20. Oktob. 1848; „die Errichtung newer Lehne ifl 
unftatthaft“, Verf. U. für Koburg und Gotha v. 3. Mai 1852. — Nach 
dem Gefeß v. 28. Juni 1856 bleiben die Rechte der Mitbelehnten noch 
befteben; doch können nad) 8 29 Lehen in freies Eigenthum verwandelt 
werden „durch einen zwijchen den Befigern . . . und den eingetragenen 
Mitbelehnten abgefchloffenen, auf Aufhebung der Lehnsqualität gerichteten 
Bertrag.” — Abänderung durch Gefe vom 15. Apr. 1859; ein Lehn 
wird freies Eigenthbum, wenn e8 an eine nicht im Lehnsverbande ftehende 
Berfon veräußert oder wegen einer Pfandfchuld zwangsweiſe fubhaftirt 
wird. — Für Koburg Gef. v. 25. San. 1849. — Für Koburg-Gotha 
Geſetz v. 15. März 1879. 

Anhalt. Berf. U. v. 28. Febr. 1850 8 49: „Aller Lehnsverband 
bört auf. Die Errichtung von Lehn ... ift unterfagt. Die beftehenden 
Leben . . . follen durch gefegliche Anordnung in freies Eigenthum ver- 
wandelt werden.” Die Verf. U. wurde fpäter aufgehoben; vgl. v. Meibom 
in Jen. Lit. 3. 1876. ©. 578. — est AMllodifilation dur das Geſet 
v. 1. Apr. 1878. 

Schwarzburg-Rudolftadt. Das Geſetz v. 10, Febr. 1873 hebt 
die dem Landesheren zuftehende Lehnäherrlichkeit, außer bei den auf zwei 
Augen ftehenden Lehen, auf. Die agnatifchen und mitbelehnfchaftlichen 
Nechte bleiben beftehen, find aber biß zum 1. Jan. 1875 anzumelden. 

Schwarzburg- Sonderßhaufen. Verf. U. v. 12. Dez. 1849. 
8 44: „Aller Lehnsverband ift aufzuheben“; Gefeß v. 12. Mai 1852: 
eine Entfchädigung ift nur zu zahlen, wenn die Lehnsherrlichkeit nicht dem 
Landesheren, jondern Privaten zufteht; die Rechte der Mitbelehnten, 
Befammthänder, Eventualbelebnten und Erpeltanten bleiben in Kraft, 
wenn fie angemeldet werden. 

Walded. Die Verordnung vom 1. Nov. 1811 wurde am 22. Sept. 
1814 zurüdgenommen, Weigel ©. 38. — Allodifilationsgefeg vom 
17. Aug. 1848. 

Neuß j.L. Verf. U. v. 14. Apr. 1852. 8 29: „der Lehnsverband 
ift aufzuheben.” — Nach dem Geſetz v. 28. Juli 1853 fällt die Lehns⸗ 
berrlichkeit fort und ift der Lehnsherr nur zu entjchädigen, wenn der 
Bafall die Aufhebung bei einem auf dem Heimfall ftehenden Lehn bes 
antragt. Die Mitbelehnten erhalten eine Entjchädigung. 

Lippe. Allodifil, Geſetz vom 18. Mat 1847: die Leben werden 
gegen Entfhädigung des Lehnsherrn freied und veräußerliche® Erbgut; 
ausgenommen find „die landtagsfähigen Rittergüter mit ihren lehnbaren 
Pertinenzen“ und Lehen auf vier oder weniger Augen. Sn die allodis 
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ficirten Zehen wird noch einmal nach Lehnrecht fuccedirt, beim erften Erb- 
falle nach erfolgter Allodififation. Die Eventualbelehnten oder Anwärter 
werden nur, wenn fie ihr Mecht titulo oneroso erworben haben, ent- 
ſchädigt. 

Schaumburg-Lippe. Allodifikationsgeſetz v. 30. Nov. 1878. 

Bremen. Geſ. v. 1. Juli 1850. 8 16: es gebe im Staat nur 
wenige Lehngüter, mit Lehnsherrlichkeit des Staats. Der Lehnsträger 
kann die Ablöſung der Lehnsherrlichkeit gegen Entſchädigung fordern. 

Elſaß-Lothringen. In Folge der franzöſiſchen Geſetzgebung iſt 
das Lehnrecht ohne praktiſche Bedeutung, Neubauer ©. 90. 

In Reuß ältere Linie iſt kein Allodifilationsgefeg ergangen. — 
Tür Hamburg und Lübeck iſt das Lehnrecht ohne Bedeutung, Neu⸗ 
bauer S. 91. 


8118. Das Lehnsobiekt. 


1. Während nach dem ältern Recht Lehen (beneficium, feu- 
dum)!) ein Grundftüd oder ein den Immobilien gleichgeftelltes 
Recht ift, an welchem der Lehnöherr (ſei e8 der Eigenthümer, jet 
ed eine von einem Andern bereitd beliehene Perſon) einem Andern, 
dem Bafallen, gegen die Verpflichtung zur Lehnstreue und zu Dieniten 
ein ausgedehntes erbliched Nutzungsrecht verliehen hat?), trifft diejer 


1) Der Ausbrud beneficium if bis zum Anfang des 13. Jahrhunderts 
in Gebrauch, vgl. Stobbe, Geſch. ber d. Rechtsq. I. S. 326 N.5; aud noch im 
J. 1237, Eingang von Friebrihe II. Privileg für Wien. — feudum, wovon 
Homeyer Sadjenfp. II. 2. ©. 274 fagt, daß es ſeit dem Anfange bes 12. Jahrh. 
neben beneficiun auftrete, findet fich in deutſchen Urkt. auch fon im 11. Jahrh.; 
Beyer Urk.⸗B. J. no. 302 a.1030: advocatiam ... in feudo a me tenebat. 
Ueber den frühen Gebrauch, befonders in lothringiſchen Urkunden, Ficker Heer⸗ 
ſchild S. 176, über Die constitutio Romana ©. 10f., 45; im füblichen Frank⸗ 
reich bereits Mitte des 10. Jahrh. — Ueber den Sprachgebrauch von beneficium 
und foudum auch Waitz Berf. Geſch. VI. S.4, 7f., 9 ff. 

3) II. F.23.8 2: beneficium . ., quod ex benevolentie ita datur alicni, 
ut proprietas quidem rei immobilis beneficiatae penes dantem remaneat, 
ususfructus vero illius rei ita ad accipientem transeat, ut ad eum here- 
desque suos . . . in perpetuum pertineat, ad hoc, ut ille et sui heredes 
Adeliter domino serviant. — Preuß. Landr. 1.18. 8 13: „Eine Sache, deren 
nutzbares Eigentbum Jemand unter der VBebingung einer bem Obereigenthümer 
zu erweilenden bejonderen Treue gegen ben von biefem ihm zu leiftenden Schuß 
befitt, wird ein Lehn genannt.“ 
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Begriff jeit der Allodififation nicht mehr allgemein zu. Lehngüter 
find jegt nicht bloß diejenigen Güter, welche noch im Lehnsverbande 
ftehen, jondern aud diejenigen, welche ihm ehemals angehörten, fo- 
fern für fie noch gegenwärtig einzelne aus dem Lehnrecht ſich er- 
gebende Rechtsbeſonderheiten gelten. So wie troß Aufhebung der 
Gutsherrlichkeit und Reallaften es noch Bauergüter giebt, jo auch 
Lehngüter troß der Allodifikation. 

2. Lehnsobjekt kann jede Sache fein, welche geeignet ift, dem Be- 
Jißer einen beftändigen vermögendrechtlichen Genuß zu gewähren; alfo 
Grunditüde und die den Grundftüden gleichgeftellten Rechte?), d. h. die 
dDinglichen Rechte an Grundftüden (3.8. Servituten, Beholzungsredt, 
 Bergwerfögerechtigkeit) und Diejenigen Rechte, welche gegen den Be 
figer eine beftimmten Guts (Reallaften, Renten, Zehnten, Zrohnden) 
oder gegen die Bewohner eined beftimmten Bezirks geltend gemacht 
werden fönnen (in älterer Zeit die Landeöherrlichkeit, einzelne Hoheits⸗ 
rechte, Vogtei, Gerichtsbarkeit, Poſt; jebt befonderd auch die Rechte 
der Standeöherrichaft, wenn fie im Zuſammenhang mit den Diebia- 
tifirungen einen Ichnbaren Charakter angenommen haben); vereinzelt 
auch einige Aemter. Nach Preuß. Recht können auch Mobilien ver- 
liehen werden, wenn ihre Subftanz oder ihr Werth auf dauerhafte 
Art ſicher geftellt ift*). 

Rentenlehen, bei welchen der Vaſall jährlih eine Rente in 
Geld oder Naturalien beziehen ſoll, waren nach älterm Recht nur 
gültig, wenn fie auf beftimmte Grundftüde (fo nad den Rechtö- 
büchern) oder auf die. beim Xehnöherrn zufammenfließenden Ein- 
fünfte (feuda de camera et cavena; langob. Recht und deutſche 
Praxis) angewieſen waren; einfache Geldlehen, bei welchen ver 
Herr die 2eiftung perjönlic auf fein Vermögen übernimmt, waren 


2) II. F.1. 8.1: Sciendum est . ., feudum sive beneficium non nisi 
in rebus soli aut solo cohaerentibus, aut in iis, quae inter immobilia con- 
numerantur, veluti cum de camera aut de cavena feudum datur, posse 
consistere. gl. oben I. $ 63. II, 8.66. III, Waitz Berf®. VI. ©. 16 ff. 
Schilling Waldemar-Erich'ſches Lehnr. S. 86 ff. — Ueber Bauerniehen vgl. 
unten $ 132 N. 4. 

4) Br. Landr. I. 18. $ 26. — Badenſches Edikt $ 5: „jebe fahrende Habe, 
die verliegenfchaftet, d. h. auf Liegenfchaften zur jeberzeitigen Wieberbarftellung 
des etwa Berbraudten oder Entlommenen verfichert worden iſt.“ 
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ungültig’). Nach neuerem Recht) ift ein Geldlehen zuläffig, wenn 
die Nutzungen eines ficher geftellten Kapitald dem Bafallen zufallen 
follen, insbefondere wenn das Kapital hypothekariſch auf ein Grund- 
ftüd gelegt ift?). 

3. Leben an andern Objekten als Grundftüden find aus dem 
Rechtsleben größtentheild verichwunden®); mehrere neuere Partikular 
rechte jagen auddrüdlih, daß ein Lehen nur an Grundftüden oder 
einzelnen Kron= oder Hofämtern beftehen fann?). Da im allgemeinen 
neue Lehen nicht mehr errichtet werden follen, ift die Trage nad 
der Lehnöfähigkeit in NRüdjiht auf das Objekt ohne praftifches 
Snterefle. 

4. Stüde (Pertinenzien), welde der Vaſall zum Lehngut 
hinzuerwarb, behalten ihre allodiale Natur, außer wenn er beab» 
fichtigte, daß fie Lehnäqualität annehmen jollten, und diefe Abficht 
Dadurd verwirklicht wurde, daß fi die ſpätern Belehnungen aud) 
auf fie eritredten; fie find daher, wenn das Lehen ein vom Allod 
gefonderted Schidfal erfährt, von diefem wieder zu trennen!). Ges 
genwärtig kann, weil neue Lehen nicht entftehen follen, eine Erwei- 
terung eined einzelnen Lehns durch Zufchlagung von Grundftüden, 
welde dem Lehnsnexus bisher nicht unterworfen waren, nicht 
mehr erfolgen!‘). Ueber Umfang des Lehnguts enticheidet h. 3. 
T. dad Grundbud, in welchem die Lehndqualität des Guts einge, 
tragen ift. 


5) Homeyer S.283 ff., Schilling S. 92f., v. Gerber $ 108. 

6) Preuß. Landr. I. 8. 8 73. 

N Eihhorn $ 197; a. v. Gerber 8 106 N. 6. 

8) Durch die Allovififation ift bie Lehneherrlichkeit bei Geldlehen im all» 
gemeinen nicht berührt, Dernburg 8 366 N. 8. 

9, Baier. Lehnsedikt 8 36: nur Grundftüde und Kronämter; in Medlen- 
burg (Roth S.33 ff.) Grundſtücke, ferner Grundſtücke, mit welchen Rechte als 
Bertinenzien verbunden find, und das Erbmarſchallamt; in Sachfen (Zachariä 
$ 43) früher die Erbhofänter. 

20) II. P. 8. 8 3, Preuß. Landr. I. 18. 8 27 ff.; Präfumtionen flellt Das 
Baier. Lehnsedikt 8 175 ff. auf; Beſeler 8152 N. 4ff. Nach fächfiichen Lehn⸗ 
recht werben fle Pertinenz, wenn fie befonbers in Lehen genommen und in ben 
Hauptlehnbrief eingerüdt werben, Zaharii $41N.2, 3. — VBgl. auch Wip- 
permann Hl. Schriften. Heft III. 1873. ©. 18 ff. 

1) Dernburg und Hinrichs Preuß. Hyp. R. ©. 406. 


426 8119. Die Lehneperfonen. 


8 119. Die Lehnsperfonen. 


I. Nach dem Weſen des Lehnrechtd Tonnten nur ſolche Per- 
fonen ein Zehn errichten oder weiter verleihen, welche fih Ritter⸗ 
dienfte verfprechen laſſen durften, aljo der Kailer, die weltlidyen 
und geiftlihen Landesherrn, ritterbürtige Perjonen!), aber auch die 
Städte), Da fih im modernen Staat nur der Landeöherr den 
Kriegädienft verfprechen laffen darf, und, wenn man vom Kriegs⸗ 
dienft abjehen wollte, das Verſprechen der lebenslänglichen Lehns⸗ 
treue an eine andere Perjon, ald den Landesherrn, ald ungehörig 
ericheint, ſoll nach zahlreichen neueren Lehnsgeſetzen nur der Landed- 
herr Lehnsherr ſein?), wovon es dann zugleich eine Conjequenz ift, 
daß bier auch Feine Afterlehen beftehen Lönnent). In den meiften 
Ländern ift die Lehnsherrlichkeit, felbit die des Landesherrn, fort: 
gefallen und jollen überhaupt feine neuen Lehen errichtet werden 
(vgl. $ 117). 

I. Der Erwerb von Lehngütern war nad) mittelalterlichem 
und neuerem Recht für eine große Zahl von Perſonen unterfagt 
oder beſchränkt. Abjolut lehnsunfähig waren’ diejenigen Pers 
fonen, welche entweder überhaupt feine Grundftüde, oder in Folge 
Ipezieller Vorjchriften unbedingt feine Lehne erwerben jollten; jo 
bejonderd die Zuden?), die Mitglieder einer unterdrüdten Con: 


1) Segen Sattler beweift dies Strube Bedenken II. no. 142, Weber 
IH. S. 5 ff. 

) Kraut 8 200. no. 4, 5, Oierke Genoſſenſchaftsrecht II. ©. 731, 
v. Öerber 8 109 N. 6. 

3) Baier. 2. Ed. 8 22, 34, Medi. (Roth 8 13), Würt. Recht (Reyſcher 
II. $ 362 NR. 13). — Badenſches 8. Ed. $ 3: nur der Landesherr und bie 
Standesherrn, „d. i. jolche, die mit einem Fürſtenthum ober Graffchaft in Unferm 
Staat begütert find.” — Nah dem Preuß. Landr. I. 18. $ 43 konnte audy eine 
Berfon niederen Standes einem Vafallen von höherem Stande ein Lehen leihen; 
I. 18. 8 87 forbert zur Errichtung neuer ablicher Lehen bie Ianbesherrliche Ge⸗ 
nehmigung bei Strafe der Nichtigkeit. 

9) Ausdrücklich ausgeſprochen im Baier. Lehnsedikt $ 23—25. 

>) Es werben öfter Velehnungen ver Iuben behauptet, fo von Runde 
Beyträge I. no.5, Weber IH. S.63ff. Ueber die Urkunde bes Markgrafen 
v. Brandenburg v. 1356 vgl. aber Stobbe die Juden während des Mittel- 
alters S. 277f.; die zweite von Runbe angeführte Urkunde enthält gleichfalls 





8 119. Die Lehnsperjonen. 4927 


feifton®), die Ehrlofen, Geächteten und Erlommunicirten®). Andere 
waren nur relativ lehnsunfähig, d. b. fie hatten fein Recht 
auf den Erwerb des Lehnd, jelbft wenn fie die nächſten Erben 
waren, aber der Herr durfte, wenn er dadurch nicht die Rechte 
anderer Perſonen verlegte, über ihre Lehndunfähigkeit hinwegjehen 
und fie beleihen. Urfprünglich erlangten fie nur ein unvererbliches 
Recht, welches fie auch nur gegenüber dem ſie beleihenden Lehns⸗ 
beren, nicht gegenüber feinem Nachfolger hatten (e8 fehlte ihnen 
Erbrecht und Folge); doch wurde diefe Beichränktung ſchon früh auf- 
gegeben”). 

Relativ Iehndunfähig waren: 

a) diejenigen, welche wegen ihrer leiblichen Eigenjchaften oder 
wegen einer Krankheit keinen Lehnsdienſt leiften Fönnen, Frauen?), 
Geiftesfranfe, Gebrechliche und Krüppel?); 

b) diejenigen, welche nicht zum Heerſchild gehören, d. h. rechtlich 
nicht waffenfähig find, jo insbeſondere Geiftliche!‘), Städter, Bauern"), 


feine Belehnung, fondern eine Erbleihe. — Regelmäßig galten bis zur neueften 
Zeit, insbefondere bis zum Jahre 1869, die Juden für abfolut lehnsunfähig; 
über Medienburg Roth $ 14. 

% In Sachſen waren bis 1806 alle ausgefhloffen, welche nicht zum 
augsburgifchen Bekenntniß gehörten, Zahariä 850 N. 1. 

68) Bol. I. 548 N. 54, Landfrieden v. 1281 $ 38 (Mon. Germ. LL. II. 
p. 429), Kraut Grundriß 849. no.7, Franklin sententiae curiae regis 
n0. 268 ff, Someyer ©. 510, C. Kleinschmidt de natura et vi existi- 
mationis in jure Germanico medii aevi praesertim in jure feudali con- 
spicua. Bonnae 1844. 

N Someyer II. &. 309 ff. 

8) Kraut Bormunbfcdaft III. ©. 65 ff. 

N Kraut III. S. 101 ff. 

10, Sie hatten Lehnsfähigkeit, wenn fie Borfteber eines reichsunmittelbaren 
Stifts waren; bier erjcheint das Stift felhft als belieben, Someyer ©. 298 ff., 
Ficker Heerſchild S. 98 ff. Die Übrigen, nicht reichsunmittelbaren Kirchen hatten 
keine Lehnsfähigkeit; 3.8. Entſcheidung von 1151, daß die Abtei Kizzing nicht 
den Heerſchild babe, Franklin sententiae no. 216 (Mon. Boica XXIX° 
p. 806), vgl. auch no. 217. a. 1223. — Ausnahmsweife wird auch einfachen 
Geiſtlichen ein Lehn geliehen, 3. B. Böhmer Regeſten Albrechts no. 577, 
Waſſerſchleben Rechtsquellen I. S.289 ff., Kraut Bormundfchaft III. S. 105. 
— Das Reihelammergericht bebanbelt fie ale lehnsunfähig, Mynsinger obs. 
V. n0.48. 

1) Homeyer S. 299. 
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Indeſſen erhielten ſchon frühzeitig durch Fatjerliche8 Privileg die 
Bürger vieler Städte die Lehnsfähigfeit'°); 

ce) juriftiihe Perfonen. 

Doch galten als lehnsfähig die reichönnmittelbaren Stifter 
(Note 10) und au fonft wurden Ausnahmen gemadt, indem für 
eine Stadt, ein Klofter u. ſ. w. der Vorſtand derjelben unter der 
Vorausſetzung feiner Lehnsfähigkeit oder auch andere Perfonen ale 
Lehnöträger beliehen wurden 2). 

Was nun die Bedeutung diejer Beichränfungen für die Gegen 
wart angeht, jo find Weiber auch 5. 3. T. [ehnsunfähig, wenn nidt 


12) Beilpiele bei Kraut 8 45. no. 18—21, 8 201. no. 15; Privileg für 
Köln v. 3.1259 (Lacomblet II. no. 469), für Wiener - Neuftapt 1227 (8 16, 
Winter urkundl. Beitr. 3. öftr. Rechtsgeſch. S. 35), für Goslar 1340 (Böhmer 
acta Imperii no. 795; man batte bisher vielfah an ber Lehnsfähigleit ber 
Goslarer gezmweifelt). — Im Lehnsgericht des Herz. Erich I. v. Sachſen⸗Lauen⸗ 
burg wird im 3. 1356 bie Lehnsfähigkeit der Bürger anerfannt, Hannover’iches 
Urkundenbuch no. 353, 354. — Ueber Wien und andere Städte Tomafdel 
Handfeften für Wien. S. 24ff. (Wiener A. Sitzungs⸗Berichte LXXXIIL 
©. 314 ff). — Ueber Livland Schilling Wald. Erich’fches Lehnr. S. 78 ff. — 
Zachariä 854 Anm.1. Bol. auch unten 8 12IN. 12 ff. — Natürlich mwurbe 
die Lehnefähigleit nur von den Waffengelbten, nicht von ben Handwerkern be 
anſprucht, Tomaſchek'a. a. O. 

13) Albrecht Gewere S. 239 ff. 255 ff, Homeyer ©. 312, Gierle 
Genoſſenſchaftsrecht II. S. 732, Schilling S. 161ff. — Seibertz I. no. 382. 
a. 1278: für die Stadt Soeſt werben 12 Bürger in ber Weiſe mit einem Vogtei⸗ 
recht belichen, daß beim Tode eines von ihnen immer ein Anderer au feine 
Stelle treten fol. — Höfer deutſche Urkunden no. 105. a. 1326: für die Stabt 
Erfurt werben 10 Bürger belieben; beim Tode eines von ihnen fol der Rath 
einen Andern präfentiren, welchem das Lehn zu Teiben iſt. — Seibert IL 
no. 625. &. 1328: die reigraffchaft, welhe auf bie Stadt Soeft Übertragen 
wird, erhalten drei ihrer Bürger ale Lehnsträger. — Niefert Beiträge II. 
p. 80. a. 1386: für die Stabt Eoesfelt, welche den freien Stuhl zu Klameffen 
erworben bat, wird ein Lehnsträger aus der Mitte der Bürger beftellt. — Ber- 
leihung an den Rath Kraut $ 225. no. 10, Böhmer fontes II. p. 224. a. 1242, 
an ein Mitglied tes Raths Kraut 8 225. no. 11. 

Mon. Zollerana II. no. 467. a. 1307: der Burggraf ſchenkt einem Kloſter 
geriffe Einkünfte und verfpricht biefelben einem Nürnberger Bürger zu leihen 
den frowen in treuen zetragen. — Höfer Urf. II. no. 129. a. 1329: bie 
Predigerbrüberfchaft befommt ein Lehen, welches zwei oder brei Bürger von 
Halle zu trener Hand geliehen erhalten; auch II. no. 152. a. 1322 und Kraut 
8 225. n0.8. 
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dad partikuläre Lehnrecht oder der ſpezielle Inveſtiturvertrag eine 
abweichende Beitimmung enthält‘). Körperlidhe oder geiftige Ge⸗ 
brechen Tönnen jeit dem Fortfall der Kriegsdienſte höchſtens nur 
dann einen Ausſchließungsgrund abgeben, wenn fie den Mangel 
jeder Selbftändigfeit bewirken; fie haben aber in neuerer Zeit 
auch nicht mehr diefe Wirkung, weil ein Vormund dad Lehen ver- 
walten kann!s). Die Lehndunfähigkeit derjenigen Perjonen, welde 
des Heerſchildes darben, ift mit Aufhebung der Waffendienfte gefallen 
und ed Fönnen auch Geiftliche) und nicht bloß Bürger, jondern 
auch Bauern Lehngüter erwerben). Die Unfähigkeit der Perjonen, 
welche einer unterdrüdten Gonfelfion angehören, indbejondere der 


14) Roth med. Lehnrecht S. 40 f. 

35) Struben Bebenfen II. 97, Weber III. S. 332 ff., Kraut Bormund- 
ſchaft II. S. 101 ff, Roth S.41. — Nah dem Badenſchen Ed. $4 Feine 
Ausſchließung wegen phyſiſcher Eigenſchaften, nach dem Preuß. Landr. I. 18. 
8375 ff. auch nicht wegen Wahnflım oder Blöpfinn, .ebenfo nach Gothaer Recht 
(Kraut 8 218. n0.6). — Nah dem Sächſ. Reiter. v. 1745 (Zacharid $ 52) 
find diejenigen lehnsunfähig, welche durch ein Gemüths⸗ ober Leibesgebrechen 
zur Leiſtung ber Vaſallenpflicht und der Lehnsdienſte untüchtig find, 3. 8. Taube, 
Stumme, melaucholifhe Perfonen ı. ſ. w.; vgl. aber auh Zadartä $ 81. 

16) Struben Bedenken I. no. 166. $4, Roth meckl. Lehnrecht S. 42 
N. 20, 21. — Const. Sax. III. 28. — Nah dem Preuß. Taubr. I. 18. $ 370 
bis 374 find nur diejenigen ausgeichlofien, welche das Armuthsgelübde (Kiofter- 
geiftliche) abgelegt haben; fie kommen aber doch zur Succeffion, wenn fie in 
einem Jahr und 30 Tagen nad dem Anfall von dem Gelübde eutbunden werben. 
— Nah dem Badenſchen Edikt 8 4 ift eine firchliche Weihe fein Hinderniß. 

7) Im 17. u. 18. Jahrhundert wurben bie Lehen in verfchtebenen Ländern 
noch den Adligen refervirt, Kraut Grundriß $ 201. no. 17—19, oder e8 wurde 
ein beionberer Begriff von abligen Lehen ausgebildet, welche dem Abel vor- 
behalten fein follten, Preuß. Lanbr. I. 18. 8 66, 67, Kraut $ 201. no. 22, 23, 
Weber III S.53f. — Später wurden in vielen Ländern aud Nicht» Ablige 
allgemein zugelaffen, Weber III. ©. 52, Binder I. 8 62° und bazu II. ©. 23, 
in Medi. feit d. 17. Jahrh. Roth S. 42; in Sadfen, wo bis dahin Bürger- 
fige, aber nicht Bauern lehnsfähig geweien waren (Zadhariä $ 54), erhalten 
auch bie letzteren bie Lehnsfähigleit durch ein Geſetz v. 1834 (Kraut $ 201 
n0. 25). — Baier. Lehnsed. $ 35: „Jeder baierifche Staatsbürger kann Lehen 
entpfangen”; Preuß. Kab. D. v. 7. Febr. 1845. — Ueber Kurbeffen, Weimar 
und Würtemberg vgl. Roth kurh. Priv. R. S. 187 N. 7, Sachſe $ 532, 
Reyſcher $ 8363 N. 13. 
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Zubden), gilt nirgends mehr, feitdem die Gonfeffion fein Hinderniß 
im Erwerb von Grundftücen bildet (oben I. $45 ©. 340, $ 46 
©. 350f.). Dagegen ift die Lehnsunfähigkeit juriftiicher Perfonen") 
und die der Ehrlojen”) noch nach heutigen Partifularredten in Kraft. 

Wo die Lehnöherrlichkeit aufgehoben ift, find alle etwaigen Be 
ſchränkungen ber Lehnsfähigkeit gefallen und Fann Jeder das Lehen 
erwerben), ſoweit nicht Rechte der Erben des bisherigen Vaſallen 
oder der Mit- oder Eventualbelehnten entgegenitehen. 

III. In einzelnen Fällen gilt e8 nad deutichem Lehnredht”) 
für zuläffig, daß fih der Vaſall im Lehnsverhältniß in der Art 
durch eine andere lehenäfähige Perfon (den Lehnsträger) vertreten 
läßt, daß diefe, entgegengejeht einem Mandatar, die betreffenden 
Handlungen zu felbitändigem Recht ausübt*). Ihre Selbftändigfeit 
zeigt fich nicht nach innen hin, dem Bafallen gegenüber — Unwider⸗ 
ruflichfeit gehört nicht zum Weſen des Verhaͤltniſſes“) —, fonbern 
vielmehr darin, daß der Lehndträger im Verhältniß zu dritten Pers 


18) Bol, oben N. 5. 

19) Roth S. 39. 

20) Zahariä 852 N.3, Binder IL. ©.53. — Nah Roth ©. 4 
N. 13 find die Schinderfnechte unfähig, dagegen nicht die zu einer Kriminal- 
ftrafe verurtheilten. — Nach Altern Strafgejegblichern und befonbern VBerorbnungen 
machte das Straferkenntniß lehnsunfähig, 3.8. Würtemb. Gef. v. 5. Sept. 1839. 
art. 1: „Der Berluft des Abels bat in Beziehung auf die Succeffion auch ber 
nad dem Strafurtheile erzeugten Kinder in Leben keine Folge. In Betreff der 
Lehen find zwar auch die Beftimmungen bes bisherigen Rechts, wonach die Ehr- 
Yofen unfähig find, Lehen zu erwerben ober erworbene zu befitten, aufgehoben. 
Dagegen tritt der Berluft dieſer Rechte in Folge einer rechtskräftig erfannten 
Zuchthausſtrafe ein.” — Das Neichöftrafgefegbud kennt diefe Wirkung nicht; die 
Sgnorirung diefer Wirkung genügt aber nicht, um bie in fonftigen partikufar- 
rechtlichen Vorſchriften ausgeiprochene Lehnsunfähigkeit der Ehrlofen als befeitigt 
anzufeben; vgl. oben I. 843 N. dA. 

21) Sächſ. Gef. v. 2. Mai 1872. 8 7: fein Berluft des Lehnfolgerechtt 
wegen „perjönlicder Eigenfchaften oder Verhältniſſe des Berechtigten“. 

32) Dem Rangob. Lehnrecht ift dies unbekannt. 

38) Weber die Lehnsträgerfchaft des Älteren Rechts befonbers Albrecht 
Gewere S. 231 ff. 

”) Albredt ©. 234 Anm. 627. — Die Möglichkeit, ftatt des bisherigen 
einen audern Lehnsträger zu ernennen, Kraut 8 225. no. 2, Höfer Urll 
no. 129. a. 1329. 
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fonen als berechtigte Perſon, als Vaſall erfcheint: der Lehndträger 
wird beliehen, muthet das Lehen, leiftet den Lehndeid®) und den 
Lehnddienft*) und nur nach innen hin, mad den Genuß des Lehns 
betrifft, ericheint der Vertretene ald Vaſall. Die vollen Rechte und 
Pflichten des Vaſallen werden erit durch Zuſammenfaſſung des Ber: 
tretenen und des Lehnsträgers gewonnen. 

Die Beſtellung eines Lehnsträgers war für lehnsunfähige Va⸗ 
ſallen beſonders erforderlich, um ihnen das Erbrecht und das Recht 
der Folge an den neuen Herrn zu gewähren. Abgeſehen aber von 
Frauen, Geiſtlichen, gebrechlichen Perſonen, Corporationen”), hatten 
auch die mehreren Vaſallen, welche ein Lehen zur geſammten Hand 
erhalten hatten, Einen aus ihrer Mitte zu präſentiren, welcher das 
Lehen für fie alle trug”). Aud dem neueren echt gehört die 
Lehnöträgerichaft an, jelbft feitdem die Lehnödienfte ohne reale Be- 
deutung find). Beim Tode des Lehnsträgerd bedarf ed der Be- 
ftellung eine8 neuen und der LZehnderneuerung®). Sein Redt ift 


35) Er ſchwört denfelben nicht in die Seele des Vaſallen hinein, fondern 
für fi jelbft. 

%) Bol. Albrecht S. 232 N. 621. 

7) Fur Frauen: Kraut $ 225. no.4—7, Albrecht S.237f., Kraut 
Bormundichaft III. S. 65; für Geiftlihe: Kraut Grundr. $ 225 no. 9, Vor⸗ 
mundſchaft III. S. 104 ff., Fider Heerihild S. 104; für gebrechliche Per⸗ 
foren: Kraut Vormundſchaft III. S. 101ff.; für Korporationen oben NR. 10 
u. 13. — Indeſſen kommen auch Fälle vor, bei denen wir feinen innerlichen 
Grund der Lebnsträgerfchaft erfennen, 3.8. Monum. Zollerana III. no. 4, 59. 
a. 13833, 1339. 

38) Kraut Grunde. 8 225. no. 12—16. 

») So für Korporationen: das Preuß. Reſkr. v. 1701 (bei Lünig 
c. j. feud. II. p. 974) beftimmt, daß eine beliehene jurift. Perſon zwei Familien 
zu bezeichnen habe, aus denen die Lehnsträger genommen werden, und daß nad 
beren Ausfterben das Lehn heimfalle. Vgl. im Übrigen Kurſächſ. Mand. I. $ 12, 
Pr. Landr. T. 18. 8 48— 52, Babenfhes Ed. 820. — Für Frauen z. B. 
Kurjähf. Mand. I. $13, III. 82, für Berfonen, welche wegen Gebrechens 
den Lehnsdienſt nicht Teiften können, Preuß. Landr. I. 18. 8 375ff., 379, 
für Mitbelehnte und die gefammte Hand, Preuß. Landredt I. 18. $ 58, 
Baben’ihes Ep. $ 20; nah Medi. R. auch für bie Oläubigerſchaft, auf 
welche beim Konkurs das Lehn übergeht, Roth S. 44, vgl. au Preuß. Lbr. 
I. 18. 8 346. 

0) Nah dem Kurſächſ. Mand. I. $ 12 bebarf es ber Lehnsernenerung 
nur für die Lehnsträger juriftifcher Perfonen, während nad I. 8 13 bei ber 
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abhängig von dem des Vaſallen und nimmt beim Wegfall deffelben 
ein Endet); andererfeitd führte man die Fiktion, daß die Hand» 
lungen bes Lehnsträgers als jolche des Vaſallen gelten, nicht jo weit 
um die Zelonie des Lehndträgerd dem Vaſallen ſchaden zu lafjen®). 

Wo die Lehen allodifizirt find, hat dad Suftitut der Lehnd- 
trägerfchaft feine Bedeutung verloren. 

IV. Der Unmündige gilt als lehnsfähig. Die Unmünpdigfeit 
dauerte nach ſächſiſchem Xehnrecht, ebenſo wie für dad Landredit, 
bis zum vollendeten zwölften Sahre*), nach langobardiihem Recht 
bis zum vollendeten vierzehnten Sahre*). Spätere Partikularrechte 
hoben den Termin der Lehnsmündigkeit hinaus®); regelmäßig fallt 
er jebt mit der Bolljährigkeit zufammen*). 

Der Lehnsherr Eonnte dem unmündigen Vaſall dad Lehen leihen 
und diefer jelbft es weiter verleihen; da aber der Unmündige feinen 
Lehndeid leiften kann, wurde feine Belehnung oft bis zur Miündig- 
feit hinausgeſchoben und es verjäumte ſich der Erbe erjt, wenn er 
innerhalb Jahr und Tag nach erreichter Mündigkeit, d. h. nachdem 
er 13 Jahre 6 Wochen und 3 Tage alt ift, noch nicht den Lehnd- 
bern um die Beleihung erſucht hat (vgl. unten $ 122 N. 18 ff.). 

Weil der Unmündige feinen Lehnsdienft zu leiften vermag, durfte 
er die Nupungen des Lehns, dad ſog. anevelle?”), nicht beanſpruchen, 
vielmehr hatte der Herr für die Fahre der Unmündigkeit die Dis⸗ 
pofition über das anevelle. Er durfte ed für fich behalten oder 
dritten Perfonen®), aber auch dem Kinde felbft oder deſſen Bor 


Lehnsträgerfhaft für Weiber und fonftige Bertretene eine Erneuerung nur im 
Falle der Veränderung in manu dominante vel serviente ftattfindet. 

2) Kraut 8 225. no.5. 8 2, 4. no. 6. 

3) Kraut 8225. no. 5. $ 4, Preuß. Lor. I. 18. $ 161, 162. 

23, Homeyer S. 478 ff. 

20) II. F. 55. 82. 

35) 3.8. 16 Jahre nach altenb. Recht, Heſſe S.4 N. 10. 

26) Zachariä 8 189, Kraut III. ©. 59. 

7) Homeyer ©. 486, 488; in einer Urk. v. 1310 (bei Pufendorf 
obs. I. p. 146) wirb gleichbebeutenb damit proventus bonorum gebraudt. Bgl. 
auch oben 8 71 N.10. — Nach livländiſchem Recht fein anevelle, Schilling 
S. 159 ff. 

38) Urkundliche Belege bei Homeyer S. 488; au Böhmer Begefen 
Aubolfs no. 88, Waitz Verf. Geh. VI. S.67 NR. 2. 
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munde leihen®). Behielt der Herr das anevelle jelbft, oder lieh er 
ed einem Dritten, jo hatte er reſp. diefer Dritte in Rückſicht auf 
dad Lehen die Vormundihaft über dad Kind“). So konnte ed 
neben der landrechtlihen noch eine befonbere Lehnsvormundſchaft 
geben“). 

Dem langobardifchen Lehnreht ift die befondere Dispofition 
über das anevelle unbefannt; nad) ihm wird das Lehngut während 
ber Unmündigleit des Bafallen in feinem Sntereffe von dem ges 
wöhnlichen Bormund verwaltet und fällt der Lehnsdienſt aus. Der 
Unmündige braudte das Lehen nicht zu muthen, fondern nur ber 
minor, welder aber gegen Verſäumniß reftituirt wurbe®). 

Während eine bejondere Verleihung des anevelle mit Weber- 
tragung der Vormundſchaft feit dem 16. Sahrhundert in Deutſch⸗ 
land verſchwunden it“), hat fi doch, wohl als Reſt des alten 
Gebrauchs, in einzelnen Partikularrechten) die bejondere Lehns— 


29 Sächſ. Lehnr. 26. 82, 8; 58. $ 1. 

) Sächſ. Lehr. 26. 8 2; vgl. außer den von Homeyer ©. 487 ff. 
und Kraut Vormundſchaft III. S. 3 angeführten Stellen auch Gosl. Statt. 
©. 13 3. 10ff.; Franklin sententiae curiae regis no. 295. a. 1222; 
Böhmer Reg. Albrechts v. 1298. no. 23: der Herzog ſoll Bormund aller Minber- 
jährigen fein, welde Lehn von ihm haben. Weber ben Gebrauch in ber Mark 
Riedel Mark Brandenburg II. S. 188. 

“1) Weber das ältere Recht Homeyer S. 480 ff., Über die Lehnsvormund⸗ 
fhaft überhaupt Kraut III. S. 1ff. Bgl. auch Waldem. Er. Lehnr. art. 13, 
14, 16 —19, älteftes livländ. Ritterr. art. 12 —14. — Hatte das Kind felbft 
ober ber Allobialvormunb das anevelle, jo fallen beide Vormundſchaften zu- 
fammen, vgl. die Olofſe bei Someyer ©. 490, Kraut 8 226. no. 3. — Darliber, 
baß ber mündig geworbene fich bis zum 21. Jahre noch durch einen Vormund 
aus den Bafallen befjelben Herrn vertreten laſſen konnte, Homeyer S. 494 ff., 
Kraut III. ©. 25 ff. 

) Eichhorn S 217, Unterbolgner Berjäbrung II. ©. 250 NR. 693, 
Kraut III. S. 58. N. 44. — II. F.55. 8 2. 

#) Kraut Grunde. 8 226. no. 15, Emminghaus ©. 393. no. 7, Kraut 
Borm. IH. ©. 40 ff. 

4), Nah Kurſächſ. Lehnrecht und verwandten Partikularrechten, Kraut 
Grundriß $ 226. no. 16 ff. (in Sachſen aufgehoben 1835, Kraut $ 226. no. 22). 
— Br. %or. II. 18. 8 996, 997, Reyſcher $ 376 N. 2. — Eigentlih auch nad 
Baier. Lehnsedikt 8 137, 138, 143, da, wenn ber allobiale Vormund nicht 
lehnsfähig ift, noch ein bejonderer Lehnsvormund, nicht vom Lehnshof, jondern 
vom Gericht ernannt wird. — Bol. and Brüdner $ 216, Goth. ©. v. 28. Juli 

Stobbe, Privatrerht. IL. 2. Aufl. 28 
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vormundſchaft erhalten, indem für den unmündigen Bajallen“) von 
dem Lehnöhof ein Lehndvormund bejtellt wird“); fie ift immer eine 
tutela dativa. Die Verwaltung ded Lehnguted ald eined zum Ber: 
mögen bed Mündeld gehörigen Stücks führt der allodiale Bormunt, 
wogegen ber Lehnsvormund ald Lehndträger den Bafallen dem Herm 
gegenüber zu vertreten, um die Xehnderneuerung nachzuſuchen und 
die Lehnöpflichten zu erfüllen hat. Bei Beräußerungen, Verpfän⸗ 
dungen und fonftigen Verfügungen über die Subftanz, insbeſondere 
auch bei Prozeſſen über dad Lehn, bedarf e8 des Zuſammenwirkens 
beider Bormünder*), 


8 120. Die Entftehung eines Lehnsverhältniſſes. 


I. Ein Lehnöverhältniß Tann, abgejehen von der Verjährung 
nur dur Belehnung entitehen‘). 

Handelt es fih um die Neuerrichtung eines Lehns, jo muß der 
Beleihung ein Bertrag der künftigen Lehnsperſonen vorhergehen‘), 


1856 87, Sachſe $ 221, Heffe 8 130, Heimbach 8 148 N. 3, 8 162, Kraut 
III. ©. 51. N. 15, 17, 18. 

Keine Lehnsvormundſchaft nach neuerem ſächſ. Hecht Kraut Grundriß 8 226. 
no. 21, Haubold 8 126, ſchon längft nicht mehr nah Medi. R. Roth S. 120 f., 
nah dem Recht von Deftreih, Pommern, Hannover, Heffen- Darmftabt, Baden, 
Kraut Borm. ©. 49; fie wird für Schwarzb.⸗Rud. aufgehoben durch Gef. v. 
6. Juni 1856. 8 21. — Bgl. au Banb IV über Vormundſchaft. 

#5) Nach Kurfächl. Lehnrecht brauchten auch unmündige Mitbelebnte einen 
Lehnsvormund, Zachariä 8181 N. 3. 

#6 Er fol lehnsfähig fein nach Preuß. Landr. I. 18. 8 193, II. 18. $ 997, 
Baier. R. (N. 44); dagegen war bies in Sachſen nicht erforberlih, Zachariä 
8 184. — Ausnahmeweiſe wurde auch der Mutter die Lehnsvormundſchaft ge 
geben, Pufendorf obs. I. 201. 

7) Weber die Kompetenzverhältniffe vgl. Preuß. Landr. II. 8. 8 888 ff., 
Hommel rh. 561, Kraut III. ©. 52ff., Zachariä $ 181, 185—188, Har- 
bold $ 130, Sachſe 8 221, Heffe $ 130. 

1) 1 F.25. pr.: Sciendum est, feudum sine investitura nullo modo 
constitui posse, etiamsi domino jubente quis alicujus rei possessionem 
nomine feudi nanciscatur et teneat. — Sächſ. Lehnr. 59. $ 3: alle gewere 
ane lenunge is unrecht, b. h. ein Beſitz bes Lehnguts ohne Belehnung ift fein 
Lehnsbeſitz. 

) Das Pr. Lor. J. 18. 8 83, 84 verlangt für dieſe Verträge Schriftlichkeit, 
reſp. Gerichtlichkeit. 
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in weldem die genaueren Modalitäten des Lehnönerhältniffes feft- 
gejept werden und aus weldyem jeder der beiden Contrahenten ein 
Necht auf Begründung deſſelben erhält”). Doch kann auch Jemand 
in jeinem Teſtament feinen Erben verpflichten, mit einer beitimmten 
Perſon, dem Legatar, ein Lehnsverhaͤltniß zu Tonftituiren, in welchem 
Falle diefer gegen den Erben ein Recht auf Beleihung erhält. 
Zuläffig ift aud ein Vertrag über die fünftige Belehnung mit 
einem Gut, welches zur Zeit noch ein anderer Vaſall des Lehnsherrn 
befipt (Kehnsanwartſchaft, Lehnderpektanz), ſei ed, daß der Lehnsherr 
ein beftimmted Gut, wenn e8 ihm heimfällt, fei e8, daß er das ihm 
zuerit beimfallende Gut Fünftig zu leihen verjpricht (exspectativa 
specialis rejp. generalis)?). Dad Recht aud einer Lehnsanwartichaft 
geht auf die Erben des Anwärterd‘) nach den Grundſätzen der Lehns⸗ 
erbfolge über); dagegen trifft die Verpflichtung aus dieſem Vertrage 


3) Doch befteht gegen den Bajallen, welcher das Lehn nicht empfangen 
will, kein Direkter Zwang anf Annahme, ba er zu dem Treuverſprechen nicht 
gezwungen werden und auch ein bereits empfangenes Lehn wieder zurüdgeben 
tann, II. F. 38. 

2) Die ſächſiſchen Rechtsbücher kennen keinen berartigen rein obligatorifchen 
Bertrag, fondern nur das durch Belehnung befefligte Gebinge, Laband ver- 
mögensrechtl. Klagen ©. 277 vgl. mit S. 247. Doch kommen im deutſchen 
Rechtsleben ſchon früh wirkliche Exrpektangen vor; Belege bei Homeyer ©. 340 f., 
Er. ab Horn de investitura eventuali et expectativa feudali. 1865. 
p. 12 ff., 27 ff., ferner Url. 8. Adolfs v. 3. 1297 bei Böhmer acta imperiil. 
no. 521, Urk. v. 1249 bei Schöpflin Als. dipl. I. no. 535. 

9 Horn p. 15ff. Die Erbfichleit wird anerkannt durch Const. Sax. 
II. 45, vgl. auch Schletter Kurj. Conftitutionen S. 290 N. 

5) Br. Lor. 1.18. $ 452: „das Recht der Anwartichaft erſtreckt ſich in ber 
Regel auf die lehnsfähigen Nachkommen bes Anwarters.” — Doch ift es eine 
Streitfrage, ob das Recht nah den Grundſätzen bes Lehnrechts ober benen bes 
Civilrechts vererbt werbe, vgl. ältere Literatur bei Weber IV. S. 160ff., 
Eihhorn 8 220 N.10, Befeler 8 154 N. 331. — Mayı 8783 N. 6 fagt, 
das Recht gehe auf die lehnsfähigen Erben, aber nach den Grundſätzen des 
Allodialrechts über, v. Gerber $ 112 N. 10, es werde als allodiales Forderungs⸗ 
recht nach den gewöhnlichen Regeln des Civilrechts, alſo auch durch Frauen 
Übertragen. Indeſſen iſt es nicht bloß möglich, daß die Parteien eine andere 
Abfiht haben (v. &erber), fondern wohl allgemein anzunehmen, daß gemäß 
der Natur bes zu vererbenden Anſpruchs derſelbe nur auf bie Lehnserben über- 
geben foll, vgl. au ab Horn p. 70. — Ueberdies giebt e8 ja auch andere 

28* 
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nicht jeden Fünftigen Lehnsherrn, fondern nur denjenigen, welcher 
unmittelbar oder mittelbar der Erbe ded die Erpeftanz gemwährenden 
Lehnöherrn geworben iſte) oder aus einem befondern Grunde deſſen 
Verſprechen zu erfüllen bat’). Die Einwilligung der befigenden 
Bafallen ift Fein Erforderniß für die Gültigkeit einer Expektanz. 
Sit der Bafall zur Veräußerung des Lehnd berechtigt, jo darf ber 
Erpeftivirte derjelben nicht widerſprechen; hat aber der Beſitzer zu 
der Expektanz jeine Einwilligung ertheilt, fo darf er durch eine Ber 
Außerung den Anſpruch ded Grpektivirten nicht illuſoriſch machen?). 

Konfurriven mehrere Erpektanzen mit einander, jo gebt die 
ältere der jüngern vor, auch in dem Falle, daß die ältere eine gene- 
relle und die jüngere eine fpezielle tft und zuerft das Lehn eröffnet 
wird, mit Bezug auf welches eine fpezielle Erpeltanz ertheilt war?). 

Da die Expektanzen fein dingliches, jondern nur ein perfön- 
liches Recht gegen den Lehnsherrn geben, find fie überall er 
loſchen, wo mit der Allodififation die Lehnsherrlichkeit befeitigt 
iſtio)y, und beiteht höchſtens ein Entihädigungsanipruh"). Im 
manden Staaten find fie aber auch fchon vor der Allodifikation 
beichränft worden!?) oder ift die weitere Ertheilung von Expektanzen 
unterfagt worbden"®). 

II. Nach dem doppelten Inhalt des Lehnsverhältniffes, welches 
ein duch dad Band der Treue begründetes perfünliched Verhältniß 
zwilchen dem Bafallen und Herrn und ein dingliches Recht der beiden 


obligatorifche Verhäftniffe, bei welchen bie Regeln über Succeifion eine Mobi- 
fikation erfahren. 

6) Pufendorf obs. IV. no. 221. 82, Mayr 873 N.a. 

7) Falle ein Landesherr fie ertheilt bat, Der Regierungsnachfolger. 

8) Mayr 873 N. 8, 9. 

9%) Weber IV. S. 167 ff., v. Gerber $ 112 NR. 11, Bejeler 8 14 
N. 33. — Das entgegengefette vertheibigt Struben Bedenken I. no. 116, 
Eihhorn s 220 N. r, Mayr 5 73 N. 18. — Bol. auch Preuß. Lor. I. 18. $ 461. 

10) Preuß. Landr. I. 18. 8 665. 

2) Nah Braunſchw. R. (Steinader S. 591), wenn der Erpektivirte fein 
Recht titulo oneroso erworben bat. 

12) Nach dem Braunfhw. Receß v. 1646 (Struben Beb. I. no. 116) 
follen fie eriöfchen, wenn das Gut nicht bei bes Erpeltivirten oder bei Lebzeiten 
feiner Söhne eröffnet wird. 

18) Baier. Lehns⸗Ed. 8 41. 





8 120. Die Entſtehung eines Lehnsverbältnifies. 437 


Perfonen an dem Lehngut enthält, zerfällt die Belehnung, die fog. 
investitura), in verjchiedene auf das perfönliche und dingliche 
Verhaͤltniß abzwedende Alte). Im Lehnsgericht vor verfammelten 
Mannen ſchwört der fünftige Vafall dem Lehnsherrn Treue und bes 
thätigt feine Unterwürfigfeit durch Symbole; er Iniet vor ihm nieder, 
legt die gefalteten Hände in die des Herrn u. f. w. (se commen- 
dare, huldigen; manscap, hominium thun). Sodann verleiht ihm 
der Herr das Gut; unter Weberreihung von Symbolen (Fahne, 
Scepter, Handſchuh, Baumzweig) erklärt er, daß der Bajall an dem 
Gut das lehnrechtliche Nupungsrecht haben ſolle. Se länger, je we 
niger Werth wurde auf die Symbole gelegt und es bejchränfte ſich 
der At auf die einfachen in Worten auögedrüdten Willenderflärungen 
von beiden Seiten!®), wozu noch die Webergabe des Lehnbriefs von 
Seiten ded Lehnsherrn oder feiner Vertreter kam. 

Während nad gemeinem Lehnrecht die Anwefenheit des Lehns⸗ 
herrn und des Bajallen in Perfon nicht erfordert wurde, jondern 
auch Stellvertreter zuläffig waren!”), halten Partilularrechte an dem 
perjönlichen Erjcheinen des Vaſallen feſtie). An die Stelle der von 
den Mannen defjelben Herrn bejehten Lehnsgerichte traten landes⸗ 
herrliche Lehnöbehörden, ſog. Lehndfammern oder Lehnskurien‘®). 


14) Bol. den Nachweis bei Heusler Gewere S. 288— 291, wie in Italien 
investitura zur technifhen Bezeichnung der Belehnung wird; in Deutichland 
bat Das Wort feit dem 12. Jahrh. gleichfalls dieſe Bebeutuug, Merkel Ztichr. 
f. R. 6. II ©. 155 N. 177; vgl. au Hinſchius Kirchenrecht II. ©. 536 N. 6. 


15) Ueber die Formen bes ältern deutſchen Rechts Homeyer S. 31983236, 


Bait Verf. G. VI. S. 46 ff, 54f., Über die Juveſtitur nach deutſchem und 
langob. R. v. Brünneck über den Urſprung bes ſog. jus ad rem ©. 29 ff., 
8 ff., 55 N. 10. — Daß die investitura feine Auflaffung enthält, Sohm in 
den Feitgaben für Thöl S. 114 f. 

16) Br. Lor. 1.18. 889, 90. 

1) JJ. F.3. $1: Sed utrum ipse an alius pro te investituram faciat 
vel suseipiat, nihil interesse putamus; potest enim hoc negotium et per 
procuratorem ab utraque parte expediri. 

18) Sächſ. Lebne- Mandat III. 81, Zachariä 8 65, 66; nur höchſt aus⸗ 
nahmsweiſe darf fi der Bafall vertreten laſſen, Roth Medi. Lehnr. 8 18. 
N. 2, Baier. Ed. $ 44. Dagegen find Stellvertreter zuläffig nach bem Pr. Zr. 
I. 18. 8 111. 

19) Das Baier. Lehnsedikt, welches une vom Lanbesherrn als Lehnsheren 
abhängige Lehen kennt, unterfcheivet zwiſchen Kanzleilehen ($ 48), welche durch 
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Neber die Belehnung werben verjcdhiedene Urkunden aufgenom- 
men”) und für fie Gebühren an die Lehnsbehörden gezahlt”). 

Wird ein biöher nicht dem Lehnsverband angehöriged Grund» 
ftüd verliehen, fo ift die Lehndqualität im Hypothekenbuch einzu 
tragen, widrigenfalld dieſe Eigenfchaft denjenigen Perſonen nicht 
entgegengeftellt werben darf, weldye ohne ihre Kenntniß Rechte an 
dem Grundftücd erwerben”). Auch nad Aufhebung oder Ablöfung 
Der Lehnsherrlichkeit ſoll die Lehndeigenfchaft unter den Belaftungen 
des Grunditüdd eingetragen werden. 

III. Die Belehnung gibt dem Bafallen das Recht am Lehm 
gut; um ben Beſitz zu erhalten, bedarf ed der Einweilung (Be 
weiſung) von Seiten de8 Herrn oder feined Bevollmächtigten, ober, 
wenn fie vermeigert oder verzögert wird, der jelbitändigen Befih- 
nahme feitend des Bafallen?). 

Aus einer Stelle der Libri feudorum wurde früher irrthümlich 
tefolgert, daß mit der Belehnung ordnungsmäßig der Befig über 
tragen werde (investitura propria) und daß ed eine investitura 


ben Minifter bes Auswärtigen bei bem oberften Lehushof, und Thronlehen 
($ 42), welche von dem König felbft „auf dem Throne, von ben Miniſtern, 
Kronbeamten und oberfien Hofämtern umgeben, vor dem verfanmelten Hofe 
nach den Vorſchriften des Belehnungs⸗Ceremoniell“ verliehen werben. — Weber 
die Formen in Baden Bad. 2. Ep. 8 7. 

2) Weber III. S. 131 ff., Mayr 8 65, Beſeler 8 153. IV., v. Gerber 
8118 N. Iff., Zachariä S. Yöff., Reyſcher II. 8 866, Roth Mecklenb. 
S. 52 ff. 

21) Solche Abgaben, friiher herwede, ſpäter laudemium minus genannt, 
fonımen chen in alter Zeit vor; 3. 8. erheben im I. 1180 (Franklin Reichs⸗ 
bofgeriht I. 8.52 N. 5) die homines curise bei Belcehnungen von Seiten 
bes Königs den Auſpruch auf eine exactio vel remuneratio. — Urk. v. 1245 
(Franklin sententiae p. 8. no. 7): bie vom Kaiſer belehnten Erzbiſchöfe 
keiften eine Mark Goldes pro jure capelle nostre an ben capellarius; ferner 
Lacomblet II. no. 453. a. 1258, Böhmer Negeften Rubolfs no. 55, 1056, 
goldene Bulle bei Kraut 8 232. no. 85. Nachweilungen auch bei Homeyer 
©. 475. — Ueber die Abgaben nach ben neueren Partikularrechten Roth Medi. 
S. 55 ff, Reyſcher $ 374, Steinader S. 573 f., Baier. Lehns⸗Edilt $ 48. 

#9) Preuß. Lor. I. 18. 8 84, 85. 

33) Ueber die Streitfrage, ob durch die Belehnung fofort Die Gewere er- 
worben werbe, vgl. Stobbe in Ihering's Jahrbb. XII. S. 200, Heusler Ge⸗ 
were S. 65 ff., Pland Ger. Berf. I. S. 518 N. 16. 
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abusiva jei®*), wenn erjt fpäter der Beſitz erlangt werde; Iehtere 
gebe dem Vaſall Fein dingliches Recht, fondern nur ein jus ad 
rem, ein Recht auf Einweiſung in den Befig®). 

Auch fehlte nad älterm deutichen Recht dem Bafallen, fo 
lange er den Beſitz nicht erlangt hat, eine wichtige Befugniß, das 
Recht der Folge; er fann von dem Nachfolger des Lehnsherrn nicht 
fordern, in den Beſitz der Sache eingejeht zu werben). 

Dad neuere Lehnrecht dagegen befolgt unbedingt das Prinzip, 
daß das dinglihe Recht am Grundftüd durch den formellen Akt, 
unabhängig vom Befiberwerb, begründet wird”). Der Vaſall kann 
daher auch, ohne eingewiejen zu fein, das Gut vom dritten Befiger 
pindiciren und fteht nur demjenigen nach, weldyer von demjelben 
Lehnsherrn ſchon vorher belieben ift oder ein ftärfered Net am 
Gut erhalten hat). 

Wo der Lehnöverband aufgehoben ift, werden Lehngüter nad) 
den Regeln des bürgerlichen Rechts erworben”). 

IV. Während nad älterm deutichen Recht ein Lehnsverhältniß 
durch Verjährung nicht entftehen konnte und die rechte Gewere nad) 
erfolgter Belehnung nur die Wirkung hatte, daß dad angreifbare 


#) II. F. 2. pr.: Investitura quidem proprie dicitur possessio, abu- 
sivo autem modo dicitur investitura, quando hasta vel aliud corporeum 
quodlibet porrigitur a domino feudi, se investituram facere dicente. Die 
Stelle jagt aber: das Wort investitura heißt eigentlich Beſitz, in abgeleiteter 
Bedeutung auch Belehrung. 

35) Bol. v. Brünneck jus ad rem ©. 42ff., 5if. — Mynsinger 
obs. IV. no. 61 folgert 3.8., daß wenn mit Bezng auf baffelbe Lehn zuerft 
eine inv. abusiva, dann eine propria flattfindet, ber zweite bem erften Bafallen 
borgebt. 
%) Al len ane gewere darvet der volge, Sächſ. Lehur. 59. $ 3; 
Stobbe Gewere S. 446. — Eine intereffante Anwendung bes Satzes enthält 
Waſſerſchleben Rechtsquellen I. S. 128 ff.: der Vaſall eines Bifhof war 
nie in ben Befit bes Lehns gelommen; jetzt behauptet ber Nachfolger des Biſchofs, 
daß der Vaſall gar kein Recht am Gute habe, S. 132. 

2) z. B. Preuß. or. I. 18. 8 92, 93. — Baden'ſches Lehnsevilt $ 8: 
wenn der Bafall zur Zeit ber Beleihung noch nicht im Beſitz ift, erhält er ale 
„Symbol des abgetretenen Beſitzrechts“ eine Urkunde, in welcher ber jetige Be⸗ 
figer zur Abtretung des Befſitzrechts aufgeforbert wird. 

2) Mayr 866 N. 8—10. 

2) 3.8. Sächſ. Geſetz v. 22. Mai 1872. 88, 9 (Geſ. S. ©. 266). 
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Recht des Vafallen durch Zeitablauf unangreifbar wurde, hat das 
langobardifche Recht troß feines Prinzips, daß ein Zehn nur durch 
Belehnung entſtehe (N. 1), doch auch die Verjährung zugelafjen für 
den Fall, daß unter der Vorausjegung der bona fides auf beiden 
Seiten Semand 30 Iahre ein Gut ald Lehn befist und von ihm 
einer andern Perfon Lehnödienite leiftet). Ein in diefer Weile 
entitandened Zehn nannte man feudum informe. So kann der 
Lehnsherr das fog. dominium directum an einem Gut erlangen, 
deſſen Eigenthümer ihm 30 Jahre Lehnddienfte leiftete, oder der 
Befiger da8 fog. dominium utile an einem Gut, weldye8 der Eigen- 
thümer ihm nie verlieh u. |. w.?). Diefe Grundjäge wurden aud 
in die deutſchen Partikularrechte aufgenommen). 

Die Prarid hat den langobardiſchen Satz weiter ausgedehnt 
und läßt ein Lehnsverhältnig im Fall eined justus titulus jchon 
durch 10= reſp. 2O jährige Verjährung entitehen, während die 30jäh- 
rige Verjährung nur beim Mangel eined Titels Pla greift”). 
Zweifellos findet die unvordenkliche Verjährung bei Lehen jtatt. 

Shre bauptjächlichite Anwendbarkeit findet die Verjährung in 
dem Fall, daß ein beſtehendes Lehnsverhältniß auf ein in ber ur 
Iprünglihen Belehnung nicht enthaltened Objekt die betreffende Zeit 
hindurch thatfächlich ausgedehnt worden ift®). j 


20) II. F.26. $4 und Cap. extr. Jacobi de Ardizone II. F. 87. Ueber 
II. F. 33. pr. Homeyer ©. 408. Von deutſchen Rechtsquellen fagt das alte 
öftr. Landr. c. 37, daß wer ein Lehen 12 Fahr und einen Tag in ftiller Gewer 
bat, es fürbaß foll berübet haben an alle ansprach. — Gebrauch wirb von 
bem langobardiſchen Prinzip bereits 1321 in einem Lehnserfenntniß gemacht bei 
Weber IV. ©. 251. N. d. 

3) Weber bie einzelnen File Weber IV. ©. 259 ff. 

3) 3. B. Const. Saxon. ined. a. 1572. c. 40, Preuß. or. I. 18. 8 80. 
— Ueber die Lehnsverjährung Pätz 5 64—67, Weber IV. ©. 249 — 263, 
Unterbolgner IL. $ 242—245 (2. Ausg.), Bejeler $ 150; weitere Literatur 
bet Unterbolgner $ 242 NR. 692. 

3) Gegen bie 10 jährige Verjährung erklären fih unter ben Neueren 3.8. 
Weber IV. ©. 252f., Unterholzner II. $ 243, Befeler 8 156 N. 8, Roth 
Medi. 8 27 N. 27, vgl. auh Wippermann fi. Schriften III. ©. 22 ff.; für 
diefelbe Bat 8 66, Mayr 5 76 N. 8, 9, Eihhorn 8 211, v. Gerber 8 118 
N. 4, Reyſcher 8 370. — Ueber das Requiſit ber bona fides vgl. auch Seuffert 
XV. no. 197. 

a) Zahariä 8212 N.2; vgl. auch Baden'ſches L. Ep. 8 38. 
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Unfere neuern Partikularrechte erklären die Verjährung für un⸗ 
wirfjam®). Gegenwärtig ift die Frage ohne beſonderes Intereſſe, 
da die Lehnöherrlichkeit meiftend aufgehoben ift und neue Lehen 
nicht mehr entitehen follen. 


$ 121. Befondere Arten ber Belehnung. 


I. Eventualbelehbnung. 1. Daß Verſprechen des Lehns- 
herrn an eine Perjon, daß fie in Zukunft ein zur Zeit ihm noch 
nicht erledigted Lehen erhalten folle (Exſpektanz, vgl. $ 120 I.), konnte 
durch hinzutretende Belehnung (Eventualbelehnung) ein be 
dingtes dingliches Recht gewähren. Der Lehnsherr beleiht fchon jept 
den fünftigen Vaſallen, fei ed mit einem beftimmten, jet ed mit 
dem zuerjt ledig werdenden Zehn. In jenem Fall darf der Bafall 
das Gut ohne weitered in Beſitz nehmen, wenn es ledig wird; in 
diefem, in weldem fich die Belehnung unbeftimmt auf dadjenige 
Gut bezieht, welches dem Herrn zuerft ledig werben wird, fällt 
bafjelbe dem Herrn zunädft heim. Schon die fächftihen Rechts» 
bücher kannten dies Geſchäft und nannten es, je nachdem es fid 
auf ein beftimmted oder auf das zuerft ledig werdende Gut bezieht, 
gedinge oder wardunge. Doch ging das hiedurch begründete Rechts⸗ 
verhältniß weder auf die Erben des Lehnäheren, noch auf die des 
Bafallen über und erlofh aud noch in andern Fällen?!). 

. 2. Da nad langobardiihem Recht das duch die Eventuals 
belehnung begründete Rechtsverhältniß aktiv und paſſiv auf die Erben 


35) Baier. L. E. 8 77: es ſoll kein Lehn durch Verjährung entftehen ober 
erlangt werben. Nach Bad. L. Ed. $ 35 ſchafft die Verjährung von 30 Jahren 
und Fahr und Tag nur ben Beweis ber richtigen Entftehung. 

1) Das genauere bei Homeyer ©. 329— 341; Er. ab Horn de in- 
vestitura eventuali et exspectativa feudali, Berol. 1865. p. 3ff. — Derfelbe 
verſucht nachzuweiſen, daß, wenn es ſich nicht um ein beftimmtes, ſondern bas 
zuerft beimfallende Gut handelt, Leine Belehnung dem Anwärter ertbeilt (feine 
Eventualbelehuung), fondern nur eine vertragsmäßige Eripeltanz gegeben wurbe. 
— Das Gedinge ging unbedingt der Wartung vor; wenn ber Bafall des Guts, 
an welchem ein Gedinge geliehen ift, ohne Erben ftirbt, fo fällt daſſelbe ohne 
weiteres an ben Gebingsmann, auch wenn ber Lehnsherr vor Ertheilung bes 
Gebinges bereits einer andern Perjon eine Anwartichaft ertheilt hatte und bies 
Gut das erfte ift, welches eröffnet wirb; beum es fällt ja in dieſem Fall das 
Lehn gar nicht dem Herrn an, Sächſ. Lehur. 7. $1; Homeyer S. 339 f. 











442 8. 121. Beſondere Arten ber Belehrung. 


überging?), wurde die Vererblichkeit auch in den Partikularrechten 
angenommen?). Weil ed fih um ein Lehnsobjekt handelt, geht das 
eventuelle Recht des Bafallen nur auf feine lehnsfähige Dejcendenz 
über; dagegen müfjen die Eventualbelehnung die Nachfolger in der 
Lehnsherrlichkeit, auch wenn fie nicht Univerfalfuccefforen des Be 
fteller8 geworden find (alfo bei Staatölehen der Regierungdnad- 
folger), anerkennen‘). Während die Exſpektanz das obligatoriſche 
Recht auf die fünftige Belehnung giebt, entfteht durch die Eventual- 
belehnung ein ſuspenſiv bedingtes dingliches Recht, welches, fobalb 
der biöher befigende Bafall und feine Rechtsnachfolger fortfallen, 
ohne weitere Hinzuthun des Lehndheren feine vollen Wirkungen 
erhälts). 

3. Da die Eventualbelehnung dad Recht des befitenden Da- 
fallen und feiner Lehnserben nicht fchmälert, bedarf fie nicht ihrer 
Genehmigung?). 

Der Lehnsherr darf feine Handlungen vornehmen, durch welche 
er dad Recht des Eventualbelehnten beeinträchtigt, alfo auch nicht 
die Genehmigung zu Beräußerungen des Guts duch den bejigenden 
Bafallen ertheilen”); vielmehr ift der Eventualbelehnte beredhtigt, 


2) Nah II. F.26. 83, I. F.3.pr., I. F.9 wurde die Even tualbelehnung 
paffiv nicht vererbt, wenn der Lehnsherr eine persona ecclesiastica if; in 
andern Fällen ſind bie Erben des Lehnsheren verpflichtet I. F. 3.8 1, II. F. 26. 
88, I.F.9. — Aktiv ift fie vererblih nah I. F. 9; jedoch wirb hier angegeben, 
baß alii Die entgegengeſetzte Anficht vertheidigten, welche aber verworfen wird. 

3) Auch ohne fremden Einfluß fand die Vererblichkeit in Deutſchland feit 
dem 14. Jahrh. Eingang, ab Horn p. 38 ff. — Const. Sax. II. 45 erflärt, daß, 
ba „die Sächſ. Rechte hierinnen etwas unklar”, man fie nach gemeinem Recht 
interpretiren folle; insbejondere feien bie Erben bes Lehnsheren gebunden. — 
Rah dem Baden'ſchen Gef. $ 22 ift nur ber Lehnsherr felbft, welcher fie er- 
tbeilte, verpflichtet, wogegen Das altive Recht vererbt wird. 

) Mayr 8 73 N. 5, Befeler 8 154 zu N. 14, v. Gerber 8115 NR. 8; 
anderer Anſicht Eihhorn 8220 N. e. 

5) v. Gerber $ 115 N. 2, vgl. au ab Horn p. 64; früher nahm man 
an, daß durch bie Eventualbelehnung fofort ein bingliches Hecht entftebe, 3. B. 
Weber IV. S.108ff., Mayr 872 N. 10, 11, 873, Bejeler 8 154 N. 9. 
— Ueber fuspenfio-bebingte Dingliche Rechte vgl. Köppen in Ihering’s Jahrbb. 
XI. ©. 180 ff. 

6, Weber IV. ©. 116 ff., anders nad Baden'ſchem Gef. $ 22. 

) Eichhorn 8 280 N. co, Befeler 8 154 N. 11, v. Gerberg 115.5; 
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nah dem Tode des befigenden Vafallen und feiner ſämmtlichen 
Lehnöfolger die erfolgte Veräußerung zu widerrufen und dad Gut 
von dem fpätern Erwerber mit einer dinglichen Klage beraudzuver- 
langen?). 

4. Collidirt eine Eventualbelehnung mit einer Exſpektanz, fo 
gebt erftere unbedingt vor?). 

5. Wo nichts andered nad Partifularrecht gilt, brauchen die 
Eventualbelehnten und deren Erben bei einer Veränderung in ber 
Perſon ded Lehnsherrn oder beim Tode ded durch die Eventual- 
belehnung zunädhit Berechtigten die Lehndernenerung nicht nachzu⸗ 
fuchen io). 

6. Auch ſchon vor den Allodifikationsgeſetzen kamen Eventual⸗ 
belehnungen in neuerer Zeit nur ſelten vor"). In Folge der Allo⸗ 
difikation gehen die durch die Eventualbelehmung begründeten Rechte 
nicht unter, falls dad Geſetz nicht das entgegengefebte beftimmt'?). 

IH. Die Sefammtbelehnung und Mitbelehnung. Aud 
durch Gelammtbelehnung oder Belehbnung zur gejammten Hand 
(investitura simultanea, inv. juris Germaniei oder aud), da fie 
bejonderd in Sachſen ausgebildet war, inv. juris Saxonici) konnte 


inbeffen befteht bier eine Controverfe, vgl. Struben Bedenken I. no. 89, II. 
no. 140, Weber IV. ©. 125 ff., Mayr 8 73 N. 10. 

8, Abweichend beftiimmt das Preuß. Lor. I. 18. 8 472, daß der Eventuaf- 
belehnte gegen Dritte kein Recht Hat. 

N, Eichhorn 8 220 N. q will ben Eventualbelehnten nur dann bevorzugen, 
wenn er auch vorher in ben Beſitz bes Lehns gelangt. 

10) Const. Sax. II. 45. 3. Abſatz (vgl. aber aus den Borberathungen 
Schletter kurſächſ. Eonftitutt. S. 290. N.), Struben Bebenten I. no. 88. 8 4, 
Weber IV. S.192f. — Dagegen wirb bie Lehnserneuerung ber einer Ver⸗ 
änderung in manu dominante nach dem kurſächſ. Lehnsmandat I. $ 1 und ganz 
allgemein nach dem Baden'ſchen Geſetz $ 22 geforbert. 

1) Schon im Statutenbuch von Duderſtadt aus bem 15. Jahrhundert werben 
Epentualbelehnungen verboten, ®engler c. jur. man. I. p. 926. XI; unge- 
brauchlich waren fie länzft in Medi. und Sadien, Roth 8 62, 63, Zachariä 
8111 N. 1; fie follen nicht mehr ertheilt werben nach dem Baier. Lehnsebikt 
8 41 und ber Sächſ. Berf. U. v. 4. Sept. 1831. $ 17. 

19) Nach dem Breuß. Lor. I. 18. 8 655 erlöfhen durch Aufhebung der 
Lehneverbindung alle nicht ausprüdiih ausgenommenen Anwartfchaften und 
Eventuafbelehnungen. Bgl. übrigens auch © oben zu 8 117 bie Zufammenftellung 
über die Allobifilationsgefege. 
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der Lehnsherr Jemandem ein künftiges Recht an einem Lehen kon⸗ 
ftituiren, welches fich zur Zeit noch im Beſitz eined DVafallen be 
findet. Doch find verfchiedene Perioden in Rüdfiht auf dad Weſen 
der gefammten Hand zu unterjcdheiden‘?). 

1. Wenn in älterer Zeit der Lehnöhere mehreren Berfonen, 
jet e8 den mehreren Söhnen des verftorbenen Bafallen oder bei 
Neubegründung eined Lehns überhaupt mehreren, vielleicht mit ein⸗ 
ander gar nicht verwandten Perfonen dafjelbe Gut zufammen, zu 
gejammter Hand lieh, erlangten dieſelben em gleiche Recht; fie 
alle wurden Bajallen und befanden fich gleichmäßig im Befis und 
Genuß. Gemäß der urjprünglichen Auffaffung der gefammten Hand 
galten fie dem Herrn gegenüber wie eine Perjon und follten fid 
auch in ungetheilter Xebenögemeinfchaft befinden‘), Dad Lehen ge 
hörte ihnen in der Weile gemeinſchaftlich, daß Feiner an einer be 
ftimmten ideellen Quote berechtigt war; feiner durfte über einen 
Theil, fondern nur fie alle zulammen über dad gefammte Gut ver: 
fügen). Die Kinder des fterbenden Gejammthänderd traten an 
feine Stelleie); ſtarb er ohne Kinder, fo fiel nicht ein der bisherigen 
Zahl der Gefammthänder entfprechender Theil dem Heren als erblos 
heim oder den überlebenden Gejammthändern zu, fondern diefelben 
hatten weiter das Gut gemeinfam, mit dem Unterjchiede, daB ſich 
ihre Anzahl verringert bat!). — Später nahm man intellektuelle 


18) Weber bie ältere Gefchichte ber gefammten Hand Dunder Gefammt- 
eigentbum S. 80—113, Homeyer S. 457—467, v. Sicherer über bie Ge 
jammtbelebnung in deutſchen Fürftentbümern. Münden 1866. — Ueber bas 
neuere Recht Stölzel zur Lehre von ben verichiebenen Lehnrechtsſyſtemen und 
von ber Wahrung ber gefammten Hand, im Arch. f. prakt. R. W. X. 1863. 
©. 184—216 (hier auch ©. 184 ff. Über die Literatur) und Hauſer in f. Ztiſchr. 
II. &. 451 ff. 

14) Bol. oben $ 81 und Stobbe in db. Ztfhr.f.R. ©. IV. S. 245. — 
Eine Theilung ber Nutzungen nad) Quoten ergiebt fich bereits in ben Gosl. 
Statt. S. 17. 3.27 ff. und ftörte nicht die gefammte Hand. — Eine Theilung 
per modum, qui dieitur mutschar in b. Urk. v. 1321 bei Böhmer. D. Monofr. 
I. 459. — Andere Stellen bei Lerer Wörterb. I. 2247, Wippermann Hi. 
Schriften. Heft 1. ©. 17. 

15) Kraut 8 75. no. 87, $ 210. no. 14, 15. 

16) Sächſ. Lehner. 32. 8 2. 

17) Stobbe a. a. O. ©. 243. 
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Theile der Einzelnen an und ließ Seden über feinen Theil Dispo— 
fitionen treffen'®). 

Theilen die Gefammthänder, wozu fie nady älterm Recht befugt 
waren, dad Lehen realiter unter fich, jo entitehen mehrere Lehen und 
ift die geſammte Hand gebrochen. Stirbt dann Einer von ihnen 
obne Erben, jo haben die Andern fein Recht an feiner Quote, 
jondern fällt diefelbe dem Herrn heim). 

2. Doch wurden diefe Grundjäge fchon während des Mittel- 
alters mobifizirt und ed kamen bald nad dem fähfiihen Lehnrecht 
Seltjebungen vor, daß wegen der Form der Belehnung zur ge 
ſammten Hand auch troß der Realtheilung die Wirkungen der ge- 
fammten Hand eintreten und beim Tode eined Geſammthänders 
ohne Dejcendenz in feinen Theil die andern fuccebiren follten®). 

3. Eine noch fpätere Geftaltung der gefammten Hand ijt es, 
daß die Mehreren zur gefammten Hand beliehen werden, aber nur 
Einer den Beſitz und Genuß erhält. Zunähft ſuchte man den 
Schein der gemeinichaftlichen Nutzung und Herrſchaft dadurch auf: 
recht zu erhalten, daß die Andern_einen Zind aus dem Lehn er- 
bielten (census recognitionis causa) oder daß die 2eute, welche 
auf dem Lehn ſaßen, ihnen huldigten?). Später haben die Andern 
gar feine Einwirkung auf dad Gut und keinen Bortheil aus ihm 
und treten doch die Wirkungen der gefammten Hand ein?). Hier 


18) Dunder S. ILff., Homeyer ©. 462f., 464 f. 

19, Sächſ. Lehnr. 32. $ 1. 

%) 3.8. Gercken C.D. Brandenb. II. p. 562: den mehreren Brüdern 
wird geftattet, dat sie ihre kost und ihre gut mogen enzwei setten u. 
deylen wo sie willen. Dat en schal en an irer samenden hand nicht hin- 
dern und lihen en eyn recht angevelle; vgl. auch II. no. 337. — Ur. v. 
1261 (Schöpflin Als. diplom. no. 600): Item quod si judicium communi 
dividundo inter se fecerint, si quemquam eorum sine legitimis cujusque 
sexus heredibus decedere contigerit, ad fratres superstites aut superstitem 
eadem divisione non obstante feudum ipsum integraliter devolvatur. Bgl. 
auch Dunder S. 101 ff., wo fpätere Urkunden abgedrudt find, und Homeyer 
S. 466f. — Const. Sax. II. 45. Abf. 5: bei Theilung follen Die Gejammt- 
händer „anberweit Verneuerung bes Gefammtniffes ... . . erlangen, bie ihnen 
auch unwiderleglich geliehen werben fol.” 

2) Dunder S.99 ff. 

33) Auch derartige Belehnungen kommen fchon im 13. Jahrh. vor; 3.8 
Böhmer Regeften v. 1252, 1254. no. 158, 213, v. 1307. no. 562. 
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war die gefammte Hand ein Mittel, um den Agnaten und dritten 
Perſonen, welde an ſich fein Erbrecht hatten, ein Nachfolgerecht im 
gleicher Weiſe zu verjchaffen, ald ob es ihmen bereits gejeglich zu⸗ 
ftände oder durch Gventualbelehnung ertheilt wäre®). 

4. Nach neuerem fächfiichen Recht durfte der Vaſall bei der 
Inveftitur dem Lehnsherrn noch einige Perfonen zur Mitbelehuung 
präjentiren (coinvestiti praesentati oder simultanee investiti vo- 
luntarii im Gegenſatz gegen die Verwandten, coinvestiti nati), um 
ihnen für die Zukunft die Nachfolge zu verichaffen**). 

5. Sowohl bei der ältern, wie bei der neuern Geltaltung der 
gefammten Hand mußten die Gejammtbelehnten, weil fie ald Va⸗ 
fallen galten, nad denjelben Grundjägen wie der befitende Vaſall 
die Lehnserneuerung nachſuchen und verloren bei Unterlafjung derſel⸗ 
ben ihr Nachfolgereht*). Nach neueren Geſetzen follen die Rechte 


3) Mit Recht wird in einer ſächſ. Denkichrift (bei Schletter kurfädl. 
Conſtitt. S. 290. N.) der Unterſchied hervorgehoben, daß bie Eventnalbelehuung 
ohne Borwiffen des Beſitzers, bie Mitbelehnung mit bemjelben gegeben wird. — 
Das Recht aber, welches dieſe beide Arten von Belehnung ertheilen, ift gleich, 
Dunder S. 95 ff. — Uebrigens kommt es aud vor, daß ein bereits beftehenbes 
Succeſſionsrecht durch die gefammte Hand nur bekräftigt wird. 

) Sächſ. Mandat VII. $ 1, Gothaiſches Lehnsmand. 8 173 ff. Zachariä 
Ss 87 fl. 

#3) Hommel rh. no. 910, Weber IV. S. 193 ff., Mayr SIE N. 10 ff. 
Stölzel S.192ff., Roth Medi. 8 23 N. 11, 19, Grefe II. S. 123, Stein- 
ader S. 570, Seuffert I. no.21 (Großherzgth. Heffen). — Altenb. Ep. IV. 
89, 10. — Gothaifhes Mandat $S8—10. — In welchem Umfange bie Er- 
neuerung erforderlich jet, ift partikularrechtlich verichieben georbnnet: nach Const. 
Sax. II. 45. Abf. 4 (vgl. dazu Scletter S. 290 N.) beim Tode bes Lehus- 
beren oder bes befitenden Bafallen; außerdem follen aber auch bie Söhne 
eines Geſammthäuders bei beffen Tode bie Lehnserneuerung nachſuchen, Kurſächſ. 
Lehnsmanbat I. $ 1 (Kraut $ 214. no. 26), — Nah dem R. v. Weimar 
v. 1797 (Emmingbaus ©. 715. no. 18) mäflen, wenn ein Geſammthänder 
flirbt, die übrigen bie Belehnung erneuern laſſen. — Dagegen Sächſ. Geſ. 
v. 22. Febr. 1834. $ 2: „bie Erneuerung der Mitbelehbnihaft findet bei Ber- 
änderungen, bie fi in ber Perſon des Hauptoafallen ereignen, künftig nicht 
weiter ftatt.” — An andern Orten wurde beftimmt, daß bie Lehnserneuenung 
nur beim Anfall der Succeifion (8. O. f. d. Markgrafſchaft Oberlaufitz v. 16553) 
ober nur beim Thronfall (Revers f. d. Neumark v. 1611) erforberlich fei, Dunder 
S. 111. — Bgl. au Über Fuldaiſches R. Pfeiffer Ausführungen V. S. 13f. 
Nah dem Baden'ſchen Edikt $ 21 follen zur Erhaltung bes Lehnerbrechts bei 
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der Gejammtbelehnten dur ihre Eintragung im Hypothekenbuch 
fiher geftellt werden). 

Dad durch die Gefammtbelehnung erworbene Recht geht durch 
Veräußerung ded Lehns von Seiten ded befigenden Vajallen nicht 
verloren, außer wenn die Geſammthänder ihre Einwilligung ertheilt 
haben oder der Erwerber des Guts durch Verjährung ein unangreifs 
bare Recht erlangt hat”). | 

6. Bon der deutichen Gejammtbelehnung völlig verfchieden ift 
die Mitbelehnung (coinvestitura) des langobardiihen Rechts: bier 
ericheint, wenn ein Zehn mehreren Perjonen zufammen geliehen tft, 
jeder ald Vaſall auf einen intellektuellen Theil; e8 beftehen mehrere 
Lehen, weldye dadurch eine gewiſſe Zujammengehörigfeit haben, daß 
fie jih alle auf ein reell ungetheilted Gut beziehen. Stirbt einer 
der mehreren Vafallen, fo wird er von den Andern nur unter der 
Vorausſetzung beerbt, daß fie auf Grund der Verwandtſchaft oder 
des bejondern Inveſtiturvertrages ein Erbrecht haben; fehlt es daran, 
jo fällt der betreffende Theil dem Herm heim). 

Diefe Grundjäge ded fremden Rechts und mit ihnen zugleich 
der langobardiſche Sag, dat alle Deicendenten ded primus acqui- 
rens ſucceſſionsberechtigt feien, wurden in vielen Gegenden fo feft 
tecipirt, daß hier von der deutjchen geſammten Hand feine Rebe 


ber Belehnung in Erneuerungsfällen bie erbberedhtigten Seitenverwandten mit- 
genannt werben. 

3 Das Preuß. Edikt v. 4. Aug. 1768 machte ihre Succefflonsberechtigung 
von biejer Eintragung abhängig (genauer bei v. Wilmowskis 17 ff.); nach dem 
Pr. Laudr. I. 18. 8 290 ff. bedarf es biefer Eintragung, um beeinträchtigende 
Berfügungen über das Lehn anfechten unb widerrufen zu können; dagegen ift 
fie nad $ 421 für die Erhaltung des Succeffionsrechts nur rathſam, aber nicht 
erforderlich, und fol (8 A411 ff.) daneben bie Erneuerung des Rechts ba ftatt- 
finden, wo dies in Provinzialgefegen vorgefchrieben ift, während, wo keine ſolche 
Vorſchrift befteht, die Erneuerung erft dann ftattzufinden bat, „wenn fie (bie 
Mitbelehnten) zur Succejfion berufen werben.” Bgl. auch d. Preuß. Gef. 
v. 18. April 1855 über bie Nothwendigkeit, nach eingetretener Allobififation bie 
Mitbelehufchaft beim zuftänbigen Obergericht zu den Lehnsakten anzumelden. — 
Ebenſo fordert das Gothaiſche Geſetz v. 28. Juni 1856. $ 10, 12, 14 die Ein- 
tragung zur Eonverfation des Rechts; Über Bniern Roth ®. II. 8209 N. 14. 
Bol. auch die fonftigen Allodifikationsgeſetze. 

27) Const. Sax. II. 45. Abf. 6; Preuß. Lor. I. 18. 8 289. 

2) II. F.8. $2, I. F.14. 8 2, U. F. 12. pr, U. F. 18. 
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mehr it). Wo man aber, wie in den fächfiichen Landen, daran 
fefthielt, daß nur die Defcendenz des lebten Beſitzers juccejfiond- 
berechtigt fei, fonnten die Agnaten nur unter Vermittlung der ge 
fammten Hand dad Recht der Nachfolge erhalten”). Doch find 
auch hier die aus Gejammtbelehnungen entipringenden Rechte viel: 
fach aufgehoben worbden®*). 

Do ein Lehen allodifizirt ift, fann eine Mitbelehnung natür- 
lich nicht mehr vorfommen und vererben die Mitbelehnten ihr Recht 
ohne Lehndernenerung entweder ohne Weitere auf ihre Dejcendenz, 
oder unter der Vorausſetzung, daß daffelbe im Hypothekenbuch oder 
in befondern Regiftern eingetragen tft (N. 26)). 

III. Die Lehen wurben regelmäßig für die Familie des Ba- 
fallen errichtet, fo daß fie fi vom Vater auf den Sohn oder auch 
weiter auf die Agnaten vererbten. Doch waren im Mittelalter auch 
Berabredungen zuläffig, daß dad Lehnöverhältniß von kürzerer Dauer 
fein follte, indem es nur für eine beftimmte Zeit) oder für eine 
beitimmte Perſon ohne dad Recht der Vererbung) oder in ber 


9) Bgl. 3. 8. Fichard consilia I. no. 6 u. I. no. 11, welcher es Teugnet, 
daß mit der Simultaninveftitur das Recht der Nachfolge verbunden fei, und fid 
in Spöttereien Über die entgegengefettte Anficht, über das judicium parium 
und die homines idiotae ergeht. — In Medienburg, wo feit dem 14. Jahr⸗ 
hundert einzelne Fälle vorgelommen waren, ift bie gefammte Hanb jeit bem 
16. Jahrh. nicht mehr berfümmlih, Roth Medi. Lehnr. S.93 ff.,; Über ihr ge 
ringes Vorlommen in Würtemberg Reyſcher II. $ 369 N. 5. 

20) Struben Bebenten I. no. 88 (Braunfchweig), PufendorfIV.no. 120, 
befonbers 8 12, 18. — v. Sicherer (vgl. N. 13) führt ben Nachweis in Betreff 
ber reichslehnbaren Territorien, daß die Erbfolgeberedhtigung ber Aguaten in 
einzelnen, befonber8 in ben im Sachſenſp. III. 62. $ 2 genannten 7 fächfifchen 
Fahnlehen, auf der gefammten Hand beruhte, während fie in den andern zu 
Folge des Einfluffes des langob. Rechts oder ber Weiterbildung bes beutfchen 
Rechts ein ſelbſtändiges Dafein hat. 

s, In Braunfchmweig bereits 1637, Steinader S. 577. — Nah dem 
Baier. Lehnsenikt $ 44, 61 ſollen Die Defcendenten des erften Erwerbers Succeffions- 
vechte haben und alle Mitbelehnungen fortfallen. 

3) Bol. die betaillirten Beſtimmungen des ſächſ. Geſetzes v. 22. Mai 1875, 
welches 8 15 ff. die Eintragung in befondere öffentliche Regiſter forbert. 

2) Sp z. B., wenn für bie Zeit ber Unmündigkeit bes Bafallen einem 
Andern das anevelle geliehen wird, vgl. $H11I N. 37 ff., Homeyer ©. 485 ff. 

4) So wird ber Wittwe das Lehn ihres Mannes geliehen, Homeyer 
©. 358 ff., v. Martitz ehel. Güter. ©. 145ff., 205 ff.; vol. auch Erb. 
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Meile begründet wurde, dab der Vaſall das Gut dem Herrn jeder 
Zeit) oder bei Eintritt einer beftimmten Bedingung zurückgeben 
follte. Dahin gehört au dad Pfandlehen, indem der Schuldner 
dem Gläubiger ein Gut in der Art zu Pfand giebt, daß er ald 
Lehnsherr ihn mit demfelben belehnt nnd der Gläubiger ed ihm bet 
Tilgung der Schuld wieder zurüdgeben joll®). 

In neuerer Zeit find derartige zeitlich beſchränkte Lehen ganz 
außer Hebung”). 


$ 122. Die Lehnsherrlichkeit. 


I. 1. Dad Recht des Lehnöheren beiteht aus perfönlichen und 
dinglidhen Elementen, aus einer perfönlichen Herrſchaft über den 
Bafallen, welcher zu Lehnsdienſten und - zur Lehnstreue verpflichtet 
it, und aud einer dinglichen Herrſchaft über dad Lehnsobjekt, indem 
er entweder dad Eigenthum bat oder, wenn er jelbft bereit von 
einem Lehnsherrn beliehen und nur unterer Herr tft, ein vafallitifches 
Nutzungsrecht an dem Gut hat, weldes freilich durch die von ihm 
felbft außgehende Verleihung beichräntt ift. 

2. Da man das dingliche Clement ald das ftärkere betrachtete, 
welches gewiffermaßen als feinen Appendir das perfönliche nach ſich 
zieht, ließ das aͤltere deutſche Recht auch ohne Genehmigung des 
Vaſallen die Veräußerung des lehnsherrlichen Rechts zu, falls ſie 
dad Recht des Vaſallen nicht verſchlechterte)y. Der vaſallitiſchen 
Genehmigung bedurfte es dagegen, wenn das Gut an einen niedri⸗ 
geren Herrn veräußert oder in der Art getheilt wurde, daß der 


Gunther's v. Magdeb. Lehnsbericht v. 3. 1440. 8 6 (Steffenhagen deutſche 
Rechtsquellen in Preußen S. 108). 

35) Leibe auf Treue, Homeyer S. 343 ff., Ficker Heerſchild S. 10, 327. 

36) Ueber das Pfandlehn Mayr $49, Homeyer S. 345ff., v. Gerber 
8 108 N. 14—19, v. Meibom Pfandrecht S. 368 — 391, Kohler pfandrechtl. 
Forſchungen S. 290 ff. 

7) z. B. Roth 822 N. 7. — Das Pfandlehen wirb erwähnt im Preuß. 
Sanbr. I. 18. $ 75— 78. — Bei Allodifilationen wird auch das Pfandlehen 
Eigenthum bes Gläubigers; aber es behält ber ehemalige Lehnsherr das Aus- 
ungerecht, Dernburg I. 8 366 N. 7. 

1) Quellenftellen über bie Veräußerung bei Rrant 8 232, über bas ältere 
deutſche Recht Homeyer ©. 386 ff. 

Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 29 
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Vaſall jeht mehrere Herrn erhielt. Im Fall einer erlaubten Ver 
Außerung muß ſich der Vaſall an den neuen Herrn weilen laffen, 
um mit ihm dad Lehnöverhältnig anzufnüpfen. Nach langobardiſchem 
Lehnrecht iſt überhaupt zu Veräußerungen die Genehmigung des 
Vaſallen erforderlich?) 

In Deutſchland hielt man fpäter in einzelnen Rechtsgebieten 
daran feit, daß die Stellung ded Bafallen nicht geniedrigt werden 
dürfe?); in andern achtete man bei der Bedeutungsloſigkeit des per 
ſönlichen Elements diefe Schranke nicht mehr. Wo nur der Landes- 
herr Lehnsherr fein kann, tft natürlid) eine Veräußerung der Lehns— 
berrlichfeit nicht mehr möglich. 

3. Steht die Lehndherrlichfeit dem Staat oder juriftifchen Per- 
fonen zu, jo wird fie durch Bertreter, beim Staat durch den Re 
genten (prodominium sublime), bei juriſtiſchen Perjonen durch einen 
Nepräfentanten derjelben (prodom. simplex) ausgeübt. 

II. Perſönliche Rechte. 1. Der Bafall ift dem Herm zur 
Treue verpflichtet und verfpricht fie ihm im Lehnseide. Durch den 
jelben geht er Feine einfach obligatoriiche Verbindlichkeit ein, ſondern 
verjpricht, fi) mit feiner ganzen Perfon dem Herm unterzuorbnen; 
er will ihm treu, hold und gewärtig fein, ihm Achtung und Chr 
erbietung erweilen, jeder Zeit Beiltand leiften, Gefahr und Nach⸗ 
theil von ihm abwenden u. ſ. w. Nach früherem Recht durfte er 
jelbft Verbrechen des Herrn nicht zur Anzeige oder Anklage bringen 
oder in Strafſachen gegen ihn Zeugniß leiften*). 

Gegenwärtig ift dieſe allgemeine Lehnstreue von geringer Be 
deutung und muß bet einer Gollifion mit den ftaatöbürgerlichen 
Pflichten zurüdtreten; insbeſondere darf nicht der Vaſall mit Be 
rufung auf fie dad Gerichtözeugniß gegen den Lehnöheren ver 
weigern?). 


7) II. F. 34, mit Bezug auf ein Gefek König Conrads; doch wird bier 
auch auf partifuläre Lehnsgebräuche Bezug genommen, nach benen die Genehmi- 
gung des Vaſallen nur bei einer Veräußerung an einen niedrigeren Herrn er⸗ 
forberlich ift. 

3) Pr. Lor. I. 18. $ 182; Baden'ſches Ed. 8 24: „bie Lehnsherrlichleit 
kann nicht zur ärgeren Hand übertragen werben.” 

4) Ueber das Ießtere Homeyer ©. 373f., II. F. 33. $ 6. 
5) Br. Lor. 1.18. 8 143 ff., 149: „Handlungen des Bafallen, woburd ders 
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2. Der Bafall war regelmäßig dem Heren zu Dieniten, bei 
eigentlichen Leben zu ritterlichen Dienften verpflichtet, welche theild 
Kriegsdienfte, theild Hofdienfte waren. Das Maß und die Art der 
Kriegäpfliht war in Partikularrechten und den Lehnöverträgen ge 
nauer normirt). Schon in vergangenen Sahrhunderten wurden 
dieſe Kriegödienfte in manden Ländern abgelöjt”) und als Aequis 
valent dafür Steuern, fog. Ritterpferbögelder, auf Die Güter gelegt 
(die ſog. Adäration des Lehnsdienſtes)s), und heutzutage kommen 
fie gar nicht mehr vor, da die Kriegäpflicht nicht auf einem befon- 
dern Verſprechen beruht, jondern eine allgemeine ftaat8bürgerliche 
Pflicht ift. 

Hofdienfte (jog. Hoffahrt) werden auch jebt noch in einzelnen 
Ländern gefordert?). 


ſelbe nur die Durch Geſetze worgefchriebenen bürgerlichen und Unterthanenpflichten 
befolgt, können, wenn fie auch zum Nachtheil des Lehnsherrn ausjchlagen, für 
Felonie niemals geachtet werben.” — Nah bem Baier. Eb. $ 80 verpflichtet bie 
Lehnstrene den Bafallen, ohne Bewilligung bed Lehnsherrn nicht in fremde 
Staats: oder Kriegsbienfte zu treten; vgl. auh 8 183. — Zachariä $ 132. 

5 Vgl. 3.8. Kraut 8229. no. 8 — 11. — Struben Nebenftunden I. 
no. 5. — Ueber den Lehnsbienft in Medlenburg Roth S. 87 ff. 

) 3.8. Mon. Boiea XXVIII® p. 510 (au XXIX® p. 224) v. 3. 1256 
ein Weisthum über die Königsſteuer ber Miniftertalen von Paffau an ihren 
Biſchof: quod infeudati .... pro predicto jure, quod chunigsteura dicitur, 
non tenentur ire cum Domino Episcopo in negotiis Imperii nec dare 
steuras ad eandem expeditionem. Si vero alias pro necessitate Eccelesiae 
iverit, illne sibi obsequi tenebantur. — R. v. Blantenberg in Weftph. bei 
Grimm Weisth. III. S. 21. — In Medienburg beftand ber perfönliche Lehns⸗ 
Irtegsbienft Bis in das 16. Jahrh. hinein, Roth 8 30 N. 82 und $ 31; ebenfo 
in Braunfchweig, Steinader $ 253 N.4. In Sachſen wurbe 1704 das lebte 
Aufgebot erlaffen; doch kam es nicht zur wirklichen Leiftung ber NWitterbienfte, 
Zachariä 8134 N. 1. 

s) In Würtemberg war bie Dienſtpflicht noch bis in Dies Jahrhundert 
anerkannt; doch war e8 dem Vaſallen freigeftellt, ftatt des Naturaldienftes ein 
Erſatzgeld für jedes Lehnpferdb zu erlegen, Reyſcher II. 8 380. — Ueber bie 
Nitterpferbgelber in Sachſen Zachariä 8 135. — Eichhorn Aber Allodifi⸗ 
fation der Leben. 1828. ©. 13ff. — Einige Nacmeife bei Kraut $ 229. 
no. 13 — 19. — Nah dem Baier. Lehns⸗Ed. 8 81: „jährliche Abldfungstare an 
den oberften Lehenhof“, vgl. auch $ 82 u. 83. 

2) In Medienburg (Roth 8 32) gehörte im 16. und 17. Jahrh. dahin 
auch die Pflicht, auf den Landtagen zu erfcheinen; jett kann ber Landesherr 
jeder Zeit, nicht bloß bei bejondern Gelegenheiten, Ehrenbienfis fordern. — 
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3. Der Bafall war verpflichtet, in Lehnsſachen die Gerichts: 
barkeit ſeines Herm anzuerkennen und ihm bei Ausübung derjelben 
zur Seite zu ftehen!). Bor dem Lehndgericht, welches der Herr 
mit feinen Mannen ald Beifigern abhielt (pares curise, Lehnshof, 
curia feudalis), wurden Handlungen freiwilliger Gerichtöbarfeit vor- 
genommen und Lehnöftreitigkeiten entichieden. 

Nach älterm deutihen Recht gehörten vor die Lehnsgerichte 
alle Streitigkeiten zwilhen dem Herm und Bajallen und zwifchen 
zwei Vaſallen deſſelben Herrn, fall8 fie ſich auf das Lehnsverhältniß 
bezogen"). Im langobardiſchen Recht werden nur einzelne Fälle 
ohne feſtes Prinzip aufgezählt. Die Abgrenzung der Lehnsgerichts⸗ 
barkeit gegen die Iandrechtliche gehörte dem Partilularredyt an; regel- 
mäßig erſtreckte erftere ſich weiter, als nach älterm deutſchen Recht, 
auch auf Streitigkeiten zwiſchem dem Land⸗ und Lehnserben, auf 
die Sonderung des Lehns vom Allod, auf die Fälle von Lehns—⸗ 
ſchulden und den Konkurs über ein Lehngut, auf Prozeſſe mit 
dritten Perſonen, welche Stücke des Guts als Allod in Anſpruch 
nehmen u. |. w."). 


Nach dem Baden'ſchen Ed. 8 26: Erſcheinen zur Vermählungsfeier des Lehns- 
berrn ober feine® bereinfligen Nachfolgers, zum Antritt ber Lehnsregierung unb 
zur Leichenbegleitung bes Lehnsherrn und Lehnefolgere. — Baier. Ed. & 81: 
am Hof des Herrn erfcheinen, ſobald biefer es forbert. — In Sachſen und 
Braunſchweig waren bie Ehrendienfte ſchon Tängft außer Gebrauch, Zachariä 
8136, Steinader $ 253 N. 5. 

10) In der Karolingifchen Zeit gehörten bie Streitigkeiten zwiſchen bem 
Seren und Bafallen über die Benefljien zur Competenz ber Öffentlichen Ge⸗ 
richte; die Lehnsgerichtsbarkeit bat ſich erft in der folgenden Zeit entwidelt, 
Roth Feubalität und Untertbanenverband ©. 224 ff., vgl. auh ©. 213 R., 
Waitz Verf. G. IV. S. 227f., 391. 

11) Homeyer II. S. 563 ff., Bland Ger. Verf. I. ©. 15 ff. 

12) Nachweifungen aus dem Mittelalter bei Kühne Gerichtenerfaffung in 
d. Mark Brandenburg II. S. 803 ff. — Ueber bas fpätere Recht vgl. Hommel 
rhaps. no. 805, 809, 812, 821, 822, 824, 826— 828, 832, 884 ff. 842, 843, 
855—862, Pufendorf IV. no. 174, Eihhorn $ 215. — Roth 8 35, 
Zahariä 5233, Pfeiffer prakt. Ausführ. II. no. 8. S. 318 ff. (fpeziell über 
Kurhefien S. 321 ff.). — Biel beſchränkter ift die Competenz nad dem Preuß. 
Landr. 1.18. 8 170: ‚nur Streitigkeiten zwifchen dem Lehnſsherrn und bem 
Bafallen, ven Agnaten ober Mitbelehnten, ober zwifchen biefen unter ſich, welde 
die aus der Lehnseigenſchaft entftehenben Rechte und Berbinblichleiten betreffen“, 
8 171, 172. 
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Aber ſchon längft werden nicht mehr die mit Mannen beſetzten 
Lehnögerichte abgehalten"), jondern die Lehnöftreitigfeiten von den 
ftaatlichen Gerichten entichieden*), woher dieſer Ausfluß der Lehns⸗ 
treue gleichfalls verfchwunden tft. Die neue Yuftizgefepgebung Tennt 
feine bejondern Lehnsgerichte, jo daß jebt in ganz Deutichland Lehns⸗ 
ſachen vor die ordentlichen Gerichte gehören. 

Für freiwillige Lehnsſachen (Belehnungen, Beitätigung von Ver⸗ 
trägen über dad Lehn, Beitellung von Lehnsvormündern) wurden 
bejondere höhere Berwaltungsbehörden beftimmt (Lehnskammern, 
Lehnshöfe) und haben theilweife noch ihre Competenz behalten*). 

4. Der Lehnsherr hat gegenüber dem Bafallen ein Recht auf 
Lehnderneuerung). Da die Lehen urjprünglich nicht erblich waren, 


18) Ueber Lehnsgerichte in der Mark Brandenburg Kühne IL. S. 303 ff. 
— lieber die Beiftter in ben Lehnsgerihten Bland I S. 105—107. Schon 
am Ende des Mittelalters zog man zu ben Lehnsgerichten auch andere Perſonen 
zu, welche nicht Mannen waren, Stobbe Geſch. ber d. Rechtsquellen II. S. 97 
N. 52, S. 110, S. 134 NR. 78. — Ein intereffantes Protokoll Über ein Mannen- 
gericht zu Hersfeld v. 3. 1523 bei Grimm Weisth. III. S. 340-342. — Ale 
letztes Beifpiel eined Mannengerichts wirb Überall Das des Fürſten von Hohen⸗ 
Iobe v. 3.1788 angeführt (Kraut $ 231. no. 12). In Medlenburg (vgl. Roth 
8 33 ff.) wurde ſchon 1725 vom Herzog bemerkt, daß das judicium parium feit 
ein bis zweihundert Jahren aufer Uebung fei, und wird die Mannengerichtsbarkeit 
buch den Erbvergleich von 1755 befeitigt, Roth $ 34 N. 34, 35. — Struben 
Bed. III. no. 88 führt eine Anzahl von Ländern auf, in denen feiner Behaup⸗ 
tung gemäß noch Lehnsgerichte beftänden; inbeffen find feine Nachrichten auch 
für die damalige Zeit mit Mißtrauen aufzunehmen. 

214) Das Preuß. Landr. I. 18. $ 169 bielt bie befondere Lehnsgerichtsbar⸗ 
feit noch in gewiffen Umfange aufredht. — Nah bem Baier. Ed. $ 214, 215 
follen alle ftreitigen Lehnsſachen von den Serichtshöfen im gewöhnlichen Prozeß- 
verfahren entſchieden werben; vgl. auh Grefe IL ©. 118ff., Reyſcher II. 
8383 N. 5. 

In dem Baden'ſchen Edikt $ 25, welches außer dem Lanbesherrn auch 
noch Stanbesheren als Lehnsheren kennt, wurbe e8 bei deren Lehnsgerichtsbarkeit 
(nicht Mannengeridhte, fondern der Hof des Lehnsherrn) noch gelaffen. — Da⸗ 
gegen waren in ber Provinz Sachſen, wo noch Privat- oder Afterlehen beſtanden, 
die Privatlehnshöfe nicht mehr zur Entſcheidung von Prozeſſen, fondern höchſtens 
für Alte ber freiwilligen Gerichtsbarkeit fompetent, vgl. Pinber I. 8 2457-2459, 
und II. S. 609 ff. 

15) Preuß. Landr. I. 18. 8 166, 167, Baier. Ed. 8 2i6ff., Grefe II. 
&. 117 f. 

16) Ueber das Ältere deutſche Recht Homeyer S. 469; im allgemeinen 
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lag es im Belieben des Erben des Lehnsheren, ob er fie dem Va—⸗ 
fallen laffen, und im Belieben des Lehnsherrn, ob er fie den Erben 
feined Bafallen wieder leihen wollte Daber jollten beim Tode des 
Lehnsherrn ober bed Vaſallen der Bafall refp. der Erbe deſſelben 
den Herrn um die neue Verleihung des Lehns erinchen (muthen, 
sinnen). Dabei blieb e8 auch, nachdem die Lehen langſt erblid 
geworden waren, und ed bedurfte bei einer Aenderung in der Perjen 
ded Lehnsherrn (Thronfall) oder in der des Bafallen (Lehnsfall) der 
Lehnderneuerung; biejelbe war dadurch beſonders motivirt, daß der 
Vaſall dem Heren die Treue von Perjon zu Perſon angeloben follte. 

Der Bafall bat dad Lehen innerhalb Jahr und Tag nach er 
langter Wifjenfchaft von der Veränderung in der herrſchenden oder 
dienenden Hand zu muthen!”); ift er in dDiejer Zeit an der Muthung 
verhindert, jo fol er eine Verlängerung der Frift nachſuchen (Lehns⸗ 
indult). Für den unmündigen Vaſallen muthete nah älterm 
deutichen Recht der Vormund und der Vaſall jchwor den Treueid 
erft, nachdem er mündig geworden war'). Nach langobardiſchem 
Recht brauchte für den unmündigen VBajallen nicht gemutbet zu 
werden und begann die einjährige Muthungsfrift erſt nach erreichter 
Mündigkeit zu laufen!). Bon den Partikularrechten halten mehrere 
am ältern Standpunkt feft und verpflichten den Vormund zur 
Muthung für den Unmündigen?). 


Weber IV. ©. 173—229. — Bgl. au das Sächſ. Mand. v. 1764, wie es mit 
Sudung und Renovation ber Lehen gehalten werben foll; Br. Landr. I. 18. 
8 102 ff. — Ueber die Lehnserneuerung von Seiten der Eventualbelehnten und 
der Geſammthänder oben $ 121 N. 10, 25. 

1) Jahr und Tag nach älterm deutſchen Recht Homeyer ©. 470, im 
Sinne von ein Jahr, 6 Wochen und 3 Tagen (oben L 868 N. 5ff.); iu II. 
F. 24. pr., II. F. 40. pr., II. F.52. $3, O.F.55: per annum et diem, wo- 
gegen I. 22. pr: annum et mensem (Über diefe ital. Frift oben I. 868 R. 11). 
— 1 Jahr, 6 Wochen, 3 Tage nah Würt. Recht (Reyfcher II. SITZ N. 1), 
nah dem Baier. Lehnsedikt $ 66; ein Jahr und 30 Tage: Preuß. Lor. I. 18. 
$ 121, Baden’jches Ep. 8 10; nach meckl. Recht wörtlich ein Bahr und ein Tag, 
Roth 839 N. 3. 

18) Homeyer II. ©. 480 f. 

19) I. F.55, II. F. 26. 8 12, 13. 

20) Kraut Vormundſchaft III. ©. 53ff.e — Das Kurſächſ. Mandat ver- 
pflichtet den VBormund, für den Unmündigen Indult zu fuchen; im Fall feiner 
Säumniß wird aber der Mündel in integrum refitnirt. — Preuß. Lantı. 
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Wer die Lehnserneuerung ohne audreichende Entſchuldigung 
(sua incuria vel negligentia, II. F. 55. $ 2)”) unterläßt, verliert 
zur Strafe dad Leben. Neuere Partifularrechte beftimmen, mit 
Iheinbarem Anhalt an das Iangobardiihe Recht, daß die Unter 
laffung nur im Falle von dolus, bei wirklihem Vorſatz, nicht bei 
Berjehen, den Lehnöverluft zur Folge babe”). 

Auch ſchon vor der Allodififation ift in einzelnen Ländern die 
Lehnderneuerung beim Herrenfall aufgehoben®). 

5. Nah Partikularredhten iſt an den Herrn bei der Xehnd- 
erneuerung oder Beleihung eine Abgabe (Lehnware, laudemium, im 
Mittelalter auch herwede genannt)*) zu zahlen, regelmäßig jedoch 
nur wenn dad Lehen an Seitenverwandte des lebten Befiperd oder 
an einen Käufer gelangt”). 


I. 18. $ 112: Minderjährige erhalten durch den Vormund ihre Belehnung, 
8 114, 115. — Nah Braunfhw. R. (Steinader $ 251 N. 12) gelobt ber 
Bormund vorläufig die Erfüllung der Lehnspflicht mittelt Handſchlages. — 
Baieriſches Edikt 8 139, Baden'ſches Edikt 8 21. — Nah Medlenb. Recht 
(Roth 8 40 N. 6) ſchwört fogar der Vormund für ben Unmünbigen ben 
Treueib. 

#1) Ueber bie Entſchuldigungsgründe II. F. 24 pr., bejonbers II. F. 52. 
8 3: si vasallus non dolose per annum et diem steterit.... Dolus enim 
abesse videtur, si justa causa impediente steterit; ber dolus bildet ben 
Gegenſatz der justa causa und begreift auch bie incuria unb negligentia in 
ih; Weber IV. S.210ff., Eichhorn 8 216 N. q, r. — Ebe jo beflimmen 
auch zahlreiche beutihe DOuellen, Homeyer ©. 473, 506, J ıtner bifter. 
Entwidelung II. S. 223 ff.; Mon. Germ. LL. II. p. 400. ı. 1274: per 
negligentiam vel contumaciam. — Bgl. auh Franklin KReichshofgericht 
I. ©. 154 f., 175. 

3) Struben Bedenken II. no. 91, Hagemann Erörter. VII. no. 114, 
Pfeiffer pralt. Ausführungen V. no. 2. ©. 5iff. — Kraut $ 231. no. 21, 
23. — Baier. Ed. 8 69, 70, 183. — Baden'ſches Ed. 8 13, 34. — Zachariä 
8125, 222, Grefe II. S. 122. — Nach Breuf. Lor. I. 18. $ 146, 147, 151, 
153, 157 wird bie Verzögerung mit Geldbuße bebroht und liegt eine wahre 
Selonie nur vor, wenn fih der Bafall betrügli der Lehnspflicht zu ent- 
ziehen ſucht. 

2) Nah Sächſ. G. vo. 22. Febr. 1834. $ 1 für die Güter, an benen ber 
König die Oberlehnsherrlichkeit hat. 

A) Weber IV. S. 230 ff. — Kraut $ 232. no. 30 ff. — Roth ©. 55 ff., 
113f., Reyſcher 8 374. N. 6, Grefe II. $ 43, Steinader $ 252. — 
Seuffert XVII. no. 268. 

35) Bol. oben $ 120 N. 21. — Es find biefelben Fälle, in welchen ein 
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III. Dinglide Rechte. Sft der Lehnsherr Cigenthümer des 
Guts, fo behält er trob der Verleihung das Eigenthbum; in ber 
Literatur bildete fich die Auffaffung aus, daß er das dominium 
directum und der Vafall dad dominium utile babe (oben $ 80). 
Sft der Lehnsherr ſelbſt Vaſall eines obern Herrn, jo bat er ein 
dingliches Recht am Lehngut, weldye8 durch die Verleihung des 
Lehns an den Vaſallen beichränkt, aber nicht aufgegeben wird”). 

Durch die Verleihung find die wejentlichiten Rechte des Eigen⸗ 
thumd zur Ausübung auf den Vafallen übergegangen und der Lehns⸗ 
berr bat nur die Ausfiht auf den Rüdfall der vafallitiichen Rechte 
an ihn”), Das Herrſchaftsrecht des Heren über da8 Gut Außer 
ſich während des Lehnbeſitzes des Vaſallen darin, daß er Diäpe 
fitionen deffelben zum Nachtheil des Lehns (Deteriorationen) ver: 
bindern Tann”), daß Beräußerungen und Belaftungen des Lehns 
von feiner Genehmigung abhängig find, daß er über das Zehn ſo— 
weit diöponiren darf, ald dadurd die Rechte des Vaſallen nicht 
gefränft werden: er kann feine Xehnöherrlichkeit veräußern (N. 1 ff.), 
Erpeltanzen und Eventualbelehnungen ertheilen. Dritten Perjonen 
gegenüber hat der Herr dad Recht der Vindikation”). 


Laudemium auch an ben Gutsherrn gezahlt wird. Die Abgabe erklärt fi 
daraus, daß nah urjprünglihdem Recht nur die Defcendenten des lebten Be 
figer8 berechtigt waren; fie ſcheint im Recht der Minifterialen ihr Fundament 
zu haben und von bier aus auf bie Lehngüter übertragen zu fein. Bgl. bie 
Stellen bei Kraut $ 232. no. 30 ff. und Grimm Rechtsalterth. ©. 373 f., 569, 
auch v. Martitz ehel. Güterr. S. 114. — Beyer Url. 2. I. no. 571. a. 1152: 
eine feudi oblatio; cujuscunque vero sexus eis heres successerit, etsi 
non propingquior, qui de eorum cognatione fuerit, idem castrum..... 
absque jure quod vulgariter dieitur heregewede . . recipiet. — An bus 
Hofrecht erinnern die Beftimmungen z. B. auch in ber Url. v. 3. 1196 in 
Erhard’s C. D. no. 551. — Irrig nimmt Riedel Marl Brandenburg IL 
©. 121 an, daß bie außerordentliche Abgabe ber Lehnbede auf eine einmalige 
Leitung, das herwede, firirt fei. 

3), Darüber, daß nach den Duellen bes Mittelalters ber Lehnsherr im 
Berhältniß zu feinem Bafallen nicht bie Gewere bat, vgl. oben 8 72. ©. 1Öfl. 
auch 8 71. 8. b. 

7) Die mittelalterliden Quellen bezeichnen daher das Recht bes Herrn 
als anevelle, Homeyer ©. 486 und oben 8 TI NR. 10. 

33) 9. Gerber 8 123 N. 3. 

39) Seuffert VIII. no. 278 (Caflel), XV. no. 150 (Celle). 
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8123. Das Recht des Bafallen. 


Das Recht des Vafallen enthält gleichfalls perjönlidhe und ding» 
lihe Elemente. 

I. Perfönlide Rechte. Der Vaſall hat dem Herrn gegen: 
über das Recht auf Schup und Unterlaffung jeder ſchädlichen Hand» 
lung (Lehnöproteftion). Hatte Died perjönliche Recht ſchon im Mittel 
alter eine verfchwindend geringe Bedeutung gegenüber dem realen 
Recht am Lehn, jo ift der lehnsherrliche Schup im neueren Recht 
ohne alle Bedeutung, da er durch den ftaatlihen Schuß überflüjfig 
geworden iſt. Es bleibt nur der Sab übrig, daß feindfelige Hand» 
lungen des Lehnöheren gegen den Vaſallen, welche, wenn fie der 
Bafall gegen den Lehnsherrn beginge, mit dem Verluſt des Lehns 
beftraft würden, für den Lehnsherrn mit dem Verluſt der Lehns⸗ 
herrlichkeit bebroht ſindy. Wo nur der Landeöherr die Lehnsherr⸗ 
lichfeit haben darf, Tann von einer Felonie des Lehnsherrn feine 
Rede mehr fein. 

II. Dinglide Rechte. 1. Der Bafall hat an dem Lehen 
das ausgebehntefte dingliche Nutzungs⸗ und Herrſchaftsrecht. Während 
dafjelbe im ältern deutichen Recht ald gewere'*), im langobardifchen 
Recht als possessio oder ususfructus bezeichnet wird?), hat die 
ipätere Doktrin es als dominium utile, Nutzungs- oder Unter- 
eigenthbum bezeichnet?). Dad Nupungd- und Dispoſitionsrecht des 
Bafallen findet eine Schranfe an dem Recht ded Herrn und darf 
nicht zum Nachtheil derer auögeübt werden, weldhe nach ihm einen 
Anſpruch auf den Erwerb des Lehnd haben. In den legten Jahr⸗ 
hunderten ift e8 weit über feinen urjprünglihen Inhalt hinaus ges 
gangen und fchließlich in vielen Ländern durch Aufhebung der Lehnd- 
herrlichkeit aus einem weitgehenden dinglichen Recht an einer fremden 
Sade zum Eigenthbum erhoben worden, welche nur im Snterefje 
der Lehnsfolger gewiſſen gejeplihen Beſchränkungen unterliegt. 

2. Der Vaſall hat dad Net, die natürlichen und civilen 


1) II. F. 26. 8 24, Pr. £or. I. 18. 8 164. 

12) Ueber die Lehnsgewere zuletzt Planck Ger. Berf. I. S. 589 ff. 

) II.F.8. $4. 

2) 880. S. 58ff. — 3.8. fprechen das Br. Lor. J. 18. 8 13, Baier. Ed. 
8 85 dem Bafallen das Nutungseigenthum zu. 
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Früchte des Guts zu erwerben; er wirb Gigenthümer der natürlichen 
Früchte bereitd durch deren Separation. Ob er auch Eigenthümer 
bed im Gute gefundenen Schabed werde, ift beitritten und im den 
Partikularrechten verjchieden entſchiedeny. Cr übt die mit dem 
Beſitz des Guts verbundenen Gerechtigkeiten aus, z. B. Reallaſt⸗ 
berechtigungen, Patronat, die Patrimonialgerichtsbarkeit u. ſ. w. 

Statt die Früchte ſelbſt zu ziehen, kann er dad Gut ver—⸗ 
pachtens). Stirbt der Bajall vor dem Ablauf des Pachtkontrakts 
jo find die Defcendenten und diejenigen Xehnsfolger, welche fein 
Allod erben, an denſelben gebunden, während die fonftigen Lehns⸗ 
folger und der Lehnsherr, wenn an fie das Lehen fällt, ihn auflöfen 
könnens). Die Verleihung zu Erbpacht war nad) gemeinem Recht 
und ift auch noch nach mehreren Partifularredhten unterfagt?). 

3. Der Vaſall darf nach deutihem und nad langobardiſchem 
Recht ohne Genehmigung de8 Herrn dad Lehn durch Afterleihe 
einem Andern in der Weile verleihen, daß er felbft unterer Herr 
und fein Vaſall unterer Bafall wird (subinfeudatio per dationem)?). 
Ein jolder unterer Vaſall ift, wenngleich er nur zu feinem Herm 
in einem unmittelbaren Dienftverhältnig ftebt, auch dem obem 
Herrn zur Treue verpflichtet; fällt ber untere Herr ganz fort, fo 
muß fi) .der untere Bafall zum obern Herrn in ein unmittelbares 
Lehnöverhältniß begeben, wie andererjeitd der obere Herr ihn al 


% Oben 8 80 N. 18 und unten 8 149 NR. 31. 

5) Homeyer ©. 432f., IL. F.9. 83. 

6, Roth 867 N. 8 ff. 

7) Es ift dies ber im langob. Lehnrecht oft erwähnte contractus libel- 
larius. Nah I.F.5. 82, 4. I. F. 13. pr., 8 2 ifi es zulälftg, weniger als bie 
Hälfte des Lehns in Erbpacdht zu geben; doch nimmt Das Recht des Erbpächters 
bei der Rüdlehr des Lehns an ben Herru fein Ende; J. F. 13. 8 1 führt die 
Anfiht der Mailänder an, daß auch das ganze Leben in Erbpacht gegeben 
werben kann; II. F.9. $ 3 unterfagt völlig den contr. libellarius. — Bgl. auch 
unten $ 124 N.6. — Wäbhrenb früher andere Beftimmungen beftanben, ver 
bietet die Erbpacht das Pommer'ſche Recht (v. Wilmowski S. 97 f.), ebenfo 
bag Meckl. R.(Roth S. 178). Carpzov (Emminghaus ©. 177. no. 3) bes 
hauptet als allgemeine Obſervanz, daß wüſtes Land vererbpachtet werben dürfe 
— Das Pr. Lor. J. 18. 8 192 geſtattet die Erbpacht, und nach einer Hannover⸗ 
ſchen Entſcheidung von 1835 (Grefe II. ©. 130f.) berechtigt bie erfolgte Ver⸗ 
leihung zu Erbzinsrecht den Herrn nicht zur Privation. 

8) Homeyer ©. 287 f., 431 ff., 517 ff. 
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vasallus primus annehmen muß?) Nach Partifularrecht fallt bei 
GSrledigung des Lehnd von dem Obervaſallen an den Oberlehnd- 
bern dad Recht des Aftervafallen fort!%); oder ed fol, wo dies 
nicht der Fall iſt, weil bier die Afterleihe den Heimfall des Guts 
an den oberen Lehnsherrn aufhalten würde, jede Afterleihe von dem 
Conſens des Herm abhängig fein und, fall fie ohne feinen Conſens 
ertbeilt ift, mit Verluſt des Lehns oder font ald ein Xehnöfehler 
beitraft werden"). 

Unbedingt unzuläffig iſt die Afterleihe in der Weife, daß der 
Bafall das Lehen einem Andern überträgt und von ihm ald Lehne- 
herrn zurüdempfängt, fo daß zwiſchen ihn und feinen Lehnsherrn 
eine dem urjprünglichen Verhältniß fremde Perſon eingeſchoben wird 
(subinfeudatio per oblationem). 

4. Der Bafall kann die Bewirthichaftung des Guts nach freiem 
Ermeſſen führen), die biöherige ändern, neue Gebäude aufführen, 
Beränderungen mit der Subftanz vornehmen, neue Rechte, bejonders 
Servituten, für das Gut erwerben u. |. w.'2). Andererſeits ift er 
verpflichtet, die auf dem Gut rubenden Laften abzuführen und 
Reparaturen aus eignen Mitteln zu tragen. Unwirthſchaftliche Die- 
pofitionen oder ſchlechte Verwaltung ded Gutd berechtigen den Herrn 
zur Einziehung‘). 

9) 1I.F.9. 82, II. F. 34. $ 3. 

10) Bol. [fon Franklin sententiae euriae regis S. 9. no. 12, 13 mit 
Bezug auf bie Regalien ber geiftlihen Herrn. Bon neueren Partikularrechten 
Br. or. I. 18. $ 219, 220, 223—226, Steinader ©. 567. 

1) Braunſchweiger BO. v. 1745, Altenb. Lehns-Ed. 1795. III. $ 16. — 
Nach dem Gothaifhen Edikt $ 212 iſt die Afterleibe nur mit Conſens bes 
Lanbesherrn, des Lehnsheren und ber ſämmtlichen Mitbelehnten zuläffig. — Da 
wo nur ber Landesherr Lehnsherr fein kann, ift eine Afterleihe fernerhin nicht 
möglich; vgl. Baier. Ed. $ 23—33, 88, wo auch Beſtimmungen über die Auf- 
bebung der beſtehenden Afterleihen getroffen find. — Ohne Conſens des Lehns⸗ 
herrn ift die Afterleihe geftattet im Br. Lor. I. 18. 8 210, 211; dagegen ge» 
währt feine Zuſtimmung dem Aftervaſallen Vortheile. 

19) Befondere Beichränfungen beſtehen mit Bezug auf das Hecht ber 
Holzfällung nah Medi. R. (Roth 8 44. S. 118F.); die ähnlichen Beſchrän⸗ 
tungen für Bommern find nur zum Theil durch das Preuß. Kulturedilt vom 
14. Sept. 1811 befeitigt, indem die Anwärter noch ein Recht bes Widerſpruchs 
behalten, v. Wilmowski ©. 29. 

18) II. F. 8. 83, II. F. 28. 8 2. 

19 II.F.8. 93, II. F. 27. 8 16. 
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Belaftungen des Gutd durch Perſonalſervituten (Leibgeding, 
ususfructus) oder dur Prädialſervituten, gleichviel ob fie vom 
Bafallen vertragsmäßig beftellt oder von dem Dritten durd Ber 
jährung erworben find, müſſen die Erben des Bafallen anerkennen, 
fallen aber fort, wenn dad Gut an Agnaten, welche nicht zugleich 
feine Allodialerben find, oder an den Lehnsherrn fommt®). Die 
Unvordenklichkeit fchließt aber den Widerſpruch des Lehnsherrn oder 
Lehnsfolgers aud!®). 

5. Der Vaſall ift zur Anftellung von petitoriidhen!”) und 
pofjefforiichen Klagen über das Lehn und die mit dem Lehn ver 
bundenen Rechte legitimirt und in ſolchen Prozeffen auch der rechte 
Bellagte!). Die in ihnen ergangenen Erfenntnijfe und die zur 
Beleitigung der Streitigkeiten abgefchloffenen Bergleiche'?) find nad 
gemeinem Lehnrecht, dummodo fraudulenter actum non sit, für 
die Lehndfolger und den Lehnsherrn verbindlich”); nach neueren 
Partifularrechten ift der Lehnsherr an den Ausgang des Prozefles 
nur dann gebunden, wenn er zu ihm zugezogen war?). 

III. Abgejehen von den perjönlichen Verpflichtungen des Ba- 
jallen zum Lehnsdienſt, zur Lehndtreue, zur Lehnderneuerung, welche 
perjönlichen Rechten des Lehnsheren korreſpondiren ($ 122. IT), iſt 
der Bafall theild nah langobardiſchem Recht, theild nad Partikulars 
rechten zu befondern Leitungen an dritte Perfonen im Fall des 
BDedürfniffes verpflichtet. In ihrer regelmäßigen Geftalt ſind die 


15) II.F.8. 82, Roth 8 67 N.12ff., Seuffert I. no. 322. — Mit 
Bezug auf die burh Verjährung entftandenen Dienftbarleiten Erf. d. RchsGer. 
II. no. 62, VI. no. 76. 

16) Seuffert I. ©. 343 N. 1. 

1) Die dingliche Klage wirb eine quasi vindicatio utilis genannt, woher 
man auch geneigt war, dem Bafallen das dominium utile zuzufchreiben; oben 
880 N. 6. 

16) II. P. 8. $ 1: Rei autem per beneficium recte investitae vasallus 
hanc habet potestatem, ut tanquam dominus possit a quolibet possidente 
sibi quasi vindicare et si ab alio ejus rei nomine conveniatur, defensionem 
opponere, II. F.43, II. F. 26. 8 28, Baier. Ed. $ 85. 

19) Ueber Vergleihe Weber IV. S. 371 ff. — Eine Abtretung bes Lehns 
durch Vergleich ift unzuläffig, Baier. Ed. $ 88. 

%) II. F. 43. 

21) Br, Lor. I. 18. 8 258. 
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jelben Feine Reallaften, treffen nicht alle Erwerber des Lehns, ſon⸗ 
dern nur Diejenigen, welche zu der Familie des früheren Lehnsbeſitzers 
gehören, und nur unter der Vorausſetzung, daß die Erträgniſſe des 
Lehns reichlich find und fein fonftiged Vermögen da ift, aus welchem 
die Zeitung erfolgen koͤnnte“). 

Nach Iangobardiihem Recht hat der Bafall bei reichlichen Ein- 
fünften des Lehns den Lehnöfolger, welcher wegen Törperlicher oder 
geiftiger Gebrechen das Lehen nicht erhalten kann und übergangen 
wird, im Fall feiner Bedürftigkeit zu alimentiren®). 

Partilularrehte haben ähnliche Berpflichtungen für analoge 
Zälle geichaffen®): 

a) der Lehnöfolger fol die bedürftige Wittwe des vorigen Lehns⸗ 
beſitzers bei ausreichenden Erträgniffen des Lehns alimentiren *); 

b) defjen bedürftige Tochter alimentiren, reſp. bei ihrer Der: 
beirathung ausftatten®) ; 


2) Bgl. darüber barliber v. Gerber Abhandlungen I. S. 167 ff. 

3) LF.6. $3, Roth ©. 254 N.22, Gierke de debitis feudalibus, 
1860. p. 22—26. 

2) Man faßt diefe Verpflichtungen bes Vafallen unter dem gemeinjamen 
Kamen onera feudi zufammen. 

3) Struben Bed. V.36, Weber IV. S.583 ff., Befeler 8 162 R. 19, 
Gierke S. 35 ff. — Roth S.242f., 245 ff. Gothaiſches Lehnsmandat 8 128 ff., 
Baden'ſches Lehnsgefeg $ 31, vgl. auch Baden'ſches Gele v. 25. Nov. 1831. 
art. 2. 

%) Nürnb. Ref. v. 1522. XIV. c. 1, v. 1564. tit. 34, c.1, Abf. 3; Fränl. 
LandGer. DO. III. 75. 8 7. — Nach ſächſ. Recht follen die Töchter allen andern 
Gläubigern vorgehen und dies Hecht auch Haben, felbft wenn das Gut ſchon in 
andere Hände übergegangen if, Sächſ. Proz. O. v. 1622. XLV. 8 13, Schletter 
Eonftitutt. S. 125. no. 38, Zahariä $ 196-b, 8 203. Nach der ſächſ. Praris 
und auch nach andern Partikularrechten follte dieſe Verpflichtung wie eine wirk⸗ 
liche Reallaſt felbft auf den Lehnsherrn übergehen, wenn an ihn das Lehn fällt, 
Emmingbaus S. 358. n0.6—8, Grefe U. S. 133 N. d, Gierke p. 29; 
für das Preuß. R. jeit dem 16. Jahrh. v. Brünned 3. ©. des ehel. GOüterrechts 
im Rechte des Adels v. Oftpreußen u. Litth. ©. 15 (Sep. Abdr. aus d. altpreuf. 
Mon, Schr). Sie durfte auch im Konkurs geltend gemacht werben, Emming- 
baus ©. 359. no. 8 (mit Recht erllärt ih Steinader bei Emminghaus 
&. 360. no. 12 gegen biefe Praxis). — Bol. im Übrigen Struben Beb. J. 
no. 57. $ 2, 3, Pufendorf I. no. 68, ®eber IV, ©. 585ff., Befeler 
8 162 NR. 18, Gierke p. 26 ff., Eitate bei Seuffert XI. no. 72 N. 1. — 
Pinder I. $ 425, 426 und II. S. 99, 100, Rotb ©. 222 ff., 254 NR. 20, 
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ec) bei unzureihendem Nachlaß ded verftorbenen Lehnsbeſitzers 
die Koften feiner lebten Krankheit und feiner Beerdigung tragen”). 
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I. Das Lehnöverhältnig darf von dem Bafallen nicht einfeitig 
durch Veräußerung des Gutd aufgehoben werden. Bei einer Ber- 
außerung ohne Genehmigung bed Herrn entfteht fein Lehnöverhältnik 
zwilchen dem Grwerber und dem Lehnherrn und verliert der ver 
äußernde Bafall fein Recht‘). 

Mit Genehmigung des Xehnöheren übertrug der Vaſall nad 
älterm deutſchem Gebraud fein Recht auf einen Andern entweder 
in der Weile, daß er in Gegenwart des Herm das Gut dem neuen 
Erwerber aufläßt, worauf diefer dann vom Lehnsherrn belichen 
wird, oder fo, daß er ed dem Herrn aufläßt und dieſer es gemäß 
ber vorhergehenden Verabredung dem Dritten verleiht?). 

Nach dem Recht der Rechtsbücher bedurfte ed nicht der Ge 
nehmigung der Erben des Bafallen?), wohl weil der Sohn ur—⸗ 
Iprünglich fein Erbreht am Lehen hatte, ihm alfo auch durd die 
Veräußerung fein Recht gefränft wurde. Später wurde ihre Ge 
nehmigung gefordert und nur zu Folge derfelben die Veräußerung 
unanfechtbart). 

HD. In der Lombardei war urjprünglich der Bafall nicht im 
gleihem Maße beſchränkt. Cr durfte weniger ald die Hälfte dei 
Guts verpfänden®) oder auch veräußern‘); doch war dad Recht auf 


Heimbach 8 261 N. 4, Steinader ©. 583f. — Gothatfches Lehnsmand. 
$ 131 ff., Babenfches Lehngeſ. $ 31. 

7) Weber IV. S. 591f., Zachariä 8207 N.4, Roth S. 255 N. 29, 
Gierfe ©. 46; nach Gothaiſchem Lehnsmandat $ 187 nur im Fall des Kon- 
kurſes. 

1) Umgebungen bed Verbots wurden unter Anwendung ſehr künftllicher 
Formen verſucht, Homeyer S.430f., Ficker Heerſchild ©. 11ff. 

2) Homeyer ©. 425 ff. 

2) Homeyer S. 437 ff. 

9) Homeyer S.439f.; vgl. aber auh Schilling S. 345 ff. 

5, I. F.5. 82, 4; zweifellos ift dabei an bie alte Sabung gedacht, bei 
welcher ber Pfandgläubiger wie bei einer Erbpacht die Früchte zieht. 

6) Im Falle der Noth, II. F.9. $ 1, 2; auch ohne biefe Borausfeung 
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Seiten ded Pfandgläubigerd oder Erwerberd zeitlich beſchränkt; es 
fiel fort, fobald das Gut an den Herrn zurüdfehrte. Unbebingt 
war es ſchon in älterer Zeit dem Vaſallen verboten dad Zehn donare, 
judicare pro anima, in dotem pro filia dare’). Strenger waren 
die Gejepe Lothar's II. v. 3. 1136 und Friedrich's II. v. J. 1154°); 
fie verbieten feudum totum vel partem aliquam vendere aut pig- 
norare (zu Pfand geben) vel quocungue modo distrahere seu 
alienare vel pro anima judicare sine permissione domini und 
der Lehnöherr darf nullius temporis praescriptione impediente die 
Veräußerung, welche von Anfang an nichtig fet, widerrufen‘). Es 
find hienach unterfagt Berpfändungen und Beräußerungen, durch 
weldhe der Erwerber das dingliche Nutzungsrecht an dem Lehen er- 
halten oder ganz an die Stelle ded Vaſallen treten foll!%). Das 
gegen waren Beräußerungen an einen Lehnsfolger geftattet und 
fonnten von Niemand angefochten werben!!), 

Im allgemeinen ift dies auch der Standpunkt der neueren 
Lehnsgeſetze, nur dab Veräußerungen Tleinerer Gutöparzellen auch 
ohne Genehmigung der Lehnsintereffenten geftattet find, falls das 
dur die Veräußerung gewonnene Kapital wieder zu Gunften des 


I. F. 13. pr. und 82. In einzelnen Lehnshöfen durfte das ganze Lehn ver- 
äußert werben, II. F. 44. pr.; dagegen findet ſich das Verbot ber Veräußerung 
des ganzen Lehns I. F. 21. 8 21. Wahrſcheinlich ift bet allen biefen Beftimmungen 
an ben contractus libellarius, an bie Erbpacht gedacht; beſonders I. F. 13. 
pr.: quod dietum est alienare, intelligas de libello, I. F. 13. 82, II. 


F. 389. pr. — Bgl. die Beftimmungen über ben contr. libellarius oben 
8123 N. 7. 
) II. F. 9. 83. 


8) II. F. 52. I. u. II. F. 55. pr. 

N Rah II. F.9. 83 unterlag. das Anfechtungsrecht bes Herrn ber ein- 
jährigen, reip. 30 jährigen Berjährung. Uebrigens hatte ſchon früher König 
Conrad tm J. 1037 beftimmt, daß der Lehnsherr jebe Veräußerung nulla ob- 
stante praescriptione wiberrufen dürfe, IL. F. 40. $ 1. 

10) Insbeſondere ift e8 auch verboten, das Lehen ber Tochter in bie Ehe 
mitzugeben II. F.9. $ 3. 

1) Die Beräußerung an einen Lehnsfolger, welcher nicht ber nächfte ift, 
kann nicht vom Lehnsheren, wohl aber von den dadurch ausgeihhloffenen Agnaten 
angefochten werben, I. F. 13. $3, II. F.26. $ 14, Il. F.39. pr. — Das 
fuldaiſche Lehnreht (Thomas I. S. 48) forbert auch zur Veräußerung in favorem 
proximioris alicujus agnati bie lehnsherrlihe Genehmigung. 
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Lehns angelegt oder zur Befriedigung der hypothekariſchen Gläubiger 
verwendet wird, indbejondere wenn die Behörde beicheinigt, dag die ° 
Veräußerung ohne Nachtheil für die Sntereffenten fer"). 

III. Jede gegen dad Verbot mit Bewußtjein‘?) vorgenommene 
Veräußerung wird nach langobardiſchem und neuerem Lehnrecht mit 
dem Berluft des Lehnd beftraft") und berechtigt den Lehnsherrn, 
aber auch die Agnaten, Mitbelehnten und Eventualbelehnten (vgl. IV) 
dad Gut aus der Hand des dritten Erwerbers herauszuverlangen. 
Der Lehnöherr darf dad Gut jeder Zeit mit unverjährbarer Klage 
revociren, jelbft wenn der Vafall es ſpäter wieder zurückerwarbis). 
Jedoch nahm die Prarid an, daß feine Klage durch die unvordenk⸗ 
licheis), ſelbſt durch 30 jährige Verjährung ausgeſchloſſen werbe'”). 
Sa es bildete ſich auch eine partifuläre Prarid aus, daß der Erwerber 
duch Acquifitivverjährung ein unangreifbared Recht erlange und 
ſowohl gegen die Revokation des Lehnsherrn, als aller Lehndfolger 
geſchützt fei’*). 

Hat der Lehnöhere das Lehn revocirt, ſo behält er es nur ſo 
lange, als der Beräußerer ſelbſt und feine lehnsfähige Deſcendenz 
lebt, da diefe die Handlung des Veräußerers (facta defuncti) zu 
vertreten hat!?). Nach dem Tode ded Veräußerers und jeiner Def 


12 Vgl. 3.8. Preuß. Semeinheitstheilungsorbn. v. 1821. $ 153, Preuß. 
Gef. v. 3. März 1850. $ 1, 3, 4, Sädf. Gef. v. 22. Mai 1872. 8 26. 

18) Sat der Bafall das Gut in bona fide, im Glauben, es fei Allod, 
veräußert, fo kann er felbft gegen Erftattung des empfangenen Aequivalents bas 
Lehn von dem Erwerber zurüdforbern, II. F. 26. 8 20, II. F. 42, Baier. Edikt 
$ 116 —118. 

14) z. B. Preuß. Landr. 1.18. $ 187 ff. 

15) II. F. 44. pr. 

16) Unterholzner Berjährung I. S. 249. 

1) 3.8. Gaill observ. II. 160, Mynsinger responsa XLVIIL 8 8 ff. 

18) Sp nad) dem Preuß. Lanbr. I. 18. 8 665— 668 „gegen alle und jebe 
Lehnsherehtigte”, wenn bie Lehnsqualität nicht im Hypothekenbuch eingetragen 
war; Baben’sches Gef. 8 35. — Struben Bedenken II. 20.106, Hagemann 
Erödrter. VII. no. 125 (burch 10. oder 20 jährige Verjährung); weitere Literatur 
bet Befeler 8 160 N. 15. Bgl. au unten R. 26. 

19) II. F.26. 8 18: Si vasallus culpam committat, propter quam feu- 
dum amittere debeat, neque filius neque ejus descendentes ad id feudum 
vocabuntur, sed agnati, qui quarto gradu sunt, dummodo ad eos per- 
tineat; II. F. 31. 
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cendenz koͤnnen aber diejenigen Agnaten, welche vom erften Erwerber 
abftanımen, reſp. Gefammthänder und Eventualbelehnte, falls fie 
nicht noch durch Agnaten ausgeſchloſſen find, ihr Folgerecht geltend 
machen und dad Lehn vom Herrn muthen. 

IV. Aber auch wenn der Lehnsherr dad veräußerte Lehn nicht 
zurüdfordert oder in die Veräußerung einmilligt, dürfen die Agnaten 
zu der Zeit, zu welcher fie erben würben, fall8 feine Veräußerung 
erfolgt wäre”), das Lehn mit der actio feudi revocatoria für ſich 
fordern”), da das Erbrecht, welches fie als Defcendenten des erften 
Srwerberd haben, ihnen weder durch die Handlung des Veräußererd 
noch durch die Genehmigung des Lehnsherrn beeinträchtigt werden 
fann?). Nach gemeinem Recht hat der mit der Revokationsklage 
in Anſpruch genommene Beſitzer gegen den Kläger feinen Anſpruch 
auf Erſatz des gezahlten Kaufpreiles®). 


%) Die Const. Sax. II. 48 giebt den mitbelehnten Agnaten fchon bet 
Lebzeiten des Beräußerers die Revolation, wenn bie Beräußerung ohne Ge- 
nebmigung bes Lehnsheren erfolgt war; batte berjelbe zugeftimmt, fo gilt das 
obige Prinzip, Zadariä $ 161, 162°. 

%°) Der Auffafjung dieſer Klage bei Dernburg I. $ 371 („Es Tiegt 
hierin eine Art von Eigenthumsklage, da der Anwärter mit dem Anfalle Eigen- 
thümer wird”) kann ich nicht zuftimmen. Der Anwärter bat nicht Eigenthum, 
fondern ein Recht auf Eigenthumserwerb. 

2) J. F.8. $ 1, II. F. 39. pr., ganz befonders c. extr. II. c. 83; Preuß. 
tor. I. 18. 8 288, 295; v. Wilmowski S. 86 ff. — Gothaiſches Lehnsmanbat 
8 226: „Wenn mehreren Mitbelehnten von verſchiedenem Grade ein Revokations⸗ 
recht zufteht, fo kann, im Falle der nächfte ſolches nicht exereiven will, ber 
entferntere keineswegs an feine Stelle treten, fonbern er muß bamit fo lange 
warten, bis an ihn ſelbſt ober feine Defcendenten die Succeffions- Orbnung ge- 
langt.“ — Nah Preuß. Lor. 1.18. 8 290, 291 haben die Aguaten und Mit- 
belehnten dieſe Befugniß nur, wenn ihr Recht im Hypothekenbuch bereits zu ber 
Zeit vorgemerkt war, zu welder der Erwerber im Hypothekenbuch eingetragen 
wurbe; vgl. au N. 28. 

23) In eigenthümlicher Weife hat fih das Recht in Pommern geftaltet, 
v. Wilmowski S. 77 ff.: bier darf ber Vaſall mit verbindlicher Kraft für 
alle -Lehnsfolger das Lehn veräußern, wenn er feine Schulden nit aus dem 
Allovialvermögen bezahlen kann und die Nothwenbigleit des Verkaufs unter 
Zuziehung der Agnaten feftgeftellt if. Hatte er aber ohne einen foldhen Grund 
und ohne Zuziehung der Agnaten das Lehn veräußert, jo können Die nicht kon⸗ 
fentirenden Agnaten binnen 30 Jahren nach dem Anfall an fie gegen Erftattung 
des Werths revociren. Durch diefe Verpflichtung für den Kläger, den Werth 
zu erflatten, verwandelt fih nicht etwa bie Revolation in ben Retrakt; es if 

Stobbe, Brivatredyt. IE 2. Aufl. 30 
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Die Defcendenten des Veräußererd hatten nad langobardiſchem 
Lehnrecht fein Nevolationsrecht, felbft wenn fie nidt Erben des 
Beräußererd geworden waren®). Indeſſen haben Partifularrechte 
und die Prarid ihnen vielfadh, wohl im Anfchluß an dad Beiſpruchs⸗ 
recht der nächſten Erben nah dem Tode des Veräußererd dad Res 
vokationsrecht eingeräumt, unter der Berpflidhtung, den Kaufpreis 
zu erjeben*). 

Während die Revokationsklage des Lehnsherrn unverjährbar ift, 
läuft die Verjährung für die Klage der Agnaten von dem Augen 
blick an, in welchem fie ihr Succeſſionsrecht geltend machen dürfen”); 


baber mit Aufhebung bes Retrafts in Preußen noch nicht dies Revolationsrecht 
gefallen (v. Wilmowsli ©. 82f). Doch tritt noch bie weitere Mobifilation 
ein, daß, wenn ber Veräußerer keine lehnsfähige Deicendenz gehabt hatte, bie 
Agnaten nicht das Kanfgelb zu erflatten, fonbern viejenigen Schulden zu über⸗ 
nehmen haben, welche zur Zeit der Beräußerung auf bem Gut als Lehne- 
ſchulden bafteten oder bei Unzulänglichleit des Allods aus bem Lehn zu tilgen 
gewejen fein würden. 

#) Pufendorf obs. U. 4. $ 8, Spangenberg in Hagemann's 
Erörter. VIIL 2. no. 11. S. 117 ff., Wachsmuth in d. Mag. f. Hannov. R. 
vI ©. 3—31, 157—184, Bejeler $ 160 N. 19 u. die bort angeführten. — 
Dies Recht fehreiben aber Biele ben Defcendenten unter der Borausfegung zu, 
daß fte den Kaufpreis erftatten, Bülow und Hagemann II. no.8, Weber 
IV. ©. 455 ff. und bie bort N. 9 angeführten. 

#4) Const. Sax. ined. 2 (bei Schletter S. 112 vgl. auch S. 178; nad 
ſächſ. Braris außerhalb des Kurfürſtenthums, auch weun fte nicht Erben geworben 
find, Carpzov bei Emminghaus ©. 725 N. 6). — Baier. Lehnsedikt $ 122. 
— Hannov. Gef. v. 1836. $ 28 (Kraut 8 239. no. 20; die Praris war fräber 
Außerft ſchwankend, Steinader S. 578 N. 1, Grefe II. S. 128 f.). — Preuf. 
2dr. 1.18. 8 266— 270; Söhne, welche nicht Erben geworben find, haben bie 
reine Revolation $ 273. — Einige Rechte, welche den Defcenbenten die Revokation 
geben, ſchließen fie bei Neuleben aus, d. b. folchen, mit welchen erft ihr Vater 
belebnt war; Const. Sax. ined. 4, Roth ©. 178, ©. 183 N.38, Weber IV. 
©. 469 (anders Emminghaus ©. 727. no. 18). 

Dagegen ein Revolationsrecht der Defcendenz bes Veräußerers nad) ber 
Hinterpommer'ſchen Lehnstonftitution v. 8. Dez. 1694. tit. 26. $2 (v. Wil⸗ 
mowsti ©. 30f.), dem ueuern Sächſiſchen Recht Zachariän8 154 N. 1, dem 
neuern Diedienb. Recht Roth 869 N. A (Über das frühere Recht $ 66 N. 30, 31), 
Sothaifhen Lehnsmandat $ 80, Braunſchw. Recht Steinader S. 578 N. 1; vgl. 
auch Sächſ. Gef. v. 1872. 819 (G. S. ©. 268). 

3) 3.8. Preuß. or. I. 18. $ 301, 802, Weber IV. ©. 470 ff., unb 
zwar Die 30 jährige Berjährung; dagegen 10 Jahre nah dem Gothaifchen 
Mand. $ 225. 
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doch haben fie nach einigen Rechten feine Klage mehr, wenn der 
Erwerber durch die Acquiſitivverjährung geſchützt ift?), fo daß für fie 
die Revokation nur zuläffig ift, wenn das Lehn innerhalb 30 Jahren 
nad der Veräußerung an fie verftammt. 

Um eine Beräußerung gegen jeden fünftigen Widerruf der 
Agnaten fiher zu ftellen, wird partikularrechtlich vorher ein öffent» 
liches Proklam erlaffen, damit die Agnaten ihre Rechte wahrnehmen. 
Dielelben können dann aber nicht die Veräußerung verhindern, fondern 
nur ein Vorkaufsrecht geltend machen, und haben die Revofationd- 
lage überhaupt nur, wenn die Veräußerung ohne Proflam erfolgte”). 
Wo die Grundbuchverfafjung durchgeführt tft, hat der Richter vor 
Eintragung der Veräußerung die Genehmigung ded Lehnsherrn und 
ber eingetragenen Agnaten einzufordern®). 

V. Die Veräußerung eines Lehnguts wird unwiderruflich, wenn 
jowohl der Lehnsherr, ald auch die revofationsberechtigten Agnaten 
oder Mitbelehnten®) ihre Einwilligung ertheilt haben“). nd zwar 
wird der Conſens ſämmtlicher zur Zeit der Veräußerung lebenden 
Agnaten®!) (nicht bloß derer, welche in jeder Linie obenan ftehen) 
erfordert. Es ift dies ein pofitiver Sab des Lehnrechts. Daß 
eine derartig konſentirte Veräußerung unwiderruflich ift, läßt fich 
nit einfach daraus erflären, daß die Univerfalfuccefforen die Hand- 


3) Bgl. oben N.18. — In Medlenburg, wo es lange kontrovers ge- 
wejen war, ob bie 30 Jahre für ben einzelnen Lehnsfolger von ber Zeit bes 
Anfalls des Rechts an ihn ober von dem Moment ber Veräußerung an zu 
laufen beginnen, wurbe das leßtere durch die Eonftitution v. 1768 beftimmt, 
Roth S. 168 ff., 184. 

77) So nah Medi. R. Roth S. 183 f.; ähnlih in Pommern v. Wil⸗ 
mowsti ©. 99 ff. 

38) Pr, Lor. I. 18. $ 327, 328; nad 8 330 kanu der Richter anch ohne 
Beibringung bes Eonfenjes die Eintragung vornehmen, wenn ber Erwerber 
darauf befieht; jeboch tft dann der Mangel des Confenfes im Rekognitions⸗ 
fhein zu vermerken. 

2) Wo das Hecht der Mitbelehuten in dem Hypothelenbuch oder in be: 
jondern Regiftern einzutragen ift (8 121 N. 14), kommt e8 nur auf die Ein- 
willigung ber wirklich eingetragenen an, Preuß. Lor. I. 18. $ 328, Gothaifches 
Geſ. v. 22. Apr. 1854. 8 16. 

20) J. F.5.85, I. F. 39. pr. 

31) In wie weit Tann von bem Vormund ber Eonjens für einen un⸗ 
münbigen Lehnsfolger extheilt werden? Zachariäns 155. 

80* 
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lungen ihrer Vorfahren anerkennen müſſen; denn auch jolde nach⸗ 
geborne Dejcendenten eined verzichtenden Agnaten dürfen die Ber: 
äußerung nicht anfechten, welche deſſen All odialnachlaß ausgeſchlagen 
haben). — Doch beftimmen die Partitularrehte zum Theil anderd®). 

VI. Abgejehen von der actio feudi revocatoria haben bei 
einer Veräußerung des Vaſallen der Lehnsherr“) und die Lehnd- 
folger auch den Retrakt, infofern die Vorausſetzungen deijelben vor⸗ 
handen find, nämlich entgeltliche Veräußerung, die Bereitwilligfeit 
bed Netrahenten, die fontraktmäßigen Leiftungen zu übernehmen, 
u. |. w.s). Nah Iangobardiihem Recht haben den Lehnöretraft 
nur die Agnaten, nach Partikularrechten auch die Dejcendenten bes 
Beräußererd und derer, welche in die Veräußerung gewilligt haben), 


32) Bol. befonders Weber IV. S. 465 ff., v. Gerber 8 127 N. 4. — 
Nah Eihhorn 8 228 N. m. bedarf es nicht der Genehmigung ber Deicen- 
denten der zur Zeit ber Veräußerung lebenden Agnaten, wenn lettere ben Ber- 
zit für fih und für ihre Defcendenz ausſprechen. Dabei bleibt unberüd- 
fihtigt, daß, wenn die zur Zeit der Beräußerung lebenden Defcendenten ber 
Agnaten gleichfalls rewolationsberechtigt find, ihr Recht ihnen nicht burch einen 
auch für fie ausgeftellten Berzicht gefchmälert werben kann, vgl. vo. Gerber 
8 127 N. 4. 

33) Der Berziht des Agnaten wirkt nicht bloß für feine nachgebornen, 
ſondern auch fir die in patria potestate befindlichen Defcendenten, Breuf. 
Lor. I. 18. $ 309, fo daß bier nicht die Genehmigung jämmtlicher lebenden 
Agnaten, fonbern nur ber felbfländigen erfordert wird. Aber auch die zur Zeit 
des Verzichts felbftänbigen und nicht genehmigenden Dejcendenten dürfen nicht 
revociren, wenn fte fpäter Erben bes verzichtenden Afcendenten werben, Pr. Lor. 
1.18. $ 310. — Unbedingt werben die Defcendenten durch ben Berzicht ihres 
Alcendenten gebunden nah Medi. und Braunſchw. R., Roth 869 N. 4, Stein- 
ader S. 5738 N. 1. 

54) Ueber den Retralt bes Lehnsherrn Münchener Stabtredht art. 158, 
Walch Näherrecht S. 400 f. 

55) II. F. 26. 8 14 (oben 888 N.13 und Schröber in d. Ztſchr.f. 
Rechtsgeſch. V. S.285 ff); Wald S. 381 ff. Diefer Retrakt der Lehnsfolger 
iſt eine Species bes retr. gentilicius. 

36) Nach Tangob. R. haben ihn nicht die Söhne des Beräufierers II. F. 26. 
8 14, vgl. auh Schröder Zeitihr. V. S. 286 N. 3, der aber zahlreidhe ab⸗ 
weichende Schriftfteller anführt. Yür den Retralt der Söhne des Beräußerers 
3.8. auch v. Gerber 8 127 N. 11 und bie Hannover'ſche Braris Grefe IL 
©. 131. — Die Const. Sax. ined. 2 (Schletter Kurf. Eonftitt. S. 112) 
giebt den Kindern ein Vorkaufsrecht, aber keinen Retralt, Zachariä 8 157, 163 
N. 1. — Gegen ihren Retrakt Preuß. Landr. I. 18. 8 304, Beſeler $ 160 
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ja auch diejenigen, welche jelbft zur Veräußerung ihre Genehmigung 
ertheilt haben, indem man darin nur einen Verzicht auf die Nes 
vokation fand”). 

Im Gegenfab gegen die Revofation muß der Berechtigte den 
Retrakt innerhalb Jahr und Tag nach der Veräußerung, reſp. feiner 
Kenntniß von derjelben geltend machen“), aber auch wenn er von 
derjelben gar feine Kunde erhielt, erliicht fein Recht in fpäteftens 
30 Sahren?). 

Bei Konkurrenz ded Lehnsherrn und des Agnaten geht ber 
Retrakt des Lebteren vor“), weil der Lehnsherr erſt beim Fortfall 
ſämmtlicher Lehnsfolger das Lehn zurüdzuerhalten berechtigt if. Für 
die Agnaten kann der Retrakt von befonderm Werth fein, da fie 
von der Revokatorienklage möglicherweife im Tonfreten Fall noch 
lange Zeit hindurch ausgeſchloſſen find. In den neueften Gefepen 
ift der Lehnsretrakt ſehr beichränft oder aufgehoben worden“). 


N.27, Bopp Zeitſchr. f. d. R.V. S. 372 (Darmft. Praxis), Roth S 68 N. 14 
(früber Eontrovers in Mecklenb. Roth $ 65 N. 50, 51). 

27) Mit Bezug auf den Lehnsherrn Münden. Stbtr. art. 153, C. Max. 
Bav. IV.5. $ 14. no. 2, ®reuß. tor. 1.18. 8 209; mit Bezug auf Agnaten 
und Mitbelehnte 8 307. — Nah Medi. Praxis gebt durch die Genehmigung 
das Retraktrecht verloren, Roth 8 65 N. 48. 

ss) II. F. 26. $ 14, II.F.9. 83, Hagemann Erdrt. V. no. 24, Unter 
bolgner Verjährung II. ©. 279f., Roth $ 65 N. 49. — Uebrigens wurden 
auch abweichende Grundſätze wertbeibigt, 3.8. Gaill obs. II.19. 813: Jahr 
und Tag bei Veräußerung an einen Agnaten, 30 Iahre bei Veräußerung an 
einen Fremden (dagegen Unterholgner II. S. 279 N. 714) und dieſe Anficht 
fand aud Aufnahme in Const. Sax. II. 50. — Nach fühl. R. iſt das Jahr ein 
gemeines Jahr, Haubold $ 217 N. d.; vgl. au Unterholgner IL. ©. 278. 

39 II. F. 9. 83. 

0) II. F. 9. $3, Trierer Unt. G. O. bei Maurenbrecher Prov. Rechte 
I. S. 178 N., C. Max. Bav. IV.5. 8 14. no. 7. 

4) In Meckl. Retrakt des Lehnsherrn, wenn er ſich ihn im Lehnsbrief 
ausdrücklich vorbehalten bat, Roth ©. 115 N. 11; in Gotha Retrakt der Mit⸗ 
belehnten, wenn fie ihn fich bei ihrer Einwilligung zur Veräußerung vorbehalten 
haben, Lehnsmandat $ 219. — Kein Lehnsretralt z. B. nah dem Baier. Eb. 
8 130, Würtemb. Geſſ. v. 1815 u. 1817, Reyſcher II. $ 427 N. 13, dem 
Breuf. ©. v. 2. März 1850. 8 2. no. 6, 84, vgl. auch Plenarbeſchl. d. O. Trib. 
v. 18. Sept. 1854. Unbegreiflicher Weife behauptet Koch zum Pr. Ldr. I. 18. 
8 304, daß ber Retraft der Agnaten noch weiter fort gelte, ba fie und die Mit⸗ 
belehnten zu den Miteigenthümern gehörten. 


N 
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VII. Sn demfelben Umfange, ald Beräußerungen unter Les 
benden ohne Zuziehung des Lehnsherrn oder der Lehndfolger uns 
zuläjfig find, darf der Vaſall auch Feine Ieptwilligen Verfügungen 
über dad Lehn treffen“). Der Lehnsherr kann fie anfechten, falls 
dad Gut ein Nicht-Lehndfolger erhalten jolU*), der Agnat, infofern 
ihm eine fremde Perfon oder ein ferner ftehender Berechtigter vor⸗ 
gezogen, der Dejcendent im allgemeinen nur, wenn ihm fein Pflicht 
theil entzogen wird. Partikularrechtlich geht das Recht der Deſcen⸗ 
denten noch weiter“). 

VIN. Die vorftehenden Grundfäge können aber auch eine 
Modifikation, Abihwächung oder Aufhebung erfahren, wenn die be 
treffenden Lehen nach dem Inveſtiturvertrage oder dem partilulären 
Lehnähofrecht oder dem Landespartifularrecht für veräußerlich erflärt 
find. Schon das Iangobardifche Lehnrecht kennt Berleihungen an den 
Bafallen et eui in feudum dederis, wonad) der Bafall fein Lehn 


42) Vgl. befondere Roth S. 208 ff. — I. F. 8 pr.: Si quis igitur de- 
cesserit filiis et filiabus superstitibus, succedunt tantum filii aequaliter... 
nulla ordinatione defuncti in feudo manente vel valente. — Nach dem 
altöaier. Landrecht werben lettwillige Verfügungen zum Nachtheil der Erben 
verboten, Kraut 8 239. no. 12. 

#) Br. !or. 1.18. 8 200, 201. 

4) Es ift vielfach aus I. F. 8. pr. (N. 42) gefchloffen worden, daß ber 
Bater Feine teftamentarifchen Verfügungen zum Nachtheil ber Defcenbenz treffen 
bürfe, und daß der Sohn, felbft wenn er Erbe des Vaters werbe, beffen Ber- 
fügungen nicht anzuerfennen brauche; der Bater folfe den Sohn nicht vom 
Leben enterben dürfen, felbft nicht wegen Verbrechen, ſondern es könne nur ber 
Lehnsherr fich weigern, einem ſolchen Sohne das Lehen zu leihen, Struben Beb. 
III. 50, Weber IV. S.523ff., Befeler $ 161. VL, v. Bilmowsli ©. 32f., 
Seuffert XIX. no. 49 (Roftod). Dies würde aber ber gunzen Stellung ber 
Defcendenten in der Lehnsfolge widerſprechen, vgl. Eihhorn 8 232 N. e, f, 
v. Gerber 8 128 N.10, Emminghaus ©. 727 N. 15; ber Bater dürfe ben 
Sohn aus den gemeinrechtlichen Gründen enterben, Zachariä SIE N. 5. — 
Nach Preuß. Lor. I. 18. 8 280, 282, 287 miüffen die Defcendenten bie teſtam. 
Berfügungen Über das Lehn anerlennen, wenn fie in das Übrige Vermögen als 
Erben fuccediren; nah dem Gothatfhen Mandat 8 80, Zachariä 8 93 N. 4, 
Roth S. 211 ff. find teft. Verfligungen foweit zuläfftg, als ber Pflichttheil ge- 
ſchont wird. — Dagegen nad dem Baier. Lehnsedikt 8 134 foll der Vaſall feinen 
feiner Söhne bevorzugen dürfen; nad Hannov. Prarts (Grefe II. ©. 129. B) 
fol er nicht Über das Lehen unter feinen Kindern disponiren, außer wenn er fie 
im Allod enterbt; nah Medi. R. (Roth S. 214 ff.) ift auch bei Dispofttiouen 
über das Recht der Defcendenz lehnsherrliche Genehmigung erforderlich. 
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veräußern und der Erwerber die Belehnung vom Lehnsherrn fordern 
fann®). Ebenſo waren in Deutichland bereitd während des Mittels 
alter ſolche Inveſtiturverträge nicht felten“). 

In den legten Zahrhunderten haben zahlreiche Partikularrechte 
die Zehen dem Herrn gegenüber, vorbehaltlich feiner Lehnsherrlichkeit, 
für frei veräußerlih erklärt. Die Rechte der Lehndfolger find dabei 
in verjchiedenem Umfange beibehalten worden“). 


#) II. F. 48. — Ya es ift nad) langob. Lehnrecht auch Die weiter gehende 
Improprietät möglich, baß er e8 als Allod und ohne Lehnsabhängigfeit folle 
veräußern dürfen, II.F.26. $25, II. F.48; doch auch in biefem Fall jure 
tamen fendi censebitur, ut ex his causis ipsum amittat, quibus et verum 
feudum. . 

“) Mon. Zollerana II. no. 165. a. 1277: ver Lehnsherr bat ein Bor- 
faufsrecht; will er es nicht ausüben, alteri persone, cuicumque voluerimus, 
memorata bona vendendi teneamus liberam facultatem. — Gercken O.D. 
I. no. 24. a. 1311: der Bafall darf pas Lehen laten oder vorkopen, ber Lehns⸗ 
berr bat aber ein Vorkaufsrecht. — Höfer deutſche Urff. II. no. 87. a. 1323: 
ber Lehnsherr verſpricht Das Lehen zu leihen, wenn e8 ber Bafall verkopen 
oder laten würde. — Gelegentlich werben auch Beräußerungen auf den Todes⸗ 
fall geftattet, fo 3.8. zu Gunſten beſtimmter kirchlicher SInftitute, Url. B. bes 
Landes ob der Enns III. no. 66, 118, 188, 342 aus den Jahren 1239— 1264. 
— Mon. Zoller. III. no. 5. v. 3. 1333: wenn der Bafall keine Erben hat, barf 
er das Lehn einer lehnsfähigen Perfon geschaffen und gemachen und ber 
Lehnsherr will es nach jeinem Tode demjenigen leihen, welder ihm eine Urkunde 
darüber beibringen wirb; vgl. auch Bamberger Urk. v. 1358 (Deftr. Not. BI. 
v. 1854. ©. 338. no. 86) und Kraut 8 242. no. 5—B. 

Wenn ber Baſall flirbt, ohne von feinem Veräußerungsrecht Gebrauch 
gemacht zu haben, geht Dies Recht nicht auf feine Allovialerben in Folge ber 
Untverfalfucceffion über, Pufendorf I. no. 7. 

T Eichhorn Rechtsg. IV. S. 440 ff. — Ueber Medi. Roth S. 162 ff.; 
batten früher nur in NRotbfällen die Lehngüter veräußert werben bürfen, fo ver- 
pflichtet fi im Erbvergleih von 1755 (8 472) der Landesherr, den Lehnskonſens 
jedes Mal zu ertheilen. Die Lehensfolger haben bei alten Leben das Vorkaufs⸗ 
und Retraftreht, und falle das Lehnsfolgerecht für fie in 30 Jahren wirkſam 
wird, die Revolation (oben N. 26); bei Neulehen, welche ſich noch in ber Hand 
des erften Beſitzers befinden, haben fie kein Einſpruchsrecht, Roth ©. 178 ff. 
— In Pommern dürfen die Lehen feit 1581 im Fall der Notb vom Bafallen 
veräußert werben; ber Lehnsherr enticheibet, ob ein folder Fall vorliegt; bes 
agnatifhen Eonfenfes bedarf es nicht, v. Wilmomsli ©. 38f. — Das Sädf. 
Lehnemandat VI. 8 8 verfpricht den Eonjens bes Lehnsherrn, wenn der Rüdfall 
bes Lehns an ihn vermuthlich nicht bald bevorfteht, das Altenb. Lehnsedikt v. 1795 
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Die Verpfändung des Lehns durch Sabung, indem der Gläu⸗ 
biger in ben Beſitz des Guts und den Genuß der Früchte geſetzt 
wird, war ohne Genehmigung ded Lehnsherrn ein verbotened Geſchäft 
ſowohl nad Iangobardiihem!), als nad älterm deutſchen Recht”). 
Ebenfo wurden aber auch Hypotheken nur mit Genehmigung Des 
Herrn wirkſam. Wenn aud nicht Schon die Beftellumg der Hypothek 
an ſich dad Zehn verwirken ließ, fo trat dieſe Strafe doc ein, wenn 
dad Lehn zu Folge der Hypothecirung veräußert wurbe. Zulaͤfſig 
war aber die Berpfändung der Lehnsfrüchte. 

Für dad neuere Recht find die verfchiedenen Arten des Pfand- 
recht3 zu unterjcheiden. 

I. Die Berpfändung der Lehndfrüchte und die Uebertragung 
des Beſitzes des Gutd zum Zwed der Perception der Früchte iſt 
zuläffig). Ein derartiger Verpfändungdverfrag wirkt, fo lange der 
verpfändende Bajall und feine Erben leben und wird hinfällig, wenn 
das Gut an den Lehnäherrn oder einen nicht deſcendentiſchen Lehns⸗ 
folger fommt. 

II. Die antichretiiche Verpfändung, bei welcher aud dad Gut 
jelbit für die Schuld haftet, ift nur mit Genehmigung des Lehns⸗ 


II. 85 in allen Fällen, „wo no 4 Perfonen oder 8 Augen“ in dem Lehn 
fteben. — Bol. au Goth. Mand. 8 157 ff. 

1) U.F.55.pr., LF.5. 82. 

3) Homeyer ©. 433f., Ficker Heerſchild S. 13 ff., Schilling ©. 142 ff. 
— Urkunden, in welchen der Lehnsherr die Verpfändung geftattet, bei Homeyer 
©. 434. — Urk. v. 3. 1232 (Urk. 8. d. Landes ob d. Enns III. no. 6): im Fall 
ber Noth darf der Bafall das Lehn verpfänben tali persone de consilio 
nostro, .. . . per quam ecclesia nostra ... . non sentiat aliquam lesio- 
nem. — Das Erforberniß ber lehnsherrlichen Genehmigung wirb nicht ermähnt 
im Nürnberger Privileg v. 1219. $ 4: quicumque alicui civi Nurember- 
gensi . .. . feuda obligaverit aut impignoraverit, quocumque bona illa 
obligata devolventur, sive ad dominos seu ad heredes, civis ille... in 
quieta permaneat possessione, quousque a successore redimantur; vgl. 
auch Ulmer Stadtreht v. 1296. $ 34 (Gengler ©. 504). 

3) Struben Bebenten V. no. 120. ©. 149, Eichhorn $ 227 N. d; 
38. Preuß. or. I. 18. 8 228. 
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herrn zuläfjig‘) und kann von den nicht eimmilligenden Agnaten 
widerrufen werden, fobald an fie das Lehn fällt®). 

II. Die vertragsmäßige Beitelung einer Hypothek an Lehn⸗ 
gütern bedarf der Genehmigung des Lehnäheren und es ift auch 
nod nach neueren Rechten der Vaſall, weldyer ohne diefe Genehmi- 
gung dad Lehn mit Hypotheken belajtet, mit dem Berluft defjelben 
bedroht‘). Nach vielen Rechten wird der Confend nur für eine 
beftimmte Zeit ertheilt und bedarf e8 nad deren Ablauf der Er- 
nenerung’). Durd die lehnöherrliche Einwilligung erklärt der Herr 
nicht, daB dad Gut eventuell als Allod veräußert werben dürfe, 
jondern nur, daß er bereit fei, falls ed in der Subhaftation eine 
lehnsfähige Perjon erjteht, diefelbe zu beleihen®), und wenn ihm 
dad Gut heimfällt, die Schuld zu bezahlen?). Nach manchen neueren 
Partikularrechten wird der Conſens des Lehnsherrn nicht mehr ges 


9) Ein folder Conſens wird nah Struben Bedenken V. no. 120. ©. 249 
vermuthet, wenn bie Antichrefe 30 Jahre befteht (vgl. auch $ 124 N. 17). Auch 
verſprachen in einzelnen Ländern die Lehnsherrn, den Eonfens ertheilen zu 
wollen, jedoch nur für eine gewiffe Reihe von Jahren, nach deren Ablauf er 
von neuem einzuholen fei (Roth S. 199, 200 N. 13). — Im Goth. Mand. 
8 138—140 wirb jede Antichrefe verboten. 

5) Nah Pommer'ſchem Lehnrecht haben fie das Reluitionsrecht, d. h. das 
Hecht, Das Gut gegen Erlegung bes fog. Tarwerths aus ber Hand des Gläu⸗ 
bigers zu löſen, v. Wilmowski ©. 62 ff., 103 fi. 

6) Baier. Ed. $ 111, Regelsberger Bayer. Hyp. R. I. ©. 288. 

N) Nah dem Baier. Ed. 8 99 wirb er nicht Über 15 Jahre ertheilt; eine 
Beftimmung von 1828 verlängert die Frift, Roth baier. Civ. R. II. 8 214. 
N. 11; Über Würtemberg Reyſcher 8 388 N. 2, über Bamberg Regels- 
berger I. ©. 5f.; früher nah Sächſf. R. Haubold $ 210. Zuf.2. — Auf- 
gehoben find bieje Beihräntungen durch das Goth. Mand. $ 117 und durch 
das Altend. Ed. II. 8 16. Bgl. überhaupt Mayr $ 126 N. 12. — Mit 
Unrecht behauptet Hommel rh. 571, daß bie zeitliche Beſchränkung wirkungslos 
fei und die Hypothek mit Ablauf der Zeit nicht erlöſche, wenn die Schuld noch 
nicht bezahlt fei. 

Auch dürfen nah manden Rechten die Güter nur bis zu einer beftimmten 
Höhe ihres Werths mit Hypotheken belaftet werben, Sächſ. Mand. VI. $ 1. 
(Siegmann fühl. Hyp. Recht S. 178), Baier. Ep. $ 100, Altend. Ev. II. $4, 6. 

9) Br. Lor. 1.18. $ 337, vgl. auch 8 338. 

9) Altenb. Ed. II. $ 19: er muß dann die Schuld „aus dem Lehn allein, 
ohne Zuziehung des Allobii” bezahlen. Natürlich! Da er nicht perfünlicher 
Schuldner if, haftet ex auch nur mit dem Lehn. 
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fordert oder bat ſich der Lehnsherr bereit erflärt, allgemein den 
Conſens zu ertheilen!®). 

Zur vollen Wirkſamkeit der Hypothek bedarf es aud der Ge⸗ 
nehmigung der Lehnöfolger"). War der Conſens nicht von allen 
Lehnöfolgern erflärt und fommt ed zur Subbaftation, jo wirkt fie 
nur temporär und können diejenigen, weldye nicht einwilligten, das 
Zehn revociren, jobald es ihnen nad der Lehndfolgeordnung an- 
fallt); ja fie brauchen fi auch die Bollftredung der Exekution in 
die Einkünfte nicht gefallen zu laſſens). Wo die Grundbuchver⸗ 
faffung befteht, ift der Richter ex officio verpflichtet, die Beibrin- 


10) Ueber Medi. Lehnshypotheken Roth S. 202 ff., 256 ff.; hier das Ber- 
ſprechen, den Conjens zu ertbeilen, in den Landes» Reverfalen v. 1572 (Krant 
8242. no.9); fon im 17. Jahrh. wird ber Eonjens nicht mehr geforbert. 
Der Conſens gilt als ein für alle Mal dadurch ertheilt, daß die Lehnsbehörde 
die Hypothekenbuchbehörde ermächtigt, dem Bafallen das Hypothekenbuch zu 
Eintragungen zu eröffnen und nur, wenn der Heimfall nahe ift (das Leben auf 
zwei Augen ftebt), die Schließung bes Foliums bewirkt, fo daß jettt eine Hy⸗ 
pothek nur mit lehnsherrlicher Genehmigung ertheilt werden darf, v. Meibom 
Medi. Hyp. R. S. 117f. — In Braunfhw. 1770 Verſprechen, den Eonfens 
nicht ohne Grund zu verweigern, Steinader ©. 570 N. 4. — In Sachfen 
wird nah dem Mandat VI. 8 1, 3 der Eonjens nicht verweigert, wenn ber 
Heimfall des Lehns nicht bald bevorfteht und bie Mitbelehnten ihre Einwilli⸗ 
gung ertheilt haben oder der Erebitor erklärt, dieſelbe nicht fordern zu wollen. — 
Ueber Haunover v. Bar Hann. Hop. R. S.67f. — Höchſt partilulär wirb Der 
lehnsherrliche Conſens auch zur Ceſſion einer Hypothek gefordert, Zacha ri ã 
8 148 N. 3, Altenb. Lehnsed. IL. 8 17. 

1) Die Söhne müſſen die Berpfänbung des Baters, reip. befien Ein- 
willigung in biefelbe anerlennen, Pufendorf obs. III. no. 146; vgl. aud 
oben $ 124 N. 23, 24, 29—33; die bort angeführten Grunbjäge finden bier 
ihre analoge Anwendung. — Rah Medi. R. (v. Meibom S. 117) if die Zu- 
fimmung ber Agnaten nicht erforderlich. — Nach ſächſ. Recht Tonnte fih übri⸗ 
gens der Lehnsherr ausdrücklich das Recht vorbehalten, den von den Mitbelehnten 
ohne rechtmäßige Urſache verweigerten Confens zu ergänzen, Zahariä 8 144 
N. 3; in ſolchen Fällen kann jett der Richter Die Einwilligung ergänzen, Sächſ. 
Gef. v. 22. Mai 1872. 8 24. 

13) Goth. Mand. 8 146. Abſ. 1. — Fällt das Gut mehreren zu, von 
benen nur einige Tonfentirt haben, fo haben fle die Schuld mur pro rata zn 
bezahlen, daſelbſt $ 102. no.6. — Nah dem neuen Goth. Gef. v. 22. April 
1854. 8 25 haben bie nicht fonfentirenden Lehnefolger und ihre Nachlommen 
die Revokation, wenn fie ihren Anfpruh bis zum Subhaftationstermin ans 
meldeten. 

1) Goth. Mand. 8 146. Abi. 2. 
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gung des Conſenſes des Lehnsherrn und der Lehnsfolger einzu- 
fordern“). 

Haben die Lehnsfolger in eine Hypothek gewilligt, fehlt e8 aber 
an der Genehmigung ded Lehnsherrn, fo erlangt der Gläubiger fein 
dingliched Net, fondern kann nur von denen, welche einmilligten, 
wenn fie in den Genuß fommen, die Bezahlung aus den Früchten 
fordern ®). 

Da es der Ipeziellen Genehmigung der Lehndintereffenten bedarf, 
ergriffen auch ſchon nad) älterm Recht Generalhypothelen nicht das 
Lehn!‘) und gab ed an ihnen Feine gejehlichen Hypothelen”). Im 
übrigen fommen die gewöhnlichen Grundfäpe des Hypothekenrechts 
zur Anwendung; indbejondere hat nad) neuerem Recht der in Anſpruch 
genommene Lehndfchuldner nicht dad beneficium ordinis, um den 
Slänbiger an das Allodialvermögen oder an den allodialen Erben 
zu verweijen!®). 


$ 126. Die Lehnsſchulden. 


Für die Lehnsſchulden fehlt es an einem gefeplichen gemein- 
rechtlichen Halt, woher fi das Recht derfelben in der Prarid und 
in den Partikularrechten verſchieden und ſchwankend entwidelt hat!). 


14) Genauer oben $ 124. 0.28. 

15) Pufendorf III. no. 145, Zadartiä $ 151, vgl. auch Haubolb 
8213 N. ff. — Goth. Mand. 8 102. no. 5. 

16) II. F.26. $19, II. F.5l pr., Roth S. 204 N. 11; vgl. aber aud 
Haubold $ 205 N. a, Heimbad 8 209. 

1) Const. Sax. II. 25, Sädf. Bro. O. v. 1622. XLV. 8 8. — Roth 
©. 204 NR. 10. 

18) Roth S. 207 f., 256 ff.; tim früheren Recht Tontrovers, Hommel rh. 
no. 775, Roth S. 205 ff. 

1) Ueber das ältere deutſche Recht Homeyer S. 467 ff.; auch Dortm. 
Statt. IV. 34 (Fren sdorff S. 117); eine Reihe von Beſtimmungen in bem 
Waldemar⸗Erich'ſchen Lehnrecht. — Ueber die ältere Literatur Weber IV. S. 580, 
Eichhorn 8 234 N. a, zur Geſch. der ital. Literatur v. Meibom in Bekker's 
Jahrb. IV. S. 472 ff., v. Gerber Abhandlungen I. S. 160f. — Unter ben 
neneren Schriften find hervorzuheben Weisfe Abhandlungen 1830. S. 139 bis 
169; v. Gerber zur Lehre von den Lehns⸗ und Fam. F. C. Schulden, in d. 
Ztſchr. f. Civ. R. u. Proz. N. F. XI. 1854. S. 183 ff. und dann in f. Abhh. J. 
©. 158—187 (Gerber verfuht im Gegenfaß gegen die ältere verwirrte und 
haltloſe Theorte gefunde Prinzipien de lege ferenda aufzuftellen, geht aber nicht 
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1. Die Schulden eines Lehnbeſitzers haften an fich auf feinem 
Allodialvermögen, nicht auf der Subftanz des Lehns); e8 hat Daher 
die Schulden des Vorbefigerd der Vaſall nur zu bezahlen, wenn er 
und joweit er das Allodialvermögen defjelben erbte”). Da das 
Zehn, wo noch Feine Allodifilation erfolgt ift, nicht dem Vaſallen, 
fondern dem Lehnsherrn gehört, und auch, wo ed allodificirt ift, ges 
mäß den Grundjäßen der successio ex pacto et providentia ma- 
jorum die Lehnöfolger dad Gut in derjenigen faktiichen umd redht- 
lihen Qualität beanfpruden dürfen, wie ed der primus acquirens 
befaß, darf es ein Vaſall durch feine Handlungen nicht belaften. 
Seine Gläubiger dürfen nicht aus der Subftanz des Lehns, ſondern 
lediglich auß feinen Früchten ihre Befriedigung fuhen‘). Der Lehns⸗ 
erwerber ift von der Verhaftung für die Schulden des Vorbeſitzers 
frei, außer wenn er Univerfaljucceffor ded Schuldners if. So haften 
denn die Defcendenten des Schuldner8 ohne weitere8 auch ald Lehns⸗ 
befiger nad) dem Prinzip, daß fie für die facta defuncti einftehen*); 
fie müflen die Schulden des Vaters in subsidium aud) mit ben 
Lehnöfrüchten bezahlen, jelbft wenn fie den Nachlaß cum beneficio 
inventarii antraten*). Die Agnaten dagegen "haften nur dann, 
wenn fie zugleich Univerfalfuccefloren des Schuldnerd wurden ®). 


im Detail auf die duch Gemwohnbeitsrecht oder partituläre Gejeßgebung beobad- 
teten Grundfäge ein. Seine Anftchten find fpäter vielfach befämpft worben); 
Roth Medi. Lehnr. S. 162 ff., 188 ff., 247 ff.; v. Wilmomsli ©. 37 — 76 (a 
fließt fih in ben bogmatifhen Auffaffungen an Gerber an); O. Gierke 
de debitis feudalibus diss. inaug. Berol. 1860. — Unter ven Partilularrechten 
ift befonders ausführlich das Goth. Mandat $ 95—155. 

3) Stellen aus ben Rechtsbüchern bei v. Meibom a. a. O. ©. 468 f. 

22) II. F. 45. 

3) 3.8. Braunfchw. Staätr. v. 1532 (Pufendorf IV. p. 94 oben): de 
lyves lehnserven schullen uth den jerlicken renthen und tinssen orer 
eltern schult betalen. — Die Praris hat vielfah zu Gunften ber Lehnsbeſitzer 
das beneficium competentiae angenommen; Struben Beb. I. no. 5. $3, 
Bülow u. Hagemann VI. no. 5, Gierke p. 85. — Preuß. Lor. I. 18, 
8 350—857, Reyſcher 5390 N. 4, Grefe S.132 N.b—e; Dagegen nidt 
nach ſächſ. Redt, Pinder I. S. 131f. 

% z. B. Zadariä $ 191, Steinader 8257 R.3. 

4) Dahariä $ 93 N. 83, Mayr $ 81 N.6, Eichhorn $ 361 N.h; 
a. A. Reyſcher III. 730. 

4b) Sie haften auch nicht mit den Früchten, wenn fie cum beneficio an- 
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Indeſſen fommen doch auch ſchon früh abweichende Auffaffungen 
vor, nach denen die Gläubiger bei Ermangelung von Allod aud 
bad Lehn für die Schulden des PVajallen in Anſpruch nehmen 
durften), und ed ift in einigen Partikularrechten mit der zunehmen- 
den Beräußerlichfeit der Lehen der Sah zur Anerkennung gelangt, 
daß auch das Lehen für die Schulden des Vaſallen verhaftet und 
dem gewöhnlichen Grefutiondverfahren unterworfen ift und daß 
ber Lehndfolger für die Schulden des Vorbeſitzers, joweit fie aus 
dem Allod nicht gededt werden können, mit dem Lehnsvermögen 
einzuftehen hat). Hier Tann e8 zur Subhaftation des Lehnguts 
kommen, dur weldye auf den Erfteher dad fog. dominium utile 
übergeht”). | 

2. Abgejehen von diefer partifulären Zuläffigleit der Crefution 
in dad Lehnsvermögen, ift es weiter anerkannt, daß diejenigen 
Schulden, weldhe zum Beiten des Lehnguts gemacht find, ald zur 
Sphäre des Lehnövermögend gehörig erjcheinen und mit dem Lehen 
jelbft fofort auf den Lehnöfolger übergehen (debita feudalia princi- 
palia), ohne dem Erben des Allodialvermögend zur Laft zu fallen®). 


traten, Mayer 881 N. 19; — außer foweit fie nach den Grunbfäten über ven 
Fruchterwerb mit dem Lehen auch Früchte beffelben ererbt haben, II. F. 46. 

5) Bereits derartige fränk. Beftimmungen bei v. Meibom d. beutiche 
Bfandreht ©. 57f. — Ulm- Ravensburger Recht v. 1296. $ 34 (Gengler 
Stadtrechte S. 504): Si quis civium habet bona feodalia in confinio nostre 
eivitatis et non vult suis debitoribus in solucione satisfacere, actor, dum 
modo debitum obtinebit, in illum habet jus possidendi idem feodum pari 
forma et jure, sicut ille, cujus est feodum; si autem dominus, a quo est 
feodum, actorem infeodare noluerit, actor habet jus idem feodum titulo 
pignoris possidendi. 

6) So nah Medi. Recht Roth S. 188 ff., 193 ff., nah Pommer'ſchem 
Recht v. Wilmowski ©. 37 ff., 42f. Indeſſen baben die Agnaten nad letz⸗ 
terem das fog. beneficium taxae, auch Reluitionsreht im w. ©. (v. Wil mowski 
©.40f., 50 ff., 52ff., 57 ff.), d. 9. die Befugniß, wenn das Lehen megen 
Schulden bes jetigen ober bes verflorbenen Beſitzers veräußert werben foll, 
gegen Erlegung bes durch die Lehnstare feftzuftellenden Werths das Gut frei 
von allen Schulden als Lehnsbefitzer zu erwerben; über die Tare hinaus brauchen 
fle nichts zu gewähren. Um bies Hecht ausüben zu können, find die Agnaten 
vor ber Veräußerung bes Guts wegen ber Schulden aufzufordern, ob fie von 
ihrem beneflcium taxae Gebranch machen wollen. 

N) Br. %or. I. 18. 8 337; eine Abweichung ift zuläffig im Ball bes 8 338, 

8) Bgl. bejonders. v. Gerber Abhandlungen S. 170 ff. 
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Es erſcheint als eine Forderung der Billigkeit, daß Schulden, welche 
lediglich im Intereſſe des Lehnsvermögens gemacht ſind und in ihrem 
Effekt auch nur den Lehnsbeſitzern zu Gute kommen, gar nicht auf 
die Allodialerben übergehen. So wie wenn ein Lehnsbeſitzer das 
gewöhnliche Maß überfteigende Präftationen aus feinem Bermögen 
zu Gunften bed Lehns gemacht bat, der Allodialerbe Erfag bafür 
von dem Erben des Lehns fordern kann (vgl. 8 127. 2), To ſteht 
legterer audy nicht für Schulden zum Vortheil des Lehns ein; vid- 
mehr geben diejelben auf den Lehnöfolger über, auch wenn er nicht 
als Univerfalfucceflor in dad übrige Vermögen bed Vaſallen fucce 
dirt?). Und im Falle eined Konkurſes des Lehnsbefitzers können die 
Allodialgläubiger aus den Früchten ded Lehns erft Befriedigung er⸗ 
warten, nachdem die Lehnsgläubiger fie aus denſelben gefunden 
haben!). Zugleich wirb in der Literatur meiftend behauptet, daß 
biefe Schulden lediglich auf dem Lehndobjelt jelbft haften umd daß, 
wer ein mit einer ſolchen Schuld belafteted Lehn erbt, nur mit den 
Früchten, refp. der Subftanz bed Lehns, und nicht darüber hinaus 
mit feinem jonftigen allodialen Bermögen einzuftehen hat!!); die 
Partifularrechte gewähren aber dem Gläubiger die Befriedigung in 
subsidium aud) aus dem Allod ded Beſitzersn). Nach der Reiche 


In ähnlicher Weiſe wie bei ben Heallaften wirb ber liebergaug ber 
Schulden beſtimmt durch den Erwerb einer beflimmten Bermögensmaffe (vgl. and 
Hommel rh. no. 783. 8 1). Darum find fie aber noch nicht Realſchulden im 
Sinne v. Meibom’s (Bekker's Jahrb. IV. S. 465 ff., 483); beun es iR von 
diefem nicht erwiefen, daß fie ohne Hypothekbeſtellung nicht bloß auf ben Lebns- 
folger, refp. ven Lehnsherrn, fondern auf jeden künftigen Erwerber bes Lehns 
übergehen; vgl. gegen i&n befonbers v. @erber S. 257—259. — Aus bemfelben 
Grunde darf man auch nit mit Eichhorn $ 237 fagen, daß bie Gläubiger 
eine actio in rem scripta haben. 

10) Eihhorn 8 237. — Gothaiſches Mand. $ 143, 144: ſelbſt ber in vie 
Früchte des Lehns eingewiefene Allobialgläubiger muß zurädfichen, wenn jpäter 
eine Lehnsſchuld eingeklagt wird. 

11) Diefe Anficht vertheibigen 3. B. Eichhorn 5 237 N. a, v. Gerber 
©. 172, 178, Gierke p. 81f.; vgl. auch Buchka uud Budde V. S. 1%. 
(1862). — Dagegen v. Wilmowski ©. 47, daß fi die Gläubiger aud an 
das Allod halten bürfen. 

19) z. B. Baier. Ep. 8 153: die Subftanz bes Lehns haftet „bergeftalt, daß 
das Allode des Lehnsmannes nur fubfidiarifch angegriffen werben fan“; ebenfo 
Gothaiſches Mand. 5 99: ſolche Lehusichulben werden „zur Erfüllung (in sub- 
sidium) aus bem Allovial- Vermögen bes Befikers bezahlt.” Bgl. auch N. 26. 
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Konkurd- Ordnung $ 45 jollen die Lehndgläubiger „abgelondert aus 
dem Lehn nach den Vorſchriften der Landesgeſetze“ befriedigt werden; 
infoweit nad Partikularrecht eine ſubſidiäre Verhaftung des Allods 
beſteht, iſt dieſelbe durch das Reichsgeſetz nicht als bejeitigt an- 
zuſehen. 

Vorausſetzung für die beſchränkte Wirkſamkeit einer ſolchen 
Schuld iſt es aber, dab der Gläubiger ed wußte, dab ihre Be⸗ 
gründung dem Lehn und den Lehnsfolgern zu Gute kommen jolle”); 
ohne died Willen würde ihm an fich jein Schuldner und deſſen 
Univerjalfuccejfor verhaftet fein. 

Als ſolche Lehnsſchulden ericheinen: 

a) Schulden, welche der erſte Erwerber machte, um das Lehn 
für jich und feine Familie zu erwerben’). Sie gehen nur auf die 
jenigen Lehnsbefiher über, welche das Lehn in Folge des Erwerbs⸗ 
aktes des erften Beſitzers erhalten!*), nicht auf dritte Erwerber oder 
auf den Lehndheren!‘), wenn an ihn das Lehn fallt"), fie find 
debita feudalia respectiva, im Gegenſatz gegen die absoluta, welche 
jeden Erwerber treffen. Daſſelbe gilt für den Fall, dab der Lehns⸗ 
beſitzer Schulden machte, um ben Beltand des Lehnd durch Ankauf 
von weitern Gütern zu vermehren. 

b) Schulden, welde zur Erhaltung des Lehndvermögend in 
feinem urjprünglichen Beftande gemadyt wurden, die fog. debita 


19) 9, Gerber S. 170, 176 bat dies mit Recht hervorgehoben. Doch 
gebt er m. ©. zu weit, wenn er forbert, daß dem Gläubiger die beſchränkte 
Wirkſamkeit der Schuld angezeigt werbe und er fi damit einverftanden erklärt 
babe. Eine fpezielle Verabredung ift nicht nothwendig; falls der Gläubiger 
nur überhaupt Kenntnif von dem ökonomiſchen Zwed der Schuld Hat, tritt nach 
dem objektiven Recht unmittelbar dieſe Wirkung ein. 

1) Roth S. 252.3), v. Gerber S. 170 ff. — Const. Sax. II. 46: „zu 
Erkauffung etliher Lehngüter.” — Hommel rhaps. 545 und Grefe II. 
©. 133 find der Meinung, daß wenn ber erfte Erwerber dad Kaufgeld ſchuldig 
blieb, der Gläubiger gegen bie Allovialerben Magen und biefe bie Erftattung von 
beu Lebnserben fordern Dürfen; doch if dies wohl nur anzunehmen, wenn fie 
feine Kenntniß von dem Zwed der Lehnsbegründung hatten. 

15) Auch im alle, daß das Lehen allobiflcirt wird. 

16) Vgl. au den Schöffenfipr. bei Waſſerſchleben I. ©. 263—265. 

ıT Mit Recht erklären ſich Reyſcher 5 890 N. 1 und v. Gerber 
©. 172. dagegen, bie Klage als actio in rem scripta gegen ben britten Er⸗ 
werber zu geben. 
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feudalia ex versione in rem*®); jo zur Wiederherftelung des Guts 
nad längerer Vernachläſſigung, nad elementaren Berwüftungen‘), 
zur Abtragung älterer Lehndjchulden, zur Ablöfung von Semituten 
und Laften, zur Aufführung neuer Gebäude”), Durdführung um: 
fangreicher Meliorationen?!), Erwerb von Sewituten und Realrechten, 
zur Einlöfung antichretiich verpfändeter Xehen*), Führung von Pros 
zeffen, um da8 Lehen der Familie zu erhalten) u. |. w.%). 
Während an ſich eine ſolche Schuld nur auf die Lehndfolger, 
niht auf dritte Perfonen, alfo auch nicht auf den Lehnsherrn, über- 
gehen würde, außer joweit das Lehen durch die betreffenden Ver⸗ 
wendungen über feinen urfprünglihen Werth verbejlert wäre umd 
daher beim Anfall an den Lehnöheren ein Anſpruch auf Erfah ber 


18) „Schulden in nüßlihe Befferung bes Lehn- Gutes gewendet”, Const. 
Sax. II. 46. — „Zum beftändigen unb erweislicgen Nuten bes Lebens“, Baier. 
Eb. $ 150; auch ſolche, „welche auf die in Rüdficht des Lehns erlegten feind- 
lichen Kontributionen oder auf Herftellung nützlicher Gebäude verwendet wur⸗ 
ben“ $ 151, Roth baier. Civ. R. $ 214. — Gothaifches Mand. $ 134. 

19) Roth Medi. Lehnr. S. 253. no. 8. 

”) Bgl. $ 151 des baier. Ed. in N. 18. 

21) Schulden zu gewöhnlichen Wirthichaftsbenürfniffen, wie fie im Be⸗ 
triebe regelmäßig vorlommen, find allobiale Schulden. Einzelnes Detail kei 
Struben Bebenlen I. 9. 

#2) Roth Medi. Lehur. S. 252. no. 4. 

23) Baier. Lehnsed. $ 151; dagegen Roth S. 254 N. 18. 

#) 9. Gerber ©. 173 ff. nennt die Ereirung biefer Schulden eine Rad 
fitftung und weit S. 179 ff. nach, daß bie Grundfäge von ber in rem versio 
und ber Erfabpflidht für impensae nicht hinreichen. 

Er will den oben angeführten Fällen auch diejenigen gleichſtellen, iu 
welchen ver Lehnsbeftger den Aufwand aus feinem Allovialvermögen machte, 
und behauptet, Daß er in feiner Eigenichaft als Allobialbefiger fein eigner 
Gläubiger werde. Indeſſen ift es nicht geboten, bie Differenzirung ber beiben 
Bermögensmaffen, welche im Halle des Todes bes Lehnsbeſtitzers eintritt, ſchon 
bet jeinen Lebzeiten anzunehmen. Während feines Lebens befteht feine Schuld, 
fonbern es haben erft bei feinem Tode bie Allopialerben eine Erfaßforberung 
gegen bie Lehnsfolger, Gierke p. 51 ff. 

Uebrigens nimmt das Baden'ſche Ed. 8 32 nicht einmal eine ſolche Erjat- 
forberung an: „baß wegen einer Lehnsſchuld, die einmal, wenngleich aus Allo- 
Dialvermögen, von bem Lehenmann bezahlt worden ift, die Erben in feinem 
Fall einen Rüdgriff an das Lehn und bie Lehnsfolger zur Erflattung machen 
fönnen.“ 
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impensae beftünde*), Iaffen doch Partikularrechte diefe Schulden 
ohne weitered auf den Lehnöheren übergehen, an welchen dad Gut 
zurüdfällt®). 

ec) It auf das Gut mit Genehmigung bed Lehnsherrn und 
der Agnaten eine Hypothek gelegt, jo geht, da der Pfandſchuldner 
nach modernem Recht feine exceptio excussionis hat (vgl. $ 125. 
N. 18), die Schuld auf jeden Erwerber des Lehns über”). 

d) Partilulär werden als Lehnsſchulden behandelt diejenigen 
Schulden, weldhe der Erblaſſer madte, um feine Mitlehnderben mit 
ihren Anſprüchen auf Lehndtheile abzufinden®), oder die Schulden 
„wegen Außfteurung derer Töchter oder Schweitern oder zu Abs 
legung derer Leibgedinge“ *). 

3. Dadurch, daß bei Begründung einer Schuld von dem Ba- 
fallen alle lebenden Agnaten und Lehnöfolger zugezogen werden und 
daß fie ihren Conſens ertheilen, wird der Charakter der Lehnsſchuld 
auf da8 allerbeitimmtefte erreicht, und es find alle fpätern Lehns⸗ 
folger zu ihrer Anerkennung und Abtragung verpflichtet”). ine 
ſolche Schuld wird in der Literatur als debitum feudale consen- 
suatum bezeichnet. 

Nach Partikularrechten wird aber öfter gefordert, daß auch da, 
wo die Schuld dem Zwecke nad ſchon an fi eine Lehnsſchuld fein 
würde, der Conſens der Lehnsfolger eingeholt wird; hier erlangt fie 
diefen Charakter erft in Folge der Zuftimmung der Familie, reip. 


35) 9, Gerber ©. 178. 

%) Gothaiſches Gef. $ 134. — Gierke p. 14 behauptet, daß alle Ge⸗ 
fette, alle Gerichtsböfe und Gelehrten die Schulden auf den Lehnshern über- 
geben laffen, p. 50. Ä 

Zadariä 8202 N. 2 behauptet in offenbarem Widerfprud mit Const, 
Sax. II. 46, daß die Gläubiger die Allodialerben belangen bürfen, und aud 
Das Baben’fche Geſetz 8 32 behandelt diefe Schuld als fubfipiäre Lehnsſchuld, 
indem die Glänbiger ſich an das Lehn foweit haften können, als fie ihre Zah⸗ 
fung nicht „ans dem Landerbe des Berwenbers“ erhalten. Bol. auch N. 12. 

7, Roth S. 256. 

2) Roth ©. 252. 2). 

39) Const. Sax. II. 46. 

20) 9, Gerber S. 179f. — Nah dem Gothaifchen Edikt 8 135 foll nad 
Begründung einer wahren Lehnsſchuld eine Unterfuhung darüber flattfinden, 
ob fich alles in Ordnung verhält, und dann der Eonfens ertheilt werben. 

Stobbe, Privatredt. IL 2. Aufl. 31 
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bed Lehnsherrn?i). Ohne ihre Zuziehung würde fie, felbft wenn fie 
eine Beflerung des Lehns bewirkt, nur den Schuldner felbit und 
feine Defcendenz treffen, welche lebtere lediglih Erfah für die im- 
pensae von den Lehndfolgern fordern koͤnnte. 

Died Erforderniß ded Conſenſes ift dadurch aber wieder herab» 
gebrüct, daß Lehnsherr und Lehndfolger für gewiffe Schulden zum 
Bortheil oder zur Verbefferung ded Lehns ihre Genehmigung nicht 
verjagen dürfen ?). 

Bei der Zuziehung der Lehndintereffenten fünnen zugleich die 
genaueren Normen für die betreffende Schuld feftgeftellt werben, 
z. B. daß der Conſens nur auf beitimmte Zeit ertheilt fein, daB 
die Lehnsſchuld ſich in eine Allodialjhuld verwandeln fol, wenn nicht 
innerhalb diefer Zeit die Schuld eingellagt oder bezahlt ift®) u. |. w. 

Es ift aber auch möglih, dab eine Schuld, weldhe an fi 
feine Lehnsſchuld tft und nur auf dem Allod und den Lehnsfrüchten 
baftet, durch die Einwilligung der Lehnsfolger zu einer jolchen ge: 
macht wird). 

4. Ze nahdem für eine Lehnsfchuld alle oder nur einzelne 
Eehnfolger verhaftet find, unterfcheivet man debita feudalia ab- 
soluta und respectiva®); leßtere find insbeſondere dann vorhanden, 
wenn bet Schulden, welche des Conſenſes bedürfen, nicht alle, fondem 
nur einzelne Folger denfelben ertheilt haben). 


3) Br. Lor. 1.18. 58 247— 249, 8 311 ff.: eine Schuld zur Bermehrung 
und Berbefferung ber Lehnsſubſtanz wird durch Einwilligung bes Lehnsherrn 
und ber Lehnsfolger eine Lehnsſchuld. 

22) z. B. Pr. Lor. I. 18. 8 237—242, 318. — Ueberhanpt ift Inhalt und Be 
beutung bes Conſenſes im konkreten Fall forgfältig zu unterfuchen, Struben Bed. J. 
no. 146, Pufendorf obss. III. 154, v. Gerber ©. 182ff., Gierke ©. 66 fl. 

”) Baier. Ep. 8 156— 158 vgl. mit 8 99 und darüber C. F. Arnold 
Bralt. Erörter. I. no.4. ©. 118 ff.; vgl. auch Gierke S. 69. 

%) Const. Sax. II. 46 erfter Abf., Preuß. Landr. I. 18. $ 243 — 47, 
Baier. Ed. 3 159. — Pufendorf obss. III. 142. — Dies giebt and v. Ger⸗ 
ber ©. 184 zu, erklärt ſich aber im allgemeinen gegen die Aufftellung ber be 
fondern Kategorie von debita feudalia consensuata S. 182 ff.; vgl. gegen ihn 
Gierke ©. 65 ff. 

35) Den Unterfchieb will v. Gerber S. 185 ff. ganz verwerfen; vgl. da» 
gegen Gierke S. 18f.; er gehört beu Partikularrechten au, 3.8. Preuß. Ldr. 
I. 18. 8 835. 

26) Als deb. f. respeotivum bezeichnet man bejonders bie Schufb, melde 
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5. Zu den Lehnsſchulden gehört auh der Lehnsſtamm, 
constitutum feudale’”); man verfteht darunter ein Kapital, welches 
unfündbar gewöhnlihd auf ein Lehngut gelegt?F oder fonft ficher 
geftellt ijt und deſſen Zinfen an diejenige Perjon einer beftimmten 
Samilie zu zahlen find, weldhe durch die Grundſätze von der Lehns⸗ 
jucceffion beftimmt wird. Die Beranlafjungen zur Begründung eines 
Lehnsſtamms find fehr mannigfaltig, jo wenn bad Gut ganz ober 
theilweiſe allodificırtt wird und dad Kapital für die Lehnsfamilie 
jest die Stelle des Lehns vertritt, wenn die Lehnöfolger in die Ver⸗ 
äußerung des Lehnd willigen und fie in die Zinſen ded Kapitals 
jest juccediren jollen, wenn von mehreren gleichberechtigten Lehns⸗ 
folgern einer dad Lehn allein erhält und die andern mit Kapital 
abgefunden werden, welches im Lehen ftehen bleibt und ihnen ver- 
zinft wird), Wenn auch in den Lehnöftamm nad den Regeln 
der Lehnserbfolge fuccedirt wird, unterſcheidet er ſich doch von dem 
Lehen dadurch, daß ein Lehnäherr nicht vorhanden ift und daher auch 
feine Belehnung ftattfindet). Sind alle Succeffionsberechtigte bes 


ein entfernterer Agnat kontrahirt, um durch Bezahlung der Summe einen nähe⸗ 
ren zum Berzicht auf fein Folgerecht zu vermögen; bier feien alle biejenigen 
Lehnefolger für die Schuld verhaftet, welde in Folge biefes Vertrages früher 
jnccediren, als ſie nah ber Erbfolgeorbnung beranlommen würden. Dagegen 
erflärt fih vo. Gerber ©. 186 (vgl. au Struben Ber. I. no. 145) und 
fordert noch einen weitern Grund, 3. B. Auftrag ober befondern Eonfens; ohne 
benfelden entflünde nur eine Allodialſchuld. Die Braris behaubelt aber jenen 
Fall als deb. f. respectivum, Gierke ©. 63. 

7) Dies Inftitut kommt partitulgrrechtlich in Sachſen (Zahariä $ 174 ff., 
Binder I. 8240 ff., II. S. 66— 71), Medienburg (Roth ©. 278), Preußen 
(Lanbr. I. 18. 8 605 ff.) u. f. w. vor, vgl. Pufendorf III. no. 148, Hommel 
rh. no. 73, Eichhorn 8 286, Weber II. ©. 486 ff., 510, Mayr 8 154, 
Gierke p. 72—77. — Das Gothaifche Gef. $ 217 nennt ihn „uneigentlichen 
Lehnsſtamm“, im Gegenſatz gegen den eigentlichen Lehnsſtamm $ 214 ff., worunter 
es das Geldlehen verfteht. 

25) Es bebarf der Eintragung im Grundbuch. — Regelmäßig wird das 
Kapital auf dasjenige Lehngut gelegt, mit Bezug auf welches die Schuld ent- 
fanden if; doch kann es auch auf einem Allob haften, ſei es, baß das ur- 
ſprüngliche Gut allopifteirt, fei e8, daß das Kapital non bem urſprünglich be- 
legten Gut auf ein anderes übertragen wird. Ja es fann das Kapital auch in 
Bertbpapieren angelegt werben, Pinder 8 249 und II. ©. 70f. 

29) Br, Lor. I. 18. 8 484, 493, 496. 

“) Br. Lor. 1.18. 8 497; Pinder I. 8 246. Doch war es and möglich, 

31* 
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Lehnsſtammes verftorben, jo fällt derfelbe an die Allodialerben des 
legten Berechtigten“). 

Lehnsquantum inöbefondere nennt man die mit den Mit- 
belehnten vertragsmäßig vereinbarte Summe, gegen deren fünftige 
Auszahlung fie ſich verpflichten, in die eventuelle Veräußerung des 
Lehnguts an einen Fremden einzumwilligen oder da8 Zehen, wenn ed 
ihnen anfallen würde, ben Allodialerben des lebten Befiberd zu 
laffen“). Der wirthſchaftliche Grund für die Verabredung foldyer 
Lehnsquanta liegt darin, daß, wenn dritte Perjonen in die Mit: 
belehnfchaft aufgenommen murden und dadurd die Ausſicht auf den 
fünftigen Erwerb erhielten, fie dem Bafallen für diefe Aufnahme 
eine Summe zablten; fie follen nun durch Bezahlung des Lehnd- 
quantum entſchädigt werden, wenn ihnen jene Audficht verloren geht. 

Durch die Verabredung des Lehndquantum haben die Mit- 
belehnten für die gedachten Fälle nur ein perjönliches Recht auf 
Zahlung der Summe gegen den befipenden Bafallen und feine 
Allodialerben. 


5 127. Die Soubderung bes Lehns vom Alfod. 


Wenn das Lehndvermögen eined Bafallen von feinem Allod zu 
ſondern ift, wie 3. B. wenn der Lehnsfolger des verftorbenen Ba- 
jallen gar nicht oder nur zum Theil das Allod erbt oder das Lehn an 
den Herrn fällt oder wenn ed im Konkurfe von dem Allod zu trennen 
ift!), läßt fich in vielen Fällen diefe Sonderung nicht durch einfade 
reale Trennung ded Lehngutd von dem übrigen Bermögen bewirken, 
jondern bedarf es zugleich der Feſtſtellung und Befriedigung ven 
Sorderungen, melde der Better der einen Maffe gegen den ber 
andern bat. 

Das Abſonderungsgeſchäft, falls es unter Vermittelung des 


daß durch Lehnsauftragung ber Lehnsftamm zu einem wirklichen Geldlehen ge 
macht wurde, Pr. Lor. I. 18. 8 502 ff. 

4) Die genaueren Grundſätze ergeben fi theils aus den Bartikufar« 
rechten, theil8 aus den beſondern Feftfegungen für ben einzelnen Lehnsſtamm. 

2) Zachariä 8 174. 

1) Baier. Ed. $ 171. — Das Äftere Recht bot auch ben Fall dar, daß 
das einem Dritten verliebene anevelle fein Ende nimmt (vgl. oben $ 119 
N. 37 ff.). 
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Gerichts erfolgt, gehört in dubio nicht vor die Lehnsgerichte?); doch 
fann der Lehnsherr fordern, bei demfelben zugezogen zu werben?). 
Was die Sonderung im einzelnen angeht‘), jo ift 

1. dad Lehngut felbjt mit feinen Zubehörungen, Gutöparzellen, 
Realrechten u. |. w. abzufondern‘); Mobilien, jelbft wenn fie zur 
Bewirthichaftung des Guts dienten, gehören zum Allod, fofern nicht 
ihre Lehnöpertinenzqualität nachgewiefen werden kanne). Während 
man früher für den Fall ded Streit, ob eine Sache allodial oder 
feudal jei, Präjumtionen, befonderd zu Gunften der allodialen Qua⸗ 
lität; aufftelte”), fommt es vielmehr auf die progefjunlifche Lage an, 
um zu bejtimmen, wer den Beweis zu führen hat°). 

2. Hatte der Bajall zu dem Lehngut weitere Stüde hinzu 
erworben und mit ihm für die Dauer vereinigt?), oder hatte er für 


2) Bgl. aber auch oben $ 122 N. 12. 

®) Baier. Ed. 8 173. 

*) Das Pr. tor. 1.18. $ 508 und Baier. Ep. $ 179 vermeifen im all» 
gemeinen auf bie Auseinanberfegungsgrundfäge nach beendigtem ususfructus. 

5) Ueber Lehnspertinenzien vgl. oben 8 118 N. 4. 

6), Binder II. S. 133. 8 570. 

7) Ueber Sachfenfp. II. 43. $ 1 (Sve en gut eme geget to lene unde en 
ander seget it si sin egen; spreket se 't mit geliker were an, jene mut it 
bat to egene behalden, mit tvier scepenen getüge, denne die andere to 
lene) vgl. Laband vermögensredtl. Klagen S. 213 f., 405 f., Heusler S. 265 ff., 
welche den allgemein Iautenben Auſpruch auf den Fall beſchränken, daß ein Allo- 
Dial» unb ein Lehnserbe ſich gegenüber ftehen uud Jeder von ihnen im Beſitz zu 
fein behauptet; vgl. auch Plauck Ger. Bf. I. S. 598 ff. — Das langob. Lehnrecht 
enthält auch fein allgemeines Prinzip; II. 41. pr.: wenn ber Allodialerbe nicht die 
allodigle Qualität beweift, fommt ber Lehnserbe zum Beweiſe mit Eibeshelfern; 
II. 26. $ 1: ber Allodialerbe wirb zunächſt in den Beſitz gefebt; in Ermangelung 
von anbern Beweismitteln kommt der Lehnserbe zum Schwur; vgl. aber aber auch 
II. F. 26. $2 und II. F. 41. $ 1, 2. — Die PBräfumtion zu Gunſten bes Allode 
ftellt auf die Dec. Sax. elector. v. 1661. no. 37 (Zachariä $ 214), das Baier. 
Ev. 8 175, 176; vgl. au Mynsinger observ. V. no. 25, Struben Nebenft. 
III. no. 17. p. 295 ff., Hagemann Lanbwirtbichafter. S 401 ff, Weber IV. 
S.665 ff, Eichhorn 8 192 N. i; weitere Literatur bei Binder I. ©. 132. 

8) v. Gerber $ 104 N. 3, 8 106 N. 8. 

9 Wenn der Baſall nicht die dauernde Berbinbung und die Entflehung 
der Lehnsgualität beabfichtigte, jo gehören fie natürlich zum Allod, Zahariä 
8 212. — Kaſuiſtiſche Beſtimmungen darüber, wann die Einverleibung in das 
Lehngut anzunehmen fei und das Allobialvermögen entſchädigt werben müfle, 
Br. Lor. I. 18. $ 527 ff. 543 ff. 
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daſſelbe onerojer Weife Dienftbarfeiten erworben oder Meliorationen 
vorgenommen, welche über jeine Pflicht der wirthſchaftlichen Er- 
haltung hinausgehen und nicht bloß fein individuelles Interefſe be⸗ 
friedigten, jondern zur Wertherhöhung des Guts gereichten!Y), fo 
bat der Beſitzer des Allodialvermögend einen Anſpruch auf Erjah 
der Berbefferungen und Wertherhöhungen!!), wobet jedoch nicht die 
Höhe der Auslagen, jondern der jepige Werth bed Lehns in De- 
tracht zu ziehen it). Handelt es fich lediglich um impensae vo- 
luptuosse, jo befteht nur ein jus tollendi. 


10) Beftritten if, ob zu ben dem Allodialvermögen zu erfegenden Me 
liorationen auch die Tilgung einer prinzipalen Lehnsſchuld zu rechnen if. Die 
Frage ift zu bejahen, da buch die Zilgung eine jedem Lehnsfolger zu gute 
kommende Erhöhung ber reinen Rente des Lehns bewirkt wird. Nur fo weit, 
als der Lehnsbeſitzer verpflichtet ift, eine Schuld aus feinem Allodia lvermögen 
zu bezahlen, befteht Feine Erfagpfliht; Buchka u. Budde Euntſcheidungen V. 
S. 182ff., v. Gerber Abhh. I. S. 177f.; anders Roth 8 85 N. 22, 23 und 
Goth. Mandat 8 142. 

u) II. F.28. $ 2: Si vasallus in feudo aliquod aedificium fecerit, 
vel ipsum sua pecunia melioraverit, et contigerit postea, ut vasallus 
sine filio masculo decedat, dominus aut patiatur aedificium auferri, aut 
solvat pretium meliorationis. Idem dico, si pretio servitutem feudo ac- 
quirat. Quidam alii dicunt, omnino ad dominum pertinere; vgl. auch II. 
F.8. 83. — Sachſenſp. II. 21. $2—4 erltennt mit Bezug anf Gebäude Teinen 
Erfaganfprud an, fonbern läßt fie ohne weiteres dem Lehn folgen, Honteyer 
II. 2. S. 524; in bewußter Abweichung vom langob. R. beflimmt dies auch Const. 
Sax. III. 31 (Zadharii 8215 N.4). — Irrig fagt Bülow u. Hagemann 
III. no. 17. S. 109 in Webereinfiimmung mit vielen Andern, baß die auf bem 
Lehngut befinblihen Gebäude aflezeit als wirkliches Allobium zu betrachten find, 
während fon Hommel no. 809 richtig ausgeführt Hatte, daß, wenn auch ber 
Allodialerbe mit Rüdfiht auf bie vom Bafallen aufgeführten Gebäude und bie 
mit dem Lehn noch verbundenen Früchte einen Erſatzanſpruch bat, diefe Sachen 
doch zum Lehn gehören und Lehnsqualität haben. — Einen ſehr weitſchweifigen 
Anffag über diefe Fragen von Semler enthält Hagemann u. Günther'sé 
Arc. f. Rechtögelehrfamteit III. 1789. S. 104—135, IV. S. 58—139. 

Meber den Erjak für Servituten Pufendorf II. no. 16, über Meliora⸗ 
tionen überhaupt Pufendorf I. no. 183, 184, III. no. 138, Bülow und 
Hagemann IH. no. 17. — Gothaiſches Mandat 8 90. 

19) Zachariäà $ 215 N. 2. — Brauuſch. Lüneb. BO. v. 1767. 8 1 
(Pufendorf IV. no. 259): es fol deu Lanberben ein Kapital erfetst werben, 
welches der Erhöhung ber Revenlien nach Zugrunbelegung von 6 Procent ent- 
ſpreche. — Dagegen Gothaifhes Mand. 8 90. Abf. 2: es Haben bie Lehnserben 
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3. Andererjeitd hat der Erwerber des Lehns gegen das Allodial 
vermögen einen Anſpruch auf Erfah der bolofen oder fulpojen Des 
teriorationen des Lehns i2) unter der Vorausſetzung, daß der Schaden 
von dem lebten Befiger, reip. einem früheren Befiter verjchuldet 
ift, deffen Aniverſalſucceſſor derjelbe geworden ift'*). 

4. Die bereitd jeparirten Früchte des Lehnguts gehören zum 
allodialen Vermögen; die noch nicht feparirten fructus naturales ift 
der Lehndfolger zu ernten berechtigt"). Im Betreff der fructus 
industriales beobachtet das Ältere deutſche Recht dad Prinzip, daß 
fie zum Allod gehören, joweit fie bereitd non dem Vorbeſitzer des 
Lehnd verdient find, d. h. joweit Die für ihre Erzeugung erforder 
liche Arbeit zu der Zeit, ald der Grund für die Trennung der beis 
den Vermoͤgensmaſſen eintrat, bereit3 gethan iſt'e). Das langobar- 
diihe Recht hat feite Termine angenommen: tritt der Grund zur 
Sonderung zwiſchen dem 1. März und 1. September ein, jo ge» 
hören die in dieſer Zeit geernteten oder zu emtenden Früchte dem 
Allodialvermögen an, während, wenn er außerhalb diefer Zeit fällt, 


„nur den wirklich gehabten Aufwand und keineswegs den Werth zu erftatten, 
welchen die Berbeflerung zur Zeit des Succeffionsfalls gehabt hatte.” 

18) Hutte ber frühere Beſitzer Lehnsftüde veräußert und ber jetige Lehns⸗ 
befiger biefelben entgeltlich zurüderworben, jo hat letterer einen Anfpruch gegen 
Das Allod, Pr. Lor. I. 18. 8 564 ff. — Nah Medi. R. (Roth ©. 269 N. 58) 
gilt die Belaftung des Outs mit Hypotheken nicht als Deterioration, filr welche 
Erfat zu leiſten if. 

14) Bal. Eichhorn 8 368 RN. w, beſonders aber das forgfältige Erkeuntniß 
bei Buchka u. Budde V. S. 177 ff. (1862). — Nah dem Goth. Man. $ 91 
beftebt kein Erſatzanſpruch, fonbern haben nur bie Mitbelehnten und bie Obrig- 
keit darüber zu wachen, daß feine Devaflationen eintreten. 

15) Homeyer Sadjenfp. II. 2. S. 525 f., Const. Sax. III. 32. Abf. 7. 

16) Sachſenſp. II. 58. $ 1, 2, 3, ®oßl. Statt. ©. 13. 3.8. — Mit Recht 
tabelt v. Gerber 8 131 N. 9 die Partikularrechte (3. 8. Const. Sax. III. 82. 
Adi. 6, Both. Hand. 5 87, 88 un. ſ. w.) und bie Schriftſteller (3.8. Eichhorn 
8368 N. g, Zahartä 8 216 N. 2, Binder $ 574), welde, geſtützt auf 
Sachſenſp. 1. 22. $1 und IIL 15. $ 1, für den Fall, daß ber Tod bes Bafallen 
bie Veranlaffung zur Sonderung ift, als Moment, um zu entideiben, ob bie 
Frucht verdient ift, nicht den Todestag, fondern beu breißigften Tag nach dem⸗ 
felben annehmen. Daß dies nicht ber Sinn bes Sachfenfp. fet, vgl. Homeyer 
Sachſenſp. II. 2. ©. 525; über bie ganze Frage vgl. bie floffreiche, bogmengefchicht- 
liche Darftellung bei Homeyer ber Dreißigfte ©. 248 ff. 
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ber Lehnsberechtigte fie erhält”). Die Prarid und die Partikular- 
rechte halten zum Theil den alten Gefidhtöpunft won der verdienten 
Frucht aufrecht!?), zum Theil laſſen fie ftatt des 1. September einen 
andern Zermin!®) oder dad Ende der Ernte”) oder noch andere 
Grundjäge entjcheiden?). 

Der Lehnsbeſitzer, welcher die Früchte erhält, hat dem Allodial- 
vermögen den Aufwand für Saat und Beftellung zu erftatten. 

db. Sind Civilfrüchte ein Aequivalent der natürlichen Früchte 
(3. B. Pachtzinſe), jo werden fie wie dieſe behandelt*). Abgaben, 
welche an beftinnmten Terminen fällig find, gehören zum allodialen 
Dermögen, wenn fie zur Zeit, in welder der Grund zur Sonde 
zung eintritt, bereits fällig waren). 
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I. Das Lehnsverhältnig nimmt mit Bezug auf alle an einem 
Zehn betheiligten Perjonen ein Ende: _ 

1) beim Untergang ded Lehnsobjekts!), 

2) wenn dad Recht des Lehnsherrn widerruflih war und fein 
Ende nimmt, 


17) II. F. 28. 83; am Schluß wird bemerlt, daß nad ber Anficht von 
Einzelnen die jänmtlidhen fructus pendentes zum Lehnsvermögen gehören. 

18) z. B. Const. Sax. III. 32, Goth. Mand. 8 87, 88: die „bereits an- 
geiammelten Früchte“ und Die noch auf bem Felde ſtehende und alfo ſchon vor⸗ 
ber ansgejäten ober gepflanzten Feldfrüchte und Gartengewächſe.“ 

19) Die Zeit vom 1. April bie 1. Okt., Steinader ©. 586. 

%, Eichhoru 8 363 N. 1; in Med. drang biefe Richtung nicht durch, 
Roth 8 85 N. 12. 

21) Br. Lox. I. 18. 8 508 vgl. mit I. 21. 8 151 ff., 166. beffimmt, daß 
bei Landgütern der Neinertrag bes betreffenden Wirthichaftsiahre nach Ber- 
hältniß ber Zeit zwiſchen dem Allodial- unb bem Lehnsintereſſenten getheift 
werbe; bei andern Objekten gebührt bem Allobialvermögen bie Nuguug bes- 
jenigen Quartals, in welchem die Souberung veranlaßt wurbe, 8 170 ff. 

3) .8. Hommel rh. no. 129, Steinader ©. 586. 

3) Sachſenſp. II.58. 82, 3, Const. Sax. III. 32. Abf. 5, 6, Seuffert 
XXXVII. no. 38; vgl. auh Badhariä $ 218. 

I) Derjelbe kann bei Grundftüden kaum vorlommen, wohl aber bei 
echten. 
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3) durch orbnungdmäßige Veräußerung des Lehnsobjekts an 
einen Dritten zu Allod?), 

4) durch Eigenthumserſitzung von Seiten eine8 Dritten am 
Lehn?). 

II. Wenn dad Recht des Bafallen ein Ende nimmt und weder 
Lehnderben, noch in Folge von Mit oder After‘) oder Eventual 
belehbnungen Lehnöfolger vorhanden find, welche an jeine Stelle 
treten fönnten, jo fehrt das bingliche Recht des Vaſallen durch 
Conjolidation zum Herrn zurüd. Unter den Fällen der Conjolis 
dation ift zu unterjcheiden, je nachdem eine Felonie des Bafallen 
jtattgefunden hat oder nicht. 

A. Ohne Felonie: 

1. beim Auöfterben der Familie ded Vafallen reſp. der Mit« 
belehnten und Cventualbelehnten; ift der Bafall eine juriſtiſche Per⸗ 
fon, bei deren Auflöfung; 

2. wenn das Recht des Vaſallen widerruflih oder nur 
auf Zeit begründet war, bei Eintritt des Widerrufs oder Ablauf 
der Zeit; 

3. durch Mebertragung feined Rechts an den Herm oder Kün⸗ 
digung des Verhältnijjed von Seiten ded Bafallen. Der Lehns- 
herr darf der Auffündigung des Verhältniſſes nicht widerjprechen®). 
Doch wirkt die Conjolidation nur temporär zum Nachtheil der 


2) Alfo befonders im Kalle der Subhaftation zu Allod, vgl. 3.8. Preuß. 
2pr. 1.18. 8 3387— 339, ober bei einer Veräußerung mit Einwilligung bes Lehns⸗ 
berrn und ſämmtlicher Lehnsfolger. 

2) Eihhorn $ 238 N. e behauptet, daß wegen der unverjährbaren 
actio feudi revocatoria nur unvorbenlliche Zeit helfen könne. Indeſſen gilt 
die Unverjährbarfeit nur im Kalle unerlaubter Beräußerungen durch einen Va⸗ 
fallen, vgl. Reyſcher II. 8 394 N. 1, Unterbolzner Verjährung UI. ©. 259, 
N.*, v. Berber 5134 N. 2. — Auch in diefem Falle laſſen Partikularrechte 
die Verjährung zu, vgl. 8 124 N. 17, 18, 26. Die Wirkung der Verjährung 
ift in Folge des neueren Grundbuchrechts beichränft. 

4) Nach manden Rechten fällt dann das Recht des Afterwafallen fort, vgl. 
8123 R.10, 11. 

5) Das ältere dentſche Hecht (vgl. Homeyer S. 499 ff.) unterjchieb 
a) Anflaffung des Guts an ven Lehnsherrn; als mittelbare Folge hörte bie 
Lehnspflicht auf, b) untseggen, b. h. Auffagen bes perjönlichen Berhäftnifies, 
welches dann zugleich das binglihe Recht vernichtet; vgl. auch noch Kraut 
8 246. no. 1, 2. — Ueber neueres Recht z. B. Preuß. br. I. 18 8 643 ff. 
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Defcendenz des Bafallen‘), während die Agnaten und Mit- 
oder Eventualbelehnten zur Zeit des Anfalls des Rechts an fie 
die Belehnung fordern koͤnnen. Im Fall ded Verlaufs des Lehns 
an den Lehnsheren kommen die Sätze vom Retrakt zur An 
wendung; 

4. durch Acquifitioverjährung?) des vafallitiihen Rechts von 
Seiten ded Lehnsherrn; fie wirkt gleichfalls nur temporär, da die 
einzelnen Lehnsfolger erit mit dem Anfall des Rechts an fie die 
Belehnung fordern koͤnnen. Daher hilft dem Lehnsherrn auch nicht 
der Beſitz des Lehns unvordenkliche Zeit hindurch?). 

B. Wegen eigentlicher Felonie, d. h. wegen Bruchs der Lehns⸗ 
treue®*) verliert der Vaſall dad Lehen nur in den ſchwereren Fällen, 
welche entweder in den Geſetzen ausdrücklich ald ſolche bezeichnet 
find oder den geſetzlich anerkannten gleichzuftellen find). Als Faͤlle 
der Selonie führen die Libri feudorum auf!%): Verweigerung ber 
Lehnöpflicht oder des Lehnseided, Verlaffen des Herrn im Felde, 
Verrath, Gewaltthätigfeit oder fchwere Injurien gegen den Herm, 
Nachftelungen nad dem Leben, Kriminalanflagen oder Zeugnib 
gegen den Lehnsherrn, Kufurbitation"), Unterlaffung der Lehne 


6) Nah dem Baden'ſchen Gel. $ 33 nur zum Nachtheil der ungeborenen 
Deſcendenz bes Verzichtenden. 

N Nah älterm deutſchem Hecht griff bie rechte Gewere Platz, 3. B. 
Kraut 8 246. no. 8. 

9) v. Gerber $ 135. 4), — U. M. Eihhorn $ 251 N. h. — Baier. 
Lehnsed. $ 211: „durch die Verjährung wirb ber Lehnsverband nicht aufgeldfet.“ 
— Jede Verjährung will ausfchließen Bejeler 8 167 N. 15, 16. 

se) Ehrenberg Commendation und Hulbigung S. 144 ff. Ieugnet, daß 
bie Felonie ein Vergeben jet, fie fei nur Contraftebrud; für das fpätere Mittel- 
alter ift das unbedingt irrig. 

9) Eingebend Eihhorn $ 241, v. Gerber $ 136. — Ueber das ältere 
beutfche Recht, welches bei geringeren Vergehen nur eine Gelpftrafe, das Ge⸗ 
webbe, eintreten läßt, Homeyer S. 505 ff., 569 ff. — II. F. 23. pr.: sed sunt 
quaedam ut ita dicam egregiae ingratitudinis causae, quibus beneficium 
secundum mores curiarum solet adimi. — II. F. 24. $ 9: der Richter foll 
bie gejeglichen Beflimmungen per analogiam ausdehnen. 

10) Die Kitate bei Eihhorn 8 241 N. d. 

1) d. h. Beiſchlaf cum uxore ejus, cum filia, cum nepte ex filio, cum 
nupta filio, cum sorore domini, I. F.5. $ 1, II. F. 24, 84; vgl. auch Alw. 
Schultz Höfiſches Leben I. 1879. ©. 465. 
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erneuerung, Veräußerung ded Lehns, Schlechte Bewirthichaftung u. |. w. 
Die neueren Partilularrehte haben ſpezielle Vorſchriften). — Der 
Lehnöverluft tritt regelmäßig nur bei dolus") und in Folge der 
Bollendung der Handlung ein. 

Die Felonie berechtigt den Lehnsherrn nicht zur fofortigen Ein» 
ziehumg des Lehns, jondern zur Klage auf Aberlennung des Lehn⸗ 
rechts; er kann die Vindikation oder die Deliktsklage anftellen. Als 
actio vindietam spirans geht fie weder aktiv noch paſſiv auf die 
Erben über‘); fie erlischt, abgefeben davon, daß ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend der Lehnöfehler verziehen (parbonirt) werden Tann, 
durch 30jährige Klageverjährung'*). 

Die Felonie bewirkt nur eine temporäre Conſolidation zum 
Nachtheil des ſchuldigen Vaſallen ſelbſt und feiner Defcendenz '®), 
während Mitbelehnte und Agnaten beim Anfall an fie das Lehn 
vom Herm fordern fönnen; neuere Partikularrechte geben aber auch 
den Dejcendenten nach dem Tode des jchuldigen Vaſallen das Recht 
auf Erwerb des Lehnd!”). 

C. Der Bafall verliert fein Recht wegen Duafifelonie, d. h. 


13) Baier. Landr. IV. 18. 8 51, Baier. Ed. 8183, 184, Preuß. Lor. I. 18. 
8 147; nad Medi. R. (Roth 8 89) alle unter ven Begriff der Majeſtätsbeleidi⸗ 
gung ober des Hochverraths fallenden Verbrechen. 

18) Baier. for. IV. 18. 8 51. no. 6, Baier. Ed. $ 186, Pr. or. 1.18. 
8 152 vgl. mit 8 154. — Eichhorn $ 241 N. f. — Ausnahmeweile wird bie 
negligentia dem dolus gleichgeftellt in II. F. 24. $ 3 und außerbem bei ber 
unterlaffenen Lehnsernenerung vgl. oben 8 122 R. 21. 

14) Mynsinger III. no. 97, Baier. Lor. IV.18. 851. no 9, Baier. 
Er. $ 187, Br. Bor. I. 18. $ 625, 626, Baden'ſches Gef. 8 34. 

15) Baier. Lor. IV. 18. 8 51. no. 10. Nah Preuß. Ldr. I. 18. 8 630 
gilt die Felonie als verziehen, wenn der Lehnsherr nicht in einem Jahre nach 
ihrer Begehung die Klage anftellte. 

16) Schon in alter Zeit findet ſich aber die Milderung, daß die Defcen- 
benten nicht von den Wirkungen der Felonie betroffen werben; vgl. 3.8. Urk. 
v. 1190 (Beyer mittelrh. Urk. 8. II. no. 107) und Homeyer ©. 512. 

I) Baier. Lehnsed. 8 188; nah dem Pr. Lor. I 18. 8 615 —617 ver- 
fiert der Bafall das Lehn in einzelnen Fällen nur für feine Perfon, in andern 
für fih und feine Deſcendenz. — Nah fühl. R. verliert auch bie Defcenbenz 
das Lehnrecht, aber tritt nicht einmal eine temporäre Conſolidation ein, fondern 
fällt das Lehn fofort an die Mitbelehnten, Constit. Saxon. II. 48, Zachariä 
8 225, Binder IL. $593 und II. ©. 136 f. 
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wegen einzelner mit dieſer Folge bebrohten Handlungen (parrici- 
dium, Verrath an einem Mitvafallen), indbefondere wegen aller 
ehrlo8 machenden Verbrechen; denn der Chrlofe ijt nicht lehnsfähig 
(oben 8 119 N. 6%). In diefem Fall fallt Schon nad gemeinem 
Lehnrecht (II. F. 24. $ 11) dad Gut fofort an die Agnaten, nad 
ipäterer Praris!?) und neueren Geſetzen ſelbſt an feine lehnsfähigen 
Deicendenten?). 

II. Was die Aufhebung der echte des Lehnsherrn angeht, 
indem das Eigenthum dejjelben durch Appropriation an den Va⸗ 
fallen fommt, fo iſt der wichtigſte Fall derjelben: 

1. die Allodifilation. Diefelbe fann mit Bezug auf ein einzelnes 
Zehn vorgenommen werden, indem zwilchen dem Lehnsherrn und 
Vaſallen ein Vertrag darauf hin abgeſchloſſen wird”). Die Rechte 
der Agnaten und Mitbelehnten werden dadurch nicht berührt; fie 
behalten ihre Succejfiondrechte in das jetzt allodiale Gut”), fo daß 
daffelbe einem Fideikommiß verwandt wird. Die größte Zahl der 
Lehen ift aber durch gejehliche Vorjchrift in Allod verwandelt wor⸗ 
den, indem die Lehnäherrlichkeit durch einen Akt der Gefebgebung 
befeitigt wurde”). 

2. Die Lehnsherrlichkeit kann weiter dadurch untergehen, da 


18) Daß fie nicht auf das langob. R. geftübt werben kann, Schröter 
Ztſchr. V. ©. 298 f. 

19) Const. Sax. III. 27, Zahariä 8 227. — Nach dem Landfrieben v. 
1548. tit. 3. $ 1 (Reichsabſchiede II. S. 576) zieht der Herr das Lehn des ehr⸗ 
loſen Bafallen ein und verleiht e8 erft nach feinem Tode der Deſcendenz, reip. 
den Agnaten. 

20) Ueber bie verſchiedenen Arten der vertragsmäßigen Aufhebung Struben 
Bebenlen II. no. 38, Zachariä 8 229.. 

21) Ohne allen Grund nimmt Hoffmann fäcl. Lehnreht $ 3 an, daß 
auch nad der Allobifilation der Vaſall das lebenslängliche Nutungsrecht babe 
und „baß ben Befigern und allen zur Succeffion berechtigten Bafallen, Mit- 
belehnten und beren Dejcenbenten gemeinfchaftlich das volle Eigenthum zuftehe." 
— Die Medi. BD. v. 7. Febr. 1877 beftimmt: „Die Defcendenten von Agnaten 
mit Einfluß ſucceſſionsberechtigter Schilbvettern find ebenfo ſchlechthin und ohne 
alle Rüdfiht auf fonftige Beerbung durch bie Zuftimmung ihrer Afcendenten 
zu ber von einem Bafallen erwirkten Allobifilation eines Lehngutes gebunden, 
wie bie Defcendenten eines Bafallen durch die von biefem erwirkte Allodifikation 
eines Lehngutes gebunden werben“. 

#9) Bgl. oben $ 117. 
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der Vaſall unter Borausjegung von bona fides und justus titulus 
das Eigenthum in der gewöhnlichen, oder bei Fehlen bes Titelß in 
der außerordentlichen Verjaͤhrungszeit erfist?). 

3. Bei Handlungen ded Herrn, welche, wenn fie der Vafall 
beginge, Felonie fein würden, beftimmt das langob. Recht: pro- 
prietatem feudi ad vasallum pertinere”); ohne beitimmte geſetz⸗ 
Eiche Vorſchrift wäre diefe Wirkung nicht anzunehmen, da an fid 
ein jus in re aliena beim Fortfall des Eigenthümers ſich nicht zum 
Eigenthum verftärken fann®). 

Beim Ausfterben der Familie des Lehnsherrn fällt die Lehns⸗ 
berrlichfeit nit an den Vaſallen; bei Privatleben geht fie auf den 
Fiskus, bei Staatdlehen auf den Regierungsnachfolger über. 


Bweiter Abſchnitt. Bas Hecht der Rittergüter und der Bauergüter. 
8 129. Die NRittergüter?). 


1. Der ländlihe Grundbeſitz zerfällt im allgemeinen in die in 
ftädtiichen Feldmarken liegenden Güter, in Rittergüter und in Bauers 


35) Unterbolgner II. S.259 R. 700, Reyſcher II. 8 394. 2, v. Gerber 
8 187 N. 3. — Beber IV. ©. 733 ff. (ebenfo Baier. Landr. IV.18. $ 52) 
fordert allgemein 30 Jahre; Eihhorn $ 244, Mayr 8 164 beim Fehlen bes 
Titels die unvorbenkliche Berjährungszeit. — Befeler 8 107 nah N. 30 will 
überhaupt feine praescriptio definita zulaffen. — Die Berjährung kann feine 
Wirkung äußern, wenn die Lehnseigenihaft im Hypothekenbuch eingetragen ift, 
Breuß. Lor. 1.18. $ 659. — Allgemein wirb ihre Zuläffigleit geleugnet im 
Baier. Ep. 8 211, im Badeu'ſchen Geſetz 8 35. 

#4) II. F. 26. 8 24, II. F.47. — Das Ältere deutfche Recht Tieß in dieſem 
Hall nur die Dienfipflicht des Vaſallen fortfallen, Homeyer S. 515 f. 

35) Nah dem Pr. Lor. I. 164 wird ber Lehnsherr für feine Perjon bes 
Obereigenthums und der lehnsherrlichen Rechte verluſtig. Die neueren Lehns⸗ 
geſetze enthalten keine derartige Beftimmung, wohl weil eine Felonie des landes⸗ 
herrlichen Lehnsherrn undenkbar erjcheint. 

1) Runde 8 4404 - 418, Eichhorn 8 287 —289, Mittermaier $ 472 
bis 479, Maurenbreder $ 595—59, Gengler (3. Aufl.) $56, Weiste 
Rechtslexikon IX. S. 419—450. — Haubold $ 388-393, Wädter II. $ 37, 
Reyſcher 8 236—238, Steinader $ 270, Fald V. 8116, 117, Roth 2. 
II. 8 117. — Weitere Literatur bei Mittermater SATZ N. 7, Roth $ 117 
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güter?). Ob ein Gut zu den Ritter oder Bauergütern gehört, ift 
wejentlih nach feinen rechtlichen Schidjalen in früheren Jahrhun⸗ 
derten zu entjcheiden. Wenn fi auch die Verhältniffe des Grund⸗ 
befiged in den verfchiedenen Gegenden und zu den verjchiedenen 
Perioden ſehr abweichend geftalteten, fann man doch ald Bauergut 
im allgemeinen ein Gut von kleinerem Umfange bezeichnen, weldyes 
in früheren Sahrhunderten regelmäßig nur dem Bauernftande an- 
gehörige Wirthe befaßen, wogegen Rittergüter diejenigen Güter allo⸗ 
dialer oder lehnbarer Qualität find, welche in früheren Sahrhun- 
derten fich regelmäßig in den Händen von Abligen befanden und 
wegen der ftändiichen Vorrechte ihrer Befiper von manchen Bes 
Ichränfungen und Laſten frei blieben und andererjeitd wiederum dem 
Beſitzer gewifle Rechte gewährten, deren Vorausſetzung der Befik 
von unbelafteten Gütern war. 

Was in früheren Sahrhunderten Rittergut war, blieb ed im 
allgemeinen auch ſpäter. Indeſſen kam es aud vor, dab Bauen 
von den Abligen audgefauft und ihre Güter fo zu Rittergütern 
wurden (jog. „Legen der Bauern”)?), bejonders feitvem die Theorie 
galt, nad welcher der Gutsherr das Bauergut einziehen durfte, 
wenn der Bauer nicht den beitimmteften Beweis führte, daB er au 
demjelben Erbzind- oder emphyteutiſches Recht habe‘), — andererjeitd 


N. 3. — Ueber die Gefchichte der Rittergüter in der Mark Brandenburg Riedel 
bie Mark Brandenburg II. ©. 163 ff., 173 ff. 

Da bejondere privatrechtliche Grunbfäge über die Kittergüter kaum mehr 
ber Gegenwart angehören, wird von biefen Gütern nur kurz gehandelt. 

2) In einzelnen Ländern giebt es noch Mittelgattungen, indem gerwifle 
Güter nicht alle Vorrechte der Rittergüter hatten und von den Beſchränkungen 
der Bauergüter frei blieben, fo die Würtemb. Freigüter, v. Wächter I. 
S. 217, Reyſcher I. 8 236, die Sattel- ober Sedelhöfe (urſprünglich fo viel 
wie Nittergüter, 3. B. Kraut $ 253. no. 2, 4), Strubeu Ber. I. no. 3, 
Runde 8 410 N. a, v. Gerber 879 N.9. 

2) Ueber die Mark Brandenburg Riedel die Marl II. ©. 167, 177 ff. 
L. Korn ind. Ztſchr. f. R. G. XI. S.16f., 25, 30; vgl. auch Deruburg 
1. 8 209 R. 8—5; über Schleswig. Holftein Fald V. S. 204 fi. — Berbste 
dagegen oben 884 N. 8, 9. 

9 Bgl. Böhlan Ztſchr. f. R.G. X. S. 388; geſetzlich ausgeſprochen in 
ben Medi. Reverſalen v. 1621. 8 16, daſelbſt S. 392 N. 142; vgl. auch Kraut 
8 260. no. 7. 
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find auch gelegentlih Rittergüter in Bauergüter aufgelöft worben?). 
Außerdem aber konnte auch die Regierung durch bejondere Privie 
legirung einem Gut die Rechte ded Ritterguts verleihen®). 

2. Schon in alter Zeit unterjchted man die Grundftüce, je nach⸗ 
dem fie der Eigenthümer oder, wenn ed ein Lehngut ift, der Bafall 
für ſich behielt und zu feinem Vortheil bewirtbichaftete oder fie an 
Bauen austhat. So trat die Herrenhufe, der mansus domini- 
catus, die terra salica, in einen Gegenſatz gegen die von dem 
Herrenhof (der curtis prineipalis) an freie, hörige oder leibeigene 
Dauern ausgethanen Bauergüter. Bon jener leiftete der ſchöffen⸗ 
barfreie oder ritterbürtige Befiger den Kriegsdienft, von diefen hatten 
ftatt des Kriegsdienſtes die Bauern Steuern an den Landeöherrn 
oder Bogtheren und außerdem mannigfache Leiftungen an den Gute- 
herrn abzuführen. Sene Güter erjcheinen, weil fie immer von voll- 
freien Perfonen oder Rittern bejeffen werben und von ben bäuer- 
lichen Laften befreit waren, ald freie Güter. Sie find nicht bloß 
Güter der Freien, fondern jelbft freie Güter (bona libera, bona 
absoluta)”), Rittergüter®) und es entwidelte ſich für fie ein eigned 
Redht?). — Bei der großen Ausbreitung des Lehnsweſens waren die 
meiften Rittergüter lehnbar, verhältnifmäßig wenige allodial!9). 

Zu den Rittergütern fommen jeit Aufhebung des alten Reichs 


5) Riedel II. S.168 NR. 3. 

6) Ueber bie Berleihung in Preußen v. Rönne Preuß. Staater. (3. Aufl.). 
I. 2. 8148. III. S. 498 f.; vgl. au Steinader ©. 599. 

) Lacomblet I. no. 532 zwiſchen 1167—1191: illnd... predium... 
liberum sic in eadem libertate sine aliqua exceptione inbeneficiavit cui- 
dam L. de G. viro libero, cujus libertati omni jure cedere debeat et 
possit libertas liberi predii. — Seibert I. no. 216, 225. a. 1240, 1242. — 
Bol. auh 3.8. Homeyer Handgemal ©. 32f., Watt Urkunden 3. beutfchen 
Berf. ©. 1871. S. 39 ff., Verf. Sei. V. S. 895 f. 

8) hobae nobiles, Meichelbed I. no. 1205, Waitz Verf. G. V. ©. 395 
N.2—4. 

9 3. B. Url. v. 1291 (Walter Rechtégeſch. $ 521 N.2): eadem curia 
habeat et optineat omne jus et libertatem, quemadmodum curie militum 
habere dinoscuntur, que Stadilhove vulgariter appellantur. 

20) Rah Haubold 8 389 N. b waren in Sachſen urfpränglih alle 
Nittergliter Lehen (Über den Begriff ber ſächſ. Hittergüter vgl. Zacha riä ſächſ. 
Lehnr. 85 N. 1); doch darf man dies nicht für Deutichlanb allgemein mit 
®engler Lehrb. ©. 1359 N. behaupten. 


496 8 129. Die Rittergüter. 


die Befigungen bed mebiatifirten hohen Adels (Standeöherrichaf- 
ten) und der Reichsritterſchaft hinzu, denen durch die Bundes 
Alte art. 14 die Rechte der Rittergüter in erhöhtem Maß garantirt 
wurden. Doc unterjcheiden fie ſich von ben letztern infofem, als 
ihr privilegirter Zuftand aufhört, fobald fie in andere Hände über: 
gehen !!). 

3. Da die Vorrechte der Nittergüter ſich nicht bloß aus dem 
Stande ihrer Befiger ergaben, fondern aud nad den politiſchen 
Anfichten und Grundjägen jener Zeit nur dem Adel zuftehen durften 
und überdied die Rittergüter großentheild Lehn waren, follten fie 
auh nur vom Adel erworben werden und war der Bürger- und 
Bauernftand von ihrem Erwerbe audgefchloffen”?). Tropdem famen 
Bürgerlide vielfah in den Beli von Nittergütern, da ja ben 
Städtern in manchen Privilegien die Lehnsfähigkeit zuerfannt war'?. 
Sn einzelnen Ländern hielt man ftrenge an dem Verbot feft'*), in 
andern galt der Bürgerftand nicht für audgefchloffen") und fuchte 
man dem Adel die Rittergüter dadurch zu rejerviren, daß man ihm 
gegenüber nicht-adligen Erwerbern dad Retraktrecht gab ($ 88 N. 16). 


1) 9. Öerber 879 N. 12. 

12) Altes Deftr. Landr. $S50 (Hafenöhr! ©. 271), das furbas kain 
gebuer (jo ift flat gewer zu leſen, Luſchin Entſtehungszeit bes öſterr. 
Landesrechtes 1872. S. 35) kain aigen nicht kauffe. — Für Jülich⸗Berg wird 
im 3.1478 (2acomblet IV. no. 400) beftimmt, daß fein Geiftlicher, Bürger, 
noch huyslude Hittergüter erwerben follen. — Schlesw.- Holft. Berbot v. 1623 
(Falck V. S. 175 f.; daffelbe fcheint nicht in Obſervanz gelommen zu fein), 
fühl. v. 1743 (Hommel rh. 164). — Andere Nachweiſungen bei Wald 
Näherrecht S. 452. — Das Bremer Stabtr. v. 1308 (Oelrichs S. 56) ver⸗ 
bietet den Bürgern: riddere edher knapen got zu empfangen. 

13) Bol. oben S 119 N. 12 und Runde $ 404, Haubold 8 3M* N. a. 
Heimbach $ 324 N. 2, 347 N. 1. 

14) Nach dem Preuß. Landr. II. 9. $ 37, 50, 51 ſollen Perſonen bürger- 
lichen Standes ablige Güter nur mit landesherrlicher Erlaubnig erwerben. — 
Ueber die verhältnigmäßig feltene Zulafiung bürgerlider Erwerber in Schlefien 
v. Richthofen Über die fingulären Erbrechte an fchlef. Rittergütern. Breslan 
1844. ©. 85 ff. 

15) Struben Nebenft. III. no. 21. 89. 8. 526 ff., Haubold $ 390%. — 
Bol. auch oben 8 11I N. 17. — Ian fühl. Lehnsmandat v. 1764. VI. 8 3 er- 
Mört der Kurfürft, er fei nicht gemeint, ben Bauersleuten bie Acquifition ber 
Nittergüter zu geftatten. 
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In der neueren Zeit, weldhe fowohl die ftändifchen Unterfchiebe, 
als auch die Sonderftellung einzelner Arten von Gütern befeitigt, 
reſp. beſchränkt bat, ift jener Retrakt bejeitigt und der Erwerb der 
Rittergüter völlig freigegeben‘). Kür ganz Deutichland hat endlich 
das Reichsgeſetz vom 1. Novb. 1867 beftimmt: 

Jeder Bundesangehoͤrige hat das Recht, innerhalb des 
Bundesgebietes an jedem Orte Grundeigenthum aller Art 
zu erwerben!). 

4. Das beſondere Recht der Rittergüter beſtand 

a) darin, daß ihre Beſitzer in Rückſicht auf die Grundſtücke 
von manchen Beſchränkungen durch die Landeshoheit und Vogtei 
frei waren, nicht den Bannrechten!s), in geringerem Maß dem Jagd⸗ 
und Fiſchereiregal und der Forfthoheit!?) unterlagen. Es iſt dies 
jetzt bedeutungslos feit Aufhebung der Bannrechte, und bed Jagd⸗ 
regals und feit der in vielen Staaten erfolgten neuen Fiſchereigeſetz⸗ 
gebung. 

b) Da von dem Rittergut regelmäßig die benachbarten Bauer- 
güter abhängig waren, an denen der Ritter die Gutsherrlichfeit oder 
Vogtei bejaß, hatte er auf ihnen oft dad Recht der Jagd, Filcheret, 
Hutung u. |. w., erhob von ihren Befitern manche Abgaben, for 
derte von ihnen Dienfte u. |. w. Diefe nur zufällig mit dem Befik 
des Nittergutd verbundenen Rechte find in Folge der Ablöfungs- 
gejeße und der Entlaftung ded bäuerlihen Grundbefiged gefallen. 

ce) Die Nittergutöbefiger beſaßen manche polittihe Vorrechte, 


16) Preuß. Edikt v. 9. Ok. 1807. $ 1. — Die Preuß. Kabin.: Orbre 
v. 25. Yan. 1831, wonach Dorfgemeinden im Erwerb von Rittergütern beſchränkt 
waren, ift durch die Kreis-Orbn. v. 13. Dez. 1872. 8 135. IX. 6 aufgehoben. — 
Weimar'ſches Geſetz v. 17. Mai 1826. 8 3: Bauern erhalten bie Lehnsfähigkeit, 
um auch NRittergitter und ftäbtifche Grunbflüde zu erwerben. — Sächſ. Gef. 
v. 22. Fehr. 1884. 85: „die Beſtimmung in kreisländiſchen Geſetzen, daß Per- 
fonen vom Bauernftande nicht Rittergüter erwerben... . jollten, wirb aufgehoben.“ 

1) Das Preuß. ©. v. 28. Mai 1874 hebt bie Verpflichtung zur Ableiftung 
des Homagialeides behufs Erwerbung von Nitterglitern auf und erflärt, baß 
Ausländer zum Erwerbe fernerhin nicht der miniftertellen Specialeoncefflon be» 
bürfen. 

18) Bol. 3. 8. Runde 8416, Krant 8 258 no.15, Haubolb 8 391 
N.L, SHE N.bu. e. 

19) Oben 8 84. III. 

Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 39 
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die Landftandichaft”), Befreiung von Grundftenern”), der Ein- 
quartirungslaft, Landfrohnden, Zöllen u. ſ. w., und den erimirten Ge 
rihtöftand”). Auch dieſe Vorrechte find größtentheild aufgehoben 
in Folge der neuen Gefebgebung über die Landeöverfaffung, die Ver- 
theilung der Steuern und Staatölaften u. ſ. w. Partikularrechtlich 
beſteht noch ein Vorrecht der NRittergutöbefiter bei der Bildung 
landſtaͤndiſcher Berfammlungen®). 

Hatte aljo früher der NittergutSbefiger dad Eigenthum an 
feinem Gut oder das Herrfchaftsrecht über fein Lehn in voller un- 
eingejchränkter Kraft und als Beſitzer mandhe privat und ftaate 
rechtliche, als Realrechte erjcheinende Berechtigungen”), jo ift Diele 
Sonderjtelung der Güter in der neueren Zeit faft ganz geſchwunden. 


%) Partikularrechtlich nur, wenn fie den Abel, refp. Ahnenabel befaßen, 
Haubold 8 393. 

2), War ihr Beſitz fehr umfangreich, fo hatten fie nur eine beflimmte 
Zahl von Hufen frei, 3.8. Gercken dipl. vet. march. I. ©. 22. a. 1281: 
miles sub aratro suo habebit sex mansos, famulus vero quatuor et hi 
erunt penitus liberi; et si plures quidem habuerint, de his dabunt censum 
prelibatum; vgl. au Kraut 8 253 no. 2ff. — Grimm Weisth. IIL ©. 452 
(Wetterau, v. 3. 1409): wenn ber Edelmann auf feinem Gut (Eigen ober Lehn) 
fit und es felbft bebaut, fo fett man ihm Leine Bebe darauf; verlanbfiebelt 
er es aber, so setzet man daroff und off den landsiedel. Bgl. auch ned 
über die Stenerbefreiungen Riedel Brandenburg II. S. 182 [., Haubold 8 391, 
392, Runde 8 413, 414. 

) Ihre Güter waren den Obergerichten unterworfen, ſog. ſchriftſäßige 
im Gegenſatz der amtfäßigen, d. b. ber ben Amtsgerichten unterworfenen GOuter, 
Kraut 8253 no. 1, Haubold II. 8 389 N. c, Reyſcher 8237 N. 5. 

2) 3.8. fir das Preuß. Herrenhaus, Berordn. v. 12. DOM. 1854. 5 4 
n0.2—4. Das genauere gehört in das Territorialſtaatsrecht. 

#) v. Gerber $ 79 fagt, die betreffenden Rechte ſeien mit dem Gigen- 
thum ſelbſt verſchmolzen, es entfiehe ber „Begriff eines Grundrechts höherer 
Art, welches das gewöhnliche privatrechtliche Sachenrecht burch feine reichere 
Ausftattung weit überragt”, vgl. auch f. Jahrbb. I. ©. 75; er verwahrt fi 
Brivate. 580 N. 1 dagegen, daß bie betreffenden Rechte nicht die Natur bes 
Eigenthums ſelbſt mobifiziren, fondern nur bie Stellung des Eigenthümers. 
Bielmehr feten der Eigenthbumsinhalt und bie ſich baran knupfenden Beredti- 
gungen zn einem untheilbaren jnriſtiſchen Stoff zufammengefhmolzen. — Ih 
fann biefer Anſicht nicht zuſtimmen; bie Verbindung bleibt eine rein äuferliche 
und bie Rechte ſelbſt erfcheinen nicht als in dem Eigenthumsrecht euthalten, 
fondern mit ihm nur zufällig verbunden. 
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Das Recht der Bauergüter ift in verhältnimäßiger Kürze 
darzuftellen. Denn ebenfo wie die Lehngüter find auch die meiften 
Bauergüter, an welchen früher die Gutöherrlichkeit beftand, neuer- 
dingd in freied Eigenthum verwandelt worden oder gehen einer 
folchen Umwandlung entgegen. Sodann aber find die rechtlichen 
Verſchiedenheiten, welche fi für die Bauergüter in provinzieller 
oder lokaler Beziehung ergeben, viel mehr faktifcher und willfürlicher 
als prinzipieller Natur. Denn der Herr konnte bei Verleihung 
eined Bauergutd das Beſitzrecht des Bauern nit bloß in Rüd- 
ſicht auf Abgaben und Dienfte regeln, ſondern auch feſtſetzen, in 
wie weit er in der Nupung beichränft fei, wie ed mit dem Erb⸗ 
recht ftebe, ob und unter welchen Vorausſetzungen er fein Gut ver- 
außern, mit Schulden belaften u. |. w., in welchen Fällen der Herr 
ed einziehen dürfe u. ſ. w. So bildeten fi feine feften Smftitute 
für das gefammte Deutjchland heraus; überdies fehlte e8 an ge 
meinrechtlichen fubfidiären Normen, wie fle für die Lehngüter das 
langobardiſche Lehnrecht enthielt. Wenn auch gewiſſe Grundzüge 
mit ziemlicher Gleichmäßigkeit überall vorflommen und ed die Megel 
fein mochte, daß ein Grundherr die verfchiedenen ihm gehörigen 
oder feinem Herrenhof unterworfenen Güter in gleicher Weiſe aus⸗ 
that, jo gab e& doch fo viel Hofrechte, als e8 Herrenhöfe gab, und 
auch die Namen für die einzelnen Arten von Befigrechten bedeuten 
nicht überall dad gleihe. Für dad Detail müſſen wir alfo auf die 
Dorftelung der Partitularrechte verweiſen. 

Wir handeln bier ſowohl von den Bauergütern, weldhe Eigen- 
thum ded Bauern find, als von denen, an welden er nur ein 
dingliches Recht hat; denn einmal treten bei beiden Arten vielfach 
gleihmäßige Grundjähe ein, und jodann find viele der biöher nur 
zu dinglichem Recht beſeſſenen Güter jept in das Eigenthum des 
Befigerd übergegangen, unter theilweifer Beibehaltung der früher 
für fie geltenden Grundfäge. 

Ueber dad Erbrecht in Bauergüter wird im Erbrecht gehandelt 
werden. 


32* 
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kiteratur!). 


J.P. Ludewig de jure clientelari germanorum in feudis et coloniis. 
Hal. 1717. 4°. 

D.G. Strube commentatio de jure villicorum vulgo vom Meyerredit. 
ed. quarta. Hannov. 1770. 4. 

Lennep Abhandlung von ber Leyhe- zu Landſiedelrecht. 2 Thle. Marb. 
1768. 4 (ber 2. Theil: Codex Probationum worinnen zur uöthigen Erläuterung 
und Beſtättigung feiner Abb. von ber Leyhe zu Lanbfievel- Recht viele bißher 
ungebrudte Lehn- und Leyhebrieffe, auch andere Archivalifche Urkunden zuſammen⸗ 
getragen find). 

Burt vgl. oben S. 408; ber 2. Theil handelt faft ganz vom Bauernredit. 

€. Gefeniug das Meyerreht mit vorzliglicher Hinficht auf den Wolfen- 
büttefihen Theil des Herzogthums Braunfchw.- Lüneburg. 2 Bände. Wolfen. 
1801, 1803. 

Theod. Hagemann Handbuch des Lanbwirtbichaftrechts. Hannov. 1807. 

Sommer Handbuh Über bie älteren und neueren bäuerlichen Redhte- 
verbältniffe in den Preuß. Provinzen in Rheinland - Weftphalen 1830. 2 Bänbe. 

Spangenberg praft. Erörterungen I. 1831. S. 157— 274: Darftellung 
des im Herzogtum Sachfen- Lauenburg geltenden Meierrechts, S. 274— 386: 
über die Meterverfaffung im Fürſtenthume Grubenhagen. 

P. Wigand bie Provinzialrechte der Fürftenthlimer Paderborn und Corvey. 
8 Bände. Leipz. 1832 (I. ©. 67 ff., 323 ff. pie praftifch dogmatiſche Darftellung; 
II. ©. 140-460 geſchichtliche Entwidelung der bäuerlichen Verhältniſſe, IIL. Ur- 
kunden unb Geſetze). 

Derfelbe die Provinzialrechte des Fürſtenthums Minden, ver Grafſchaften 
Ravensberg unb Rietberg, ber Herrſchaft Rheda und des Amtes Redenburg. 
2 Bände. Leipz. 1834 (I. S. 117—422 von bem Kolonat- und Meierrecht, 
II. S. 100— 284 Geſchichte, S. 285— 493 Urkunden und Gefeke). 

Welter das gutsherrlich-bäuerliche Rechtsverhältniß in befonderer Beziehung 
auf die vormaligen Eigenbehörigen, Erkpäcdter und Hofbörigen im früheren Hoch⸗ 
fifte Münſter und auf bänerliche Grundbefiter in anderen Gegenden Weftfalens. 
Münfter 1836. 

Koken rechtliche Grundideen bes deutſchen Colonats. Holzm. 1844. 

L. W. Pfeiffer das deutſche Meierrecht nach ſeiner rechtlichen Begründung 
und dermaligen Geſtaltung. Kaſſel 1848. 

B. Meyer das Colonatsrecht, mit beſonderer Rückficht auf beffen ge⸗ 
ſchichtliche Entwickelung und jetzigen Zuſtand im Fürſtenthum Lippe J. 1.2, IL 


1) Die meiſten ältern Schriften handeln vom niederſächſiſchen, insbeſondere 
Weſtphäliſchen und Hanndverſchen Bauernrecht. — Weitere Literatur führt au: 
Bengler Lehrb. ©. 1371, 1880, Grefe II. S. 142 ff., 268 ff., Bfeiffer 
Meierrecht S. 19 ff. 
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Lemgo u. Detm. 1854, 55 (I. 1. eine ſehr unbraudbare hiſtor. Darftellung; 
I. 2. Dogmatik; II. Urkunden u. Altenftäde). 

Gäde die gutsherrlich - bäuerlichen DBefigverbältniffe in Neuvorpommern u. 
Rügen. Berl. 1853. 

Mor. Buſch Beiträge zum Meierrecht, mit befonderer Berüdfichtigung 
der Provinzialgefege und der gerichtlichen Praris im Fürftentbum Hildesheim. 
Hild. 1855. 

Niemeyer das Meierreht in der Grafſchaft Hoya. Hann. 1862 (im 
weſentlichen eine Darfiellung des von den Gerichten zu Nienburg und Celle 
beobachteten Rechts, mit zahlreichen Erlenntniffen); dazu Nachträge von Müller 
in Nienburg, in d. Ztſchr. f. Hannov.R. X. S. 243 — 270. 

G. Breuß Lüneburgiches Provinzialmeierredht. Hannov. 1862. 

G. Frank Über das Recht der Nachfolge in Meiergüter des Fürſtenthums 
Lüneburg und der Grafſchaft Hoya. Hannover 1862. _ 

Dandwardt pas Meckl.⸗Schwerin'ſche Bauernrecht. Schwer. 1862. 

v. Beaulien-Marconnay das bäuerlide Grunderbredt vom Stand- 
punkte des Geſetzgebers mit befonberer Rüdfiht auf das Herzogtb. Oldenburg. 
Oldenb. 1870. 

Unter den Bearbeitungen ber Partikularrechte: Reyſcher I. $ 232, 239, 
240, II. $ 356, 357, 395—397, Steinader ©. 466 ff., Grefe II. S. 138—298 
(zahlreiche Auszüge aus ben Gejeken). 

Ueber ben gegenwärtigen Zuftand bes Rechts der Bauergüter in den ein⸗ 
zelnen deutſchen Staaten Neubauer Zufammenfteluug des in Deutichland 
geltenden Rechts, betr. Stammgüter, Familienfideilommifle, Kamtlienftiftungen, 
bäuerliches Recht, Reallaften u. |. w. Berlin 1879. ©. 13 ff. 


Geſchichte: 

Kindlinger Geſchichte der deutſchen Hörigkeit. Berl. 1819. — Riedel 
Mark Brandenburg II. ©. 192 ff., und über bie ſpätere Zeit in ber Mark: 
L. Korn Geſchichte der bäuerlichen Rechtsverhältnifſe in der Mark Branden⸗ 
burg von der Zeit der deutſchen Coloniſation bis zur Regierung des Königs 
Friedrich J., in d. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. XI. S. 144. — Wigand's S. 500 
angeführte Schriften und außerdem Wigand Denkwürdigkeiten des Reichs⸗ 
kammergerichts S. 268 ff. — Mone in d. Ztſchr. f. ©. des Oberrheins V. 1854. 
©. 129 ff. 257 ff. — G. L. v. Maurer Geſchichte der Fronhöfe, der Bauern⸗ 
böfe und der Hofverfaffung in Deutſchland. Erl. 4 Bände. 1862, 63. — 
Böhlen Über Uriprung und Weſen der Leibeigenfchaft in Medienburg, in d. 
Ztſchr. f. R. ©. X. S. 357—426. — v. Inama-Gternegg Unterfuchungen Über 
das Hoffuftem im Mittelalter. Insbr. 1872. 

Für bie Gejchichte der italienifhen Bauergüter: Jacobi summa Ansel- 
mini de Orto super contractibus emphyteosis et precarii et libelli atque 
investiturae. Wimar. 1854. 

Ueber die Quellen des Bauernrechts Stobbe Geſch. d. deutſchen Rechts- 
quellen I. S. 585 ff., II. S. 269; vgl. noh U. Meiten Urkunden fchlefifcher 
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Dörfer zur Gefchichte der ländlichen Verhältniſſe und der Flureintheilung ins 
befonvere (Cod. diplom. Silesiae. 4. Band). Breslau 1863. 4°. 

Eine Zahl von Quellen führt auf Pfeiffer S. 10 ff., 388 ff., Grefe ll. 
S. 144 —164. 
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1. Schon Tacitus berichtet, daß größere Grundeigenthümer 
nur einen Theil ihrer Beſitzung für eigne Rechnung zu bewirtk 
haften und das übrige in kleineren Parcellen an Leibeigne auszu⸗ 
thun pflegten, welche für ihr Nutzungsrecht dem Herrn dienten und 
Abgaben leifteten. Aber auch an Hörige und Freie fanden im 
frühen Mittelalter zahlreiche Verleihungen von Seiten der Kirde 
und der weltlichen Großgrundbefiger ftatt, jo daß man unter den ver: 
liehenen Gütern mansi serviles, lidiles und ingenuiles unterjchied!). 
Auch verwandelten viele Eigenthümer von Eleineren Gütern, um ben 
Bedrüdungen der benachbarten Großen zu entgehen, ihr Eigenthum 
in abgeleiteten Befig. Sie veräußerten ihr Grundftüd an eine Kirche, 
einen Grafen oder Ritter und erhielten ed von ihnen für fich und 
ihre Kinder oder beftimmte Generationen ihrer Erben gegen die Ber 
pflichtung zu Dienften und Abgaben wieder zu abgeleitetem Recht 
zurüd?). Solche Veräußerungen allodialen Vermögend fanden nicht 
bloß bald nah Einführung des Chriftentbums, fonden aud im 
Ipätern Mittelalter in unzähligen Fällen ftatt, bejonderd ſeitdem vie 
Erblichkeit des bäuerlichen Befiged nicht bloß zu Gunften der 
Kinder, fondern auch weiterer Verwandten de8 Bauern anerkannt 
war. So wie der große Grundbeſitz lehnbar, jo wurde der Bleinere 
gutshörig?). 

1) Bol. oben 8 100. IV. und Über bie verſchiedenen Formen ber firdplicden 
Berleihungen (befonbers beneficia unb precariae) Gusrard polyptique de 
l’abb& Irminon. Paris. 1844. p. 567 ff., Roth Feubalität und Unterthanen: 
verband S. 142 ff., Heusler Gewere S. 51 ff. Watt Verf. Sei. VI. ©. 82 fi. 
Löning Geſchichte des Kirchenrechts IL. ©. 703 ff. 

3) Ueber dieſe precariae oblatae Albrecht Gewere S. 194ff., Roth 
Seubalität S. 152 ff., v. Maurer Fronhöfe I. S. 66ff., Heusler Gewere 
©. 67 f., 470 ff. | 

2) Auch in den Städten kommen vielfach ben Bauernrecht analoge Ber- 


hältniffe vor, indem ber Grundeigenthümer den Boben, bie area, allein ober 
mit einem Haufe zu Erbzinsrecht gegen einen jährlichen Zins austhat; vgl. 
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Nur wenige Fleinere Güter verblieben im Eigenthum ihrer 
Befiper; fie wurden den von einem Gutöherrn abhängigen Bauer 
gütern dadurch angenähert, daß ihre Befiker, ba fie nicht mehr den 
Kriegsdienft zu leiften vermochten, fi und ihr Gut der Vogtei 
unterwarfen und ſich zur Uebernahme mannigfadher Reallaften ver 
ftanden. 

So trat der Unterſchied zwiſchen den von einem Gutsherrn 
abhängigen und den vom Bauern zu Gigenthum bejefjenen Gütern 
in vielen Fällen faktiich gar nicht bejonderd hervor. Da die meiften 
in gutöberrlichem Verbande ftehenden Bauergüter in immer erwei⸗ 
tertem Maß erblid und oft auch veräußerlich waren‘), kam das 
Eigenthumsrecht des Gutöheren wejentlich in feinem Recht auf Dienfte 
und Abgaben zur Ericheinung, und andererjettd wurden die von den 
Bauern zu Eigenthum bejejfenen Güter mit immer mehr Laſten 
belegt; für manche derjelben trat noch die neue Beſchränkung hinzu, 
Daß fie nur mit höherer Genehmigung zertheild oder mit Schulden 
belegt werden durften. 

Es konnte daher in manchen Fällen zweifelhaft fein, ob bie 
Laften auf der Grundherrſchaft oder der Vogtei beruhten und es 
wurden oft genug von dem Herrn aus feiner Berechtigung zu 
Zinfen, Frohnden, Beſthaupt u. |. w. Folgerungen für fein Necht 
am Gut gezogen, welde der biöherigen Entwidelung nicht ent 
ſprachen. Häufig wurden Güter, an weldhen der Bauer — wenn 
aud vielfach belaftetes — Eigenthum bejaß, für Eigenthbum des 
Zind- oder Vogtherrn und dad Recht ded Bauern für ein Erbzind- 
oder Colonatrecht angejehen‘). Auch der Umjtand, ob der Baner 
frei, börig oder leibeigen war, hatte feinen prinzipiellen Einfluß auf 
dad Recht der Bauergüter. Im Folge der Milderung der Leibeigene 


oben $ 99 und bie Literatur daſelbſt N. 3. Doch Binnen wir dieſe Verhältnifſe 
bier übergehen, weil das Eigenthum bes Zinsheren in den Städten regelmäßig 
viel früber als auf dem Lande unterging und das Recht des Erbzinsmanns, 
emphyteuta, fi in Eigenthum verwandelte, auf welchem ein Erbzins Taftete, 
der ganz nad Art der gelauften Rente behandelt unb oft ſchon früh ablösbar 
wurde. 

4) Bol. jetzt auch Waitz Verf. Geſch. V. S. 273 ff. 

5) Bgl. z. B. Schletter kurſächſ. Conſtitutionen S. 238 f. 
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haft und der zunehmenden Belaftung der freien Bauern näherten 
fih die verfchiedenen Klaffen einander immer mehr an®). 

2. Seit der Bekanntſchaft mit dem römiichen Recht betrachtete 
man viele Verleihungen aus dem Gefichtöpunft der Emphyteuſe, 
mit welcher die altdeutjchen bäuerlichen Befipverhältniffe in mancher 
Beziehung verwandt waren. Man braudte zunädhft den Namen 
Emphyteufe nicht, weil man das Verhaͤltniß unbedingt dem römi- 
fchen Recht unterwerfen wollte, fondern um einen wiljenjchaftlichen 
Zerminud zu gewinnen. Aber doch nahm man auch vielfach Die 
römischen Säbe über den Berluft des Rechts bei dreijährigem Rück⸗ 
ftande in den Zindleiftungen, über da® Laudemium von 2 Procent 
des Kaufpreiſes u. |. w. auf?) und verwendete andererjeitö auch lehn- 
rechtliche Prinzipien per analogiam. Dad römijche Recht wurde 
auch injofern den Bauergütern gefährlih, als es nur den Gegenjat 
von Pacht und Emphyteuſe kennt. Falls nun der Bauer nicht ein 
emphyteutiſches Recht erweilen Tonnte, ohne fi dabei auf Ver— 
jährung oder Unvordenklichkeit zu berufen, nahmen die Quriften ſeit 
dem 16. Sahrhundert an, daß er nur Pächter fei und der Gut& 
berr dad BVerhältnig Fündigen dürfe®). 

3. Diejenigen Güter, welde jeit langer Zeit immer von 
Bauern bejeffen und mit Reallaften belegt waren, erlangten definitiv 
den Charakter von Bauergütern und behielten ihn aud bei, wenn 
fpäter etwa ein Anderer ald eine Perjon aus dem Bauernftande 
fie beſaß. 

Während des Mittelalter follten Bauergüter nur von Bauern 
und nicht von Perſonen höheren Standed bewirtbichaftet werden, 
weil die bäuerlichen Laften mit deren Stande unverträglid wären?). 


6) Bol. 3.8. Pfeiffer Meterreht S. 45 ff. 

7) Bgl. z. B. die römifhen Sätze Über Emphytenſe in dem Bräünner 
Schöffend. c. 281 ff., Wormfer Ref. V. 2. tit. 2, Frankf. Ref. II. t. 15, Wildenbr. 
2dr. II. t. 7 u. ſ. w. Umgekehrt liefert ber Berfafler des Klagipiegels, welcher 
die römifche Lehre von der Emphyteuſe barfiellen will, im wefentlichen eine 
Darftellung bes beutfchen Bauernrechts, Stintzing Geſchichte ber populären 
Literatur u. |. w. 1867. S. 371f. — Schon Runde 8 526 forbert, daß bie 
fremden Grundſätze mit Behutfamleit auf die Erbzinsgüter angewendet werben. 

5) Böhlau in der Ztiſchr. f. R.G. X. S. 388 ff., 392. N. 142, Korn 
bafelbft XI. S. 22f.; vgl. auch Schletter kurſ. Eonftitt. S. 239 f. 

2) Bl. auh Waitz Berf. Geſch. V. ©. 276. — Evelleute follen keine 


8 131. Geſchichte der Buuergäter. 505 


Dabei blieb ed im allgemeinen auch in der neueren Zeit!%); ed 
bedurfte der obrigkeitlihen Genehmigung, wenn Adlige Bauergüter 
erwerben wollten!!) oder ed war der Retraft gegen einen abligen 
Bauergutöbefiger zuläffig"); der Gutöherr, weldhem ein Bauergut 
anfällt, jollte e8 in kurzer Zeit wieder bejegen u. |. mw"). Grit all⸗ 
maͤhlich, bejonders jeit dem Anfang dieſes Sahrhundertd, wurde der 
Erwerb frei gegeben‘) und jeit dem Neichögeleb vom 1. No» 
vember 1867 (oben S. 497) darf nirgend8 in Deutichland eine 
Beſchränkung diefer Art weiter gelten. 

4. Die Gejehgebung unfered Jahrhunderts ift zur Entlaftung 
der Bauergüter geichritten; fie hat nicht bloß die Reallaften aufs 
gehoben oder für ablößbar erklärt (vgl. $ 136), ſondern an vielen 
Drten auch die Gutäherrlichkeit bejeitigt. Wo der Bauer nicht das 
Eigenthum bejaß, war doch das gutsherrliche Eigenthum ſo ge- 


Bauergäter erwerben, Niederſ. Weisth. bei Grimm Weisth. IV. ©. 665. 8 30, 
Tiroler Weisthum daſelbſt IH. ©. 725. Abj.6; Baier. W. VI. ©. 137. $ 33. 
— Es fol Niemand Zinsmann eines ebenbürtigen Genoffen werben, Ridift. 
Lehnr. 20. $ 4, Gloſſe zum Sachſenſp. bei Kraut $ 256. no. 24. — Der Er- 
werb durch eine Berjon höheren Standes wirb zugelaflen, wenn fie einen Bauern 
zum Lehnsträger beftellt, welcher dem Herrn gegenüber als Beſitzer des Guts er- 
feinen fol, 3.8. Grimm IV. ©. 664. 8 19, 20. 

Die Möglichkeit, daß ein Mann von Rittersart ein Zinsgut bat, findet 
ſich Sachſenſp. IL. 21. $1. Beiſpiele kommen auch in den Urkunden öfter vor; 
3. 8. Lacomblet I. no. 461. a. 1176: ein tölnifcher Bürger ab ... ecclesia 
beneficiatus erat bonis feodalibus et bonis censualibus, que vulgo leengut 
et lazgut dicuntur; einige weitere Beispiele Lüntzel bäuerliche Laften S. 125 f., 
Stobbe in d. Ztichr. f. deutſch. R. XV. S. 341—343, Ficker Herrſchild S. 28 f., 
Waitz Verf. G. VI. S.27N.8. 

10) z. B. ſächſ. Beſtimmungen bei Heimbach 8347 N. 4 (in Auhalt noch 
1840), Heſſe 8 105 N. 4 (bei Beſtellung eines Lehnsträgers tritt eine Ausnahme 
ein, S. 291 N. 4), Brückner 8 767; Schlesw. Holſt. Beſtimmungen bei Falck 

V. S. 173 ff. Bgl. auch Walch Näherrecht S. 118 N. 3, ©. 415. 
1) Preuß. Landr. II. 9. 8 73. 

18) Trierer Gef. v. 1729. art. 24 bei Maurenbrecher rheinpreuß. Land⸗ 
rechte II. S. 182 N. 

18) Pfeiffer Meierrecht ©. 189 ff. 438 f., 5330 ff.; Preuß. Ldr. II. T. 
S$ 14—16. Bgl. auch oben $ 84 N. 8, 9. 

14) Brenß. Ed. v. 9. Aug. 1807. 8 1. — Weimar'ſches Gel. von 1754 
(Sachſe 8619 N.2) und vom 17. Mai 1826, daß es keiner beſondern Er- 
laubniß für den Erwerb ber Bauergüter bebürfe. 
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ſchwächt, daß es fi im welentlihen nur in dem Recht auf die 
Abführung der Reallaften äußerte und der Herr dad ihm angefallene 
Gut nicht behalten, jondern von neuem audthun mußte Im Zu— 
ſammenhang mit den. fonftigen agrariichen Reformen haben daher 
die neueren Gejebe dem Gutsherrn dad Dbereigenthum genommen 
und dem Bauern dad volle Eigenthum ertheilt"); Tünftighin ſoll 
die erbliche Meberlaffung von Grundbeſitz nur zu Eigenthbum zu 


läffig fein!®). 

5. Wenngleich in der Gegenwart da8 Eigenthbum ded Bauen 
die Regel bildet und für dieſes Eigenthum die regelmäßigen Grund- 
füge gelten, jo find doch partifularrechtlih in manden Staaten 
Grundjäge des alten Bauernrechts erhalten, bejonderd was Das 
Recht der Theilung und dad Erbrecht angeht, und es ift in einzelnen 
kleineren Staaten oder für gewiſſe Bezirke died Recht noch neuer 
dings Eodifizirt!”) oder unter zeitgemäßen Reformen wenigitens zum 
Theil beibehalten worden). 


16) In den Hanfentifhen Departements durch das franzöfliche Dekret 
v. 9. Degemb. 1811; in Würtemberg 1817, v. Wächter I. S. 997 und Römer 
Wiürtt. Unterpfandsrecht S. 113 N. 7; für Hannover Gef. v. 23. Juli 1833. — 
Nachdem im 3.1811 in Preußen beftimmt war, daß ber Zinsbauer gegen Gelb- 
zahlung oder Abtretung von einem Theil bes Guts das volle Eigenthum frei 
von allen Laſten erwerben dürfe, und entſprechende Geſetze am 21. April 1825 
für Weftphalen und das Großherzogthum Berg erlaflen waren (Welter ©. 152ff., 
185 fj.), hebt das Gef. v. 2. März 1850. $2 no.2, $5 „das Obereigentbum 
des Guts⸗ oder Grundheren und bes Erbzinsherrn besgleihen das Eigen⸗ 
tbumsrecht bes Erbverpächters” auf; vgl. au Dernburg I. 8 209. — Kurkefl. 
Gef. v. 26. Aug. 1848. $ 1: „Aller... . Leihe-, Meier-, Erbpadt- und fonftige 
gutsherrlihe Verband . . . hört, fofern den Inhabern der Güter ein erbliches 
Recht ... zukömmt, zu deren Gunften auf.” — Deftr. Bat. v. 7. Sept. 1848, 
Unger I. ©. 811f. — Ablösbarleit des Obereigenthums gegen geringe Er- 
böhung des Erbzinfes, Sächſ. Geſetze v. 1832 u. 1851, Haubold SITIN.b, 
Schmidt I S.252f. — Nah dem Geſetz für das Bremen'ſche Landgebiet 
v. 14. San. 1876. $ 27 Tann der Gutsherr die Ablöfung des Butsherrnredits - 
forbern. 

16) In Sachſen feit 1833, Haubolb $ 171 N. e, Würtemberg ſeit 1809, 
v. Wächter I. S. 848f., Preuß. Berf. Url. art. 42, Preuß. Geſ. v. 2. März 
1850. $ 91. 

1) z. B. für Lippe Geſetz v. 26. Apr. 1864, fir Schaumburg » Lippe vom 
11. April 1870 (128 88). Mecklenb. Schwerin’iche BO. v. 24. Juni 1869 für 
die Domanialbauern. 

18) Bgl. im allgemeinen Bärnreither Stammgiter-Syftem und Anerben- 
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Sp kann nad) dem Oldenburgiſchen Geſetz v. 24. Apr. 1873 
der Eigenthümer fein behaustes Grundftäd für eine „Grunderbftelle 
erflären und dadurd bewirken, daß für daffelbe das altherfümmliche 
Bauernerbredht, dad fog. Anerbenreht dann eintritt, wenn feine ab» 
weichenden tejtamentarischen Verfügungen getroffen find.” — Das 
Preuß. Geſetz, betreffend das Höferecht in der Provinz Hannover 
v. 2. Juni 187418) hebt die Rechte des Gutsherrn oder fonftigen 
Dbereigenthümerd nicht auf ($ 24). Es befeitigt freilich die Be 
Ihränkungen in der Dispofition unter Lebenden oder von Zobeß- 
wegen über den Hof oder einzelne Theile defjelben und läßt im 
allgemeinen da8 regelmäßige ehelihe Güters und Erbrecht eintreten; 
doch koͤnnen für ein biöher nad Anerbenredht vererbted Gut (dem 
Hof) die bisherigen Grundſätze theilmeije dadurch feftgehalten werden, 
dab ed auf Antrag des Eigenthümers in die „Höferolle des zu— 
ftändigen Amtsgerichts“ eingetragen wird; dann erbt dad Gut nur 
Einer von den Defcendenten bed Erblaffers ($ 5, 7, 13 ff.). Dod 
kann der Eigenthümer diefe Qualität des Guts wieder löfchen laſſen 
($ 7) und im Teſtament oder in einer gerichtlichen oder notariellen 
Urkunde andere Beltimmungen über fein Gut und feinen Nachlaß 
treffen. — In Braunfhweig bat das Gel. v. 28. März 1874 
trog Aufhebung der Gutsherrſchaft und Ablöjfung der Reallaften, 
trotz Beſeitigung der Gefchloffenheit der Güter und troß der Diß- 
pofitiondfreiheit ded Bauern über dad Gut, feine Grundſätze aufs 
geftelt „unbeichadet der dem Bauernrecht eigenthümlichen Inſtitute 
des Anerbenrechtd, der Interimswirthſchaft und der Leibzucht.“ — 
Dad Bremiſche Geſetz, betr. die Rechtöverhältniffe ded Grundbeſitzes 
im Landgebiete, v. 14. San. 1876 bebt die biäherigen Verfügungs⸗ 
beichränfungen unter Lebenden oder von Todeswegen auf, läßt aber 


recht in Deutfchland. Wien 1882. Das Preuß. Geſetz vom 13. Juli 1836 über 
Die bäuerlihe Erbfolge in der Provinz Weftphafen hatte beſtimmt 8 1, daß 
Bauergüter, welche bisher mit befonberem Succefflonsret vererbt finb, in eine 
Matrikel eingetragen werben follen; aud kann ber Eigenthümer ($ 2) bisher 
nicht unter 8 1 begriffene bäuerliche Beſitzungen bem gegenwärtigen Geſetz unter» 
werfen und zu dem Ende in bie Matrikel eintragen laflen. — Dies Geſetz 
mwurbe wieder aufgehoben durch BO. v. 18. Dez. 1848, Bärnreither S. 39 ff. 
— lieber das neuefte Weftphälifche Geſetz vgl. zu N. 18°. 

188) Ueber baffelbe Meyersburg Erläuterungen des Hannover'ſchen Höfe» 
rechts. Hanuover 1875 und Bärnreither ©. 19 ff. 
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dad Anerbenrecht für die Defcendenz des Beſitzers beftehen, wenn 
der Hof auf Antrag ded Eigenthümerd bis 3. J. 1885 in die Höfe 
rolle eingetragen wird ($ 5—7). Doc kann der Eigenthümer dieſe 
Eintragung wieder Löfchen laſſen ($ 8). Auch darf er ($ 18) durd) 
Zeftament oder beglaubigte Urkunde beftimmen, daß andere ald die 
gejeglichen Grundfäge für dad Erbredht eintreten jollen*°). — Endlich 
ift mit ähnlichen Beitimmungen am 30. April 1882 die Landgüter- 
Ordnung für die Provinz Weftphalen und die Kreile Reed, Effen 
(Land), Eſſen (Stadt), Duisburg und Mühlheim a. d. Ruhr er 
gangen'!#*). 

6. Es empfiehlt fi daher, die Grundlage ded Bauernrechts, 
den im ganzen heutzutage überwundenen Standpunkt zuerft dar 
zuftellen und mit dem Recht derjenigen Güter zu beginnen, an denen 
der Befiger nur ein dingliches Nutzungsrecht hat, und die zu Eigen- 
thum bejefjenen Güter folgen zu laſſen, für welche ſich einzelne Refte 
bed alten Rechts erhalten haben. 

7. Da wo die Bauergüter in der Gegenwart noch eine be 
ſondere Klaffe des Grundbefiges bilden, läßt fih ihre Definition 
nur dahin geben, daß es diejenigen Güter find, welche früher Bauer⸗ 
güter waren, d. h. Güter von regelmäßig kleinerem Umfange, welde 
der Vorrechte der Nittergüter entbehrten und mit verichiedenen 
Laften zum Bortheil der Grunde, Gerichts⸗ oder Vogtherrſchaft 
belegt waren!?). 


186) Aehnlich das Preuß. Geſetz v. 21. Febr. 1881 betr. das Höferecht im 
Kreije Herzogthum Lauenburg. — Ueber die Vorbereitung eines ſolchen Geſetzes 
für Kurheſſen Enneccerus ein Höferecht für Heſſen. Beichlüffe des Communal- 
landtage8 für den Reg. Bez. Tafjel nebfi Begründung. Caſſel 1882; über ben 
Entwurf für die Provinz Brandenburg Bärnreither S. 79 ff. 

180) Weber dafjelbe Bärnreither S. 62 ff., Herm. Meyer bie Lanbgüter- 
ordnung u. |. w. Berlin 1882, M. Hartmann bie Landgüterorbnung u. ſ. w. 
Paderborn 1882. 

19), Unbefriedigendb ift Befeler’s (8 183) Definition: „Landgüter, auj 
welchen bie Landwirthſchaft zwar in einem gewiſſen Umfange betrieben wird, 
ber Wirth fi aber doch perſönlich bei ber Arbeit betheiligt“ ; ebenfo irrig if 
Unger’s (I. S. 310) Begriffsbeftimmung, daß nach Aufhebung der Gutsherr- 
haft unter einem Bauergut ein Grundſtück zu verftehen fei, auf welchem bie 
Landwirthſchaft vom Wirth felbft und nnmittelbar betrieben wirb, und Bluntjhli’s 
(8 66) Definition: „ein Iandwirtbfchaftliches, von dem Beſitzer ſelbſt und beffen 
Familie bebautes Gut.” — Alfo würde das Gut nicht mehr ein Banergut fein, 
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Güter, an denen der Bauer ein erbliches Nutzungsrecht von 
der Gutsherrſchaft geliehen erhalten hat, kamen in den verſchiedenen 
Theilen Deutſchlands unter den mannigfaltigſten Formen und Namen 
vor, ohne daß ſich eine feſte Terminologie bildete oder derſelbe 
Name an den verſchiedenen Orten das gleiche Verhältniß bezeichnete!): 
Erbe, Erbgüter?), Erbpachtgüter, Crbzinsgüter?), Bauerlehen‘), 
Meiergüter®), Colontegüter‘), Baurecht”), Erbreht®) u. |. m.?). 


wenn ber Bauer es verpachtet ober burch einen Infpeltor verwalten läßt, und 
Das Rittergut würbe zum Bauergut werben, wern es ein reicher Bauer kauft 
und fi perſönlich bei ber Arbeit betheiligt, ja felbft wenn ber ablige Befiger 
aus bejonderer Paffton perſönlich an ber Arbeit theilnähme. — Es läßt fi kein 
einheitlicher Begriff des Bauerguts geben; vielmehr muß man fidh für die Ge- 
genwart damit begnügen zu jagen, daß Bauergüter diejenigen find, welche in 
Folge ber politiichen und wirthſchaftlichen Zuflände früherer Zeit zu Bauergütern 
im damaligen Sinne geworben waren. 

1) Es bleibt ein vergebliher Verſuch, wie ihn die meiften Germaniften 
unternehmen, das Bauernrecht nach ben verſchiedenen Gegenden zu beftimmten 
Infituten zu eutwideln und diefelben zu einander in einen Gegenfat zu ftellen. 
Hier war fo vieles partifulär oder lokal, daß jede Kategorifirung irre führt und 
bie angenommenen Kriterien ber Güter fi in vielen Fällen nicht bewähren. — 
So verfuht 3. B. Pfeiffer das Recht der Meiergliter fireng gegen anbere 
bäuerlide Nutungsrechte abzufontern; aber ſchon feine Definition ©. 62 zeigt, 
daß ihm dies nicht geglüdt if: Meierrecht ift „bag erbliche und bingliche Recht 
zur Bewirtbichaftung eines fremben Guto mit ber Berbindlichkeit zur Ent- 
richtung beftimmter jährlicher Abgaben”; benn dieſe Begriffsbeftunmung paßt 
auch auf andere Bauernrechte. Auch iſt zu bezweifeln, daß (Pfeiffer S. 111, 
219 ff., 510 ff.) bei Meiergütern mehr als bei andern geforbert werbe, baß ber 
Bauer eine persona habilis fei. Meiergut ift m. E. nur ein provinzieller 
Name, aber nicht die technifche Bezeichnung für ein feft ausgebildetes Inftitut. 
Die von Pfeiffer S. 62—64 angeführten harakterifiiichen Eigenſchaften finden 
fih zweifellos auch bei andern Bauergätern. 

In feiner Vorliebe für ſchematiſche Behandlung jagt Walter 8 510, e8 
feien fleben Arten von Gütern zu unterfcheiven; mit demſelben Rechte könnte 
eine beliebige andere Zahl gewählt werben. Wie fi 3. B. fein erbliches Eolonat 
8 512 — 514 von feinem Erbzinsgut 8 515 unterſcheidet, dürfte ſchwer anzu⸗ 
geben fein. 

2) Seitdem die Bauergüter erblich geworben waren, bezeichnete man fie 
ganz beſonders als Erbe oder Erbgüter (oben I. 863 N. 8), 3. B. Url. v. 1348 
bei Mone Zeitſchr. VI. S. 352: ein Gut erwerben in emphyteosim perpe- 
tuam, quod vulgariter dicitur zu einem rehten erbe; VI. ©. 355 ff.: jure 
hereditario et emphiteotico in perpetuam emphyteosim; Kraut 8 60. 
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1. Das erbliche dingliche Nutzungsrecht des Bauern wurde in 
der ältern Literatur und Praris regelmäßig als dominium utile 
bezeichnet. Wenn auch gegen dieſen althergebrachten Ausbrud nichts 
eingewenbet werden foll, fo ift fein Recht doch nit Eigenthum, 
fondern ein Recht an einer fremden Sache, welches weder unbedingt 
als Empbyteufe und noch weniger ald ususfructus — welcher über- 
dies nicht erblich ift — angeſehen werben darf, fondern feinen Inhalt 
dur die Beftimmungen des objektiven Rechts oder die befondern 
‚Berabredungen bei der Verleihung empfängt!®). 


no. 39, 40, 8 254. no. 2; andere Stellen bei Dunder in b. Ztſchr. f.b. R 
II. 1. &. 203f., Bluntſchli Zür. R. G. I ©. 265. 

3) Bisweilen wird ein Unterihied in der Weife gemacht, bag beim Erb- 
pachtgut der Zins im Verhältniß zu den Nutungen ſteht, während er beim 
Erbzinsgut viel geringer ift und nur in recognitionem, zur Anerkennung ber 
Abhängigkeit vom Grundheren, gegeben wird, Preuß. Lor. I. 21. 8 187, Deſtr. 
G. B. 8 1122 — 1124, Thomas I. ©. 256; oder baß beim Erbzinsgut ber 
Baner das dominium utile, beim Erbpachtgut ein jus in re aliena bat (unten 
N. 10). — Dagegen Haubold 8 171: „Erbpachtgüter find folde, an welchen 
die Beſitzer die vorzüglichſten Rechte des Eigentums gegen Entrichtung eine® 
mit ben Nutungen in feinem Verhältniß ftehenden Erbpachtzinjes ausüben.” 

+) Schilling Waldemar: Erich’iches Lehnredt S. 116ff., Waig Berf. 
Geſch. VI. S.27. — Befonders wenn der Bauer bas Gut unter dem Lehn- 
recht nachgebilbeten (hofrechtlichen) Formen geliehen erhielt und den Treueid an- 
gelobte, Steinader ©. 567, ober wenn er Leiflungen mit Bezug auf beu 
Kriegsvienft übernahm, 3. B. ein Pferd auszurüften, Thomas I. S.291f. — 
Wenngleich einzelne lehnrechtliche Grundſätze für dieſe Güter Platz greifen, find 
fie doch feine Lehen, und ftehen nicht unter ben Sägen des gemeinen Lehnrechts; 
abweichender Auficht 3.8. Reyſcher II. $ 356. 

5) Bejonders in Niederſachſen und Wephalen, vgl. Pfeiffer ©. 67f. 
u. bie Literatur bei v. Gerber $ 140 N. 2. — Im Würtemberg heißen Meier 
die Pächter, v. Wächter I. ©. 163 a. E. — Auch im Hildesheimiſchen ent- 
widelte fi aus dem Pachtverhältniß ber Meiergüter erft allmählich nad ber 
Reformation die Erblichkeit, Lüntzel bäuerliche Laften S. 121—131. Bgl. and 
Strube Bedenken IIL no. 128, IV. no. 90 und Grefe II. ©. 165 ff. 

6) Pfeiffer S. 421. 

7) Gleich Emphyteuſe, Baier. Lor. IV.7. 81. 

8) Baier. Lor. IV. 7. 82,3, 

9) Weitere Namen noch bei Runde $ 527—529, Eihhorn 8 261, 
Gengler Lehrb. S. 1375 ff., Grefe II. S. 139 ff. — Die ſchleswigſchen Feſte⸗ 
güter darf man nicht mit v. Gerber $ 140 N. 6 hierher zählen, ba bie Prü- 
fumtion gegen ihre Erblichfeit ſpricht, v. Stemann ſchlesw. R. ©. II. S. 380. 

10) Aeltere Ouellen, welde dem Bauern Eigenthum zufchreiben, oben 
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Unter der Berpflihtung der ordentlichen Inſtandhaltung und 
guten Kultur bat der Bauer dad audgedehntefte Nutzungsrecht, er- 
wirbt das Eigenthum an den Früchten bereit durch ihre Separation 
und hat auch auf die außerordentlihen Nubungen ein Recht‘), 
wogegen er andererjeit3 auch die öffentlichen Laften zu tragen bat!2). 


8 TEN. 8; Geſetzesſtellen für das dominium utile bei Pfeiffer S. 100 ff. — 
Das Pr. Landr. I. 21. 8 201 jagt: „bie Erbpachtgerechtigkeit ift Das volle 
Eigenthum bes Pächters” und will damit bezeichnen, baß er frei barliber ver- 
fügen darf; 1.21. $ 199 fchreibt dem Erbpächter die Rechte bes Ufufruftuars 
und I. 18. $ 683 dem Erbzinsmann das dominium utile zu. — Pfeiffer 
S. 100ff. bezeichnet da8 Meierrecht als dominium utile; aber für Schaumburg 
erflärt er fih S. 420 f. dagegen, weil bier baffelbe durch vie Rechte des Landes» 
ober Gutsherrn vielfach beſchränkt jet. — Nah Steinader ©. 478 ift das Erb- 
zinsredht ein dominium utile, ©. 488 aber fagt er, das Meierrecdht fei ein dem 
dominium utile zwar ähnliches, aber doch ein eigenthlimliches beutfches ding⸗ 
liches Recht. — Befeler 8 185 zu N. 3 befürchtet Mißdentungen, wenn man 
nur ein jus in re aliena annehme; „bem Bauer ift fein Gut fein fremdes.” — 
Am verlehrteften ift e8, wenn Einzelne dem Bauern wegen der großen Aus- 
behnung feines Rechts in neuefter Zeit das Eigenthum und dem Gutsherrn 
nur ein jus in re aliena zuſchreiben; vgl. Dagegen Buſch S. 184f. und 
®refe OH. S. 277 f. 

1) Nah Sachſenſp. I. 54. 85 Tann wohl der Erbzinsmann, aber nicht 
ber Pächter Steinbrüche anlegen, den Lehm konſumiren, Holz hauen und roden. 
— Roden und Holz fällen ſoll er nur mit gutsherrlicher Genehmigung, Grimm 
Weisth. III. ©. 128, $ 3, Nürnb. Ref. v. 1564. tit. 23. Gef. 15, Hoya’icher 
Landtagsabſch. v. 1697. 87 (Strube Bebenten II. 115), Wigand Paber- 
born I, ©. 89ff., Pfeiffer S. 115, „vgl. aber auch Grefe II. S. 195f., 
Baden'ſches Geſ. B. art. 577°! FF. 

Zn Betreff des Erwerbs des thesaurus gehen die Partikularrechte aus⸗ 
einander; vgl. unten $ 149 N. 31. In Ermangelung einer partilulären Ber 
flimmung ift er dem Gutsherrn zuzufprechen; vgl. auch oben 8 80 N. 18. 

Veber die Frage, ob ber Meier auch die Nutungen an ben Alluvionen 
babe, vgl. Lage im Arch. f. civ. Prarie LVII. S. 64—75; weil ber römiſche 
Emphyteuta bies Recht nicht gehabt habe, folle der Bauer nad gemeinem und 
nad lauenburgiihem Recht die Alluvion auch nicht nugen dürfen, — eine An⸗ 
fiht, welche fiherlid dem im Bolt lebenden Recht wiberfpricht unb won ber 
irrigen Annahme ausgeht, daß alle römiſchen Sätze über die Emphyteufe auch 
für bie Bauergüter, insbefondere die Meiergüter, gelten. Das D. A. Ger. zu 
Berlin bat dagegen dem Bauern dies Recht für Lauenburg zugeiprochen, 
Seuffert XXIX. no. 152. 

13) Wormſer Ref. V. tit. 2 (Ausg. v. 1561). fol. 105°. al. 1; Steinader 
©. 483 NR. 25. 
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Er ift berechtigt, Kulturveränderungen vorzunehmen, falls diefelben 
nicht zu einer Verfchlechterung des Guts führen“). Semituten darf 
er entweder gar nit oder nur für die Zeit auf Dad Gut legen, 
daß er oder feine Erben es befiten‘). Regelmäßig foll er das 
Gut ſelbſt bewirthichaften und nicht verpacdhten!s). 

2. Der Gutöherr verlieh in älterer Zeit da8 Gut dem Bauern 
im Hofgericht und jeder neue Erwerber (Erbe oder fonjtige Succeffer) 
hatte e8 aus der Hand des Herrn oder feines Beamten zu empfan- 
gen. Da urſprünglich das Recht ded Bauern nicht erblih, ja wohl 
nur auf ein Paar Fahre begründet war, erklärt fih der in ein 
zelnen Gegenden aud noch fpäter feftgehaltene Gebraud, daß trop 
des jetzt beitändigen Rechts eine neue Beleihung immer nad) dem 
Ablauf einiger Jahre nachzuſuchen war!). Bei der Cmeuerung, 
für weldhe in vielen Fällen ein Laudemium zu zahlen ift (vgl. F 136), 
pflegte dem Bauern eine Urkunde (Meierbrief, Erbzinsbrief) erteilt 
zu werden!) Dad Recht erlangt der Bauer durch die Verleihung, 


18) Wormſer Ref. V. 2. t.2. fol. 106°: nicht in einem Weingarten bie 
Heben aushaden, nicht Wiefen in Aderland verwandeln; Frankf. Ref. IL 15. 
810. — Keine Beränberungen vornehmen, welde es unmöglich machen, ba® 
Gut in kürzerer Frift mwieber in feinen urjprünglihen Zuſtand berzuftellen, 
Baden'ſches Landr. art. 577°*, 

14) Bfeiffer S. 122f. — Wenn die Weisthämer bei Grimm I. S. 338, 
378 f., 397 und Tirol. Weisth. II. S. 76 3. 24 dem Bauern verbieten, einen 
Nachzins oder Ueberzins auf das But zu legen, fo wirb damit eine Rentenbe⸗ 
Yaftung gemeint, weil fle den Ertragswerth dauernd beeinträßhtigt. Solde Rad 
zinfe werben öfter in der Nürnb. Ref. v. 1564. XXIII. 1—3, 7, 8 erwähnt 
und au Gatterzinfe genannt (vgl. aber auch Gengler Lehrbuch S. 311 N. 7) 
— ein Ausprud, welcher jonft für den vom Herrn beim Bauern abzubolenden 
Zins gebraudt wurd, Grimm Rechtsalterthümer S. 388 f. 

15) Bfeiffer ©. 113 ff.; 3.8. Grimm Weisth. II. S. 128. 8 5, 129. 
810, 11, Sächſ. Lehnr. 60. 82, Richtſt. Lehnr. 20. 84. — v. Gerber $ 140 
N. 14 geftebt ihm daB VBerpachtungeredt zu. — Was bebeutet es, wenn 
Grimm I ©. 831 ihm geftattet wird zu leihen umb die langgarben? 

16) Na dem Weisth. v. Stams (Tirol. Weisth. II. ©. 56) fol der Bauer 
jährlich dem Herrn das Gut aufgeben, aber es wieber zurüderhalten, wenn fid 
gegen feine Bewirtbfehaftung nichts einwenden läßt. — Rad ber Braunſchw. 
Bol. O. von 1563 findet eine neue Beleihung alle 6 Jahre, fpäter alle 9 Jahre 
flott, Steinader S. 485, 491; vgl. au) Pufendorf obs. II. no. 97, Grefe II. 
S. 177 N. e, h, Kraut 8 264. no. 11 u. unten 8 133 R.1. 

In Bfeiffer S. 85ff., Grefe II. S. 176 ff., Pr. Lor. I. 18. 8 732, 
Seuffert XXVII. no. 242, vgl. au XII. no. 283. 
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nicht erſt durch Mebertragung des Befipes!). Wo die Grundbuch 
verfafjung durchgeführt ift, muß das Recht des Bauern in bad Grund⸗ 
buch eingetragen werden!). Geitvem das Meierrecht erblich ift, gebt 
es auf den Erben bereit3 in Folge des Toded bed biöherigen Bes 
figer8 über und liegt in der doc noch erfolgenden Bemeierung nur 
die Anerlennung des Herm, daß der neue Erwerber eine persona 
habilis ſeiſꝰe). Dod trifft partifularrechtlich den Nachfolger, wenn 
er ed verfäumt, innerhalb Jahr und Tag”) um die Beleihung nad 
zujuden, der Berluft feines Rechts und darf der Herr feine Ab» 
meterung beantragen?*). 

3. Zur Veräußerung des Guts bedarf der Bauer regelmäßig 
der Einwilligung des Gutsheren®), jchon darum, weil zum ordnungs⸗ 
mäßigen Erwerb die Beleihung von Seite deſſelben erforderlich tft). 
Doch darf die Genehmigung meiftend nicht verfagt werden, wenn 
der neue Erwerber ein tüdhtiger Wirth (persona habilis) ift und 
Garantien für eine ordentlihe Wirtbihaft und richtige Abführung 
der Luften darbietet*). Partikularrechtlich muß auch die Genehmi⸗ 


18) Seuffert V. no. 46. 

19) 3.8. Deftr. Geſ. 8. $ 1126. — Ueber die Ermwerbung bes Meier 
rechts durch Berjährung Ztiſchr. f. Nechtspfl. u. Verwaltung N. F. XXXVIL 
no. 169. 

190) Niemeyer ©. 53ff.,, Grefe II. S. 219f. (ander I. ©. 355), 
Frank Meiergiiter S. 32 f., Preuß Lüneburg’sches Meierrecht S. 52. 

%, Grimm Weisth. I. S. 653, 663, 667. 

a1) Steinader S.481ff., 491ff.; doch tritt dieſe Folge nach manchen 
Rechten nur ein, wenn ber Bauer den Meierbrief einzuholen unterläßt, obgleich 
er dazu aufgeforbert ift; vgl. Überhaupt Bülow und Hagemann IV. no. 9. 

3) Burgolb II. 45, Thomas II. ©. 145 ff. Pfeiffer S. 116 ff., 
Grefe II. S.183ff., Heimbach $ 355 N.1, 5, Bopp in d. Ztfchr. f. diſch. 
R. V. S. 370f. (die römischen Site von ber Emphyteuſe find nicht ohne 
weiteres zu verwenden), Meyer Lippe'ſches Colonatrecht IL. no.9. — Die Zu⸗ 
flimmmung bes Herrn wird nicht gefordert: Urk. v. 1244 (Möfer Url. z. 
Osnabr. Geſch., ſämmtl. Werfe VIII. no. 210) nemine requisito, Brünner 
Schöffenb. ce. 281, Grimm Weisth. III. ©. 548, 565; Tiroler Weisth. II. 
S. 102 3.28: ber Bauer barf fein But verlaufen, als rock und mantel, doch 
in der rechten genossschaft. 

3) Stobbe in v. Ihering’s Jahrbb. XII. S. 181, 196. 

A) Grimm Weisth. III. S. 724, 725: an einen Mann, von bem ber 
Zinsherr unbeschwärt beleib, Wormfer Reform. V. 2. tit. 2. fol. 106° u, 


Preuß. !or. I. 18. 5 698— 701, I. 21. 8 202, Baben’fches Landr. art. 1831®®, 
Stobbe, Privatrecht. Li. 2. Aufl. 33 
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gung fjonftiger Zins⸗ ober Dienftherrn eingeholt werben, falls der 
Bauer folden, abgeſehen von ber Gutsherrlichfeit, unterworfen ift; 
fie follen ihnen nachtheilige Beräußerungen verhindern dürfen®). 

Eine Beräußerung ohne Erlaubniß des Herrn ift nicht nichtig”), 
fann aber vom Herrn widerrufen werden, der das Gut wieder an 
fih zieht”). Regelmäßig wird der Conſens ded Herrn nur gefordert, 
um ihm die Prüfung zu ermöglichen, ob der Erwerber eine persona 
habilis ift; es fol daher der Herr da8 Gut auch nur einer persona 
inhabilis entziehen”). 

Seitdem die Veräußerung freier geworden war, jollte der 
Bauer an vielen Orten dad Gut zuerft dem Herrn anbieten und 
hatte diefer im Unterlaffungsfall nur den Retraft®). Doc war bie 
Wirkung deffelben für den Herrn vielfadh dadurch beeinträchtigt, daß 
er dad Gut nicht für ſich behalten durfte. 

4. Diefelben, theilweife noch ftrengere Vorjchriften galten für 
die Beräußerung einzelner Parzellen oder die Theilung des Guts 
unter mehrere Befiger; bier konkurrirte noch ein öffentliches In⸗ 
tereſſe, weil die Leiſtungsfaͤhigkeit der Befiger durch Berfleinerung 
der Güter gefährdet wurde”) und der Staat den Beltand ber 
Bauergüter erhalten wollte. Daher reichte vielfadh die Genehmi- 
gung des Gutsherrn nicht bin), jondern wurde auch die obrigfeit- 


Dunder in d. Ztſchr. f. deutſches R. II. 1. S. 205 N. 1, 2, Steinader 
©. 480. — Abgeſchwächt im Deftr. Sei. B. 8 1140, vgl. mit $ 1128. 

3) 3.8. Grefe IL ©. 189. 

*) Wie v. Gerber $ 140 N. 13 fagt; der von ihm angeführte Stein- 
ader ©. 480 behandelt nicht diefe Frage. — Partilulär tritt Nichtigkeit ein 
und hilft ſelbſt Verjährung nicht, Grefe I. ©. 341. 

7) Brimm I. ©. 392 (ze jeren hannden ziehen), Tirol. Weisth. II. 
S. 289 3.29 ff, S. 300 3.29 ff., Pfeiffer S. 120f., Pr. br. I. 18. 8 702. 
— Gelegentlich auch noch befondere Strafen: ber Verkäufer foll des Landes ver- 
wiefen werden, ber Käufer fein Gelb verlieren, Weisth. v. 1588. 8 11 bei 
Strube Bebenlen V. ©. 239. 

39) Br. Lbr. I. 18. 8 702. 

29) Bol. oben 5 90. VI. 

#0) Bol. oben $ 84. II. 

21) Daß es ber gutsherrlihen Genehmigung bebürfe, wirb unzählige Male 
in den Weisthümern befimmt, 3.8. Grimm II. S. 38. no. 2, IV. ©. 673, 
Drünner Schöffend. c. 121, 281, Pufendorf obs. I. no. 84. — Die Thei« 
lung unter mebrere Erben wird oft in beichränttem Maße geftattet, 3. B. 
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liche Erlaubniß gefordert. Partikularrechtlich jollten nur ſolche Par- 
zellen abgetrennt werden, weldhe als Beiftüde gelten, nur zufällig 
mit dem Hauptgut vereinigt find und im Katafter eine bejondere 
Stelle einnehmen?). 

Die zu Unrecht abgetrennten Stüde kann der Gutöherr*) und 
ber Befiper des Hauptgut3*) mit der Reunionsklage®) zurüdfordern, 
wenn er die ehemalige Zugehörigkeit des betreffenden Stüd8 erweilt?®). 
Während an fich weder der Erbe des Veräußererd, da er die Hand⸗ 
Iungen ſeines Erblaſſers anzuerfennen bat, noch der Beräußerer 
felbit die Veräußerung widerrufen darf”), tft doch partifularrecht- 
lich die Reuniondllage auch dem Beräußerer und feinen Erben ge= 
geben ®). 

Die Klage ift keine Bindikation®), fondern der Revokations⸗ 
lage des nächſten Erben völlig gleichzuftellen“). Dem klagenden 
Gutsherrn oder Befiter ded Hauptguts muß der Befiter die Par- 
zelle unentgeltlih herandgeben“) und bat feinen Regreß an ben 
Beräußerer und deifen Erben“); ift aber der Kläger der Veräußerer 


Grimm I. ©. 141, 247, 3878, 500. Die mehreren Erben follen bas Gut zu- 
fammen befigen, 3. B. Urkk. v. 3.1187, 1204, 1206 bei Beyer mittelchein. 
Url. 8. I. no.%, 221, 225. — Noch das Schaumb. Lippe'ſche Gef. v. 11. April 
1870. 8 10 beſtimmt: „bie Thetlung eines im Gutsunterthäntgleits- ober ähn⸗ 
them Berbanbe ſtehenden Hofes iſt vor der Auseinanberfeßung bes Eigenthümers 
mit dem Gutsherrn nicht zuzulafſſen.“ 

 Sommel no. 168 $ 3, Thomas I ©. 250ff., Steinader 
©. 534 ff. 

3) Bol. z. B. Grimm Weisth. I. S. 378, Krant 865. no.5, 8 259. 
no. 11, Pfeiffer ©. 82. 

4) 3. B. Eichhoru $ 154, Thomas IL. ©. 193 ff. 

35) Der Befiker bes Hanptguts kann auch geeigneten Falls Die Retralis⸗ 
Hage (ex jure congrui) anftellen, Thomas III. S. 100f., oben 8 90. IV. 

3 Steinader ©. 540, Meyer Lipp. Eolonatr. IL no. 12. ©. 46. 

7, Pfeiffer S. 81, Niemeyer S.40, Seuffert XII. no. 282. 

3 Grefe II. S. 190f., Befeler $ 186 N. 15; Lippe'ſches Gdeh v. 
11. April 1870. 8 13. 

9 Sie wirb gewöhnlich bafür ausgegeben, Eichhorn 8 154, Befeler 
8 186. IT. alter 8 508, Steinader ©. 539; fo aud in dem N. 38 an⸗ 
geführten Lippe'ſchen Geſetz. 

“, Bgl. oben 8 87 N.42 ff. 

u) z. B. Grimm Weisth. I. S. 378. 

2), Kraut 865. no.5, Eichhorn 8154 N. iff. — Bgl. auch Kraut 

33* 


516 8 132. Das erblide Nutzungsrecht an Bauergätern. 


jelbft oder defjen Erbe, jo haben fie dem Beklagten den Kanfpreid 
und jeine Meliorationen zu erjehen“). 

Partikularrechtlich ift die Reunionsklage unverjährbar umd wird 
jelbft nicht durch Unvordenklichkeit ausgeichloffen*). 

5. Auch zur Verpfändung ift gutsherrliche Genehmigung er⸗ 
forderlich, weil ſie zur Veräußerung bed Guts führen fann®). Par 
tikularrechtlich ſoll die Erlaubniß nicht verweigert werden, wenn ein 
Darlehen zum Vortheil des Guts aufgenommen wird“), oder ſoll 
fie überhaupt nicht erforderlich fein?”). 

Für die Schulden ded Bauern kann dad Zindgut im all 


8 259. no. 11. — Meyer I.2. S. 284 nimmt an, daß fle den Kaufpreis zu 
eriegeu haben. — Wo partilufarreditlih ber Kläger den Kaufpreis zu erjeken 
bat, fpridt man — meines Erachtens unzwedmäßigerweile — von einer Rr- 
traftsflage, Strudmann in dem Magaz. f. Hannov. R. V. S. 262 ff. 

4) Seuffert XII. zu no. 282 N. 

4) So nad älterm Braunſchw. Recht (Steinader ©. 540), ferne 
Thomas I. S. 197, Meyer 1.2. S. 282. — Keine Verjährung, aber wohl 
Unvordenklichkeit, Nürnb. Ref. XXIII. Gef. 12, Niemeyer S. 40. — Die 
Mage verjährt in 80 Jahren Seuffert XV. no. 42, Schaumb. Lippe’jches Gel. 
v. 1870. 8 13 und es ift dies auch überall anzunehmen, wo feine entgegen- 
geſetzte Beſtimmung beftebt. — Nah der Kalenberg. Meier⸗Ordn. begründen 
80 Jahre bie Bermutbung, daß der Herr Eonfentirt habe, Grefe II. S. 101. — 
Nur 10 Jahre befleht Die Klage nach dem Weisth. v. 1588. 5 21 bei Strube 
Bed. V. ©. 242. 

*) Steinader S. 480, Pfeiffer S. 123 ff., Bremer Hanpfeflen O. 
v. 1860. 88.1. 

“6 Bfeiffer S. 123 ff. 

), Weil ber römische Emphyteuta die Sache verpfänden durfte, bezeichnet 
fhon Mynsinger resp. XXVIII. $ 24 ff. es als communior opinio, baf 
ber Zinsbauer andy bies Recht babe. Das Verpfänbungsrecht geben ihm Preuß. 
Landr. I. 18. 8697, 707, Weimariches Gef. v. 6. Mat 1839. $ 6, bie fädhl. 
Gefetgebung feit 1843 (Haubold 8209 N.f, 8 459 MN. f, Siegmann Sädf. 
Hyp. R. S. 185 ff.). — Nah dem Preuß. br. I. 18. $ 708, 709, vgl. aber 
auch $ 800, 804, 808, 807, 811 braucht ber Gutsherr beim Anfall des Gute 
an ihn nur diejenigen Belaftungen anzuerkennen, in welde er gewilligt ober 
foweit er für Meliorationen dem Bauern ober feinen Erben Erſatz zu leiſten 
bat. — Nah Medi. R. muß der Gutsherr beim Heimfall eines Erbpadktguts 
bie eingetragenen Sypothelen anerfennen; denn wenn ber Bauer im Hypothelen⸗ 
buch als Erbpächter eingetragen fet, habe ber Herr ihm dadurch zugleich den Zu- 
gang zu Eintragungen im Buch eröffnet, v. Meibom Medi. Hypothekenrecht 
S. 118; anders bei andern Arten von Bauergütern ©. 119. 
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gemeinen nicht als Exekutionsobjekt in Anfpruch genommen werden. 
Ebenfo wie bei Lehngütern trat aber eine Ausnahme ein, wenn bie 
Schuld zur Melioration de8 Gutd begründet wurde (versio in 
rem)“) oder der Gutsherr in diejelbe gewilligt hatte. Für folche 
Schulden fteht nicht bloß der Bauer felbft und fein Erbe ein, ſon⸗ 
dern fie gehen auch auf den Singularjuccefjor über®). 

Kommt ed wegen hypothekariſch eingetragener oder jonft anzus 
erfennender, insbefondere fonjentirter Schulden zur Subhaftation 
ded Guts, jo erwirbt der Erſteher nicht Eigenthum, fondern unter 
Vorbehalt der gutöherrlichen Rechte nur das dingliche Necht*). 

6. Ueber jein Nutzungsrecht Tann der Bauer poſſeſſoriſch und 
petitorifch jelbitändig procejfiren, ohne den Gutsherrn zuzuziehen; 
doch hat diejer überall ein Snterventionsrecht®). Handelt es ſich 
dagegen um die Subftanz und Gerechtigfeiten des Guts, fo ſoll der 
Gutsherr zugezogen werden‘). Doch beſteht auch in diefer Rüd- 
fiht feine Gleihmäßigkeit und iſt der Bauer partifularrehtlih nach 
jeder Richtung zu Proceſſen legitimirt und der Gutöherr an deren 
Ausgang gebunden“). | 


Me) „Ale erweisiih um des Hofes und deffen Zubehörs willen con« 
trabirte . . . . Schulden”, BO. f. die Grafihaft Lingen v. 1823. 8 37 (Runde 
Interimswirthſchaft S. 287). 

“) Bfeiffer S. 123 ff., 552 ff., Srefe I. S. 367 f., II. ©. 241 fj. 

4) Preuß. Lor. I. 21. $ 212— 215, Pfeiffer S. 363f., 372. — Die 
Beräußerung im Konkurſe wirkt nah Schlesw. Holftein’ihem echte nur fo 
lange, als Defcendenten des erfien Ermwerbers bes Guts am Leben find, Falck 
V. &.220, Paulſen S.72 NR. 8; man übertrug alfo bie Süße von der 
Buccessio 6x pacto et providentia majorum auch auf bie Bauergüter. 

Nah einigen Rechten war es bem Bauern geftattet, zur Zilgung ber 
Schulden ven Beſitz unb die Nubungen des GOuts ben Gläubigern zu über- 
faffen oder e8 wurde auch von Gerichtswegen eine ſolche Weberlaffung an⸗ 
geordnet. Das versezzen anf zwei oder brei Jahre (Grimm Weisth. III. 
©. 8331, 388) ift wohl daſſelbe, wie bie in fpätern Quellen vorlommende Aus- 
heuerung ober Aenferung, Strube Beb. IV. no. 152, Pfeiffer ©. 364, 
369 f., 562. Es ift dies ein derjenigen Form der alten Sagung analoges 
Geſchäft, bei welcher die Schuld durch die Nukung getilgt wird; vgl. aud 
®rimm III. ©. 246. 8 13—15. 

, Steinader S. 489, Preuß. Lbr. I. 21. 8 225. 

5) Preuß. Lor. I. 21. 8 226 vgl. mit $ 82 ff. 

2 Pfeiffer S. 128f., Srefe I. S. 196f., Buſch S. 40 ff. — Bis- 
weilen wirb unterfchieben, je nachdem ber Baner das dominium utile hat ober 
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7. Abgejehen von den allgemeinen Gründen, wie Außfterben 
ber Familie ded Colonus, Veräußerung, Untergang ded Guts u. f. w. 
hört das Colonatrecht für den Bauern auf: 

a) durch feinen VBerziht auf dad Gut. Er darf dad Ber- 
hältniß dem Herrn kündigen”), aber nicht willkürlich das Gut dere 
linguiren; partifularredhtlich darf er dad Gut nur aufgeben, wenn 
er zutreffende Gründe anführen“) oder dem Gutöherrn einen an⸗ 
nehmbaren Meier präfentiren kann. Der Geftchtöpunft älterer Zeit, 
dat der Bauer ſich nicht einfeitig feinen Berpflichtungen entziehen 
dürfe, trifft heute nicht mehr zu, wo die reale Seite des Berbält- 
niſſes überwiegt®); 

b) durch Entſetzung, Abmeierung ded Bauern aus geſetzlich an⸗ 
erfannten Gründen®). In älterer Zeit durfte der Herr eigen: 
mächtig oder dur ein Erkenntniß feined Hofgerihtd den Colon 
entfegen‘”), in neuerer Zeit erfolgt die Abmeierung im gewöhnlichen 


nit. Im jenem Fall fei er felbftändig berechtigt; ber Gutsherr könne, wenn 
er vom Prozeß benachrichtigt ift, interventren, aber nicht bie Eutfcheibung gegen 
den Colonus anfechten, wenn er eine Kenntniß vom Prozeß hatte. Wo aber 
ber Bauer nur ein jus in re aliena babe, Fünne er felbflänbig poffefforiic 
Hagen, bebürfe aber zu petitorifchen Klagen ber Einwilligung bes Gutsherrn, 
welder, wenn er nicht zugezogen fei, da® Urtheil anfechten bürfe, Blow und 
Hagemann IV. no. 13. 

Uebrigens waren bäuerliche Streitigkeiten in manden Ländern ber Ad⸗ 

miniftrattojufttz unterworfen und wurben auch in höherer Inſtanz von ben 
höheren Berwaltungsfiellen entichieven, Pfeiffer S. 375 ff., 521ff., Srefe IL. 
©. 260 ff. 
5 3.8. Frankf. Ref. II. 15. 8 15. — Die Wetstblimer enthalten un- 
endlich oft ben Sat, daß ber Bauer abziehen birfe, vgl. z. B. die Zufammen- 
ftellungen bei Grimm Rechtsalterth. &. 346 ff., Gierke Genoſſenſchaftsrecht 
1I. ©. 285 R. 85. Wo er perfünlih nicht frei war, fland ihm dies Hecht 
nicht ohne weiteres zu. — Strube Bedenken II. no. 144, Bülow und 
Hagemann IV. no. 82, Pfeiffer S.129ff., Grefe I. S. 232. — Rad 
Preuß. Lox. 1. 18. 8 806, 808 brauchte ber Erbzinsherr die Entjagung nicht 
anzunehmen. 

5) z. B. Deterioration des Guts ohne feine Schuld, übermäßige Be- 
ſchwerung beffelben mit Dienften und Laften, Unfähigkeit es weiter zu bewirth- 
I&haften, Kraut $ 256. no. 80. 

55) Befeler 8 185 N. 23. 

*) Steinader ©. 507 ff., Pfeiffer ©. 859 fi. 

) z. B. Url. v. 1348 (Mone Zeitfchr. f. Geſch. des Oberrhein VI 
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Gerichtöverfahren. Gründe zur Abmeierung find: unerlaubte Ber 
äußerung ded Guts, Unterlaffung der Erneuerung des Verhältniffes 
bei den fie fordernden Gelegenheiten®), Deteriorationen und übers 
haupt ſchlechte Wirthichaft®), ganz befonderd aber Nichtabführung 
ber Zinöpräftationen längere Zeit (drei Sabre) hindurcheo). Der 


©. 352): ber Herr dürfe das Gut aus gewiffen Grlinden einziehen cum judicio 
vel sine judicio. 

5 z. B. Steinader S. 509 N. 7. 

59) z. B. Nürnb. Ref. XXIII. 14, Pr. Lor. I. 18. $ 794— 798, Grefe 
©. 233 ff. — Bei Eonfisfation des Vermögens des Bauern fällt fein Gut an 
den Zinsherrn, Pr. Lbr. I. 18. 8 799. 

°) Bei einjährigem Rüdftande in Folge befonderer Verabrebung, Urk. 
v. 1348 bei Mone Ztihr. VI. ©. 352 und als hofrechtlihe Beftimmung bei 
Grimm Weisth. I. S.586, 790 f. Bei Verzögerung in ber Zinszahlung fo- 
fortiger Rüdfall, Url. v. 1181 bei Beyer Urk. 3. II. no. 49; für die fog. 
Scillingsgüter vgl. Grimm Rechtsalterth. S. 391. — Mit Unrecht nimmt 
v. Meibom Pfandrecht S. 224 ff. als Regel an, daß einjähriger Rückſtand 
genügte und nur ausnahmsweiſe eine fortgefegte mora erfordert werde. — Bei 
Dreijährigem Rüdftande (refp. im Anſchluß an das Röm. Recht zweijährigem 
für irhlihe Güter): Grimm Weisth. I. 33, 149, 151, 276, 392, V. 78. 
810, 91. $15, 300. 83, WVeisth. vo. 1588 bei Struben Beb. V. 245 (zu- 
nächſt wirb das But in Kummer geichlagen, bei britter Verſäumniß verfällt es 
dem Herrn), Stellen bei v. Meibom S. 224 NR. 125, Wormier Ref. V.2. 
t. 2. fol. 106°, Const. Sax. II. 383 (Emmingbaus ©. 494. n0.10. I, ID, 
Frankf. Ref. II. 15. 8 14, Wildenbr. Landr. II. 7. 86. — Preuß. Lor. I. 18. 
Ss 772 f.: bei Erbzinsgütern,; I. 21. $ 204: bei Erbpachtgütern berechtigt bie 
Nichtzahlung des Zinſes bis zum Eintritt des zweiten Jahres ben Erbverpächter, 
bie Sequefiration bes Guts zu beantragen. — Ebenſo verfchiebene Behandlung 
bes Erbzinsrehts und Erbpachtrehts im Deftr. GB. $ 1135, 1136. — 
Steinader ©. 481, 508 NR. 2 u. 3, Pfeiffer S. 155Ff., 371, Grefe II. 
©. 232, Sidel Vertragsbruch S. 52 ff., 54 f. 

Nah manchen Rechten genügte nicht ver einfache Rüdftand, fonbern muß 
ber Herr 3 Jahre hinter einander vergeblich wegen bes Zinſes gepfänbet ober 
deu Eolonen 3 Jahre hindurch gerichtlih gemahnt haben, Grimm Weisth. J. 
S. 392, Brünner Recht (Rößler S. 404) 8 236, Iglauer R. $ 54 (Tomaſchel 
Oberhof S.68), Srimm BWeisth. I. S. 392, Nürnb, Ref. v. 1564. XXIII. 
9. 85, Baden'ſches GB. art. 1831bk. — Ebenſo foll nah Pfeiffer Meier- 
recht S. 155, 371 u. praft. Ausführ. V. S. 58 ff. die Abmeierung nur bei vor» 
ſätzlicher ober unverantwortlicder Nichtleiftung eintreten. — Dagegen nad db. 
Franff. Ref. u. dem Wildenbr. Lor. a. a. O. auch wenn ber Bauer unvermahnt 
den Zins nicht brachte. 
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eigne Wunſch ded Herrn, dad Gut zu feinem Vortheil zu bewirth- 
ſchaften, berechtigt ihn nicht zur Abmeterung®'). 

Wird das Gut aus ſolchen Gründen eingezogen und an einen 
andern Colon verkauft, fo iſt partifularrechtlih der nad Dedung 
der Forderungen des Heren übrig bleibende Kaufpreid dem alten 
Colonus beraudzuzahlen®). 

Nach älterm Recht durften ebenjo wie bei Lehen die Erben 
des Meiers, weldyer die Abmeterung verjchuldet hatte, eine nene 
Berleibung (innerhalb Jahr und Tag) fordern“); nad) neuerem 
Net tritt dagegen ein definitiver Verluſt „für Weib und Kinder” 
und auch für die Seitenvermandten ein“). 

8 Wenn dad Gut dem Herrn beimfällt oder der Erbe 
des Colonus nit in das gefammte übrige Vermögen deljelben, 
dad jog. Allod, erbt oder aus fonftigen Gründen dad Bauergut vom 
Allod zu trennen ift, treten für diefe Sonderung und den Erſatz 
von Meliorationen oder Deteriorationen ähnliche Grundſätze wie 
bei der separatio feudi ab allodio (vgl. oben $ 127) ein. Der 
jenige Theil des Allods, welcher wegen faktiſcher oder juriftticher 
Zugehörigkeit zum Colonat die redhtlichen Schickſale deſſelben theilt, 
mit Bezug auf welchen aber möglicherweife der Beſitzer oder Er 
werber des Allodialvermögend einen Erſatzanſpruch hat, wird als 
allodium cum villa conjunetum dem allodium cum villa non 
conjunctum entgegengeftellt®). 


) Steinader S. 510, Pfeiffer S. 166 ff. 

62) Nürnb. Ref. XXIII. Gef. 14. 

es Grimm Weisth. VI. 542. $ 8, 606. 89, Trierer !br. XX. 8 48. 

6) Srefe II. S. 238. In Betreff ver Seitenverwanbten beftebt feine 
gleichmäßige Praxis, indem ihnen biämeilen bie successio ex pacto et prorvi- 
dentia majorum zugefchrieben wird; vgl. Bülow u. Hagemann IV. no. 10, 
Pfeiffer S. 372, 374 vgl. mit S. 866; auch ber Frau geht das Gut ver 
foren, wenn fie e8 dem abgemeierten Bauer in bie Ehe zugebracht hat, Hage- 
menn Erbrter. VII. no. 40. 

65) Meber dieſe beiden Klaffen von Gegenfländen Bälom u. Hagemann 
I. no. 36; ein Berzeihniß der zum Grunbftüd gehörigen Pertinenzen in ber 
Sannov. BO. v. 1828 bei Runde Interimewirthichaft S. 277 ff.; im allge 
meinen Pfeiffer S. 72f., Frank S.57ff., Preuß ©. 42ff. Defter pri- 
ſumirte man für die Zugehörigkeit, vgl. Pfeiffer S. 73f., 326f. — Bgl. au 
oben I. 865 N. 17. 
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Hervorzuheben ift: 

1. bei eigenbehörigen Gütern galt vielfach der Grundſatz, daß 
was von Land der Bauer binzufauft und nicht bei feinen Lebzeiten 
wieder veräußert, zum untrennbaren Beftandtheil des Guts gewor⸗ 
den ijt®); 

2. die auf dem Bauergut aufgeführten Gebäude gehören zu 
demjelben. Wenn fi hie und da gegen die allgemeinen Grund- 
ſätze der Satz findet, daß die vom Bauern errichteten Gebäude zum 
Allod zu zählen find und nicht dem Gutöherrn, fondern dem Bauern 
gehören”), jo fol damit nur gejagt fein, daß der Erwerber des 
Bauerguts dem Allodialvermögen Erſatz für die auf den Bau ge= 
machten Verwendungen zu leilten hat). 


8 133. Nicht-erbliche Nutzungsrechte der Bauern. 


An mandyen Bauergütern hatte der Colonus ein Ddingliches, 
aber fein fefted, vererbliched Recht, während im übrigen die Regeln 
ded Colonats zur Anwendung famen. Zu ihnen gehören nicht Dies 
jenigen Güter, weldye dem Bauern nur auf Xebendzeit oder auf 
beftimmte Jahre geliehen wurden, bei welchen aber unbeitritten der 
Erbe reip. der Colon jelbjt gegen Zahlung des Laudemiumd eine 
neue Verleihung fordern durfte: bier war die Nicht-Erblichkeit nur 
eine ſcheinbarey). Dagegen finden fich ſolche nicht⸗-erbliche Colonate 


* Grimm Weisth. III. S. 151. $ 47, ©refe I. S. 346, Pfeiffer 
S. 74 f., Meyer Lipp. Colonat II. S. 13, 19, 29 (no. 3, 4, 7). 

6, Bgl. Pufendorf obs. IV. 179. $ 11, II. 97. 8 1, Steinader 
&.489 N. 6, 496 fi., Pfeiffer S. 75 f., 411f.; vgl. au oben II. 879 N. 3. 

68) In Betreff der Schleswig. Holftein’schen Feſtegüter Kald V. ©. 223; 
über das Recht auf Erja Pr. Lpr. I. 18. $ 791, Seuffert XX VIII. no. 44, 
— Kein Erſatz ſoll flattfinden, wenn der Bauer wegen rüdftändigen Zinſes 
abgemeiert wird, Frankf. Ref. II. 15. $ 14, Wilbenbr. Lor. II. 7. 86, Srimm 
IV. ©. 532. 8 2. — Nach ber Frankf. Ref. IL. 15. $ 16 befteht beim Rückfall 
im Bezug anf die VBefferungen nicht einmal das jus tollendi. 

1) Bgl. 8132 N.16; Kraut 8259. no.5, 264. no. 11, Thomas I. 
S.191ff., Wigand Paderborn I. S.110f., v. Gerber 8 140 N. 8. — Es 
ift neuerdings befiritten, ob die Holftein’ihen fog. Zeitpachtbauern wirklich 
bloße Pächter ober ob fie Eolonen mit feftem Recht ſeien; für bie erfie Meinung 
entgegengefeßt den im Preuß. Landtage ausgeiprochenen Anfichten erklärt ſich 
O. Mejer über die rechtliche Natur ber ſchlesw. holſtein'ſchen Zeitpacht. Roſtock 
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in verjchiedenen Theilen Deutichlands®)‘ fo in Helfen die Zand- 
fiedelleihegüter?); in den Leihebriefen pflegt beftimmt zu ſein, 
dad die Leihe verlängert werden fol, wenn der Herr dad Gut nicht 
jelbit in Bau nehmen will. Der Herr Tann alfo fündigen, muß 
dann aber dem Bauen die Meliorationen erſetzen). Ferner bie 
Würtembergiſchen Falllehen oder Schupfleben, welde ur 
jprünglic auf dad Leben de8 Bauern und feiner Frau verliehen, 
aber in dieſem SFahrhundert zu vererblichen Gütern‘) wurden, die 
Baden'ſchen auf Lebenszeit verliehenen Schupflehben (Tod— 


1874. Derartige Güter nähern fi dadurch ben erblichen, daß es in ben Con⸗ 
traftsbedingungen zu beißen pflegt, ber bisherige Pächter folle bei Wieber- 
verpacdhtung der Hufe, falls er fih in aller Hinſicht wie ein rechtichaffener 
Gutsbewohner und Pächter gehalten bat, den Vorzug vor allen andern haben 
(Mejer S.62). Soweit fih das Verhältniß aus den Mejer’fchen Mittbei- 
lungen erkennen läßt, beftand kein erbliches Anrecht. 

) Solche Güter führen auf Runde $ 524, Eichhorn $ 261, v. Gerber 
8 142 N.4—11. 

3) Fichard consilia I. no. 23, ber Berfaffer der Solmfer Landes DO. 
in welcher II. tit. 7 die Grunbfäge über bie Lanbflebelleihe angegeben werben; 
Lennep's Schrift vgl. oben ©. 500; Sternberg über die Entwidelung ber 
bäuerlichen Standes- und Güterverhältniffe mit befonderer Rückſicht auf bie 
oberheffiiche Landſiedelleihe, in d. Ztſchr. f. deutſch R. VIII. ©. 93 ff. (er er- 
Hart id — m. E. mit Unreht — gegen das gutsherrliche Einziehungsredht, 
wo nicht ein befonberer derartiger Vorbehalt gemacht fei), Thudichum Geld. 
bes freien Gerichts Kaichen 1858. ©. 39 ff. — Vgl. auh Seuffert XVIU. 
no. 291. 

4) Altenhaslaner Weisth. bei Grimm III. ©. 414 (vgl. auch V. ©. 731): 
Wer da landsiedelgut in dem gerichte hat, dass der den landsiedel nicht 
vertreiben soll um höhern pfacht willen, oder umb lieber landsiedels 
willen, er wolle den lieber sein gut selbsten nutzen und bauen, so soll 
er es ihme lassen verkünden drey tag und sechs wochen vor st. Peters 
tage ..; wenn dem landsiedel die ufkündigung also geschiehet, so sollen 
dann die nachbahrn oben und unten die sichs verstehen und die besse- 
rung wissen, die er ahn das gut geleit hat, und soll beede pitten und 
ersuchen ohne gefährde, dass sie es schätzen, als sie es geben und 
nehmen wolten ohne argelist, das soll er dann dem landsiedel geben .... 
vor seine besserung. — Solmjer 2. O. II.7. $2, 12, 18: der Herr faun 
Dad Gut, wenn er e8 begehrt, an fich nehmen, felbft wenn er e8 bem Bauern 
und feinen Erben geliehen bat; 83, 19, 43: cr kann das Gut auch in ber 
Weiſe verlaufen, daß der Bauer abziehen muß; 8 9: dagegen darf er ihn nicht 
entjegen, um von einem andern Bauern einen höheren Zins zu erhalten. 

°) 0. Wächter I. 164, 997. 
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beitand)‘), die baierifhen Leibgedinge'), bie laſſitiſchen 
Güter ded Preußiſchen Landrechts?), welches fie im Gegenſatz 
gegen Zind-, Erbzind-, Pacht: und Erbpachtgüter ald „zur Kultur 
ausgeſetzte Güter” bezeichnet; bei bloß mündlihem Vertrage ſoll das 
Verhältniß nur auf ein Fahr gelten, bei fchriftlichem fich das Necht 
nur auf die Defcendenz vererben. Die ſächſiſchen Laßgüter?), 
welde der Eigenthümer auf unbeftimmte Zeit verleiht und nad) 
Willkür wieder einziehen kann u. f. w.'). 

Da die Verhältniſſe hier durchaus partifulärer Natur find, 
laffen fi allgemeine Regeln nicht aufitellen. Auch haben dieſe 
verjchiedenen Güter im neuefter Zeit großentheild ihre Bejonderheiten 
verloren; fie wurden feft vererblih und es ift auch mit Bezug auf 
fie die Aufhebung der gutöherrlihen Rechte eingetreten?!). 


5134. Das Eigentyum an Bauergäitern. 


Zu jeder Zeit hat es Bauergüter gegeben, an denen der Bauer 
dad Eigenthum hatte; gegenwärtig bilden fie in Deutichland bie 
Regel. Güter, die Schon im Mittelalter im Eigenthum des Bauern 
jtanden, waren regelmäßig der Bogtei unterworfen und mit mannig- 
fachen Reallaften belegt‘). An manden Gütern hatte urſprünglich 
der Bauer nur ein Colonatrecht befeflen, aber er hatte ſchon in 
alter Zeit die Gutsherrſchaft abgelöft, bei der Ablöſung jedoch bes 
jondere Zinjen (jog. census reservativus) als Reallaft übernehmen 
müffen?). 


6) Baden'ſches GB. art. 1831°* fi. 

) Kraut 8 260. no. 5. 

8) Preuß. Landr. I. 21. 8 626 ff. 

) Saubold $ 460; vgl. auch Schletter kurſächſ. Conſtitt. S. 239. — 
Der Ausdruck ſtimmt nicht zum Sachſenſpiegel, da dieſer Laten unfreie Baueru 
nennt und jene Güter von freien Bauern beſeſſen wurden. 

10) Bgl. Über den Weudiſch⸗Rügianiſchen Landgebrauh Homeyer Sachſen⸗ 
ipiegel II.2. ©. 527. 

1) Bol. 3.8 N. 5 und Über die Preuß. laſſitiſchen Güter das Preuß. 
Geſ. v. 2. März 1850. $ 74 ff., 84 ff. 

%) Dahin gehören bie im Sachienfpiegel erwähnten Güter der Pfleghaften 
und Biergelden. - 

2) Bol. 3.8. Preuß. Lor. I. 18. 8 815. — Dahin gehören iu Preußen, 
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Jetzt find die meiften Colonatgüter in Eigenthum verwandelt 
und die Reallaſten abgelöft oder für ablösbar erklärt. 

Auh für die im Eigenthum des Bauern ftehenden Güter 
gelten oder galten analog dem Colonatöverhälnig manche Säte, 
welche den Bauer theild in ftaatswirthichaftlichem, theild im Interefſe 
des Zinsherrn beichränfen: bei Veräußerungen wird die Genehmi- 
gung ded Zinsherrn erfordert, um ed überwachen zu fönnen, daß 
dad Gut nur an eine persona habilis gelangt?); Parzellivungen 
follen entweder gar nicht oder nur mit obrigkeitlicher Genehmigung 
erfolgen‘); Dienftbarkeiten, Schulden oder Hypotheken nur mit herr» 
Ichaftlicher Zuftimmung auf das Gut gelegt werden’); der Bauer 
ift in ber Bewirthſchaftung des Guts, beſonders was Waldungen 
angeht, beſchränkte) u. ſ. w.). Auch kommt es vor, daß ſelbſt zu 
Eigenthum beſeſſene Bauergüter (ſchlechte oder ſchlichte Zinsgüter) 
bei Beränderungen in der Perſon des Befitzers geliehen wurden 
und der neue Bauer ein Laudemium zu zahlen batte®). 

Dagegen befteht der bedeutſame Unterjchied, daß bloß zu dings 
lihem Recht beſeſſene Güter wegen Zindrüdftänden eingezogen werden 
fönnen, wogegen bei Bauergütern im Cigenthum ed deswegen mur 


Sachſen und in Würtemberg die Zinsgüter oder ſchlechten Zinsgäter im Gegen- 
fat der Erbzinsgüter (Preuß. Lor. I. 18. $ 813 ff, Haubold 5459, Reyſcher 
I. 8 139 N. 5), die Holftein’fchen Bondegüter (Falck V. S.196). Anbere 
Beiipiele bei Runde $ 523, Eihhorn 8 257. N.a, d. — In Würtemberg 
wurbe im 16. Jahrh. die Auflage eines folden Zinfes flatt des Kaufpreiies ver- 
boten, v. Wächter I. S. 109, 166 f., 474 f. 

3) 3.8. Preuß. Lor. II. 7. 8 247, 259, 260. 

4) 3.8. Preuß. Lor. II. 7. 8 247. — Noch das Schaumburg - Lippe’jche 
Geſetz v. 11. Apr. 1870. 8 2, Aff. fordert obrigkeitliche Genehmigung für bie 
Theilung ober bie Abtrennung einzelner Parzellen. 

9 Br. for. 1.7. 8 248— 255; bei unfonfentirten Schulden haftet nur 
das Allovialvermögen des Bauern, 8 256, 257. — Beſchränkungen in der Ber- 
pfändung, Haubold 25I RN. £. 

6) Oben 8 84 N. 21 ff. 

N Weitere Beichräntungen zu Gunften der Vogtherrſchaft Pr. Lor. II. 7. 
5 287. — Geringere Schranken nah dem Würtemb. R. des 18. Jahrh., 
v. Wächter I. ©. 474. 

6) In Sachſen (Const. Sax. II. 39), Preußen (Laudr. I. 18. 8 816), im 
Reußiſchen (Semmel Leben giebt kein Eigenthum 1857. ©. 10). 
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zum gewöhnlichen Erefutiondverfahren fommt, welches ſchließlich zum 
Verkauf des Guts führen kann?). 

Die Beſonderheiten des bäuerlichen Beſitzes find in der neueren 
Zeit großenthetld gefallen!); nach Aufhebung der Reallaften haben 
dritte Perfonen fein Intereſſe an der weitern Aufrechterhaltung der 
Schranken und andererjeitd wurde dem Cigenthümer auch von Staats 
wegen die freie Diöpofition über fein Gut gegeben. So weit noch 
ein jus speciale in erbredtlicher Beziehung beitebt, wird davon im 
Erbrecht gehandelt werden. 


8 135. Die Interimswirthſchaft!). 


Provinziel kommt an Bauerngütern aud) ein zeitlich beſchraͤnktes 
Colonatreht vor, eine Interimswirthſchaft. Wenn der Bauerguts- 


2) Const. Sax. II. 39, Preuß. or. I. 18. $ 818. — Beim Zweifel, ob ber 
Bauer Eigenthum ober bingliches Recht hat, wirb partikularrechtlich für Eigen⸗ 
thum präfumirt, Const. Sax. II. 39. — Rad dem Baden'ſchen Lor. 577“b if 
getheiltes Eigentbum nur anzunehmen, wenn ber neue Beſitzer ein Laudemium 
zu zahlen bat (vgl. aber auch N.8). — Ueber bie Kriterien bes Eigenthums 
vgl. v. Gerber 8 80, welchem aber nicht barin beizuftimmen if, daß die Ver⸗ 
erbung auf Seitenverwanbte und freie Dispofitionsalte für Eigenthum Tprechen; 
benn beides kommt auch bei Eolonaten vor. Wohl aber ift für ben Beweis 
des Eigentbums bas negative Kriterium zu benuten, baß „Feine Kaducttätsfälle 
und Berleibungsbriefe vorliegen”; freilich giebt es andy Colonate, bei welchen 
eine Meierbriefe ausgeftellt werben, Pfeiffer S. 417. 

10) Auch in folden Brovinzen, in welchen fi am Tängften ein befonberes 
Bauernrecht erhielt. So hebt die Hyp. O. f. Hannover v. 28. Mai 1873 auf: 
„bie beſtehenden Rechtsnormen, nach welchen bie Theilung eines Banernhofes, 
bie Veräußerung einzelner Theile befjelben, die Bereinigung eines Bauernhofes 
mit andern Grundſtücken . . verboten oder an die Genehmigung einer Regi⸗ 
minal- oder Gerichtsbehörbe gebunden find.” Und das Preuß. Geſ., betreffend 
Das Höfereht in Hannover vom 2. Juni 1874, weldyes das Anerbenredht und 
fonftige bänerliche Inftitute konſervirt, hebt 8 1 alle Beſchränkungen auf, unter 
Lebenden ober von Todes wegen Über ben Hof ober einzelne Theile deſſelben 
zu verfügen. 

1) Runde Abhandlung der Rechtslehre von ber Interimswirtbichaft anf 
bentihen Bauergütern. 2. Ausg. Gött. 1882. — Befeler 8189, v. Gerber 
$ 141, Walter $ 524—627, Gengler Lehrb. S. 1409— 1418, Privatr. (8. Aufl.) 
8 105. — Pfeiffer Meierrecht S. 332 ff., auch S. 802 ff, 507 ff. — Grefe I. 
©. 347f., II. S. 227— 229, Buſch S. 154—165, Niemeyer S. 187— 202, 
Magaz. f. Hannov. R. VI. S. 232— 241, Seuffert XXXIII. no. 821. — 
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befiger mit Hinterlafjung eined minderjährigen Anerben verftirbt oder 
wegen Schwäche oder Alter vom Gut abtritt, würden durh Ber 
pachtung ded Guts während der Minderjährigfeit des Anerben oder 
durch vormundſchaftliche Verwaltung die Intereſſen des Gutsherrn, 
Anerben und der ſonſtigen Familie leicht nicht vollkommen befriedigt 
werden“). Es wird daher in einzelnen Gegenden Deutſchlands?) 
nah altem Gebraudh*‘) vom Gutsherrn dad Gut einem jog. In⸗ 


Steinader 8 247. — v. Stemann Schlesw. Rechtsgeſch. II. S. 393f., 
Baulfen 8 176, Seuffert XXXIII. no. 320. — Heife u. Cropp Abbanb- 
Iungen II. no. 3. — Bgl. auch Neubauer Zufammenftellungen S. 29 f., ©. 34 
über Oldenburg und Walbed. — lieber die Quellen, melde von viefem Inflitut 
handeln, Runde S. 44fl.; er brudt ©. 233 ff. eine große Zahl derſelben ab. 
— Sehr eingehend ift das Recht des Interimswirths durch das Schaumburg⸗ 
Lippe'ſche Geſetz v. 11. Apr. 1870. 8 91—109 geregelt. 

7) In Schlefien wurbe das Bauergut für die Zeit der Unmündigkeit des 
Anerben verlauft unb babei verabrebet, daß der Anerbe bei erreidhter Mündigleit 
es zurüdfaufen Tönne; vgl. die Urkl. d. 3.1615, 1725, 1726 im Cod. dipl. 
Silesiae. IV. p. 230, 234, 289, 290. — Nad einem weflphäl. Weisth. des 
16. Jahrh. (Grimm IH. ©. 52) fol e8 auf beffimmte Jahre verpachtet werben. 

2), Beionders in ben niederfächflihen Gegenden. In Medienburg wurde 
die Interimswirtbichaft durch bie bei Runde S. 808 ff. abgebrudten Gelee in 
der Anwendung eingefchräntt (vgl. auch Böhlau in f. Ztſchr. X. ©. 424 und 
Medi. Priv. R. II. S. 280 f.); in der Sraffhaft Schaumburg follte nach einer 
Berorbnung von 1732 fle nicht mehr vorkommen, bat fich aber doch noch durch 
Herkommen erhalten, Pfeiffer Meierrecht S. 508; im übrigen Heflen ift fie mr 
fporabifh in Gebrauch, Pfeiffer Praft. Ausführ. IV. ©. 188 f. — Im Oeſtreich 
if fie 1787 ganz aufgehoben, Runde ©. 54f., Unger Oeſterr. Erbr. 8 44° 
N.9. — Im Süddeutſchland Hat fie keine weite Verbreitung gehabt, Runde 
©. 56 und kommt in Baiern, Würtemberg und Baben nicht vor, Mittermaier 
8499 N.2. — Seit Aufhebung der Gutsherrlichleit verliert fie immer mehr 
an Boden. 

% Die älteſte Quelle, welche Auube (S. 273 ff.) mittheilt, ift ein Weis 
thum von Sandtwell im Münfter’fhen v. I. 1560. Noch früher finde ich das 
Auftitut in einem Weisth. von Eifel bei Limburg gegen bas J. 1500 (Grimm 
IH. &.64. 823, &.66. 8 36), wonad bei Abweſenheit des Auerben außer 
Landes ber Gutsherr ober bie Obrigkeit einen Wirth beftellt, welcher bis zum 
fetner Rückkehr das Gut bewirthſchaftet; ferner Deffnung zu Anbelfingen 
(Brimm 1. S. 100): wenn ber Anerbe noch nicht fähig zur Bewirthſchaftung 
if, fol man bis dahin auf bas But einen feiner Berwanbten fegen; vgl. Übrigens 
auch Wormfer Dienftr. v. 1024. c. 2 a. E. (Grimm Weisth. I. S. 805). 

Wie alt das Inftitut iſt und bis zu welchen Zeiten feine Entſtehnng zu- 
rüdreicht, läßt ſich nicht mit Sicherheit angeben. Da die durchaus parallel 
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terimöwirth®) jet e8 für die Zeit der Unmündigkeit ded Anerben, ſei 
ed für eine fonft feſt beftimmte Zahl von Sahren‘) (Maljahre”)) zu 
wefentlich demfelben Recht übertragen, wie es ein erblicher Colonus 
bat?). Diefe Interimswirthſchaft findet regelmäßig nur bei den 
im gutöherrlihen Verbande ftehenden Gütern jtatt?) und wird von 
dem Gutöheren angeorbnet; doch ift fie auch bei den im Eigenthum 
des Bauern ftehbenden Gütern, bejonders in neueren Geſetzen, für 
zuläjfig erklärt worden und wird dann von dem Vormunde ded An- 
erben begründet‘). 


gebenbe lehnrechtliche Verleihung des anevelle während ber Unmändigkeit bes 
Bafallen (vgl. oben 8 119 N. 37 ff.) in fefter Ausbildung bereits dem Sächſ. 
Lehnrecht angehört, iſt wahrſcheinlich auch bie Interimswirthfchaft viel älter, als 
es nad den Duellen fcheint, in denen fie erwähnt wird. — Beachtenswerth ift 
andererſeits, daß ber gebräuchlichfte Name für das Verhältniß nicht deutſch iſt. 

5) Andere Namen find: Satzungsmann, Setungsmann, Setzwirth, Ge⸗ 
währsmann. - 

6) Nach manchen Gelegen für vie Jahre der Unmündigkeit, nach anbern 
darüber hinaus bis zum 28., 30. Jahre bes Anerben u. |. w., Runde ©. 220f. 
— Nah manden Geſetzen wirb, wenn ber Anerbe weiblichen Geſchlechts ift, 
der Termin kürzer geftedt, in Rückſicht darauf, daß bie Erbtochter durch Ver⸗ 
heirathung dem Ont einen tüchtigen Eolon zuführen kann; 3.8. BD. f. Walded 
v. 1880 (Weigel ©. 56): daß für den männlichen Anerben die Smterims- 
wirthſchaft nicht über das 25., für ben weiblichen nicht über das 21. Jahr 
währen joll. 

7) Maljahre ift m. E. nit mit Runde S. 35 f. herzuleiten von mal in 
zeitliher Bebeutung (einmal, zweimal u. f. w.), jo baß es „gewifle beftimmte 
Jahre“ bezeichnet, jondern von mal — Zins (davon auch malman). Maljahre 
find fo Zinsjahre, vielleicht im Gegenfa gegen die zinsfreien Sabre, welde 
ber Interimswirth auf der Leibzucht zubringt; fo heißt es auch in einem 
Münfter’ichen Weisth. (Grimm III. ©. 129): versetten, bei jarmalen aus- 
doen, verpechten oder .. erflich verkaufen. — Andere Namen find Regier- 
jahre, Sebjahre, Meierjahre, 3. B. Pfeiffer S. 333 N. b, Stemann II. 
©. 398. 

8, Ueber die Frage, ob ber Interimswirth bei ber Einſetzung aud ein 
Laudemium zu zahlen bat vgl. 3.8. Pufendorf IV. no. 181. 83, Runde 
8 81ff., Pfeiffer S. 344 f. 

9) Runde ©. 32f. 

10) 3.8. Lippe'ſches Gef. v. 11. Apr. 1870. $ 91: durch einen Vertrag 
ber gejetlichen Vertreter des Hofserben mit ber Wittwe bes Hofseigenthümers 
und ihrem aufbeiratbenden Maun als Interimswirtb; Preuß. Gef. f. Hannover 
v. 28. Mai 1873. $ 8; vgl. auch Medi. Schwer. BO. v. 24. Juni 1869 $ 10. 





528 8185. Die Interimswirthſchaft. 


Der gewöhnlichfte, aber nicht einzige Fall !!) der Interimswirth⸗ 
haft ift der, daß nad) dem Tode ded Bauern dem zweiten Manne 
feiner Wittwe nicht bloß die ihm in Folge feiner Aufbeirathung ge 
jeglich zuftehenden Rechte an ihrem Vermögen auch mit Bezug auf 
dad Bauergut zufallen‘), fondern die Rechte eined Colonus durd) 
ein beſonderes Rechtsgeſchäft übertragen werden. Nach vielen Rechten 
hat die Wittwe dad Hecht, den Hof ihrem zweiten Gatten zuzu- 
bringen und darf der Gutsherr, Vormund oder die Obrigfeit nur 
widerſprechen, wenn gegen die Wirthichaftstüchtigfeit deffelben Ein- 
wendungen zu machen find"). 

Der Snterimdwirth ift ein auf eine beitimmte Zeit bejchränfter 
Colonus, welcher dad Gut auch nach außen bin!) in ber Gemeinde 
und bei Prozeſſen vertritt und nicht wie ein Bormund oder Verwalter 
im Intereſſe des Anerben oder des Gutöherrn, fondern in eignem 
Intereſſe bewirthichaftet). Dagegen ift er regelmäßig nicht zugleid 


— Daber fiellen wir auch die Lehre von ber Interimswirthfchaft nicht unmittelbar 
zu der von ben im erblideu Beflg des Bauern ſtehenden Gütern, fonbern be- 
handeln fie als allgemeines Inftitut bes Bauernrechts. 

1) Bol. Runde' S. 91f., daß die Interimswirthſchaft auch vorkommt, 
wenn während ber Minberjährigleit des Anerben ber bisherige Bauer wirtbfchafts- 
unfähig geworben ift, beide Eltern geftorben find, ber bisherige Interimewirth 
abgegangen ift u. ſ. w. 

19) In Bartilularrechten, 3.8. der Osnabr. BO. v. 1709 (Runde S. 2407.) 
findet fih der Say, daß wenn auch nad) dem ehelichen Güterrecht gemäß bem 
Prinzip: „längft Leib längſt Gut“ die Wittwe den Hof Ihr Leben lang benlügen 
könnte, bet ihrer zweiten Verheirathung fie und ihr Gatte ihn nur bie Mal- 
jahre hindurch behalten follen. 

120) ,,.B Niemeyer S. 187f. 

18) Preuß. Landgemeinde- DO. für die öſtl. Provinzen v. 14. Apr. 1856. 
8 6: minderjährige Orunbbeilger werden in ihrem Stimmredt in ber Gemeinde⸗ 
verjammlung vertreten durch ihren Vater, Vormund ober Stiefoater, — durch 
letteren, wenn er das zum Stimmredt befäbigende Grundſtück bewirthichaftet; 
in ſ. Inftruftion v. 14. Iult 1856. art. 5 empfiehlt der Minifter dieſe Beſtim⸗ 
mung „der beiondern Aufmerkſamkeit im Intereffe des befaunten Berbättniffes 
ber fog. Interimswirthfchaft.“ 

14) Bol. au Seuffert XXXIII. no. 320. — Ueber bie früheren Berfuche 
ber Theorie, fein Hecht als tutela fructuaria ober befonderen dentſchrechtlichen 
ususfructus barzuftellen (filr das letztere au Pufendorf obs. I. no. 47. $ 5) 
vgl. Runde S. 60 ff, 6öfl.e — Bon der Vormundſchaft unterfcheibet es fi 
auch dadurch, daß es fih nur auf das Eolonat, nicht anf das Übrige Vermögen 
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Bormund ded Anerben, jondern wird ein ſolcher für den Anerben 
noch bejonderd beftellt, um deſſen Sntereffe auch dem Interimöwirth 
gegenüber wahrzunehmen ’°). 

Rechte und Pflidhten des Interimswirths unterjcheiden fih von 
denen ded gewöhnlichen Colonus nur in der Hinficht, daß fein Recht 
zeitlich begrenzt und feine Diöpofitionsbefugniß durch die Verpflich⸗ 
tung beichränft ift, dad Gut jpäter in unverfchledtertem Zuftande 
dem Anerben audzuliefern. Cr fol es ald diligens paterfamilias 
bewirtbfchaften, darf es nur bei unumgänglicher Nothwendigkeit ver- 
äußern, mit Reallaften, Servituten, Hypotheken belaften!®) u. |. w. 
Die von ihm nothwendigerweife oder zur Verbefjerung des Guts 
kontrahirten Schulden muß jpäter der Anerbe anerkennen?) Für 
Deteriorationen und für durch das Bedürfniß einer ordentlichen‘ 
Wirthſchaft nicht geredhtfertigte Schulden bleibt der Interimswirth 
perjönlich verhaftet; umbefugte Veräußerungen können vom Anerben 
und feinen Bormündern revocirt werden, in welhem Falle der In⸗ 
terimswirth den dritten Erwerber zu entichädigen bat. 


unb bie Perſon des Anerben erftredt und nicht im fpeziellen Intereffe bes Anerben 
ausgeübt wird; eine wejentliche Verſchiedenheit ergiebt fih auch in Bezug auf 
bie Beendigung des Rechts. — Runde S. 61 ff. ſchreibt dem Interimswirth 
das interimiftifche Eigenthum im Gegenfag gegen das ruhende bes Anerben zu; 
ber Ausbrud ift nicht zutreffend, weil die Interimswirthſchaft bauptfächlich bei 
Sütern vorkommt, welche im Eigenthum des Gutsherrn ſtehen. — Bluntſchli 
8 206 modifizirt den Ausdruck und fagt: lebendiges Meierrecht im Gegenſatz 
des ruhenden. — Steinader 8 247 NR. 3 nimmt eine perfönliche Dienftbarkeit 
an fremder Sache an. — Auch v. Gerber's Ausprud (8 141): „ein auf be- 
flimmte Zeit gewählter Vertreter des Anerben im Eolonate mit jelbfländiger 
Berechtigung“ iſt nicht zutreffend; er ift Tein Vertreter des Anerben; fein Recht 
nimmt nicht unbedingt mit bem Tode bes Anerben ein Ende. — Bgl. übrigens 
and oben STIR. 11. 

15) Vgl. N. 14. Wo gar Fein ober nur wenig Allovialvermögen neben 
dem Colonat vorhanden ift, kommt e8 auch vor, daß der J. W. zum Vormund 
beftellt wird. | 

16) Sp weit ber Eolon dazu ber Genehmigung bes Gutsherrn bebarf, iſt 
fie auch für den J. W. natürlich erforberih. — Zweckmäßig fehreibt 3. 8. bie 
Dremer Handfeften-O. v. 1860. $ 8m vor, daß zu Beräußerungen und Ber- 
pfänbungen e3 ber Genehmigung des Anerben, reſp. bei feiner Minderjährigkeit 
der feines Vormunds bedarf: — Bgl. auch Runde S. 131 ff. 

N In diefer Rückſicht treten gleiche Grundſätze wie bei Lehn- und Fidei- 
kommißſchulden ein. 

Stobbe, Privatrecht. IL. 2. Aufl. 34 
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Der Interimswirth hat die Abgaben und die jonft auf dem 
Hof laftenden Zahlungen!®) und Dienfte zu leiften und überdied den 
Anerben und die übrigen auf dem Hof gebornen Kinder zu unter- 
halten!) und ihnen die Abfindungen zur Zeit ihrer Fälligkeit zu ent- 
richten”). Dafür kann er jeinerfeitd von ihnen ſolche Dienftleiftungen 
verlangen, wie fie dem Colonus feine Kinder oder Geichwifter ohne 
Vergütung zu leiſten haben?*). 

Regelmäßig ift der Interimswirth auch verpflichtet, beim Antritt 
der Wirthichaft eigened Dermögen in den Hof zu inferiren und in 
demjelben nad Beendigung ſeines Rechts zu laffen?). Für Melio: 
rationen ded Guts aus den Sllaten oder den Einkünften des Hofs 
bat er feinen Anſpruch auf Erſatz; dagegen muß ihm der Anerbe 
Verwendungen aus feinem fonftigen Bermögen erſetzen*). Was vom 
Snterimdwirtb während der Maljahre erübrigt und nicht zur Fort⸗ 
ſetzung der Wirthichaft erforderlich ift, bleibt bei Beendigung jeines 
Rechts fein Privatvermögen*). 


18) Für die perſönlichen Schulden des früheren Beſitzers kommt er nick 
auf, Runde S. 142 ff., insbefondere auch nicht für bie vor feinem Antritt fällig 
gewordenen Abfindungen an Geichwifter bes verftorbenen Eolonus, Seuffert 
VII. no. 217. 

19) 5.8. aud Preuß. Lor. I. 21. 8 689. 

%) Runde S. 156 ff, Seuffert XXIII. no. 48. — Seuffert I. 
no. 214: die Klage auf ihre Entrichtung kann gegen ben I. W. gerichtet werben, 
wobei jedoch die Bormunbfchaft interveniren ober fonft das Interefie bes Anerben 
wahrnehmen kann. 

21) Daher hat der J. W. auch Die Schabensklage gegen denjenigen, welcher 
den Anerben in ber Weife beichäbigt hat, daß er wirtbichaftliche Arbeiten auf 
dem Hof nit verrichten kann, Seuffert XXIV. no. 116 (Wolfenb.). 

3) Runde ©. 177, Pfeiffer prakt. Ausführ. IV. ©. 133 f.; über bie 
Kurheſſ. Praxis IV. S. 222f. — Lippe’fches Gef. v. 1870. 895, 99: „das 
vom J. W. in den Hof eingebrachte Vermögen bleibt im Hofe; als in ben 
Hof eingebracht gilt dasjenige bewegliche Vermögen einfchließlich der Yorberungen, 
welches der J. W. vertragsmäßig in bie Ehe bringt oder als Vorbehalt zum 
Beſten des Hofes oder im Hofhaushalte verwendet.” — Es bleiben dieſe Illaten 
auch beim Hof, wenn er wegen früheren Todes gar nidht dazu fam, bie Leib- 
zucht zu beziehen, Seuffert XXIV. no. 254 (Celle). 

2) Runde S. 175 ff., Heiſe u. Eropp II. ©. 92 fi., beſonders S. 106 ff., 
Seuffert VII. no. 217, XI. no. 265. 

20) Die legte Ernte alfo fo weit, als fie nicht zum Unterhalt der Familie 
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Die Interimdwirtbichaft erreicht nicht ihr Ende, wenn etwa 
der Anerbe während der Maljahre ftirbt, jondern erft mit dem 
Ablauf der Zeit, für welde fie angeordnet ift”*), außerdem aber 
auh mit der Wirthidhaftäunfähigkeit**) oder dem Tode des In⸗ 
terimswirths. In diefen beiden legten Fällen iſt dann zu ent- 
jheiden, ob der Anerbe das Gut erhalten oder für die bis zu feiner 
Volljährigkeit noch fehlende Zeit ein neuer Snterimdwirth beftellt 
werden fol. 

Nah dem Ende der Maljahre erhält der Interimömirth, wenn 
er die Wirtbichaft ordnungsmäßig geführt bat, eine Leibzucht, deren 
Höhe entweder partifularredhtlich feftfteht oder nach dem Werth ber 
Illaten und der Art feiner Wirthihaft bemeifen wird). Hatte er 
fih auf dem Hof von neuem verheirathet, jo nimmt feine Frau an 
dem Genuß der Leibzucht Theil, hat aber, außer wo ihr Partifular- 
rechte ein ſolches Recht einräumen”), fein eigened Leibzuchtörecht und 
muß nad feinem Tode den Hof reip. die Leibzucht räumen”). 
Nah manden Partikularredhten erbt der Snterimdwirth den Hof, 
wenn der Anerbe und feine Gejchwifter geftorben find®), und er- 
halten die während der Maljahre gebomen Kinder eine gleiche Ab» 
findung wie die rechten Gefchwifter des Anerben*) oder haben jo» 


des Anerben und zur Fortführung der Wirtbichaft bis zur nächften Ernte er- 
forberlih if, Seuffert XI. no. 265. 

Ha) Bol. auh Niemeyer ©. 198. 

Ab) Insbeſondere auch mit feinem Konkurs, vgl. Niemeyer S. 199 ff. 

35) Hunde Leibzucht S. 358 ff., Seuffert XXV. no. 254; nad Paulſen 
8 176 a. E. hat er auf fie keinen gejeglichen, fondern nur einen vertragsmäßigen 
Anſpruch. — Dus Recht auf die Leibzucht ift nicht davon abhängig, daß er 
eigenes Vermögen inferirte. 

%) 3. B. Calenberger Meier-D. V. 8 7 (Runde Interimswirtbichaft 
©. 258), Seuffert VII. no. 216. 

=, Lippe’iches Geſ. v. 1870. 8 109. 

3) Steinader a. a. O. N. 10, Grefe I. S. 348 N. b, Buſch S. 106 
N.k, ©. 164f., Seuffert VII. no. 215. — Hat er ſchon als Interimswirth 
einen Weinkauf bezahlt (vgl. N. 8), fo braucht er ihn jekt nicht von neuem 
zu erlegen, Münfterifhe Erbpacht⸗O. v. 1783. $ 147 (Runde S. 269) und 
Runde S. 201. 

29), Vgl. 3. B. Hildesb. BO. v. 1781. $ 19 (Runde ©. 262, Buſch 
©. 125). — Die auf ber Leibzucht gebornen Kinder haben kein gleiches Recht. , 

54% 
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gar nad) Abgang ded Anerben und feiner rechten Gefchwifter das 
Succeſſionsrechtꝰ). 


8136. Die Reallaſten ver Bauergüter!). 


Die Befiper der Bauergüter waren in der mannigfachften Weile 
theild zu einfach perjönlichen Leitungen, melde auf ſehr verjchie- 
denen Gründen beruhten, theild zur Abführung von Reallaften ver 
pflichtet. Wir betrachten nur die lehtern, und zwar nur joweit fie 
peivatrechtlicher Natur find. Da fie durch Herkommen und befondere 
Feſtſetzungen in der willfürlichiten und abweichendften Art beftimmt 
fein konnten und überdied jetzt großentheild antiquirt find, ift von 
ihnen nur in großen Umriſſen zu handeln. Sie zerfallen in Dienfte 
und Abgaben. 

I. Dienfte, Scharwerf, Frohnden, Robothen?) u. |. w. 

Unter Webergehung der Dienfte, zu denen der Bauer dem Landes⸗ 
bern, der ftaatlihen oder kommunalen Obrigkeit oder der Kirche 
verpflichtet ift oder war?), find die im gutöherrlichen Sntereffe zu 
leiftenden, „Die Hofedienfte”, zu erwähnen, die verjchiedenften „Arten 
von Zuhren und Handarbeiten, welche zur landwirthichaftlichen Be- 
nugung des herrichaftlichen Guts erfordert werden“ *), Dienfte bei 
Beitelung der Aeder, bei der Ernte, dem Bau der Gebäude auf 
dem Herrenhofe?), Dienfte im Forſt, bei der Jagde), Botendienfte”) 


9, Pfeiffer Meierreht S. 333 N. f, 347. 

1) Bol. die in den Noten zu $ 100 angegebene Literatur. 

9) Literatur oben $ 100; Runde $ 491ff. (bier wird $ 491 N. c bie 
ältere Literatur angeführt), Eihhorn 8 248 ff., Gengler Privatr. (3. Aufl.) 
881. — Thomas I. S. 814 ff, Steinader ©. 510ff., Sachſe 8 624 ff. 
Heimbach 8 358— 365, Heſſe S. 192 ff., Reyſcher II. $ 258—265, Roth 
Baier. Eiv.R. 8169 N.29. — Intereffantes Detail bei Orimm R. A. S. 350 ff., 
Weisth. II. ©. 116, 178; ältere Dienftorbnungen bei Runde 8 491 N. b; fehr 
eingehende Beftimmungen im Preuß. Ldr. II. 7. $ 808 ff. 

2) „Herrendienſt“ an ben Landesherrn, Lüntzel bie bäuerlichen Laften im 
Fürftenthbume Hilbesheim. 1830. S. 174 ff. — In den Marten und ſlaviſchen 
Gegenden war bie Kriegspflicht als Reallaft auf bie Grundſtücke gelegt. — 
Dienfte zum Straßenbau; Kriegs⸗ und Nothfuhren; Dienfte beim Ban von 
Kirchen, Schulen, Gemeinbehäufern u. ſ. w. 

4) Breuß. Lbr. II. 7. 8 311 ff. 

°) Handlangerdienſte; Dienfte zum Anfahren der Baumaterialien. 
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u. ſ. w. Sie erſcheinen mit Rüdficht auf den Berechtigten als Real» 
beredhtigungen zu Gunften des Beſitzers des gutäherrlichen Hofes, 
und follen daher nicht ohne den Hof abgetreten werden®). Es dürfen 
nur ſolche Dienfte gefordert werden, wie fie jever Mann auf dem 
Lande leiften kann (operae officiales), nicht folche, welche die Qua⸗ 
lität eined Handwerkers voraudfepen?) oder welche „eine auf dem 
Lande nicht gewöhnliche Fabrikation oder Handlung zur Abficht 
haben” 10) (operae non artificiales). 

Abgeſehen von den Botendienften unterjcheidet man Hand⸗ und 
Spanndienfte!!). Bei lepteren bat der Bauer ein ſolches Geſpann 
mitzubringen, wie er ed für fein Bauergut gebraudt; es genügt 
nicht ohne weitered ein ſolches, wie er es thatſächlich befist‘). Bei 
Handdienften bat er, wenn es fih um Arbeiten handelt, wie fie auch 
auf feinem Gut vorfallen, feine eignen tüchtigen Geräthichaften mits 
zubringen“). Regelmäßig kann er fich dur einen Haudgenoffen 
oder gemietheten Tagelöhner vertreten laflen'*). 

Ferner unterfcheidet man gemefjene und ungemeljene Dienfte, 
bauptfählih mit Bezug auf die Duantität der zu übernehmenden 
Dienftleiftungen!). Nach neueren Gejegen follen ungemefjene Dienfte 


6 Thomas I S. 849 ff.; nicht bloß bei Teibeignen Bauern, v. Wächter 
I. ©. 480 N. 10. 

7) Haubold 8469 N. o, Preuß. Lbr. IL. 7. 8410. — Irrig Friedlieb 
Real. S. 281 f., daß zu ihnen nur Untertbänige ohne Grundbefi verwendet 
würden. 

8, Haubold 8464 N. eo; gelegentlih kam bies in älterer Zeit boch vor, 
3-38. Urkk. v. 1278, 1295 bei Baur beififche Urkk. no. 160, 210. 

9) Haubold 8 465 N. eo, Preuß. Lor. II. 7. 8 391. 

10) Preuß. Lbr. II. 7. 8 312, Haubold 8464 N. f. 

21) 3.8. Preuß. Lor. II.7. 8323 ff., 349 ff. 

i) Thomas I. ©.336f., 339 ff., Reyſcher I. 8259 N. 11, 12, 15, 
Heimbach 8 360 R. 1. 

18) Preuß. Xor. II. 7. 8 358 ff. 

14) Preuß. Lor. II. 7. $ 353 ff, Bülow u. Hagemann IH. no. 58, 
Saubold 8 467 N. cc. 

15) Die ungemefjenen Dienſte, bei weldhen ber Bauer ber Willlür des 
Herrn ſchonungslos preisgegeben war, fcheinen erft ein Probult ber fpäteren 
Zeit, befonders feit dem 30 jährigen Kriege, zu jein, Lüngel &.89, 176, 180, 
236, Korn Zeitihr. f. NR. ©. XI. S. 33f. Im den Wetsthlimern ift fehr 
felten von ungemefjenen Dienften bie Rebe; bie ältefte mir belannte Stelle ift 
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jo viel wie möglidy vermieden oder in gemefjene verwandelt!*) oder 
mindeftend in der Weile befchränft werden, dat der Bauer die für 
feine Wirthichaft erforderliche Zeit übrig behält”). Tagdienſte dürfen 
nur an Wochentagen gefordert werden; die Dienftzeit wird dabei 
ebenfo berechnet wie für Zagelöhner). Die Zeit, welche der Bauer 
braudt, um von feiner Wohnung bid zum Ort ded Dienfted und 
dann wieder von hier nad Haufe zurüd zu gelangen, wird im 
Zweifel in die Zahl der Dienftftumden eingerechnet"). Jeder Dienft 
muß dem Bauer Tags zuvor bei guter Stunde angejagt werden). 
Für mande Dienfte ift der Herr zu einer Gegenleiftung (pröve) 
verpflichtet?!). Bei Säumigkeit des Bauern hatte früher der Herr 
dad Pfändungsredht?); um eine Strafe gegen ihn zu verhängen?) 
oder Schadenderjap zu fordern, bedarf es des gerichtlichen Berfahrene. 
Eine weſentliche Erſchwerung des Dienfted darf nicht eintreten, ſelbft 


ein Weisthum vom Neckar v. J. 1660 (bei Grimm I. ©. 444): ein unge- 
messigten frohn. — Ein Beiſpiel übermäßiger Dienſtpflicht bei Pufendorf 
obs. II. no. 71 und noch aus dem J. 1829 bei Lüntzel S. 27 N. 1. — 
Thomas I. ©. 338 f. präſumirt für ungemeſſene Dienſte, Pufendorf I. 
no. 121. $ 4 zweifelt, dagegen Runde 8499 RN. e. 

16) Preuß. Lor. II. 7. 8 314 ff, Würt. Ed. v. 1817 (Reyicher I. 8 260), 
Baier. Gef. v. 1818 (bei Friedlieb Neal. S. 91). 

In Haubold 8468 N.d, vgl. mit $ 464 N. h. 

18) Strube V. 78, Haubold $ 467 N. f; genauere Beflimmungen 
Preuß. br. II. 7. $ 361 ff. 

. 19) Sehr kontrovers; für obige Auſicht Hagemann Landwirthſchaftsrecht 
©. 436, Erörterungen VII. no. 109. — Grimm Weisth. V. ©. 119. $ 14 
(Schweiz): ber Arbeiter gehe mit Sonnenaufgang zur Arbeit fort; I. ©. 341: 
bie Arbeiter follen fo früh entlaffen werben, daß fie bei Tage wieber zu Haufe 
anlommen. — Erneſt. Landes⸗O. v. 1666 (Brüdner $ 433): ber Weg wirb 
eingerechnet, wen er mehr als eine Stunde dauert. — Kraut $S117 no.8. 
— Entgegengeſetzter Anficht, daß die Wegezeit nicht eingerechnet werbe, Ortloff 
in feinen, Heimbadh’s u. |. w. Abhandlungen I. S. 395 — 404. — Eine An- 
zahl partilulärer Befimmungen bei Wigand Provinzialreht von Minden I. 
S. 389 f. 

BD. v. 1692 bei Lüntzel S. 88; Haubold 8 467 N. d. 

a), Frohndbier, Frohndbrod, Thomas I. ©. 346, Preuß. Landr. II. 7. 
$ 419; Beifpiel bei Lüntzel ©. 168. — Haubold $ 472. Gegenleiftungen 
nur auf Grund von Bertrag oder Herlommen; jeboch ift bei Wachbienften eine 
Belöftigung zu Teiften. 

3) z. B. Steinader ©. 524, Heimbach 8 364. 

23) Sidel Bertragsbrug ©. 67. 
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nit bei einer Gulturveränderung ded Grundftüds*). Der Herr, 
welder die Dienftpfliht behauptet, hat bei Streitigkeiten den Be- 
weis zu führen, auögenommen, wo fie allgemein auf einem Rechts⸗ 
ab beruht“). 

Die Frohnden find in neuerer Zeit theild ohne Entihädigung 
aufgehoben®), theild für ablösbar erflärt*), und es follen feine neuen 
weiter entjtehen?”). 

II. 3Zinfe®). 

Die Zinfe, weldhe die Bauern an den Gutd-, Gerichtd oder 
Vogteiherrn zu leilten hatten, find gleichfalls theild einfach perjün- 
liche, theild Reallaſten. Unbegründet ift die Annahme”), daß die 
gutöherrlihen Zinfe im Gegenſatz derer an den Gerichts⸗, Vogt⸗ 
u. ſ. w. Herm Ausflüffe des perjönlichen Verleihungsverhältniſſes und 
feine Reallaften jeien; vielmehr ift es lediglich Frage des konkreten 
Falle, ob der Zind Reallaſt ift oder nit). Es ift ſehr wohl 
möglih, daß der Bauer bei der Beleihung mit dem Gut eine auf 


#3) Haubold 8 467 N. b; vgl. au Pufendorf I. 121. 87, 8, 12, 
Runde $ 500. 

) Da z. B. in Sachſen alle Bauern zu Baufrohnden verpflichtet waren, 
fonnten fie fih von der Anforberung nicht durch actio negatoria befreien, 
fondern mußten einen titulus specialis ber Befreiung nachweiſen Hommel 
rh. no. 164. 

3) 3.8. Preuß. Gel. v. 2. März 1850. $3 no. 4 Leiftungen wegen ber 
Privatgerichtsbarleit und gutsherrlichen Polizeiverwaltung, no. 6 Jagdfrohnden, 
no. 8 Dienfte zum perjönlichen Bedürfniß der Gutsheren und ihrer Beamten. 

#6) 3.8. angef. Preuß. Se. 8 9 ff., Sächſ. Gef. v. 1832 (Haubold 
$ 474b), Altenb. Sei. v. 1837 (Heſſe S. 194 f.),. In Baier unentgeltliche 
Aufhebung aller privatrechtlichen Frohnden (Roth 8 169 N. 29). — Meber bie 
Würtemb. Ablöfung feit 1817 Reyſcher II. 8 261 ff. 

7) Mürtemberg 1809, Wächter I S. 848 N. 3; Weimar’ihes Gel. 
v. 16. Mai 1821. 8 18; Haubolb $ 464 N. b. 

28) Eichhorn 8 252, 253, Mittermaier I. 8 175—180, Gengler 
(3. Aufl.) 8 78, Dunder Reallaften ©. 86 fij., 184 ff, 197ff., Friedlieb 
S. 212f., Sachſe 8 6382, Heimbach $ 36hf., Grefe II. S. 197— 207, 
Reyſcher I. $ 266, 267. 

#9) Dunder S. 187, 197ff., 218, Walter $ 147, 534. Bgl. dagegen 
auch Friedlieb S. 276 N. 1. 

” Die Ranchhühner, Faſtnachtshühner u. f. w., welde jebe leib⸗ 
eigne Familie (jeder Haushalt, jede Heerbftätte) jährlich bem Herren zu leiften 
hatte (vgl. Grimm Rechtsalterth. S. 374 ff.), waren regelmäßig nicht Reallaſt, 
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demjelben längft ruhende Laft no durch Vertrag übernimmt; aber 
ed hört in Folge davon nicht die NReallaft auf, diefe Eigenjchaft zu 
haben; die Verpflichtung zur Abführung der Laft ift die ummittel- 
bare Folge ded Erwerbs des Guts, nicht der Webernahme der Ber 
bindlichleit im Leihevertrage. So hat man im allgemeinen auch 
nicht daran gezweifelt, daß die gutöherrlichen Präftationen bejeffen, 
im Hypothekenbuch eingetragen, mit der actio confessoria gefordert 
werden fönnen; dad Recht auf Präftationen konnte vom Gutsherrn 
veräußert, zu Lehen gegeben werben u. ſ. w., und man bezeichnet 


fondern eine perfönlihe Abgabe. Wenn das Gut, weiches die Familie beſaß, 
in mehrere Theile zerlegt und auf jedem Theil ein Haus gebant wurde, find 
mehrere Kaftnachtshühner, und wenn die Theile wieder vereinigt werben, ift nur 
ein Faſtnachtshuhn zu leiften; 3.8. Grimm Weisth. I. S. 645, Amorbacher 
Stadtr. v. 1359 bei Gengler C. jur. mun. I. p. 42 (aud bei Grimm VI. 
©. 10. $1, 2, aber mit der Jahrzahl 1895). Im fpäterer Zeit Übernahmen 
biefe Laft auch nicht-Teibeigne Bauern, beſonders an ben Vogtherrn, Orimm 
Weisth. III. S. 231. 54, R. A. S. 376f., Thomas I. ©. 270f. 

Daffelbe gilt von dem Beſthaupt, Todfallsrecht u. |. w. (ogl. über daſſelbe 
die Zufammenftellungen bei Grimm R. A. S. 364—374, Gengler Lehr. 
©. 125 ff.), dem Recht des Herrn auf einen beftimmten Theil oder das befte Stüd 
ber Hinterlaffenjchaft feines Leibeignen ober Hörigen; baffelbe Hecht hatten fpäter 
auch oft bie Vogtherrn (3. B. Bluntſchli Zr. R. G. J. S. 276f.). Bei 
Zerſtücklung des Guts laſtet die Beſthauptpflicht auf jedem Theil, und wenn 
alle Theile wieder zuſammen kommen, wird nur ein Beſthaupt gegeben, 
Grimm Weisth. I S. 390f., V. S. 451. $ 8; wurde es nicht reell getheilt 
und befaßen e8 mehrere Berjonen zu gefammter Haub, fo wird gleichfalle nur 
ein Beſthaupt gegeben, Stobbe Zeitſchr. f. R. ©. IV. S. 247f., ebenſo wenn 
ber verftorbene Bauer mehrere Güter hatte, Grimm Weisth. VI. S. 15. $ 7, 
I. ©. 397. — Mer aud das Beſthauptrecht entwidelte ſich bisweilen zu einer 
Reallaft, indem es ber Herr gegenüber jebem Beſitzer bes betreffenden Guts 
forderte, gleichviel welchem Stande er angehörte, Grimm R. U. S. 372, 
Eichhorn 5 71 N. bb, Dunder Reallaften S. 232 f., Pfeiffer S. 1900 R. u, 
©. 446, v. Wächter I. S. 164, Reyſcher J. F 216 N. 2. (Einen andern Siun 
bat: Beſthaupt vom Leib und vom Gnt bei Grimm I. ©. 331, 361, 669, 674; 
d. h. ber betreffende babe ein Befthaupt au den Vogtherrn unb eins an den 
Gutsheren zu leiften); hatte ber Verſtorbene mebrere Güter, fo forbert bier ber 
Herr auch mehrmals das Beſthaupt, Grimm Weisth. I. S. 391, VI. ©. 87. 
8 14. — Da die Aufhebung ber Leibeigenfchaft fich zunächſt wur auf bie perfönfichen 
Beichränkungen bezog, ftel mit berfelben das Beſthaupt, wo es Reallaſt ift, nicht 
ſogleich fort, fondern bedurfte e8 noch der befonbern Geſetzgebung über bie Auf- 
bebung der Reallaften. 
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ohne Bedenken die gutöherrlichen Zinje in der Geſetzesſprache und 
der Literatur ald Reallaften. 

Am wenigiten ift an diefer Natur der Laften zu zweifeln, wo 
der Bauer fein Gut an eine persona habilis veräußern kann oder 
die Höhe der Laften fo fonftant feftfteht, dab fie auch nicht durch 
einen Bertrag der beiden Intereſſenten erhöht werden darf. 

Die Zinje wurden ‚bei jehr verjchiedenen Gelegenheiten und in 
jehr mannigfaltigen Gegenftänden geleiftet, in Geld, Naturalien, Ge 
treide, Thieren, jonftigen Erzeugniſſen der Landwirthichaft und Ins 
duftrie u. ſ. w. Sie kommen unter den verfchiedenften Namen vor, 
weldhe ſich auf den Gegenftand oder ben Grund ober die Zeit der 
Zeiftung u. |. w. beziehen®!), Manche Zinfe hat der Pflichtige dem 
Herrn zu bringen, andere ber lebtere abzuholen“). 

Bei der Leitung von Naturalien muß regelmäßig der Beredh- 
figte mit der mittleren Dualität der auf dem Gut gezogenen Früchte 
zufrieden fein“). 

Während nach allgemeinen Grundfäpen der Gutsherr bei Be 
jepung des Guts mit einem neuen Colonus die Laften erhöhen durfte, 
ift doch vielfach im öffentlichen Intereſſe das entgegengejehte beftimmt 
und ſoll eine Erhöhung nicht einmal mit Genehmigung des Colonus 


21), ine große Zahl von Namen bei Runde $ 507. Sehr reiches Detail 
über ſolche Zinfe und Abgaben bei Grimm Rechtsalterth. S. 358 — 391. 

22 Sog. Gatterzins, Grimm R. A. S. 388. (Über einen andern Sinn 
dieſes Worts in der Nürnb. Ref. vgl. oben $ 132 NR. 14). — Daß mit Aus- 
nahme von Sachſen die Regel dahin gebt, daß der Zinspflichtige ben Zins zu 
bringen bat, wie Seuffert XXI. no. 157 angenommen wird, ift zu bezweifeln: 
es befteht Feine fefte Regel. 

2) Steiermärf. Landr. (Biſchoff) art. 101, Emminghbaus ©. 498 
no. 21, 22, Eihhorn 8 253 N.c, Befeler $ 192 N.5, v. Gerber $ 189 
N.6, Heimbad 8 865 N.9, Reyſcher I. 8267 N. 1, 2, Grefe IL. S. 198, 
Erf. d. Reber. I. no. 129. — Strube Bed. III. no. 112 u. V. no. 44 
meint, er müſſe die beſte Qualität des auf dem But gewachjenen ober erzeugten 
liefern; fo beftfimmt au das Goth. R. (Brüdner $ 388) und für den Erbzins 
das Preuß. Landr. I. 18. 8 751, II. 7. 8AT5 ff. — Ganz abweichend Seuffert 
XXIV. no. 256 (Roflod), daß nicht an fih bie Qualität bes auf dem Gut 
gewachfenen genüge, fonbern mittlere, empfangbare Qualität zu Teiften fei, — 
gewiß im Gegenſatz gegen ben allgemeinen Gebrauch, wonach der Bauer Ähnlich 
wie beim Zehnten etwas von feinen gewöhnlichen Gutserzeugniflen zu Tiefern 
bat und Fein abfoluter Maßſtab aufgeftellt wird. 
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eintreten: damit nicht Die Unterthanen „zur Entrichtung der gemeinen 
Zanded-Onerum ohntüchtig gemachet werden"). Ohne Bedenken 
tft die Erhöhung zuläffig, wenn der Werth ded Guts durch Alluvion 
oder Rodungen erhöht ift®). 

Dagegen können die Zinfen herabgejeht werden; ja partikular⸗ 
rechtlich durfte der Bauer auf die Herabjehung dringen, wenn er 
ohne fie nicht würde beftehen Fönnen®). Sind dur Ungludsfäle, 
Glementarereigniffe, Mißwachs u. |. w. die Nutzungen des Guts vor- 
übergehend erheblich vermindert, fo hatte der Colon ſchon nach altem 
Recht vielfach einen Anſpruch auf temporäre Herabjepung”). Später 
unterfchied man, ob der Zind mehr in recognitionem dominii (bei 
Erbzinsgütern) oder als Aequivalent für die Nupungen (bei Erb- 
pachtgütern) geleiftet wird, und läßt die Remijfion im zweiten, da⸗ 
gegen gar nicht oder nur in geringerem Grade im erften Falle zu®). 

Wenn der Bauer den Zind nicht bezahlte**), ſchwoll derjelbe 


s) Geſetzliche Beſtimmungen v. 1542 u. 1719 bei Pfeiffer &. 159 #., 
ferner Strube Bed. III. 114, Eichhorn 8 253 N. b, Steinader ©. 4807. 
Grefe II. S. 199 ff., Oeftr. ©. B. 8 1131, Preuß. Lor. I. 21. 8 193, 19. 

35) Material für dieſe Frage bei Pfeiffer ©. 161f. und Buſch ©. 43, 
welche fih mit Bezug auf Meiergitter verneinend ausipreden; auch das Baier. 
tor. IV. 7. 89 no. 6 läßt bei Alluvion feine Erhöhung eintreten. 

260) Iglauer Recht (Tomaſchek deutſch. R. in Oeſtr.) c. 95 vgl. mit 
©. 296, Preuß. Lor. I. 21. $ 207. Ueber bie verhältnißmäßige Herabſetzung, 
wenn ein bisher von üffentlihen Laften freies Gut durch die Geſetzgebung bie 
Befreiung verliert, Bfeiffer prakt. Ausführ. I. no. 10. 

ST) Stellen aus den Quellen des M. U. bei Stobbe Bertragsrecht S. 243, 
Arnold Grundeigentbum ©. 184f.; Burgold II. 38. — Keine Remiffion, 
fondern nur Aufſchub bis zur nächſten Ernte Grimm Weisth. VI. S. 598, 
8 10. — Ausgefhlofien wird die Remiſſion in vielen Leibebriefen, 3. B. 
Kraut $ 115 no. 14 u. 15, Urkk. v. 1347 u. 1348 in Mone’s Ztfchr. VL 
©. 346, 347, 356, von 1174 bei Racomblet I. n0.449. — Sie foll mar 
bet Zeitpadht, nicht bei Erbpacht zugelaffen fein, Wormfer Ref. V. 2. tit. 2. 
fol. CV. 

38) Baier. Por. IV. 7. 8 9 no. 9, Preuß. Lor. I. 18. 8 758 —762 val. 
mit I. 21. 8 211, Oeftr. G. 8. $ 1133, 1134. — Eichhorn $ 253 N.d, 
Pfeiffer S. 156 ff., 434f., Steinader S.47I N.6, S.501ff., Brefe I. 
860. S.201ff. Baden'ſches Landr. art. 710, Wigand Paderb. I. S. 102, 
und bie ausführlide VO. für Minden u. Ravensberg v. 1769 bei Wigand 
Provinz. R. für Minden II. S.425 ff. — Kein Erlaß bei zu Eigenthum be» 
jefjenen Zinsgütern nad ber Hannov.'ſchen BO. bei Kraut $ 115 no. 18. 

80) Biel Detail bei Sidel Bertragebruh S. 52 ff. 
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nach jehr altem und weit verbreitetem Gewohnheitsrecht in der Weife 
an, daß am zweiten Termin der doppelte, am britten ber dreifache 
Zind zu zahlen war (jog. Rutjcherzind)®); nach neuerem Recht 
treten nur Verzugszinſen ein“). Auch darf der Herr nicht mehr den 
ſäumigen Bauern pfänden“), ſondern iſt auf das gerichtliche Ver⸗ 
fahren verwieſen. Bei fortgeſetzter Mora darf der Gutsherr den 
Bauern entſetzen und das Gut einziehen (oben $ 132. N. 60); handelt 
e8 fi um amdere ald gutöherrliche Zinfe, jo fommt e8 zur Sub» 
baftation des Guts. 

III. Einer beſonderen Erwähnung bedarf dad Laudemium?), 


39), Stellen bei Grimm R. A. ©. 387, 947, Stobbe Vertragsrecht 
©. 32f., Kraut $ 111 no. 6, $ 115 no. 11, 12, Grimm Weisth. III. ©. 393, 
563, IV. S. 2, 6, Thomas I. ©. 272 ff.; vgl. au Haubold 8 475. Zuf. — 
Aufgehoben in Baiern 1818 Gengler Lehrb. S. 308. — Ueber die Entftehung 
des Gebrauchs des Rutſcherzinſes vgl. auh Löning ber Vertragsbruch I. 1876. 
©. 80f., 254 N. 11. 

#0) Preuß. Lor. II. 7. 8 481. 

4) Das alte Pfändungsrecht (oben I. 8 70 N. 25) ift durch die Geſetz⸗ 
gebung dieſes Jahrh. beſeitigt; oben I. 8 70 N. 31. 

42) Ueber das Laudemium vgl. Runde $ 531—533, Maurenbrecher 
$ 344, 45, Gengler Lehrb. S. 1384—1392, Priv. R. (3. Aufl.) 8 103. — 
Geſenius II. S. 264— 8340, Pfeiffer S.89 ff, Dunder S. 227—231. — 
Weiste über das Lehngeld, insbefondere eine neue Auslegung des k. ſächſ. Generales 
v. 3. Nov. 1751, in j. praft. Uinterfuchungen II. 1846. S. 5—64, Julius Merlet 
über Ouinguagefima und Lehnware nad Juſtinians und Kurf. Auguft’8 Con⸗ 
flitutionen und Lehnwarenablöfung nah K. Sächſ. Ablöfungsgejegen. Leipz. 1847 
(Bermehrter Abdr. aus d. Ztichr. für Rechtspfl. u. Berwaltung), Haufer’s Ztiſchr. 
IV. S. 204 ff. — Sachſe 8 633— 37, Brüdner $ 386 ff, Heimbach $ 369 
bis 373, Haubold $ 477 ff, Thomas I S. 276 ff., 283 ff, II S.60ff., 
Dernburg $ 311, Grefe II. S. 176 f., 179 f., Reyſcher II. $ 387, III. $ 735. 
— Meltere Literatur bei Gengler ©. 1384 f.; Über baier. Liter. u. Quellen Roth 
II. ©. 336 R. 31. — Ueber Laubemium bei ber ftäbt. Erbleibe Arnold Eigentum 
©. 7T3ff., Pauli Abbanbi. IV. S©.4, 6f. 

Sehr mannigfaltige Beflimmungen enthalten bie Weisthlämer. Auch fpäter 
wurben zahlreiche Geſetze Über die Laudemien erlaffen, welche zum Theil in 
großer Ausfitbrlichkeit die einzelnen Fälle erörtern, 3. B. Frankenhauſer Sta⸗ 
tuten II. art. 48ff. (Wald I. S. 288 ff.), Ansbachiſche Handlohnsordnung 
v. 1697, Baireuther Handlohnsordnung von 1760 bei Arnold Beiträge II. 
S. 40—51, 231—253; andere partifuläre Orbnungen bafelbft II. S. 278—289, 
341—364, 637—645; Baier. Lanbr. IV.7. $ 11. — Bol. auch Gengler Lebrb. 
©. 1385. 
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welches unter den verihiebenften Namen“) vorfommt und die Als 
gabe ift, welche der neue Erwerber ded Guts an den Gutöherm zu 
zahlen bat; an manchen Orten wird eine foldhe Abgabe audy bei 
im Eigentum ded Bauern ftehenden Gütern an den Gerichts⸗ oder 
Vogtherrn entrichtet“). Seine hauptſächlichſte Anwendung aber findet 
dad Laudemium .in gutöherrlihen Verhältniſſens). Es iſt eine 
Zahlung für die Bewilligung des Colonats und erflärt fih daraus, 
dab dad Gut nit ohne Genehmigung des Gutsherrn veräußerlid, 
und urjprünglid aud nur beichränft vererbli war. Geſtattet der 
Herr die Veräußerung oder läßt er dad Gut dem Erben, fo hatte 
der Erwerber für die Bewilligung eine Abgabe zu zahlen, ſei es 
eine geringere, um dad Recht des Herrn anzuerkennen (recognitionis 
causa), ſei ed eine erheblichere, gewiffermaßen zum Dank für Die 
Verleihung. Die genaueren Beltimmungen beruhen auf Berabre: 
dungen bei der Verleihung oder auf Herfommen für dad einzelne 
Gut oder auf hofrechtlichen Normen oder ftaatlichen Geſetzen für alle 
Güter einer Gegend. 

Bald ift eine fire Summe oder Abgabe“), bald, wenn fie bei 
Veräußerung ded Grundſtücks entrichtet wird, eine beitimmte Quote 
von dem Kaufpreid bed Guts“) zu zahlen, wo dad Römiſche Recht 
Einfluß gewann, der 50. Theil des Kaufpreijeö, die quingquage- 
sima®). Und was die Beranlafjung angeht“), fo laftet auf manden 


“) Weinkauf, mercipotus, Handlohn, Ehrſchatz, Lehnware, Lehngeld, lehen- 
los (Tirol. Weistb. II. ©. 103 3.27), Sterbelehn (wenn es ber Erbe entrichtet, 
Deftr.©.8. $ 1142), Gewerf (Schröder Urkf. no. 135). [1. Aufl. no. 110] u. |. w. 

A) Dben $ 134 N.8, 9. 

45) Preuß. Lor. I. 18. 8 714, 715, I. 21. $ 208: bei Erbzinsgitern, aber 
regelmäßig nicht bei Erbpachtgütern. — Nah manden Rechten wirb für bie 
Weinkaufspflicht präfumirt und muß ber Meier feine Freiheit beweifen, Grefe 
II. S. 179. Anberwärts wird bei Erbzinsgütern gegen bie quinguagesima 
präfjumirt und foll ber Gutsherr feine Gerechtigkeit nachweifen, Seuffert IL. 
no.8, VII. no. 78. 

“, Ein Jahrzins Grimm Weisth. I. S. 375. Zwei Maß, ein Eimer, 
ein Viertel Wein, Grimm I. ©. 442, 455, 479. $ 13, 495. Daher aud ber 
Name Weinkauf; wo eine Gelbabgabe geleiftet wird, ſprach man von trodnem 
Weinkauf, Stobbe Ztſchr. f. Rechtsgeſch. XIII. S. 234 N. 66. 

a, Pfeiffer S.95 ff. Reſp., wenn biefer nicht dem wahren Werth bes 
Guts entipricht, in einer Quote des wahren Wertbs, Hommel rh. 319. 

4) So in dubio nah Preuß. Lor. I. 18. 8 720; Steinader ©. 482; 
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Gütern die Verpflichtung nur bei Veräußerungen unter Lebenden 
an eine der befigenden Familie fremde Perſon, bei andern auch bei 
PVererbimgen‘®), bei Abtretung des Guts an einen Erben unter Vor⸗ 
behalt der Leibzucht®!), beim Anfall des Guts an die Ehefrau, bei 
vorübergehender Hebertragung an den Snterimdwirth®) u. |. w. Was 
den al der Vererbung betrifft, jo wird das Laubemium nad 
manchen Rechten nur beim Anfall des Guts an Gollateralen’), 
nah andern aud von den Defcendenten gezahlt. Auch mußte ed 
an mandyen Orten regelmäßig nach dem Ablauf einer beftimmten 
Zahl von Jahren erlegt werben“). Seltener ald bei Veränderungen 
in der Perjon ded Bauern wird ed bei Veränderungen in der Perſon 
bed Herrn erhoben, aber dann nur beim Tode ded Gutöheren, nicht 
auch bei Veräußerung der Gutsherrlichkeit ®). 

Die Verpflihtung zur Leiftung eines Laudemium kann auf dem 
Bertrage des Pflichtigen oder feined Erblaſſers mit dem Gutöherrn 
beruhen, ift aber regelmäßig eine Reallaft, zu welcher der fünftige 
Erwerber des Gute, der Erbe, Käufer u. |. w. ohne weiteres in 
Folge von Geſetz, Herfommen, Hofrecht verpflichtet iſt). 


böchftens Die guinquagesima nad dem Baden'ſchen Lanbr. art. 1831dh; nach dem 
Oſtpreuß. Provinz. R. Zuſatz 70: 10 Brocent. — Der dritte Pfenning Grimm 
Meisth. II. S.15, V. ©. 168. 8 88; die Abgabe bes Befthaupts II. S. 39. — 
Andere Beſtimmungen bei Grefe IL. S. 180 N. a, Pfeiffer S. 95 ff. Koch 
zu Preuß. Lanbr. I. 18. 8 720. — Das Lanbemium verliert feinen Charakter 
gänzlih, wenn ftatt einer einmaligen Leiflung der jährlich zu zahlende Erbzins 
erhöht wird, Thomas I. ©. 289. 

9) Bgl. 3.8. Preuß. Lor. I. 18. 8 718, 719, 742, Pfeiffer ©. 92 ff. 

50) Bisweilen ift bei VBererbungen fein Betrag geringer, 3.8. Frankenhauſer 
Statuten II. art. 50 (Wald I. S. 290). 

*1) Runde Leibzucht ©. 157 ff., Pfeiffer praft. Ausf. VIII. S. 302, vgl. 
dagegen Preuß. or. I. 18. $ 717. 

52) Dben 8 185 N.8. 

5) 3.8. Preuß. or. I. 18. 8 716. 

4) Dben $ 132 N. 16. 

55) Beim Tode bes Abts, welder ber Grundherr if, Grimm Weisth. I. 
©. 375 (bier weglösi genannt), Grefe II. S.177 N. f, Pfeiffer ©. 417. 
— m allgemeinen ift gegen ein folche® Lehngeld zu präfumiren, Strube 
Bebenten I. 49, Pufendorf III. no. 35, 36, Bfeiffer S. 93, Kraut 
$ 264. no. 13. 

*6) Friedlieb S.277 f., Arnold Eigentum S.78f., Reyſcher II. 
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Die Ablöjfung oder Aufhebung der Reallaften hat in neuerer 
Zeit auch die Laudemialpflicht betroffen’). 

IV. Wie bereitö gelegentlich erwähnt ift, find in neuerer Zeit“®), 
bejonderd feit dem Einfluß der franzöfiihen Gefepgebung®), die 
bäuerlichen Reallaften in den verjchiedenen deutichen Ländern ent- 
weder ohne Entihädigung aufgehoben oder für ablösbar erklärt 
worden, indem der Belaftete ein Kapital bezahlt oder ald Schuld 
übernimmt oder eine gewilje Anzahl von Jahren hindurch Renten- 
zablungen zu leiften hat). Die Cntftehung neuer unablößlicher 
Reallaften ift unterjagt®‘). 


8 387 N. 4, Seuffert XV. 149 (Iena), XIX, no. 50 (Halle'ſche Zur. F.). — 
Anderer Anfigt Dunder S. 227 ff. welhen v. Berber 143 N.5 um 
Walter $ 538 N. 5 zuſtimmen: das Laudemium ſei regelmäßig eine Tontraft- 
Jiche, befonbers Übernommene Verpflichtung und eine Reallaft nur, wenn e8 an 
andere Perſonen als den Gutsherrn geleiftet werde. — Indeſſen berubt es regel- 
mäßig nicht auf befonderer Verabredung, fondern auf einer bauernden Rorm für 
Das einzelne Gut oder für alle Güter einer beflimmmten Gegenb und wirb and 
von ber Praris in Rüdficht auf Verjährung, Beſitz, Klage u. ſ. w. nach gleichen 
Grundfägen wie die übrigen Reallaften behandelt. — Gengler Lehrb. S. 1387 
fagt, e8 ſei an fich eine rein perfönliche Abgabe, führt banı aber Fälle an, in 
welchen es als Reallaft erfcheinen könne; biefe Fälle (Gefetz, Herkommen, 
Eintragung in das Urbar) find nun aber weitaus bie häufigften, fo dag was er 
als Ausnahme bezeichnet, zur Regel wird. — Ueber die Eontroverfe in älterer 
Zeit vgl. Maurenbrecher $ 344. N. 9. 

5) z. B. Haubold 8 480P, Preuß. Geſ. v. 2. Mär; 1850. 8 3649, 
Gengler Lehrb. S. 1392, Jul. Merkel ©. 82 fi. 

58) Gelegentlich kommen Ablöſungsgeſetze auch ſchon in Älterer Zeit vor, 
3. B. Bamberger Zehntvertrag von 1525 bei Gengler ©. 319 f. N. 24, Nürn⸗ 
berger Ablöfungsgefege bei Ludolf colleotio statutorum p. 688 ff., 788 fi.; 
vgl. auch Frankf. Ref. II. 15. 8 11—13. 

9) vgl. Zahariä 8 198; Über die Geſetzgebung bes Königr. Weftphalen 
Lüntzel Laſten 8.7 f. 

60) Weber die neueren Ablöfungsgefeße: deutſche Viertelj. Schrift v. 1854. 
üb. S. 205—219, Friedlieb Reall. S. 78—119, Stein Verwaltungslehre 
VII. 1868. ©. 202 ff., 217, Rösler Verwaltungsrecht I. 1872. 8 148 ff. — 
Beieler 8 194, Gengler S. 304 f. — Ganz bejonders Neubauer Zufanmen- 
ftellungen ©. 44 ff. 

Deftrei: über die Geſetzgebung feit 1848 v. Kirk ftetter zu $ 1150 bes 
Deftr. Gef. ©. 

Breußen: Geſetze von 1811, 1821, 1825, 1829, 1882, Verf. Urf. art. 42, 
garız befonders aber das Gejek v. 2. März 1850; vgl. Dernburg I. 8 210. 
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Nah dieſem letztern Geſetz $ 3. no. 4 werben ohne Entihäbigung aufgehoben 
alle Beiträge für bie Privatgerichtsbarkeit und gutsherrliche Polizeiverwaltung, 
no. 6 alle Leiflungen und Abgaben mit Bezug auf Die Jagd, no. 10 alle aus 
ben früheren gutsherrlihen, ſchutzherrlichen und grundherrlichen Rechten abge⸗ 
leiteten und bergebradhten Abgaben und Leiftungen, welche, ohne zum öffentlichen 
Steuereinfommen zu gehören, die Natur der Steuern haben; 8 3 a. Schl.: je 
doch find dieſe Dienfte, Abgaben und Leiftungen nicht unentgeltlich aufgehoben, 
infofern fie für die Verleihung oder Veräußerung eines Grundſtücks ausdrücklich 
übernommen worben find; $ 6 alle Reallaften, mit Ausnahme ber öffentlichen 
und Gemeinbelaften, find ablösbar. (Vgl. auch Erf. bes RchsG. I. no. 49.) — 
Geſetz v. 27. Apr. 1872 betr. die Ablöfung ber ben geiftlihen und Schulin- 
flituten, fowie den frommen und milben Stiftungen u. f. w. zuftehenden Reallaft- 
berechtigungen. 

Was die anneltirten Provinzen angeht: Kurheſſen Gefete v. 23. Juni 
1832, 31. März 1835, 26. Aug. 1848, 20. Juni 1850, Preuß. BO. v. 13. Mat 
1867 und Gef. v. 23. Juli 1876; vgl. Platner S.297 ff. — Hannover: 
Geſetze v. 28. Nov. 1831, 23. Juli 1833 (Grefe I. S. 331, 361, II. ©. 275 ff., 
351 ff.), Preuß. BO. v. 28. Sept. 1867 u. Gel. v. 3. Apr. 1869. — Breuf. 
Gef. v. 5. Apr. 1869 m. v. 15. Febr. 1872 für das Gebiet des Reg. Be;. 
Wiesbaden und die zum Reg. Bez. Eaffel gehörigen vormals großherzogl. Heff. 
Gebietstbeile, über Naſſau vgl. Neubauer ©. 56. — Ueber Schlesw. 
Holftein vgl. Friedlieb ©. 58 ff. u. d. Preuß. Geſ. v. 3. Ian. 1873. — Ueber 
Waldeck BO. v. 18. Oft. 1833, 28. Dez. 1835 u. 20. Dez. 1836, Preuß. Gef. v. 
25. Jan. 1869. 

Baiern: Verf. Urt. v. 26. Mai 1818, Gef. v. 4. Juni 1848 (Poʒl bater. 
Berf. R. 8 66 ff.), Gel. vom 28. April 1872 die Grundentlaftung betreffend 
(v. Stengel die Orunbentlaftung in Baiern. Syſtematiſche Erläuterung bes 
Geſ. v. 28. Apr. 1872. Würzb. 1874). 

Würtemberg: Über die Geſetze von 1817, 1818, 1836 v. Wächter I. 
©. 997 fi., 1000, Reyſcher $ 218—222; Geſetz v. 14. Apr. 1848, Inſtr. vom 
23. Oft. 1848, Gef. v. 24. Oft. 1849, Friedlieb S. 104 fi. 

Baden: GEeſetze v. 1818, 1820, 1831, 1833, v. 10. Apr. 1848, 21. Apr. 
1849; Friedlieb S. 107 ff. 

Sadfen: Geſetze v. 1824 n. 1832, 15. Mai 1851, Friedlieb S.94 ff, 
Schmidt S. 313 ff., Müller Reallaſten ©. 22 fi. 

Sadien-Weimar: Gef. von 1821, v. 28. April 1869 (230 Para» 
graphen). 

Altenburg: über bie Geſetzgebnng v. 1837 Heſſe S.199 ff.; Gel. v. 
17. Jan., 16. Febr. n. 6. Aug. 1849, WM. Apr. 1850. 

Meiningen: Geſetze v. 23. März 1846, 6. Juni 1848, 5. Mat 1850, 
12. Juni 1865. 

Anbalt-Bernburg: Gef. v. 23. Sept. 1849, Deffau und Cöthen v. 
26. März 1850. 
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Dritter Abfchnitt. Bas Recht der Erb-, Stamm- und Samilim- 
Fideikommißgüter. 
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Die mittelalterlihen Grundjäte, wonach Grundftüde, außer im 
Hal der echten Noth, nur mit Genehmigung der nädften Erben 
veräußert werden follten und bei einer ohne ihren Willen erfolgten 
Veräußerung die Erben dad Grundſtück revoeiren oder retrahiren 
durften (vgl. 8 87 ff.), erhielten ſich partifulär noch längere Zeit beim 
Adel und beim Bürgerftande, find aber b. 3. T. von äußerft geringer 
praftiiher Anwendbarkeit. 

I. Die Beräußerungdbeihräntung galt in den Städten nur für 
die Erbgüter'), d. b. die von Blutsverwandten her ererbten Güter. 


Coburg: Gel. v. 25. Ian. 1849 u. 21. Dez. 1850, Gotha v. 20. Okt. 
1848 u. 5. Nov. 1858. 

Shwarzburg- Sonbershanfen: Gefete vom 28. März 1848, 8. Apr. 
1850, 14. Juli 1857, 12. Febr. u. 15. Mai 1872. — Schwarzb.- Ruboff.: 
Gef. v. 27. Apr. 1849. 

Lippe: Geſetze v. 4. Sept. 1838, 30. Ron. 1849; letzteres wurbe burd 
Ianbesherr!. Verfügung v. 1. Iuni 1854 fifirt; es erfolgte darauf ein Geſ. v. 
26. Aug. 1857. 

Schaumburg-Lippe: Geſetze v. 24. Ian. 1845, 26. u. 28. Apr. 1870, 
13. Dez. 1872. 

Großherzogtbum Helfen: BO. v. 1811 u. 1813 Rühl ©. 180, v. 
27. Juni 1836 Friedlieb S. 114 f. 

Oldenburg: Gef. v. 11. Febr. 1851, 24. Mai 1870. 

Braunfhweig: Geſetze von 1832, 20. Dez. 1834, 12. Februar 1842, 
Steinader ©. 600 ff., Friedlieb ©. 116 ff. 

Für das Landgebiet von Bremen Gef. v. 1. Juli 1850 u. 10. Febr. 1854. 

In Medienburg bat feine Zwangsablöfung flattgefunden. 

1, Oben 8 100 V. — Breuf. Verf. U, art. 42, Geſ. v. 2. März 1850. 
891; doch darf bei Meberlafjung bes Eigenthums ein fefter Zins vorbehalten 
werden, Berf. Urk. art. 42. — Sächſ. Ablöf. Sei. v. 17. März 1832. 8 54, 
Würt. Gef. v. 1817 (v. Wächter I. ©. 998). — Kraut $ 114. n0.7, 8. 

1) Bimmerle das deutſche Stammgutsiyftem 1857. ©. 256 ff. — Ueber 
Lüneburg: Lüneb. Reform. II. 1. $3, IV.1.8 15 (Pufendorf IV. p. 654 f., 
716), Pufendorf obs. III. no. 15. — Ueber Lübeck Pauli Abhh. aus dem 
Lüb. R. I. 1837, v. Wilmowski S.29. — Ueber Hamburg: Dreves Abhh. 
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Der Begriff und Umfang der Erbgüter läßt fi) aber nur partikular⸗ 
rechtlich beftimmen, — ob zu ihnen bloß die von den Aicendenten 
oder auch die von den Gollateralen ererbten Güter gehören, ob ein- 
malige Bererbung genügt oder mehrmalige erfordert wird, ob auch 
das bei einer Abjonderung oder Verheirathung erhaltene Gut Erbgut 
wird u. |. w.?). Ebenſo galten auch jehr verſchiedene Grundſätze dar- 
über, weldye Erben und bei weldhen Beräußerungen fie den Eigen» 
thümer befchränfen könnten und ob fie ein Revokations⸗ oder Vor⸗ 
kaufs⸗ oder Retraktrecht bätten?). 

In den Hanfeftädten ging der urjprüngliche Gedanke ganz verloren 
und wurde der Begriff des Erbguts völlig umgewandelt. Die Diöpo- 
fition unter Zebenden wurde frei gegeben, doch follte der geſammte 
Werth ded von den Blutöfreunden ererbten Vermögens, auch wenn 
ed in Mobilien beftand, umgejchmälert den nädhlten Erben hinterlaffen 
werden, außer wenn fie in die fie benachtheiligenden Dispofitionen 


willigten.. So entwidelte fi eine Beichränkung in der teftamens - 


tarijhen Verfügung und ein eigenihümliches SBflichttheildrecht*). 
Auch in diefer Geftaltung ift dad Recht ded Erbgut im neuerer Zeit 


aus dem Hamb. Erbrecht I. Hamb. 1837, Pauli in d. Ztichr. f. dtſches R. X. 
S. 325—349, Banumeifter II. S. 294 fi. 

2) Bgl. oben 8 87. II. 5, SW N. 4, Kraut 8 248. no. I—4; Butjab. 
Lanbr. art. 17 (bei Pufendorf IV. p. 604), Wald Näherrecht S. 354 ff., 
Manrenbrecher rheinpreuß. Provinzialrehte I. S. 275 N. 87, Zimmerle 
8.257 N. 1, Homeyer Hantgemal S. 37, Walter 8 187, v. Stemann 
II. ©. 364. 

2) 3.8. wird die Beftimmung im Sachſenſp. I. 52 durch die Const. Sax. 
II. 12 dahin authentifch interpretirt, daß Die Beſchränkung nur für Erbfiamm- 
güter, welche minbeftens von den Großeltern her acguirirt find, und zu Gunſten 
ber Descendenten des Beräußerers in donatione simplici inter vivos, aber 
nicht bei lebtwilligen Dispofitionen gelte; Schenkungen ohne Genehmigung ber 
‚ Kinder feien ungültig; aber es fei zuläfftg, ſolche Güter einem ber Kinder vor 
den andern inter vivos zuzuwenden. Beim Verlauf giebt Const. Sax. II. 81 
den Kindern ein Vorkauferecht, Haubold 8 317, 396. 

4) Ueber Hamburg Banmeifter I. ©. 803 ff., welcher S. 307 bemerft, 
Daß das eigentliche Beiſpruchsrecht ſich ſchon vor dem Anfange des 17. Jahr⸗ 
hunderts verloren habe; über Lübeck Plitt das Lübedifche Erbrecht nach dem 
Gef. v. 10. Febr. 1862. 2. Aufl. 1872. S. 145 f. N. 196; auch Pauli Abhh. 
I. ©. 181 ff, Seuffert II. no. 83. 

Stobbe, Privatret. 11. 2. Aufl. 95 


e 
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gefallen?) und in feiner alten Bedeutung bat ed fi) wohl nirgends 
erhalten‘), fo daß auch ererbte Grundftüde frei von Beſchränkungen 
durch die Erben in den Städten veräußert werden dürfen”). 

II. Dagegen erhielten fi) die alten Veräußerungsbeſchränkungen 
zum Theil im Abel für die ererbten Stammgüter (bona aviatica, 
stemmatica). Was den hohen Adel betrifft, jo gab er in feinen 
Haudgefepen und Zamilienverträgen die alten Grundfäge wieder, um 
den Glanz des Haufed durch Fefthalten des Familienbefitzes zu be 
wahren”*), und ftellte auch eigenthümliche erbrechtliche Normen auf, 
um durch Untheilbarkeit und durch Vererbung im Mannsſtamme die 


5, In Pommern find die noch am Ende bes vorigen Jahrhunderts, wenn 
auch mit Abſchwächungen geltenden Beſchränkungen bes Lübiichen Rechte im 
biefem Jahrhundert ohne Aufhebung durch die Gefegebung ganz außer Uebung 
gelommen, v. Wilmowski ©. 35 ff., 38: „bie ganze Lehre ift dem Bewußtſein 
ber Laien und mit feltenen Ausnahmen auch den Yuriften entfallen und Niemand 
benft daran, Anſprüche daraus geltend zu machen.” — In Schleswig hob bie 
BO. vom 23. Nov. 1798 (v. Stemann II. ©. 364), in Holftein v. 10. Inni 
1808 (Falck V. S. 173, Paulſen $ 29) allgemein allen Unterſchied ywilchen 
wohlgewonnenem und Erbgut in Betreff der Dispofitionsfreiheit auf. — Iu 
Bremen fielen die Beichränkungen durch die Exrbe- unb Handfeſten O. v. 1833 
8 12, in Hamburg durch das Gef. v. 20. Febr. 1861. $ 1, weldhes Statt. IIL 1. 
art. 4—10 aufbebt, in Lübeck durch das Gef. v. 10. Febr. 1862. art. 28: „Alle 
Berbote und Beſchränkungen, welche in Betreff ver Verfügung über Erbgut, ei 
es unter Lebenden oder auf den Todesfall, bisher Rechteus waren, finb für bie 
Folge aufgehoben”; vgl. dazu Blitt S. 145 ff.; auf in den Lübiſchen Dirfern 
gelten fie nicht mehr, S. 148 f. 

5) Die ſächſiſchen Beſtimmungen (vgl. N. 3) galten ſchon vor Erlaß bes 
bürger!. Geſetzbuchs nicht mehr, Schmidt I. S. 430; über die ſächſ. thür. Rechte 
Heimbach $ 326. N. 9. 

T) Es wird dies in allen Lehrbüchern des deutſchen Privatrechts, auch noch 
von Gengler Private. (8. Aufl. $ 53) überſehen. v. Gerber 882 N. 8 ſagt 
zwar: „das ganze Inſtitut iſt feinem Verſchwinden nah”, führt doch aber ander⸗ 
ſeits in N. 2 u. 3 eine größere Zahl von ſtädtiſchen Statuten und Landrechten 
an, in denen es fich erhalten habe. 

Te) Heffter die Sonberrechte der vormals reihsftändifchen Häuſer Deutſch⸗ 
lande. 1871. S. 174: „Zwar läßt fih ein beflimmtes gemeines Herkommen 
biejer Art, ſelbſt im Kreiſe bes deutſchen hoben Adels, flir die fpätere Zeit nicht 
erweifen; inbeffen bat theil® das Familien⸗, theils das Tandesintereffe zu con⸗ 
fervativen Hausordnungen Anlaß gegeben, andy haben bie Einſprüche ber Erb- 
folger gegen unnöthige Veräußerungen bei Kaifer und Reichsgerichten einen 
Rechtsſchutz gefunden.“ 
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Stammgüter bei der Familie zu erhalten (vgl. darüber unten im 
Erbrecht). Aber trotz dieſer in den autonomijchen Beitimmungen 
fi) außjprechenden Tendenzen ſteht das ablige Stammgut nicht im 
Eigentbum der hochadligen Familie, fondern im Eigenthum des 
Beſitzers, welcher aber verpflichtet ift, dad Gut nicht aus dem Kreife 
der Familie heraus zu. veräußern”). 

Für den niedern Adel — abgejehen von den Haudgejehen ein- 
zelner Familien der reihdunmittelbaren Ritterfchaft®), welche ja übers 
haupt in Rüdfiht auf Vermögens- und Familienrecht dem hohen 
Adel gleich fteht, — beftehen heutzutage nur höchſt partifulär Rechts⸗ 
normen, wonad er feine ererbten Grundftüde nur mit Genehmigung 
der Familiengenofjen veräußern darf), Wohl aber find partikular⸗ 


7) Dunder Gefammteigentfum S. 122 ff. — Die entgegengefette An- 
ficht, daß das Stammgut ber hochabligen Familie als Korporationsvermögen ge» 
höre, wird auch gegenwärtig mehrfach vertbeidigt, befonbers von Befeler in 
Grunhut's Ztſchr. V. S. 541 und von Gierke a.a. DO. S. 560, 568 f., 582, 
586, 588 f. Da wir bie Familie, insbeſondere auch die hochablige Familie nicht 
als ein Rechtsfubjelt, eine juriſtiſche Berfon betrachten, Fönnen wir auch fein der⸗ 
artiges Korporationsvermögen annehmen. — Befeler und Bierke berufen fi 
befonbers auf bie tm Abel beſtehende Anficht, daß die Familie eine Einheit jet; 
man müßte daher auf die in ben Hausgefegen gebrauchten Ausdrücke Gewicht 
legen, e8 gehöre das Bermögen dem Haufe, es fei ber jeweilige Beſitzer bloß 
Berwalter, Beſitzer, Nutznießer. Gierke S. 582 fagt: „Bei biefer thatfächlichen 
Geftaltung der hochadligen Familie als Genoffenichaft mit genoflenfchaftlichens 
Eigenthum uud bei ber ihr durchaus korrelaten Rechtsüberzengung bes bethei- 
figten Standes ift es im Grunde gleichgültig, wie fi die Zuriften bie Sache 
vorgeftellt haben ober vorftellen”. — Mit bemfelben Recht könnte auch für bie 
Samtlie des niedern Adels, für welche GOierke dies leugnet, gejagt werben, fie 
fet eine Korporation und das in einer Familie des niebern Adels vorhanbene 
Fideilommiß fei Korporationsvermögen ber betreffenden Kamilte; denn unlengbar 
lebt auch zum Theil im niedern Adel diefe Anſchauung und fie bat auch in der Ge» 
ſetzgebung Ausbrud erhalten. Wenn Gierke es für gleichgültig erflärt, wie fi 
bie Juriſten die Sache vorftellen, jo möchte ich umgelehrt fagen, es ſei gleich 
gültig, wie fih ber Abel die Sache vorftell.e Denn es handelt fih nicht um 
einen praftifch verwerthbaren Rechtsſatz, ſondern um eine Frage ber Konſtruktion 
und dieſe wirb von ben Suriften beantwortet. — Bgl. auch unten $ 140 
N. 1 und 2. 

5, Bol. auh Zimmerle ©. 276 f. N. 30. 

9 Meiner Meinung nah wird in ben Lehrblidhern bes bentfchen Privat- 
rechts (zulegt noch Gengler (3. Aufl.) 8 52) es nicht genligendb hervorgehoben, 
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baf für ben nieberu Adel diefe Grundſätze fa nirgends mehr gelten; auch liegt 
fein rund zu dem traditionellen Sat vor, daß bei ben abfigen Stammgütern 
bie Söhne das Revokationusrecht, die Agnaten das Retraktrecht Haben. Mit Recht 
polemifirtt Wippermann Heine Schriften I. S. 50 N. 5 gegen bie Phantafien, 
welche über dies Thema vielfach vorgetragen werben. — Rotb B. I. $ 217 N. 3 
bemertt: „Stammgiter werden in Baiern jest nur bei dem hoben Abel er- 
wähnt.“ 

Bon Landesgeſetzen für ben niedern Adel find mir berartige Beſtimmungen 
nur ans dem Hannvverſchen belaunt; vgl. beſonders das Bremiſche Ritterrecht 
v. 19. April 1847 (über das ältere Bremifche Ritterrecht von 1577 vgl Stobbe 
Gefchichte der Rechtsquellen II. S. 343 f. u. Zimmerle ©. 276 RR. 30), 
welches von ber Hannöverihen Regierung beftätigt ift (das Statut iſt auch ab- 
gevrudt in Ebhardt die Staatsverfaffung des Königreihe Hannover. 1860. 
&. 400-420, vgl. darüber auh Wachsmuth in d. Magaz. für Hannov. Recht 
VIII (1858) ©. 7 ff.). Die Ritterſchaft befchloß „für ihre jetigen umb küuf- 
tigen Mitglieder unb deren eheliche Nachkommenſchaft Erbſtammgüter einzu- 
führen”; 8 2: „bie Eigenſchaft eines Erbſtammguts wirb begründet 1. durch 
ausbrüdtiche, bei ber Ritterfchaft entweder perjönlich in beren Berfammfung ober 
in einer Öffentlichen Urkunde abgegebene Erklärung, 2. durch Erbgang hinfichtlich 
alfee im Herzogthum Bremen befegenen, in ber Rittermatrifel aufgeführten Güter 
ber Mitglieder der Bremenſchen Ritterfchaft, fobalb ein Gut einmal ım Mann 
Ramme im graber ober in ber Seitenlinie vererbt fein wird.” 8 16: frei 
willige Beräußerungen find unterjagt und können von den Rachkommen unt 
Stammesvettern, jobalb fie zur Succeffion gelangen, revocirt werben, ſelbſt wenn 
fie Allodialerben geworben find; doch haben fie im letzteren Falle den Kaufpreis 
zu erflatten. 817: gewiffe Veräußerungen werben ausnahmsweiſe unter Zu⸗ 
fimmung der nach den Defcendenten bes Beräußerers nächſten Stammesvettern 
zugelaffen; $ 19: bie Verpfändung ift nur bis zur Hälfte bes Werths geftattet; 
8 22: wegen Schulden können bie Gläubiger auf den nothwenbigen Verlauf 
bringen. — Es werben bier alſo für die einmal vererbten Grundſtücke der Nitter- 
ſchaft durch Belek Ähnliche Grundſätze eingeflihrt, wie fie auf Grund befonberer 
Dispofttionen für einzelne Yamilienfiveilommißgüter feftgefetst werben lönnen. — 
Bol. ferner auch die Statuten der Ritterfchaft in ben Fürftenthlimern Calemberg, 
Böttingen und Grubenhagen v. 4. Sept. 1847 886 fi. Nach $ 86 entfleht die 
Stammgutseigenfchaft durch ausdrückliche Erklärung oder wenn bie betreffenben 
Grundſtücke „bei zwei auf einander folgenden Erbfällen ausichließlih im Mann 
Ramm vererbt worben find, ungeachtet gleich nahe Inteftaterben weiblichen Ge⸗ 
fchlecyts vorhanden waren”; $ 93: Schulden des Cuts follen nur aus den Auf 
fünften bezahlt werben. — Bol. auch noch v. Bülow in b. Ztſchr. f. Hann. R. 
VII ©. 284-250 über bie Statuten ber Nitterfchaft des Fürſtenthums Lüne- 
burg v. 14. Juni 1863. 

Das Jus terrestre nob. Prussiae tit. II. $ 1 enthält keine Beichrän- 
kungen für Rechtsgeſchäfte unter Lebenden. — Weber landwirthſchaftliche Erbgüter 
vgl. unten $ 139 R. 14. 
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rechtlich für die allodifizirten Lehen, jedoch ohne Ruͤckſicht auf ben 
Stand ded Befigerd, die nad Lehnrecht geltenden Veraͤußerungs⸗ 
beichränfungen aufrecht erhalten!®). 

Sedenfalld darf man nicht mehr von einem auch nur in feinen 
oberften Grundzügen gleihmäßig audgebildeten Inſtitut abliger 
Stammgüter reden. Es beftehen nur noch Refte ded alten Rechts 
oder ed find von der neueren Gejebgebung wenig erfolgreiche Ver⸗ 
ſuche gemacht, dad alte Snftitut neu zu beleben. 

Die gejeglichen Veräußerungsbeſchraͤnkungen find gefallen, aber 
das objeltive Recht giebt die Möglichkeit, für einzelne Güter durch 
bejondere Anordnungen ihre Unveräußerlichkeit feftzufegen und fo find 
einzelne Stammgüter in Zamilienfideilommiffe verwandelt worden. 
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Das Ältere deutſche Recht verbot Veräußerungen der Grund» 
ftüde, bejonderd der Crbgüter, ohne Genehmigung der Grben. 
Stimmten diejelben zu oder erhoben fie binnen Fahr und Tag feinen 


10) 3.8. Baden'ſches Allobifitationsgefet v. 19. Apr. 1856. S1: „Familien⸗ 
leben, auch wenn fie nicht zugleich Stammgüter find, bleiben im Falle bes 
Abkaufs der Rechte des Lehnsherrn in dem Sinne Yamiliengut, daß zu Gunften 
der Übrigen Betbeiligten ... bezüglich bes Nachfolgerechts und ber Erhaltung 
des Guts durch den jeweiligen Beſitzer ... diejenigen Rechte und Verbindlich⸗ 
keiten fortdauern, welche im Lehenverhältniß begründet waren.” — Ueber Braun 
Ihweig vgl. Steinader S. 692 ff. — Ueber beſondere erbrechtliche Grunbjäke 
vgl. unten im Erbredt. 

1) Ziteratur: Phil. Knipschildt de fideicommissis familiarum 
nobilium sive de bonis quae pro familiarum nobilium conservatione con- 
stituuntur. Bon Stannngütern Tractatus. Ulına 1654. 4°. ; fpäter noch öfter 
aufgelegt (Über Dies Werk vgl. Wippermann Meine Schriften I. S. 60 ff. Im 
J. 1626 batte Knipſchildt, wie er in der Vorrebe erzählt, Über dies Thema zu 
Straßburg feine Doktorbiffertation gefchrieben.. — Earl v. Salza u. Lichte» 
nau bie Lehre von Familien⸗, Stamm- u. Geſchlechts⸗Fldeicommiſſen. Leipz. 
1838. — dv. Gerber Beiträge zur Lehre vom beutfchen Familienfideilommiß, in 
ſ. Jahrbb. I. S. 53 — 100 und in f. gefammelten jur. Abhh. I. 1872. S. 100— 
143. — D. Eofta Entwidelungsgefchichte der deutſchen Yamilienfiveicommiffe. 
Münden 1864. — Lewis das Recht des Familienfideikommiffes. Berl. 1868. 
— Lewis bie in den beutichen Staaten beſtehenden gefeßliden Befimmungen 
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Widerſpruch gegen die Veräußerung, fo konnte dad Gut ganz and 
ber Familie herauskommen. Familienfideikommiſſe follen aber ab- 
folut unveräußerlich fein und regelmäßig auch nicht getheilt werden. 

Schon im 13. Jahrhundert?) durfte in Deutjchland der Eigen: 
thümer oder durften die Miteigenthümer eined Guts durch bejondere 
Dispofition anordnen, daß es niemals unter mehreren Befitzern ge- 
theilt werden ſoller). Auch kommen Diöpofitionen vor, in welden 


über die Familienfideikommiſſe, in Hirths Annalen 1879 S. 465—500. (Wo 
ih im folgenden Lewis ohne Zuſatz citive, meine ich das größere Bud.) 

Eihhorn 8 368—371, Befeler 8176, v. Gerber $83, 84, Blunt- 
ſchli 868, Walter $ 470-476, Gengler Lehrb. S. 234— 242. 

Freiesleben die Familienanwartſchaft nach dem neueften ſächſ. Rechte. 
Leipz. 1868. — Förſter III. $ 242, Dernburg I. 8 374-379. — Pöʒl baier. 
Berf. R. (4. Aufl. 1870). 8 51—63, Roth B. V. $ 217—236. — Revyſcher II. 
8 677, 678.. — Ueber bie Hanı. Fam. F. C. nach dem Gef. v. 13. Apr. 1836 
Wachsmuth im Mag. f. Hann. R. VII. ©.3 ff. — Ueber thüringifche PBraris 
Blätter f. Rechtspfl. in Thür. u. Anh. XX. ©. 109 ff. 

Ueber bie Literatur und Dogmengeſchichte Beſeler Erbverträge II. 2. 
6.75 ff, Zimmerle Stammgutsſyſtem 1857. S. 272—292, Lewis S. 25—35. 

Wir folgen der gewöhnlichen fyftematifhen Behandlung und verweifen bie 
erbrechtlichen Grundſätze bes Familienfideikommiſſes, ebenſo wie die ber Lehen und 
Banergüter mit v. Gerber, Bluntfhli nnd Gengler in bas Erbrecht. 
Beieler und Walter fielen das ganze Yuftitut in das Adelsrecht. Gegen 
beide Behandlungsweiſen erflärt fih Unger Erbrecht 8 8I N. 3, nach welchem 
das Familienfideilommiß in das Kamiliengliierrecht gehört, wohin es denn aud 
von Förfter III. S 242 geftellt iſt. 

Da bas regelmäßige Objelt des Fideilommiſſes ein Grundſtück ift und bie 
Gelbfideilommiffe unter wefentlich gleichen Regeln ftehen, gehört das Inſtitut aus 
benfelben Gründen in’s Sachenrecht wie das Recht ber Leben; dieſe find ja aud 
nit ausnahmslos Grundſtücke. 

2) Es fehlt noch an einer vechtögeichichtlichen Behandlung des Kam. F. C.; 
Lewis beginnt erft mit dem 16. Jahrh.; er giebt keine Hechtsgefchichte, fonbern 
nur eine Dogmengeihichte und erwähnt nicht, feit wann und in weldem Um- 
fange in Deutſchland Fideicommiſſe errichtet wurden. Auch bie Coſſta'ſche 
Schrift enthält trotz ihres Titels nichts barlider. — Die nachfolgenben aller 
dings jehr bürftigen Notizen find noch nirgends zufammengeftelt. — Neuerbinge 
Sally Meyer Beiträge zur Geſchichte der ſideikommifſariſchen Subftitutionen, 
insbejondere ber bürgerlichen Familien⸗Fideikommifſe in Deutichland (Inaug- Diff.) 
Bonn 1878 u. dazu ein Nachtrag in d. Ztichr. f. Rechtsgeſch. XV. S. 131—137. 

3, Ganerbſchaften vgl. Wippermann kl. Schriften I. S. 5 ff. — Rad 
Aelfred's angelfächf. Geſetzen c. 41 (in der zweiten Ausg. v. R. Schmid; in 
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Der Veräußerer eines Grundſtücks beftimmt, an wen daſſelbe, wenn 
Der Erwerber ohne Erben verftirbt, fallen ſolle?), oder an welde 
Derjonen das betreffende Grundftüd veräußert werden dürfe und an 
welche nicht®). Seit dem 14. Sahrhundert hielt man auch tefta- 
mentariſche Dispofitionen des Inhalts für rechtöfräftig, wonad ein 
Grundftüd nad fefter Succeffionsorbnung in der Familie nur immer 
von Einem aus der Dejcendenz ded Stifter geerbt werden dürfe*). 
Andererjeitd trat man aber auch foldhen für alle Ewigkeit berechneten 
Dispofitionen entgegen; es ftehe zu befürchten, daß der Eigenthümer 
nicht gehörig für die Subftanz des Guts forgen werde; daher jollten 


ber erfien ift es c. 37) kann ber Erwerber eines Grundſtücks vor dem Könige 
oder Biſchof verorbnien, daß Niemand daffelbe verlaufen folle; vgl. barliber und 
über Angeljächfifche Urkunden feit dem Ende des 8. Jahrhunderts, welche eine be- 
ſtimmte Erbfolgeordnung und die Unveräußerlichleit vorjchreiben, jegt Brunner 
zur Nechtögeichichte ber Urkunde. 1880. ©. 190 ff.; vgl. auh Schröder Ur⸗ 
tunden (2. Aufl.) no. 66. 

3) 5, Meyer S.9 ff., 14 ff., 20 ff. 26 f. 

sb) 3. B. Kieler Stadtbuch no. 864. 

9 Brünner Schöffenb. c. 341: proximus consanguinaus et senior... 
et postea iterum senior in infinitum; c. 342: omnibus successive a filiis 
suis descendentibus per lineam masculinam. — Das Kölner Statut vom 
3.1385 (Ennen Cöln. Geſch. Quellen V. S. 474) und die Kölner Statuten von 
1487. art. 6 fennen den Gebraud, daß Leute ihre Immobilien „in jven Teſta⸗ 
menten ober vor Sceffen, Amptleuten oder anderen Leuten“ bejegen ober er- 
laſſen, „von Leibserben zu Leibserben zu erfterben, alfo daß jemandts ber Erbe 
die jhme in folcher maßen befegt oder erlaflen wären, länger dann feine Leib- 
zucht gebraudden unb zu feinen Nöthen nicht antaften, verkauffen noch verfegen 
möchte” u. ſ. w. — Im Mainz find in ber erften Hälfte des 15. Jahrh. folche 
Verfügungen gleichfalls zufäffig und werben dort durch Treuhänder aufrecht er- 
halten, Städtechrouiken XVII. S. 218 f. — Auch bie Magdeb. Schöffen fügen 
(Magd. Fr. I. 12. d. 1 und im Rechten Weg, Böhlau Ztſchr. IX. ©. 32 
N. 97), man Fünne fein Gut vergeben vor Gericht, wie manchen personen 
er will, noch dem eynen uff den andern zu komende; vgl. Über dieſe Be- 
flimmung zulegt S. Meyer S.1ff. — Intereffunt ift der Brief des Hans 
Baumgartner an Zaſius vom 9. 1538 (Zasii epistolae ed. Riegger p. 507): 
er babe von einem Gelehrten gehört, daß er unter und mit feinen Söhnen ein 
Statut errichten bürfe, wonad fein Hab und @ut bei feinem männliden Samen 
und Namen, d. h. dem Mannsftamme, beflänpig bleiben möge; auf ein ſolches 
Statut würde wohl eine faiferliche, vielleicht auch päpſtliche Eonfirmation folgen 
müflen. Zaflus möge ihm ein ſolches Statut entwerfen, aber bie Angelegenheit 
geheim halten, da er gehört habe, das solches nit ein prauchlich ding sey. 
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die Verfügungen nur für beftimmte Grade Gültigkeit haben‘). Es 
dauerte lange, bis diefe Dispofitionsbefugniß zur allgemeinen Aner⸗ 
fennung gelangte‘). 

Ein beſonderes Intereſſe hatte der Adel daran, den splendor 
familiae durch Feſtſetzungen zu erhalten, weldye der Zerftüdelung des 
Familienvermögens, der Bererbung der Immobilien auf weiblide 
Verwandte und der Veräußerung außerhalb der Familie vorbeugten. 
Mährend die Familien ded hohen Adels ihr Ziel durch Familienver- 
träge und Hausgeſetze erreichten, bildete ſich befonders feit dem 
16. Sahrhundert auch für dem niedern Adel und für dad ihm gleich» 
geftellte ftädtifche Patriziat oder in noch weiterm Umkreis für den 
Bürgerftand überhaupt das Gewohnheitsrecht aus, dat fie durch 
Stiftungen für ewige Zeiten unabänderli das Schickſal ihres Ber» 
mögend normiren dürften”). Um Anfechtungen von Seiten des Rö- 
miſchen Nechtd zu begegnen, z0g man zur Unterftügung die Novelle 
159% von Suftinian herzu®), wonad für Vermächtniſſe fideikommiſſa⸗ 
riſche Subftitutionen zu Gunften der Familie in der Art erfolgen 
fönnen, daß fie von einem Yamiltenglied an das andere dem Grade 
nad nächſte fallen und erft in der vierten Hand von jeder Veräufe 
rungsbeſchränkung frei werden follten), Wenn man zunächft jene 


s, Köln. Statt. a. a. O. (N. 4) nur „biß auf bas dritte Glied“; Kölner 
Rechtsordn. v. 1668. I. 8 13: nicht weiter, „als anf ben britten Erben, beu 
Erſteingeſetzten mit einfchließlih“; tim ber vierten Hand follen die Güter zu bes 
Beſitzers willfürlicher Dispofition ſtehen. 

6) Fichard consilia I. no. 7. 8 15 ff. 3.8. behauptet, daß durch die⸗ 
ſelben Niemand feine Nachkommen binden und ihre facultas testandi beſchräulen 
bürfe. — Jedenfalls ift nach ben angeführten Materialien bie Behauptung Be- 
jeler’s 8 176 N. 3 zn mobiftziren, daß fih in Deutfchlandb wor dem 17. Jahrh. 
keine eigentlihden Familienfideikommiſſe finden und daß das ältefle Geſetz Aber 
biefefben ein Baier. Mandat von 1672 fei. 

7) Mit Recht weit Roth B. II. 8 217 darauf hin, daß folde Dispofi- 
tionen wicht, wie man meiftens annimmt, gegen das Röm. Recht gerichtet waren, 
um bie Ausſchließung ber cognatiſchen Erbfolge aufrecht zu erhalten. Denn bieie 
Ausichließung war lange vor Einführung des Röm. Rechts gefallen. 

* Zn den Kölner Beſtimmungen (N. 5) findet unzweifelhaft eine Ein⸗ 
wirkung des Romiſchen Rechte flat. — Bol. auch v. Gerber Privatrecht 
883, NR. 2. 

9) Leber dies römiſche Familienfideilommiß Lewis S. 3 ff., 439 fi. 
Windſcheid III. 8 687. 
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deutihen Stiftungen auch nur bis zur vierten Generation wirken 
Laffen wollte, jo wurde dieſe Grenze doch ſchon im 17. Sahrhundert 
verworfen, die Gültigfeit ded Stiftungswillens für alle Ewigkeit bes 
hauptet”), das Inſtitut aus den Feſſeln des römischen Rechts bes 
freit und nur der in jener Webergangdzeit gewählte römiſche Namen, 
Familienfideikommiß, beibehalten!!). 

Dad Familienfideikommiß wurde ein allgemein verbreiteted, auf 
Gewohnheitsrecht berubended!?) und durch die Doktrin audgebildetes 
Suftitut, welches feit dem baieriſchen Landrecht auch in den Gefeh- 
büchern eingehend geregelt wurde). Die neuere Gejebgebung ift 


1) Schon von Knipſchildt; vgl. Lewis S. 27f., 439 ff.; v. Gerber 
883 N. 7. 

199 Da Jeder weiß, daß nicht ein römiſches Inſtitut gemeint ſei, iſt es 
ein überflüſſtger Purismus, den Namen zu verwerfen und ſtatt deſſelben mit 
Reyſcher und Bluntſchli „Stammgutsftiftung“ oder „Familienſtiftung“ zu 
fagen; der letztere Ausdruck führt Überdies Verwechslungen mit den Stiftungen 
berbei, welche juriftifche Perfonen find. — Das Baden'ſche Geſetzbuch und mei- 
tere Baden'ſche Gefee bezeichnen das Fideilommiß ale Stammgut, was gleich" 
falls zu Berwirrungen Anlaß giebt. 

12) Ich bezweifele, daß es mit v. Gerber Abhh. I. S. 127 ff. und ben 
meiften andern Schriftfielleen als ein Inflitut des gemeinen Rechts, welches 
auf gemeinem Gewohnheitsrecht beruht, zu bezeichnen iſt (über den Begriff bes 
gemeinen Gewohnheitsrechtd vgl. oben I. 8 23. 2), vielmehr bedarf es zu feiner 
Anwendung einer befonbern Anerlennumg im Bartifufarrecht, fei es in einem 
Geſetz, fjei ed in einen Gemohnheitsredht. — Da eine ſolche Stiftung im Verlauf 
ber Zeit möglicherweije Pflichttheilsrechte Der Defcendenten eines Fideilommißeigen- 
thümers verlegt, muß ein Rechtsſatz die Befugniß bes Stifter anerkennen, die allge- 
meinen erbrechtlichen Grundſätze burch feine Feftfeßung zu burchbrechen. Und ebenjo 
bedarf e8 eines Rechtsſatzes, um die Unveräußerlichleit für ewige Zeiten auorbnnen 
zu bürfen. — Walter 5 470 N. 4 erklärt fich auch gegen bie Gemeinrechtlichkeit; 
gegen feine Motivirung freilich erhebt v. Gerber mit Necht Einwenbungen. — 
Auch würde mit ber Behauptung der Gemeinrechtlichleit noch wenig erreicht fein, 
ba es fi für jebes Land meiter darum handelt, ob Jeder oder nur Adlige Fi- 
beilommifle errichten bürfen, welche Form zu beobachten ift u. |. w. 

13) O. Max. Bav. III. c. 10, Baier. Ev. v. 26. Mai 1818 (Pozl $ 51, 
Roth II. 8219). — Preuß. Landr. II. 4. 8 47—226. — Baden'ſches GB. 
art. 577 °°—.r, — Oeſtr. GB. 8 618—646. — Weimar’iches Gef. v. 22. Apr. 
1833. — Hann. ©. v. 13. Apr. 1836 (Grefe II. S.289 ff). — Braunſchw. 
©. v. 28. März 1837 (Steinader S. 592 ff.) u. v. 20. Mai 1858. — Groß» 
berzogl. Hefl. ©. v. 13. Sept. 1858. — Sächſ. GB. $ 2527 —2541. — Anhalt. 
G. v. 17. Apr. 1870. 
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in verjchiedenen Epochen den Fideilommißftiftungen abgeneigt ge 
weien. Nachdem Geſetze der franzöfiichen Revolution fie aufgehoben 
und der Code civil art. 896 die Beichränfung der Erben verboten 
batte, jollten während der franzoͤſiſchen Herrſchaft auch in Deutid- 
land feine neuen Fideikommiſſe errichtet und die vorhandenen auf- 
gehoben werden!) Doch wurden diefe Geſetze bald wieder beſei⸗ 
tigt). Mit dem Fahre 1848 wurde dad Suftitut von neuem be 
droht: die Grundrechte des deutſchen Volks 8 38 befretiren bie 
Aufhebung der Fideilommiffe und verlangen, daß die Landesgeſetz⸗ 
gebungen diefelbe durchführen. Aber wenn auch einzelne Staaten das 
Prinzip wiederholten“), oder audführende Gejebe erließen, find Diele 
bob in den folgenden Fahren wieder aufgehoben und beftehen 
die Zamilienfideiflommiffe in den meiften beutichen Staaten weiter 
zu Redht'®). 


8139. Die Erridtung des Familienfideikommiſſes. 


I. Familienfideikommiß nennen wir eine Stiftung, durch welde 
ber Eigenthümer oder ein ſonſt zu ſolchen Dispofitionen berechtigter 
Beſitzer (3. B. ein Bafall) die Unveränßerlichfeit eines Grundftüds 
oder ſonſt geeigneten Objekts und die ununterbrochene Vererbung 
beijelben in feiner Familie bis zu ihrem Ausgang oder bis zu einer 
von ihm angegebenen Grenze!) feſtſetzt)y. Regelmäßig wirb in ber 


10) Wilda Zeitfehr. f.d.R. III. S. 268 ff, Lewis S. 463 ff. — Ueber 
Würtemberg v. Wächter I. S. 821 ff., Reyſcher III. $ 677. 

148) Vgl. z. B. Rönne Preuß. Staatsr. (3. Aufl.) 1.2.8 108 S. 316 f. R.3. 

15) 3.8. Preuß. Verf. Url. art. 40, 41. 

16) 5.8. die Artilel ber Preuß. Berf. Url, Dur das Geſetz vom 5. Juni 
1852; das Braunfchweig. fie aufhebende Geſetz v. 19. März 1850 durch Geiles 
v. 20. Mai 1858; das Lippe’iche Geſetz v. 4. Sept. 1849 durch einfeitige landes⸗ 
herrl. BD. v. 2. Mai 1854. — Dagegen ift das Oldenburgiſche fie befeitigenbe 
Geſetz v. 28. März 1852 durch die Berf. Urt. v. 22. Nov. 1852. art. 213 beftätigt: 
„Lehnsverband, Familienfideikommiſſe und Stammpgüter bleiben aufgehoben." — 
Bol. au Lewis ©. 465 ff. 

1) Preuß. Lor. II. 4. 8 23: „durch mehrere Geſchlechtsfolgen“; Deftr. GB. 
8 618: „für mehrere Gefchlechtsfolgen”; v. Gerber Priv. R. 8 84 N. 1 polemi- 
firt gegen eine ſolche Beichränfung. 

2) Fideikommiß heißt ſowohl die Stiftung als das geftiftete Bermögen. — 
Wippermann kl. Schriften L ©. 57 f. erflärt ſich dagegen, bie Unveräußerlid- 
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Stiftung auch eine bejondere Succeffiondordnung, meiſtens Untheil⸗ 
barkeit, Individualfucceffion, angeordnet. Während für Stammgüter 
auf Grund ded Geſetzes eine Beräußerungdbeichränfung befteht, be= 
rubt beim Familienfideikommiß das DVeräußerungdverbot auf der 
Stiftung“). Der Wille ded Stifterd beitimmt die Rechtöverhält- 
niffe des Familienfideikommiſſes, regelt die Succeffion in Rüdficht 
anf Ordnung und Folgefähigkeit und fegt den Umfang des Fibei- 
fommißgegenftandes für alle Zeiten feft, jo daß er durch Handlungen 
eined Beſitzers nicht verringert, nicht mit Schulden belaftet werden 
darf u. |. w. 

Das Familienfiveifommiß unterſcheidet fih von der Familien- 
ftiftung. Bei lepterer entiteht ein neues Rechtsſubjekt und ift der 
Samilienangehörige auf Grund der Stiftung nur berufen, bie 
Nupungen ded geftifteten Vermögens zu erhalten, wogegen bei dem 
Fideiflommiß das durch die Errichtung berufene Familienmitglied 
Eigenthümer ded Vermögend wird und nur in der Diöpofition und 
Veräußerung beichräntt ift?). 

II. Wenngleich ſich die Fideikommiſſe urjprünglic als Inftitut 
des Adeldt) (und ftädtiihen Patriziatd) entwidelten, jo ift doch 


lichleit an die Spite zu ftellen; das wefentliche fei die Bererbung in einer be- 
fimmten Familie Der Streit ift mäßig; durch bie Unveräußerlichkeit wirb bie 
Bererbung in ber Familie bewirkt und umgelehrt iſt die ewige Vererbung in 
einer beſtimmten Familie nur durch die Unveräußerlichleit herbeizuführen. 

3a) Gierke in Grünhut’s Ztſchr. V. ©. 584 f. 

3) v. Gerber Abhh. I. S.104 f., 116 f., 149 ff. Eine Zufammenftelinng 
ber verſchiedenen Meinungen über ben Unterfchied bei Förſter III. S. 708—711. 
— Reyſcher, Heimbach, Förfter ftellen in unfgflematifcher Weife bie Fa⸗ 
milienftiftungen und Familienfideikommiſſe unmittelbar neben einander bar. 

4) Kein Grund Liegt vor, mit Lewis ©. 34 f. (au bei Hirth ©. 468 
N. 1) und S. Meyer die Fideilommiffe ber hochadligen Familien von ber Be⸗ 
trachtung auszufchließen. Daß diejenigen Güter, für welche nach den Hausge⸗ 
ſetzen des hoben Adels befoubere Beitimmungen, insbejondere betreffend bie Ber- 
äußerung unb Bererbung gelten, nicht hieher gehören, ift zweifellos. Inſoweit 
aber eine Perfon von hohem Abel für ein konkretes Gut ein Fideilommiß er- 
richtet, wird bafjelbe, falls nicht das Hausgeſetz auch Beflimmungen über Fi- 
beifommifje enthält, ven regelmäßigen für fie geltenden Rechtsgrundſätzen unter- 
worfen. — Bgl. auch noch zu R.15. — In Baiern find die Fideilommifle des 
hoben Adels von ber gewöhnlichen Geſetzgebung ausbrüdiih ausgenommen, 
Roth I. 830 R. 25. 
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b. 3. T. im allgemeinen Seder zur Fideilommißftiftung berechtigt‘); 
nur nach einzelnen wenigen Partitularrechten ift der Adel in dieſer 
Beziehung bevorzugt®). 

III. Gegenitand eines Fideikommiſſes Tönnen nur jolde Ber 
mögendobjefte fein, welche einen dauernden Genuß gewähren, ohne 
durch denfelben aufgezehrt zu werben’), bauptfächlih Grundſtücke, 
den Grundftücden gleich geachtete Rechte, insbeſondere auf Grund⸗ 
ftüden baftende Gefälle®), zindtragende ficher geftellte Kapita- 
lien?) u. f. w.io), aber auch Mobilien, wenn fie jene Eigenſchaft be⸗ 


5) Preuß. Ldr. II. 4. 8 47; die Beſtimmung II. 9. $40, daß nur Adlige 
Rittergüter für Fideikommiß erklären dürfen, gilt nicht mehr, ba auch Nicht⸗ 
Adlige Rittergüter erwerben bürfen und bie Stanbesvorrecdhte gefallen find. — 
Haubold 8 394. Zuf. 1, Roth Kurh.I. S. 187 N. 8, Unger I. ©. 309 
N.9, Falck IV. S. 235 f., Paulſen $ 45; Gutachten des Stutig. DO. Trib. v. 
1857 bei Schletter Jahrbb. VII. S. 30. — v. Gerber Abhh. I. S. 136 f., 
Lewis ©. 40 fi. 

6) Obgleich C. Max. Bav. III. 10. $5 auch Unabfichen bas Fipeilommit- 
tiren einräumt, befiimmt das Baier. Gef. v. 1818 (Kraut 8 89. no. 21), daß 
Fideikommiſſe künftig nur zum Vortheil Abliger errichtet werben follen. Pözl 
5583 N. 1, Lewis S.42 u. Roth II. 8220 N.1 fügen, es wärben baburd 
Bürgerliche nicht von der Errichtung ausgejchloffen. Ich bin entgegeugefeter 
Anficht, da es kaum zu erwarten fleht, daß Bürgerliche zu Gunften einer abfigen 
Familie ein Fiveilommiß ftiften werben und an einen derartigen Fall ber Ge⸗ 
ſetzgeber kaum gebacht haben wird. — Auch das Baden'ſche GB. fcheint keine 
bürgerlichen Fibeilommiffe zu kennen, da bie art. 577°4 u. 6577°= in ihren 
Detatlbeftimmungen nur von Fideilommiflen des Kitter- und Herrenſtandes 
ſprechen. 

Bluntſchli 5 682° ſchlägt vor, dem Stifter und feiner Familie zu folge 
der Stiftung ben ritterfchaftlicden Adel zu geben. 

7) Gewöhnlich wirb eine frudttragende Sache erfordert, 3.8. Eihhorn 
8 368, v. Gerber 5 84 N. 4, Lewis ©. 48; es Finnen aber auch Bibliotheken, 
Kunftwerle, Möbel u. f. w. Objelt der Stiftung fein. 

3, MWeimar’iches Gef. v. 1833. 8 6, Baier. Edikt v. 1818. $ 3. 

9) Geldfideikommiſſe, in denen Hypotheken⸗Kapitalien, Staats⸗Anleihen, 
Kreispapiere, Communalanleihen, Prioritäten n. |. w. zum F. F. verwendet 
werben. Lewis (bei Hirtb S. 468) hat feine frühere Anficht (S. 53), daß ab⸗ 
gefeben von Hypothelenlapitalien nur Staatsanleihen geeignet feien, aufgegeben. 
— Die Geldfiveilommiffe nähern fih den Stiftungen an, ba ber Berechtigte 
ben miühelofen Zinsgenuß bat und, wenn er auch Eigentbümer bes Kapitals if, 
doch in ber Dispofltion über baffelbe noch mehr eingefhräuft if als bei Grund⸗ 
ftüden. 
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fiten und Partikularrechte feine Einſchränkung enthalten"). In 
vielen Gejehen wird ein Minimum ded Werths oder Ertrages des 
Fideilommiljes, in manchen auch ein Martmum feitgefegt"!"). Zehn: 
güter koͤnnen für Fideikommiſſe erflärt werden, injofern Die Rechte 
des Lehnsherrn und der Agnaten, Mit⸗ oder Eventualbelehnten nicht 
alterirt werden). Da eine jolde Stiftung nur jede Veräußerung 


Einzelne Partilularrechte, welche nur Grundſtücke ale Objekt zulaffen, führt 
Lewis ©. 51 an. — v. Gerber Abhh. S. 123 fagt, daß zu einem wahren (!) 
Fideikommiß ein größeres ländliches Grundſtück erforbert werbe. 

10) Das Preuß. Lor. II. 4. 8 48 erklärt nur Kapttalien und ſolche Grund» 
ftüde für geeignet, mit welchen Aderbau und Biehzucht verbunden if, alfo feine 
bloßen Häufer. Ebenſo Baier. Ed. 8.3. — Baden'ſches GB. art. 577 °P liegen⸗ 
ſchaftliches Vermögen jeber Art. 

m) Dies wird 3. 8. ansgefchloffen buch das Preuß. Landr. II. 4. $ 61, 
das Baier. Ed. 83, und allgemein behaupten v. Gerber 8 84 N. 6, Lewis 
S. 53 ff. u. A., daß Mobilien nur in Berbindung mit Grundftüden Gegenſtand 
eines Fideilommiffes fein dürfen. Warum follen aber nicht auch ohne ein Grund⸗ 
ſtück koſtbare Gemälde, eine Kupferſtichſammlung, wertbuolle Silbergefchirre und 
ähnliches, wobei ber Genuß im Beſitz ober Gebrauch befteht, durch eine Stiftung 
fiir unveräußerlich erklärt werden? Bluntſchli 868. 2b fcheint es zulaffen zu 
wollen, indem er bewegliche Vermögen für geeignet erklärt, „wenn bafielbe als 
Sammlung ein bleibendes und abgeſchloſſenes Dafein hat.” Der Cod. Max. 
Bay. III. 10.8 7.no.4 nahm auch nur ſolche Mobilien aus, „welche von feiner 
Dauer ſeynd, fonbern durch ben Gebrauch konfumirt zu werben pflegen“, und 
das kgl. ſchwediſche Geſetz v. 1686, welches in Livland Eingang fand, erllärt $ 5 
auch Juwelen für ein Fideikommißobjekt, vgl. v. Bunge b. liv⸗ u. eſthländ. 
Privatr. 2. Aufl. II. 1848. 8 401 N. b. — Freilich fpricht gegen diefe Behand⸗ 
Iung der Mobilien der Umftand, daß fi die Publizität eines ſolchen Fidei⸗ 
tommifjes jchwer erreichen läßt, woher, wenn auch bie Unveräußerlichleit ange- 
ordnet fein mag, doch die Gruudſätze von ber Revocirbarkeit veräußerter Fidei⸗ 
fonnmißgegenflände feine uneingefchräntte Anwendung finden können. 

110), Bei Grundſtücken ein Reinertrag von minbeftens 2500 und höchſtens 
10,000 Thalern, anßer mit Ianbesherrlicher Genehmigung; für Geldfideikommiſſe 
genügt ein Kapital von 10,000 Thalern, Preuß. Lor. II. 4. $ 51, 56, 59; vgl. 
auch Pommer'ſches Lehnsgeſ. v. 1856. $ 1. — 4000 bis 8000 Gulden bei Fidei⸗ 
kommiſſen bes Ritterfiandes, 15,000 bis 80,000 ©ulben bei benen bes Herren- 
ftandes Baden'ſches GB. art. 577.4. — Mindeſtens 3000 Thaler Ertrag, 
Braunſchw. Bei. v. 1858. 8 1. — Kraut 8 249. n0.6. — Bgl. auch die Zu⸗ 
fanmmenflellung bei Lewis ©. 85 ff. 

19) Br. Lor. II. 4. 8 50 verbietet die Berwandlung von Lehn in Yidei- 
kommiſſe, geftattet aber mit Einwilligung der Intereffenten bie Einführung ber 
fideilommiffarifchen Succeffionsorbnnung. 
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oder Verſchuldung ded Lehns unterfagt und die Rechte des Lehnd- 
herrn nicht beeinträchtigt, bedarf es ſeines Conſenſes nur da, wo ihn das 
Partifularreht ausdrücklich fordert!?), Bauergüter in gutöherrlichem 
Berbande eignen fi zur Stiftung dann, wenn an ihnen ein fefte 
Erbrecht mit beitimmter Succeffionsordnung beftehbt und dad Gut 
auh an einen Erben gelangen Tann, welcher feine persona ha- 
bilis ift"‘). 

IV. Fideikommiſſe entftehen nur durch eine beſondere Stiftung, 
nicht durch Gefeß oder Gewohnheit, Obfervanz oder Verjährung”). 
&8 kann da8 Gut entweder ausdrüdlih für ein Fideikommiß, Ma 
jorat u. |. w. erflärt oder die Unveräußerlichleit im Intereſſe einer 
Familie jo beftimmt ausgeſprochen fein, daß ſich die Fideilommiß- 
eigenſchaft mittelbar durch Interpretation ergiebt'*®). 


18) Lewis S. 69 ff., Roth Med. Lehnr. 8 53. — Manche Geſetze fordern 
den lehnsherrlichen Conſens, beftimmen aber, daß er nicht verweigert werben 
bürfe, wenn bie Hechte des Lehnsheren nicht alterirt werben; vgl. Kraut 8 240. 
no. 8, 9, Haubold 8394 N. b, Lewis S. 76 ff. — S. Weimar’iches Gef. v. 
1833. $ 5: feine Genehmigung ift nur erforberlich, wenn etwa® an ber Succefflous- 
orbnung geänbert wird. 

19) Ueber dieſe ziemlich unpraktiſche Frage Lewis 8.79 ff. Das Pre. 
Landr. II. 4. 8 49 fpricht den Bauergütern die betreffende Oualität ab. 

Ueber bie lanbwirtbichaftlicden Erbgüter, welche nach dem Baier. Gef. v. 
22. Febr. 1855 in Folge einer Stiftung eine dem Fideilommiß verwandte Ratar 
annehmen können, vgl. Roth II. S 237, Sengler (3. Aufl.) 355, Bärn- 
reitber Stammgliter-Syfiem. 1882. S. 9 ff. Es find biefelben ein legislatori- 
ſches Gebilde ohne realen Werth, ba es bis zum J. 1872 nur 4 ſolche Erb⸗ 
güter in Baiern gab; Bluntſchli 8 69 räumt biefem neuen Imflitut eine zu 
große Bebentung ein. — Im Großherzogthum Heſſen ift das Inſtitut ber land⸗ 
wirtbichaftlichen Erbgüter in großentheils übereinſtimmender Weife burch Geſet 
vom 11. Sept. 1858 eingeführt. Danad kann ber freie Eigenthümer eines Land- 
guts von mindeſtens 15,000 Gulden Werth burch gerichtliche Urkunde oder Teſta⸗ 
ment unter landesherrlicher Bewilligung baffelbe für ein Erbgut erflären. Ir 
Folge davon barf ber jeweiltge Eigenthümer das Gut nım mit Zufliemung 
fämmtlicder Anerben veräußern, verpfänben ober mit Lafteu beſchweren und fällt 
baffelbe immer nur an einen Erben; die Übrigen werben abgefunden; bie Erb⸗ 
gutseigenſchaft erlifcht durch Widerruf bes Stifters, Abgang aller Anerben ober 
Einverflänbniß aller Betheiligten. 

15) Gemäß ber ältern Theorie läßt ber C. Max. Bav. II. 10. $2. 
no. 4 Fibeilommiffe auch durch Obſervanz entfiehben; vgl. aber Eichhorn 
8 868. N. oo. 

16) Lewis S. 88 ff. 
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Die Stiftung kann lebtwillig, in einem Teftament!”) oder Erb» 
vertrag, oder inter vivos durch einen einfeitigen oder vertragämäßigen 
Alt erfolgen‘); jedenfalld bedarf ed einer Urkunde, da die Dispo» 
fition dem Prinzip nad) für alle Ewigkeit gelten fol. 

Außerdem ift aber auch mindeſtens, wo es fih um Grund» 
ftücke handelt, eine irgendwie öffentliche Erklärung oder obrigkeitliche 
Bekanntmachung des Stiftungswillend erforderlih; wo Grundbücher 
beftehen, muß dad durch die Stiftung begründete Veräußerungds 
verbot im Grundbuch eingetragen werben). Denn damit dafjelbe 


IM, Auch in einem beftituten Teftament, da e8 nicht barauf ankommt, daß 
es in feinen fonftigen Beziehungen zur Ausführung gelangt, fondern daß eine 
unzweibeutige Willenserflärung vorliegt, Seuffert XXIX. no. 255. 

18) Partikularrechtlich werben nicht alle biefe Errichtungsmeilen zugelaffen, 
Lewis S. 121 ff. Nah dem Baden'ſchen Lor. art. 577°° nur grunbgefegmä«- 
Bige Hamilienverträge; nach dem Hannover'ſchen Gefe (Kraut $ 249. no. 9) 
einfeitige Dispofition (vgl. auch Grefe II. S. 501 R.i); Braunſchw. Gef. v. 
1858. 8 1: protolollarifhe Erklärung. — Maurenbreder 8217 a. A. fagt, 
Fideikommiſſe feten Güter, „welche durch Hausgeſetze für unveräußerlich erklärt“ 
find und fpricht auch weiter immer von Hausftatuten, Autonomie u. f. w., ent⸗ 
gegen bem gewöhnlichen Sprachgebrauch, welcher dieſe Ausdrücke nur beim hohen 
Adel verwendet. 

19) Preuß. Laudr. II. 4. 8 62 ff. (e8 follen aud die Fipeilommißanmwärter 
im Hypothekenbuch eingetragen werben, zufolge der Auffaffung, daß die Familie 
Obereigenthümerin bes Fideilommifjes fei); Preuß. Geſ. v. 5. Mai 1872, 8 10, 
Grundb. Ordn. 8 74 (bie Fideilommißqualität wirb auf Erſuchen ber Fidei⸗ 
kommißbehbrde eingetragen). — Haubolb $ 394, Sächſ. SB. 8 2530 (Yreies- 
leben S. 52 ff., 113 ff.) — Baden'ſches GB. art. 577°d. — Baier. Mand. v. 
1672, C. Max. Bav. III. 10. no. 2, Baier. Ed. v. 1818. $ 22: Eintragung in 
die Fideilommißartilel und Belanntmahnug tin öffentlihen Blättern, Lewis 
©. 130 ff. Rotb II. $ 222. 

Baulfen 8 45 fagt, die öffentliche Bekanntmachung fei nicht nothwendig, 
aber herkömmlich und der Borfiht gemäß, und Lewis ©. 141 ff. behauptet, 
daß nah gemeinem Recht eine ſolche Eintragung nicht geforbert werben könne, 
ja S. 125, 129 f. auch, daß e8 gar keiner Schriftlichleit ober Berlautbarung ber 
Stiftungsurfunde bebürfe. Diefer fog. gemeinrechtliche Standpunkt führt zu 
einem gemeinen echt, welches nirgends gilt und burch jedes Partikularrecht 
widerlegt wirb (vgl. au oben $ 5 NR. 7). — Gegen meine Bemerkung er- 
Härt fih Lewis bei Hirth S. 475 und bleibt Dabei, daß nach gemeinem Recht 
Formloſigkeit gelte. Er beruft ſich dafür auf das Würtembergiſche, Heffen- 
Caſſel'ſche und Schles. Holſtein'ſche Partikularrecht unter Anführung von Literatur. 
Das citirte Erkenntniß für Würtemberg (Schletter’s Jahrbb. VIL. S. 30) jagt 
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gegen britte Perfonen wirkte, müfjen fie die Möglichkeit haben, es 
fennen zu lernen?). 

Regelmäßig?) fordern die Partikularrechte überdied noch eine 
ftaatliche Beitätigung, ſei es ein Alt der gefebgebenden Gewalt”), 
jet es Iandeöherrliche®) oder gerichtliche Beftätigung”), öfter auch die 
Sreihtung eines Inventars *). 


nur, daß „landesherrliche oder richterliche Beſtätigung“ zur Gültigkeit eines bär- 
gerlihden Fideikommiſſes nicht erforderlich fe. Die Abhandlung von Büff 
(Ach. f. praft. R. Wiff. IV. 1857. S. 200-223, auf welche fi) einfah Wipper- 
mann kl. Schriften III. S. 37 beruft) handelt für Kurheſſen von ber Frage, ob 
bie Ianbesherrliche Beſtätigung erforberlich fei, flellt ein großes Material zufammen 
unb gelangt zu dem Refultat, daß e8 zweckmäßig fei diefelbe einzuholen. Paulſen 
8 45 fagt auch nicht, daß formioje Fideikommiſſe zuläffig feien, fonbern ſpricht 
von Stiftungsurkfunden, von Eintragung in bie Contraktbücher, und forbert für 
Berfügungen auf den Tobesfall bie Form berfelben. — Ich möchte fragen, ob 
ein formiofes Fideikommiß überhaupt beufbar ift und ob Lewis im Stande if 
ein folches irgendwo nachzumeilen. 

%) Lewis ©. 130 beruft fi für feine Anſicht (N. 19) darauf, daß nad 
Am. R. Hypothefen und Veräußerungsverbote auch ohne Veröffentlichung wirt. 
fam waren und verfällt fo in ben Fehler des Romanifirens, ben zu vermeiber 
er fonft fo eifrig beftrebt if. Denn wir kennen, abgefehen von ben gefetzlichen, 
feine Veräußerungsverbote und keine Hypotheken, welde ohne Beröffentlichung 
reſp. Eintragung wirkſam wären, und auch nah Röm. Recht madht bas auf 
PBrivatbispofition berubende Veränßerungsverbot bie erfolgte Veräußerung nicht 
nichtig; vgl. Windſcheid Band. I. 8 172: N.6 ff. 

21), Meines Wiſſens ftellen eine ſolche Forderung nicht auf nur bie Heifl- 
[hen Rechtsquellen, (Wippermann kl. Schriften III. S. 37), das Sidi. 88. 
(FSreiesleben S. 50) und bas Würtemb. R. (Stuttg. D. Zrib. in Schletter'a 
Jahrb. VII. S. 30); vgl. N. 19. — Wo die Partikularrechte die VBefätiguug nit 
ausdrücklich verlangen, ift biefelbe aus allgemeinen Grünben nicht zu forbern; 
Beſeler 8 176 zu N. 10, Lewis S.125 ff, Wippermann H. Schriften II. 
&. 81 ff. („iiber Beflätigung ber Familienfideilommißverträge“), Senffert XIX. 
no. 250 (Celle). 

=) Defir. GB. 8 627, Gef. v. 13. Juni 1868. 8 1; über älteres Defir. 
Recht Lewis S. 134 f. 

2) Preuß. Landr. II. 4. $ 56 (fir ſolche Fibeilommiffe, beren Neinertrag 
10,000 Thaler überfteigt), Baden'ſches GB. art. 577°° („beioubere Staatsbe- 
willigung“), Medi. Schwerin’icher Beſcheid v. 27. Aug. 1803 (landesherrliche Ge⸗ 
uehmigung), Weimar'ſches Gef. v. 22. Apr. 1833. 8 1, Braunſchw. Gel. v. 1868. 
81; ferner Grefe I. S. 299 f., Heimbach 8 325 N. 1 ff.; einzelne Nach⸗ 
weilungen noch bei Lewis S. 138 ff. — Nah dem Sächſ. GB. $ 2538, falls 
jpätere Abänberungen bes Fideilommiffes ausgefchloffen fein ſollen. — Rad 





8139. Die Errichtung bes Familienfiveilommiffes. 561 


Um für die Durchführung feines Willens in ber Zufmft Sorge 
zu tragen, kann der Stifter die Beitellung eined Curators für die 
Stiftung anordnen und die Aufficht über fie einem Gericht, beſonders 
bem judex rei sitae, übertragen”). 

So lange nody Niemand aus der Stiftung ein Recht erworben 
hat, aljo weder eine vertragdmäßige Errichtung ftattgefunden hat, 
nod Jemand in den Genuß ded Guts gefommen ift, fann die Stiftung 
widerrufen werden”). Sit die Fideikommißeigenſchaft bereitö in das 
Srundbud eingetragen worden, fo bedarf ed der Löihung®). 

V. Boraußfegung für die Gültigleit einer Fideikommißſtiftung 
ift, daß der Stifter die völlige Diepofitiondfreiheit über das Gut 
hat”) und durch die Stiftung fein Pflichttheildrecht verletzt. Wird 
duch Einführung der Imdividualjucceffion ein Notherbe in feinem 
Pflichttheil verlegt, jo hat er, wenn dad Fideikommiß erft nach dem 
Tode ded Stifter in Kraft tritt, die querela inofficiosi testamenti, 
und wenn ed bei Lebzeiten des Stifterd wirkſam wird, eine der 
querela inoffieciosae donationis nachgebildete Klage”). Auch kann 
die Stiftung die Rechte der bereit3 eingetragenen hypothekariſchen 
Gläubiger, insbeſondere ihr eventuelled Veräußerungsrecht, nicht ber 
einträchtigen?!); aber auch wegen nicht eingetragener Schulden kann 


Livländiſchem Recht, weun es ſich um ererbte® Gut im Gegenſatz bes wohler- 
worbenen handelt, v. Bunge a. a. O. (NR. 11) II. 8401 N. g. 

4) Baier. Ed. v. 1818. 8 22 (Kraut 8249. no. 7), nach älterm ſächſ. 
Recht (Haubold 8 394 N. a). 

Sich. SB. 8 2582 vgl. mit $ 632, Roth II. 8 228. I, Lewis 
©. 159 f. 

2) Lewis ©. 166 ff. 

2) 3.8. Oeſtr. GB. 8 628. 

28) Lewis S. 175 fi. 

29, In Bezug auf Lehn- u. Bauergüter vgl. N. 12. 

20) Lewis S. 56 fl. — Da beim hohen Abel das allgemeine Pflichttheils- 
recht nach den Hausgefegen nicht zu gelten pflegt, fo gilt der obige Sat bei hoch⸗ 
abligen Fideilommiffen auh nur eingefhräntt; vgl. S. Meyer ©. 37 ff., 41f. 
— Anh kann nah dem Deftr. GB. 8 628 ber Stifter felbfi das Fidei⸗ 
tommiß widerrufen, wenn ihm ein männlicher Erbe geboren wirb, ber in der 
Stiftung nicht begriffen if. — Ein Abzug der quarta Trebellianica iſt unzu- 
fig, Köln. RO. v. 1663. I. 8 12, Pufendorf I. obs. 146, Lewis 
©. 61 fi. 

31) Lewis ©. 318. 

Stobbe, Privatrept II. 2. Aufl. 36 
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dad But, jo lange ed ſich noch in der Hand des Stifters befindet, 
von den Gläubigern, wenn fie aud dem übrigen Vermögen nicht be 
friedigt werden, im Anſpruch genommen werben®). 
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I. Die ältere Literatur und viele Gefehe nehmen an, daß der 
Fideikommißbeſitzer nicht wirklich Cigenthum, fondern nur ein do- 
minium utile babe, indem dad dominium directum der Familie 
ald Geſammteigenthum, ald Eigenthum einer juriftiichen Perjon zu- 
ftehe, oder dat dad Gut im Miteigentbum ded Fideilommibbefigers 
und der Anwärter ſtehei)y. Im der Gegenwart berriht die Aufs 


=) Dernburg und Hiurichs Preuß. Hyp. R. S. 407. 

1) Br. Lor. II. 4. 8 72, 73; Preuß. Reſkr. v. 29. Aug. 1809: „ſämmtliche 
Fipeilommißinterefjenten find als gemeinjchaftlihe Eigenthümer ober vielmehr 
als Miterben zu betrachten”; Preuß. Präj. v. 11. Febr. 1850 (Entſch. XIX. 
S. 128); vgl. auch Göppert Beiträge zur Lehre vom Miteigenthum. 1864. 
S. 8f. — Oeſtr. GB. 8 629: „bas Eigentbum bes Fibeilommißvermögens if- 
zwifhen allen Anmärtern und bem jebeemaligen Fideilommißinhaber getheilt. 
Jenen kommt das Obereigenthum allein, dieſem aber au das Nutungs- Eigen- 
tbum zu.” — Ueber das Baier. Recht Kraut $ 250. no.3 u. 7, Pözl Ztidr. 
f. d. 8. XVI. ©. 367, Lewis S. 184 N. 25, Rotb II. 8 223. 

Ueber die Anfichten in ber Literatur Dunder Geſammteigenthum ©. 122 fj.; 
Lewis S. 180 ff., vgl. die Titate bei Seuffert X. no. 276. — Auch v. Sa- 
vigny vertheibigt biefe ältere Anficht, wenn er (Syſt. VIII. S. 305 f.) fagt, 
der Fibeilommißbefiter, ebenfo wie ber Lehnsbefiter habe ein Tebenslängliches 
Recht des Yruchtgenuffes; bei feinem Tode falle das Gut an den Eigenthümer, 
d. 5. die fideikommißberechtigte Familie, in ber Weife zurüd, baß ein be 
fiimmtes Mitglieb derſelben jetzt in den lebenslänglichen Fruchtgenuß eintrete; 
Lehen und Fibeilommiffe gehörten gar nicht zur Erbſchaft. — Nur mit Bezug 
auf Stammgüter ſpricht v. Gerber Abhh. S. 119 eine ähnliche Anſicht aus: 
„das Gut gehört hiebet ber Yamilie, d. 5. ber Geſammtheit ber Agnaten. 
Diefe wird nicht als eine juriftiihe Perfon gebacht, fondern als eine natürliche, 
fittlide Einheit.” — Wippermann 1. Heft S. 55 ff. nimmt ein Obereigen- 
thum ober Miteigenthum ber ganzen Familie an unb weift auf Grundlage 
biefer Anfiht die große Verwandtſchaft von Fideilommiſſen und Ganerbichaften 
nad; er fommt fogar S. 58 zu bem Reſultat, daß zwiſchen ihnen gar fein 
Unterfied wahrzunehmen fei. Wegen feines unrichtigen Ausgangspunfts über- 
flieht er, daß die Ganerben in ber That Miteigenthlimer find, während beim 
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fafjung vor, daß der dur die Stiftung berufene Beſitzer Eigen» 
thümer wird, aber in der Ausübung ded Eigenthums foweit bes 
Ihränft ift, ald ed der Zwed der Stiftung fordert, wonad das Gut 
ungefhmälert in der Familie vererbt werden fol). Er darf es 
daher nicht veräußern, belaften oder in der Art benüben, daß bie 
Subftanz oder der Werth des Guts leidet. Sein Recht findet eine 
Schranke an dem Succeffiondrecht der Samilienglieder. — Abgejehen 
davon, daß der Begriff des Untereigentbumd und Gejammteigen» 
thums unhaltbar ift, haben die Anwärter fein Eigenthum, fein gegen 
wärtige8 Recht am Gut, jondern nur ein unentziehbares Erbrecht 
und der Befiger hat nicht ein dominium utile oder jus in re alinea, 
jondern wirkliches, aber befchränftes Eigenthum. 

II. Der Fideikommißbeſitzer bewirthfchaftet das Gut in eigenem 
Intereſſe. Er hat die regelmäßigen Laften und Abgaben zu tragen, 
muß die nothwendigen Reparaturen aud feinen eignen Mitteln, reſp. 
den Früchten des Guts beftreiten, wird Eigenthümer der Frucht bes 
reits mit der Separation und bat ein Recht auf die außerordents 
lihen Crträgnijfe, indbefondere auf den im Boden gefundenen 
Chap?); er zieht auch die Nupungen eines auf dem Fideikommiß 


Familienfideilommiß die Anwärter nicht Eigenthümer, fondern nur fucceffions- 
berechtigt find. 

2) Baden'ſches GB. art. 577°°: der Beſitzer hat „ein ungetheiltes Eigen⸗ 
tbum, das aber in feinem Gebrauch befchränft und in feinem Genuß belaftet 
if.” — Dunder ©. 122 ff., v. Gerber Abhh. S. 118 ff. Beſeler 8 176. V. 
(der aber den Anmwärtern felbfländige dingliche Rechte zufchreibt), Bluntſchli 
8 68. 3 (er erflärt ein Gefammteigentyum ber Familie für möglih), Walter 
8 471, Lewis S. 168 ff. v. Ihering Iahrbb. X. S. 523 N.163. — Gierke 
in Grünhut's Ztſchr. V. ©. 568 f. bezeichnet Die obige Auffaffung auch als bie 
„für Die gemeinrechtliche Geftaltung des Inftituts allein zutreffende”, giebt aber 
©. 587 N. 66 de lege ferenda der Preufiichen Geftaltung (oben N. 1) ben 
Borzug; „denn die forporative Organifation jeber fideikommißbeſitzenden Familie 
ift, wie biftorifch der berechtigte Abjchluß einer im übrigen coupirten Entwidlung, 
fo praftifh das geeignetfte Mittel zur Bejeitigung ber gegen bie Fortdauer bes 
ganzen Snftituts erhobenen Einwände”; vgl. auch 587 f. — Ich glaube nicht, 
daß eine Zeit, welche die Fideikommiſſe aufheben will, fich zufolge biefer Con⸗ 
firultion irgendwie von ihrem Unternehmen abhalten laffen wird. 

9 Er erſcheint als außerorbentliher Ertrag, nicht als Zuwachs des Fidei⸗ 
fommifjes, Walter 5471 N. 2, Lewis S. 190 f., wogegen nah Sächſ. GB. 
8 2531 er die Subſtanz bes Fibeilommiffes vermehrt, und nad Oeſtr. Hecht 
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vorhandenen oder von ihm angelegten Bergwerk wie jeder andere 
Bergwerföbefiber‘). 

Der Beliger kann dad Gut vermiethen oder verpacdhten, aber 
nicht in Erbpacht geben®); fein Nachfolger ift, wenn er nicht zugleich 
fein Erbe wurde, an den Mieth= oder Pachtvertrag nicht gebimden, 
falls er nicht feinen Conſens erflärt hat, oder nicht nad) Partikular⸗ 
recht die nicht über ein beſtimmtes Marimum von Sahren (9, 
12 Zahre) hinaus abgefchloffenen Mieth⸗ oder Pachtverträge auch für 
die Succefforen verbindlich finds). Servituten, Renten, ein usus- 
fruetus u. ſ. w., welche der Beſitzer beftellte, werden mit dem Tode 


(v0. Kirchſtetter zu 8 401 des GB.'s) die Hälfte dem Beſitzer zufällt, Die an- 
dere Hälfte zum Stamm bes Guts geichlagen wird. 

4) Ohne Unterſtützung durch Geſetze oder Praris ift die Anfiht von Lewis 
&.192 f., daß der Fideilommißbeflger, wenn er ein Bergwerk anlegt, ganz 
ebenjo als wenn es ein Dritter thäte, dem Fideikommiſſe eine Eutjchädigung zu 
leiften babe, welche Fideilommißeigenjchaft annehme und von ber er dann ſelbſt 
wieder die Nußungen beziehe. Das Bergwerk ſelbſt gehöre dem Fideilommißbe- 
fiter als allobiales Recht; er dürfe es veräußern und nach ben gewöhnlichen 
erbrechtlichen Grundfägen vererben. — Indeſſen unternimmt ber Befiter das 
Bergwerk nicht als eine dem Fibeilommiß fremde Perfon, jondern als Eigen- 
thümer; die Anlage bat lediglich die Natur einer Kulturveränderung, einer be 
rechtigten Ausnutzung der Subftanz und von einer befonderen Eutſchädigung 
fann keine Rede fein, da das Bergwerk ja auch ven Nacfolgern zu Gute iommt. 
— Ebenſo wenig ift die Anficht von Lewis S. 193 begrünbet, daß ber Befiker 
das Bergwerk als allodiales Recht veräußern dürfe. 

Undererfeits kann ich auch nicht der Anfiht von Lewis (©. 195; bei 
Hirth S.481 N. 1) zuſtimmen, daß bei den in Prämienpapieren angelegten 
Geldfideikommiſſen der auf ein Papier fallende Gewinn dem Befiter zufalle. 
Bielmehr tritt das Kapital, der Gewinn an Stelle ver im Papier enthaltenen 
Forderung; daſſelbe ift daher neu anzulegen und e8 kommen allein die Zinſen 
von dieſem Kapital dem Fibeilommißbefiger zu gute. — Nach der Anficht von 
Lewis würde, wenn 3.8. ein Braunfhweiger Zwanzig-Thaler-Loo8 einen Ge⸗ 
winn von mehreren Tauſend Mark machte, ber Fideilommißbefiger benjelben 
für fi nehmen und das Fideikommiß geſchädigt werden, indem baffelbe bas 
%008 verlöre, welches doch auch vor der Ziehung einen beflimmten Kurswerth 
batte, und nichts an deffen Stelle erhielte. 

5) C. Max. Bav. III. 10. $ 23. no.4. 

6) So nad Baier. u. Heſſ. Redt, Lewis S. 196. — Dagegen kann ih 
nit mit Lewis S. 197 annehmen, daß ber Pächter zurldtreten barf, wenn 
der Nachfolger nicht Erbe des Vorbeſitzers wird. 
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des Conſtituenten hinfällig”)... Nur böchit partilulär hat er Caution 
wegen ordnungdmäßiger Nubung zu leiften®). 

Der Befiger ift zu Prozeſſen über das Gut legitimirt und die 
Anwärter, welche übrigend ein Interventionsrecht haben?), find an den 
Ausgang derjelben gebunden. 

III. Das Eigenthum des Fideilommißbefigerd wird mannig- 
fah durch die Anwärter beſchränkt. Da fie ein Recht darauf haben, 
fünftig unvermindert und unverjchledhtert das Fideikommiß zu er- 
werben, fünnen fie die Verwaltung ded Guts beauffichtigen”) und 
bei jchlechter Wirthichaft dem Gericht Anzeige machen, damit dieſes 
Vorkehrungen zu ihrer Sicherheit treffe‘). Bei wichtigeren Diöpo- 
fitionen!), welche ftreng genommen unzuläjfig wären, aber feine 
wejentliche Veränderung der Stiftung bewirken, bedarf ed ihrer Zu⸗ 
ziehbung. So iſt e8 dem Fideilommißbefiger nach Partikularrechten 
geitattet, mit Genehmigung einiger Fibeilommißanmärter oder der 
Obrigkeit einzelne Parzellen ded Guts zu veräußern oder zu vertaujchen, 
unter der Vorausſetzung, daB dad dafür erlangte Yequivalent zum 
Bortheil des Fideikommiſſes verwendet wird"). 


) Lewis ©. 224 ff. 

8) C. Max. Bav. III. 10. $ 12. no. 4: auf Begehren, bei anfcheinenber 
Gefahr. — Keine Berpflihtung nah dem Sächſ. GB. $ 2532. — Lewis 
©. 161 ff. 

9%) Nah Preuß. Lor. II. 4. 8 117 ff. fol er die beiben nächſten Anwärter 
bei ber Prozeßführung zuziehen ober Vollmacht von ihnen beibringen. — Ueber 
Bergleihe Lewis ©. 228. 

9%, Sie können fordern, daß ber in das Fideilommiß eintretenbe Erbe 
ein Inventar Über baffelbe aufnimmt, Lewis ©. 155 ff., 159. 

10) Pözl 860 N. 3. — Oeſtr. GB. 8 630: „das Obereigenthum be- 
rechtigt die Fideikommißanwärter, die Hinterlegung der Fideikommißſchuldſcheine 
zu Gerichtshanden zu verlangen, eine üble Verwaltung der Fideikommißgüter ge⸗ 
richtlich anzuzeigen, zur Vertretung bes Fideikommiſſes und ber Nachkommenſchaft 
einen gemeinjchaftlichen Fideikommißkurator in Vorſchlag zu bringen, überhaupt 
alle zur Sicherheit der Subſtanz nöthigen Maßregeln zu treffen.” 

1) Weber Prozeſſe vgl. N.9. — Detail bei Lewis &.317—319. 

12) Preuß. Edikt 3. Beförderung der Landeskultur v. 14. Sept. 1811. 8 6: 
die Anwärter follen nicht einer veränderten Benutung, insbejondere nicht außer⸗ 
ordentlichen Holzverläufen widerſprechen, falls biefe Operationen nach bem Gut⸗ 
achten zweier Kreißverorbneten nöthig find und die dadurch gewonnenen Gelder 
in bie Subftanz ber Güter oder zur Tilgung ber Fideikommißſchulden verwendet 
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Mub der Fibeilommißbefiger dad Gut oder Theile deſſelben 
in Folge einer &rpropriation abtreten oder grundherrliche Rechte, 
inöbefondere Reallaften, in Folge von Ablöfungen aufgeben, fo treten 
die Entſchädigungsgelder gleichfalls an Stelle des urjprüngliden 
Objekts 13). 

IV. Hat ein Fideikommißbeſitzer freiwillig und ohne die an⸗ 
gegebenen Vorausſetzungen, welde ihn dazu berechtigen (RR. 12), 
dad Fideikommiß oder Stüde deffelben veräußert, jo ift diefe Ver: 
Außerung anfechtbar *). Selbit der Beräußerer Tann fie wider: 
zufen, falld er in bona fide war, alſo indbejondere die Fideikommiß— 
eigenjchaft nicht Fannte, muß aber dem Erwerber fein Snterefje er 
legen "®). 

Die Anwärter, weldye in die Veräußerung nicht eingemilligt 
haben!e), dürfen ohne Berpflidhtung zum Erſatz des Kaufpreijes") 


werben. — Preuß. Gemeinbeitstbeilungs Orbn. v. 1821. $ 153. — Preuß. Ge. 
v. 15. Febr. 1848. $ 15-19: bei Umtauſch oder Beräußerung von &utepar- 
cellen ober Pertinenzen, bei Anlegung von Fideikommißgeldern, Aufnahme not 
wendiger Darlehen auf die Fideikommißeinkünfte follen zwei Anwärter zugezogen 
werben unb bei etwaigem Widerſpruch berfelben durch Schiedsrichter entſchieden 
werben, ob die Maßregel zwedmäßig fe. — Preuß. Gef. v. 3. März 1850. 
81,3, 4: Einzelne Barcellen können veräußert werben, wenn bie Behörde be⸗ 
fheinigt, daß es den Intereffenten nicht nachtbeilig ſei; das Kanfgelb tritt an 
die Stelle des veräußerten Trennftäds; Gef. v. 27. Juni 1860. — Baben’jches 
88. 8 577°®. 

38) Lewis ©. 435 ff. Bei Erpropriation des gauzen Fibeilommifjes meint 
berjelbe, dürfe der Beſitzer bie Gelber nicht in Grundſtücken wieber anlegen, ſon⸗ 
bern verwanble fi) das Grund⸗ in ein Gelpfibeilommiß; Seuffert XL no.68 
(Kübel): die Anlegung in Grundſtücken fer vorzuziehen, boch fiehe e8 bem Be⸗ 
fiter auch zu, dafür gute zinstragende Papiere zu kaufen. 

14) Bu den anfechtbaren Beräußerungen gehört e8 auch, wenn ber Beſttzer 
das Gut an einen Anwärter abtritt, welcher zur Zeit von bes Erfteren Tode 
nicht ber nächſte iſt. Dann kann der nähere auf Grund der Stiftung bein Tote 
bes Beräuferers das But an ſich ziehen, Lewis ©. 234. 

15) Lewis ©. 241 ff., BL f. Rectepfl. in Thür. XXIL ©. 131 |, 
C. Max. Bav. III. 10. $ 25. no. 3, melde Stelle Lewis ©. 249 irrig inter 
pretirt. . 

16) Nach dem Baier. Ep. v. 1818. 8 52 haben auch bie eimwilligenten 
Anwärter diefe Klage, wenn bie Beräußerung ohne Genehmigung bes Berichts 
erfolgt iſt. 

IT) Der reſtituirende Befiter kann fi) wegen bes Erſatzes bes Kanfpreiiet 
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dad widerrechtlich veräußerte Gut von dem Befiger mit der Revo⸗ 
Tationdflage von dem Zeitpunft um herausfordern, daß ihnen auf 
Grund der Succeffiondordnung die Nachfolge in das Fideikommiß 
eröffnet ift). 

Die Controverfe, ob aud diejenigen Defcendenten ded Ber- 
äußererd, welche feine Allodialerben wurden und daher nach allge- 
meinen Regeln facta defuneti für ſich gelten laſſen müſſen, die Ver⸗ 
äußerung revociren dürfen, iſt in den Partikularrechten verjchieden 
geregelt worden‘). Wo ed an pofitiver Entſcheidung fehlt, ift ihnen 
die actio revocatoria zuzuſprechen, weil fie nicht ald Erben des 
Beräußererd, ſondern ald durch die Stiftung berufen fuccediren, 
und weil fie, wenn man dies nicht zugeben wollte, ſchlechter geftellt 
wären, als der in bona fide veräußernde Befiger ſelbſt (N. 15); 
doch müſſen fie dem Beklagten den gezahlten Kaufpreis erſetzen. 

Wer in die Veräußerung willigte, darf fie ſpäter nicht wider- 
rufen (R. 16); doc bindet feine Genehmigung nicht feine Defcen- 
denten, jelbft wenn fie jeine Erben wurden”). 


nur an ben Beräußerer und befien Erben halten. — Für den Erfag der im- 
pensae gelten die gewöhnlichen Regeln Über b. unb m. f. possessio. 

18) Breuß. Lor. II. 4. 8 79, Sächſ. GB. 8 2534, Lewis ©. 243 ff., 261. 
— Früher nahmen einzelne Gelehrte an (vgl. dariiber Seuffert X. no. 276 
und Lewis S. 244 ff.), daß buch die verbotene Veräußerung das Eigenthum 
ipso jure an ben nädften FSibeilommißfolger falle und demgemäß auch fchon 
vorber derfelbe zur Revokationsklage berechtigt fei. Man fuchte diefe frühere Klage 
auch aus dem behaupteten Gefammteigenthbum ber Familie zu rechtfertigen. Ent⸗ 
fprechend befimmt C. Max. Bav. III. 10. $ 25. no. 3, baß der Tob des Ver⸗ 
äußerers nicht erft abgewartet zu werben brauche. 

29) Weber biefe Kontroverje vgl. Lewis S.253 ff.; daß fie das Revoka⸗ 
tionsredht haben C. Max. Bav. III. 10. 8 25. no. 2, vgl. auch 8 24. no.1, 
Mittermaier 5 158 N. 44, Walter 8471. III, Bejeler 8 176. VIL b, 
Roth B. II. 8 225 N. 28 und die bei Lewis ©. 254 N. 156 citirten; — 
daß es ihnen nicht zuſtehe Sächſ. GB. 8 2534, Senffert VII. no. 338 (Kiel), 
DL. f. Rechtspfl. in Thür. XXI. ©. 132 ff, Sengler (3. Aufl.) 8 181, Lewis 
und bie bei ihm ©. 259 citirten, denen ſich in den neueren Ausgaben aud 
v0. Gerber 8 84 N. 12 angeichloffen bat. 

%) C. Max. Bav. III. 10. 8 24, Baier. Ep. 5 88, Oeſtr. GB. 8 682; vgl. 
auch Lewis ©.454 f. — Dabei findet fih im ber Literatur öfter die Auficht, 
baß der Erbe gebunben fei, wenn ber Anerbe für fih und feine Erben ver- 
zichtete; fie bat auch in Bartikularrehten Ausdruck gefunden, Sächſ. GB. 
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Eine unftatthafte Veräußerung wird in Rüdficht auf ihre Wir- 
fung meiften® ald nichtig und die Revofatorienflage ald Vindikation 
behandelt, der Veräußerer jei Eigenthümer geblieben und die An— 
wärter würden der Reihe nad, wie fie zur Succeffion berufen 
würden, auch ohne Beftb des Guts durch Erbrecht Eigenthümer‘!). 
Dagegen iſt im Zuſammenhange mit den für das Beiſpruchsrecht 
der naͤchſten Erben und für den Retrakt geltenden Sägen?) zu be 
haupten, dab die Veräußerung nicht nichtig, ſondern nur revofabel 
ift und daß der Erwerber in der That Eigenthümer geworden it. 
Aber er ift verpflichtet ebenfo wie ein Cigenthümer, gegen welchen 
die Erpropriation geltend gemacht wird, oder wie ein Eigenthümer, 
welcher zu Unrecht im Hypothekenbuch eingetragen ift, fein Eigenthum 
an den Fideikommißnachfolger abzutreten und wird, wenn er ed nicht 
freiwillig thut, im Prozeß dazu gezwungen. Gemäß der allgemein 

verbindlichen Kraft der Stiftung follte er nicht Eigenthümer werben 
und muß fein Recht aufgeben, wenn ein Intereffent gegen feinen Er 
werb Widerſpruch erhebt. 

Da für jeden Anwärter die Nevofatorienflage actio nata erſt 
mit dem Augenblick ift, wo er zur Nachfolge berechtigt ift, jo verjährt 
fie au für jeden befonderd; die Fideikommißeigenſchaft des Guts 
ift unverjährbar®), ganz bejonderd dann, wenn fie in dem Hypo: 
thefenbuch eingetragen ilt. 

Wenngleich im allgemeinen die Veräußerung ded Fideikommiß⸗ 
guts oder einzelner Theile deijelben wegen der Wirkung ded Stif- 
tungswillens für alle Zeiten unerlaubt ift, jo haben fie doch die Par- 


8 2537 (vgl. auch $ 2561) und bas bei Lewis ©, 454 N. 86 angeflihrte Groß⸗ 
herzogl. Heff. Geſetz. Dagegen wirkt nad bem Deflr. GB. 8 682 ber Berzicht 
nur für ben Berzichtenden jelbft. 

. 2) Mittermaier 8158, IV, v. Gerber 8 84 N.13, Abhh. ©. 125 
(„die Beräußerung ift .abjolut und ipso jure nichtig”), Befeler 8 176 R. 8, 
Freiesleben S. 102 ff. (relative Nichtigkeit), Lewis ©. 235 ff. und bie bort 
citirten. 

39) Dben HET N.I2H,SEIN.IF. 

22) O. Max. Bav. III. 10. $ 22. no. 6, Preuß. ?br. IL. 4, $ 122, 123. — 
Nah dem Oeſtr. GB. 8 1474 geht biefe Eigenichaft verloren „durch einen frei 
eigenthümlichen Beſitz von 40 Jahren”, und ebenjo ift nach Großhrzgl. Heff. Gel. 
v. 1558. art. 16 ein Eigenthumserwerb „durch erwerbende Berjährung“, d. 5. 
alfo die Erlöſchung der Fideikommißeigenſchaft möglich. 
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tifularrechte unter Beobachtung beftimmter Formen für zuläjfig erklärt; 
vgl. darüber unten VIL 

V. Wegen der Unveräußerlichleit darf das Fideikommiß nicht 
mit Hypothekenſchulden beichwert**) und dürfen für die Schulden 
des Fideikommißbeſitzers auch nur die Früchte des Guts iu Anſpruch 
genommen werden). Für die Schulden des Vorbeſitzers haftet 
derfelbe im allgemeinen nach den regelmäßigen Grundfäßen des Erb» 
rechts, d. h. nur wenn er fein Univerfalfucceffor geworden if. Doch 
treten in diefer Beziehung einige Modifikationen ein). 

Unbedingt bat jeder fpätere Erwerber, gleichviel ob Univerjal- 
fucceffor oder nicht, für folde Schulden einzuftehen, welche der 
Stifter felbit auf dad Gut legte, befonderd zur Abfindung der Rechte 
der Notherben oder zu Erwerbung ded Guts. Sie gehören zum 
Beitande des Fideilommibvermögend, in weldhen der Erwerber bed 
Guts juccedirt®). 

Außerdem erſcheint aber auch der Fideilommißbefiger als berech- 
tigt, mit Berbindlichkeit für die Nachfolger das Gut mit Schulden 
zu belaiten, wenn dadurch eine für die Stiftung im Ganzen und 
den Werth des Fideifommiffes vortheilhafte Wirkung erreicht wird: 
ſog. Fideikommißſchulden. Dahin gehören Schulden zur Ablöjung 
von Laften, zur Kultivirung von biöher wenig angebauten Guts- 
theilen, zur Errichtung von nothwendigen oder nützlichen Gebäuden, 
zur Aufführung von Deichen, zur Wiederherftellung des durch Un⸗ 
glücksfälle reducirten Inventars, zum Anlauf von dem Gut einzu- 
verleibenden Parzellen, zur Abtragung derartiger Schulden, zur Füh⸗ 
rung von Prozeſſen u. f. w.*%). Da ſolche Fideikommißſchulden im 
Intereſſe ded Fideifommißvermögend gemacht find, jo tritt für fie 
die der Behandlung der Lehnäfchulden analoge Modifikation ein, 
daß die Verpflichtung zu ihrer Abtragung nicht auf die Allodial- 


Ba) z. B. Regelsberger baier. Hyp. R. S. 238, 363. 

3) Man kann das Gut für unveräußerlich erklären, aber nicht bie 
Erekution in die Nutzungen nnterfagen, Seuffert XXXII no. 156. 

3) Bol. darüber beſonders v. Gerber zur Lehre von ben Lehne- und Fa⸗ 
milienfideikommißſchulden, in |. Abhh. I. &. 159-187, Lewis ©. 291 ff. 

5) v. Gerber Abhh. I. S. 171. 

%) C. Max. Bav. III. 10. 8 19, ®reuß. Lor. II. 4. 880, 81, 84—86, 
114, Baden'ſches GB. 8 577 °P ff., 0. Gerber Abhh. S. 175 fi. 
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erben des Schuldnerd, jondern nur auf die Fideilommißfolger über 
geht; dad Fideilommißvermögen bildet eine eigene Vermögensſphäre 
und die Fideikommißſchuld geht mit dem Gut jelbft auf den Er- 
werber deſſelben über”). 

Hat der Fideilommißbefiger aus feinem jonftigen Bermögen, 
nicht aus den Grträgniffen ded Guts, einen Aufwand gemadt, 
welcher, wenn er für diefen Zwed eine Schuld aufgenommen hätte, 
fie als Fideikommißſchuld ericheinen ließe, fo beftebt, falls jein Allodial- 
erbe nicht zugleich in das Fideikommiß folgt, eine Schuld des Fidei- 
fommißpermögend gegenüber dem Allodialvermögen, weldhe gleichfalls 
von den Fideifommißfolgern übernommen werden muß®). 

Fideikommißſchulden haften im allgemeinen nur auf den Früch 
ten®) und find vom Beſitzer aus den Grträgniffen des Guts zu 
tilgen. Defter ift vorgefchrieben, dab bei der Aufnahme eine 
Darlehens zugleih ein vom Befiter einzuhaltender Zilgungsplan 
aufgeftellt werden fol). Wegen Nichtbezahlung der Schulden 
fommt es daher nur zur Sequeftration, nit zur Subbaftation 
des Gutd‘t). 

Nah andern Partikularrechten haftet aber auch das Gut felbft 
für die Fideifommißjchulden und kann e8 zur Subhaftation deſſelben 
fommen®). Sollte durch fie noch ein Ueberſchuß nach Bezahlung 


27) 9. Gerber Privatr. $ 84, Abhh. S.173 ff. bat für die Dispofitionen 
bes DBefigers, durch welche er auf bas Gut eine Fibeilommißfhuld legt, ben 
Ausdrud Nachſtiftung eingeführt; wer bas Fideilommiß erwerbe, müfle and 
biefe Nachſtiftungen anerfennen. 

38) 9, Gerber Abhh. S. 177 ff, Lewis S.295 ff. S. 418 ff., — Oeſtr. 
EB. 8641. — Nur fehr beſchränkt anerfannt im Pr. Lbr. II. 4. 8 218— 221. 
— Bol. auch Hefl. Ed. $ 62; das Braunſchw. Gef. v. 1858. $4 kennt aud 
feinen ſolchen Erſatzanſpruch. 

29) z. B. Oeſtr. GB. $ 642, Baden'ſches GB. art. 157700. 

20) Preuß. Lor. II. 4. $ 96—103, Oeſtr. GB. 8 638, 639, Baier. Ed. 8 63, 
Braunfhw. Geſ. v. 1837. 8 22, Großherzogl. Hefi. Geſ. art. 21, Seuffert 
XXVII. no. 241. 

Sind einzelne Termine nicht bezahlt, fo Tann fi der Gläubiger wegen 
ber Rüdftäinde nad dem Tode bes Schuldners nur an den Allodialerben, nicht 
an ben Fibeilommißbefiber halten, Preuß. Zr. II. 4. $ 215, 16, vgl. auch Def. 
GB. 8 640, wonach der Ießtere body in subsidium haftet. 

21) Preuß. br. II. 4. $ 108, 109. 

3) C. Max. Bav. III. 10. 8 18; das Baier. Ed. unterfcheipet zwifchen 
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der Schulden erzielt werden, fo ift derjelbe wieder ald Fideikommiß 
anzulegen ®). 

Da durch die Aufnahme von Fideilommißfchulden der Reins 
ertrag des Guts vermindert wird und eventuell dad Gut jelbft der 
Stiftung entzogen werden kann, machen die Partikularrechte ihren 
Vebergang auf die Fideikommißfolger nody von weitern Voraus— 
febungen abhängig: die Verſchuldung ſoll nicht über den dritten 
Theil des Werths hinaus gehen“); ed joll die Genehmigung der 
Obrigkeit?) oder des Landeöheren), von allen Anwärtern oder von 
einer beftimmten Zahl derjelben, reſp. auch noch von einem bejon» 
dern Curator des Fideikommiſſes eingeholt”), e8 fol die Schuld in 
die Fideikommißmatrikel eingetragen werden?) u. |. w. 

VI Wenn das Fideilommiß von dem Allodialvermögen zu 
trennen ift, treten im allgemeinen ähnliche Grundſätze wie bei der 
separatio feudi ab allodio ein ($ 127)%). Es wurde bereitö be 
merkt, daß der Allodialerbe Anſpruch auf Erfah bat, wenn der Bor: 


Schulden, welche auf ben Früchten, und ſolchen, welde auf den Früchten und 
auf dem Gut haften, Lewis S. 301f., Roth B. II. $ 226, 234. — Braun- 
fchweig. ©ef. v. 1837. 8 22. — Nah dem Preuß. Landr. II. 4. $ 104 haften 
auf der Subftanz folde Schulden, welche ber Stifter bei ber Errichtung auf 
das Gut gelegt hat, und diejenigen, weldhe aus feinem Allobialvermögen nicht 
bezahlt werben können. 

3) Preuß. Lox. II. 4. $ 110, 111. 

24) Deftr. Geſetzgebung bei Lewis ©. 304 f. 

20) Deftr. GB. 8 635, Baier. Ep. 8 58; Über Preußen Lewis S. 307 fi. 

260) Baden'ſches Lor. art. 577°4, Braunfchw. Geil. v. 1837. 8 22. 

3) Preuß. Lor. II. 4. 8 80, 87—95, Preuß. Gef. v. 15. Febr. 1840. 8 19, 
Baier. Ep. 8 61, Sächſ. GB. 8 2533 (Freiesleben S. 84 ff.); über das Heff. 
Recht Lewis ©. 313 f., Über das Deftr. Lewis S. 304 f. 

Lewis S. 299 f. beftreitet vom gemeinrechtlicden Standpunkt aus, baf der 
Conſens ber Fideilommißfolger von irgend welcher Bedeutung fei. Zuzugeben 
ift, daß ohne einen derartigen partilulären Rechtsſatz ihr Conſens nicht bewirken 
kann, daß die Subftanz des Guts für die Schuld haftet. Aber anbererfeits ift 
nicht zu bezweifeln, daß wenn ein confentirender Anwärter zur Succeffion ge- 
langt, er die Schuld als Fideikommißſchuld gelten laffen und fie mit ben Früchten 
verzinfen und abzablen muß. 

38) Baier. Ed. 8 57. 

39 Bgl. befonders Lewis S. 410 ff., Preuß. For. II. 4. 8 206 ff. Freie#- 
leben S.137 ff, Roth ®. I. 8 236. j 
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befißer fein Vermögen zu außerordentlichen Verbeſſerungen ded Fi⸗ 
deifommiljed verwendet bat (vgl. N. 28), umgefehrt haben die 
Allodialerben dem Fideikommißbeſitzer Erfah zu leiften, wenn der 
Vorgänger dad Gut deteriorirt hat). 

VI. Der Wille ded Stifterd fol für alle Zeiten gelten: prin- 
zipiell ift daher die Veräußerung oder Aufhebung ded Fideikommiſſes 
unmöglich; nicht einmal der übereinftimmende Wille aller lebenden 
Anwärter kann an fich diefe Wirkung haben. Da das Fideikommiß 
über die jebt lebende Generation hinaus Beitand haben fol, dürfen 
den künftig geboren werdenden Anwärtern ihre Rechte nicht durch 
Diepofitionen der Gegenwart verfümmert werden“). 

MWeil es aber in einem fonfreten Fall dem Intereſſe der ganzen 
Familie entiprehen Tann, wenn das Gut oder Stüde defjelben ver- 
äußert werden oder eine Abänderung der Stiftung erfolgt, jo haben 
die Partikularrechte regelmäßig die aus dem Weſen der Stiftung 
folgende ftrenge Conjequenz aufgegeben“); fie laffen die Beräußerung 
bed Guts oder Abänderung der Stiftung auf Grund eined Familien- 
Ihlufjed zu, unter Zuziehung und Genehmigung ſämmtlicher An- 
wärter und der Bormünder der Unmündigen, rejp. auch unter Zus 
ziehung des Kuratord des Fideikommiſſes, falls ein folder beftellt 
it, und unter Prüfung und Billigung der dafür Iprechenden Gründe 
von Seiten der Obrigfeit, reſp. auch mit landeöherrliher Genehmis 
gung®). Nach einzelnen Partifularrechten wird auch ein eigener 


40) Bgl. die partilularrechtlichen Beftimmungen bei Lewis ©. 424 ff.; bas 
Braunſchw. Gef. v. 1858. 8 4 kennt eine folde Berbinblichleit nur, wenn bie 
Deteriorationen „durch Abficht oder grobes Verſchulden entftanden find.” 

4) Lewis ©. 271 ff. 

49) Früher verfuhte man auch prinzipiell tie Möglichkeit der Aufhebung 
zu rechtfertigen, vgl. bie bei Lewis ©. 273 N. 231 genannten. 

“#) C. Max. Bav. III. 10. $ 24, Baier. Ed. 8 65 ff. — Oeftr. SB. 5 633, 
634. — Preuß. For. II. 4. $ 76—78 vgl. mit 8 42—46, Preuß. Ed. v. 9. Okt. 
1807. 89 („jede Familien⸗ und jede Fideifommißftiftung kaun durch einen Fa⸗ 
milienfchluß beliebig abgeändert ober gänzlich aufgehoben werben“), Gel. v. 
15. Febr. 1840 über Familienſchlüſſe bei Fideilommifſſen, Yamilienftiftungen nub 
Lehnen. — Sächſ. GB. $ 2585, 25387—89, 2541 (Kreiesiebeu S. 9 fi.); 
ſächſ. thür. Gefeße bei Heimbach 8 325. 2, zumeilen mit ber Beſchränkung, 
welche dem ältern Sächſ. Recht und au dem Sächſ. EB. $ 2588 angehört, daß 
das Gut bereits eine gewiffe Anzahl von Malen fideilommifſariſch vererbt fein 
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Kurator beitelt, um die Intereffen Der noch nicht gebornen, Tünftigen 
Anwärter zu wahren“). Iſt unter Beobachtung al’ diefer Formen 
die Stiftung oder dad Objekt derfelben geändert, jo fönnen die nach⸗ 
gebornen Erben nicht mehr die Wiederherftellung des Fideikommiſſes 
fordern. 

VII. Unter Beobachtung derjelben erjchwerenden Formen und 
Jonftigen Vorausſetzungen kann auch dad Fideikommiß ganz und gar 
aufgehoben werden. Wenngleih dem Prinzip des Fideikommiſſes 
gemäß der Wille des Stifterd durch einen Familienſchluß nicht über- 
wunden werden kann“), geben die Gejehe ihm doch diefe Kraft, 
wenn die Genehmigung des Landeöheren oder der Auffichtäbehörde 
hinzutritt*), und gelegentlich hat die Prarid dies aud) da angenommen, 


muß. — Baden'ſches Lor. art. 577°!; Genehmigung bes Landesherrn „nach 
Bernehmung der Stammgutsberechtigten und des Kronanwalts bes oberften Ge⸗ 
richts.... ohne an bie Einwilligung ber Stammgutsberechtigten gebunden zu 
fein.” — Anhalt. Gef. v. 17. April 1870: durch einhelligen Beſchluß ber fucceiflone- 
berechtigten. — Braunſchw. Gef. v. 1858. 8 8: ebenfo unter Zuflimmung bes 
Lanbesherrn; die Kinder in väterlicher Gewalt werben burd ihre Väter ver- 
treten. — Vgl. überhaupt die Yufammenftellung ber partifulären Beftimmungen 
bei Lewis ©. 282 ff. 

4), Sin folder Eurator der Nachlommenfchaft nach dem Defir. GB. 8 630, 
644; vgl. au Preuß. Landr. II. 4 8 95, Dernburg I. $ 376 N. 5. — Nach 
dem Anbaltinifhen Gef. 8 5 wirb bie Zuftimmung bes Vormunds aud für 
ſolche fuccejfionsberechtigte Defcendenten gefordert, welche innerhalb 10 Monaten 
feit dem Tage der Zuftimmung ihres Vaters resp. ihrer Mutter geboren werben; 
fpäter geborene müffen fich unterwerfen (8 6). 

5 Eichhorn $ 371, v. Gerber 5 84 N. 18, Abhh. S. 138 ff. Bejeler 
8 176. VII. b, Lewis ©. 454 ff. 

46) Meber Preußen vgl. N. 43; das Reſkr. v. 29. Aug. 1809 beftimmt, daß 
die Euratoren in eine Theilung nur willigen follen, wenn nachgewiejen ift, „baß 
der Zuftanb des minderjährigen Intereffenten durch die Aufhebung bes Fibei- 
fommifjes eine merkliche Verbeſſerung erlangt”, befonders alſo wenn fein Succeifions- 
recht ein fehr entferntes ift und ein hohes Abſtandsgeld erreicht werben kann. — 
Sächſ. Decifion v. 1746 no. 10 (Haubold $ 395), in weſentlicher Ueberein⸗ 
fimmung Sädf. GB. $ 2535, 38, 39, 41. — Defte. GB. $ 644 vgl. mit 
633, 34. — Baier. Ed. 8 97 (Kraut 8 252. no. 3): wenn für die Familie 
ein ausgezeichneter und fortbauernber Nuten zu erwarten ftehbt ober wenn ge» 
bietende Umftände eintreten; gefordert wird die Genehmigung ſämmtlicher An⸗ 
wärter und ber Kuratoren ber Abmejenden und Minderjährigen; der Wiber- 
ſpruch bes Fideikommißkurators wird nur beachtet, wenn feine Gründe über⸗ 
wiegend find. — Nad dem Baden’ihen ©B. art. 577°° wirb fein Kurator für 
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wo ed am einer gejehlichen Vorſchrift fehlt"). Der Familienſchluß 
bewirkt die Aufhebung nicht bloß für die Genehmigenden, ſondern 
auch für die erft in der Zukunft geboren werdenden Anwärter. 

Außerdem hört ein Fideikommiß auf, wenn alle folgeberechtigten 
Mitglieder der Familie geftorben find: in ber Hand des letzten 
fucceffiondberechtigten Familiengliedes verwandelt ed ſich im freies, 
feiner Veräußerungsbeſchränkung unterliegendes Allod“). Nach ein- 
zelnen Partikularrechten kann die Fideikommißeigenſchaft auch durch 
Verjährung erlöſchen (N. 23). 


Vierter Abſchnitt. Bas Hecht der Bergwerke. 


8141. Einleitung. 


I. Die Grundiäge über dad Bergrecht, d. h. über dad Recht, 
die Foffilien des Bodens zu offupiren, über das Verhältniß der 
Bergbautreibenden zum Staat, zum Grundeigenthümer und zu ihren 
Arbeitern, über die Art des Betriebes, über die Verhältniſſe der 
DBergbautreibenden unter einander, wenn Mehrere an demfelben 
Bergwerk betheiligt find, haben fich, abgejehen von einzelnen Gefeben, 
welche bereitd im Mittelalter über das Bergregal erlaffen wurden, 
zunächft wejentlich durch Gewohnheitsrecht entwidelt und find dann 
in Bergordnungen aufgezeichnet worden. Sie ſtimmten in ihren 
weſentlichen Beziehungen unter einander überein und ließen ein all» 
gemeined Bergrecht entftehen‘). Auch als befonders ſeit dem 16. Jahr⸗ 


das Fideifommiß, fondern nur für die Defcendenten in utero beftellt, falls ber 
Vater tobt if. — Ueber das Braunſchw. u. Heiftiche Hecht Lewis 459. — Ueber 
bie Unzwedmäßigkeit, die Einwilligung eines Curator nasciturorum ober eines 
Kurators für die Stiftungsintereffen zu fordern, Gött. Erf. bei Emminghaus 
©. 172. II. 

A) Seuffert XITI. no. 270. 

) z. B. Sächſ. GB. 8 2540, Lewis S.430 ff. 

1) Es wiederholt fih der oben $ 7—10 beſprochene Streit über allge- 
meines und gemeines beutjches Recht. Einzelne Schriftfteller, 3.8. Achenbach, 
Kloftermann, Roth III. 8 242 N. 26 bezeichnen alles dasjenige als ge- 
meines Hecht, was in älterer Zeit gleichmäßig in ben verfchtebenen Bergord⸗ 
nungen befimmt war. Kloftermann Bergrecht S.20 fagt 3. B.: „biejenigen 
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hundert die einzelnen Staaten ausführliche Berggeſetze erließen, wurde 
dieſe Einheitlichkeit nicht gebrochen, da der Betrieb ein gleichmäßiger 
war und bei neuen Gejegen bie Gefehgebung anderer Länder berüd- 
fihtigt wurde. Im neuefter Zeit hat diefe Gleichmäßigkeit noch in 
höherem Grade dadurdy zugenommen, daß das Preußische Berggefeh 
v. 3. 1865 in einer größeren Reihe von Staaten recipirt worben 
ift; Ddaffelbe gilt in dem größten Theil von Deutfchland ald allges 
meined Recht. Abgejehen von den Ländern, in welchen fein neues 
Geſetz erlafjen ift, Tteht dem Preußiſchen Recht nur das Saäͤchſiſche 
und dad Oeſtreichiſche Recht gegenüber. Dieſe Bedeutung des 
Preußiſchen Vergrechts rechtfertigt e8, wenn im folgenden bauptjäch- 
lich deſſen Beftimmungen berüdfichtigt werden. 

Die Grundfäge vom Bergrecht find bier in wefentlicher Bes 
Ihränfung auf das Privatrecht darzuftellen; die reglementarifchen Be⸗ 
ftimmungen, welche fi) auf das Techniſche des Betriebed beziehen, 
werden übergangen. Die hauptjächlichften Fragen find: wer kann 
ein Bergwerk betreiben und unter welchen Vorausſetzungen, welches 
ift jein Verhältniß zum Grundeigenthümer, welches Recht hat der 
Bergbauberehhtigte an dem Bergwerk und an den Foflilien? — 
Dasjenige, was ſich auf die Vereinigung mehrerer Perfonen zum 
Betriebe des Bergbaud bezieht, ift bereitö oben vorgetragen worben?). 

II. Das Bergrecht ift von den verſchiedenen Bearbeitern ded 
deutſchen Privatrechts, wenn fie daſſelbe überhaupt in dad Syitem 
aufnahmen?), an verjchtedenen Stellen behandelt worden. Da ver- 
ſchiedene Standpunkte möglich find und fich vertheidigen laſſen, Tann 
über die zweckmäßigſte Stellung geftritten werden. Manche behan- 
bein das Bergrecht wegen der ehemaligen Regalität unter den fiska⸗ 
Iifchen Rechten‘). Diefer Gefichtäpunft entipricht nicht dem Recht 


Rechtsgrundſätze und Regeln, welche ... in allen deutſchen Bergorbnungen oder 
doch in der Mehrzahl derſelben angenommen find, werben als gemeinrechtlich 
bezeichnet.“ 

2) Bol. I. 8 59. 

5) Bei Beſeler $ 202 ff. bildet e8 einen befonberen Abfchnitt feiner 
Specialrechte. 

9) So Eichhorn Geſchränkung des Eigenthums durch Rechte der höchſten 
Gewalt), Mittermaier, Maurenbrecher, Kraut (von den Eigenthumsver⸗ 
hältniſſen bei den der Regalität unterworfenen Gegenſtänden); Roth erklärt in 
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der Gegenwart, welches ein eigentliche Bergregal nicht mehr kennt. 
Da in Rüdficht auf die Foffilien der Grundeigenthümer im Genuß 
und Gebrauch feines Bodens beichränkt ift, indem er einerfeitd nicht 
ohne weitered die Foffilien offupiren darf und andererfeitd andern 
Perſonen die Anlage eined Bergwerks auf jeinem Grunditüd ge 
ftatten muß, jo wird die Lehre von Einzelnen zu den Eigenthums⸗ 
beichränfungen gejtellt. 

Andere geben von dem Recht ded DBergbautreibenden aus umd 
behandeln dafjelbe als dinglidyed Reht am Grund und Boden?) 
oder ald Recht, Foffilien zu ofkupiren, in welchem letzteren Fall das 
Bergrecht in die Lehre vom Eigenthbumderwerb aufgenommen wird®). 

Da ed fi beim Bergwerk um einen bejonderen immobiliaren 
Dermögendfompler handelt, für welchen jehr mannigfaltige Rechts⸗ 
grundjäge zur Anwendung fommen, welche fich nicht unter einen 
einheitlichen privatrechtlichen Geſichtspunkt bringen laſſen, ftellen 
wir dad Bergrecht in den dem regulären Sachenrecht nachfolgenden 
Abichnitt won befonderen Gitterarten?). 


Literatur?). 


Hale Kommentar Über das Bergrecht mit ſteter Berüdfichtigung ber vor- 
nebmften Bergordnungen. 1823. 


der Vorrede S. VI des 2. Bandes feines Baier. Eivilrechts, daß er das Berg⸗ 
recht urfprängiih babe in's Sachenrecht ftellen wollen, jet aber vorziehe, es 
als Kapitel eine bejonberen Buchs: „Regalien” oder „Rechteverhältniffe aus 
ehemaligen Regalien“ zu behandeln. Im britten Bande bat er e8 als zweites 
Kapitel feines dritten Buchs: „Regalten und dingliche Gewerbsrechte“ bar- 
geftellt. 

5) So Gengler Lehrb. S. 338 ff. („bingliche Rechte aus den in Privat- 
genuß gelangten Berg- und Salgregalien“), Priv. R. (3. Aufl.) $ 95—97; au 
Maurenbreder (vgl. N. 4) kann man hierher zählen. 

6) So v. Gerber. 

N, Wir haben darin einen Borgäuger an Runde $ 161—174. — Aehn⸗ 
lich behandelt Dernburg in einem Abjchnitt das Eigenthum, in bem folgenden 
das Bergwerkseigenthum unb dann bie binglichen Rechte. 

5) Weber ältere Literatur Ortloff S. 396 f. N. 98. — Reichhaltige 
Angaben bei Kloftermann Bergredt S. 47 —55 und Achenbach Bery- 
recht 85. 
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C. J. B. Karften Grunbriß der beutichen Bergrechtslehre mit Rückſicht 
auf die franzoſiſche Bergwerlsgeſetzgebung. Berlin 1828. 

Meiste in |. Rechtslexikon I. S. 931 - 969. 

Dtto Studien aus dem Gebiete des Bergrechtes. reiberg. 1856. 

Schomburg Betradtungen über die neuere deutſche Berggeſetzgebung. 
Leipz. 1857. 

Kreßuer ſyſtem. Abriß der Bergrechte in Deutſchland, mit vorzlglicher 
Rückſicht auf das Königreih Sachſen. Freiberg 1858. 

Zerrenner Lehrbuch des Bergrechts. Gotha 1862, 64. 

Achenbach das gemeine deutiche Bergrecht in Verbindung mit bem preuß. 
Bergrechte unter Berüdfichtigung der Berggeſetze Bayerns, Sachſens, Oeſterreichs 
und anderer deutfcher Länder. I. Bonn 1871°). 

Turnau Das Bergwerkseigenthum, in d. Ztſchr. f. Berge. XVII. 1877. 
©. 291—336. 

A. Arndt zur Geſchichte und Theorie des Bergregals unb ber Bergbau- 
freiheit. Halle 1879. 

Zeitichrift für Bergrecht von Braffert u. Achenbach (jegt von Braffert 
allein), feit 1860, bisher 22 Bände. 


Partilularrehte!, 


Preußen: Gräff Lehrb. des Preuß. Bergrechts. 2. Aufl. Bresl. 1856. 

Braffert das Bergrecht des allgemeinen Preußiſchen Landrechts in feinen 
Materialien nah amtliden Quellen bearbeitet. Bonn 1861. 

Kloſtermann Lehrbuch des Preuß. Bergrechts mit Berlidfihtigung ber 
übrigen deutſchen Bergrechte. Berl. 1871. 

Zu dem Preuß. Berggeleg von 1865 find eine Anzahl von Commentaren 
erſchienen: fo von Oppenhoff (vgl. oben 859 N. 24), von Koch das allg. 
Berggeſetz für die Preuß. Staaten 1871, beſonders aber Kloftermann das allg. 
Berggeſetz f. d. Preuß. Staaten, nebft Ein. u. Commentar, Berl. 1866, 2. Aufl. 
1868, 3. Aufl. 1874. 

Roth Bayr. Civilrecht III. 1875. 8 242—280. 

Deftreih: Wenzel Hanbb. des allg. öfterr. Bergrechtes. 1855. 

Manger das öſterr. Bergrecht nad dem allgemeinen Berggeſetz für 
Deftreih. Prag 1857, Suppl.⸗Band 1861. 

Schneider Lehrb. des Bergrechts fir die gefammten Länder ber öſterr. 
Monardie. Prag. 2. Aufl. 1867. 

Ueber Würtemberg: Reyſcher I. $ 249. 


9) Dies leider unvollendet gebliebene Werk ift vie bebeutenbfte neuere Er⸗ 
fheinung im Gebiet des Bergrechts, gleich ausgezeichnet durch forgfältige bifto- 
riſche Forſchung und durch dogmatiſche Behandlung. 

10) Die öfterr., ſächſ. u. prenß. Literatur giebt anefuͤhrlicher an Achen⸗ 
bach 86. 

Stobbe, Privatrecht. II. 2. Aufl. 37 
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Berggefege'!). 

Eine große Zahl älterer Geſetze enthält Thomas Wagner corpus juris 
metallici recentissimi et antiquioris. Leipʒ. 1791. fol 

Sranzdfifhe Berggefege v. 28. Juni 1791 u. 21. Apr. 1810. 

Oeſtreich: allg. Berggeſetz v. 23. Mai 1854. 

Sachſen: Geſetz den Wegalbergbau betr. vom 22. Mai 185119), allz. 
Berggeſetz v. 16. Juni 1868. 

Sachſen⸗Weimar: Berggeſetz v. 22. Juni 185712) (an das Sid. 
Geſetz ſich anſchließend). 

Schwarzburg-⸗Sondershauſen: Berggeſetz vom 25. Febr. 1860 (im 
Auſchluß an das Weimarſche Geſetz). 

Reuß ä. L.: Geſ. v. 1. April 1857. 

Lippe: Geſ. v. 30. Sept. 1857. 

Preußen: allg. Lor. II. 16. 5 69 48010). — Berggeſetz v. 12. Mei 
1851. — Beſonders aber: das allg. Berggeſetz für vie Preußiſchen Staaten v 
24. Juni 1865 (250 Paragraphen) !>). 

Ihm machgebildet find die Berggefee von Braunfchweig v. 15. Apr. 
1867, von Sadfen- Meiningen v. 17. Apr. 1868, von Gotha v. 16. Anz. 
186816), von Baiern v. 20. März 186917), 


1) Eine ausführliche Geſchichte der bergrechtlichen Quellen bei Aheubad 
8 7—18. S.17—63, Kloftermann ©. 7 fi., 20 ff., 25 ff.; vgl. auch Gengler 
Lehrb. S. 3829 fi. — Ueber einzelne ältere Quellen Stobbe Rechtsquellen 1. 
&.574 ff. II. 6.269. Hinzuzufügen ift ein Bergweisthum zu Eell und Greſſenich 
(zwifhen Düren und Aachen) bei Grimm Weisth. II. S. 796 f., die Bergrechte 
tn ber Gaftein und Rauris aus dem 14. Jahrh., in ben Deftr. Weistbümern L 
(Salzb. Zaibinge 1870) &. 196—202; einige ſchweiz. Bergrechte des 15. Jahrh. 
e Plattner Gefchichte des Bergbaus ber Öftlihen Schweiz. Chur 1878. 

.17 fl. 

Ueber ältere Würt. Duellen v. Wächter I. S. 484 f., über Hannoveridt 
Grefe II. S.90— 36, Über die ſächſ. Fürftenthümer Heimbach $ 226. 

13) Die ältern Geſetze in Freiesleben Hanbb. der Sächſ. Berggeſetzge⸗ 
bung. Leipz. 1852; vgl. auch Haubold 8 238 ff. 

19) Auch im Anhange von Shomburg Betrachtungen 1857. 

14) Auf Orundlage des ältern Preußiſchen unb bes Sächſ. Bergrechts. 

15) Der Entwurf war von dem Berghauptmann Dr. Braffert in Bonn 
ausgearbeitet. — Ueber die Entftehungsgefchichte dieſes wichtigen und einfluß- 
reichen Geſetzes, welches in glücklicher Weife die Grundſätze des deutſchen und 
bes franzöſiſchen Bergrechts mit einander verfhmilzt, Achen bach S.difl. — 
Ueber jeine Einführung in ben fpäter erworbenen Theilen ber preußiſchen Ms 
narchie Achen bach S. 7 N. 1, befonders Kloflermann Bergrecht S. 44 fi. 

16) Ueber daffelde Braffert in f. Ztichr. IX. S. 315. 

IM Eine Bergleihung biefer vier Geſetze mit dem Preußiſchen ſtellt an 
DOppenboff vgl. oben $ 59 N. 24. 


' 
j 


| 
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Weiter ift das Preußiſche Geſetz eingeführt in Walbed und Pyrmont 
durch Geſetz v. 1. Ian. 186919), im wefentlihen auch in Reuß j. 2., Geſetz v. 
9. Okt. 1870 (vgl. auch Laband in db. Ztſchr. f. Bergrecht XX. ©. 29 f.), 
Sadjen-Altenburg, Gef. v. 18. Apr. 1872, in Elfaß-Lothringen, Gef. 
v. 16. Dez. 1878, in Würtemberg, Gel. v. 7. Okt. 1874 (vgl. darüber 
Braffert in db. Ztſchr. f. VBergredt XV. S. 417 — 512), in Anhalt, Gef. v. 
30. Apr. 1875 (vgl. darüber Brafferta.a. DO. XVI ©. 272—329) und v. 
26. Febr. 1877, in Heſſen, Gel. v. 28. Iun. 1876. 


8142. Gejhichte)). Bergregal und Berghobeit. 


1. Nach urfprünglicher Auffaffung galt jeder Grumdeigenthümer 
ohne weiteres ald berechtigt, die in feinem Boden befindlichen Foſſi⸗ 
lien für fi zu gewinnen; wo ein Bergwerk angelegt ift, bildet es 
einen Beitandtheil des Gut8?). Weberbied aber hatten die Gemeindes 
genofjen, wie fie auf der Almende roden, Holz jchlagen, jagen, Bienen- 
Ihwärme offupiren u. |. w. durften, auch dad Recht, auf dem Ges 
meindeland nad) Mineralien zu juchen: e8 galt die Bergbaufrei- 
heit der Genofjen auf der Almenbe?). 

Kein Grundeigenthümer war nach altem Recht, wie e8 ſich noch 


18) Zeitichr. f. Bergrecht X. ©. 148 ff. 

2) Ueber die biftorifche Literatur vgl Achenbach 84. Hervorzuheben ift: 
F. J. F. Meyer Berfuh einer Geichichte der Bergwerksverfaſſung und ber Berg- 
rechte des Harzes im Mittelalter. Eifenah 1817. — Steinbed Geld. ber 
ſchleſ. Bergwerksverfafſung. 1827. — Karften Über Urfprung bes Bergregals. 
Berl. 1844. — Steinbed das Bergrecht des Sachlenfpiegels, in der Ztichr. f. 
d. R. XI. S. 254—265. — 3. Weiske der Sachlenfpiegel und das Bergregal, 
daſelbſt XI. S. 270-280. — 9. X. Zahariä Über Regalien Überhaupt u. das 
Salzregal in Deutſchland insbefonbere, daſelbſt XII. ©. 819 — 381. — 
L. Grueter de regali metallorum jure. Berol. 1867. p. 21 ff. (Ein An» 
bang enthält 146 Regeſten zur Gejchichte bes Bergregals bis 5.93. 1518). — 
Kommer über bie Entwidelung bes Bergregals bis 3. 3. 1273 u. die Sachſen⸗ 
fpiegeifielle I. 35, in der Zeitſchr. f. Bergeeht X. 1869. ©. 376 - 398. — 
Virnich de juris regalis metallorum origine ac progressu. Tub. 1871. 
— LKlofermann Kommentar (2. Aufl.) S.19 ff., Lehrbuch S.1 ff. — Be 
fonbers aber: Achen bach Bergredt I. S. 17., 68 ff. — Zu ganz abweichenben 
Reinltaten fommt Arndt in f. S. 577 angeführten Bud). 

2) 3.8. Url. v. 986 bei Kraut 8 94. no. 1. 

3) Diefe neue hiſtoriſche Auffafinug hat Acheubach S.69 ff. höchſt wahr- 


inli 
ſcheinlich gemacht g7 
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im Sacdjenfpiegel findet, verpflichtet, einem Andern die Anlegung 
eined Bergwerks zu geftatten‘). Später wurde die Bergbaufreiheit 
dahin ausgedehnt, daß aud das im Privateigenthum ftehende Land) 
von dritten Perjonen zur Anlegung eined Bergwerks in Aniprud 
genommen werden durfte‘). Hatte Semand auf dem einem Andern 
gehörigen Grundftüd ein Bergwerk angelegt, jo ftand dem Grund⸗ 
eigenthümer der Anfpruch auf Entihädigung und dad Recht des joy. 
Mitbaus, d. h. das Recht zu, fich zu einer beftimmten Duote am 
Bau zu betheiligen?). 

2. Der Volksanſicht entgegen entwidelte fi daneben die Re 
galität ded Bergbaus, indem die Könige, welche auf ihren Domänen 
längft zahlreiche Bergwerke bejaßen®), den Betrieb des Bergbaus 
überhaupt von ihrer Conceſſion abhängig madten?),. Schon in ber 


4) Sachſenſp. I. 35. 82: silver ne mut ok neman breken up enes 
anderen mannes gude, ane des willen, des de stat is; gift he 's aver 
orlof, de vogedie is sin dar over; Achenbach S. 73 f, Kommer in ber 
Ztſchr. f. Bergr. X. S. 396 f. Eide ſetzt fi in Oppofition gegen bie Rega⸗ 
Titätsbeftrebungen feiner Zeit, Böhlau in d. Heibelb. Krit. Ztichr. V. ©. 150 ff. 
— Bogtei bebeutet bier das Recht des Grundeigenthümers auf eine Abgabe 
bes Bergbauenden; 3. B. Baumgartenberger Formelbuch (Bärwalb) ©. 78: 
Jus advocatie etiam vocatur illa proprietas, quam habemus in monte 
aliquo, qui mons cum noster sit proprius, hii qui vineas in eo excolunt, 
coguntur nobis servire non solum vinum, sed etiam denarium, et illi 
denarii vocantur vogtphennig. 

5) Mit Ausnahme bes Bodens „unter Tiſch, Bett und Feuerſtatt“ over 
unter Wohngebäuden, Achenbach S. 81. 

6) z. B. Privilegium des Pfalzgrafen für die Bürger von Amberg vom 
%. 1350 u. 1351 (Gengler C. jur. munic. I. p. 36): „wo fie fi Wertes 
verfehen, und welcderley Erzt das fey, es ſey auf feinen, Edler, Bürger, Mann, 
arme und reihen Leutben Eigen oder Erbe gelegen, wie das genannt ey, das 
mögen fie ſuchen und einjchlagen.” — Gafteiner Bergrecht von 1342 (Salt. 
Zaibinge S. 200. 3.830 ff.): bedarf awer ein erzman eines lantmans hab 
ze ichten, e8 sei holz, wismat, aecker, gesüch oder ander sach wi das 
genant sei, das sol er an in werben, wie er an im stat vindet, ez sei 
dann rüstbolz in den perch, das mag er umb sich siben chlaftern ze 
allen wenden wol genemen, und ob er ander enden weg nicht ge- 
haben möchte, so sol im der lantman weg geben ze varen über das sein. 

) Achenbach ©. 78. 

8) 3.8. Sommer ©. 877. 

) Achenbach S.81f., Waitz Berf. Geh. VIII. S. 269 ff. 
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erften Hälfte des 12. Jahrhunderts kommt ed vor, daß der König 
einzelnen Landesherrn oder großen Grundbefigern (Klöftern) das 
Recht des Bergbaus ertheilt%) und dadurd den Schein zu erweden 
ſucht, daß es einer ſolchen Beleihung bedürfe. In der Constitutio 
de regalibus, weldye im J. 1158 in Stalien auf den Ronkaliſchen 
Feldern erlaffen wurde), werden die Silberbergwerfe (argentariae) 
zu den Regalien gezählt, und in den Föniglichen Urkunden dieſer 
Zeit wird, um die Neuheit bed Föniglichen Anſpruchs zu verdeden, 
betont, daß die Silberbergwerfe in imperii nostri finibus dem Reiche 
antiquae consuetudinis celebritas adjudicavit; die Verleihung an 
die Landesherrn wird als eine bejondere Gnade dargeftellt"?). Immer 


10) Die ältefte, von Achenbach S. 82 N.4 angef. Urk. ift v. 3. 1150 
(Kraut 894. no. 2); noch älter ift Lacomblet I. no. 294 vom 9. 1122: 
Heinrih V. verleiht ber Abtei Siegburg: ut si quid metalli vel pecunie in 
ullo possessionum ipsorum fundo sive loco tellus querentibus exposuerit 
.... juris ipsorum sit nec molestus quisquam sit illis pro jure regio. 
—. Berleihung des ansjchließlihen Rechts in einem gewiffen Bezirk Gold» 
wäjchereien anzulegen in einer italienifchen Urk. Heinrich IL. v. 3. 1015 in 
Stumpf acta imperii no. 265; vgl. oben I. 864 N. 34. — Arndt S.60 f., 
209 ff. vertheidigt bie Regalität Schon für die Zeiten Chlobwigs und Karl d. 
Großen. 

11) Mon. LL. II. p. 111, 112. — Wenn die Constitutio auch nicht den 
Charakter eines Reichsgejeges bat, ſondern fich fpeziell auf bie Verhäftniffe ber 
Lombarbei bezieht, fo braten bie Kaifer doch auch in Deutfchland baffelbe 
Prinzip zur Geltung, — Durdaus unwahrſcheinlich ift Walter’s (Brivatr. 
$ 153 N. 4) Anficht, daß fi der Sat nur auf die dem Reich gehörigen Berg⸗ 
werke bezieht. 

19) Privil. Friebrich I. filr d. Bisth. Trient v. 3.1189 (Böhmer acta 
imperii I. no. 159; aud bei Kraut $ 94. no. 4): quod perseverante actione 
nostra de argentifodinis apud episcopatum Tridentinum, quas juri nostro 
tam ibi quam in aliis imperii nostri finibus repertas antiqui juris et 
consuetudinis celebritas adjudicavit, dei intuitu .... argentifodinas in 
ducatu Tridentino episcopatuve que nunc sunt vel que in posterum ar- 
genti, cupri ferrive omnis metalli ibidem reperientur, preterquam in 
allodiis comitum Tyrolis et Eppiane, que specialiter duximus excipienda, 
ecelesie Tridentine imperiali largitione tradimus. — Philipp fagt in 
feinem Privileg vom 3. 1207 (Böhmer I. no. 226) für Briren: certum est 
et indubitatum, quod quitquit metalli in visceribus terre reperitur, de 
antiquissimo jure imperii fisco nostro attinet et camere imperiali, nisi 
forte nos ex abundanti gratia nostra alicui fidellum nostrorum conferre 
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häufiger werben die Beleihungen der Landesherrn mit Bergwerken 
und mit dem königlichen Recht auf Bergwerke, zuerft nur mit Bezug 
auf ihren Grundbefig"), dann für dad ganze Territorium, inmerhalb 
deffen ihnen allgemein das Recht an allen Foffilien zuftehen joll“). 
So entwidelte fi dad Bergregal ald ein regelmäßig den Lande: 
herrn gehöriged Recht, ald ein Beſtandtheil der Landeöhoheit. Dod 
drang die Regalität nicht überall zu gleicher Zeit durch und es 
erhielt fi in manden Gegenden dad Bergbaureht noch im 
13. Jahrhundert ald Recht des Grundeigenthümers (NR. 4). Generell 
wurde das Regal den Kurfürften in ber goldenen Bulle zuge 
Ichrieben!®). 


velimus u. f. w. — ®Briv. v. 1189 für Minden bei Kraut $ 94 no. 3, weldes 
Achenbach S.86 N. filr zweifelhaft erklärt. Ueberhaupt ift zu beachten, baf 
Urkunden Über derartige Verleihungen oft gefälicht wurben; vgl. 3.8. die Ber- 
leihungen v. 3. 1222 u. 1232 für den Biſchof von Meißen, Gersdorf C.D. 
Misn. I. no. 95, 102 (leßtere Urk. auch bei Kraut $ 94. no. 5). 

In manden Privilegien wirb bemerkt, daß der Kaijer feiner Kammer Ein- 
fünfte vorbebalte, 3. B. a. 1189 für Briren (Mon. Boica XXIX* p. 457): 
bie media pars utilitatis; a. 1207 ebenfo für Briren (Böhmer acta imp.l. 
no. 226): ut nos in proventibus .... debeamus participare.. In ber 
zweifelhaften Urf. v. 1189 für Minden (Kraut 8 94. no.8) u. v. 1193 für 
Corvey (Achenbach S. 83 N. 1) if von ber decima bie Rebe; im jener erflen 
behält fi der König ein Drittel der Einkünfte vor. In der Urk. v. 1184 für 
Gurk (Böhmer acta imp. I. no. 144) verzichtet er auf alle feine Rechte. 

13) Kraut $ 94. no. 2 v. J. 1150 f. Comey: intra montem Eresberg, 
qui Corbejensi ecclesie jure proprietario pertinere noscitur; Urf. vom 
3.1156 (Mon. Boica XXIX p. 322) für das Klofter Berdhtesgaben: intra 
terminos ipsius foresti vel in quolibet ecclesiae suse fundo. Urk. Frieb- 
richs I. für den Biſchof und die Kanoniker von Gurk v. 3. 1170 (Stumpf 
acta imperii no. 364): der Kaijer überträgt ihnen omnes fodinas cujusque 
metalli et salinas, quas in presenti invenerunt et qusscumque in poste- 
rum inventuri sunt, tam in bonis ad episcopatum pertinentibus, quam in 
bonis ad prebendam canonicorum spectantibus .... Universum jus ad 
imperium spectans in fodinis et salinis ipsis remisimus et ea proprie- 
tate eorum imperiali clementia assignavimus. — Cbenfo für Gurk vom 
3.1184 (Böhmer acta imp. I. no. 144), v. 3. 1277, Kraut 8 94. no. 6: 
in ecclesiae suse fundo, 

1) Schon 1189 für Trient vgl. N. 12, 1207 für Briren (Böhmer I. 
no. 226): ubicumque in episcopatu suo argentum ... valeat reperire. 

15) Kraut 8 84. no. 1. 
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Wie aber Negalien, Rechte der Landeshoheit von den Landes⸗ 
berrn vielfach auf vornehme, im Territorium angefeffene Perjonen 
übergingen, jo gelangte audy dad Bergregal häufig an Korporationen, 
große Grundbefitzer, Klöfter, ſei ed durch Verleihung, befonders in 
ben Formen des Lehnrechts, jei ed durch unvordenkliche Zeit!%): fog. 
Privatbergregal'”). 

Wo dad Negal galt, hatten die Landesherrn innerhalb der 
Grenzen ihres Territoriumd ein allgemeined Offupationdreht an den 
Mineralien im Boden und durfte ein anderer nur auf Grund landes⸗ 
herrlicher Genehmigung Mineralien bergmännijch gewinnen!®). Neber⸗ 
Died nahmen die Landeöheren auch ein allgemeines Vorkaufsrecht an 
edlen Metallen für fich in Anſpruch!s). In weldem Umfange die 
Mineralien regal feien, war eine Frage des Partikularrecht3 (vgl. 
unten $ 143. 1); regelmäßig find ed die Metalle und dad Steinfalz. 
Dft wurden aber auch die Salzquellen nach gleichen Grundjähen be⸗ 
handelt und ed entwidelte fi), wie es jcheint feit dem 12. Jahr⸗ 
hundert, neben dem Berg= ein Salinenregal®), jo daß nur mit 


16) z. B. Achenbach I. S. 436 N. 1. 

nn Achenbach S. 225 ff., Kloſtermann S. 398 ff. — Ueber die Frage, 
inwieweit in der Verleihnng der untergeordneten Landeshoheit auch das Berg⸗ 
regal mit begriffen ſei, Achenbach I. S. 227 f.; ältere Literatur bei Emming⸗ 
baus ©. 183. no. 30, 33. 

18) 3. B. Gafleiner Bergrecht bes 14. Jahrh. (Salzb. Taidinge S. 196. 
3.8 ff.): sol ein iglicher perkman oder wer perkwerch arbait in unsers 
gnedigen herren von Salczburg lande perkwerch in seinen rechten ver- 
vahen von ainem weksler [ber oberfte Bergbeamte, fo genannt wegen ber Be⸗ 
ziehbung des Berzregals zur Münze und wegen des ſeskaliſchen Borlaufsrechts, - 
991. S. 201. 3. 18 fi.] oder seinem richter; ©. 199. 3.39: das unser perch- 
richter alle hofstet und fünde auf dem perch leihe, wo sich das wandelt; 
Srimm Weisth. II. S. 33 f. 

19 Mon. LL. II. p. 302. a. 1234: quicumgue argentum vendere vo- 
Iuerit, ad monetam debeat illud presentare, nec ad nundinas nec alias 
illud presumat deferre; vgl. auh N. 18. Dieſes Vorkaufsrecht ift auch in 
zahlreichen jpäteren Bergordnungen anerlannıt. 

2) Bgl. 9.9. Zachariä (N.1), Böhlau de regalium notione et de 
salinarum jure regali (Vimariae 1855). 4°, befonders p. 7 ff. u. p. Iff., au 
welchem lettern Ort ber Berf. Negeften zur Geſchichte bes Salinenrechts liefert; 
auch ftellt er im Anbange reiche Kiteratur zufammen; Schröder die Erbſälzer 
zu Werl, in d. Ztichr. f. RG. X. ©. 258—292, Watt Berf. G. VIII. ©.272, 
Arndt VBergregal S. 120 ff. 
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kaiſerlicher, |päter landesherrlicher Erlaubniß Salinen angelegt werden 
follten*). Indeſſen drang in diefer Beziehung die NRegalität nidyt je 
allgemein durch und überdies befanden fih zahlreiche Salinen noch 
aus den Zeiten ber, in welchen fie als Pertinenzien des Grund und 
Bodens galten, im Privateigenthbum?). 

3. Das enigegenftehende Prinzip der Bergbaufreiheit bewirkte 
aber, dab in vielen Zerritorien jeit dem 16. Sahrhundert die Be— 
ftimmung getroffen wurde, der Landesherr oder die landesherrliche 
Behörde werde, foweit fie fi) nicht einzelne Felder vorbehalten habe), 
diejenigen mit dem Bergbauredht beleihen, welche beim Schüurfen auf 
Mineralien ftoßen und um die Beleihbung nachſuchen würden). 
Anderwärtd fand dieſe Abſchwächung der Negalität nicht ftatt umd 
hing die Verleihung der Bergbaugeredhtigfeit an Private lediglid 
vom landeöherrlihen Belieben ab (Hannover). 

Wo Bergbaufreiheit galt, fam fie nicht überall in gleihem Um⸗ 
fang zur Geltung: fie erftredte fih nur auf gewiſſe Foſſilien, wäh—⸗ 
rend andere dem landeöherrlichen Bergbau refewirt waren und von 
Privaten nur auf Grund eined nah Willkür ertbeilten Privilegs, 
einer Specialverleihung, offupirt werden durften®); insbejondere be 
309g fi die SFreierflärung des Bergbaud regelmäßig nicht auf die 
Salinen®). Oder es galt die Auffaffung, daß der Staat die be 


21) Nicht alle Urkunden bei Böhlau liefern einen beutlichen Beweis; anf 
bie Ronkaliſche Conftitution de regalibus (vgl. oben N. 11) kaun man, wie and 
Böhlau S. 18 fagt, ſich nicht direkt berufen, weil bier nur von salinsrum 
redditus bie Rebe if. Dagegen übertrug wohl bie goldene Bulle den Kurfürften 
allgemein das Salinenregal, weil minerae salis nicht bloß das Steinſalz, ſou⸗ 
dern auch die Salzquellen bezeichnet, Böhlau ©. 17. 

2) Böhlau S. 13 f. — Die Regalität war anerkannt z. B. in Böhmen, 
Sachſen (Emmiugbaus ©. 203. n0.48, 49, Haubold 8 258), Brandenburg, 
Preußen (au Preuß. Lor. II. 16. 8 71), Würtemberg (v. Wächter L S. 850, 
Reyſcher II. 8249 N. 3, 10 ff.). 

33) Weber diefe Vorbehalte in älterer Zeit Achenbach S. 210 fi. 

4, Achenbach ©. 98 ff., 207 f. — Preuß. or. II. 16. 8 174. 

25) Einige Nachweifungen bei Achenbach S. 99 N.8, ©. 216 f. 

3) So nad dem ältern fächl. u. prenf. Recht, nach öſtr. Recht, Böhlen 
S. 19 f, Laband Über das Recht der Salggewinnung im Fürſtenthum Neuß 
j. L., in d. Ztſchr. f. Bergr. XX. ©. 34 f. (bie betreffende Denfihrift war vor⸗ 
ber feparatim erichienen Straßb. 1878). 





| 
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treffenden Zoffilien überall beanfpruchen, im übrigen aber nur dem 
Grundeigenthümer, nicht einem Dritten geftatten dürfe, einen Bau 
auf fie bin zu unternehmen”). Auch konnte der Landesherr, wenn 
dadurch nit die Mechte Dritter verlegt wurden, alfo nicht ſchon 
eine Muthung vorlag, auf welche nach bergrechtlicher Vorſchrift eine 
Verleihung zu erfolgen hatte, vermöge jeined Negald Beleihungen 
vornehmen, weldhe von den gewöhnlichen Grundſätzen abwichen; er 
fonnte fie gegen oder ohne jeded Aequivalent und in dem verſchie⸗ 
denſten Formen, einfach oder zu Lehnrecht, zu Erbzinsrecht u. ſ. w. 
ertheilen, bejonderd einen bejtimmten Bezirk einer Berfon zum Berg- 
bau verleihen®) u. ſ. w. 

4. In der neneften Zeit haben die deutſchen Staaten nad) dem 
Vorbilde der franzöfiichen Gefepgebung das eigentliche Bergregal, 
ihr ausſchließliches Verfügungs- und Gemwinnungsreht mit Bezug 
auf die bisher regalen Mineralien gänzlid aufgegeben und nur die 
Bergbauhoheit behalten. Der Staat tft nicht mehr generell berg- 
bauberedtigt, kann ſich nicht mehr einzelne Diftrikte referviren, Ver⸗ 
leihungen gegen die Regeln der Bergorbnungen vornehmen, nicht 
mehr großen Grundbefigern dad Bergregal übertragen, da er felbft 
ed nicht mehr beiit*). Seder, welcher Mineralien fuchen will, er- 
hält von der Obrigkeit die Befugniß dazu, wenn er die gefeplichen 
Borausfegungen erfüllt. Der Staat verleiht nicht in derivativer 
Meile ein ihm biöher zuftehended Privatrecht, jondern er ertheilt in 


FT) Sp für Kohlen in Braunfhweig, Steinader ©. 368 f. 

38) Nevierbeleibung, Specialverleihung u. |. w., Achenbach ©. 219 ff., 
übrigens meichen die Bezeichnungen unter einander ſehr ab, Achenbach ©. 222 
N. 1, Laband a. a. O. 33 ff., 86 fi., Böhlau zur Lehre von ben Diſtrikts⸗ 
verleibungen (Feſtſchrift f. Thöl). Roftod 1879. ©. 25 ff. 

39, Indeſſen ift in einzelnen Staaten das Privatbergregal, foweit e8 ba- 
mals eriftirte, beibehalten und haben Privatregalheren, wenngleich der Bergwerks⸗ 
betrieb in ihrem Bezirk den allgemein gefelichen Regeln unterliegt, noch ihre 
befondern Bergbehörden behalten, welche unter ven flaatlichen Oberbergämtern 
die Bergpolizei ausüben; auch beziehen fie noch Abgaben von den DBergwerlen 
ihres Bezirks. Vgl. Preuß. Berggef. v. 1865. 8 250, u. Kloftermann Comment. 
zu biefem Baragr. u. Bergrecht S. 898; er giebt an, wie weit in Preußen bas 
Privatregal noch befteht; vgl. auh Achen bach S.114 f. — Ueber bie ſchleſiſchen 
Bergbauprivilegien vgl. Gedicke in ber Ztihr. f. Bergr. XIII. ©. 234 ff., 
359 ff. XIV. S. 476 ff., XV. ©. 219 fi. 
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Folge ſeines Hoheitrecht gemäß den gefehlichen Regeln die Con- 
ceiftion, vermöge deren der Einzelne in einem konkreten Umfange 
bergbauberedhtigt wird). 


8143. Die Bergbauberedtigung. 


1. In Zolge ded DBergregald und jpäter der Berghoheit find 
gewilfe, die ſog. regalen, Foſſilien von der Dispofitiondbefugniß des 
Grundeigenthümerd auögenommen. Welche Foſſilien died find, wird 
durch die Partitularrechte beftimmt. Während die Constitutio de 
regalibus nur Silber und salinarum redditus nennt, |prechen die 
kaiſerlichen Verleihungsurfunden und die goldene Bulle!) von Gold, 
Silber, Kupfer, Blei, Zinn, Eifen oder allgemein von den Metallen 
und überdie8 nody dem Salz. Die Metalle gelten auch fpäter all» 
gemein ald regal; für andere Foſſilien bat fich partitulär die Rega⸗ 
lität entwidelt, fo für Braun- und Steintohlen?), aber auch für 
manche Arten von Erden und Steinen?). 

Die neueren Berggeſetze führen die einzelnen regalen %Koffilien 
auf!) und laſſen gegen die frühere, ungemefjene Ausdehnung der 
Regalität Einſchränkungen eintreten; bejonderd jollen die Metalle, 
Kohlen, Steinjalz und aud die Soolquellen von dem Dispofitionde 
recht des Grundeigenthümerd ausgenommen fein. Dad Preußiſche 
Berggefe vom 24. Juni 1865 jagt $ 1: 

Die nachitehend bezeichneten Mineralien find von dem Ber: 
fügungdrechte des Grundeigenthümerd ausgefchloffen: Gold, Silber, 
Duedfilber, Eijen, mit Ausnahme der Rafeneijenerze, Blei, Kupfer, 
Zinn, Zink, Kobalt, Nidel, Arjenif, Mangan, Antimon und 
Schwefel, gediegen und ald Erze, Alaun⸗ und Bitriolerze, Stein 


20) Achenbach S. 104 ff., 209 ff. 

1) Bgl. die Belege bei Kraut 8 84 u. 94. 

2) In Sadjen find fie nicht regal, Haubolb 8 244, Berggeſetz vom 
16. Juni 1869. 8 4. 

8) Meber das Salpeterregal in Würtemberg, welches erſt 1820 aufgegeben 
wird, vgl. v. Wächter I. ©. 486, 850, 1004. — Ueber Kall Hommel rh. 
607, Torf Pfeiffer in d. Ztſchr. f. d. R. XIII. S. 223—242. — Ueber ben 
Bernftein vgl. unten $ 149. V. — Im allgemeinen Achenbach ©. 120. 

9 Achenbach S. 121 ff., Klofermann ©. 56 ff. 
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fohle, Braunkohle und Graphit, Steinfalz nebft den mit dem» 
jelben auf der nämlichen Lagerftätte vorkommenden Salzen und 
die Soolquellen®). 

Was jpeziel die Salzquellen betrifft, für welche in den ältern 
Geſetzen bejondere Grundjähe beftanden ($ 142 N. 20), jo find fie 
nad) den neueften Gejepen unter die allgemeinen Regeln ded Berg- 
rechts geftelt®) und gilt auch für fie regelmäßig die Bergbaufreiheit, 
jo daß auch ein Anderer ald der Grundeigenthümer die Conceſſion 
zu ihrer Ausbeutung verlangen darf”). In einzelnen Ländern iſt 
Dagegen die Negalität mit Bezug auf Salz und Salzquellen bei- 
behalten®), in noch andern verbleiben fie dem Grundeigenthümer?). 

Die in den Geſetzen nicht aufgeführten Foffilten ftehen im Ber: 
fügungsrecht des Grundeigenthümers, welcher jeden Dritten von ihrer 
Aneignung ausfchließen darf!?). 


5) Dabei bleiben, 8 210—214, noch provinzielle Abweichungen befteben, 
welche mehr ober meniger Mineralien ausnehmen; insbeſondere verbleiben in 
ben vormals Tal. ſächſiſchen Landestheilen die Braun- und Steinlohlen dem 
Grundeigenthümer, Achenbach ©. 125. — Nach fühl. Berggei. v. 1868: bie 
wegen ihres Metallgehalts nutzbaren Mineralien. — Deft. Geſ. v. 1854: „alle 
Mineralien, welche wegen ihres Gehaltes an Metallen, Schwefel, Alaun, Bitriol 
oder Kochſalz benütbar find, ferner die Zementwäfler, Graphit und Erbharze, 
endlich alle Arten von Schwarz- und Braunkohle.” 

6) Daß nah dem gejetlihen und wiſſenſchaftlichen Sprachgebrauch bie 
Soolquellen zu den Mineralien gezählt werden, Achenbach S.123 NR. 1. 

7) Oben da8 Preuß. Geſ.; die VO. v. 28. Juni 1848. 8 1 für Anhalt, 
Deffau und Köthen hebt das Regal auch in Bezug auf Steinfalz und Salz- 
quellen auf. 

8) Sächſ. Berggef. v. 1868. 8 5: „bie Benutung von Steinfalz und Salz» 
quellen zur Salzgewinnung bleibt ben: Staatsfisfrs vorbehalten. Es Tann jeboch 
von dem Finanzminiftertum PBrivatperfonen Conceſſion dazu gegeben werben”; 
Lippe’iche Bergorbnung vom 30. Sept. 1857. 8 3: „bie Gewinnung bes Salzes 
ſowohl als Steinfalz, wie auch ale Soole, desgl. die Benugung der Salz- und 
Mineralquellen zu Brunnen und Badeanftalten bleibt der Landesherrſchaft vor⸗ 
behalten.” Ueber Oeftreih Prazak Recht der Enteignung S. 95. 

9 So in Hannover (Brefe II. S. 90). Daher läßt die Preuß. BO. v. 
8. Mai 1867, welche das Berggeſetz in Hannover einführt, in art. II aus bem 
8 1 des Preuß. Berggeſetzes fort: Steinjalz, nebft den mit bemfelben auf ber 
nämlichen Lagerflätte vorlommenden Sahen und die Salzquellen. — Ebenfo 
find die Soolquellen ausgenommen im Fürftentbum Pyrmont, Kloſtermann 
Lehrb. ©. 427. 

10, Achenbach ©. 129. 
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2. Ueber das Rechtöverhältnig an den Kofftlien, jo lange Nie 
mand mit der Bergbaugeredhtigfeit belieben it, beiteht Streit!!). 
Zur Zeit der unbedingten Regalität behauptete man, dab der Kaiſer, 
Landedherr oder Fiskus Eigenthümer aller Foſſilien und ihrer Lager⸗ 
ftätten jei und durch Verleihung ded Baurechts fein- Eigenthum an 
den Foſſilien übertragelne). Abgejehen von der Unmöglichkeit, em 
beſonderes Eigenthum an derartigen unjelbftändigen Gegenftänden 
zu konſtruiren, ift diefe Anficht in der Gegenwart unmöglidh, wo 
der Staat fein Recht ded eigenen Baued innerhalb feines Zerri« 
toriumd bat. — So ftehen fih jetzt hauptfächlich zwei Anfichten 
gegenüber !?). | 

Nah der einen find die betreffenden Foifilien herrenlos, aber 
fie (und ihre Lagerftätten) fönnen in das Eigenthum deſſen, weldyer 
dad Dffupationdreht vom Staat erhielt, übergehen‘). Indeſſen 
baben die Foffilien im Boden feine jelbitändige Eriftenz, find ein 
integrirender Beitandtheil deijelben und fönnen vor ihrer Abfonderung 
oder Förderung auch nicht in Gedanken ald befondere Rechtsobjekte 
gelten, für welche ein andere Cigenthumdverhältniß, ald für den 
Boden jelbit beftünde. So wie nur an räumlich begrenzten Sachen 
Eigenthum befteht, jo Tann auch „Nicht-Eigenthum“ ober Herren: 
Lofigfeit nur wieberum an wenigftend der Sdee nach in beftimmter 
Meile begrenzten Sachen beftehen. 

Daher bleibt nur die andere Anficht übrig, daB die Zoffilien, 
jo lange fie fih im Boden befinden, ald pars fundi im Eigenthum 


11) Eine Zufammenftellung der verichiedenen Anfichten bei Stündeck de 
jure metallorum, quod vocant Bergwerkseigenthum. Berol. 1868. p. 20ff.; 
vgl. auh Roth B. III. 8 242 N. 21 ff., $ 244. 

10) So zulekt noch Arndt ©. 280 fi. 

19) Das Preuß. Berggeſetz 81 und üÜbereinflimmend das jächf. v. 1868 81 
entſcheidet ſich nicht über biefe theoretifche Frage und beichräntt ſich auf bie Er- 
Märung, daß ber Grundeigenthümer kein Verfügungsrecht Über bie betreffenden 
Mineralien babe, — was doch nicht identiſch damit ift, daß er nicht Eigenthümer 
fei; vgl auh Achenbach S. 113 8.1. 

18) Preuß. Lor. IL. 14. $ 22, II. 16. $ 1, 6; das Baier. Berggeſetz $ 1 
ändert den Sa bes Preuß. Berggefees 8 1 (oben) um und fagt: „das Eigen⸗ 
thumsrecht an Grund und Boden erftredt fi nicht auf die nachftehenb bezeich⸗ 
neten Diineralien u. |. w.”, fo auch v. Gerber 895 N.3, 4 (fie gelten „rechtlich 
für herrenlos“), Kloftermann Kommentar zu $1. ©. 71 ff. (3. Ausg.). 
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des Grundeigenthümerd ſtehen!“). Sie gehören ihm, weil er nicht 
bloß Eigenthümer der Oberfläche, jondern auch deſſen ift, was ſich 
unter ihr befindet. Er ift nicht Eigenthümer der Zoffilien als 
jolcher, jondern fein Eigenthum am Boden umfaßt zugleich die darin 
unausgeſchieden eriftirenden Foſſilien. Aber in Folge der Regalität 
oder Berghoheit tft er am fich nicht berechtigt, durch einen Sepa⸗ 
rationsakt die Fojfilien zu bejondern Sachen zu machen und an ihnen 
als gefonderten Rechtsobjekten das Eigenthum zu erwerben; vielmehr 
wird died Separationd- und Okkupationsrecht nur durch die Obrig- 
feit verliehen, fei ed dem Grundeigenthümer, fei ed einer fremden 
Perjon®). 

3. Bergbauberedhtigt ift nur, wer der Behörde dad Vorhanden- 
fein von Foffilien innerhalb eines beitimmten Felded und die Baus 
würdigfeit wahrfcheinlich gemacht hat und auf Grund jeined Geſuchs 
(Muthung) von der Behörde mit der Berechtigung innerhalb bes 
ftimmter Grenzen belieben iſt. Wer muthet, kann entweder zufällig 
(bei Bornahme von Bauten, Brechen von Steinen, oder weil die 
Tagerftätte bis zur Erdoberfläche geht) auf Lagerjtätten von regalen 
foſſilen Bodenbeftandtheilen geftoßen fein oder nah ihnen gejucht, 
geichürft haben. 

Unter Schürfen!‘) verfteht man die Arbeiten, um ein regaled 


14) Sie liegt einzelnen Aeußerungen des franzöf. Bergrechts zu Grunde 
(C. civ. 552, Ach enbach S. 103 f.); in den Motiven v. 3. 1862 zum Preuß. 
Berggefet (auch bei Achenbach S.105) heißt ed: „baß bie Mineralien in 
Wirklichkeit Beftanbtheile des Grund und Bodens — pars fundi — find, jo 
lange fie fich noch ungewonnen auf ihren natürlichen Lagerfätten befinden und 
baß fie bis zur Gewinnung nicht als Sachen im rechtlichen Sinue, mithin aud) 
nicht als herrenlofe Sachen betrachtet werben können.“ Für dieſe Anficht aud) 
Stündeck p. 20 ff., 32 ff., Achenbach S. 94 ff. 110 ff. 

15) Eine analoge Erſcheinung bietet bie Frucht im Verhältniß zum Boden 
dar. Wenn ber Eigenthümer feinen Ader verpachtet, find bie auf ihm wachſen⸗ 
den Früchte vor ihrer Separation nicht Gegenfland eines befonderen Eigenthums; 
fie gehören zum Boden und mit demſelben bem Berpächter. Selbftänbiges Objelt 
für das Eigenthum werben fie erft burch ihre Trennung vom Boden; jett werben . 
fie Eigenthum des Pächters, ebenfo wie da, wo ber Grundeigenthümer ſelbſt ben 
Fruchtgenuß ansübt, fie fein Eigenthum werben. 

16) Ahenbah ©. 825 ff., Kloftermann ©. 63 ff, Praͤzak Ent- 
eignung ©. 212 ff. 
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Mineral foweit aufzuſuchen, dab auf Grund bed Fundes eine Mus 
thung erfolgen Tann, alſo Abräumen der Dammerde, Bohren x. 
Nah dem alten Recht der Bergbaufreiheit mußte jeder Grundbefiger 
das Schürfen auf jeinem Grundftüd dulden’) und waren nur ge 
wife Orte davon auögenommen, die Stelle, wo der Tiſch, das Bett, 
die Feuerſtatt fich befindet ($ 142 N. 5). Weder bedurfte ed zum 
Scürfen einer obrigfeitlihen Crlaubniß, noch der Verhandlung mit 
dem Grundeigenthümer; derſelbe hatte nicht einmal allgemein einen 
Aniprud auf Entihädigung, jondern konnte bei fruchtlofem Schürfen 
nur dad Ausfüllen der Grube und Wieberebnen ded Bodens, und 
wenn ed Erfolg gehabt hatte, einen Erbkux fordern. Erſt jeit vem 
vorigen Jahrhundert treten Beſchränkungen ein. Der Grunbeigen- 
thümer braucht das Scürfen nicht zu leiden mit Bezug auf be 
ftelte Aeder, Gärten, Wohn- und Wirthichaftögebäude, fowie die 
Umgebungen derſelben bis auf eine beitimmte Entfernung; ebenjo 
find ausgenommen öffentliche Pläbe, Friedhöfe, Eifenbahnen u. . w. 
Mer ſchürfen will, bedarf eines Schürfzetteld, welchen ihm aber bie 
Bergbehörde nicht verweigern darf, hat fi mit dem Grundbeſizzer 
in Verbindung zu fepen und ihm den gehabten Schaden zu er 
jegen °), auch Caution zu leiften, wenn eine Werthverminderung für 
dad Grundſtück zu befürdten fteht'%). 

Nach neueftem Bergrecht ift der Schürfzettel wieder fallen ge 
lafien. Der Grundeigenthümer kann ohne weitered auf feinem Grund» 
ſtück ſchürfen und andern Perjonen dad Schürfen geftatten”). Will 
er einem Dritten, der dad Schürfen beabfichtigt, es unterfagen, jo 
entjcheidet die Bergbehörbe, ob er für feine Weigerung einen geſetz⸗ 
lihen Grund bat (3.8. zu große Nähe bei feinem Wohngebäude), 
und verpflichtet ihn, falls dies nicht der Fall ift, das Schürfen zu 
dulden. Es können auch mehrere Perjonen neben einander, 3. B. 
der Grundbeliger neben einem Dritten, auf demjelben Grundſtück 
ſchürfen. „Auch darf in den Feldern fremder Bergwerfe nach ben 


19 Eine fog. Legalfervitut, vgl. oben 8 86, 6. 

18) Preuß. Lor. II. 16. $ 150. 

19) Breuß. Berggeieh 8 6. 

”) Nach dem Deftr. Berggeſetz 8 5, 14 bebarf e8 noch weiter, auch für ben 
Eigentbümer, des Schürfzettels. 
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jenigen Mineralien gejchürft werden, auf weldhe der Bergwerfdeigen- 
thümer Rechte noch nicht erworben hat“). 

4. Wer auf Grund jeines, ſei ed zufälligen, ſei es durch 
Schürfen berbeigeführten Fundes ein Bergwerk anzulegen wünſcht, 
bat bei der Tompetenten Bergbehörde ein Geſuch anzubringen, zu 
mutben, und dabei den Drt, die Lagerftätte, dad gefundene Mis 
neral, die Größe des beanipruchten Feldes anzugeben”). Bei meb- 
teren Muthungen für dafjelbe Feld entſcheidet im allgemeinen die 
Zeit derjelben über den Vorzug. In Betreff der Frage, ob der zu- 
fällige Zinder, welcher früher ald ein Anderer, der auf demſelben 
Territorium ſchürft, Mineralien entdedt, vorgeht oder ob der 
Schürfende dad Vorrecht hat, gehen die Bergrechte weit audein- 
‚ander®). Ä 

Ergiebt die amtliche Unterfuchung der Bergbehörde, daß daß 
angegebene Zoffil ſich in der That auf feiner natürlichen Ablagerung 
befindet und daß feine Rechte dritter Perfonen entgegen ftehen, indem 
fowohl das gewünſchte Feld bergfrei ift, ald Feine andere Muthung 
vorliegt, jo wird dem Muther die Bergbaugerechtigkeit verliehen und 
eine Urkunde audgeftellt, welche enthalten muß „den Namen, Stand 
und Wohnort ded Berechtigten, den Namen des Bergwerfd, den 
Zlächentnhalt und die Begrenzung des Felded, ... die Benennung 
des Minerald oder der Mineralien, auf welche da8 Bergwerkseigen⸗ 
thum verliehen wird, Datum der Urkunde, Siegel und Unterfchrift 


21) Preuß. Berggeſetz 8 10. Abf. 1. 

2), Achenbach S.397 ff, Kloftermann S. 77 ff. 

3) Gerber IHN. 3, Achen bach S.357 ff., Kloflermann S.87 ff., 
Wachler das Finderrecht nach dem Preuß. Berggeſetz. Inaug. Differt. 1874 
(auch in d. Ztichr. f. VBergredt XV. S. 298 ff). — Im allgemeinen hat nad 
neuerem Recht der erfie Finder das Alter im Felde, d. b. er bat den Vorzug vor 
jedem Anbern, falls er in beflimmter Zeit um bie Beleihung mutbet; das Preuß. 
Geſ. 8 24 und die ihm folgenden Geſetze beftimmen: „Wer auf eignem Grund 
und Boden ober in feinem eigenen &rubengebäube oder durch Schürfarbeiten, 
welche nach Borichrift der 8 3—10 unternommen worben find, ein Mineral auf 
feiner natürlichen Ablagerung entbedt, hat als Finder das Vorrecht vor andern, 
nad dem Zeitpunkte feines Fundes eingelegten Muthungen. Der Finder muß 
jedoch innerhalb einer Woche nach Ablauf bes Tages der Entvedung Muthung 
einlegen, wibrigenfalls fein Vorrecht erliſcht.“ 825: in allen Abrigen Fällen 
enticheivet der Moment der Bräfentation der Muthung. 
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des verleihenden Dberbergamt3" (Preuß. Berggeſetz $ 34). Erſt 
jest ift die Bergbaugerechtigkeit erworben®). Daneben befteht par 
tikulaͤr die Verpflichtung für den Berechtigten, dielelbe im Grundbuch 
eintragen zu laſſen *). 

Nah älterm Recht wurden dem Grundeigenthümer, deffen Be 
fig Gegenftand eines Bergwerks wurde, gewiſſe VBermögendvortbeile 
zugewiefen?”): er hatte dad Recht des ſog. Mitbaus, d.h. das Recht, 
fih an dem zu eröffnenden Bergwerk für eine gewiffe Quote (zur 
Hälfte) zu betheiligen®) oder erhielt eine Duote von den Crträg- 
niffen®), ein oder mehrere Grund» oder Erblure?). Daß neuere 


#4) Weber die Berleibung Achenbach I. S. 480 fi, Kloftermann 
©. 9 f. 

Gegenüber Achenbach's (S. 436 N. 1, 2) Anficht, daß durch Verjährung 
die Bergbauberedtigung nicht mehr erworben werbe, ift Dernburg $ 264 0.6 
zuzuftimmen, daß fle unter Borausfegung ber bona fides erfeffen werben fünne; 
bona fides ift leicht möglich, wo bie Gerechtigkeit Über die Grenzen ber Be⸗ 
leihung hinaus ausgelibt wird. 

35) Haltlos ift bie weit verbreitete Annahme (auch noch bei Kloftermann 
©. 158 ff.), daß die Muthung ein bingliches Hecht, refolutio bebingt in Rüdficht 
auf die Pflicht, die Verleihung zu erlangen, ober ein Forberungsrecht gegen ben 
Staat auf Berleihung ergeuge. Dur die Mutbung entflebt kein Privatredit, 
tein jus quaesitum, fondern ein unter verwaltungsrechtlichen Geſichtspunkten 
ftebender Anſpruch auf Beleibung, auf Vollziehung eines Alts der Staatshokeit; 
vgl. au Arndt ©. 264 ff, Böhlau Diftriktsverleihungen ©. 34 ff. 

3), In Preußen ift die Zmangstitelberichtigung für Bergwerte immer auf- 
recht erhalten, Kloftermann ©. 205. Demgemäß beſtimmt auch das Preuß. 
Geſetz v. 5. Mai 1872. 8 68: „das Bergwerkseigenthum wird durch bie von 
dem Ober. Bergamt ertheilte Verleihung ... erworben. Der Erwerber ift in 
biefen Fällen von Amtswegen zur Eintragung feines Bergmwerlseigenthyums auzu- 
halten. Zu dieſem Zwed bat das Ohber-Bergamt dem Grundbuchamt eine ber 
glaubigte Abichrift der Berleihungsurlunde .. zuzuftellen.“ 

37) Bgl. auch die vogedie der Sachſenſpiegelſtelle, $ 142 N. 4. — Prazal 
Enteignung S. 88 N. 3. 

38) Br. Lor. II. 16. 8 124 ff, Kloftermann ©. 334 fi. 

#9) Bafteiner Bergrecht des 14. Jahrh. (Salzb. Taid.) ©. 198. 3.42 f.: 
das virzigst gehört dem zue, des der grunt ist, darauf das perchwerch 
ist; ©.199. 3.39 ff.: die vanchpfenning und das vierzigist gehort den 
an, des der was ist. 

20) Wenn auf ihnen Feine Verpflichtung zur Zubuße laftet unb eine Theil» 
nahme an der Ausbeute erſt eintritt, nachbem reiner Gewinn erzielt worden if, 
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Recht giebt dem Grundeigenthümer feinen Anſpruch auf Mitbau oder 
Freikuxe bei neu anzulegenden Bergwerken, fondern nur auf Ent- 
Ichädigung wegen Abtretung der Nupungen feines Grundſtücks?i). 

5. Die Beleihung ertheilt dem Beliehenen die ausfchließliche 
Befugniß, die benannten Foffilten in feinem Felde aufzuſuchen und 
durch Separation das Eigenthum an ihnen zu gewinnen, fowie alle 
erforderlichen Vorrichtungen unter und über Zage zu treffen. 

Das Recht, welches der Bergbauende an den Foffilien, reſp. 
Lagerftätten derjelben oder an dem ihm verliehenen Bergwerföfelde 
durch die Beleihung erhält”), wird oft ſowohl in Gefegen®) als in 
der Literatur") Eigenthum genannt; er babe das Eigenthum am 
Bergwerk geichteden von dem Eigenthum defjen, welchem die Ober⸗ 
fläche gehört, oder er habe ein dominium utile im Gegenſatz bed 
dominium direetum des Staatd?). Auch in den neueren Berg. 
gefegen wird der Ausdrud Bergwerkdeigentbum und Bergwerkdeigen- 
thümer unbedentlid gebraucht). 

Ein Eigenthum im wahren Stimme des Wortd tft unhaltbar; 


beißen fie Freikure; Preuß. Lor. II. 16. 8 117 ff, Koh Kommentar zu $ 117, 
Klofermann Eommentar zu $ 224 S. 339 f.; auch oben I. $59 N. 5. 

31) Preuß. Gef. 8 224, 225; vgl. darüber unten 9. 

39) Bel. Stündeck p. 41 ff, Commer exponitur natura ac vis do- 
minii ex jure metallico adquisiti. Berol. 1869 (p. 2—41 referirt er über 
die verjchiedenen Anfihten), Achenbach S. 235—263, Kloftermanı S. 142— 
164, Roth IIL 8 248. 

3) Preuß. Ldr. II. 16. 8 131, 133, 253, 255 und fonft häufig; Über ben 
Gebraud in ältern und in den franzdf. Quellen Achenbach ©. 245 f., 257 ff. — 
art. 19 des franzdf. Berggejetes: da moment oü une mine sera concedee, 
meme au proprietaire de la surface, cette proprist6 sera distinguee de 
celle de la surface et d&sormais considerde comme propriet6 nouvelle. 

20) Bgl. die Anführungen bei Stündeck p. 44 ff, Ache nbach S. 243 
N.1, 8.249 N. 1, Roth III. 8 248 N.2; für daffelbe au Befeler 8 205 
N. 4, Kloftermann S. 142 ff. 

So beſonders Eichhorn 8 276; Manrenbrecher $ 252° geht fo 
weit zu fagen: „alle Berggeſetze und Berggerichte, fo wie alle andern Autori- 
täten find darüber einig, daß ber Bergeigenthümer ein dominium utile babe”; 
das Bergeigentium fet „eine ganz aparte Beſitzform bes deutſchen Rechts.“ 
Andere Schriftfteller führt an Stündeck p. 42 ff. — Bgl. dagegen Haubold 
8 247. Zuf. 1 

86) Bol. die Stellen bei Achenbach ©. 3. 257 fi. Kloftermann ©. 150 f. 

Stobbe, Vrwatrecht. IT. 3. Aufl. 38 





594 8 143. Die Bergbauberechtigung. 


auch gebrauchen die Geſetze den Ausdrud nicht in der Tendenz, den 
Eigenthumöbegriff zu behaupten und aus ihm Conſequenzen zu ziehen. 
Vielmehr erklärt fich diefer Sprachgebraudy aus der laxen Zermino- 
logie, welche im deutſchen Recht mit Bezug auf dad Wort Eigen- 
thum berrfcht””); man will nur ein irgendwie qualifizirteß Herrſchafts⸗ 
vecht bezeichnen und braucht das Wort Eigenthum ftatt des jchleppen- 
deren Bergbaugeredhtigkeit. 

Dad fog. Bergwerkseigenthum giebt dem Berechtigten nicht ein 
allgemeines, oberfted Herrſchaftsrecht über den verliehenen Raum, 
fondern nur ein beftimmted Nupungsredht. Nicht bloß behält der 
Grundeigenthümer troß des Bergwerks an fi das Eigenthum, falle 
er nicht erpropriict ift, und kann daſſelbe joweit ausüben, als er nicht 
duch dad Recht des Bergbauberedhtigten eingejchränft ift, jondern 
es Tann auch mit Bezug auf denjelben Raum einem Zweiten eine 
Bergbaugerechtigkeit auf andere Foſſilien hin verliehen werden). 
Und andererfeitö darf der Berechtigte über den Raum mur zu berg— 
baulichen, nicht zu fonftigen Zweden verfügen. 

Somit hat der Berechtigte an dem ihm verliehenen Felde ein 
dem modernen Recht eigenthümliches Herrfchaftsrecht, eine Gerechtig⸗ 
keit, weldye an und für fi in dem Eigentbum an dem Grundſtück 
nicht begriffen if. Auch der Grumdeigenthümer felbft erlangt das 
Recht nur auf Grund einer bejondern Verleihung. Der Umftand, 
daß der Grundeigenthümer zu feinem Gigenthbum die Recht noch 
befonderd hinzu erwerben Tann, weilt darauf bin, daß man & auf 
nicht allgemein als Recht an einer fremden Sache bezeichnen darf”). 


20) Bol. oben 8 78. 3-6. — Mit Bezug auf das Preuß. Lor. jagt dies 
ber Plen. Beſchl. des DO. Trib. v. 18. Apr. 1843, und die Motive zum Preuß. 
Berggefe erklären ſich gleichfalls gegen das Bergwerkseigenthum, Achenbad 
©. 244 N. 1, S.266. — Bgl. au Erf. des Reichsger. Straf. V. ©. 183. 

28) Preuß. Berggeſetz 8 55, 56, Kloftermann Bergrecht S. 133 fj. Im 
leßteren oben genannten Fall müßte man ein breifacdhes Eigenthbum, und falls 
man dem Staat das dominium direetum zufchriebe, gar ein vierfaches wit 
Bezug auf denfelben Raum annehmen. 

) Zuftimmend Hartmann Rechte an eigener Sache S. 71 ff., aud in 
Shering’s Jahrbb. XVIL. ©. 127). — Dagegen ſpricht Kloftermann's Ar 
gument (Bergredht ©. 143), „baß es nicht ein dingliches Recht an einem einzelnen 
Grundſtück darftellt, daß vielmehr fein Gegenſtand in einem felbflänbigen Felde 
befteht, deffen Begrenzung von berjenigen bes Grunbeigenthums ganz unabhängig 
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Sn dem gedachten Fall findet eine über den gefeplichen Inhalt bed 
Eigenthums hinausgehende Erweiterung ftatt. 

Doch ift die Bergbaugerechtigkeit nicht einfach ein beftimmt 
qualifizirted Nupungdreht am Grund und Boden, fondern ein Recht 
zujammengefegten Inhalts“), indem es auch weitere Befugniffe ges 
genüber dem Grundeigenthümer (vgl. unten 9) in fich ſchließt. 

6. Die Bergbaugerechtigfeit wird, was Veräußerung, Verſchul⸗ 
dung, Berpfändung, die Beftellung von fonftigen dinglichen Rechten **) 
u. |. w. anbetrifft, nach den für Immobilien geltenden Grundfägen 
behandelt“): fie wird in den Grund» und Hypothekenbüchern ver- 
zeichnet und eine Hypothek an dem Bergwerk nur durch Cintragung 
begründet®). 


ift”, nicht gegen ein jus in re aliena; denn ein folches kann auch an mehreren 
neben einander liegenden Grundſtücken beftellt werben. 

“) Bol. für diefe Auffaffung vo. Gerber 595 R.8, Walter 8 167, 
Stündeck p. 52 ff., Oppenboff, in ber Ztidhr. f. Bergredt XII (1871) 
©. 187 ff. (gegen Kloftermann gerichtet), Achenbach S. 238 ff., 249 f. 

00), Menu an einem Bergwerk ein Nießbrauch befteht, wie 3. B. zufolge 
bes ususfructus maritalis oder des Rechts, welches der Vater am Vermögen 
feiner Kinber bat, ift e8 kontrovers und partikularrechtlich verfchieben geregelt, ob 
der Nießbraucher die Ausbeute ſelbſt oder nur bie Zinfen derjelben beanfprucden 
Darf, vgl. Gräff in db. Ztiſchr. f. Bergrecht I. ©. 579—588, Kloftermann 
S. 210 ff, Roth 3. HI. S260N.3 ff, vgl. auch Windſcheid $ 144 N. 8 
— In Uebereinfimmung mit ben allgemeinen Grundſätzen über bas Weſen des 
Niekbrauds beftimmen mehrere Partikularrechte, daß ber Nießbraucher die Er⸗ 
trägniffe felbft fi) aneignen bärfe, C. civ. art. 598, Oeſtr. OGB. 8 511, Sächſ. 
GB. 8 609, 680, vgl. auch Sächſ. Berggeſetz v. 16. Juni 1868 8 5, während 
anbere Geſetze, weil die Erzeugniffe des Bergbaus nicht nachwachſen (feine fructus 
renascentes), fondern durch ben Bergbau eine Subftangverminderung eintritt, 
dem Nießbraucher nur bie Zinjen der Ausbeute zuweifen, Const. Saxon. III. 25, 
Preuß. Lor. J. 21. 837, vgl. mit 839, Sörfter III. 8 186 N. 17 ff, Dern- 
burg I. 8 281 N. 21. 

“) Preuß. Berggeieh 8 52, 8 246, Preuß. Geſetz v. 5. Mat 1872. 8 68, 
Grundbuch⸗O. 89, 17. 

42) Ueber die Berpfänbung der Kure und des Bergwerks vgl. oben $ 59. 
N. 11, 32, 33. In einzelnen Ländern werben eigene Berghypothekenbücher von 
ben Bergämtern ober befondern Commiſſionen geführt (fo nach früherem Preuß. 
Recht, Kloſtermann S. 206 und Kommentar zu 8 206, in Baiern, Roth 
8 260 N. 15 ff.), in andern werben bie Rechtsverhältniſſe ber Bergwerke in ben 
allgemeinen Grundbüchern unb von ben gewöhnlichen Grundbuchämtern einge» 
tragen; jo jett in Preußen (N. 41), Sadjien. age 
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7. Wer ohne DBeleihung oder über die Grenzen feiner Be 
leihung hinaus Fojfilten offupirt, erwirbt an den geförderten Mine- 
ralien nit Eigenthum, jondern wird nur Befiper. Aber weder der 
Grundeigenthümer, nody der eigentlihe Bergbauberechtigte darf dieſe 
Mineralien vindiciren, weil fie durch die Handlung ded Dritten dad 
Eigenthum nicht erworben haben. Der Grundeigenihümer, weldyer 
ohne Beleihung fein Recht auf diefe Mineralien befigt, kann nur 
den Eingriff in jeine Herrſchaft über das Grundftüd mit der actio 
negatoria oder den poſſeſſoriſchen Interdikten zurüdweilen. Der 
Bergbauberechtigte, welcher das ausſchließliche Okkupationsrecht im 
dem betreffenden Raum befist, bat überdies noch eine Klage auf 
Schadenserſatz, reip. auf Auslieferung der geförderten Mineralien®). 

8. Der Grundeigenthümer behält dad Recht, innerhalb des 
einem Andern für ein Bergwerk verliehenen Raumes die nicht res 
galen, feinem Verfügungsrecht nicht entzogenen Foſſilien zu gewinnen“). 
Aber im Sntereffe der förberlichen Betreibung des Bergbaus ift po- 
ſitiv beftimmt“), daß der Bergbauberechtigte auch ſolche dem Eigen- 
thümer verbleibenden Mineralien, weldhe im Betriebe ded Bergbaus 
gewonnen werden, zum Zwed befjelben ohne Entihädigung ver 
wenden dürfe. Soweit eine ſolche Verwendung nicht erfolgt, muß 
er diefe Fojfilien dem Grundeigenthümer auf deffen Verlangen gegen 
Erftattung der Gewinnungs⸗ und Förderungsfoften herausgeben. 

9. Der Bergwerkdeigenthbümer bat die Befugniß, alle für den 
Betrieb erforderlichen Vorrichtungen unter und über Tage zu treffen). 
Der Grundeigenthümer muß nicht nur die Unterwühlung, jonbern 
auch die theilweiſe Benupung der Oberflädhe gegen Entihädigung 


Zu andern Refultaten kommt Achenbach S. 349 ff., welcher meint, 
baß der Unberechtigte die Verfügung über die geförderten Mineralien gewinne. 
— Meiner Meinung nach müffen gleiche Grundſätze eintreten wie bei ber Oflu- 
pation jagbbarer Thiere burch einen Wilberer. 

) Behauptet der Grunbeigenthlimer, daß dem Bergbautreibenden Mine- 
ralien verliehen worben find, welche wicht zu ben regalen, ven vwerleihbaren ge- 
hören, fo kann er gegen ihn mit ber actio negatoria tlagen, und wenn er mit 
ihr durchdringt, bewirken, daß ber Berwaltungsatt der Verleihung in biejer Be- 
ziehung wirkungslos wird, Achenbach I. S. 129, Dernburg 8259 R. 8. 

*) Breuß. Berggeſ. 8 57. 

#) Preuß. Berggei. $ 54. 
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dulden). „Zur Abtretung ded mit Mohn, Wirthichaftd- oder 
Zabrifgebäuden bebauten Grund und Bodend und der damit in Ber: 
bindung ftehenden eingefriedigten Hofräume kann der Grundbefiger 
gegen feinen Willen niemald angehalten werden”). 

Der Bergwerksberechtigte kann nicht die Abtretung des Eigen⸗ 
thums, jondern nur die zeitweife Meberlaffung des Grundftücks zur 
Benutzung verlangen. Er ift Dagegen verpflichtet %): 1. dem Grund» 
befiger jährlih im voraus vollſtändige Entſchädigung zu leiften, 
2. nad beendigter Benupung ihm dad Grundftüd zu reitituiren %) 
und den etwaigen Minderwerth zu erfehen. Wegen Erfüllung diefer 
Verpflichtungen fann er vom Örundeigenthümer zur Beltellung einer 
Kaution angehalten werden. 

Während der Bergwerksberechtigte nur die Geftattung der Bes 
nutzung, aber nicht die Abtretung des Eigenthums verlangen darf, 
fann der Grundeigenthümer, ftatt fein Grundftüd zeitweife abzutreten 
unter gewillen VBoraudfegungen fordern, daß der Bergbauberechtigte- 
dad Eigenthum an demjelben erwirbt). Solche Fälle find), wenn 
die Benupung eine Werthverminderung berbeiführt, wenn es feftiteht, 
daß fie länger als drei Sahre dauern wird oder wenn fie nad) Ab⸗ 
lauf von drei Sahren noch fortdauert. In allen Fällen der Ber 
Außerung bed Grundeigenthums an den Bergbauenden für Zwecke 
des Betriebs behält der zeitige Eigenthümer des durch die urjprüng- 
lihe Veräußerung verkleinerten Grunditüdd ein Vorkaufs⸗ oder 
Miederfaufsrecht, wenn das veräußerte Stud in der Folge zu den 
Zweden des Bergbaus entbehrlid wird). Will der Bergwerksbe⸗ 
fißer felbft dad Grundftüd veräußern, jo braucht der ehemalige Grund» 


), Preuß. Berggei. $ 135. - 

#8) Preuß. Berggef. $ 136. Abſ. 2. — Ueber die Enteignung zu Zweden 
des Bergbaus oben 8 92 N. 15 und Präzak Enteignung ©. 88 ff., 216 ff. 

19) Breuß. Berggeſ. $ 137. 

5, Er darf es nicht zu andern, als ben in 8 135 bes Preuß. Berggel. 
genaunten Zweden für fi zurädbehalten. 

51) Deftr. Gef. 8 100, Preuß. Geſ. 8 137 fl. — Sächſ. Gel. von 1868. 
$ 122, 123: der Eigenthümer bat Die Wahl zwifchen Abtretung zu Eigenthum, 
Geſtattung zeitweiliger Benutzung und Beftellung einer Dienftbarkeit. — Praͤzak 
S. 181 R. 14. 

9) Preuß. Berggei. $ 137. Abf. 2, 8 188. 

) Preuß. Berggef. $ 141. 
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eigenthümer, wenn er das Vorkaufsrecht geltend madht, die Entbehr- 
lichkeit nicht noch beſonders zu erweilen, da fie ſich bereitd aus der 
Abſicht der Veräußerung ergiebt. 

Streitigfeiten zwifchen dem Grmbbefiter und dem Bergwerlö- 
befiger über die abzutretende Nutzung reſp. wegen des geforderten 
Ankauf des Grundſtücks werden von der Verwaltungsbehörde ent- 
Ichieden; gegen ihre Enticdheidungen ift der Rechtsweg nur in be 
ſchränktem Umfange zuläjfig®). 

Abgefehen von der Entihädigung wegen entzogenen Genufjes 
des Grundſtücks bat der Bergmwerfäbefiter dem Grundeigentbümer 
volle Entihädigung wegen allen Schadens zu leilten, welcher dem 
Grundſtück oder deſſen Zubehörungen dur den unterirdifh oder 
mittelft des Tagebaued geführten Betrieb des Bergwerks zugefügt 
wird, und zwar gleichviel ob die Beichädigung verichuldet ift umd 
ob fie vorhergejehen werden konnte oder nicht®). 

10. Für die Bergſchulden“), d. h. für die in Nüdficht auf die 
Anlage und den Betrieb des Bergwerks gemachten Schulden haftete, 
wenn dad Bergwerk von einer Gewerkſchaft betrieben wurde, regel: 
mäßig Ichon nad altem Recht fein Gewerke über feinen Kur hinaus, 
ebenfo wie andererſeits die jonftigen Gläubiger ded einzelnen Ge 
werfen fi nicht an den Kur halten durften‘). Da die Gewerl- 
Ichaften neueren Rechts juriftiiche Perjonen find, fo haftet felbftver- 
ftändlih für ihre Schulden aud nur ihr Vermögen und nicht das 
ihrer Mitglieder; dafjelbe fol jegt auch für die Gewerkſchaften ältern 
Rechts gelten”). Wo da8 Bergwerk im Eigenthbum einzelner Per: 
ſonen Steht, haften fie unbedingt für die Bergfchulden und wird das 
Bergvermögen auch zur Befriedigung der fonftigen Gläubiger gleid- 
mäßig herangezogen. 

11. Die Bergbaugerechtigkeit nimmt nad älterm und neuerem 


5) Preuß. Berggef. $ 142—146. 

55) Preuß. Berggei. 8 148 ff. — Ueber den Fall, daß der Brunnen eines 
Grundbefitzers durch den Bergbau troden gelegt wird, Senffert XXVI. no. 5l. 
Bgl. oben 8 86 N. 19. 

5 Braffert in d. Ztſchr. f. Bergrecht IV. ©. 365 ff, Oppenboff da⸗ 
ſelbſt XII. S. 174 ff, Roth III. 8 267. 

5, Dben 8 59 NR. 14—17, Befeler 8 207 N. 10 ff. 

se) Preuß. Berggef. $ 99 vgl. mit 8 226, 227; vgl. auch oben 859 N. 34. 
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Recht ihr Ende entweder in Folge Verzichts des Berechtigten (jog. 
Auflaffung) oder zur Strafe wegen leichtfinnigen oder unterlaffenen 
Betriebes, Nihtzahlung der Abgaben u. ſ. w.*). In ſolchen Fällen 
wird dad Bergwerk für frei erklärt und kann es einer andern Perſon 
verliehen werden®). Nah neuerem Rechte) fol die Berechtigung 
nur entzogen werden, wenn der Berechtigte den Betrieb unterläßt 
und einer ſolchen Unterlafjung nad Entſcheidung der Bergbehörbe 
überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſe entgegenftehen. Iſt 
der Beſchluß auf Entziehung rechtöfräftig geworden, fo werben bie 
Hüpothefengläubiger und fonftigen Realberechtigten davon in Kennt» 
niß gejebt. Es fönnen dann ſowohl die Gläubiger ald der Be— 
redhtigte die Subhaftation beantragen. Unterbleibt die Subhaftation, 
jo wird die Aufhebung des Bergwerkseigenthums ausgeſprochen und 
erlöjchen damit ſämmtliche Anſprüche auf dad Bergwerk, von welcher 
Art fie auch fein mögen; die in dem betreffenden Raum enthaltenen 
Mineralien gelten jebt wieder ald Objekt für eine neue Muthung. 

Wil der Bergbauberechtigte freiwillig den Bau aufgeben, jo 
bat er den Verzicht vor der Bergbehörde zu erklären; auch bier find 
die Nealgläubiger zu benachrichtigen und zum Antrag auf Sub- 
baftation beredhtigt®). 

Mit der Aufhebung der Baugerechtigkeit erliicht nur dieſe jelbft, 
aber nicht auch dad Eigenthum des Berechtigten an einzelnen realen 
Gegenjtänden (den fog. Pertinenzien des Bergwerks), 3. DB. der 
Zimmerung und Mauerung deö Grubengebäuded. Er darf diefelben 
aber nur injoweit fortnehmen, als feine polizeilihen Gründe entge- 
genftehben. Sit das lebtere der Fall, fo verbleiben fie dem Eigen» 
thümer des Grundſtücks, in deffen Areal dad Bergwerk Tiegt®). 

Bei der Subhaftation gehen die Pertinenzien auf den Adjudi- 
fatar über. 


5% 3.8. Preuß. Lor. I. 16. $ 105, 163, 188, 190, 196 fi., 286 f. 

©, Khoſtermann S. 194 fi. — Gafteiner Bergr. S. 198. 3. 37 ff.: wo 
ain pau verlegen ist, wer das hinnach vervecht, des ist dasselb pau, und 
was er dapei in den rechten vindet, es sei werch oder ärzt, vil oder 
wenig, das ist des, der das pau mit rechter arbeit vervangen hat. 

er) Preuß. Berggei. $ 65, 156 ff. 

69) Preuß. Berggei. $ 161. 

8) Preuß. Berggeſ. $ 163. 
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12. Der Staat hat auch nad Aufhebung des Bergregalö die 
Berghoheit behalten“); er erläßt in den Bergorbnungen Normen 
für den Betrieb, ſetzt Behörden für die Ueberwachung des Bergbaus 
ein und erhebt Abgaben für den Betrieb. Während früher fich die 
Auffiht bis zur Mitverwaltung der Bergwerke erftredte®), ift fie 
jet bedeutend ermäßigt und find lediglich die öffentlichen Interefſen 
maßgebend). Auch die Beftenerung der Bergwerke ift in neuerer 
Zeit erheblich verringert”). 


Fünfter Abſchnitt. Bas Recht der Prinatgewäffer. 
8 144. 


Nachdem bereitd im 1. Bande ($ 64) von dem Unterjchieb der 
Öffentlichen und Privatgewäfler und von den Rechtsverhältniſſen an 
den erfteren gehandelt worden ift, find bier die Grundfäge über bie 
Privatgewäfler darzuftellen, d. h. über diejenigen, deren Bett im 
Privateigentbum fteht"). 

Die Privatgewäfler find theild geichloffene, wie Seen, Teiche, 
Drunnen, Gifternen, tbeild fließende, Flüſſe, Kanäle, Gräben, künft- 
liche Wafjerleitungen, Bäche, Quellen. Die Rechtöverhältniffe an den 
auf dem Grundftüd‘ einer Perjon rings umfchloffenen Gewäflern?) 
find einfacher Natur?); fie unterliegen dem freien Verfügungsrecht 
des Eigenthümerd des Grund und Bodens, foweit er nicht dur 
Rechte eingeſchränkt wird, welche Andere durch Vertrag oder Ber» 
jährung erworben haben. Dagegen treten Tomplicirtere Verhältnifje 
bei den fich fortbewegenden Gewäflern ein. 


64) Das Detail gehört in das Berwaltungsredit. 

65) Bal. au Gierke Genoflenidaftsrecht I. S. 972, 974 f. 

6 Gierke ©. 976 f. 

N) Erüber der Zehnte von dem Ertrage (in natura ober von bem Erlös); 
DOuatember» oder Receßgelber zur Unterhaltung ber Bergbehörben u. f. w., vgl 
auch oben 8 142 N. 12. 

1) Oben I. $ 64 R. 27 if auch die Literatur und Geſetzgebung bes Waffer- 
rechts angeführt. 

2) Vgl. über fie Roth B. III. 8 286—288. 

®) Ueber bie Grenze zwifchen einem Landſee und dem anliegeuben, einer 
andern Perfon gehörigen Grunbftüd vgl. Erf. d. Rchsger. II. no. 88. 





Ex 
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Da die Grundjäpe des Wafferrechtd nah röm. Recht kontro⸗ 
verjenreich find®), die Verhältniffe unferer Induſtrie und Land- 
wirthihaft andere Anforderungen an den Gebraud des Wafferd 
ftellen, als in vömijcher Zeit, find geſetzliche Beftimmungen über 
dieſe Verhältniffe ein dringended Bedürfniß und Waſſergeſetze neuer 
dings in einer Reihe von Staaten erlaffen worden‘). Wegen ber 
verſchiedenen Grundlagen, welche die einzelnen Geſetze haben, und ber 
geringen Anwendbarkeit der gemeinrechtlichen Sätze in der Gegen- 
wart iſt eine zufammenfaffende Darftellung der betreffenden Rechts» 
verhältniffe Außerft erjchwert. 

1. Das Eigenthum am Ylußbett fteht dem Eigenthümer des 
Ufers nah Maßgabe der Uferlänge feine Grundftüdd zu; in den 
Geſetzen wird das Flußbett regelmäßig ald Zubehör dedjenigen Grund- 
ſtücks bezeichnet, durch welches der Fluß fließt”). Gehören die Ufer 
verjchiedenen Cigenthümern, jo ift Seder Eigenthümer bed Betts bis 
zur Mitte des Fluſſes und bat demgemäß dad Waſſernutzungsrecht 
auch nur zur Hälfte®). 

Dad in dem Bett ſich fortbewegende Wafler jelbft fteht nicht 
im Eigenthum und Tann feiner Natur nad nicht Gegenftand des 
Privateigenthumd fein, jondern ed bat der Grundeigenthümer nur 
das Recht, die Welle zu benupen und zu konſumiren?). 

2. Der Grumdeigenthümer ift in Betreff der Nugung bed 
Flußbetts ald Eigenthümer feinen Schranken unterworfen und Tann 


5) Eine Ueberficht über Die zahlreichen und tief einſchneidenden Controverfen 
des Wafferrechts vgl. bei Roth III. $ 282. 

6 Dben $ 64 N. 27. 

) Baier. Gef. 8 39, Altend. Geſ. 8 49. 

8 3. B. Weftphäl. Weisthümer bei Grimm III. ©. 29. 2. Abſ.: dar 
twee wischen tegen einander liggen, uud eine rechte floit tüschen enne 
beiden henne geit, und op erer beider erve springet, des sollen se beide 
glick gebruicken; IU. ©. 47. 8 61, S. 69. — Gothaifches Gef. $ 24, Preuß. 
@ef. 8 14. 

N) Randa Waſſerrecht S. 3, 39. — Mande find anderer Meinung, 
3. B. au Roth 8 282 N. 50, 65, 8289 N. 4, 5291 N. 1, welder für bas 
neuere Recht den Sat leugnet, baß bie Wafferwelle nicht Gegenſtand ber Privat- 
berechtigung fei, und fich auf das Baier. Gef. $ 39 berufen kann, wonad bie 
Flüffe und Bäche „mit Inbegriff des beſtehenden Gefälls als Zubehör 
der Srunbftüde” betrachtet werben. 
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Pflanzen, Erde, Sand, Schlamm, Steine bis zu feiner Grenze aus 
dem Bett herausnehmen!o). Was aber die Benubung ded Waſſers 
angeht, fo ift er im Intereffe der Allgemeinheit und der weitern An- 
lieger des Fluſſes mannigfach beſchränkt. Der Staat kann die Be 
nupung und Behandlung des in Privatgewäflern fich fortbewegenden 
Waſſers nicht in einer Weiſe geftatten, welche die berechtigten In⸗ 
tereffen Anderer beeinträchtigt oder das Gemeinwohl gefährdet; er 
forgt für die Erhaltung der Qualität und Duantität des Waflers 
und fordert, dab die Anfprüche der verjchtedenen Cigenthümer, durch 
deren Grundftüde der Fluß feinen Lauf nimmt, gegen einander in 
billiger Weiſe ausgeglichen werden!!),. Daher unterwirft er aus po- 
Iizeilichen Gründen die Diöpofitionen und Nubungen der Anwohner 
an Privatflüffen feiner Kontrole. 

Hervorzuheben ift, daß die Anlieger in das Gewäller feine 
Stoffe abführen dürfen, welche den Bedarf der Umgegend an reinem 
Waſſer beeinträchtigen (fein Waffer aus Gerbereien, Zärbereien u. |. w.) 
oder dad Publikum erheblich, beläftigen!!*). 

3. An fi würde der Cigenthümer berechtigt fein, dad bei 
feinem Grundſtück vorbeifließende Waffer ohne alle Einſchränkung zu 
nutzen und ed müßte der tiefer liegende Eigenthümer ſich Died ge 
fallen laſſen, felbft wenn feine Anlagen dadurch benachtheiligt würden. 
Vom Standpunkt des Privatrecht aus könnte der lehtere nur auf 
Grund emed peziellen Titeld eine Beſchränkung des Andern und 
die hergebrachte eigene Nugung weiter beanfpruchen!?). 


10) Gothaiſches Gef. 8 24, Roth III. 8 291 N. 37. 

1) Aus alter Zeit vgl. 3. B. das Wetterauifche Waflergericht bei Grimm 
Weisth. III. ©. 463 ff. u. in d. Ztſchr. f. RO. VL S. Uff. Bgl. aud bie 
Stellen aus Weisthümern, welche Fr. Fischer p. 83 ff. gefammelt bat. 

110) z. B. Preuß. Bei. $ 3: „das zum Betriebe der Färbereien, Gerbereien, 
Walken und ähnlichen Anlagen benutte Waffer barf feinem Fluffe zugeleitet 
werben, wenn dadnrch ber Bedarf ber Umgegend an reinem Wafler beeinträchtigt 
ober eine erhebliche Beläftigung des Publikums verurfacht wird.” 

13) Emmingbaus ©. 19. no. 4, Seuffert X. no. 9. — Preuß. 
D. Trib. v. 20. Dez. 1858 (Striethorft XXXL ©. 366): ein Berbietungsregt 
gegen Anlagen und Benutungsarten, weldhe ihn benachtheiligen, gewinnt ber 
untere Eigenthümer auch nicht durch 30jährige Benugung des Waffers, fonbern 
nur durch qualiftzirte Berjährung: d. h. Durch Unterfagung der benadhtheiligenten 
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Da es aber als billig erjcheint, daß auch die übrigen Anlieger 
von dem Waſſer Nuten haben, fo tritt dem privatrechtlichen dad 
öffentlichrechtliche Prinzip gegenüber, dab der Einzelne das jein Grund⸗ 
ſtück durchfließende Waſſer weder fonfumiren, noch in folhem Um⸗ 
fange ausnutzen darf, daß die unteren Anlieger das Waſſer nicht 
mehr in angemeſſener Weiſe brauchen können“). Die Frage aber, 
in welchem Maße der Einzelne beſchränkt ift, gehört dem Verwal⸗ 
tungsrecht an und läßt ſich nur für den einzelnen Fall nah Billig- 
feit und unter Berüdfichtigung der konkreten Verhältniffe entjcheiden. 
Wo nicht die Waſſergeſetze genauere Normen darbieten!®*), ſchwankt 
Literatur und Prarid darüber, wie weit der rüdfichtölofen Nutzung 
des Einzelnen das allgemeine Intereſſe entgegenzuftellen ift. Waſſer⸗ 
rechtöftreitigleiten find daher auch vielfad) von dem Rechtswege aus⸗ 
geichloffen und vor die Verwaltungsgerichte gewieſen 3). 

Snöbejondere gilt dies für die ragen, in wiefern ein höher 
angejeffener Eigenthümer durch Bewälferungdanlagen dem Müller 
am untern Lauf ded Fluſſes dad Waſſer nehmen darf, ob der Ober- 
müller dad Wafler in der Weiſe ftauen darf, daß dadurch der Unter- 
müller zeitweife am Betriebe ſeiner Mühle gehindert ift’‘) u. |. w. 
Nur dur die Gejeggebung kann hier geholfen werben. 


Nutzung bes oberen Eigenthümers und dur Beruhigung bes letzteren Die Ver⸗ 
jährungszeit hindurch. 

18) Gierke Genoſſenſchaftsrecht II. S. 251 f., Tirol. Weisth. I. S. 250 
3.16 ff. — Roftoder Erk. bet Seuffert XXVII. no. 204. ©. 826 f. — Die- 
jenigen, welde ein Eigenthum auch an dem Gefälle annehmen, fagen, daß bafjelbe 
ih im Miteigenthum ber verſchiedenen Anlieger befinde, vgl. Roth III. 8 282 
N.66, 8291 N. 10. 

186) z. B. Salzb. Taibinge S. 39 3.39 ff.: wer ein Waffer auf feinem 
Grunde bat, welches eine Mühle treibt, darf von Sonnabeud Mittag bis Sonntag 
Mittag ein thail auszkern und .... brauchen, dann aber muß er e8 wieder 
in fein Rinnſal fließen laffen; vgl. auch S. 23 3.42 ff. 

18) Randa S.47 ff. 

14) Oft wird biefelbe dahin beantwortet, daß, wenn wenig Waſſer vor⸗ 
banden ift, der Obermüller nur mit einem Gange mahlen fol; vgl. Material 
barüber bei Bülow u. Hagemann I no.4, Em minghaus ©. 188. no. 9, 
©. 189. no. 12, S. 191 ff., S. 19%. no. 21, 22, Seuffert XXVII. no. 204, 
XXXI. no. 107, Buchka un. Bubde V. ©. 75 ff, Dernburg 8 253 N. 8, 
11, 8 255 N. 4 ff, Randa S. 30 ff. — Ueber diefe Anfiht vgl. aud 
Emmingbaus ©. 195. no. 23, 25, Seuffert IE. no. 9, 144. — Daß ber 
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4. Zur Anlegung von Mühlen und fonftigen Triebwerfen durd 
Wafferkraft wird auch an Privatgewäflern regelmäßig obrigfeitlidye 
Conceifion gefordert”), — früher, um die bisherigen Mühlen gegen 
Konkurrenz zu ſchützen, jebt, um zu unterjuchen, ob durch die Neu- 
anlage nidht andere Wafjerintereffenten gekränkt werden‘). Auch 
nad der deutichen Gewerbeordnung $ 16 (vgl. auch $ 23) bedarf 
ed der obrigfeitlihen Genehmigung zu „Stauanlagen für Waffer- 
triebwerke.“ 

5. Ueber die auf ſeinem Boden entſpringende Quelle, welche 
als pars agri erfcheint!”), bat der Grundeigenthümer freie Dispo— 
ſition; er kann das Waſſer in einen Behälter leiten oder auf feinem 
Boden zurücdhalten und ganz und gar verbrauchen"), Wenn aud 
die Cigenthümer der untern Grunditüde dadurd eine Benachtheili⸗ 
gung erleiden, dürfen fie doch nur widerjprechen, infofern fie durch 
Bertrag oder durch qualifizirte Verjährung ein entgegenftehendee 
Recht erworben haben”). Die bloße Thatjache, dab das Waſſer 


Müller unbedingt flauen darf, foweit fein Bedürfniß es forbert, wenn auch ber 
Untermülleer Schaden davon hat, Seuffert XXIV. no. 187 (Darmftabt). — 
Der höher Tiegende barf Wiefenbewäfferungen zum Schaden bes lintermällers 
vornehmen, Seuffert XXVI. no. 225 (Darmf.). 

15) Schon nad der L. Alam. Hloth. c. 85. $ 4 foll, wenn nicht beibe Ufer 
bemfelben Eigenthilmer gehören, berjenige, weldyer eine Mühle anlegen will, ber 
Eigenthiimer des andern Ufers um Erlaubniß fragen. 

1) Strube Bed. II. no. 48, Bülow und Hagemann IV. no. 1. 
8 2—4, Baron Ztſchr. & vgl. Rechtswiſſ. I. S. 292 ff, 312 f, II. ©. 52 ff. 
60 fi., 67, 78 ff, 144. — Mittermaier 8237 N.2, Haubold $ 366, 
Steinader ©. 210 ff, Emminghbaus ©.188. no. 11. — Preuf. fir. II. 
15. $ 233, 234, Preuß. Ed. v. 28. Oft. 1810. $5 u. ſ. w. — Ein Muͤhlenregal 
mit Bezug auf Privatgemwäffer giebt es nicht, wohl aber ein Muhlenhoheiterecht. 

In L.11. D. 483, 24. 

10), Heffe in v. Ihering’® Jahrbb. VII S. 209 ff., 243 ff., Förker 
1. 8168 N. 41, Nieberbing S. 129 f., 131—133, König Bern. Civilgeſ. II. 
S. 88 ff. — Seuffert XIX. no. 118 u. XXIII no. 207 (Darmfl.); XXL 
no. 12, XXII. no. 11 (Stuttg.), XXXIV. no. 267 (Berl.). — Jedoch wirb im 
Baier. Geſetz $ 38 (und Ähnlich in andern) befiimmt: „Ouellwaffer, welches für 
Öffentliche Bwede oder zur Befriebigung eines unabweislichen, wirtbfchaftlichen 
Debärfnifjes erforberlih ift, Tann unter Anwendung bes Geſetzes vom 17. Ro- 
vember 1837 [über Erpropriation] in Anfpruch genommen werben,“ 

1) Code eiv. 641: wenn ber untere Eigenthümer ein Recht erworben 
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lange Zeit bindurdy einen beitimmten Weg genommen bat und daß 
die unten angeſeſſenen Grundbefiger den natürlichen Abflug von dem 
höhern Grundftüd geduldet haben, giebt ihnen fein Recht auf den» 
jelben”). Doch wird in ber Prarid öfter angenommen, daß, wenn 
jeit unvordenklicher Zeit das Waffer in einem künſtlichen Abzugs⸗ 
graben von dem höhern Grundftüd auf das untere floß, der untere 
Eigenthümer ein Recht auf fernere Zuleitung befist?'). 

6. Der Srundeigenthümer darf nicht den Ablauf der Privats 
gewäſſer zum Nachtheil der Wferbewohner und feiner Nachbarn 
hemmen. Er muß die über fein Grundftüd gehenden Gräben und 
Kanäle unterhalten, den Waflerlauf räumen, er darf dem Waller 
feinen den Nachbar beläftigenden neuen Lauf geben und feine 
Stauungen vornehmen, wodurch die Gefahr der Ueberſchwemmung 
oder Verſumpfung anderer Grundftüde entſtehtz). Auf feinem 
eignen Grundftüd darf er den Lauf ded Wafferd mit der Beichränfung 
ändern, daß er ed, bevor ed auf dad fremde Grundftüd abflieht, 
wieder in fein urjprüngliche8 Bette leitet?). 

7. Ueber dad Recht der Fiſcherei in Privatgewäſſern vgl. unten 
$ 150. IV. 

8. Wegen der Bedeutung ded Waſſers für die Gejammtbeit 


bat par titre ou par prescription. — Seuffert X. no. 261 (Celle), XXII. 
no. 11 (Stuttg.), XXXIII. no. 2 (Eelle). 

%) Geuffert II. no. 8, X. no. 227, XXXIV.no. 92, Haufer’s Ztichr. 
IV. S. 489 f. — Nah der Anficht einzelner Gerichte fol der Eigenthümer ber 
Duelle bann beichränkt fein, wenn das Onellwaffer nicht einfach feinen natlr- 
lihen Lauf genommen bat, jondern in einem lünftlihen Graben abgeleitet ift 
oder auch wenn es fih allmählich ein Waflerbett gebildet bat; Seuffert II. 
no. 8, X. n0. 227. — Bgl. bagegen Senffert XXII. no. 11 (Stuttg.), XXIII. 
no. 207 (Darmfl.) und Schäffer in d. Ztſchr. f. Ein. R. u. Pro. N. F. VI. 
S. 186-207. 

21) Seuffert XIX. no. 218 (Darmſt.). — Die Magdeburger Schöffen 
(Reumann Weisth. no. 11) Sagen, daß, wenn das Wafler feit 60 Jahren 
und länger einen beftimmten Lauf gehabt hat, derjenige, auf deſſen Grund es 
entipringt, den Lauf zum Schaden der Nachbarn nicht Ändern darf. 

37) Vreuf. Lor. I. 8. 5 99, Preuß. Gef. v. 1843. $ 13, Baier. Gef. 8 54, 
Roth 3.0. 8 125. II. Vgl. aud oben $ 85 N.15, 16. 

) Grimm Weisth. III. 29. 8 3, 47. 8 62, Code civ. art. 644, Preuß. 
Geſ. 8 13, Baier. &. art. 54, Oeſtr. Gef. $ 12, Heibelb. Erf. bei Emminghaus 
©. 193, Erf. d. RG, IV. no. 91. 
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unterliegen auch die Privatgemwäljer, abgejehen von den auf beſondern 
Ziteln beruhenden Befugnifjen Einzelner, mannigfadhen Benutzungs⸗ 
rechten dritter Perfonen, unter der Voraußjegung, daß der Zugang 
zum Wafler frei ift, insbeſondere auf der einen Seite ein öffentlicher 
Meg führt oder ein öffentlicher Plab liegt: ed Tann jeder dort baden, 
waschen, Waſſer ſchöpfen, Vieh tränfen u. |. w., falls feine befondern 
polizeilichen Beſchränkungen entgegenftehen*). 

An dem in Waiferleitungen fließenden Wafler fallt das allge 
meine Benutzungsrecht fort; auf dieſes hat derjenige, weldyem die 
Waſſerleitung gehört, ein ausſchließliches Hecht, und zwar nicht blog, 
wenn ed auf feinem Boden, fondern auch wenn ed über ein fremdes 
Grundſtück fließt). 

9. Partikularrechtlich nöthigt der Staat aud) die Eigenthümer 
eined Privatfluffes, den Gebrauch deſſelben zum Holzflößen gegen 
Entſchädigung zu geſtatten *). 


24) Purgoldt II. 4: Desselben glichenn sint die kleynen beche der 
Iuthe, durch deren erbe sie fliessen; sie sind aber allermenche gemeyne 
zu rithene, zu varene, zu waschene, zu trenckene, zu swemmene, zu 
badene und zu waschene und derglichin. — Preuß. Gef. $ 2: „Wo öffent- 
liche Pläße oder Wege das Ufer eines Privatfluffes bilden, ift der Gebrauch dee 
Waſſers zum Trinken und Schöpfen, fowie zum Tränken bes Biehes einem 
Jeden geftattet, foweit es nad Entſcheidung ber Orts-Bolizeibehörbe ohne Ge— 
fahr für die Beihäbigung bes Ufers geſchehen kann.“ — Baieriſches Waſſerbe⸗ 
nüßungsgef. art. 53. — Altenb. Gef. $ 27: ver Gebraud bes Waſſers „jun 
Tränken, Schöpfen mit Handgefäßen, Wafchen und Baden, foweit berjelbe ohne 
beſondere Vorrichtungen geſchieht und für die Ausübung ber Waffernugungsrechte 
Anderer unfhäblich ift, ift einem Jeden geſtattet.... Die Geftattung fchlieht 
jedoch nicht die Befugniß im fi, zum Zwed jenes Gebrauchs die Ufer zu be 
treten.” — Randa Wafferreht S. 41, Beſitz 8 10 N. 3. — Dagegen ift nit 
dafſelbe ohne weiteres von der Eisnugung anzunehmen, Rauda Beſth 
8 10 ©. 309. 

35) Heſſe in Ihering’s Jahrbb. VIL. ©. 212 f. 

%) Preuß. Lor. II. 15. $ 42, 43, Preuß. Gef. v. 28. Febr. 1848. $ 8—12, 
Baier. Bei. art. 66 fi, Roth II 8 291 N. 28 ff., Praͤjak Enteignung 
©. 101 ff., 220 ff. 
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Das deutihe Recht kennt Thon in ältefter Zeit verjchiedene 
Rechte an. Mobilien: Cigenthbum, Pfandrecht, Depofitum (to be- 
haldene dun), Leihe, Miethe n. |. w.'). Der Cigenthümer, weldyer 
feine Sache in den Beſitz (die Gewere) eined Andern giebt, fie ver- 
pfändet, verleiht, bleibt Cigenthümer und behält fein Recht an der 
individuellen Sade!*). 


1) Franken Geſchichte des franzöſiſchen Pfandrechts. I. 1879. S. 292 
leugnet dies für die älteſte Zeit, und ſagt: „dominium und Detention waren 
vor dem Recht identiſch, das Eigenthum der älteſten germaniſchen Juriſten war 
das äußere Verhältniß des nackten phyſiſchen Habens ber Mobilie. — Den 
juriſtiſchen Eigenthumserwerb vermittelt die Beſitzergreifung und zwar ... bie 
bloße Beſitzergreifung;“ vgl. auch ©. 812 f., 333. 

la) Die ältere Theorie nahm an, ber Eigenthümer babe durch Hingabe 
ber Sache, gleichviel zu welchen Recht, fein Eigenthum verloren und behalte nur 
ein perjönliches Recht gegen ben Empfänger auf Herausgabe, reſp. Schabenserjat; 
auf vielen jet Das Eigeuthum übergegangen. Dean glaubte dies daraus ſchließen 
zu bärfen, Daß wer bie Sache einem Andern übergebe, gegen ben dritten Be- 
figer nicht auf Rüdgabe Magen bürfe. Gegen dieſe ältere Anficht vgl. die Li- 
teraturnachweife bei Stobbe Gewere S. 440 N. 56 und R. Löning der Ber 
tragebru und feine Rechtsfolgen I. 1876. S. 418 f. N. 24. — Neuerdings 
nimmt auch Carlin: Niemand kaun auf einen Anderen mehr Recht Übertragen, 
als er jelbh bat. Gießen 1882 an, daß die abjolute Eigenthumsverfolgung ſich 
aus dem Eigenthumsbegriff ergebe und Daß unmöglich Jemand Eigenthum habe, 
welcher nicht vinbiciren dürfe, 3. B. S. 120. 
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Aber das Eigenthum hat nach deutichem Recht feine fo unbe 
bingte Kraft ald nad Röm. Recht; der Eigenthümer Tann nit in 
allen Fällen ein Recht an der Sache nad außen bin, der ganzen 
Melt gegenüber, geltend machen. Hat er fi) freiwillig der Gewere 
begeben, jo Tann er nad älterem Recht und aud nad) manden 
neueren Partikularrechten nur gegen feinen Empfänger, aber nit 
gegen den dritten Befiger auf Heraudgabe Magen. Und ber dritte 
Befiger, welchem der Empfänger die Sache zu Eigentum übertrug, 
fann fie ganz wie ein Eigenthümer beiten, ohne die Vindikation 
des Eigenthümers befürchten zu müſſen. Wer eine Sache ohne Ab» 
fiht der definitiven Veräußerung in den Befig eined Anden läßt, 
giebt nicht fein Eigenthum auf; indeffen überträgt er auf den 
Empfänger — nicht dad Redht?) — wohl aber die Machtvollkom⸗ 
menbeit, mit voller Wirkung die Sache durch ein Rechtsgeſchäft auf 
dritte Perfonen übergehen zu lafjen. Daher fagen die älteren 
Quellen, Feder folle fi vorſehen, wem er eine Sache leihe?). 

Auf die Frage, was für ein Recht derjenige erlangt, weldem 
der Entleiher, Pfandgläubiger u. |. w. dad Gut zu Eigenthum oder 
zu Pfandrecht überträgt, ob er wirklich Eigenthum reſp. Pfandrecht 
erwirbt und jo die Regel: nemo plus juris in alium transferre 
potest quam ipse habet durchbrochen wird oder nicht, geben bie 
ältern Quellen feine Antwort‘). In ihrer Gleichgültigkeit gegen theo- 
tetiiche Probleme begnügen fie fi) mit dem praftifchen Sap, daß 
der Erwerber die Sache wie ein Gigenthümer oder Pfandgläubiger 
befigt?) und das Recht ded urjprünglichen Eigenthümerd ihm gegen 
über wirkungslos ift. Sie enthalten fehr unvolllommene und dürfe 
tige Regeln über den Eigenthumderwerb; fie ftellen nur procefjualifche 


3) Der ganz tjofirt ſtehende Ausipruch einiger Sanbichriften bes Lübiſchen 
Rechts (Hach S. 347 N. 12): „he mach dat ok wol vorkopen, deme wat 
gelenet is, sunder broke“, fagt nicht, baß es dem Eommobatar erlaubt fei, 
bie geliehene Sache zu verlaufen, fonbern nur, baß, wenn er es thut, er feine 
Strafe zu zahlen bat. 

2) Lübiſches R. (Hach) II. 194. 

% Bol. oben 8 71. S.8 — Eine Zufammenftelung der verjchtebenen 
Anfigten in der neueren Literatur bei Goldſchmidt in feiner Ztſchr. VIEL 
©. 256 N. 27. 

5 Delbrück bie dingliche Klage des deutſchen Rechts. 1867. S. 32. 
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Normen auf und beftimmen, wen im Prozeß die Sache zuzu⸗ 
ſprechen fei®). 

Die Ipätern Partikularrechte haben jene Sätze zum Theil un- 
verändert, zum Theil mobifizirt beibehalten”); nad ihnen fol der 
Eigenthümer anvertrauted Gut nicht aus der dritten Hand herans- 
fordern dürfen, wenigftend nicht, wenn der Befiger in bona fide ift; 
oder es ſoll überhaupt Gut nicht vindicirt werben, welches der Be- 
figer von einem Kaufmann, in einer Berfteigerung u. |. w. erworben 
hat. Auch jept ſprechen fie ſich regelmäßig nicht darüber aus, ob 
der gegen die Bindifation gefchügte Erwerber Eigenthümer geworden 
ift. Indeffen erfolgt doch eine Ummandlung- des prozeſſualiſchen 
Saped, daß der Eigenthümer anvertrautes Gut beim Dritten nicht 
vindictren dürfe, in den materiellen Sat, daß ein bonae fidei Er- 
werber unter gewiſſen Umftänden auch vom Nichteigenthümer Eigen- 
thum erwerben fönne?*), bejonderd wenn ed fi) um anvertrautes, um 
nicht geitohlened und nicht verlornede Gut, um Sachen handelt, 
welchen fein vitium amflebt®). Nicht geht das Eigenthbum von dem 
biöherigen Eigenthümer auf einen derartigen dritten Grwerber über, 
jondern es entiteht in originärer Weiſe, ähnlich wie bei der Er- 
fitung, unter dem Zufammentreffen beftimmter Erforderniffe in feiner 
Derfon*). Der igenthümer, welcher feine Sade einem Andern 
anvertraut, verliert zunächſt nicht fein Eigenthum. Da aber der 
Dritte, welcher von diefem die Sache zu Eigenthbum erwirbt, felbit 
Eigenthümer wird, tritt ed als ſekundäre Folge ein, daß jeht der 
urprüngliche Eigenthümer fein Eigenthum verloren hat. 

Einzelne neuere Geſetze haben diefe Conjequenz ohne Bedenken 


6) Auch die Frage bleibt unbeantwortet, ob, wenn der britte Erwerber 
beftohlen wird und bie Sade in ben Beſitz des urfprünglichen Eigenthiimers 
zurückkehrt, jener fie von dieſem heraus verlangen darf. Ich möchte (mit 
Sandhaas germaniftifhe Abhandlungen S. 154 f., Ziebarth ©. 241 und 
Goldſchmidt ©. 256, und gegen Budde Ztſchr. f. d. R. IX. S. 428) mid 
für die Klage des Beftohlenen gegen ben urſprünglichen Eigenthümer aus- 
ſprechen. 

7) Bgl. das genauere unten 8 146, 147. 

1) Sarlin (N. 1°) S. 100, 103, 115; vgl. auch Franken I 
©. 296 f., 310. 

e) Bgl. die Ueberficht bei Goldſchmidt Handbuch I. 8 79. ©. 815—818. 

8%) Bekker in f. Jahrb. I. S. 379 fi. 

Stobbe, Privatreiht. IL 2. Aufl. 39 
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gezogen. Das Preuß. Landrecht I. 10. $ 3 fagt, daß der titulirte 
Erwerber durch Tradition der Regel nad Eigentbum nur dann 
erwerbe, wenn der Auktor Cigenthümer war, verweilt aber auf 
I. 15. $42 ff., wonach die Vindikation bei gewilfen Sachen audge 
Schloffen ift und deutet dadurd an, daß hier ausnahmsweiſe auch 
von einem Nicht⸗Eigenthümer ber Eigenthum emvorben werden 
fönne. — Das Deftr. Geſetzbuch $ 367 fpricht ed unbefangen aus, 
dab der redliche Erwerber in den Fällen, in welchen er der Eigen- 
thumsklage nicht ausgefegt ift, Eigenthum erworben und „der vorige 
Eigenthümer” nur einen Schadenserſatzanſpruch gegen Diejenigen 
babe, welche ihm verantwortlich find?). 

Am entichiedenften bat das Handelsgeſetzbuch art. 306 die Aus- 
ſchließung der Vindifation zu einem Prinzip ded materiellen Rechts 
formulirt'°); 

Wenn Waaren oder andere bewegliche Sachen von einem 
Kaufmann in deilen Handelöbetriebe veräußert und übergeben 
worden find, jo erlangt der redliche Erwerber dad Eigenthum, 
auch wenn der Beräußerer nicht Eigentümer war. Das früher 
begründete Eigenthum erlüht ....... 

Sind Waaren oder andere bewegliche Sachen von einem 
Kaufmann in deflen Handelsbetriebe verpfändet und übergeben 
worden, jo kann ein früher begründete Cigenthum, Pfandrecht 
oder jonftiged dingfiches Recht an den Gegenfländen zum Rad; 
theil des redlichen Pfandnehmerd oder deilen Rechtsnachfolgers 
nicht geltend gemacht werden... . . Diejer Artikel findet Feine 
Anwendung, wenn die Gegenftände geftoblen ober verloren 
waren!!). 


Das Basler Geſetz v. 12. März 1864. $ 1 fagt zögernd, daß 


9%) Erner bie Lehre vom Rechtserwerb durch Trabition. 1867. ©. 58 ff., 
befonders ©. 66 ff. 

10) Seine Süße find durch das Bremer Einführ. Gef. des Handelsgeſetzb. 
v. 11. Mat 1864 8 30 auf bas Civilrecht ausgedehnt worden. 

4) Enbemann Handelsrecht $ 77 hat die bedenklichen Sätze der früheren 
Auflagen (in N. 11 reſp. 12), wonad die Hingabe von Nicht-Fungibilten daſſelbe 
Defen habe wie bie numeratio oder Hingabe von Fungibilien, in der 3. Aufl. 
1876, (vgl. N. 16) aufgegeben. 
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der Erwerber „ald Eigenthümer behandelt wirb!)". Dagegen 
beftimmt das Schweizeriiche Bundes⸗Geſetz über Obligationenrecht 
art. 205: 
„Vorbehältlih der Beitimmungen über geftohlene oder ver- 
Iorene Sachen erlangt der gutgläubige Erwerber einer Sache 
dad Eigenthumsrecht, auch wenn der DVeräußerer nit Cigen- 
thümer war.” 


8146. Die Klagen auf Herausgabe von Mobilien!). 


I. 1. Nach älterm deutjchem Recht darf der Eigenthümer nicht 
unter allen Umftänden feine Sadye vom dritten Beſitzer vindiciren: 


12) Ueber das Recht von Luzern und Solothurn vgl. Franken Gutachten 
($ 146 N. 1) ©. 183, 184. 

1) Wir ſtellen dieſe Lehre an ben Anfang des Mobilinrjachenrechte, weil 
für baffelbe die prozeffualen Grunbjäge früher als Die materiellen ausgebildet 
waren und weil es ſich nicht bloß um bie Eigentbums-, fonbern überhaupt um 
die jahenrechtlihen Klagen handelt. Die Kenntniß dieſer Lehre iſt unentbehrlich 
für das Verſtändniß einer Reihe von Prinzipien des Mobiliarſachenrechts. 


Literatur. 

Riccius doctrinse de dominio pignoris Germanici in creditorem 
translato examen polemicum. Gothae. 1746. 4%. — Haffe Giebt es nad 
dem Sachjjenjpiegel ein Eigentum an beweglichen Sachen und wird biejes auf- 
gegeben durch die bloße freiwillige Entfernung aus der Wehre? ine vorläufige 
Erörterung. Ztſchr. f. geſch. Rechtswifl. IL. Sı 1843. — Rogge Über das 
Gerichtsweſen ver Germanen. 1820. S. 226 ff. — Eichhorn Rechtsgeſchichte 
859», 361®, Privatrecht 8 170—172. — Eropp Über den Diebflahl nad dem 
ältern Recht, in Hudtwaller und Trummer Triminalift. Beiträge II. 1825, 26. 
S. Iff. 233 ff. — Albrecht Gewere S. 81 ff. — Grimm Rechtsalterth. S.589 ff. 
— Budde diss. de vindicatione rerum mobilium Germanica. Bonn. 1837. 
— Gaupp in d. Ztſchr. f. d. R.J. S. 111—143. — Bruns Recht des Befites 
1848. ©. 285 ff. 311 ff., die Befigflagen des heutigen und römiſchen Rechte 
1874. ©. 228 ff. — Walter deutſche Rechtsgeſchichte (2. Aufl.) $ 537—541, 
683, 684, 687, 688. — Deibrüd Ztichr. f. deutſch. R. XIV. 1853. S. 221 ff, 
247 ff.; die dingliche Klage des beutichen Rechts 1857; Nachträge zur binglichen 
Klage des deutſchen Rechts, in Ihering's Jahrbb. X. 1871. S. 110—176. 
— Michelſen die Hausmarke. 1853. S. 24 ff. (mit Bezug auf die nordiſchen 
Rechte). — Platner biftorifhe Entwidelung bes deutſchen Rechte. II. 1854. 
©. 93 f., 3808 ff. — v. Gerber in d. Ztſchr. f. Eiv. R. und Proz. XI. 1854. 
S.1ff. und bann in f. jurift. Abhh. S. 372 ff. — Fr. J. Kühns diss. de in- 

39* 
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nur wer wider feinen Willen aus dem Befig einer Sache gelommen 
ift, darf fie beim Dieb oder beim dritten Befiter anhalten und für 
fih in Anſpruch nehmen?),. Wer die Sache einem Andern lieh oder 


tertiatione. Berol. 1855. — Siegel Gefch. bes deutſchen Gertchtöverfabrens 1. 
1857. ©. 42 ff., 86 ff., 252 ff. — Stein Unterfuhungen über die Entwidelung 
und Kortbildung bes deutſchen Sachenrechtes. I. 1857. ©. 129 ff. — Hänel das 
Beweisſyſtem des Sachfenfpiegele. 1858. S. 139 ff. — Rüdert Unterfuchungen 
über das Sachenrecht ber Rechtsbücher, zunähft des Sachſenſpiegels. Leipz. 1860. 
©. 160 ff, 2065 fe. — Behrend observationes de actione simpliei 
(schlichte klage) juris Germanici. Berol. 1861. — Ziebarth die Real- 
eretution und die Obligation. Halle 1866. ©. 234—24. — Goldſchmidt 
über den Erwerb dinglicher Rechte und die Beſchränkung der dinglichen Rechts⸗ 
verfolgung, insbefondere nach handelsrechtlichen Grundfägen, in feiner Ztſchr. 
VIII. 1865. ©. 225—343, IX. ©. 1—74, Handbuch (1. Aufl.) 89. S. 811—835. 
— 9. Bar das VBeweisurtbeil des gemanifhen PBrozeffes. 1867. S. 150 ff. — 
Sohm der Prozeß der Lex Salica. 1867. S. 55 ff. — Laband bie vermögene- 
rechtlihen Klagen nach ben ſächſiſchen Rechtsquellen des Mittelalters. 1869. 
S. 50 ff. — Fruin de anfang en de slichte clage umme varende have. 
Amsterd. 1871. 4%. — Heusler die Beihräntung der Eigenthumsverfolgung 
bei Fahrhabe und ihr Motiv im deutſchen Rechte. Baſel 1871. 49%, Gewere 
1872. ©. 487-502. — Pland Gerichtöverfahren I. 6.393 f., 694 ff., II. 
©.417 ff. — Franken franzöfiiches Pfandrecht I. S. 270 ff., 275 ff., 289 fi. 
— Franken Gutachten Über die Frage: Was ift im beutfcheu Civilgeſetzbuch 
über die Binbilation beweglicher Saden im Berhältniß zum veblicheu Erwerb zu 
beftimmen 1880 (in den Gutachten für den Iuriftentag 1880) S. 13 ff., 131 ff. 
— Carlin (vgl. $ 145 N. 1°) befonders S. 42 ff. — Kern Entwidelung tes 
Grundſatzes „Hand muß Hand wahren“ (Inaug. Differt.). Breslau 1881. 

Faft alle angeführten Schriften behandeln’ das Thema nur mit Bezug auf 
das Mittelalter, vom Gefichtspunkt des materiellen Rechts oder bes Prozeſſes, 
befonders bes Beweisrechts aus. Goldſchmidt ftellt auch das neuere deutſche 
Recht dar, ift uber infofern nicht vollftändig, als er die Receptionszeit übergeht 
und auf die mittelalterliche Periode gleich die modernen Geſetzbücher folgen läßt. 
Franken giebt in ſ. Gutachten S. 154 ff. eine Ueberficht Über Die neueren Ge- 
ſetzgebungen nicht bloß Deutfchlands, fondern überhaupt von Europa und Amerika. 
Bei unferer Darftellung laffen wir bie rein prozefjualifchen Fragen bei Seite 
und verweilen in Betreff ihrer auf die zahlreiche monographiſche Literatur. 

3) Weber die Rüdforberung ver durch Diebftahl verlornen Sade vgl. 
L. Salica 37, L. Rib. 33, 47, wobet unterjchieden wird, je nachdem das Ber- 
fahren innerhalb dreier Tage nad dem Verluſt ober fpäter eingeleitet wirb; 
über das per tercia manu agramire L. Sal. 37 vgl. beſonders Sohm 
©. 76 ff. 
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fonft in feinen Befig ließ, kann nur von diefem jelbft fie oder 
Schadenserſatz fordern; ift fie dem Eigenthümer geftohlen, fo kann 
nicht der Eigenthümer, fondern nur derjenige de cujus casam ipsas 
res rapuit aut furavit die Diebſtahlsklage anftellen?). 

2. Bon der Regel, daß der Cigenthümer die wider feinen 
Willen verlome Sache von dem Befiger unbedingt zurüdfordern 
darf, Fennen einzelne ältere Duellen eine Ausnahme: Tann nämlid 
der Beklagte feinen redlihen Erwerb von einem dritten Veräußerer 
nachweiten, ift er aber ohne feine Schuld außer Stande, feinen Ge 
währdmann zu ftellen, fo giebt er fie dem Kläger nur zurüd, wenn 
diefer ihm den Kaufpreis erjegt*). 


3) Ed. Liutpr. 131. — Daß fi vielleidht in L. Alam. Karol. V. 1. 2 
ber Anſatz dazu findet, auch in diefen Fällen dem Eigenthlimer die Diebftahle- 
Hage zu geben, vgl. Heusler Eigentbumsverfolgung S. 29 (in feiner Schrift 
über bie Gewere fehlt dieſer Paffue). 

Die Anfiht von Albrecht (Gewere S. 23, 31 f., 81 ff.), daß beim wider- 
rechtlichen Berluf ber Sache die Gewere nicht verloren gebe, ſondern ber Be- 
rechtigte eine juriſtiſche Gewere behalte, welche das Fundament ber binglichen 
Klage bilde, ift jet allgemein aufgegeben. 

Unter den vielen Berfuchen, diefe Beſchränkung des Klagrechts zu erklären, 
bebe ich die Anfiht von Heusler hervor, welder ben Grund in dem lediglich 
erelutioifchen Charakter des Mobiliarprozefjes findet; es fei feine Klage zuläffig 
geweſen, bei welcher das materielle Hecht des Eigenthümers zu unterfuchen ge» 
weſen fei; bei Diebftahl oder Raub oder Berluft folle das vorher beflandene 
Nechteverhältniß bergeftellt werben; bei freiwilliger "Hingabe werde aus bem 
Kontrakt geklagt. — Ich nehme Dagegen an, baß, wenn ber Prozeß eine Aus- 
dehnung des Klagrechts hinderte, mit diefer Beſchränkung auch die Auffaffung 
des materiellen Rechts Übereinftimmte. Jedenfalls gab doch in ber ſpätern Zeit 
bie prozeſſualiſche Geftaltung kein Hinberniß für die Klage gegen dritte Perſonen 
in den gedachten Fällen ab und doch hielt man an der Beichränfung feſt. Unb 
würde nicht der Prozeß umgeftaltet worden fein, wenn man beabfichtigt hätte, 
dem Eigenthlimer auch im Fall der freiwilligen Hingabe die Klage gegen ben 
Dritten zu gewähren? 

9 Stobbe Juden in Deutfchlaud S. 241. — L. Burgund. 107. 8: der 
beflagte Burgunder bat den zurüdgeforderten Sklaven von einem Franken ge- 
. fauft: qusntum precium dedit, tantum recipiat. — Angelſächſ. ©ef. v. Hlothar 
und Eadrie 16. 82: ein Mann aus Kent bat etwas zu Lonbon gelauft und 
tanı feinen Gewähremann nicht fielen; ber Kläger fol ihm benjenigen Kauf- 
preis erfegen, welchen ber Beklagte gezahlt zu haben behauptet. — L. Wisig. 
VII. 2.8 und danach L. Baiw. IX. 7: Tann der Bellagte den diebiſchen 
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Daß derjenige, welcher eine Sache einem Andern lieh, bei ihm 
deponirte u. |. w., fie vom dritten Erwerber nicht zurüdfordern darf, 
wenn fein Contrahent fie veräußert bat, fagen die älteften Duellen 
nicht ausdrüdlid, noch dürfen wir Died im allgemeinen ald älteres 
Recht annehmen; einzelne Rechte gaben entiprehend dem Römiſchen 
Recht dem igenthümer die Klage auch gegen den dritten Er- 
werber®). 

II. Sm ſpätern Mittelalter, in der Zeit der Rechtsbücher, 
treten ganz beftimmt die beiden Prinzipien hervor: wen eine Sadye 
geftohlen oder fonft wider feinen Willen fortgelommen ift, kann fie 
vom dritten Befiger herausverlangen; wer fie einem Contrahenten 
übergeben bat, Tann nur gegen diefen auf Herausgabe der Sadye, 
reſp. auf Schadenserſatz Klagen‘). Im erften Falle findet die 
Klage gegen jeden Befiger, im zweiten nur gegen den erften 
Empfänger ftatt”). 


Gewährsmann nicht ftellen, jo wird der Schaden zwiſchen bem Kläger und Be- 
Hogten getheilt; der Kläger erſetzt dem Bellagten den halben Kaufpreis. — 
L. Wisig. XI. 3. 1: wer von einem überfeeifden Kaufmann eine geftohlene 
Sache gelauft bat, ſoll feine Klage zu fürchten haben; Dahn in Goldſchmidt's 
Ztſchr. XVI. ©. 404 ff., weſtgoth. Studien S. 93 fj., vermutbet bei biefer Be- 
flimmung ſemitiſchen Einfluß. — Ueber ben entfpredenden Grundfag bes inbifchen 
Rechts Jolly in db. Ztichr. f. vgl. Rechtswifſ. III. S. 267. 

In Betreff der gegen den Willen bes Herrn vou feinem Leibeignen ver- 
äußerten Sachen, welchen Fall ebenfo wie bie fpätern Quellen fchon Ed. Roth. 
233, L. Liutpr. 87 dem Berluft durch Diebftahl gleichgeftellt, verordnet Antigua 
Reccar. 287 und im Anfhluß baran L. Baiw. XVI. 3, daß ber klagende Herr 
dent Bellagten pretium reddat; bie fpätere L. Wisig. V. 4. 13 fagt, daß ber 
Bellagte den Erjat bes Preifes nicht beanſpruchen barf, wenn er wußte, daß ber 
Berfäufer Leibeigner eines Andern ſei. 

5) So jcheint es nach Ant. Reccar. 289 und L. Baiw. XVI. 4. Au‘ 
ift in diefem Sinne L. Rib. 72. 1 aufzufaffen, wonach beim SIntertiationever- 
fahren dem Kläger ſchließlich derjenige haftet, welcher inlicito ordine vendidit 
vel furavit, jo daß bier ber Verlauf anvertrauter Sachen dem Diebftahl gleich 
zu ſtehen fcheint. 

6) Gegen die früher fehr allgemeine Annahme (3.8. Albrecht Gewere 
S. 81, 87 N.183, Gaupp in d. Ztſchr. I. S. 111 f., 113, Stegel Exrbredt 
©. 186 u. ſ. w.), daß Forderung ber techniihe Name für bie Kontraftsflage 
im Gegenfat gegen die Anefangsklage geweſen fei, ogl. Planck Ztiſchr. X. S. 246 
N. 94, v. Gerber Ztſchr. XI. S. 26, 28 (jur. Abh. S. 397, 899 f.), Laband 
©. 55 ff. 

7) Dan darf dieſe beiden Klagen nicht mit ber römifchen dinglichen und 
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A. Wer den Beſitz einer Sache unfreiwillig verloren hat, 
gleichviel ob er Cigenthümer ift oder nicht, kann fie von jedem Bes 
tiger herauöfordern®). Seine Klage ift feine Vindikation, feine ding⸗ 
liche Klage, ihr Fundament ift nicht Eigenthum oder ein fonftiges 
dingliches Net; fie fteht dem Cigenthümer ebenjo gut wie einem 
Commodatar, Depofitar, Pfandgläubiger, Finder u. f. w. zu. Will 
man ihr einen römilchen Namen geben, jo tft fie eine actio in rem 
scripta (R. 7). Der Kläger behauptet, daß er wider feinen Willen 
aud dem Beſitz und daß der Bellagte oder ein Vorbeſitzer deſſelben 
Durch eine unrehtmäßige Handlung in den Befiß gekommen ſei, und 
fordert fie darum vom jeßigen Beſitzer zurüd?). 

Der Hauptfall des unfreiwilligen Verluſtes ift Diebitahl oder 


perfönliden Klage ibentificiren, vgl. befonders Laband S. 50 ff., 69. Denn 
dinglich ift die Klage, welche ſich auf ein bingliches Hecht ftiltt, aber nicht bie 
Klage gegen jeden Befiger. Letztere ift vielmehr eine actio in rem scripte. 

2) Daß dies in der That ein allgemeines Prinzip gewefen fei, vgl. unter 
den Neueren Goldſchmidt Ztfchr. VIII. ©. 246 ff. Laband S. 69 fi. 

9) „Infofern wäre die Klage aljo wirklich rein poffeffortich oder, wenn man 
fo fagen will, rein detentorifh”, Bruns Beſitzklagen S. 229. Bgl. auch oben 
8 73. 3, BPland I. ©. 724 f., 726 und unten N. 16. 

Man darf nicht behaupten, daß dieſe Klage die Anefangsklage ſei; viel- 
mehr ftand es im Belieben bes Klägers, ob er den Prozeß in hochformeller 
Weile durch Anpaden der Sache (anefang) beginnen ober ob er fchlicht klagen 
wollte, und es füllt nach Feiner Richtung ber Gegenſatz von Anefang und 
ſchlichter Klage mit dem Gegenfaß der actio in rem scripta bei unfreiwilligem 
Berluft und der Klage gegen ben Eontrahenten im alle freiwilliger Hingabe 
zuſammen. Meber bie ſchlichte Klage vgl. Behrend a. a. O., Über beide Arten 
bes Berfahrene Laband ©. 57, 90 ff., Über das Anefangsverfahren Pland I. 
S. 824 ff. — In Riga waren die Formen des Anefangs unbelannt, v. Bunge 
die Stabt Riga 1878 ©. 875 N. 66. 

Wenn ber Kläger mit Anefang Magt, ſtellt er nicht „eine zugleich mit 
Deliktsanſprüchen verfehene Forderung” an (v. Gerber in d. Ztſchr. S. 30, 
jur. Abhh. S. 401), er beſchuldigt auch nicht den Beſitzer einer Unreblichkeit 
(Pland Ztihr. f. dv. R. X. ©. 246 N. 94); feine Klage ift feine condictio 
furtiva (Walter Rechtsgeſch. $ 541 N. 2); der Kläger behauptet auch nicht, 
daß der Bellagte den Befit nicht auf orbnungsmäßige ober rechtichaffene Weife 
erworben habe (Taband S. 94), vielmehr, daß der gegenwärtige Beſitzer oder 
ein Vorgänger beflelben eine Unredlichkeit begangen babe (fo formulirt richtig 
Laband ©. 102; vgl. auh Stobbe in der frit. Biertelj. Schr. XI. ©. 243, 
Sruin ©.47 ff.). 
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Raub. Manche Quellen heben ihn allein bervor!®); andere be 
merfen, daß jeder fonjtige unfreiwillige Verluft zur Klage gegen den 
dritten Beſitzer berechtigt"), alſo auch wenn die Sache dem Kläger 
duch eine Verwechslung fortgenommen?), wenn fie ibm fortge- 
ſchwemmt ift, wenn er fie verloren und ein Anderer fie gefunden 
hat u. ſ. w.'), ganz befonderd auch wenn dad Gefinde, die Ehefrau, 
der Haudjohn unbefugte DVeräußerungen vorgenommen haben). 
Denn jelbft wenn der Dienftherr, Ehegatte, Hausherr diefe Sadye 
den betreffenden Perjonen übergeben hatte, behielt er ſie Doch noch 
in jeinem Beſitz und übte denjelben durch die zu feinem Hausweſen 
gehörigen Perfonen aus; er hatte die Sache nicht aus feinen Ge—⸗ 
weren in die Gewere eined Andern gelafjen. 

Der Kläger behauptet und befhwört, daß die Sache jein ge 
weſen ſei und noch fein fei. Cr will damit nicht fagen, daß er das 
Eigentbum an ihr habe“), fondern nur, daß er fie im Befitz ge 


10) Duellenftellen bei Bruns Beſitz ©. 313, 314, Labanb ©. 70 fj.; 
vgl. auch Gosl. Statt. S. 98. 3. 15, Rechtsb. n. Dift. IV. 42. d.1, v. Richt⸗ 
bofen frief. Rechtsq. S. 102. 8 2. 

11) Duellenftellen bei Laband S.80, Stobbe in db. krit. Biertelj. Sc. 
XI. ©. 241; au Augsb. Stadtr. (Meyer) S. 110. 

1) 5.8. Sadjenfp. III. 89. 

12) Laband ©. 72 ff., 78 ff. 

14) Befonders Laband S. 80 ff., für franz. R. Franken I. S. 271. — 
Ueber Beräußerungen durch den Knecht vgl. außer den Stellen bei Laband 
©. 82 N. 21 auch Schwabenfp. 259, Ruprecht I. 171, Landr. v. Habeln V. 24, 
vgl. auch ©. Herk die Rechtsverhältniſſe des freien Gefindes 1879 ©. 52 ff. und 
"unten III. 8187 N. 34. Die Nordhäufer Statuten v. 1308. $ 147 fielen zu⸗ 
jammen: ben Sohn, Freund, Cumpan und Knecht. — Ueber ben veräußernden 
Sohn Laband S.82 N.20, Stbtr. v. Freiburg im Breisgau v. 1120. $ 47, 
Schwabenfp. 61, Schaffhäuſer Nichtebrief art. 119 und unten im Familienrecht. 
— Ueber die veräußernde Ehefrau Kraut Vormundſchaft II. S. 398 ff. Hänel 
in d. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. J. S. 279, Rive Vormundſchaft II. 2. ©. 127 
R.67, v. Martit ehel. Güter. S. 135 NR. 15—17, Laband S. 8LN. 18 f., 
Schröder ehel. Güterr. II. 1. S. 109 f., II. 3. S.220N.12, 226 ff. — Nah 
Goslar. Recht fol — entgegen den allgemeinen Grundfägen — ber Ehemann bie 
von ihr verpfänbeten Sachen ausldfen, Schröper II. 3. ©.328 N. 35. — 
Nach dem Recht von Winterthur (Bluntſchli Zür. R. G. I. S. 148) kann der 
Mann überhaupt nicht die veräußerten Sachen zurückfordern. 

14) Planck I S. 709: „Ja fogar der Dieb, dem das Pferd von einem 
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habt und nichts gethan habe, um jeinen Befig oder fein Recht zu 
verlieren‘) und daß die jegt in Anjprucdh genommene Sache mit der 
von ihm verlorenen identiich fer’). Der Beklagte kann nur ein» 
wenden, der Kläger habe die Sache nicht wider feinen Willen vers 
Ioren, aber nicht, fie habe ihm nicht gehört!) Konnte er oder- der 
Auftor, von weldhem er die Sache erhalten hatte!) und welcher zu 
feiner Bertheidigung in den Streit eintrat, den Grund der Klage 
nicht widerlegen, jo unterlag der Beklagte; wegen Erſatz bed Kauf 
preiſes oder ded jonft von ihm für den Erwerb gegebenen Aequiva- 
lentd durfte er fih nicht an den Kläger, fondern nur an feinen 
Auktor balten. 

Bon diefen Grundjägen wurden aber einzelne Ausnahmen ges 
macht: zunächft jollten erbeutete Sachen nicht zurüdgefordert werben 


Dritten geſtohlen wird, mag e8 vielleicht wagen zu behaupten, das in fremben 
Befig von ihm gefundene Pferd fei fein gewejen, als er es zulegt ſah“. 

15) Cropp S. 148 N. 

16) Bgl. gegen Bruns Beſitz S. 313 ff., welcher in Folge jener Formu⸗ 
lirung als Grundlage der Klage das Eigenthum anfieht, beſouders Laband 
S. 108 fi. — Sohm Brozeß der Lex Salica ©. 56 ff. hatte gleihfalls ven Sat 
vertheibigt: „bie deutſche Binbilation ift eine wahre vindicatio, eine petitorifche, 
feine poffefforiihe Klage”. Jetzt (Trauung und Verlobung S. 19) hat er feine 
Anficht geändert: „das Eigentbum an der beweglichen Sache kennt feinen petito> 
riſchen, d. 5. feinen Rechtsſchutz, fondern lediglich pofjefforiihe Bertheibigungs- 
mittel, d. 5. Beſitzesſchutz.“ — Dagegen hält Franken Pfandrecht I. S.293 ff. 
an bem petitorifhen Charakter der Klage feft; „bie Sache ift mein“ bebeute: „ich 
babe fie vedlih erworben.” — Bei Beurtheilung der Klagformulare iſt bejonbers 
auf folde Stellen Gewicht zu legen, in denen ber Kläger nicht fagt, bie Sache 
fei fein geweſen und fei noch fein, fondern wie im Wiener Stabtreht (Schufter) 
art. 78: daz der rok .. . sein wer, ee er im verstolen worden, d. h. er 
babe ihn durch Diebftahl aus dem Beſitz verloren. — Bei Forel chartes: 
communales du pays de Vaud 1872. p. 98.815 (v. 3. 1347) heißt die Eibes- 
formel: si ille petitor probare poterit rem illam fore suam, vel si probare 
poterit proprio juramento et per duos testes ydoneos se ante habere 
possessionem dicte rei pacificam. 

I) Laband S. 118 ff. — Doch bemerkt wohl mit Recht Bruns Befit- 
Hagen ©. 229 ff., 235 f., daß manchmal ber Bellagte Eigentbum an ber Sache 
habe behaupten dürfen. 

18) Gewere, Gewährsmann; im ſüddeutſchen Duellen geschol, geschub; 
über franzdj. Recht Franken IL S. 310 N. 3. 
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bürfen!®). Ferner: ſowie ſchon nach einzelnen Volksrechten (R. 4), 
jo gilt auch nad neuerem „Recht partikulär der Beklagte ald bes 
günftigt, wenn er den qualifizirten Erwerbstitel des Kaufd auf dem 
gemeinen Markt für fi anführen kann. Da ed nicht zu erwarten 
fteht, daß er ſich feinen Verkäufer beftimmt gemerft hat und ihn zur 
Stelle ſchaffen kann, darf er (im alle feiner bona fides) vom Kläger 
den Erjab des Kaufpreiſes fordern”) oder wird er, nad andern 
Quellen, von der Klage ganz entbunden?‘). 


19) Vgl. darüber unten $ 149. III. 

20) Stadtr. v. Leobſchütz v. 3. 1270. $ 40—42 (Tzſchoppe und Stenzel 
Urt.3. no. 62°); In die forensi tanta est libertas fori publici in Lubsicz, 
ut quidquid emerit quisquam in ipso foro et hoc poterit legitime com- 
probare, eciam si illa res impetatur ab aliquo nomine furti vel rapine, 
ipsi emptori nichil ex hoc deperiet in rebus suis aut honore. Sed si in 
platea vel in domo extra forum aut non in die forensi quieguam emerit 
sub testimonio honesto, ipse quidem innocens erit in fama si res illa 
inpetatur et eciam convincatur, sed perdet res suas, quas dedit pro 
eadem. — Murtener Stadtr. 8 34 (Gaupp Stabtredhte II. S. 158): Si quis 
in foro de Murat publice aliquid emerit sine alicujus contradictione, non 
debet amittere sortem, quam pro eo dedit, quantumcungue res fuerit 
viciosa. si vero intra domum tacite emerit, probato quod res fuerit fur- 
tiva vel ablata, tenetur eam restituere, qui sic emit, et amittit sortem 
suam. si vero extra villam in nemoribus vel in deviis, perdit pretium, 
quod pro ea dedit et rem restituit, et sculteto LX solidos tenetur emen- 
dare. — Landredt für Jülich art. 48. $2 (Lacomblet Archiv I. S. 141): 
wie eyner eyn perdt off ouch ander gueter, die gestoelen weren, uff 
eyme fryen marcte gegoulden hette, und dat sonder gedroch und fyr- 
pell, und der rechte here der gueter foulgde na unde funde syne have 
und gueter by deme gelder; so sall deme gelder syn uyssgelachte gelt 
weder werden. — Sehr häufig in Ouellen ber franzöfifchen Schweiz, 3. B. 
Franchises d’Evian v. J. 1265. 83 (bei Le Fort l’ancien diocäse de 
Gentve p. 6): Si burgensis insciviter emerit in foro publico rem furtivam 
de homine non suspecto et dominus requisierit et eam probaverit esse 
suam, burgensis gzuum precium non amittat, vgl. auch p. 17 $ 11, p. 122 
842, p.134 853, p. 157 8 62, p. 169 $55, Forel pays de Vaud p. 98 
$ 16, p. 272 $45. Züricher BO. v. 1431 (Bluntſchli Rechtsgeſch. I. S. 419): 
wenn bie Sache durch Bermittelung eines Mäklers gekauft war. — Nachwei⸗ 
jungen aus außerbeutihen Duellen bei Goldſchmidt Ziſchr. VILL. S.263 N. 10, 
11, vgl. auch Kranken I. S. 296 ff., 320 ff. 

Berwandt if die Beſtimmung bes Münchener Stabtr. art. 110 (im Ge- 
genfaß gegen Lüb. R. (Sach) II. 157, III. 56): daß ein Speifewirth, welchem 
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Diefelbe Begünftigung galt für den Verkehr der jüdifchen Kaufe 
leute: fie brauchten ihnen verkaufte oder verpfändete Sachen, aud) 
wenn fie geftohlen find, nur refuso pretio beraudzugeben®). 

Nah dem Recht der Hanjeftädte waren über See gelommene 
Saden von jeder Anſprache frei, ihr vitium erjcheint durch den 
Seetrandport ald getilgt und jeder, welcher fie justo titulo erwirbt, 
erlangt ein unanfechtbared Necht?). 


geſtohlene Sachen verfegt find, fie nur gegen Bezahlung feiner Forderung heraus⸗ 
giebt. — Bamberger Stabtr. $ 77: Wer aber jm die hab eingesetzt worden, 
so soll er aber behaben, das er fur rechtfertiges gut daruff gelihenn 
habe unnd dasselb soll im der wider geben, der nach der hab kombt 
unnd die behabt. — Luzerner Stadtr. art. 72: dem Pfandgläubiger ift vom 
Kläger feine Forderung zu bezahlen, wenn er feinen Glauben beſchwört, daß bie 
Sachen dem Berpfänder gehörten. 

21) Recht ©. Colmar v. 1293. $ 23: Sprichet aber der bi deme es 
funden ist, das er es uf eime offene markete koufte und es weder dubic 
noch robic enwiste und daz er jenen niht erkande von dem er es ge- 
koufte, darumbe sol man sinen eit nemen, und sol in unbekumbert 
lassen. — Brünuer Schöffend. c. 57: ... respondit, se ipsum emisse in 
foro publico, pro sus bene quaesita pecunia clara die: Et cum hoc per 
hospitem, in cujus domo manebat, et duos probos viros, quos [qui] emtionis 
et venditionis equi praedicti mercipotum .... biberant, probasset coram 
judicio, ab actoris instantia fuit judicialiter absolutus. — Bamberger 
Stabtr. 8 76: Behabt aber der, der die hab kaufft hat, das er si bey 
lichtem tag gekaufft hab fur rechtvertiges gut und nit west, das es ge- 
stolen oder geraubt were und sich weder verstund weder versehe das 
es unvertig were, so ist er nichts darumb verfallen, noch nichts schuldig, 
die hab wider zu geben. — Aehnlich Weieth. v. St. Vith $ 40 (herausge- 
geben v. Lörſch in publications de l’Institut de Luxembourg, 23. Jahrg.). 

#9) Bol. oben I. 8 46 N.40. Zu ben zahlreichen Quellenbelegen bei 
Stobbe Juden S. 119 ff., 241 ff. vgl. noch den Zuf. des Augsburger Stabt- 
rechts (Meyer) S. 56, die Straßburger BO. bei Hegel Chroniken IX. ©. 982, 
das Steiermärl. Lor. art. 237. — Aehnliche Beftimmungen für die Lombarbifchen 
Geldwucherer vgl. Amiet Gelbwucherer bes Mittelalters. 1877. ©. 76, 
112, 246. 

3) Hamb. Sidtr. v. 1270. VII. 9. $ 1, 2 (Lub. Recht (Sach) III. 334), 
Statuten v. 1603. II. 19. art. 2 u. 8, Revib. Lüb. R. VI.5. $4, 5 (unter ber 
Borausfeung des Befites Jahr und Tag hindurch), Lüb. Urth. bei Michelfen 
no. 58. — Albrecht Gewere S. 124N.270%, Baumeifter I. S.246, Gold⸗ 
ſchmidt ©. 262 N. 8. 

Nah Sachſenſp. II. 36. 85 findet der Anefang auch bei Sachen, welche 
über fchiffreiches Wafler gekommen find, flatt; aber der Kläger braudt dem Be⸗ 
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B. Hatte der Eigenthümer oder ein jonftiger Befiger in frei- 
williger Befigübertragung die Sade einem Andern mit der Ber: 
pflihtung zu jpäterer Rüdgabe übergeben und hatte diejer fie ver: 
äußert oder unfreiwillig verloren, jo fteht er allein feinem Contra⸗ 
benten ein und kann letzterer fih nicht an den dritten Befiger 
halten“). Herföümmlidy bezeihnet man dies Prinzip dur Das 
Sprüchwort: „Hand wahre Hand” *). 

Diefe Beſchränkung der Klage des Tradenten galt nicht bloß 
für Leibe und PVerpfändung, nicht bloß für diejenigen Fälle, in 
welchen die Hingabe der Sache im Intereſſe des Empfängers erfolgt 
war, jondern für jede freiwillige Befigübertragung*). Nur parti- 


Magten nicht zu einem Gewährsmann Über fchiffreiches Wafler zu folgen. Der 
Ausprud „ſchiffreiches Waſſer“ bezeichnet fonft nicht bloß das Meer, fonbern 
zweifellos auch größere Flüſſe, z. B. Grimm MWeisth. V. 232. 8 63, 711. 
8 9; Salzburger Taidinge S. 67. 8 20 (vgl. auch Grimm Rechtsalterth. 
©. 347). 

%), Sachſenſp. Il. 60. 8 1 und zahlreiche PBaralleiftellen, Deutſchenſp. 176, 
Rechtsb. n. Dift. IV. 42. d. 14, Magbeb. R. v. 1304. art. 113, Hamb. Stabtr. 
v. 1270. IX. 21, 1292. M. 17, 1497. L. 11, Lüb. 8. (Hach III.) 372, Gtabtr. 
v. Stabe VI. 8 (Pufend. I. 205), Glogauer Rechtsb. 144, Burg. ID. 22, 
III. 53, VII. 57. — Speziell für Leibe Gosl. Statt. S.82. 3.13, S. 88, 
3.36, Lüb. R. II. 194; für Leibe um Lohn (Miethe) oder buch Treue Münd). 
Stabtr. art. 191, für Miete Brüuner Schöffend. c. 155, für Depofitum Münd. 
Stadtr. art. 177; für Depofttum, Leibe, Uebergabe an Handwerker Kulm V. 6, 
für den Zransportvertrag, wenn der Fuhrmann bas ihm Übergebene Gut ver- 
fpielt bat, Wiener Stabtr. art. 49, 60 (Schuſter), u. f. w. 

35) Daffelde kommt nur in drei deutſchrechtlichen Stellen vor, melde 
fümmtlih dem ſächſ. frief. Norden angehören: in einigen Texten v. c. 17 ber 
24 frieſ. Landrechte (v. Richthofen ©. 67 NR. 17), im Billwärder Lor. art. 69 
(Lappenberg Hamb. Rechtsalterth. S. 340) und dem Rev. Lip. R. III. 2. 
art. 1 (die Stellen fleben anch bei Kraut 8 82. no. 39—41 und $ 33. no. 2). 
In einer ſchwediſchen Quelle (bei v. Amira norbgermanifches Obligationenredt 
I. ©. 655 f.) wird gejagt, ber Entleiher folle die Sache bem Anbern zurüdgeben, 
„weil Hand foll der Hand übergeben.” Es bebeutet, daß die Hand des 
Empfängers unbebingt einftehen, baften foll der Hand bes Gebers. Im ben 
Berdener Statuten c. 57 (Pufend. I. 98) heißt es: de (ber Leiher) waret 
sinen man, deme he idt gedan hefft, d. h. ber Kläger kann fi an ihn allein 
balten; über das Wort waren, weren vgl. v. Richthofen Wörterb. 1136, 
Müller-Benede Wörterb. III. 507., Heusler Gewere S. 498. 

#) A. M. Mevius adj. Lubec. III. 2. art. 2. no. 19, Cropp S. 258 fi., 
Bruns R. des Beſitzes S.316f. u. A.; vgl. aber Banmeifter I. S. 28 
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kulär darf in einzelnen Ausnahmefällen der Tradent auch gegen den 
dritten Befiger Tagen: 

a) Der Deponent darf die von feinem Depofitar veräußerte 
oder bei ihm verloren gegangene Sache vom dritten Befiger ab» 
fordern”). 

b) Wer einem Handwerker eine Sache zur Bearbeitung über: 
lieferte, kann die Herausgabe vom dritten Beſitzer verlangen, welchem 
der Handwerker fie veräußerte oder verpfändete, muß aber dem Bes 
flagten den dem Handwerker jchuldigen Arbeitölohn bezahlen“). 


N. 9, Stobbe Vertragsr. S. 273, Goldſchmidt S. 249 N. 9, v. Bar ©. 166, 
jetzt auch Bruns Beſitzklagen S. 228 und oben N. 24. 

Auch darf man nicht behaupten, daß bei ſolchen Kontraktsverhältnifſſen, 
beit welden der Empfänger für Diebftahl nicht unbedingt einzuftehen hatte, ber 
Zrabent das Hecht gehabt hätte, die bem Empfänger geftohlene Sade vom 
dritten Befiger herauszunerlangen; dies ift die Anficht von Eropp ©. 242 ff., 
264 f., welder fib auch v. Gerber Ziſchr. S. 30, Abhh. S. 402 und mit 
weitern Details Rüdert ©. 210 f. anſchließt. Das wirb nirgends durch bie 
Quellen bezeugt. 

Ebenſo wentg darf man fir das Mittelalter mit Ziebarth S. 235, 
Goldſchmidt Ztichr. VIII. S. 256 fj. und Andern annehmen, e8 babe ber 
Tradent anvertraute®s Gut vom untitulirten und unreblichen Beſitzer heraus⸗ 
verlangen bürfen. Auch bafür fehlt e8 an Belegen und Ed. Liutpr. 131 
(Kraut $ 82. no. 6) fließt beſtimmt die Klage gegen ben unreblichen Be⸗ 
fitter ang. 

7) Goslar. Statt. S. 82. 3.22 ff., S. 99. 3.5 ff. und unter den fpätern 
Quellen das Oftfrief. Lor. I. c. 101. Dagegen fpreden alle übrigen äftern 
Quellen dem Deponenten die Klage ab, jo Rechtsb. n. Dift. IV. 42.d.6, Münd. 
Stbtr. art. 177, Culm V. 6. Daber darf man durchaus nicht als allgemeine 
Hegel die Klage des Deponenten annehmen, wie Cropp ©. 249, Bruns Beflg 
©. 249; vgl. dagegen Walter $ 540, Golbſchmidt ©. 254 N. 22, Laband 
©. 84; für file erklärte fi) Die neuere Lübifche und Bremiſche Praxis, Mevius 
ad J. Lub. III. 2. art. 2. no. 21, Eropp ©. 251. 

2) Laband S. 82—84, Löning Bertragsbrudh I. 1876. &. 411 f.; vgl. 
auch Dortmunder Statuten IV. 3 (Frensdorff S. 109 mit Note), Münden. 
Stdtr. art. 348, Steiermärf. For. art. 160. — Goldſchmidt S. 253 verfudht 
die Erffärung, daß der Hanbwerler wegen feiner ehemaligen Hörigleit bem 
Dienftboten gleichftehe und daher der Herr troß ber Uebergabe bie Sache nod in 
feinem Befit behalte. Es würde dann alfo gar Feine Ausnahme vorliegen (vgl. 
N.14). Indeffen fpricht dagegen, daß dem Eigenthümer nirgends die Klage 
gegen ben britten Befiter auch dann zugefchrieben wird, wenn bie Sache bem 
Handwerker geftohlen wurbe; vgl. auch Franken I. S.271f., 316 8.1. 
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c) Der Commiittent fann dad Commiſſionsgut, wenn ed vom 
Commiffionär in solutum fortgegeben oder bei ihm wegen Schulden 
mit Beſchlag belegt ift, von den Gläubigern herausverlangen”). 

d) Mehrere Stadtrechte enthalten allgemein den Satz, daß 
derjenige, deifen Sachen beim Gmpfänger von den Gläubigen 
defjelben mit Beſchlag belegt find, fie ihnen abfordern dürfe”). 

e) Partikulär ift die Veräußerung eined gemietheten Schiffe 
durch den Miether von Seiten ded Eigenthümers anfechtbar?i). Die 
Beitimmung erklärt fi wohl daraus, daß Schiffe in vielen Be 
ztehbungen den Sätzen des Immobiliarrechts unterlagen?). 

f) Auch durchbrechen einzelne Statutarrehte die Negel ganz _ 
allgemein und beftimmen: wer eine Sache einem Andern übergab, 
kann fie, wenn diejer fie veräußerte, beim dritten Befiter auslöjen*). 


Meines Erachtens ift ber Grund für dieſe Ausnahme barin zu ſuchen, 
baß der Handwerker, welchem ber Auftraggeber nicht fofort feinen Lohn bezaplte, 
ba8 fertig geworbene Wert um ben Lohn verpfänben ober veräußern durfte. 
Wie ein Pfandgläubiger das Pfand für feine Forderung weiter verpfänden konnte, 
ift das auch dem Handwerker erlaubt, welcher an dem von ihm gearbeiteten Werl 
ein geſetzliches Pfandrecht ober Netentionsrecht bat, vgl. unten 8 156 N. 4. — 
In andern Onellen wirb bem SHaubwerfer bie Veräußerung unterfagt; vgl. 
Löning Bertragsbrud ©. 410. 

2) Augsb. Stadtr. (Meyer) Zuf. zu art. 87. ©. 168, art. 134. $1. 
Dagegen jagt eine Lübifche Enticheibung v. J. 1555 (Pauli Lüb. Zuſtände II. 
©. 108), daß wenn der Commiffionär die Sache verfetst, der Commmittent fie mur 
einlöſen darf. 

30) Bol. oben 8 70 N. 29 und die bort citirte Literatur, auch Franken 
I. ©. 272fj. Viele Quellen fpredhen es in Webereinftimmung mit Sachſenſp. U. 
31. $3 aus, daß Niemand frembe Sachen verwirten könne, 3. B. Brünner 
Schöffend. c. 121, Nordhäuſer Entſch. bei Schröder Urkk. no. 251 (232). Da 
gegen vgl. z. B. Lüb. 9. II. 194, Brünner Schöffenb. c. 155, Schröder Urkl. 
no. 251 (232) N. 2. Es fehlte dem Mittelalter an einer feften Anffaffung bar- 
über, ob der Sak Hand wahre Hand auch in dem Falle gelten könne, wo bas 
Bermögen des Empfängers für feine Schulden mit Beichlag belegt wird. 

31) Lüb. R. (Ha) II. 135, II. 72, Pauli Abhh. I. S. 182 fi. 

2 Goldſchmidt Ztichr. VIII. S. 265. 

23) Lüb. R. (Hach) II. 194 (III. 202); Nowgoroder Schrae aus dem 
13. Jahrh. (2b. Url. B. J. S. 709 a. E.), Pauli lüb. Zuflände III. ©. 108. 
n0. 108 ff, Münden. Stbtr. 191 a. Schl.; mit befonderer Beziehung auf bem 
Gaſtwirth verpfänbete Sachen Lüb. R. (Hach) II. 157, II. 56, Goldſchmidt 
Zeitſchr. VIII. S. 261 N. 7. 
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8 147. Fortſetzung. Neueres Redt. 


II. Lie ſich für dad Mittelalter eine gewiſſe Gleichförmigfeit 
in Rüdjiht auf die Behandlung der Mobilienkflagen nachweijen, fo 
geht diefelbe mit der Neception des Römiſchen Rechts und dem 
Aufgeben des alten Progefjed verloren. Sept gewinnen die römijchen 
Grundjäge in den Partikularrechten mehr oder weniger Einfluß oder 
werben die deutſchen Prinzipien umgebildet. Der Kläger kann feine 
Klage gegen den dritten Beſitzer jept nicht mehr einfach auf den 
unfreiwilligen Berluft jtügen, fondern fol fein Recht an der Sache 
nachweiſen; es beginnen die Grundjäge von der Vindikation Plap 
zu greifen. 

Andererjeit3 legt man noch Gewicht darauf, in welcher Weife 
der Kläger den Beſitz verloren hat, beachtet aber auch weiter, auf 
welchen Wege, durch welchen Titel der jebige Beſitzer den Befis er- 
langt hat und — was im ältern Recht faft ganz ununterſucht bleibt 
— ob er ſich in bona fide befindet, ob er zur Zeit des Erwerbes 
nicht wußte, daß die Sache eine fremde fei, an welcher er fein ding- 
liches Necht erwerben könne‘), Sodann werben aber auch diejenigen 
Richtungen des ältern Rechts weiter entwidelt, welche dem Erwerb 
durch Vermittlung von gewiſſen Perjonen einen bejondern Schup 
ertheilen oder die Vindikation nur refuso pretio zulaffen. Ein im 
allgemeinen durchgebender Zug des neueren Rechts ift ed, in theil» 
weilem Anſchluß an deutſche Prinzipien oder in Umbildung oder 
Fortbildung derfelben die Vindikation zu Gunften des gutgläubigen 
Erwerberd zu beichränfen. 

Da die Partilularrechte von ſehr verjchiedenen Prinzipien aus⸗ 
gehen und oͤfter auch eine Miſchung derfelben enthalten, kommt es 
mehr darauf an, die einzelnen Richtungen in der Receptionszeit zu 
charakteriſiren, als alle Gefeßgebungen ftreng von einander zu 
fondern?). 


1) Ueber die allmähliche Berlidfichtigung von bona ober mala fides aud) 
Sranten I. S.298 ff., 315 f. — Es gilt bier der Sat: mala fides super- 
veniens non nocet; e8 kommt nur darauf an, baß ber Erwerber in ber ganzen 
Zeit zwiſchen bem Vertragsabſchluß und ber Empfangnahme der Sache in bona 
fide war, vgl. Goldſchmidt in f. Ztſchr. IX. ©. 37. 

?) In der Literatur fehlt es bisher an einer Weberficht Über biefe Periode 
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1. In einzelnen Rechtögebieten gewinnt das Roͤmiſche Recht 
die Oberhand. Der Eigenthümer Tann gegen den dritten Beſitzer 
miht bloß in den Fällen unfreiwilligen Verluſtes, fondern auch da 
Hagen, wo im Mittelalter die Regel „Hand wahre Hand“ zur An- 
wendung gefommen wäre. Seine Klage fundirt er nicht mehr darauf, 
daß er die Sache wider feinen Willen verlor oder daß er fie dem 
Beklagten gab und diefer vertragsmäßig zur Rüdgabe verpflichtet fei, 
jondern auf fein Eigenthum; fie ift zur Vindikation geworben?). 
Um aber aud dem Nicht Eigenthümer zu helfen, wenn er umfrei- 
willig aus dem Beſitz gefommen war, gab man der actio Publi- 
ciana eine weitere Ausdehnung über dad Römiſche Recht hinaus 
(vgl. unten V.). 

2. Andere Rechte bleiben bei der Unterfcheidung des unfrei- 
willigen Berluftes und der freiwilligen Hingabe ſtehen und fchließen 
im lehteren Falle die Vindikation aus). Dabet findet aber für den 
eriteren Fall noch ein mannigfaches Schwanken ftatt, ob die Klage 
ald eine actio in rem scripta auch der Nicht-Cigenthümer, oder ob 
fie als vindicatio nur der Eigenthümer habe®). 


ber Rechtsentwidelung. — Wir übergehen bier die Grundſätze über Die Binbi- 
fation von barem Geld, Papiergeld und von SInhaberpapieren; Über die leßteren 
vgl. unten $ 180,7. 

3), Bindilation auch des anvertrauten Gute beim dritten Befiter: Nürnb. 
Ref. v. 1522. XXII. 7, 9, XXIX. 2, Nürnb. Ref. v. 1564. XX. 2. Sat 5, 
XX. 5. — Franff. Ref. II. 2. 82. — Lüneb. Ref. IL. tit.2. Sag 3 u. 4, II. 
tit. 14, VIII. tit. 35. — Sauenburger Stbtr. III. 1. (Pufend. III. p. 325). — 
Baſeler Stdtr. v. 1719. II. 8. 8 252. — Freiburger Statt. IL. 1. fol. 83°, II. 4. 
fol. 36°. 

Die Sächfifche Praxis bat trog des Sachſenſpiegels ſchon im 16. Jährh. 
mit vollem Bewußtfein Das Prinzip: „Hand wahre Hand“ verlafien, Haubold 
8188. Zuf.1, Emminghbaus ©. 586. no. 8-10 (im 3.1791 verſuchte noch 
einmal, aber vergeblih die Juriftenfatultät zu Leipzig auf ben Sachienfpiegel 
zurückzugehen, no. 10), Schletter Revisio differentiarum juris civilis et 
Saxonici. Leipz. 1869. S.6f. — Heimbad 8188. — Sadje $ 287. — 
Heſſe 8229. — Steinader S.39 f. — PBaulfen $ 32 (in Holftein mit 
Ausnahme der Städte Lübiſchen Rechts). — Ueber Baiern Roth II. 8 149. 

Das Röm. Recht gilt mit einzelnen Ausuahmen auch im Sädf. Gel. 2. 
$ 295, vgl. auch $ 469. 

“) Mevius ad j. Lub. III. 2. art. 2. no. 5, 6 vertbeibigt bie® Prinzip 
im Intereffe des faufmännifchen Verlkehrs. 

2) Es wärbe zu weit führen, aM’ diefe PBartifnlaritäten genau noch weiter 
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Das Lübiſche Recht konſervirt weiter feinen Sab (vgl. $ 146 
N. 33), daß man fich bei freiwilliger Mebergabe nicht bloß an feinen 
Contrahenten halten, jondern da8 Gut auch beim dritten Befiker 
audlöjen dürfe. Aber geraubted oder geftohlened Gut fann von 
jedem Befiger ohne Erſatz feines Erwerböpreijeö herausverlangt werben, 


zu unterjheiben. — Ueber die Bambergensis art. 268 vgl. Brunnenmeifter 
bie Duellen ber Bambergensis &. 63 f., über Carolina 208 vgl. gegen Del- 
bräd Dingl. Klage S. 206 ff. befonders Bruns in Bekker's Jahrb. IV. 
©. 80 ff., S. 107 f. 

Auf der Unterfcheibung ber beiden Fälle ruht J. Culm. ex ult. rev. III. 5. 
c. 1, IV. 4. c. 7; doch ift nad IV. 2. c. 3 auch im alle freiwilliger Hingabe 
bie Klage gegen ben dritten Beflter zuläffig, wenn er in mala fide ift ober 
dur einen lukrativen Titel erwarb, und nad IV. 4. c.2 kann man die vom 
Empfänger verpfänbete Sache bei dem Pfandgläubiger auslöſen. 

Nah Hamb. Statt. II. 8. art. 8, II. 9. art. 7, IV.85, II. 2. art. 7 gilt 
das Prinzip „Hand wahre Hand” nur dann, wenn ber Dritte Das anvertraute 
Out mit gutem Titel an fi gebracht hat. Nach ber Praris wirb aber die 
Bindilation in den Fällen freiwilliger Hingabe nur dann ausgefchloffen, wenn 
ber Dritte einen Titel für fi bat und fih in bona fide befindet, Baumeifter 
I. ©. 240 ff.; der Eigenthümer kann alfo vinbiciren, wenn feinem Contrahenten 
das Gut geftohlen wurde und der jegige Befitzer e8 nicht mit gutem Titel an 
fi) gebracht Hat, IL. 2. art. 7. 

Uebrigens ift noch auf Hamb. Statt. II. 8. 8 aufmerkſam zu maden. Hier 
werben die Fälle unfreiwilligen Berluftes aufgeführt: „wann ein Gut geftoblen, 
geraubet und abgetrogen if“, und man bat fih bemüht, den Begriff des abge- 
trogenen Guts feftzuftellen, vgl. 3. B. Eropp in Heife’s und feinen 
Abhh. II. S. 287 ff, Baumeifter I. S.283 ff, Goldſchmidt Ztiſchr. VII. 
S. 252, auch Franken ©. 272. — Doch ſcheint dieſer Begriff durch ein reines 
Mißverſtändniß in das Hamburger Hecht hineingelommen zu fein. Die Ham- 
burger Beftimmung ift zweifellos aus ben Freiburger Statuten v. 1520. II. 4. 
fol. 36* entlehnt: bier heißt e8 aber abtragne hab, d. h. alfo von den Dienft- 
boten weggetragene Habe (vgl. $ 146 N. 14), ebenfo wie 3. B. auch nach bem 
Angsb. Stötr. (Meyer) S. 110 die Klage gegen ben britten Beſitzer nicht bloß bei 
Diebſtahl und Raub, fondern auch bei „ausgetragenem“ Gut zuläffig 
ift; ebenfo Wiener Priv. v. 1296 $ 14 (Tomaſcheck Rechte v. Wien I. 
©. Ti), wenn es fih haudelt um Gut, daz im empfuret oder entragen 
wirt; bie Berner Gefeßgebung v. 3. 1539 (Manuel Bernifche Verjährung 
©. 39) ſpricht von roub, verstolenn und entragen gut. (Wenn ein Bauer 
obne Genehmigung bes Gutsherrn ein Gut veräußert, heißt das in einem Schwarz- 
wälber Weisth. des 15. Jahrh. bei Grimm I. ©. 392: ein verstoln abge- 
tragen gutt). Alfo die Herrſchaft kann ihr durch das Geſinde unrechtmäßig 
veräußertes Gut von bem britten Befiter herausverlangen. 

Stobbe, Privatreiit. IL. 3. Aufl. 40 
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aud wenn er ed auf offnem Markt gefauft zu haben bebanptet®). 
Der fpeziele Sab, daß, wenn Handwerker den ihnen überlieferten 
Stoff verkaufen oder verjegen, der Eigenthümer gegen Zahlung des 
verdienten Lohne dad Werk audlöjen fann, wird weiter hervorge⸗ 
hoben’). In Betreff der ımfreiwillig fortgeflommenen Saden ent 
hält das Lübiſche Recht?) den Sab, dab fie nicht mehr vindicirt 
werden jollen, wenn fie durch drei Hände hindurch gegangen find°). 

3. Auch für die durch Diebitahl verlornen Saden beginnt 
man auf die bona fides des Erwerbers zu jehen; er ift nicht un: 
bedingt verpflichtet, fie dem Gigenthümer herauözugeben. Nach ber 
Wormſer Reformation!) bat der Bellagte Anſpruch auf Erſatz ber 
Hälfte des Preiſes, für welchen er die Sache erwarb"). Auch vers 
theidigte die Prarid für das gemeine Recht, daß der Eigenthümer 
dem Beſitzer auch ohne eigentliche negotiorum gestio dad Kaufgeld 
erftatten mülfe, wenn er fonft vermuthli um das feinige gelommen 
wäre oder ed nur mit Aufwendung vieler Koften hätte erlangen 
fönnen?). 


6, Rev. Lüb. R. I. 2. art. 1,2; III.4. art.8, 9; IV. 1. art.6, 9. — 
Auch ift wohl anzunehmen, daß wenn dem Empfänger die Sache geftohlen wurbe, 
ber SHingebende gegen ben Dritten Magen darf, v. Wilmowski Lüb. 8. in 
Pommern S. 83 ff. — Gegen die Interpretation des Lübifchen Rechts bei Del- 
brüd dingliche Klage S. 221-227 walten mande Bedenken 06. — Daß an- 
vertraute® Gut ein Dritter bonae fidei possessor gegen Erjat feines Er⸗ 
werbegeldes herauszugeben habe, jagt auch das jpätere Züricher Recht, Bluntigli 
Zür. R. G. J. ©. 420 f., II. S. 108. 

7) Revid. Lüb. R. III. 8. art. 17, Hamb. Statt. II. 9. art. 18. 

8, Rev. Lüb. R. IV. 1. art. 3. 

9) Zweifellos beruht dieſe Beftimmung auf einem Mißverſtãndniß des in 
manchen Quellen enthaltenen Prinzips (vgl. Über daſſelbe Laband ©. 129), 
daß in dem Anefangsprogeß nur ein breimaliges Ziehen auf den Geweren zu 
läſſig ift; wahrſcheinlich entnahm das Lüb. Recht daffelde dem Hamb. Stadtr. v. 
1270. VII. 9, $4; vgl. auch Goldſchmidt Ztſchr. VIII. S.262 N. 9. 

10) III. 2. tit. 22; vgl. auch oben 8 146 N. 4 in Betreff ber Lex Wisig. 

1) Er fann ben ganzen Kaufpreis beaniprucdhen, wenn er beim Erwerb 
vor Zeugen erklärt, er Laufe die Sache „in namen und von wegen bes rechten 
berren ... ob die rechtfertig uberlommen were” und wolle fie dem rechten Herrn 
herausgeben. Dieje lettere Beftimmung findet ſich auch in Dec. Saxon. v. 1661. 
no. 90, Sächſ. GB. $ 314, Preuß. or. I. 15. $ 21, 22, Oeſtr. GB. 8 338; in 
Braunfhweig Steinader S. 394 N. 2. 

12) Struben Bebenten III. 4. 
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4. Der Kauf auf gemeinem Markt wird nad vielen Partie 
fularrechten nicht begünftigt"). Dagegen dürfen nad den Hanfen- 
tiſchen Rechten über See eingeführte Sachen nicht vindicirt werden, 
auch wenn fie geftohlen find”). Das Privilegium der Juden für 
ihren Verkehr wurde ſchon im 16. Jahrhundert durch die Reichsge⸗ 
ſetzgebungis) und in den Partitularrechten aufgehoben‘). 

Dagegen find auch in folden Mechtögebieten, wo im übrigen 
die römilchen Grundfäge gelten, Leihhäuſer, Banken und beftimmte 
andere Inſtitute gegen die unbedingte Bindikation geſchützt; fie 
brauchen dad ihnen verpfändete Gut entweder allgemein oder we⸗ 
nigftend dann, wenn ed der Gigenthümer einem Andern anvertraut 
hatte, nur refuso pretio heraudzugeben'”). 

IV. Schließlich find nod die Grundfäge der neueften Geſetz⸗ 
gebungen zufammenzuftelen. Es ift dabei darauf aufmerfjam zu 
machen, daß joweit fie an den deutichen Prinzipien fefthalten, die 
Regel hand wahre band dem Befiger Doch nur dann zu gute fommt, 
wenn er ſich bei feinem &rwerbe in bona fide befand'”*), 

1. Das Preußiſche Landredt giebt den Standpunft des 
ältern Rechts auf. Es fragt nicht danach, auf welchem Wege ber 
Kläger aus feinem Beſitz gelommen ift, fondern wie der Beklagte 
in feinen Befiß gelangt ift; feine Grundſätze gelten gleichmäßig für 
anvertrauted und für geftohlened oder verlorned Gut'®). 


18) Bol. z. B. Revid. Lüb. R. IV. 1. 9, Hamb. Statt. IV. 35, Baier. Lor. 
1616. VI. art. 7, feit dem 16. Jahrh. auch nicht mehr in Zürich, Bluntſchli 
1. &. 420. Bgl. oben $ 146 N. 20, 21. 

14), Oben 8 146 N. 23. 

15) Oben 846 N. 41. 

16) 3.2. Paulſen S. 106 N. 1, Fald IV. ©. 173. 

17) Haubold 8188 N. eo, 207 N.1ff., Schmidt S. 239 f.; Statt. ber 
Leipz. Bank v. 1845. 8 35, 36; Priv. f. d. Ebersbacher Leihanftalt v. 1872 (Sächſ. 
Gel. Samml. 1872. ©. 360), Sache 8 341 R.4, Heſſe 822I N. 22, Heim- 
bach $ 188 N. 6. — Münden. Pfanphaus DO. v. 1754. 8 12 (Gengler Lebrb. 
©. 248). — Braunfhw. Leihhansbeſtimmungen bei Steinader ©. 264. — 
Nachweiſe bei Goldſchmidt Handb. I. &. 818 N. 68, 59, S. 900 NR. 19. 

Wa) In biefer Beziehung tft auch das Oldenb. Gef. v. 8. Apr. 1876 art. 22 
zu erwähnen, wonad, wenn ber Pfandglänbiger die Pfandfache in ordnungs⸗ 
widriger Weife veräußert, die Veräußerung nur gegen ben bösgläubigen Käufer 
angefochten werben darf. 

18) Eine Rechtfertigung berjelben liefert Suarez Schlußvorträge S. 84 ff. 

40* 
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Die Bindikation ift gegen jeden Befiger zuläſſig. Der malae 
fidei possessor muß die Sache unentgeltlich herausgeben (I. 15. 
8 17), ebenfo der bonae fidei possessor, wenn er fie von eimer 
verbächtigen Perſon (I. 15. $ 18, 19) oder unentgeltli erworben 
bat ($ 24) 100) oder feinen Vormann oder Befigtitel nicht anzugeben 
vermag ($ 37). Dagegen Tann der bonae fidei possessor Erſatz 
des Kaufpreifes fordern, wenn er die Sache von einer unverdächtigen 
Perſon titulo oneroso erlangt, bejonderd auf Mefjen oder Märkten 
oder fonft von Leuten erfauft bat, welche Saden diefer Art öffent: 
lich feil halten ($ 25, 26, 44). Gleihe Beitimmungen gelten, wenn 
er die Sache bona fide ald Pfand befommen hat (I. 20. $ 80). 
Gewiſſe Saden find jeder Bindikation entzogen (I. 15. $ 42—44): 
jo die vom Fiskus), die in einer öffentlichen Verfteigerung oder in 
den Läden gildemäßiger Kaufleute”) erfauften Saden?). 

2. Das Oftreihifhe Gelegbud hält an dem altdeutſchen 
Prinzip feſt für den Fall, daß der Bellagte die Sache bona fide 
und entgeltlih erworben bat ($ 367): der Eigenthümer kann vom 
bonae fidei possessor nicht vindiciren, falls diefer die Sache auf 
oneroje Weile von Jemand erworben hat, welchem fie der Eigen- 
thümer anvertraut hat. Allgemein ift die Vindikation ausgeſchloſſen, 
alfo auch von geftohlenen oder verlomen Saden, wenn fie der Be 
figer in einer öffentlichen Verfteigerung oder von einem zu dieſem 
Verkehr befugten Gewerbömann erwarb®). 

3. Der Code civil und daß Badiſche Gefegbud) art. 2279 
läßt die Vindikation nur bei geftohlenen oder verlornen Sachen 


180) ine gelünftelte Erflärung dieſes Sates bei Carlin S. 56 N. 186. 

19) Ueber das gemeine Recht betreffend bie Beräußerung von Seiten bes 
Fiskus vgl. Windſcheid 8 165 N. 6. 

%) Bol. Golpfhmibdt Ztfchr. VIII. 8.280 N. 2. 

31) Anch beſtimmt das Pfand» und Leih- Reglement für die Preuß. Staaten 
v. 13. März 1787. 8 12, daß Perfonen, welche aus ber Berleihbung von Klei⸗ 
dungsftüden und andern Effeften ein Gewerbe machen, die von ihnen verliehenen 
und von bem Entleiher verpfänbeten Saden nicht vindiciren, ſondern fi nur 
an ihren Contrabenten balten bürfen. 

2) Bgl. noch $ 368 darliber, in welchen Fällen mala fides bes Erwerbers 
anzunehmen if. — Ueber das öfte. R. Erner Rechtserwerb durch Trabition. 
1867. ©. 66 ff. 
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zu; aber nad art. 2280 muß der vindicirende Eigenthümer fie 
von dem Beliter löjen, wenn fie biefer auf einem Markt, in einer 
BVerfteigerung oder von einem Kaufmann erworben hat. Wenn- 
gleih nah dem Wortlaut von art. 2279 bei nicht geftohlenen oder 
verlorenen, aljo bei anvertrauten Sachen jeder Beſitzer gegen Die 
Vindikation geſchützt erjcheint, fordert doch die herrſchende Doktrin 
tedlichen Erwerb). 

4. Das ſächſiſche Geſetzbuch, welches im allgemeinen das 
römische Prinzip enthält, verpflichtet Doch den Eigenthümer gegen- 
über einem gutgläubigen Erwerber dann zum Erfah des Kaufpreifes, 
wenn er die Sache in einer ordnungsmäßigen Auktion oder im Meß- 
oder Markiverfehr von einer zum Hundelöbetriebe damit befugten 
Perfon erworben hat ($ 315)%). 

5. Nad dem Züriher Geſetzbuch $ 651 ff. können anver- 
traute Sachen vom bonae fidei Erwerber nur nad Erfap des 
Preifed vindicirt werden; in Betreff geftohlener oder ſonſt verlorener 
Saden gilt da8 gleiche in dem Fall, dab der Erwerber fie in einer 
Öffentlichen Verſteigerung oder auf öffentlichen Märkten gekauft hat. 

6. Nah dem Basler Geſetz vom 7. März 18642) iſt die 
Bindilation zuläflig gegen den malae fidei possessor und gegen 
den bonae fidei possessor einer geftohlenen Sade. Wenn aljo 
der Eigenthümer feine Sache einem Andern anvertraute oder auf 
andere Weile ald durch Diebitahl verlor, unterliegt der gutgläubige 
Befiger Feiner Vindikation*). 

7. Die Wechſelordnung art. 74, welche feinen Unterſchied 
madt, ob der Wechlelgläubiger feinen Wechſel einem Andern ans 
vertraut oder gegen feinen Willen aus der Detention verloren hat, 


33) Goldſchmidt Zeitfchr. VIII. S. 284 N. 7. — Bgl. überhaupt 
Renaud in d. krit. Ztſchr. f. Rechtswiſſ. des Auslandes XVII. S. 140 ff., 
Mumm in PBucelt’s Ztſchr. f. franz. R. VII. S.73 ff, Sarlin ©. 58 fi. 
Der Sat bes art. 2279: en fait de meubles possession vaut titre ift alſo 
einſchränkend auszulegen: unter Umſtänden ift ber Beſitzer gegen die Vindikation 
geſchützt. 

24) Ueber Geld und Inhaberpapiere vgl. 8 296. 

35) Bei Goldſchmidt Ztſchr. IX. S. 127. 

35a) eher die ſchweiz. Partilularrechte vgl. Franken Gutachten ©. 182 fi. 
und Carlin ©. 65 ff. 
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läßt die Vindikation nur gegen den bößgläubigen Erwerber zu: 
„wenn er den Wechjel in böfem Glauben erworben bat oder ihm 
bei der Erwerbung bed Wechſels eine grobe Hahrläffigkeit zur Laft 
fallt“), 

8. Dad deutfhe Handelsgeſetzbuch art. 306 und 308 läbt 
in Betreff der geftohlenen oder verlorenen Sachen?) die partitulären 
Beitimmungen beftehen, jchränkt aber für den Handelöverfehr die 
Vindikation des anvertrauten Guts ein. Der Eigenthümer darf 
feine von ihm einem Andern anvertrauten Sachen vindiciren, wenn 
diefelben von einem Kaufmann in beffen Handelöbetrieb veräußert 
und übergeben worden find und der jehige Beſitzer fi) in bona fide 
befindet. Das Eigenthum und die Vindikabilität erliicht, wenn das 
anvertraute Gut einmal Gegenftand eines Handelsgeſchäfts geweſen 
it, in Folge deifen ein Kaufmann es einem Andern übergeben hat”). 

9. Dad Schweizeriihe Obligationenredht art. 205 ff., 
227 unterwirft den bösgläubigen Erwerber unbedingt der Bindifation. 
Vom gutgläubigen Erwerber können nur geftohlene und verlorene 
Sachen abverlangt werden; doch hat derfelbe, wenn er fie in öffent- 
liher Steigerung, auf einem Markt oder von einem Kaufmann, 
welcher mit derartigen Waaren handelt, erwarb, auf Erfah des da- 
für bezahlten Preiſes Anſpruch. 


V. Die actio Publiciana”*) ded Röm. Rechts, wonad) wer fi 
im Aſukapionsbeſitz befand, d. b. der ehemalige gutgläubige und 
titulirte Befier, die Sache von dem nicht titulirten Befiter ober von 
demjenigen, welder einen weniger guten Beſitz, als er felbft bat, 
herausfordern darf, erfuhr in Deutſchland eine weitere Ausdehnung. 
Die in beftimmten Grenzen von ben Römern anerkannte Relativität 
des Rechtsſchutzes wurde über dieſelben hinaus theild in ber Praris 


*) Bgl. Goldſchmidt Ziſchr. VIII. S.313 ff. 

7) Daß dies nur Veifpiele des unfreiwillig aus ber Detention verlornen 
Guts feien, Goldſchmidt Ztſchr. IX. ©. 13, Erf. d. Reichsger. I. no. 98. — 
Unterjchlagene Sachen find nicht hieher zu zählen, Seuffert XXXV. no. 57. 
81 7 Vgl. oben 8 145 gegen den Schluß und Goldſchmidt Ziſchr. IX. 


2) Bgl. oben $ 95 N. 29° in Betreff der Immobilien. 
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bed gemeinen Rechts, theils in einzelnen partitulären Geſetzgebungen 
ausgedehnt). Erleichtert wurde dieſe Erweiterung dadurch, daß nach 
beutihem Recht der ehemalige Beſitzer von Mobilien, welcher den 
Beftg gegen feinen Willen verloren hat, gegen jeden dritten Beſitzer 
Hagen durfte, und fodann dadurch, daß man in der fpätern Praris 
der Beſitzklage (dem jog. possessorium ordinarium) theilweife einen 
petitoriichen Charakter gab und in dem Verfahren nicht bloß ent- 
Ihied, wer vorläufig den Befib habe und haben folle, fondern zu« 
gleich wer dad Recht zum Beſitz habe®t). 

Nach den modernen Grundfähen der actio Publiciana foll der 
Kläger ohne Rüdficht darauf, ob er fih im Wiufapionäbeftg befand 
oder nicht und ob die Fiktion zuläffig ift, daß die Ujufapion voll 
endet und Eigenthbum erworben fe, gegen das jchwächere Recht ges 
fhügt werden, wenn er ein beſſeres Recht zum Befig nachweiſt. 
Weil die gefammte Grundlage der Klage geändert ift und nicht auf 
den Aſukapionsbeſitz, fondern auf das befjere Recht geftübt wird, 
ift die actio Publiciana nach neuerem Recht auch bei an ſich nicht 
uſukapionsfähigen Sachen, indbejondere bei Sachen zuläjfig, welche 
einmal früher gejtohlen oder verloren waren ®). 

Soldye Erweiterungen der Publiciana find in mehreren neueren 


” Die Anfichten, welde Delbrüd die bingliche Klage bes deutſchen 
Rechts 1857 Über die Gefchichte der Publiciana und Über die Natur der beutjchen 
Dinglihen Klage aufgeftellt bat, haben zahfreichen Widerſpruch erfahren; eine 
Necenfton ber gegen ihn, theilweife auch für ihn fich erflärenden Literatur giebt 
Delbrüd in Ihering's Jahrbb. X. S. 110 ff. Seine Anſicht hat Billigung 
bei Ziebarth Nealerelution 1866. S. 257 ff., 280 ff. gefunden. Gegen ihn 
vgl. befonders Bruns in Bekker's Jahrbuch IV. S.1—109, Beſitzklagen 
S. 212 ff., Sörfter III. 8164 R.10ff., v. Brünned in Gruchot's Bei⸗ 
trägen XI. 1867. ©. 840-874, Heusler Gewere S. 305 f. Weitere Literatur 
über ben Streit bei Windſcheid 8162 N. 11, Förfter IH. 8 164 N. 10. 

Ueber die a. Publiciana der Preuß. Rechts Förſter III. $ 164, Deru- 
burg I. 8 157, 249, 

Sie führt im öfterreichifchen Recht ben Namen „ordentliche Befitzklage“, 
Unger II. ©.366 NR. 2, im Züri. GB. $ 516 „dingliche Beſitzrechtsklage.“ 
— Unger in Ihering’s Jahrbb. X. S. 11 N. 12 empfiehlt den Namen „ping 
liche Näherrechtsllage”, welcher aber zu Berwechslungen führen würde. 

21) Vgl. oben 8 77. 3, 4. 

22) Delbrüd dinglide Klage S. 826 f. 
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Geſetzbüchern anerfannt. Das bater. Landr. II. 2. 89 erklärt, dab 
wer ein Gut einmal rechtmäßiger Weiſe inne gehabt bat, dafſelbe 
von demjenigen vindiciren darf, welcher nicht ein gleiched oder beſſeres 
Recht zu beweilen vermag; der Kläger habe nur feinen früheren 
rechtmäßigen Beſitz zu erweiien®). 

Ebenſo verlangt dad Preuß. Landrecht nicht fitulirten redlichen 
Beſitz zur Klage, fondern verfpricht allgemein demjenigen den Sieg, 
welcher ein befjered Recht zum Beſitz nachweiſen kann (I. 7. $ 161). 
Der unredlihe Befiger muß immer dem redlihen Beſitzer weichen 
(I. 7. $ 178); auch der bloße Detentor kann gegen denjenigen Hagen, 
welcher gar fein Recht auf den Beſitz hat (I. 7. $ 162 ff.). Der 
unvollftändige Beſitzer, d. h. derjenige, welcher mit dem animus sibi 
habendi befist, kann gegen Jeden auf Wiederherftellung feine Bes 
fitzes klagen und weicht nur demjenigen, welcher ein beſſeres Recht 
ausführt (I. 7. 8 170 ff.). Der vollftändige Befiger weicht nur dem 
wahren Eigenthümer und hat gegen alle andern Perſonen die Rechte 
des Eigenthums (I. 7. 8 175, 176). Beweift der Kläger, daß die 
Sache feinem rechtmäßigen Beſitz ohne jeinen Willen entlam, fo 
muß ber beflagte Beftger feinen Befiptitel angeben (I. 15. $ 34, 
vgl. au I. 7. 8 184)%). 

Nah dem Züricher Gefepbuh ($ 516—519) dient die Publi- 
ciana auch zum petitoriihen Schuß nicht bloß des Eigentums: 
befibes, fondern auch des Beſitzes anderer Rechte. Das Öftreichiice 
(art. 372 u. 373), da8 Baden'ſche (art. 544°) und das Sächſ. Ge 
ſetzbuch ($ 325— 327) reproduciren im allgemeinen die gemeinrecht⸗ 
lichen Grundfäge®). 


Anmerkung. 


Delbrück behauptet, es babe fi im ältern beutichen Recht ber Streit 
um das Eigenthum in einen Streit um das beffere Recht verwandelt; Kläger 
babe nur ein befferes Recht erftritten, als ber Bellagte habe. Diefe Annahme 


3) Roth S 151 geht auf bie betreffenden ragen nicht näher ein. 

4) Ueber die Entflehfung und Auslegung biefer Sätze vgl. Delbrück 
S. 232 ff. und in Ihering’s Jahrbb. X. S. 168 ff., wo auch ©. 169 N. 74 
zahlreiche Literatur angegeben ift, aber au Förſter III. 8 164. 

35) Eine Kritik der Beftimmungen ber neueren Geſetzbücher nach bem 
Maßftabe des gemeinen Rechts bei Huſchke das Recht ber Publicianiſchen Klage. 
Stuttg. 1874. ©. 121—125. 
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it nicht begründet. Im der That behauptet ber Kläger, welcher aus dem Befig 
einer Mobilie gelommen if, vem Dritten gegenüber nicht ein befferes Recht, als 
ber Bellagte in Anfpruch nehme. Es wird Überhaupt gar nicht Über das Recht 
ber beiden an der Sache erfannt, fondern ber Kläger funbirt feine Klage darauf, 
daß er ungeredtfertigt und wiber feinen Willen den Beſitz verloren babe; vgl. 
oben $ 146 R.8 fi. und Laband ©. 106 f., 123. Und beim Streit um Immo» 
bifien nahm ber Kläger nicht unbeftimmt ein befferes Hecht zum Befitz in An- 
ſpruch, ſondern behauptete Eigenthum, Lehnrecht, Pfandrecht u. ſ. w. und begrün- 
bete aus ben Berhältniffen des konkreten Falls heraus, warum ber Bellagte ihm 
das Grundfüd herausgeben müſſe, Laband ©. 172. 

So find denn auch die drei Regeln, welde nah Delbrüd (S. 85) im 
fpätern Recht gelten follen, aus den Quellen nicht bewiefen: 1. der ältere Beſitz 
gebt bem jüngern vor, 2. das beffere Hecht gebt dem Ältern Befl vor, 3. bei 
gleichem Alter oder Recht geht ber gegenwärtige Befig vor. Delbrüd behauptet, 
daß im deutſchen Recht eine Klage aus dem ältern Befig als Univerfalflage fo- 
wohl zum Schutz des Eigentbums ale des Beſitzes gebient habe. Dieje Klage 
fei Feine poffefforifche, fonbern eine petitoriiche geweſen, aber in ber Literatur 
doch vielfach als pofjefjorifch behandelt worden. Anvererjeits habe fih Die Spolien⸗ 
Mage zu einer Klage gegen ben britten Befiter geftaltet, bei welcher ber Kläger 
nicht die Spoliation, fonbern lediglich zu erweifen gehabt habe, daß er früher 
einmal bejeffen babe. 

Durchaus verunglüdt ift der Berfuch, die Eriftenz ber dinglichen Klage aus 
dem ältern Befig für das beutfche Necht fpäterer Zeit nachzuweiſen. Der Berf. 
ſftützt fih S. 206 fi. beſonders auf die Carolina art. 208: 

Bewiſe aber eyn kleger inn obgemeltem fall ber anfprüdigen hab 
halben, die eygenſchafft genugſam und kündt doch dabei nit beweifen, baß jm 
bie dur raub ober biebftall, eutwent worden wer, unnb bie antwurter 
möchten dargegen zu recht gnug nit barbringen, daß bie felbig Triegifch habe, 
mit gutem vechtmeßigem tittel, von dem kleger bracht und au fie kommen wer, 
fo fol dem .Heger auff fein beteurung mit dem ende (daß jm ſolche gütter 
geraubt ober geftolen worben feien) geglaubt werben, und jm biefelben aber» 
mals inn maßen, als obftebt, darauff volgen. 

In der unzweibeutigften Weile ift es bie Eigenthumsflage, von welcher bie 
Karolina handelt, und man darf unmöglich eine Stelle, welche von dem Eigen- 
thumsbeweis rebet, dahin interpretiren, daß auch ber Beweis bes früheren Be⸗ 
fites genügt habe, indem bie vielfach verfochtene Bräfumtion eingetreten fei, daß 
der ehemalige Befiter dad Eigenthum gehabt habe. Unb wenn man auch dem 
Berf. zugeben kann, daß der Eigenthumsbeweis nicht in ber ftrengen Weiſe bes 
Röm. Rechts zu führen war, fo ift doch jedenfalls das Fundament ber Klage 
nicht der Ältere Befit, fondern Eigenthum oder ein fonftiges Recht. 

Wenn fih dann ber Berf. (S. 221 ff.) auf das Lübiſche Recht beruft, fo 
enthält daſſelbe nicht eine Klage aus dem ältern Beſitz an ſich, ſondern nur für 
ben Full, daß ber Kläger zugleich unfreiwilligen Verluſt des Beſitzes behauptet. 
Und ebenfo ſteht es auch mit den mweitern beigebracdhten Stellen. 
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Nur für die in diefem Paragraphen befprochenen Partikularrechte R. 33 fi. 
iſt e8 richtig, Daß fie Das Prinzip der Nelativität, wie es von einzelnen Antori⸗ 
täten ber Praris gelehrt wurbe, zum gejetlichen Hecht erhoben haben. 

Dagegen ift für das gemeine Recht Delbrück's Anftcht beitimmt zu ver⸗ 
werfen, daß aus bem ehemaligen (juriftifhen) Beſitz eum animo domini®) in 
Verbindung mit bona fides?T) eine petitorifche Klage gegenüber dem britten Be⸗ 
figer Beftand habe. — Auch iſt legislatorifch die Klage bes Ältern Beſitzers gar 
nicht zu empfehlen, Bruns in Bekker's Jahrb. IV. &.5 ff. 

Ziebarth S. 280 ff. tft der Anficht, daß es eine Publiciana, die Klage 
aus dem titulirten Beſitz, nicht mehr gebe, fondern daß fie mit der Klage ans 
bem redlichen Beſitz, welche er ftatt der Deibrüd’ihen Klage aus dem ältern 
Betz annimmt, zufammengeflofien fei. 


Zweites Kapitel. Der Erwerb des Eigenthums. 


8148. Eigentbumserwerb auf Grund eines Beräußerungs- 
geſchäfts. 


Das deutſche Recht bietet nur geringe Veranlaſſung, um über 
ben derivativen Eigenthumserwerb beſondere Grundſaͤtze aufzuftellen 
und im Gegenſatz gegen das römiſche Recht zu verfolgen. Auch 
hier gilt der Satz, daß Eigenthum erworben wird durch Tradition 
mit der Abficht des veräußernden Eigenthümers Eigenthum zu über: 
tragen und des Erwerberd es zu erlangen‘), Doc ift es unter be 
ftimmten Vorausſetzungen möglid, daß aud durch Tradition von 
Seiten eined Nicht» Eigenthümerd Eigenthum erworben wird). — 
Wegen ded Erwerbs durch Tradition an Stellvertreter verweiſe ich 


3) S. 284; der animus domini wirb bier ganz befonbers betont, während 
man nach den früheren Abfchnitten auch bie Berechtigung bes Detentor hätte er- 
warten follen. 

2) S. 287; man vermißt die Erklärung, warum bier plößlich das Erforber- 
niß der bona fides aufgeftellt wird. Nachträglich verfuchte Delbrück in 
JIhering's Jahrbb. X. S. 129 ff. dies Erforderniß zu rechtfertigen. 

1) Bgl. au Preuß. Lor. I. 10. 81,1.9. 83 u. 6, 1.7. 858, Schweiz. 
Obl. R. art. 199. 

2) Bgl. darüber 8 145. 
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auf das Panbektenrecht; die im Handelsverkehr geltenden Säbe über 
Tradition und über den Mebergang von Beſitz und Eigenthum durch 
Vermittlung von Connofjement, Frachtbrief u. |. w. gehören in die 
Daritelung des Handelsrechts?). 

1. Sn Mebereinftimmung mit dem Rom. Recht fordern die 
neueren Partikularrechte für den Erwerb ded Eigenthums die Tra⸗ 
dition, und nur daß franzöfiihe Recht läßt dad Eigenthum bereits 
in Folge ded auf den Eigentbumsübergang gerichteten Veräußerungs⸗ 
vertraged übergehen‘). Was die Tradition angeht, fo fteht derjelben 


3) Vgl. darüber befonders Goldſchmidt Handbuch I. (1.Ausg.) S. 649 bis 
794, ©. 802—811, Thöll. 8 270, 271, v. d. Leyen in Goldſchmidt's Ztſchr. 
XVI. ©. 86—113, Sohm daſelbſt XVII. ©. 18 ff., Fitting XVII. S. 338 
— 345; Entſcheid. d. ROS. Ger. XI. S.413 ff. — Jetzt auh Schweiz. Obl. R. 
art. 209. | 

4) Code civil art. 1138, 1588, 711, 938, 1708. — Der franzöflihe Sag 
erfährt aber mannigfache Einfchräntungen, Zachariä I. 8180, Renaud in d. 
Ztſchr. f. Rechtswiff. u. Gefeßgebung bes Auslandes XVII. ©. 213 ff., vgl. auch 
Goldſchmidt Hanbb. I. S. 804 f., befonders in ber Richtung, daß wenn ein 
Eigenthümer dieſelbe Sade mehrmals veräußert, derjenige im Fall jeiner bona 
fides das Eigenthum erwirbt, welcher in ben thatfächlichen Beſitz geſetzt wird, 
auch wenn er fpäter ben Beräußerungsvertrag mit dem Eigenthümer einging. 
— Für das franzöfiihe Suftem de lege ferenda Kohler in Ihering’s Jahrbb. 
XVII. ©. 320 ff. — Ebenſo hatte fih der Entwurf bes Schweiz. Obl. R. v. 
1876 art. 202 demſelben anfchließen wollen: „Ein Rechtsgefchäft, das auf Die 
Uebertragung von Eigentum am beflimmten bemeglidden Sachen gerichtet ift, 
Rberträgt das Eigenthum fofort, ohne daß bie Uebergabe ber Sache oder bie Be- 
zablung bes Preifes erforberlich iſt“. Aber ber Entwurf v. 3. 1879 art. 217 
und das Obl. Recht ſelbſt art. 199 entfcheiden fih für das römifche Prinzip: 
„Sol in Folge eines Vertrages Eigenthum an beweglichen Sachen übertragen 
werben, jo ift Beſitzübergabe erforberiih.” — Der 14. deutiche Juriftentag bat 
gleichfalls fih dafür ausgefprodden, „daß das Eigenthum nicht ſchon durch Ver⸗ 
trag, fondern erft Durch Tradition erworben wirb”, Vholgn bes 14. Jur. T. 1878. 
1.1.8. 113 f., I. 2. S. 56 fi., 163 ff, II. S. 26 ff., 243 ff. 

Sohm Ehbeſchließung 1875. S. 80 ff. behauptet, daß der franzöfliche Grund» 
fa dentſchen Urſprungs fei, bat bies aber für das Ältere Hecht nur in Betreff 
der Immobilien zu erweifen verſucht und gefteht zu, daß der Vertrag um be 
wegliches Gut „andere, nämlich fchwächere Wirkungen gegen Dritte bat, als ber 
Bertrag um unbewegliches Gut.” — Daß im Fall mehrfachen Verlaufs berjelben 
Mobilie der erfie Käufer vorgehe, fagt, ohne barauf Rüdficht zu nehmen, ob bie 
Sache übergeben ift ober nicht, das Hamb. Stabtr. v. 1270. I. 7, Wiener Stor. 
(Säufter) art. 65. Bgl. auch Löntng Bertragsbrug S. 889 ff. und für das 
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gleih die Webertragung vermittelft constitutum possessorium oder 
traditio brevi manu°). Durdy Zulafjung des constitutum posses- 
sorium nähert man ſich dem franzöftihen Syftem und benimmt 
dem Erforderniß der Zradition feine volle Bedeutung: es ſoll auch 
ohne Befisübertragung, wenn die Parteien dies beabfichtigen, alſo 
wenn der Beräußerer den Erwerber im Beſizt vertreten will, das 
Eigenthbum übergehen. — &8 bedarf nicht überall der Törperlichen 
Mebergabe, fondern, wie died dad Roͤmiſche Recht auch anerkennt, 
genügt e8, wenn der Veräußerer den Erwerber in die Möglichkeit 
verjeßt, die phyſiſche Herrichaft über die Sache unmittelbar auszu- 


nordiſche Recht v. Brünned Reluitionsklagen 1873. ©. 10 ff. v. Amira nord» 
germaniſches Obl. R. I. S. 555 ff. 

I) Nah einer Bremer BO. (in Betr. des Uebergangs bes Eigenthbums an 
bewegl. Sachen) v. 25. Aug. 1848. 8 Ab fol Eigentum nur durch reelle Tra- 
bition übergeben und bie Berabrebung unwirkſam fein, „baß ber Erwerber ven 
veräußerten Gegenflanb für ben Beräußerer oder dieſer benfelben für den Er- 
werber befigen foll (constitutum possessorium).” Weiter Dibenb. ©. v. 3. Apr. 
1876 art. 32: „die Veräußerung einer beweglichen Sache unter ber Berabrebung, 
baß der Beräußerer fie fortan filr ven Erwerber inne haben folle (constitautum 
possessorium), hat Dritten gegenliber eine Wirkfamleit.” Berner Eiv. GB. 
art. 432: für den all des c. poss. „behalten jebody die Gläubiger bes Ueber- 
geber8 das Recht, wenn berfelbe in einen Gelbstag füllt, Die von ihm auf dieſe 
Weiſe übergebenen Sachen zur Maſſe zu ziehen.” Eine Einſchränkung führt 
auch das Schweizer Obl. R. art. 202 ein: „Ausnahbmsweife kann der Ber- 
äußerer auch an einer Sache, welde er in Händen bebält, ben Befig auf ben 
Erwerber Übertragen, weun biefelbe infolge eines befonderen Rechtsverhält⸗ 
nifjes, wie 3. B. eines Miethvertrages, noch in feinem Gewahrfam zuräd- 
bleiben fol. Eine ſolche Befitllbertragung ift Dritten gegenüber unwirkjam, 
folls eine Benachtheiligung berfelben beabfichtigt wurde.“ 

Beftritten iſt es, ob das constitutum possessorium im Fall des Haut. 
GB. art. 306 (vgl. oben ©. 610), wenn ber Beräußerer nicht Eigenthumer if, 
ausreicht, um ben Erwerber zum Eigenthümer zu machen; im Geſetz heißt es: 
„veräußert und übergeben.” Thöol 5 234 N. 5 fagt: „Auf Die Urt, wie bie 
Uebergabe ftattfindet, ob durch c. poss. oder auf andere Art, kommt nichts an. 
Der bloße Wille bat diefelbe Wirkung wie die Komödie des Hingebens und [o- 
fortigen Zurüdgebend.” Dagegen — m. €. mit Recht —, baß die Sachen in 
den Törperlihen Beſitz des andern Theil übergegangen fein müflen, Gold» 
ſchmidt Handbuch 880 N.13, 14, v. Hahn Eommentar, zu art. 306, $4 
(8. Aufl. ©. 143), Fitting in Goldſchm. Ziſchr. XVIIL S. 334 ff, Ende» 
mann in f. Hanbb. II. 8 174 N. 21, 22. 
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üben, jo 3. B. genügt die Aushändigung der Schlüffel, um die in 
einem verjhloffenen Behälter befindlihen Sachen zu übergeben®). 
Fälle, in denen die Tradition ſich hierauf befchränft, bezeichnen ein- 
zelne Geſetze und die ältere Literatur als ſymboliſche Uebergabe“), 
als Uebergabe durch Zeichen); daß dabei die deutſchen Grundſätze 
von einer ſymboliſchen Tradition von Grundſtücken eingewirkt hätten, 
iſt nicht wahrjcheinlih®). 

Eine ſymboliſche Tradition darf man auch nicht in dem Zeichnen 
der Sade finden, welche Gegenftand eines Veräußerungsgeſchäfts 
ift; vielmehr fommt e8 auf die Intention an, in welcher dieje Zeidh- 
nung im konkreten Falle erfolgte. Regelmäßig wird nur beabfichtigt 
jein, die Identitaͤt des Objekts feitzuftellen, um Verwechslungen zu 
verhüten, und eine Bejigübergabe mur anzunehmen fein, wenn zus 
gleih die Möglichkeit der thatfächlichen Einwirkung auf die Sache 
befteht?). 


6) Burgoldt III. 24, Preuß. Landr. 1. 7. 8 65, vgl. dazu Förfter III. 
8 160 R. 60 ff., Emmingbaus ©. 549 N. 21. — Uebergabe ver Schlüffel in 
ber Nähe des Behältniffes gilt als wirkliche Tradition, Sächſ. GB. 8 199, 
Sämibt I. ©. 162. — Code civ. art. 1606, Gold ſchmidt Handb. I. S. 638 
N.2. — Daß e8 nicht darauf anlomme, daß. die Schlüffel in ber Nähe bes 
Behältnifjes übergeben werden, IShering IX. ©. 180, Dernburg 18 152 0.6. 

6), Endemann Hanbb. II. $ 169 N. 16 wirft mir vor, ich verwechſelte 
ſymboliſche Tradition und c. possessorium; ich weiß nicht, worauf er biefen 
Vorwurf ſtützt. 

7) Bol. darüber Goldſchmidt Handb. I. S. 638 ff., auch S. 719, 803 
N. 3, Laband in Goldſchmidt's Ztichr. IX. S.240 ff. — Baier. Bor. II. 
3.87. n0.6, II. 5. 86. no.8. — Preuß. Bor. I. 7. 8 61 ff. (vgl. Darüber 
Förſter III. $ 160 N. 60 ff., daß das Preuß. Recht eigentlich auch feine ſymbo⸗ 
liſche Zrabition enthalte). — Oeſtr. GB. $ 427: Uebergabe durch Zeichen bei 
ſolchen Sachen, welche ihrer Beſchaffenheit nach feine körperliche Uebergabe zu⸗ 
laffen (daß auch das öſtr. Recht eigentlich keine ſymboliſche Tradition kenne 
Randa Beſitz ©. 847 ff.). — Berner Civ. GB. art. 481. 

Insbefondere ift bie Mebergabe ber Schlüffel keine ſymboliſche Tradition, 
denn fie find fein Symbol der zu trabirenden Sachen, fondern geben bem 
Empfänger die Möglichkeit, fich felbft in den Befitz der Sache zu ſetzen. 

Ueber die irrige Annahme einer fymbolifchen Uebergabe von Bäumen durch 
Anſchlag mit dem Forſthammer vgl. oben 8 79 N. 18. 

8) An Mobilien ift, foweit mir befannt, eine fomboltihe Zrabition im 
ältern Recht nicht gebräuchlich gewefen; vgl. auch Erner Rechtserwerb durch 
Tradition. 1867. ©. 161 ff. 

9 Preuß. 2br. J. 7. $ 120, 121, 1.20. 8 856, vgl. auch Zr. EB. 8 649. 
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Wegen der Schwierigkeit, die Zradition thatſächlich zu voll- 
ziehen, befteht in Betreff von Schiffen oder Schifföparten die allge- 
meine Ausnahme, daB an ihnen dad Eigenthbum aud ohne Tradition 
durch bloßen Vertrag erworben werden kann!o). 

2. Während nad) Röm. Recht der Käufer Eigenthum an der 
übergebenen Waare nur erwirbt, wenn er den Kaufpreid baar erlegt 
oder freditirt erhalten bat, Iaffen neuere Partilularrechte das Eigen- 

thum auch ohne Rüdficht darauf übergehen"). Doc ift dad Recht 


— Das Deftr. ©B. $ 427 nimmt eine Tradition an, „wenn man mit ber 
Sache ein Merkmal verbindet, woraus Jedermann beutlich erfennen kann, daß 
die Sade einem Anbern überlaffen worben iſt.“ 

Windſcheid 8 154 N. 1, Thol Handelsr: 8267, Endemann Handelsr. 
$ 19. IV, Dietzel in Beller’s Jahrbb. IV. S. 272 f., 285 ff. 291 f., Erner 
S.171 ff, Goldſchmidt Hanbb. I. ©. 569 f., 644 fi., (2. Aufl. I. S. 50 f.), 
Randa Beſitz 8 11 R. 53, Luzerner Erf. (Ztſchr. f. ſcwweiz. R. XXIO. ©. 178 ff.). 
— Dagegen will Homeyer Haus- und Hofmarken 1870. S. 330 ff. präfumiren, 
baß das Zeichnen ber Sache geſchehe, ut traditum habeatur. Indeſſen möchte ich 
zu feinen Worten S. 332, daß ber Zeichnende durch das Zeichen ven Willen aus- 
drüde, „bie Sade zu haben“, hinzufügen „ober künftig zu erhalten.” — Ueber 
das Zeichnen der Waare zur Befefligung des Vertrages v. Amira Oblig. 8. J. 
©. 329 f. 

!0) Preuß. Lor. II. 8. $ 1396: in dubio fei anzunehmen, „baß bie Ueber» 
gabe durch Vollziehung des Contracts gefchehen fei”; Handels⸗G. B. art. 439: 
bie Eontrabenten können vereinbaren, daß das Eigentbum auf ben Erwerber ſo⸗ 
fort übergehen fol, Goldſchmidt Haubb. I. S. 805 ff., Lewis in Eudemann’s 
Handb. IV. S. 37 ff., Entf. d. ROH. Gerichts IV. no. 61. 

11) An das gemeine Recht fchließt ſich C. Max. Bav. IV. 3. $ 10. n0.6 
an; nah Preuß. Landr. I. 11. 8 224 gilt trog Verabredung der Baarzablung 
das Kaufgeld als kreditirt, wenn wegen Nichtzahlung binnen acht Tagen nad 
ber Uebergabe keine Klage angeftellt wird, ähnlich Züri. GB. $ 1442; vgl. aber 
auch $ 1454. — Den im Tert ausgeſprochenen Sat enthält: Deftr. GB. $ 1063, 
Sidi. GB. 8 1094, Würtemb. Gef. v. 1828 (Reyicher II. $ 287 N. 9), Sad. 
Weimar'ſches Gef. v. 6. Mai 1839. 8 60: „Auch hängt der Uebergang bes Eigen⸗ 
thums an verkauften und übergebenen beweglichen Gegenftänden von der Be- 
zahlung oder Stundung des Kaufgeldes nicht ab”; Oldenb. ©. v. 3. Apr. 1876: 
„Das Eigenthum au verkauften beweglichen Sachen geht mit ber Uebergabe ber- 
ſelben auch dann auf den Käufer über, wenn bie Zahlung ohne geflunbet zu 
fein, unterblieben if.” — Die in NR. 5 angef. Bremer BO. $1. — Aubalti- 
nifches Gef. v. 13. Apr. 1870. $ 4: „das Eigenthum an verlanften beweglichen 
Saden geht mit der Uebergabe auch bei unterbleibender Zahlung auf den Käufer 
über, mag der Kaufpreis geftunbet fein oder nicht.” Natürlich gilt baffelbe aud 
nah franzöflihem Hecht, vgl. N. 4. — Bol. au Seuffert XXXVII. no. 1%. 
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des nicht bezahlten Verkäufers partifulär durch das jog. Verfolgungs- 
recht gefichert, indem er im Konkurs ſeines Käufers die nicht be 
zahlte Sadye jo heramdverlangen darf, ald ob fie noch gar nicht in 
defjen Eigenthum übergegangen wäre'?). 
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Was die originären Erwerbdarten betrifft, fo wird wegen der⸗ 
jelben im allgemeinen auf dad Pandeftenrecht verwielen, jo insbe⸗ 
ſondere in Betreff der Specififation‘), Commirtio?), Adjunftio, des 
Erwerbed duch Acceffion?) u. ſ. w. inzelne Erwerbögründe er⸗ 
fordem vom Standpunft des dentfchen und partifulären Rechts aus 
eine eingehendere Darftellung. In Bezug auf berrenlofe Sachen find 
zwei allgemeine Bemerkungen voranzufhiden: 1. in Folge der Aus⸗ 
bildung von Vorrechten ded Fiskus ftehen demjelben auch hier gewiſſe 
Borzugdrechte zu und 2. dad römijche Prinzip, wonach an herren- 
Iojen Sachen Eigenthbum durch einfadhe Okkupation erworben wird, 
gilt nicht allgemein, ſondern ed wird in mehreren Fällen der Eigen- 


19) Vgl. darüber Goldſchmidt Handb. J. S.855 ff., Lewis a. a. O. 
S. 197 f., Entſch. d. ROH. Gerichts X. S. 75 fl. 

1) Ueber das Recht des Mittelalters vgl Stobbe Beiträge z. Geſch. d. 
deutſchen Rechts S. 78 f. und Richtſt. Lor. 17, 8 3, 4. — Die neueren Parti⸗ 
kularrechte laſſen den Spezifilanten auch dann Eigenthümer werben, wenn das 
Fabrikat auf feine natürliche Geftalt zurückgeführt werben kann, Preuß. Lor. I. 9. 
$ 304, Sächſ. ©B. $ 246 (Schmidt I. S. 198 f.). — C. civ. 570, 571: der 
Arbeiter wird nur dann Eigenthümer, wenn die Arbeit in ihrem Preiſe weit über 
ben Werth des Materials zu tariren ift; auf die Möglichkeit, bie Sache anf ihre 
urſprüngliche Geftalt zurädzuführen, kommt es gleichfalls nicht an. Dagegen 
enthält den gemeinrechtlichen Geſichtspunkt das Oeſtr. GB. $ 415; vgl. aber auch 
v. Kirhftetter zu biefem 5. — Bol. au noch Kloftermann geifliges Eigen- 
tfum I. 1867. ©. 416 ff. 

7) Ueber das abweichende Preuß. R. Dernburg I. $ 285. 2. 

3) Ueber das Errichten eines Gebäudes auf frembem Grunde und das Ber- 
bauen fremder Materialien vgl. Stobbe Beiträge S. 62—65, Förſter II. 
8176 N. 31uff, Dernburg I.$ 286, Roth B. M. 8 163 ff. — Nur vereinzelt 
ſteht die aus ſtrafrechtlichem Gefichtspuntt hervorgegangene Beflimmung bes 
Weisthums bei Grimm V. &.555. 88, daß wer geftohlenes Holz verbaut, 
fi binnen Jahr und Tag das Herausnehmen beffelben aus dem Ban gefallen 
lafſen muß. 
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thumderwerb davon abhängig gemacht, daß ber betreffenden Perſon 
das Oceupationsrecht zur Seite fteht. Nur wer ein Recht hat, die 
Sade zu occupiren, wird durch die Decupation Eigenthirmer. 

I. Gefundene Saden. 

Während nah Römiſchem Recht an gefundenen Saden fen 
Eigenthumserwerb durch den Finder erfolgt, da fie nicht ald herrenlos 
gelten, Tann nach deutfchem Recht der Finder Eigenthum erwerben, 
wenn er feinen Fund der Obrigkeit angezeigt bat und ein öffentliches 
Aufgebot erfolgt ift, ohne daß auf dafjelbe hin der Verlierer jein 
Recht an ihnen reflamirte‘). 

Finder ift, wer eine fremde bewegliche Sache, weldhe er den 
Umftänden nad) ald von dem früheren Befiger verloren“) oder auf 
gegeben®) betrachten fan, antrifft und ergreift. Nach deutſchem Recht 
tft der Finder verpflichtet, den Fund der Obrigkeit befannt zu 
machen‘), widrigenfall® er in eine Strafe verfällt‘). Meldet fi 


9 Delbrück vom Finden verlorner Sachen, in dv. Fhering’s Jahrbb. 
III. S. 1—57; biefe in bogmengefhichtliher Beziehung vortreffliche Arbeit ift 
in Ruckſicht auf das ältere deutſche Hecht mancher Ergänzung fähig. In letzterer 
Beziehung vgl. Laband vermögensrechtliche Klagen ©. 73 f., 75 f., 130 ff. mit 
Bezug auf zugelaufenes Vieh, gefundene und Dieben oder Räubern abgejagte 
Saden und für Schweden v. Amira nordgerm. Obl. R. I. S. 252 f. — 
Sähüte zur Lehre von dem fog. Funddiebſtahl und der Unterſchlagung, im Arc. 
f. praft. Rechtswiſſenſchaft N. F. II. (1865) S. 155—186, 292—308, 344—379. 
Gimmerthal vom Finden verlorner, berelinquirter nnd berrenlofer Sachen, im 
Arch. f. eiv. Pr. LII. (1869) ©. 521—551. 

#4) Weber den Begriff der verloren Sache Schütze S. 156 ff. — Falls 
nicht entgegenftehende Beftimmmngen durch Geſſetz getroffen find, unterfiegen and 
bie im Wartefaal einer Eifenbahn gefundenen Sachen ben allgemeinen Grund» 
fügen. Anderer Anſicht in Betreff ihrer und ber in einem Eifenbahnwagen zu⸗ 
rüdgebliebenen Sache König Bern. Civilgeſetze II. S. 156, 159 f.; die Grund⸗ 
ſätze, welche die Schweizer Praris für die in Gaftbäufern zurlidgebliebenen Sachen 
befolgt a. a. O. ©. 156 ff. 

5) Man kann auch Sachen finden, welche ber Beſitzer irgenbwo liegen 
läßt, um fie fpäter zu holen; in diefem Fall verliert derfelde feinen Beſitz erſt 
durch das Finden eines Andern; vgl. Delbrück S. 22, 24; es Tönnen aljo auch 
Sachen gefunden werben, welche nicht im eigentlichen Sinne verloren find. 

% So jhon nah ben Vollsrechten, Krant 8 77. no. 35, 86, Ed. Roth. 
843. — Sachſenſp. II. 87, Rechtsb. n. Dift. IV. 9. d.5, Bremer R. v. 1308. 
Orb. 75 (Delrichs ©. 109), Blume v. Magdeb. U. 87 u.f.w.: er fol bas 
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auf das von der Obrigkeit erlaffene Aufgebot der Eigenthümer oder 
ſonſt Berechtigte, jo hat ihm der Finder die Sache gegen Erſatz ber 
gehabten Unfoften herauszugeben. Erft nad) den Quellen des jpätern 
Mittelalterd bat der Finder Anjprud auf ein Fundgelde). Meldet 
fih aber binnen beitimmter Zeit (befonderd ſechs Wochen) Niemand, 
jo wird nad manden Rechten dem Finder?) oder ihm und ber 
Obrigkeit zufammen!) dad Eigenthum an der gefundenen Sache zu- 
gejproden. Sehr verbreitet waren Beftimmungen, wonad die ganze 
Sache dem König, den Töniglichen Beamten, der Obrigkeit, dem 
Richter, der Gemeinde, der Gerichtd-, Bogteis, Grundherrſchaft oder 
milden Anitalten zufallen jol*), 


Gut aufbieten vor der Gemeinde und zur Kirche; Dortmunder Urtheil c. 1240 
(Srensporff S.190): debet in ecclesiis pronunciari. Görl. Lor. 47: er 
fol e8 offenbar halten. 

7) Bir übergehen bier bie ftrafrechtlihe Seite, vgl. barüber Haubold 
opuscula II. p.55f., Cropp Diebftahl (in Hudtwalder’s und Trummer’s 
Triminalift. Beiträgen) II. S.45 ff. — Purgoldt III. 72, 106, Nürnb. Ref. v. 
1522. XXXII. 2. a. E. o. 1564. XXV.2, Deutfches Strafgef. B. $ 246. 

8) Bloß vom Erlegen der Untoften, reſp. einfach ber Verpflichtung zur 
Herausgabe fpridt Grimm Weisth. I. S.53 a. E., Wefterwolder Landr. V. 
89 (v. Richthofen Frief. Rechtsqu. S. 265). — Nach dem Schwabenip. 847 
wird ein Fundgeld nur aus freiem Willen gegeben; Görl. Lor. 47. 8 10.b: 
meldet fih ber Eigenthümer binnen ſechs Wochen, jo wirb ihm einfach Die Sache 
herausgegeben; kommt er fpäter, so sol der dritte teil des vinderis sin. 
Weitere Stellen filr das Fundgeld bei Delbrück ©. 12. 

9, Wefterwolvder Landr. V. 810 (v. Richthofen S. 265), Weisth. von 
Hoechen 59 (Grimm V. S. 698), Mährifches Weisth. vom Jahre 1604. 8 51 
(Chlumecky S. 61); nur wenn die Sache von geringerem Werth if, unter 
5 Schillingen, Grimm Weistb. II. S. 29, 47, 48. 

10) Zwei Drittel der Obrigkeit, ein Drittel dem Finder, Sachſenſp. II. 37. 
83; ein Drittel dem Finder, ein Drittel dem Richter, ein Drittel ber Stabt, 
Lüb. R. (Hach) I. 86, II. 80; Laband S. 76 N.9. 

11) Schwabenſp. 347: Halb an das Reich, halb an ein Gotteshans. — 
Dortmund. Schiebsfpruch c. 1240 (Frensporff ©. 191): ein herrenlos ge- 
fundenes Pferb oder Hausthier iſt in ber Kirche aufzubieten und fällt nach ſechs 
Wochen an ben Grafen von Dortmund. — Bremer Statt. v. 1308. Orb. 118 
(Oe lrichs ©. 196), v. 1428. I. c.25 (©. 334): nad zweimal Jahr und Tag 
erhält bie Sache de coninglike wolt, mer de it vunden heft, dem scal men 
arbeideslon gheven. — Baier. Beftimmung bei v. d. Pfordten Studien zum 
Oberbayer. Stabt- und Landr. ©. 332. art. 5. — or. v. Emmenthal vom 

Stobbe, Privatreht. IL. 2. Aufl. 41 
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Aehnliche Grundfäge gelten nach den neueren Partikularrechten '*), 
nur daß allgemeiner der Eigenthumserwerb zu Gunften des Finderd 
eintritt. Der Finder, welcher die Sache an ſich nimmt, hat fie als 
negotiorum gestor Jorgfältig aufzubewahren‘) und binnen furzer 
Zeit den Fund der Obrigkeit oder öffentlich befannt zu machen’); 
unterläßt er dies, fo wird er dem Berlierer gegenüber ald malae 
fidei possessor angejehen. Unter Anfegung einer Präflufiofrift 
fordert die Obrigkeit den Eigenthümer oder fonft berechtigten früheren 
Befiger auf, feine Anfprüde an der Sache geltend zu machen. 
Meldet fich derjelbe, jo ift ihm die Sache gegen Erſatz der Unkoften 
und ein in den Partikularrechten verfchieden beſtimmtes Fundgeld 
herauszugeben). 

Meldet ſich aber fein Berechtigter, fo herrjcht, abweichend vom 


J. 1650. 0. 7 (tier. f. fchweiz. R. IX. 2. ©. 208). — Rigiſches R. f. Hapfal 
art. 50 und R. v. Hapfal art. 49: es fällt an den Rath. — Norbifches Recht 
bei Delbrüd S. 10. AZugelaufenes Vieh verfällt der Obrigkeit, br. o. Gabeln 
II. 23 (Pufendorf I. p. 25), R. des Alten Landes (Arch. des Vereins zu 
Stade IX. 1881. S. 126, 136. no. 25); die Sache verfällt ber Gemeinde, wenn 
fie auf Gemeinbegrund gefunden wird, Grimm IL. ©. 47. 

"Anfall an die Gerichts- oder Gutsherrſchaft ober den Vogt, Kraut 8 72. 
no. 2, 8 78. n0. 42, 43, Grimm Weisth. II. ©. 14, 29. 81, 33 f., 42, 47, 
48, 49, 53, 55, 74, 75. V. S. 153. $47, 494. $8, 679. 8 20, 686. 8 22, 
708. 811, VI. 450. 8 8, 693. $ 8. 

19) Preuß. Landr. I. 9. 8 19—73, Oeſtr. GB. 8 388-3, Sidi. SB. 
8 239243, Zür. GB. 8 626-630, Coburg'ſches Gef. v. 1834 (Heimbad 
8182 N.5). 

13) Nach einzelnen Rechten hat er bie Sache der Obrigleit zur Berwahrung 
anzubieten; doch kann der Richter ihm die Verwahrung übertragen, Preuß. Lor. 
I. 9. $ 23—26; vgl. au Deftr. &B. $ 390. 

14) Nürnd. Ref. 1564. XXV. 2: auf der Kanzel verkündigen. 

15) Weber dies neuere Fundgeld vgl. Delbrück S. 34 N. 13; wo es an 
Beflimmungen fehlt, wird es arbiträr vom Nichter feftgefett. Detaillirte Vor⸗ 
ſchriften Preuß. Landr. I. 9. 8 62 ff.; nicht Über 10 Procent Bern. GB. 8 421. 
— Nah Sachſenſp. II. 37. $2 fol, wenn es ſich um Dieben ober Räubern 
abgejagte Sachen handelt, der Finder nur in dem Falle den britten Theil bes 
Werths erhalten, wenn der Berechtigte einem andern Gerichtsbezirk angehört. 
Dies galt auch noch nach neuerem Sächſ. Hecht (Haubold 8 182, Heimbad 
8 182); erft das Sächſ. GB. 8 242 bat andere Beſtimmungen getroffen und dem 
Finder das Fundgeld ohne Rückſicht auf feine Gerichtsangehörigleit zuerkannt. 
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römischen und ältern deutſchen Redt!), die Richtung vor, dem 
Finder die Sache ganz oder theilweile zu Eigenthum zuzufprechen. 
Nach dem öftreichiihen Geſetzbuch und einigen andern Partilular- 
rechten befindet fich jebt der Finder in conditione usucapiendi’); 
nach Preußiſchem Recht erhält er fein Eigenthum vom Richter zu- 
geichlagen’®); nach weiteren Partikularrechten gilt jept die Sache ald 
berrenlo8 und wird fie auf Grund des Gefeged ohne weitere Ver⸗ 
mittlung Eigenthum des Finderd), War wegen unterbliebener 
Anzeige fein Aufgebotöverfahren erlafjen, jo kann der Finder nicht 
Eigenthum erwerben und fällt die Sache nad partifulären Bor- 


16) Noch die Nürnb. Ref. v. 1664. XXV. 2 fagt nichts davon, daß ber 
Finder einen Anfpruch auf das Eigentbum babe; er foll die Sache an bie Obrig- 
keit herausgeben. 

IT) Deftr. GB. 8 392: der Finder erhält das Recht, die Sache ober ben 
Daraus gelöften Werth zu benutzen. „Erft nach der Berjährungszeit erlangt ber 
Finder, gleih einem redlichen Befiter, das Cigenthunusreht”, Unger LI. 
©&.281 fl. — Bern. Ein. GB. art. 420. 421. Zuricher Gef. B. $ 629: der 
Fund fällt in ber Regel dem Finder zu Eigenthum zu. „Aus befondern Gründen 
jedoch Tann, und in wichtigen Fällen fol das Gericht dem Finder vorerft nur 
das Benutungsreht zufprechen unter Borbebalt der Erfigung“. — C. civ. 
art. 2279: der Eigenthlimer hat no 3 Jahre bie Vindikation, Bad. GB. 717°: 
der Finder erwirbt in 3 Jahren das Eigenthum; Schweiz. Obl. R. art. 206: 
der Eigenthümer kann 5 Jahre hindurch vinbiciren. 

18) Preuß. Lor. I. 9. 8 43 ff.; bei Sachen über 100 Thaler fällt die Hälfte 
bes Mehrwerths an bie Armenkaſſe des Orts, $ 44 ff. 

19) Sächſ. GB. 8 239. — Zihrider EB. 8 629. — Bremen'ſches Geſ. v. 
7. Sebr. 1873 (die Anmeldung und ben Erwerb gefunbener Sachen betreffend) 
5 1: „Wer eine verlorene Sade, von ber er nicht weiß, wem fie gehört und 
wer fie verloren bat, binnen acht Tagen nach ber Auffindung an bie Bolizeibe- 
hörde bes Fundorts oder feines Wohnort abgeliefert, refp. größere Sachen ober 
lebende Thiere bei berjelben angemeldet bat, erwirbt nad) Ablauf ber im 8 2 
beſtimmten Friſten das Eigenthum ber von dem Empfangsberedtigten nicht ab» 
geforderten Sache, wenn jedoch die Sache an bie Polizeibehörde abgeliefert war, 
erft mit dem Zurückempfang derſelben.“ — Es ift Dies eine eigenthümliche origi- 
näre Erwerbsart und nicht (wie die meiften Schriftfteller, 3.8. auch Delbräd 
S. 40 ff., annehmen) auf Offupation zurüdzuführen. Nicht Durch das An⸗ſich⸗ 
nehmen wird ber Finder Eigenthümer, fonbern es verwandelt fich feine De- 
tention in Eigenthum, nachdem durch das obrigkeitliche Verfahren fich herausge⸗ 
ftellt Hat, daß der Eigenthümer nicht mehr aufzufinden ift, und es tritt biefe 
Folge ein unabhängig von bem animus bes Finders; vgl, auh Hofmann in 


®rünhut’s Ztſchr. I. S. 451. 
41* 
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ſchriften dem Fiskus oder einer öffentlichen Kaffe anheim”). Fehlt 
ed an derartigen partitulären Vorfchriften, jo wird der Finder weder 
in Folge des frucdhtlojen Aufgebotsverfahrene, noch in Folge einer 
ih daran jchließenden Erfigung Eigenthümer’®). 


I. Schatz. 

1. Für den Begriff des Schatzes gilt auch gegenwärtig die 
römische Definition (L. 31. $ 1. D. 41. 1): Thesaurus est vetus 
quaedam depositio pecuniae, cujus non extat memoria ut jam 
dominum non habeat?”). Hatte fi während de8 Mittelalters für 
Die gefundenen Sachen partifulär die Regalität beraudgebildet, jo 
trat diefelbe für den Schatz noch entichiedener hervor”). Nach dem 


%) So ſchon nah dem Mährifchen Weisth. $ 51 bei Chlumecky ©. 61; 
dem Staat Sächſ. EB. $ 2435 ber Armenkaffe Baier. BD. v. 22. Rov. 1815 
(Roth $ 140 N. 9), Züri. GB. 8 630. 

0), Das letztere behauptet Gimmerthal S. 530 ff.; vgl. auch das 
Kaffeler Erk. im Arc. f. profi. R. W. N. 5. TI. 1866 (©. 55 ff.); der Finder 
bürfe, wenn das orbnnungsmäßige Verfahren eingehalten ift, vorwurfsfrei über 
die Sache verfügen, werde aber nicht Eigenthümer und müſſe fie reftituiren, 
wen fich fpäter der Berechtigte meldet. Weber diefe Anficht vgl. auch Delbrück 
8.86 ff. — Delbriid ſelbſt erklärt fih S. 39 ff. mit einer Anzahl gemein- 
rechtlicher Schriftſteller auch mit Bezug auf das gemeine Recht für ben Eigen- 
thbumserwerb ohne Erfitung Wo fich indefien fein derartiges Gewohnheitsrecht 
feft ausgebildet bat, iſt es unzuläfftg, das abweichende röm. Hecht durch Be⸗ 
- zufung auf literarifche Autoritäten und einzelne Partikularrechte auszufchließen. 

1) Preuß. Lor. LI. 9. 8 74; vgl. auch Delbrück in Ihering's Jahrbb. 
III. ©. 20 f., Entſch. des RchsG. Straff. I. no. 7. 

22) Mie es in Karolingiicher Zeit gehalten wurde, ift nicht ganz Har. 
Capit. a. 789. c.2 (Mon. LL. I. p. 69): de thesauro, quod subtus terra 
invenitur: (si) inventus fuerit in terra ecclesiarum, tertia ad parte 
episcopi revocetur. Et si aliquod Langobardus aut qualibet homo pro- 
pria expontanea voluntate cavaverit, et aliquit ei dominus dederit in 
propris, sua quarta portione exinde tollantur, et ille vero tres portiones 
ad nos perveniat, et de verbo nostro ut nullus presumat aliter facere. 
— Zu einem konkreten Fall, in welden Schäte in heidniſchen Tempeln ge 
funden waren, nahm Karl d. Gr. zwei Drittel fir fih in Aufpruch und fchenfte 
ein Drittel ber Kirche; vgl. darliber v. Richthofen zur Lex Saxonum ©. 181 
N.82. — Kür die Regalität beweift auch die Urkunde vom I. 1122 (La- 
combfet I. no. 294): Heinrich V. verleiht der Abtei Siegburg das Hecht: ut 
si quid metalli vel pecunie in ullo possessionum ipsorum fundo aive 
loco tellus querentibus exposuerit, . . . juris ipsorum sit nec molestus 
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Sadyjenfpiegel®) gilt derjenige Schab als fiskaliſch, welcher tiefer in 
der Erde vergraben ift, ald der Pflug gebt. Wir müſſen annehmen, 
daß bie oberflächlich liegenden Schäpe den einfach verlornen Sachen 
gleichgejtellt werden, während für einen tiefer vergrabenen Schap, 
welcher nicht fo leicht wieder zu Tage geförbert wird, eher die Ver⸗ 
muthung vorhanden iſt, daß er ſchon vor langer Zeit eingegraben 
wurde und fi) der Eigenthümer nicht mehr mit Sicherheit ermitteln 
läßt. Seit Ausbildung der Regalität wurbe das Recht auf den 
Schatz vielfah durch kaiſerliches Privileg den Landesherrn über- 
tragen”) oder auch ohne weitered von der Landeöherrichaft, Vogtei 
oder Grundherrſchaft in Anſpruch genommen®). 


quisquam sit illis pro jure regio; vgl. auch Wait Vf.G. VIIL ©. 269 ff., 
275. — Ebenfo nah Angelſächſ. Recht; Leges Edoardi Confessoris c. 14: 
nur wenn ein Silberfhag in ber Kirche oder dem Kirchhof gefunden wirb, ge- 
bört die Hälfte der Kirche; Gold aber gehört dem Könige. — Jüt. Low II. 113. 
— Nah dem Schwabenip. 347° foll der auf freier Straße unter der Erde ge- 
fundene Schag zu ®%, dem Reich, zu Y, dem Finder gehören. 

23) Sachſenſp. I. 35. $ 1: Al schat under der erden begraven deper 
den ein pluch ga, die hort to der koningliken gewalt. — Ich betrachte 
es als ficher, daß hier vom thesaurus und nicht von Bergwerksſchätzen bie Rebe 
if. Ganz befonders Ipriht dafür das Wort begraven; ber Schatz ift durch 
menſchliche Tchätigleit in den Boden hineingebracht. — So au Purgoldt III. 
713, v. Gerber IL N. 1, Weiske Ztſchr. f. d. R. XII. ©. 273 f., Böhlau 
de regalium notione (1856) p. 16, beſonders aud in ber Heibelb. kritiſchen 
Ztſchr. V. (1859) S. 138 ff., Fald III®. ©. 426 N. 56, Adhenbad Bergr. I. 
S. 87, Kloftermann Bergrecht S. 5N. 2, Kommer ind. Ztichr. f. Bergr. X. 
©. 389 ff, Stüändeck de jure metallorum quod vocant Bergwerkseigen- 
thum. Berol. 1868. p. 26. 

Andere verftehen "da Wort schat von Bergwerksſchätzen, jo die Gloffe 
zum Sachſenſp. (bei Homeyer, vgl. darüber auch Böhlau in d. Heibelb. krit. 
Ziſchr. a.a.D. ©. 144 f.), Const. Saxon. II. 53 (vgl. Über fie Schletter 
Conſtitutionen S. 210 f.), Eichhorn Rechtsgeſch. 5 297 N. K, Haubold $ 180 
R.c, Sachße in d. Ztſchr. f. d. R. X. ©. 70 fi, Gengler Lehrb. ©. 206 
N.6, Priv. R. $5E N. 11, Sachſe Weimar 8 276 N. 8, Arndt Bergregal 
S.% fi. — Als zweifelhaft betrachten es, ba schat beibes begreifen Fünne, 
Beſeler 8 203 N. 3, Steinbed in d. Ztſchr. fd. R. XI. S.259, Grueter 
de regali metallorum jure. Bonnae. 1867. p. 32 ff. 

2) z. B. bie Urk. v. 1122 in N. 22; Kraut $ 94. no.2 vom 3. 1150: 
Conrad III. iberträgt dem Abt von Corvey außer dem Bergregal omnem 
pecuniam sive rudem sive formatam. 

3) Kraut 8 77. no. 42, 43, $ 94. no.2, Grimm MWeisth. II. S. 14, 
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Nah dem Bekanntwerden ded Röm. Rechts nahmen viele Par- 
tifularrechte deſſen Säbe auf, wonach der Schag zur Hälfte dem 
Finder, zur andern Hälfte dem Grundeigenthümer gehört. Doch 
wurde auch oft angeordnet, dat der Finder feinen Yund der Obrig- 
feit anzeigen und dieſe ein Aufgebotöverfabhren veranlaffen jolle*). 
Außerdem ſuchen manche Geſetze dad römiſche Princip mit dem 
deutichen Anſpruch des Fiskus audzugleihen und laſſen entweder 
überhaupt oder unter bejtimmten Vorausſetzungen einen Theil des 
gefundenen Schaped dem Fiskus anfallen”). 


29. 81, 33 f., 45, 53, 55, V. ©. 679. $ 20, 686. 8 22, Tirol. Weisth. II. 
©. 882. 3.1 ff.: der Schaf gehört dem Landesherrn; berjelbe läßt aus Gnade 
etwas davon bem Finder zulommen. — Burgolbt III. 73. — Straßburger 
Inden⸗O. v. 1383. 8 11 (Hegel Chroniken IX. S. 982 f.), daß bie Hälfte pes 
von ten Juden auf ihrem Grund oder in ihren Schulen oder dem Begräbnif- 
platz gefundenen Schates der Stabt zufall. — Kärnth. Weisth. ©. 426 3.20 ff. 
— Regalität zu Gunften des Landesheren Ansbacher BO. v. 1708 (Arnold 
Beiträge II. S.68 f.: ber Finder werde in Onaden bedacht werben), R. von 
Schwarzb.⸗Rudolſt. (Heimbah 8 180 N. 7). 

%) Unter den ältern Quellen enthält die ausführlichſten Beſtimmungen 
Purgoldt III. 73 ff.; für die Schätze, welche nicht tiefer liegen, als der Pflug 
geht, ſoll nach III. 73 der römiſche Satz eintreten, während für die andern 
Schätze am Sachſenſpiegel feſtgehalten wird. — Weſterwolder Landr. v. 1470. 
V. 86-8 (v. Richthofen S. 265; der zufällig auf Kirchengrund gefundene 
Schatz gehört ganz der Kirche, $ 8). — Summa Johannis (Ausg. v. 1495) 
Blatt 69%. — Nürnb. Ref. v. 1522. XXXII. 1, v. 1564. XXV. 1. — Const. 
Saxon. II. 53, partitulär-fächfifches Hecht bei Heimbach $ 180, Sächſ. 62. 
8 233. — Bern. GB. art. 423. — Züricher GB. $ 632. — Code civ. 716. 
— Reyſcher II. 8 288. 

7) Wormfer Ref. VI. 2. tit. 21: wer in feinem eignen Grunbfläd einen 
Schatz findet, erwirbt ihn zur Häffte, bie andere Hälfte gehört der Stabt; finbet 
er ihn auf frembem Boden, fo wirb er zu Dritteln vertheilt an ben Finder, ben 
Orundeigenthümer und die Stadt. — Gefet für Bafel von 1512 (Rechts⸗ 
quellen von Baſel I. no. 222): die mit Erlaubniß der Obrigkeit und bes 
Grundeigenthümers geſuchten Schäße gehören zu ?, dem Finder, zu "/, ber 
Obrigteit. 

So auch nad neueren Partikularrechten (eine Zujammenftellung bei Roth 
8. I. 836. ©. 245 (1. Aufl. $ 34), II. 8 140. ©. 171). — Nah dem Breuf. 
2br. I. 9. 8 85 fällt, wenn nad Schätzen geſucht ift, die Hälfte dem Fiokus zu; 
dgl. Überhaupt 8 74 fi., 8 86-89. Nah dem Preuß. Gef. vom 4. Aug. 1865. 
art. 8 ſoll für einzelne Pommern'ſche Kreife der (römiſche) Say als Provinzial: 
recht beftehen bleiben, vaß, wen nah Schägen auf frembem Grund gefuct iR, 
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2. Durch Auffindung des Schabes wird auf Grund des Ge- 
ſetzes das Eigenthum am Schab unmittelbar dem Finder und den 
jonft berechtigten Perjonen erworben. Der Finder wird Eigenthümer 
des ganzen Schaped oder zu feinem Xheile, jobald er ihn gefunden 
bat, auch wenn er ihn nicht fofort an fi) nimmt und ein Anderer 
ihn offupirt. Weder wird der Finder Eigenthümer durch die Okku⸗ 
pation, nod wird, wenn nod andere Perjonen ein Recht auf den 
Erwerb haben, der Finder Eigenthümer ded ganzen Schated, jo daß 
die Andern nur einen obligatorifchen Anſpruch auf Herausgabe ihres 
Antheild hätten, ſondern ed erfcheinen fofort die nach dem Geſetz be 
rechtigten ald Miteigenthümer?). 

3. Finden Arbeiter oder Dienjtboten den Schatz bei ihren ge- 
wöhnlichen PVerrichtungen®), jo erhalten fie ihren Theil wie jeder 
andere Finder?). 

4. Sowie ed in der Literatur beitritten ift, ob im Fall des fog. 
getheilten Eigenthums der Vaſall, Erbpächter, Erbzinsherr 2c. oder 
der ſog. dominus directus als Grundeigenthümer mit Rüdficht auf 
den Erwerb ded Schatzes gelte (vgl. oben $ 80 N. 18), jo geben 
auch die Partikularrechte darüber aus einander). Mo ed an |pe- 


bie dem Finder fonft als Belohnung gebührende Hälfte nicht dem Fiskus, fonbern 
dem Grunbeigenthlimer zufällt. — C. Max. Bav. II. 3. 4: der Fiskus erhält ?/,, 
da8 dritte Drittel wird zwifchen dem Finder und dem Grundeigenthümer ge- 
theilt. — Oeſtr. GB. $ 399: 1/, dem Fiskus, "/, dem Finder, Y/, dem Grund» 
eigenthümer; der fiskaliſche Anfpruch ift aber dur Hofbelret oa 16. Juni 1846 
aufgehoben (v. Kirchftetter zu 8 401). — Bern. GB. art. 424 und Züri. GB. 
$ 633: bat der Finder in unrehtmäßiger Weiſe nah Schätzen geſucht oder ben 
Fund verheimlicht, fo fällt fein Theil an die Armenkafſe. 

2, Windſcheid $ 184 N. 10, Dernburg. I. 8233, Erk. d. RchsG. 
Strafi. I. no.7. — Das Sächſ. GB. $ 233 fagt, daß bie betreffenden Berjonen 
durch Befitergreifung von Seiten bes Finbers Eigenthlimer werben. 

39) Nach Purgoldt III. 74 erhalten fie ein Biertel; find fie gebungen, um 
ben Schatz zu fuchen, fo erhulten fie nur ihren Lohn, III. 75. 

30) Dresvener Entſch. v. 1797 (Emminghbaus ©. 183. no. 27), Preuß. 
£pr. I. 9. 8 82, Deftr. GB. 8 401, Zachariä I. 8200 R. 11. 

21) Preuß. Lor. I. 9. $ 94 ff., 18. $ 7: der dominus utilis, Erbzinsmant, 
Fipeilommißbefiger erhält ven Antheil am Schatz; ber Nießbraucher oder Erb- 
pädhter hat fein Anrecht. — C. Max. Bav. II. 8.4. — Oeſtr. GB. 8 399: das 
Drittel des Eigenthümers wird zwiſchen dem Ober: und Nubungseigenthünter 
getbeilt; vgl. 8 1143 u. 1147. 
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ziellen Beftimmungen fehlt, hat der Lehns⸗ oder Gutäherr dad Recht 
auf den Schatz, da nur er Eigenthümer ift. 
II. Beute®). 

Die nah Rom. Recht die Sachen des Feindes ald herrenlos 
galten und Eigenthbum ded Crbeuterd wurden, jo erwarb aud nad) 
dem Recht ded Mittelalterd der Okkupirende Eigenthum an der im 
rechter Fehde und in rechtem Kriege gewonnenen Beute und war 
feiner Vindikation ausgefept??). 

Das neuere Recht hat die Befugnik zum Beutemadhen weſent⸗ 
lich eingefchränft und von demjelben die Sachen der nicht zum feind- 
lichen Heere gehörigen Privatperjonen audgenommen*). Inſoweit 
aber unfere Unterthanen erlaubte Beute machen, erlangen fie durd) 
die Beligergreifung Eigenthbum®). Dagegen beurtheilen unfere Par: 
tikularrechte nicht gleihmäßig den Erwerb, welchen der Feind an den 
Sachen unjerer Unterthanen macht: es follen nämlich diejelben ihre 
verlornen Sachen vindiciren dürfen, wenn fie fi in unferm Lande 
befinden, jo daß aljo der dritte Erwerber an ihnen nicht Eigenthum, 
Jondern nur titulirten Beſitz erlangt hat®). 


Ueber den in einem Familienfideikommiß gefundenen Schatz vgl. oben 
8140 N.3. 

32) Axel Benedix de praeda inde ab antiquitate ad usque nostram 
aetatem bello terrestri legitime parta. Diss. inaug. Vratial. s. a. (1874). 

3) Bol. außer den bei Laband vermögensrechtl. Klagen ©. 76 f. ange- 
führten Stellen noch Brünner Schöffenb. c. 95, Iglauer R. (Tomaſchek ©. 80) 
8 94, Lüb. R. (Hach) III. 334 a. Schl., revid. Lüb. R. IV.1.10; vgl. auch 
Franken franz. Pfandr. I. S. 278. no. 10. 

4) Heffter Völkerrecht 8 130 ff., 135 f., Bluntſchli das Beuterecht im 
Krieg und das Seebeuterecht insbeſondere. 1878. ©. 5 ff., 60 ff. 

5) Preuß. Lbr. I. 9. 8 194 vgl. mit $ 201 u. 202; Sidi. GB. 8 232. — 
Nach C. Max. Bav. II. 3. $ 6: fobald die Saden in Sicherheit gebracht find. 
— Heffter $ 136 nimmt nicht den Erwerb von Eigenthum, fondern nur von 
titufirtem Beſitz an. 

3) Während das fächftiehe Hecht den Beſitzer im allgemeinen verpflichtet, 
die vindicirte Sache ohne Erſatzanſpruch herauszugeben, foll nad Deecisio 
Saxonica 1661. no. 90, wer vom Feinde Sachen erfauft bat, vom Binbicanten 
Erſatz fordern Dürfen, wenn er von feinem Erwerbe das Gericht fofort benach⸗ 
richtigt und erklärt bat, die Sade in der Abſicht erfauft zu haben, um fie bem 
frühern Herrn wieder auszuliefern. — Nah dem Preuß. Lor. I. 9. 8 199, 200 
fanı der frühere Eigenthümer fle unentgeltlich von bemjenigen berausverlangen, 
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IV. Geſtrandete Saden?"). 

Den gefundenen Sachen find in mancher Beziehung die ge= 
ftrandeten gleich zu ftelen. In älterer Zeit beftand in wetter Ber» 
breitung das fog. Strandrecht, wonach die Anwohner des Meered> ober 
des Flußuferd®) das im Waffer herumfchwimmende oder an's Kand 
getriebene Gut und das verunglüdte Schiff (Wrack, Seefund) jelbft 
dann als ihnen verfallen offupirten, wenn die Eigenthümer oder fonft 
am Gut Berechtigten befannt oder anwejend waren. Sa felbft die 
auf dem Schiff befindlicd geweſene Mannſchaft glaubten fie für leib- 
eigen erklären zu dürfen®). 

Diejer Mebung der Anwohner gegenüber entwidelte ſich ein 
fisfaliiched Strandredht. Indem man die Meereöufer meiftend als 
Eigenthum ded Landesherrn betrachtete, erhob der Fiskus den An» 
ſpruch auf alles Gut, was an den Strand getrieben wurde®). 


welder fie umfonfl vom Feinde erhalten bat, muß bem Beflter aber Erfah 
leiften, wenn er fie gefauft hat. Während das Geſetzbuch nur vom Titel fpricht, 
nimmt Koch zu bdiefer Stelle an, daß es auf Seiten des Beſitzers auch bona 
fides vorausſetze. 

T 9 Brünned das Recht auf Zueignung ber von ber See ausge 
worfenen ober angejpülten Meeres-Produfte und das Beruftein-Regal. Königeb. 
1874. S.1 ff. — Brunner in vo. Holtendorff’s Rechtslexikon IL. s. v. 
Strandredt. — Mandry Inhalt der Reichsgeſetze S. 352 ff. — v. Stemann 
Schleswig'ſche Rechtsgeſch. II. S. 374 ff. Fald III. ©. 427 ff. 

) Mar das Unglüd auf einem Fluß, befonders dem Rhein, paffirt, fo 
übten die Anwohner das fog. Grundruhrrecht (das Schiff hat den Grund be- 
rührt) aus. 

29) Ebenſo wie wer von feinem Baum auf des Nachbars Grund fällt, ihm 
mit feiner Berfon verfallen ift, oben $ 85 N. 44. 

#0) VBgl. iiber dieſes Eigenthum des Könige und der Landesherrn am 
Meeresufer und das fisfaliihe Strandrecht Waitz Berf. Geſch. IV. S. 114 f., 
VID. S. 275 (daſelbſt N. 31 secundum prisci juris rigorem tam homines 
quam res regie ditioni sunt mancipati), v. Maurer Einl. in die Marlen- 
verfaffung S. 118 fi. — v. Stemann S. 374 (Sütiihes Low), Fald V. 
©. 152 f. — Das Recht bes Alten Landes im 16. Jahrh. (Archiv des 
Stadiſchen Vereins IX. 1882. ©. 157 f.) bezeichnet als fisfalif santworpe, 
santfunde, driftich gut. — v. Brünned S. 2 ff. — Preuß. br. II. 15. 
880: „bie Hafen .und Meeresufer und was auf biefe von der See angeipält 
oder ausgeworfen wird, find nach gemeinen Rechten ein Eigenthum des Staats.” 
In einzelnen Thellen Preußens und in Mecklenburg befteht für bie Meeresufer 
Privateigenthum. 
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Schon früh trat die Gejepgebung Dagegen auf, geftrandete 
Güter auch in dem Falle, dab ihr Eigenthümer befannt ift, als 
herrenlos zu behandeln; die Kirche drohte mit der Erfommunilatien 
und der Staat bezeichnete ein ſolches Verfahren ald Raub“). Nichts 


a) Die L. Wisig. VII. 2. 18 bezeichnet es ale Raub, wenn Jemand bei 
einem Schiffbruch Sachen an fi nehmen würde. — Ludwig ber Fromme er- 
theilt einem Kloſter für feine Schiffe Schu gegen das Strandrecht, Waitz 
Verf. G. IV. ©. 38 N. 4. — Die Kirche droht auf dem dritten Fateran. Concil 
v. 1179 mit der Exrlommunilation (0. 3X. V. 17). — Die Kaiſer erliären es 
für ein vermwerflihes Gewohnheitsrecht, wenn Schiffbrüchige noch an ihren Süteru 
beraubt würden. — Privilegien zu Gunften von Benedig v. Otto I. (Waitz 
VIII ©. 275 R.4), Heinrich IV. (v. 3. 1094, Stumpf acte imperii no. 79) 
u. ſ. w. — R. v. Wiener-Neufladt v. 3. 1247 und v. 1277 815 (Winter 
urkundl. Beiträge z. Oeſtr. Rechtsg. S. 11, 84 f.): der Geftranbete bat bie Bin- 
dikation gegen quilibet detentor. Aufhebung für Riga, v. Napiersky in 
v. Bunge Riga ©. 319. — Heinrich VI. a. 1196 (Schoepflin Als. dipl. L 
no. 359, Mon. Germ. LL. II. p. 199 f.): universos imperii nostri mercatores 
per aquarum decursus cum mercimoniis suis euntes cum rebus eos ab 
hac penitus excludimus consuetudine inordinate statuta, ne periculum 
naufragii cum rerum suarum dimissione perpessi aliquod in bonis suis 
ideirco dispendium sustineant vel jacturam. — Friedrich's II. Gef. v. 1220. 
$ 7 (Mon. LL. II. p. 248): VBermögenstonfiskation und fonftige Strafen für bie 
Mebertreter des Gebots. — Berbot König Wilhelm's v. 3. 1255 (Mon. LL. U. 
p. 371), 2ubwig des Baiern v. $. 1339 (Böhmer acta imperii no. 787), 
Karls IV. v. 1355 (Kraut 878. no. 32). — Die Carolina art. 218 eifert 
gegen den an vielen Enben beftehenden Mißbrauch: so eyn schiffmann mit 
geynem schiff verferet, schiffbrüchig würde, dass er alssdann der oberkeyt 
des selbigen orts, mit schiff, leib und güttern verfallen sein solt. 

Auch wurden bie Kaufleute mancher Orte noch beſonders vom Grundruhr⸗ 
recht erimirt, vgl. bie Privilegien für Lübel aus den Jahren 1220—1245 im 
Lüb. Url. 8. I. no. 20, 21, 27, 35, 80, 108. — Aufhebung des Grundruhrredts 
für Hannover im 3. 1282 (Hannov. Urk. B. no. 46); für Göttingen im I. 1367 
(Bött. Url. 8. no. 245). Kein Strandrecht in Braunjchweig, Braunſchw. Stdir. 
bes 13. Jahrh. 8 57 (Gengler Stadtrechte S. 40). — Aufhebung in Medlen- 
burg 1220 (Böhlen Mecklenb. Landr. I. 28 N. 16). 

Über doch blieb das Strandrecht noch befteben, beſonders an den Küfen 
von Schleswig-Holftein (vgl. auh N. 40) und den Ufern des Rheins. Auch 
gaben die Könige Privilegien, durch welde fie im Widerſpruch mit bem allge 
meinen Berbot daſſelbe in beſchränkterem Umfauge anerlannten; 3. B. Privileg 
Rudolf's vom J. 1275 für Breifah $ 21 (Gengler Stabtrecdhte S. 44): Quic- 
quid infra ambitum Rheni supra Brisack ad duo miliaria et inferius ad 
unum fuerit Rheinfällig, ad ipsum Burgum pertinebit. — Privileg 
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deſto weniger erhielt ſich das Strandrecht, wenn auch mit größerer 
Milde, noch Jahrhunderte hindurch und iſt erſt in neuerer Zeit in 
allen Staaten allgemein beſeitigt worden®). 

Es find zwei Fälle zu unterjcheiden; 

a) Der Eigenthümer des ſchiffbrüchigen Guts ift befannt und 
es ift daffelbe durch Hülfe dritter Perfonen vor dem völligen Unter- 
gange bewahrt. Fe mehr wir und der Gegenwart nähern, um fo 
mehr beichränft ſich ihr Anſpruch auf einen bloßen Bergelohn*); 
weil fie das verunglücdte Gut im Intereſſe des Gigenthümerd durch 
Bergung vor dem gänzlidhen Untergange bewahrten, erhalten fie ald 
Belohnung eine Quote vom Werth defjelben“). 


Ludwig's vom 3.1336 (Böhmer C.D. Moenofr. p. 537): mit Bezug auf 
das Grundruhrrecht auf dem Ahein und dem Dtain: also swenn ein schef 
den grunt rüret, daz man dann von jedem fuder weins dem herren, des 
din gruntrur ist, nicht mer geben sol, dann 12 haller. Ist es aber 
ander chaufmanschaft, diu den grunt rüret, di sol man an slahen gen 
als vil fuder weins, als si wert ist und gelten mag. — Lüb. R. (Hach 
S. 814 N. b zu art. 134): wenn bie Schiffer Gut geworfen haben und es 
wieder haben wollen, follen fie e8 demjenigen bezahlen, dem de lant roringhe 
behort. — Unterelfaff. Weisth. v. 3. 1528. 8 30 (Grimm Weisth. V. S. 498): 
Begeb es sich auch, das ein schief mit win oder koufmansgut in den 
Rein geleg in dieser herschaft und das bi sonnenschin nit von dannen 
komen mecht, sol unser gned. herr von Fleckenstein grundrur nemen, 
nemlich das zweitheil von dem gut, und und das drittheil lossen faren. 
— Nah der Koelhoff'ſchen Chronik (Chroniken XIV. ©. 855) ertranf im J. 1482 
ber Kölnifche Weihbiſchof mit 6 Perſonen im Rhein, zwei Stunden oberhalb von 
Köln. Bon feinen PBontifilalien wurde ein Theil aufgefiſcht: mer die nam der 
herzoch von Berge, want it in sinre lantschaft vunden wart. 

4) Kür das ganze Reich find Beſtimmungen in der Stranbungsorbnung 
v. 17. Mai 1874 (Reichs Gel. Bl. S. 73 ff.) getroffen. 

“) Schon Sachſenſp. II. 29 jagt: sweme enes anderen mannes have, 
dat varende have het, in watere to vlüt, die sal se jeneme weder 
geven, deste he sik dar to tie als recht is, unde he ime sine kost gelde 
na guder lüde kore. He sal ’t ok up bieden unde halden unverdan ses 
weken. 

#4) Hamb. Weisth. aus der Mitte des 13. Jahrh. (bei Gengler Privatr. 
©. 211), altes Hamb. Schiffsreht art. 20 (Lappenberg S. 81), Hamb. Stdtr. 
». 1497. P. 46, Hamb. Statt. v. 1603. IL. 17. art. 5: je nach den Umfländen 
ein Drittel ober eine arbiträre Bezahlung oder der zwanzigfte Theil; Lüb. Urth. 
0. 1482 (Miche lſen Oberhof no. 138). — v. Bunge Riga ©. 153, 228 f. — 
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b) Sit der Eigenthümer des geftrandeten Guts nicht fofort be= 
fannt, jo wird es ſchon nach älteren Vorſchriften wie gefundenes 
Gut behandelt, d. 5. wenn der Verſuch, den Eigenthümer zu er 
mitteln“), erfolglo8 bleibt, fällt e8 dem Fiskus, welcher aber Berge: 
lohn zu bezahlen hat, oder dem Finder zu“). 

Nach dem Reichsgeſetz vom 15. Juli 1874 findet ein Aufge- 
botöverfahren ftatt, welches feinen Ausfchlußbeicheid enthält ($ 26 ff.). 
Meldet fid der Eigenthümer oder fonft Berechtigte‘) und weift 
feinen Anſpruch nad, jo wird ihm dad Gut gegen Bergelohn aus- 
gehändigt. Melden ſich aber feine Empfangäberechtigte, jo werben 
($ 35) „Gegenftände, weldhe in Seenoth vom Strande aus geborgen 
find, deögleichen Seeaudwurf und ftrandtriftige Güter dem Landesfiskus 
überwiefen. Unter gleicher Vorausſetzung werden verfunfene und 
feetriftige Gegenftände dem Berger überwiefen.“ „Der Empfänger 
ift, wenn verfäumte Anſprüche fpäter geltend gemacht werden, nur 
infoweit, ald er fi dann im Beſitze der Sache noch befindet oder 


v. Amira OH.R.L S. 748 — Nah Schleswig'ſchem Hecht wurbe bis zum 
Anfang dieſes Jahrh. von verunglüdten oder feftgeratbenen Schiffen, weun ihre 
Rettung nicht von ber Schiffsmannfchaft felbft beforgt werben konnte, ein Drittel 
an ben Fiskus, ein Drittel an den Bergenden gezahlt und verblieb nur bas 
legte Drittel ben Eigenthümern; ſind fte unbelannt, fo fällt auch Dies Drittel 
an ben Fiskus, durch VO. v. 1803 verzichtete Die Regierung auf ihre Quote, 
$ald III. ©. 432, v. Stemaun ©. 376. — Im Preuß. Landr. II. 15. 8 81 
verzichtet der Staat auf das Strandrecht und will es 8 87 nur retorfionsweiie 
gegen das Ausland ausüben; $ 85 ber Bergelohn ift prowinzialvechtlich feſtzu⸗ 
ſtellen; er ſoll höchſtens ein Drittel des Werths betragen, Publik. des Preuß. 
Staatsraths v. 31. Dez. 1801. $ 7. — Handelsgeſetzbuch 8 742 ff. — Entſch. d. 
ROH. Gerihts VI. S. 433 fi. — Das Detail gehört in das Seerecht; es handelt 
fih nit um einen Eigentbumserwerb, fonbern um bite Gegenleiftung für eine 
negotiorum gestio. 

4) Preuß. Lor. II. 15. 8 81—84. 

“) Sachſenſp. II. 29 vgl. N. 48. Nach dem Weflerwolder Landr. V. $5 
(v. Rihthofen frief. Rechtsqu. S. 265): die Hälfte an die Kirche, bie anbere 
Hälfte an die Obrigkeit. — Grimm Weisth. II. 794: wenn ein Fluß Übertritt, 
fol das fpäter in ihm gefundene, weggeſchwemmte Gut dem Lanbesherru ge- 
hören. — Breuß. Ldr. II. 15. 8 86: die im Meer geftrandeten Güter fallen bem 
Staat als berrenlofes Gut zu; er bezahlt als Bergelohn bie Hälfte des Wertbs 
an ben Bergenden, Bubl. d. Staatsraths (vgl. N. 44). 

#68) Vgl. Mandry S. 365. 








8 149. Der Eigentbumserwerb an berrenlofen Sachen. 653 


durch den aus derſelben gelöften Werth noch bereichert ift, dem Bes 
rechtigten zur Entſchädigung verpflichtet” ($ 28. Abi. 2). 

Es findet hier alfo durch Weberweilung von Seiten der Obrig⸗ 
keit, d. b. des Strandamts, ein Eigenthumderwerb für den Fiskus 
reſp. den Berger ftatt, doch ift diefer Eigenthümer, wenn ſich |päter 
derjenige meldet, welchem früher die Sache gehört bat, verpflichtet, 
ihm die Sache jelbit, falls er fie noch befigt, reip. feine Bereicherung 
herauszugeben. Der frühere Eigenthümer macht nicht etwa Eigen. 
thum geltend und hat auch gegen den dritten Erwerber feine Klage, 
ſondern nur gegen den Fiskus reſp. den Berger einen obligatorijchen 
Anfpruch auf Herausgabe der Bereicherung“). 

V. Bernitein®). 

Während im allgemeinen dad Sammeln ded Bernfteind am 
Strande und das Auffifchen deffelben im Meer Allen frei fteht*), 
ift in einzelnen Theilen Preußend der Staat allein berechtigt, durch 
Dflupation dad Cigenthum an ihm zu erwerben und befteht bier 
ein Bernfteinregal”). Während nad den ältern Gejegen nur dad 
Sammeln von Bernftein am Strande verboten war, ift nad dem 
Oſtpreußiſchen Provinzialreht von 1801 auch der im Binnenlande 
gefundene Bernftein für regal erklärt‘). in neueres Geſetz ges 
währt demjenigen, welcher zufällig Bernftein auffifcht, findet oder 
gräbt, alle Rechte des Finderd). Wenn in diefen Gejehen dem 


MT, Bol. Brunner a. a. O. Mandry ©. 353 f. 

«8, Bol. die N. 37 angeführte Schrift von Brünned S. 19—90. 

9 So z. B. in Schleswig - Holftlein, Medlenburg, Nenvorpommern, 
v. Brünned ©. 20. 

50) Weber bie Gefchichte bes Bernfteinregals, welches in ber Provinz 
Preußen in die Zeit vor ber Ordensherrſchaft zurückreicht, vgl. v. Bränned 
©. 25 ff. 

21) Zuſatz 228 zu $ 80 des Allg. br. II. 15: „ber Bernftein ift ein Eigen- 
tbum des Staats. Aller Bernflein, er mag geichöpft, gegraben oder fonfl ge- 
funden werben, muß an bie Bernfteinfammer in Königsberg abgeliefert werden, 
wofür denjenigen, die ben Bernflein auf ihren eigenen Grunbftüden gefunden 
haben, der zehnte Theil vom Wertbe bes abgelieferten Bernfleins ... als Be⸗ 
lohnung bewilligt wird.” j 

5) Das Gef. v. 22. Febr. 1867 ad IV hebt die Beflimmungen bes Oft- 
preuß. Provinzialvechte auf und beftimmt ftatt deffen: „ber Bernftein, gleichviel 
ob er in der Öftfee und am Strande berfelben, ſowie im Friſchen und im 
Kurifhen Haffe gefunden wirb ober im Binnenlanbe vorlommt, iſt ein vor⸗ 
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Staat an allem Bernftein Eigenthum zugeſchrieben wird, jo ift 
dies Wort nicht im eigentlihen Sinne zu nehmen, jondern damit 
nur beitimmt, daß der Staat allein berechtigt ift, ihn zu offupiren 
und dadurch Eigenthum zu erwerben”). Doch ift wegen des Aus: 
drucks andererjeitd anzunehmen, daß, wenn ein Dritter Bernitein 
findet, der Staat durd ihn als unfreiwilligen Stellvertreter Eigen- 
thum erlangt). Was den binnenländiſchen Betrieb angeht, jo 
fommen für ihn nicht die jonftigen bergrechtlihen Grundſätze zur 
Anwendung: es Tann daher der Staat weder den für den berg- 
maͤnniſchen Betrieb erforderlihen Boden erpropriiren, noch überhaupt 
anders, als mit Genehmigung des Grundeigenthümerd Beranftaltungen 
zur Gewinnung ded Bernfteind treffen“). 

Was Weftpreußen und Pommern betrifft, jo beiteht das Bern⸗ 
fteinregal bier nur mit Bezug auf den am Strande gefundenen oder 
in der See geftichten Bernftein®). 
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I. Thiere, welde in Niemanded Eigenthum ftehen, Tönnen im 
allgemeinen durd Okkupation (Crlegen, Cinfangen, Einſchließen in 
ein Gehege, in einen Käfig) zu Eigenthum erworben werden. An 
Thieren, welche ihrer Natur nad) in wilden Zuftande leben, aber 
eingefangen oder gezähmt find, geht ebenfo wie nad Römiſchem 
Recht das Cigenthum nicht fofort mit dem Verluſt der Detention 


behaltenes Eigenthum des Staats. Wer, obne zum Bernfteinfammeln befugt zu 
fein, ſolchen zufällig auffljcht, findet ober gräbt, bat alle Rechte und Pflichten 
bes Finders.“ 

5 v. Brünned S. 76f. 

4) v. Brünneck S.78f. 

55) v. Brünneck S. 71 ff. 

56), Weſtpreuß. Prov. Recht 8 73, 74. — Das Geſ. v. 4. Aug. 1865. art. 4 
äßt für beſtimmte Pommern'ſche Diſtrikte das Provinzialrecht beſtehen: „ber 
Bernſtein, ſoweit er in der Oſtſee geſiſcht oder am Strande derſelben gefunden 
wird, iſt ein vorbehaltenes Eigenthum des Staats. Innerhalb des Landes iſt 
dagegen jeber Grundeigenthümer berechtigt, auf feinem Grunde Bernſtein zu 
ſuchen und zu graben. Wer, ohne zum Bernfteinfammeln befugt zu fein, 
folden zufällig auffifcgt, finbet oder gräbt, hat alle Rechte und Pflichten bes 
Finders.“ 
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verloren, jondern erft dann, wenn das herumfchweifende Thier feine 
Gewohnheit, zum Herm zurüdzufehren, aufgegeben hat!): erft jebt 
ift e8 em Objekt für die Okkupation von Seiten Anderer geworben. 
Einzelne. Partitularrechte beftimmen eine Frift, innerhalb deren bad 
nicht zurüdfehrende Thier herrenlo8 werde?). 

An den in Niemanded Eigenthum ſtehenden Thieren erwirbt 
der Offupirende Cigenthbum, auch wenn er fie auf fremdem Grund» 
beſitz einfängt?). Partikularrechtlich kann der Grundbefiger, wenn 
ohne fein Wiffen oder wider feinen Willen der fremde Boden be- 
treten wurde, die unentgeltliche Auslieferung des gefangenen Thieres 
verlangen). 

Abgefehen von den jagbbaren Thieren ($ 151), beitehen für 
einzelne Thierarten beiondere Vorjchriften. 

I. Sn Betreff der Tauben gilt ein noch freiered Okkupations⸗ 
rechte). Dad Recht, Tauben zu halten, war nach manden Parti- 
tularrechten beſchränkt ($ 84 N. 1), nad Preußiſchem Landrecht find 
nur Aderbefiger berechtigt; werden fie von andern Perjonen gehalten, 
jo find fie, wenn fie im Freien betroffen werden, „ein Gegenftanb 
ded Thierfanged”®). 


1) Breuf. Lor. I. 9. 8 107—110, Sidi. GB. $ 229. 

2) Schwabenfp. c. 243: wenn zahmes Wild in acht Tagen nicht zurück⸗ 
Tebrt, c. 237 u. 240 für Feberfpiel und andere Vögel drei Tage. — Purgoldt 
IV. 65: vier Wochen oder länger. — Oeſtr. GB. 8 384: 42 Tage. 

3) Ed. Roth. 320, 321: es ift geftattet, Fallen vom Baume eines Andern 
berabzuholen, außer wenn ber Eigenthümer den Baum zum Zeichen dafür, daß 
er fie in Befig genommen babe, bejonbers gezeichnet hat; vgl. N. 10 die ent⸗ 
fprehenden Beftimmungen Über Bienen. — In Betreff der niftenden Vögel fagt 
Schwabenſp. 238, daß die Brut dem Grundeigenthümer gehört, die wile ez in 
siner gewalt ist; erft wenn fie filigge wird, fei fie offupationsfähig. — Dagegen 
fagt das Preuß. Lor. I. 9. 8117: Bogeleier und junge Vögel find, joweit es 
die Polizeigefege nicht ausbrüdfich verbieten, ein Gegenſtand bes freien Thier- 
fanges. — Die L. Baiv. XXII. 8 11 batte beftimmt: ut nullus de alterius 
silva, quamvis prius inveniat, aves tollere praesumat, nisi ejus commar- 
canus fuerit. — Ueber das neuere Recht vgl. auch Erf. des RchsGer. Straf. V. 
©. 86 f.; 0.9. Roth B. DI. 8 281. ©. 134. 

9) Breuß. Lor. I. 9. $ 115; vgl. au II. 16. 8 35. 

5) Prager Rechtshandb. no. 134: dy taube ist auch gemein, vgl. auch 
Grimm Weisth. III. S. 683. 

6) Preuß. Lor. 1.9. 8 111—118; das Fortnehmen aus dem Taubenſchlag 
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II. Bienen’). 

In Mebereinftimmung mit der römiſchen Auffaffung galten nad) 
altem Recht die auf einem Grundftüd angefiedelten Bienen wicht 
an fi ohne bejondere Dffupation als im Eigenthum ded Grund- 
beſitzers befindlih, noch war er ausſchließlich offupationdberechtigt. 
Bielmehr konnte Jeder die noch von feinem Andern in Befip ge 
nommenen Bienennefter offupiren, wo er fie findet, nicht bloß auf 
eigenem, fondern auch auf Gemeindegrund®) und au auf fremdem 
Privateigenthbum?). Wer einen Bienenfhwarm auf feinem Grund 
und Boden oder auf Gemeindegrund erwerben wollte, hatte den 
Baum, Feld u. |. w., wo derfelbe fich befindet, mit feinem Zeichen 
(Handgemal) zu verjehen!‘). Zweifellos gelten als Privateigen- 


einer Berfon, welche zum Halten nicht berechtigt if, wlrbe Diebſtahl fein. — 
C. civ. 564: fie werden Eigenthum deſſen, in beffen QTaubenfchlag fie geben, 
wenn er fie nicht in denfelben gelodt bat. 

) Bülow und Hagemann I. no. 7. ©. 89—135 (bier &. 91 R. 1 
zahlreiche ältere Literatur). — Buſch Handbuch des heutigen in Deutſchland 
geltenden Bienenrechts. Arnftabt. 1830 (hier ©. 25—27 Ungaben über ältere 
Literatur). — Elvers im Ar. f. prakt. R.W. III. S. 219—236 (Über das 
Eigentum an Bienenfhwärmen und das Hecht der Verfolgung berjelben in tes 
Nachbarn Garten). — Zufammenftellungen aus verfchtebener Literatur bei 
Emminghbaus ©. 458—461. 

Duelleuftellen aus dem ältern Recht bei Grimm Rechtsalterthümer 
©. 596—599, auh 6.62. no. 51, und daraus bei Kraut 877 N. 21 ff.; 
auch in v. Maurer Dorfverfaffung I. S. 273—280. — Iu Grimm’s Weis- 
thümern finden fich zahlreiche Nachrichten Über das Bienenrecht; außer den in 
ben folgenden Noten angeführten Stellen vgl. auh Grimm Weisth. IH. 
©. 233. 8 13—18, IV. ©. 692, 695, vgl. auch Schröbder Regifter zu ben Weit- 
thümern ©. 221. — Ein ausführliches Btenenrecht enthält das von Bollmann 
herausgegebene ſog. Polnifche Rechtsdenkmal S. 13. c. 10 (Elbing. Gymn. Pro⸗ 
gramm 1869). 

8) Okkupation auf Gemeinbegrund 3. B. Salzburger Taidinge ©. 30. 
3.11 ff, S.42. 3.31 ff, S. 177. 3.9; Grimm ®.II. ©. 788 f. 

») L. Wisig. VIII. 6. 1 (vgl. N. 10; die Stelle ergiebt, daß man bie auf 
fremdem Boden von dem Grundeigenthümer nicht olfupirten Bienen wegfaugen 
bürfe; vgl. auh Dahn Weſtgothiſche Stubien ©. 88). — Rupr. II. 46, Pur- 
golbt IV. 71. — Nur bes Könige Grundſtück fol von der Okkupation britter 
Berfonen frei fein, Ed. Roth. 319 (N. 10). 

10) L. Wisig. VIII. 6. 1: Si quis apes in silva sua ... invenerit 
faciat tres decurias, quae vocantur characteres ... Et si quis...alie- 
num signatum invenerit et irruperit, duplum restituat illi, cui fraus 
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thum Diejenigen Schwärme, welche in einen künſtlichen Stod gethan 
find!!), 

liegt der im Eigenthum einer Perjon ftehende Schwarm fort 
und läßt fih auf fremdem Grunde nieder, fo ift fein Eigenthum 
noch nicht verloren‘) und fein allgemeined Okkupationsrecht einge- 
treten; vielmehr kann der Eigenthümer ihm nachfolgen und inner 
halb beitimmter Zeit’) verfuchen, ihn auf dem fremden Grunpftüde 
mit Vorwiſſen ded Grundbefißers, der feine Genehmigung nicht ver- 
weigern darf, wieder einzufangen’). 


illata est et praeterea XX flagella suscipiat. — Ed. Roth. 319: Si quis 
de arbore signato in silva alterius apes tulerit, conponat solidos sex. 
Nam si signatum non fuerit, tunc quicumque invenerit, jure naturale 
habeat sibi, excepto in gahagio regis. — Ruprecht II. 46. — Weſterwolder 
Ldr. V. 812 (v. Richthofen S.265). — Grimm ®. LI. S. 642, III. ©. 764, 
Salzb. Taid. ©. 72. 3. 72: wer einen Bienenſchwarm in einem fremden Baum 
findet, möcht er ain kreuz an den paum zu ainem march, das er der 
erst, der denselben fundeu het, schneiden. — Homeyer Haus- und Hof- 
marten. 1870. S. 179; ebenfo nad norbifhen Quellen, Grimm R. A. ©. 598, 
Someyer S. 323, 328 f. — Oefter find auch Abgaben an die Herrfchaft vor⸗ 
geichrieben. 

1) 3.9. L. Baiw. XXII. c. 9. 

13) Das Röm. Recht ($ 14. J. II. 1) fagt, er bleibe Eigenthlimer: donec 
in conspectu tuo est nec difficilis ejus est persecutio. — Salzburg. Taib. 
6.30. 3.3 ff.: wer feinem Schwarm nadhfolget, geet ... seinem guet nach. 

Das Eigenthum gilt als verloren, wenn man ben Schwarm nicht mehr 
fieht, Ruprecht II. 46, Jüt. Low bei Grimm R. A. 599, Purgoldt IV. 72, 
oder wenn man feine Berfolgung aufgegeben hat, Preuß. Lor. I. 9. 8 124. — 
Bol. auch Bülow und Hagemann II. ©. 115, 123, 128, 131. 

Nah manden Redten gilt das Eigenthum als verloren, wenn der Schwarm 
fih auf fremdem Boden nieberläßt: Prager Rechtshandb. $ 133. S. 139: wenn 
zu der zeit ist si gemein. — Ölogauer Rechtsb. 428. — Sächſf. Weichb. 118 
(v. Da niels 4%): wenn die bhene eyn wilt worm is (Grimm Weisth. VI. 
S. 145. 8 25 proteflirt gegen bie Gleichftellung mit den wilden Gänfen); vgl. 
Haubold 8 362 N.a (abgeändert im Sächſ. GB.; vgl. NR. 17), Heimbad 
8 816 N.6, Emminghaus ©. 458 ff. 

Ueber den Beweis des Eigenthuntsrechts nad älterm Recht Witzenmühlen⸗ 
recht bei Grimm R. A. S.597 (in der Rezenfion bei Grimm Weistb. III. 
S. 231 ff. fehlt diefe Stelle). 

18) An bemfelben Tage, ehe die Sonne untergeht, Poln. Rechtsdenkm. 
(Boltmann) S. 18; in zwei Tagen Oeſtr. GB. 8 884, Sächſ. GB. $ 230; 
in drei Tagen Schwabenſp. 365, Züri. GB. 8 523, Baier. Entw. art. 27. 

Stobbe, Privatredt. II. 2. Aufl. 42 


658 8 150. Eigenthumserwerb an Thieren. 


Bon diefen Sägen finden fi aber auch mandye Abweichungen. 
Sp wird nah älterm Recht nicht überall derjenige, welder auf 
fremdem Grunde einen Schwarm offupirt, zum vollen Eigenthirmer, 
fondern es treten die Grundfäge vom Finden verlorner Sachen ein 
und wird das Gigenthbum zwiſchen dem Finder und dem Befiker 
des Grundftüds!) ober zwiſchen dem Finder und ber Herrihaft 
getheilt!®). 

Sn der neueren Zeit ift zu Folge der größeren Abgeſchloſſenheit 
der Feldgrundftüde und Waldungen gegen Eingriffe dritter Perfonen 
dad freie Okkupationsrecht eingefchränft und erfcheint, abgeſehen von 
weggeflogenen Schwärmen, nur der Beſitzer bed Grundſtücks be 
rechtigt, den auf feinem Boden befindlihen Schwarm durch Dffu- 
pation in jein Eigenthum zu bringen'”). 


14) Ueber bie Art der Oflupationsverfuche genaue Borichriften L. Baiw. 
XXI. 8, Schwabenip. 3865, Wefterwolder Landr. V. 8 15 ff. (v. Richthofen 
©. 265), Grimm Weisth. III. S. 315, VI. ©. 145. $ 24, S. 155. $11, Salzb. 
Taid. S. 30. 3. Uff. S.42. 3.25 ff, S. 72. 3.30 ff., S. 177. 3.3. — 
Ueber das Recht der Nachfolge Preuß. Lor. I. 9. $ 122, Baden'ſches GB. 
art. 564°. — Ueber das neuere Hecht vgl. den Auffag von Elwers (R.7), 
welcher fich im allgemeinen gegen bies Verfolgungsrecht erflärt, falle es nicht im 
Partikularrecht anerkannt if. 

15) Ruprecht II. 46, Grimm Weisth. III. 683, VI. 145. 825, Saft. 
Zaid. S. 30. 3.7ff., ©. 42. 3.30f., ©. 72. 3.40 ff., norbifches Recht bei 
Grimm RX. S. 508 und Homeyer Hausmarlen S. 328. — Bloßer Finder- 
lohn ua dem Poln. Rechtsdenkmal a. a. O. 

16) Grimm I. ©. 404, 777, 815, II. ©. 11, 45, 55, 72, 101 R., 251, 
265, 272, DI. ©. 764, IV. ©. 743. 4, V. ©. 698. 810. — Der Schwarm 
fällt der Herrſchaft zu, Grimm II. S. 258, 293, 300, 304, 319, III. ©. 864, 
V. &.494. $8, VI. S. 759. 81.2. — Selbſt für den Fall, daß ber Eigen- 
thümer feinen meggeflogeneun Schwarm jpäter zufällig antrifft, fordern einzelne 
Ouellen eine Theilung zwifchen ihm und dem Brundbefiter, Grimm III. 683; 
vgl. au Jüt. Low. bei Grimm R. A. 598. 

1) Daß ber Grunbbefiger das Okkupiren durch Dritte verbieten kaun, 
Ion Purgoldt IV. 71. Das Okkupationsrecht fchließt überhaupt ans Jüt. Low. 
(Srimm R. A. 598 f.), Preuß. Landr. I. 9. $ 124, 125, Oefir. GB. $ 384, 
Brüdner Goth. R. 8 345. — Wenn das Sächſ. GB. 8 280 ben weggeflogenen 
und vom ehemaligen Eigenthümer nicht binnen zwei Tagen wiebergemwonnenen 
Schwarm für berrenlos erklärt, fo heißt dies nicht, Daß Seber, ſondern nur daß 
ber Grundbeſitzer ihn olkupiren bürfe. 
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IV. Fiſche. 

Der Rechtszuſtand in Betreff der Offupationdbefugniß von 
Fiſchen ift in Deutjchland ein außerordentlich bunter. Obgleich in 
neueſter Zeit in vielen Ländern Filchereiordnungen erlaffen find!®), 
gelten doch auch gegenwärtig jehr mannigfadhe Beftimmungen; denn 
die neuen Gejehe haben zum Theil die Altern Grundfäge beftehen 
laffen und enthalten außerdem für die verichiedenen Arten von Ges 
wäſfſern abweichende Normen. 

1. Die Fiſcherei im offenen Meer fteht aller Welt zu; aber 
längs den Meeresküften nehmen die einzelnen Staaten die Fifcherei 
für ihre Unterthanen in Anjprud'9). 

2. Fiſche in Zeichen, Seen und fonftigen gejchloffenen Ge⸗ 
wäljern ftehen im Eigenthum des Grundbefiperd!?). Treten der- 
artige Gewäſſer aud, jo kann der Eigenthümer feine Fiſche auch auf 
dem fremden Grundftüd einfangen”). 


18) Aeltere Filchereiorbnungen angeführt bei Haubold 8 230 N.d, 
v. Wächter I. S. 130 ff. — Aus neuerer Zeit Preuß. OGeſetz v. 30. Mat 1874 
und dazu Geſetz v. 20. März 1880, Sächſ. ©. v. 15. Oft. 1868, Würt. ©. v. 
27. Nov. 1865, Badiſches G. v. 29. März 1852 und 3. März 1870, Oldenb. ©. 
2. 17. März 1879, Braunfhw. ©. vo. 1. Juli 1879, Weimar’fches ©. v. 6. Mai 
1876, Heffen-Darmft. G. v. 27. Apr. 1881, Anhalt. ©. v. 10. Juli 1876, Go⸗ 
thaiſches ©. v. 15. Mai 1877, Meining. ©. v. 10. Oft. 1872, Altenb. ©. v. 
19. Zuli 1876, Hımb. ©. v. 8. Juli 1878, Brem. ©. v. 25. März 1879, Lüb. ©. 
v. 28. Febr. 1881, Lippe'ſches ©. v. 4. Nov. 1880, Reuß. ä. L. v. 2. Juli 1878, 
Neuß j. L. v. 15. Juli 1870, Schwarzb.⸗Rud. v. 12. Juli 1877, Schwarzb.- 
Sondersh. v. 20. Sept. 1876, ©. f. Eifaß-Lothr. mit Bezug auf ben Rhein 
v. 24. Dez. 1876. — Aus Baiern ift mir fein neueres Fyifchereigefe bekannt. 
— lieber DOeftreih vgl. Randa Wafferredt (2. Aufl.) S. 9 fi. 

Bol. auch die Zufammenftellungen in Rösler Verwaltungsrecht 8 209 bie 
211, ganz befonder® aber in Neubauer Zufammenftellung des in Deutſchland 
geltenden Rechts betr. verſchiedene Rechtsmaterien. Berl. 1880. S. 102—116, 
Aufammenftelung des in Deutfchland geltenden Wafferrechts. Berl.” 1881. 
©.99 ff. . 

19), „Ausländer, welche in den deutſchen Küftengemwäffern unbefugt fiſchen 
werben ... beftraft”, Straf-®B. 8 296°. 

198) Sachſenſp. II. 28. 8 2, Preuß. or. I. 9. 8 177, Sächſ. GB. 8 68, 229. 
— Anders nah Röm. R. L.3. 8 4. D.41.2; au Randa S.35R.2 erllärt 
fi gegen EigentHum und nimmt nur ein Oklupationsrecht an. 

90) Preuß. Lor. I. 9. 8 178, 179. 19* 
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3. Fiihe in öffentlichen und in Privatflüffen ftehen in Nie 
mandes Cigenthum; aber fie werden nicht Eigentum des Okku⸗ 
pirenden, jondern nur besjenigen, welder befugt den Okkupations⸗ 
aft ausübt. 

Was diefe Okkupationsbefugniß angeht, jo ftand fie in den 
öffentlichen Gewaͤſſern urfprünglih Allen zu; ja man bezeichnete ald 
öffentlich diejenigen Flüffe, in denen Jeder fiſchen und fahren darf). 
Aber Schon früh nahmen in den öffentlichen Slüffen die Könige und 
dann die Landeöheren die Fiſcherei für fih in Anfpruh”); fie er 
flärten die Zlüffe für Foritwafler oder Bannwafler*) und machten 
die Filcherei anderer Perſonen von ihrer bejonderen Verleihung oder 
Bewilligung abhängig. In der Lombardei wurde die Fiſcherei 
(piscationum redditus) durch die Constitutio de regalibus im 
J. 1158 für ein Regal erklärt). Wenn auch diefe Beftimmung 
zunächſt nur das Recht des Königs in der Lombardei feftitellte*), 
io bat ihre Aufnahme in das Corpus juris doch auch wejentlich zur 
Befeftigung der Regalität der öffentlihen Flüſſe in Deutichland bei- 
getragen. Daneben erhielt ſich partifulär dad Recht der Unterthanen 
vom Ufer aus zu angeln) oder in beichränttem Umfange für das 
eigne Bedürfniß zu filchen””); auch blieb für einzelne Flüffe oder im 


21) Sachfenip. II. 28. $ A: Svelk water strames vlüt, dat is gemene 
to varene unde to vischene inne. 

2) Bgl. Kraut $ 91, Urt. 8. Ludwigs v. 3.870 bei Neugart C.D. 
Alem. no. 458, Urk. Otto's IIL v. 3. 997 bei Stumpf acta imperii no. 2%, 
Waitz Vf. G. IV. ©. 113 f., VIII. ©. 267 f. und oben I. 5 64 N. 34. 

223) Waitz a.a.D., Bernhardt Gefchichte des Waldeigenthums L ©. 51 
N. 9. — Stabtredt v. Büren vo. 3. 1396 (Gengler c. jur. munic. I. p. 440): 
aquis ab antiquis temporibus, ad usus nostre piscationis specialiter pa- 
cificatis. — Auch „Haiuwaſſer“, Freudenftein Waldeigenthum in Schaum- 
burg. 1879. ©. 29. — Bgl. auch 8 151 N. 7. 

%) Mon. LL. II. p. 111 segq., II. Feud. 56. 

25) Strube rechtl. Bedenken II. 87, 

 Srimm Rechtsalterth. S. 76.no.4, Fald V. S. 155. — Aufhebung 
durch das Preuß. ©. v. 30. März 1880: „die im Gebiet bes Franzöſiſchen 
Rechts Jedermann zuftehende Befugniß auf den Strömen und fhiffbaren Flüffen 
die Angelfifcherei zu betreiben, wird hierdurch aufgehoben“. 

7, Grimm Rechtsalterth. S. 249: es bleibt geftattet im Rhein Fiſche zu 
fangen pro vietu seu vitae necessariis vel familiae suae vel pro hospite 
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ganzen Staatögebiet für einzelne Territorien das Recht der freien 
Fiſcherei beitehen®). 

Aber die Negalität bildete doch die Regel. Und fo ift e8 auch 
gegenwärtig; unter Beibehaltung von Ausnahmen, daß für einzelne 
Flüſſe oder Bezirke das Gegentheil gilt, Tprechen die meiften neueren 
Fiſchereiordnungen es aus, daß die Filcherei in den öffentlichen Slüffen 
Regal oder ein „Eigenthum“ des Staats fe”), jo daß ihre Aus- 
übung von bejonderer ftaatlicher Verleihung oder Conceifion ab» - 


hängig it). 
4. Die Fiicherei in den Privatgewällern gehört den anftoßenden 


honorando ant eidem propinando; e8 bleibt erlaubt in’8 Waffer zu gehen und 
einen Fiſch zu greifen, aber verboten ift ber Bang „mit garn“ ober das Tragen 
ber Fiihe zum Markt; Grimm Weisth. II. S. 272: die Herrſchaft bat ein 
Borlaufsreht an dem gefangenen Fiſch. 

#2) Strubea.a.D., Thubihum Markverfaffung S. 312; für Altenburg 
Heſſe $ 281.4, für Thüringen überhaupt Heimbach 8 221. 1, für einzelne 
Theile Holſteins Bald V. S. 154 f., vgl. auh Paulfen HAT N. 11, in ein- 
zelnen Theilen Preußens (vgl. Koh zu Preuß. Lor. II. 15. $ 78) bis zur 
neueften Zeit; nah dem Preuß. Gef. v. 4. Aug. 1865 art. 3 bleibt für einzelne 
Pommerm'ſche Diftrilte das Provinzialrecht befteben: „ver Fiſchfang in Bffentlichen 
Gewäflern ift fein Vorbehalt des Staats“. Durch das Preuf. Gef. v. 30. Mai 
1874 8 7 ift an Stelle der freien Fifcherei bier nicht die Regalität, aber bie 
Berechtigung der Gemeinden getreten: „das Recht, zur Ausübung ber Binnen- 
fiiderei in folden Gewäſſern, welde bisher dem freien Fiſchfange unterlagen, 
ſoll den politifhden Gemeinden in den innerhalb ihrer Gemarkung belegenen Ge- 
wäflern zufleben”; $ 8: „bie Gemeinden können die ihnen zuftehende Binnen- 
fiiherei nur durch beſonders angeftellte Fifcher oder durch Verpachtung nutzen. 
Das Kreigeben bes Fifchfangs ift verboten.” 

39) Preuß. Lor. II. 15. 8 73: „der Fiſchfang in Öffentlichen Strömen ge- 
hört zu den Regalien“. — Ueber Schleswig-Holftein Falck V. ©. 154, über 
Baiern Roth II. 82834 N.21. — Sädf. ©. v. 15. Oft. 1868. $ 8 für die 
Eibe, Zwickauer und Freiberger, jowie bie vereinigte Mulde, die weiße Eifter, 
ben Groͤdler Floßkanal und ben Eifter-Floßfanal. — Für Würtemberg Reyſcher 
I. 8248 N.12, für Baden ©. v. 29. März 1852. $ 1, Braunfchweig Stein- 
ader S. 856 f., für Heffen und Medienburg Neubauer S. 106—108, für 
Anhalt ©. v. 28. Oft. 1848. 8 7 („Eigentbum des Staats“). 

0) Das O. A. G. zu Dresden (Annalen NR. F. X. S. 240 ff.) bezweifelt 
e8, daß das Recht in einem Fluß oder auf einer beflimmten Strede befjelben 
zu fiſchen, ein Privatrecht ſei; auch könne das Fifchereirecht nicht al8 eine per- 
ſönliche Servitut gedacht werden, weil e8 an einer Törperlichen bienfibaren 
Sade fehle. 


— 
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Grundeigenthümern?!). Ihr Recht gebt fo meit, als fih ihr Ufer 
erjtredt; gehören nicht beide Ufer demjelben Grundeigenthümer, jo bat 
Jeder dad Recht nur bis zur Mitte des Waſſerlaufs. 

5. Wo bisher die Fiichereiberehhtigung einer Gemeinde zuftand 
und jämmtlihe Einwohner oder Mitglieder der Gemeinde zu filchen 
berechtigt waren, ſoll nad den neueren Geſetzen die Filcherei ent- 
weder durch angeftellte Fijcher ausgeübt oder verpachtet werden). 

6. Der Umfang der Filchereiberechtigung ift in hohem Grade 
partifulär. Wer die Fiicherei hat, pflegt auch das Recht des Krebö- 
fanged und der Dffupation von andern im Waſſer lebenden Thieren 
zu baben®). Dagegen ift die Perlenfifcherei in mehreren Staaten 
regal). 

7. Seder, welcher die Fifcherei ausübt, hat ſich Dabei nach den 
ftaatlichen, fifchereipolizeilichen Vorfchriften zu richten, die Schonzeiten 
zu beobachten, „Teine jhädlichen oder erplodirenden Stoffe, giftigen 
Köder oder Mittel zur Betäubung und Bernichtung der, File 
n. |. w.“ anzumenden®). Auch fol nad einigen Gefehen, wer 
fiichen will, der Auffichtöbehörde Anzeige machen und fi von ihr 
eine Beicheinigung geben laſſen, welche er beim Fiſchen ſtets bei fidh 
zu führen bat). Wenn die Filcherei in den nicht geichloffenen 
Gewäflern den Befitern der anliegenden Grundftüde zufteht und 
der jelbftändige Sifchereibetrieb der einzelnen Anlieger mit emer 


21) Preuß. Lor. I. 9. 8 170, Sädf. Sei. $ 3, Altenb. Gef. v. 18. Oft. 1865. 
847. Die ältern Befchränfungen der Bauern zu Gunſten ber Grundherrſchaft 
und fonfliger Herrſchaften (vgl. 3. B. Baron in db. Ztſchr. f. vgl. Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft I. S. 285) find gefullen. 

39) Sächſ. Gef. 8 5, Preuß. Sei. 86, 7 (NR. 29), Meining. Gef. art. 1,2, 
Badenſches Gef. v. 1870. 8 2. 

ss Preuß. Lor. I. 9. 8 174: „Infofern jagbbare Zuguögel, außer ber 
Hegezeit, mit Filchernegen unter dem Waſſer gefangen werben können, ift ſolches 
dem Fifchereiberechtigten erlaubt”, 175: „Alle andern Wafferthiere und Amphibien, 
welche mit Fifchernegen, Angeln ober mit ber Hand im Waffer gefangen werben, 
gehören dem Fiſchereiberechtigten“. 

4) So in Sachen, Kraut $ 91. no. 80, Neubaner S. 104, in Baiern 
Roth III. $ 291 N. 40. 

3) Preuß. Gef. 821. — Preuß. Lor. I. 9. $ 186. — Bgl. auch StrafOB. 
art. 296. 

36) Breuß. Gef. 8 16. 
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wirthichaftlichen Fijchereinugung der Gewäffer im Ganzen unvereinbar 
ift, beſteht nad modernen Geſetzen ein Zwang zur Bildung von 
Fiſcherei⸗Genoſſenſchaften?). 

8. Nur der okkupationsberechtigte erwirbt durch den Fang das 
Eigenthum an den Fiſchen. Wer unberechtigt fiſcht, wird nicht 
Eigenthümer und muß die gefangenen Fiſche dem Berechtigten her⸗ 
audgeben®). Treten Privatgewäſſer aus, fo darf der Berechtigte die 
Fiſche nicht auf dem fremden Grunde verfolgen, fondern wird der 
Grumdbefiger offupationdberechtigt”). 


8151. Fortfegung. Insbefondere an jagdbaren Thieren?). 
I. Das frei herumftreifende Wild fteht in Niemandes Eigen» 


FT) Preuß. Gef. 8 10. 

28) Preuß. Lor. I. 9. $ 190. 

39) Preuß. Lor. I. 9. 8 180—183. Sächſ. Gef. v. 15. Oft. 1868. $ 4: „bie 
nah dem Nüdtritt des Waffers innerhalb feines Grundeigenthums zurädge- 
bliebenen Fiſche zu fangen und fi zuzueignen fteht jedem Grunbbeftger zu.” — 
Die Nürnberger Ref. v. 1522. XXXIV. 2, v. 1564. XXIV. 1 und daraus das 
Dintelsbühler Statut v. 1738. IL. 17. $1 (bei Gengler Lehrb. S. 207 R. 8) 
gab dem Filchereiberechtigten auch das Berfolgungsrecdht, wenn „fließenbe waffer 
ungewonlichen auff frembbe grunde nußlauffen.” 

1) Wir folgen v. Gerber $ 92, 93 in Rüdfiht auf bie ſyſtematiſche 
Stellung bes Jagdrechts. Andere handeln von ihm in einem bejonbern Ab⸗ 
ſchnitt: Negalien, 3. B. Eichhorn $ 284, 285, Kraut 8 87, 88, Roth 8. IIL 
8 281, obgleich es heutzutage nicht mehr ein Jagdregal giebt, Befeler $ 199 
im Landwirthſchaftsrecht, wo die verfchiedenften Themata außerhalb jebes ſyſte⸗ 
matifhen Zufammenbanges dargeftellt werben. 

Ueber die Gefchichte des Jagdregals Literatur bei Runde 8 148, Mitter- 
maier 8 214 N. 18”), Kraut 8 86, 87. Hervorzuheben ift: Riccins zuver⸗ 
läſſtger Entwurf von der in Teutſchland üblichen Iagt-Gerechtigleit. Nürnberg. 
1736. 4%. — Strube vindiciae juris venandi nobilitatis Germanicae. 
Hildesh. 1739. 4; Nebenftunden I. no.2. S. 182—296 (bier ©. 243 fi. Mit- 
tbeilungen über die Controverſe, wann die Regalität ſich entwidelt bat; die Ab⸗ 
handlung ift befonbers gegen F. U. v. Cramer gerichtet, welcher fie in eine 
frühere Zeit feste), II. no. 11. S. 584-656; Stieglit (vgl. $ 84 N. 13) be- 
ſonders ©. 236 ff., 249 ff., 287 ff, Seibert das Weſtfäliſche Jagdrecht, im 
Neuen Archiv f. Preuß. R. und Verfahren XIV. ©. 525—550, XV. &. 1-61, 
171—228, 341412, 527—578 (1850—1852); v. Maurer Eiul. in d. Geſch. 
ber Marlenverfaffung ©. 152 ff., de Goltz de damno ferino ejusque resti- 
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tbum. Doch war nad urfprünglihem Recht?) der Grundbefiger 
ausſchließlich jagdberechtigt mit Bezug auf das Wild, welches ſich 
auf feinem Grunde aufhält; wer in einem fremden Bezirk Wild er- 
legt, ift ftrafbar?). In den Gemeindewaldungen hatten alle Ge- 
meindegenoffen dad Sagdrecht (Recht der freien Pürſch)9; fie durften 
aber überdied wohl auch, wenn die Felder abgeerntet waren, in dem 
ganzen Felbmarkbezirt der Gemeinde jagen‘). Seit dem 9. Jahr⸗ 
hundert erließen die deutfchen Könige mit Bezug auf einzelne, nicht 
in ihrem Eigenthum ftehende Waldungen Befehle, dab in ihnen 
Niemand, ald wem fie died Necht übertrügen, jagen jolle, und wer 
dagegen handele, ftrafbar fei®); fie forfteten einzelne Wälder ein, 


tutione. Berol. 1859. p. 4 ff., 20 ff, Thubihum Gau- und Markverfaffung. 
1860. S. 300 ff., Karl Roth Geſchichte des Forſt- und Jagdweſens. 1879. — 
Ueber Holftein Fald III. S. 452 —454, über Baiern Stieglit S. 252 fi. 
Roth 8 281, Über Würtemberg v. Wagner das Iagbweien in Württemberg 
unter den Herzogen. 1876; über Kurheſſen Platner 828, 29. — Eine Ueber: 
fiht über die in ben Grim m'ſchen Weisthimern enthaltenen Beſtimmungen 
giebt Schröder in f. Regifter zu beufelben S. 296 ff. 

Ueber Ältere Jagdordnungen Stieglik S. 247 ff.; neuere Geſetze werben 
unter N. 34 ff. angeführt. 

9) Gegenüber der für das römifche Hecht herrſchenden Anficht, daß Seber 
anf fremden Grundſtücken babe Wild offupiren Dürfen, wenn nicht ber Eigen- 
thümer das Betreten feines Bodens verboten hatte, vertheibigt v. Wächter bas 
Jagdrecht und die Jagdvergehen. 1. Abfchnitt, Römiſches Recht. 1870. S. 340 ff., 
baß der Dritte, welcher Wild ofkupirt, eine wiberrechtliche Handlung begebe. 
Nicht nur das unbefugte Betreten bes fremben Bodens, ſondern das Sagen 
jelbft fei ein Eingriff in die Hechte des Grunbeigenthiimers oder Nutzungsberech⸗ 
tigten; vgl. aber gegen ibn Schirmer Ztſchr. f. Rechtsgeſch. XI. S. 311 ff. und 
Windſcheid 5184 N. 5, für ihn Wendt in Ihering’s Jahrbb. XIX. S. 373 ff. 

?2) L. Salica 33. $ 1: si quis de diversis venationibus furtum fecerit 
et celaverit .... culpabilis judicetur; L. Rib. 42. 1. 

9 Stieglitz S.26, Seiberg a. a. O. XV. ©. 58 ff. 

5) 9. Maurer S. 152 ff, Seiberg XV. ©. 183 fi, Thudichum 
©. 312 f. 

6) Zahlreiche Belege für das Einforften bei HSüllmann Stände &. 226 fi. 
Seibertz a. a.O. XV. S. 8 ff, Waitz Verf. G. IV. S.109 ff. VII. ©. 257 ff. 
Kraut 886. no. 58, 59, Bernhardt ©. des Waldeigenthums I. S. 54 fi. 
96 ff., Schröder Ztſchr. f. Rechtss. XV. ©. 80 f. 

Der den Bann, den Befehl des Königs nicht achtet, verfällt in bie Strafe 
bed Königebanns (60 solidi), Seiberg XV. S. 10 ff., Kraut $ 86. no. 62, 
74, Sachſenſp. IL 61. 8 2, Rechtsb. u. Dift. VI. 1. 1, Burgofbt IV. 4, 
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erflärten fie für Bannforften?), ftellten fie unter die Aufficht ihrer 
FSorjtbeamten u. ſ. w. In Bolge ihres Hoheitsrechts hoben fie in 
ihnen das bisherige allgemeine Sagdrecht auf, während die übrigen 
Waldnugungen den biöher Berechtigten verblieben. Mit den andern 
Regalien wurde das ausſchließliche Jagdrecht in einzelnen ſolchen 
Forſten den Bilchöfen, Aebten und weltlichen Herrn verlichen®). 
Mandymal wird es erwähnt, daß die biöher jagdberechtigten 
Perfonen und Gemeinden ihre Genehmigung zur Ginforftung er- 
theilten?), oft aber wurden fie gar nicht gefragt. Ja ed erfchien die 


Schwabenſp. 236. Andere Geldbußen und Schadenserfag 5.8. Grimm R. A. 
587 f., Weisth. III. 430. Abſ. 4, IIL 711, 717. Der Sadjfenfp. II. 61. 81 
fagt noch, Gott habe dem Menſchen Gewalt Über Vögel und alle wilden Thiere 
gegeben; daher könne Niemand an biefen Dingen fein Leben ober feine Ge- 
fundbeit verwirken. — Aber fpäter fol Wildfrevel jo behandelt werben, als ob 
das Wild aus der Kammer des Jagdberechtigten genommen wäre (Grimm 
Weisth. III. S. 659) und werben ſchwere Kriminalftrafen angebroht, Stieglit 
814 N.32ff., $15, Seibert XV. ©. 14 ff., Grimm Weisth. VI. 377. $2, 
396. 8 2—4 u. f. w. 

7) Daß Forft nicht den Gerichtsplak in der Mark beveutet (wie Grimm 
R. A. S. 794 meint), vgl. Thudichum S. 307 f. Die Ableitung bes Worte 
if ſehr unficher, ngl. Stieglig S.49 N.6, Grimm Wörter. IV. S. 3ff., 
Bernhardt Geih. des Waldeigenthums I. S. 50-54. — Bähr der Heiftiche 
Wald ©. 26 fagt, Forft bebeute urfprünglih Waldſchutz. — Statt einforften 
fagt man auch hainen, hegen; Hain ift ein gehegter Wald, Freudenſtein 
Waldeigenthbum in Schaumburg S.29. — In einem Tiroler Weisthum (TII. 
©. 310. 3.33) heißt es: mult- und pannwälder. — Urf. Dtto’s III. vom 
3.992 (Stumpf acta imperii no. 240): VI. regales mansos in foresto 
nostro ... cum silva una. 

8) Beifpiele von ſolchen Verleihungen bei Stieglig S.60 ff., v. Maurer, 
S.429 ff, Kraut 886; Berleihung bes jus forestense, Urk. Otto’ I. vom 
3.944 (Stumpf acta imperii no. 208). 

9 Urk. Heinrich's II. v. 3.1018 für Met (Stumpf no. 267): consensu 
vicinorum, Kraut $ 86. no. 64, 65; Url. v. J. 1031 in Mon. Boica XXIX 
a. p. 32 und v. 3. 1060 für Würzburg bei Thudichum S. 307; eine Reihe 
von Beifpielen bei Hüllmann S. 228 ff., Schröder Ztſchr. f. Rechtsgeſch. XV. 
S. 80 N. 3, Waitz Bf.®. VI. S.500 N., VIII. ©. 260 N. 3. — Bejeler 
$ 198. ©. 811 behauptet, das Einforften jei ohne Zuftimmung ber Betheiligten 
nur zuläffig geweien, wenn feine Privatrechte verlegt wurben, alfo bei könig⸗ 
fihen und nicht bei offupirten Walbungen (ähnlich Strube Nebenſt. I. 
S. 19 ff.). Ich glaube, daß der König dies Recht ohne Weiteres in Anſpruch 
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Jagd bereitd im frühen Mittelalter al8 ein nicht fich Schon von ſelbſt 
für die Eigenthümer verftehendes Recht und es kommt öfter vor, 
daß die Könige ihnen die Sagd auf ihren Grundftüden no be 
fonderd verliehen"). 

Sn vielen Gegenden behielten aber die Marfgenoffen, Dorfge- 
noffen oder Bürger noch weiter dad Recht der freien Puͤrſch; fie 
dürfen in der gemeinen Mark jagen, joweit nicht der Wald vom 
König oder, feitdem ſich die Landeshoheit entwidelt hat, vom Landes⸗ 
herren für einen Forſt erklärt iſtu). 

II. Gegen den Schluß des Mtittelalterd treten auch mit DBe- 
zug auf die nicht eingeforfteten Jagdgebiete mannigfahe Beſchrän⸗ 
fungen ein. 

1. &8 wird zwilchen den verfchiedenen jagdbaren Thieren unter 
Ihieden und den Bauern nur die Dffupation gewiffer Arten ge 
ftattet!?), während den Landeöheren oder jonft privilegirten Perſonen 
die Jagd auf Hochwild vorbehalten bleibt‘). 


nahm; fonft wäre e8 kaum erflärlich, daß bie bisher Berechtigten in vielen Fällen 
auf die Jagd fo willig verzichteten und daß in andern von ihrer Genehmigung 
gar nichts bemerkt wird. 

10) 3.3. Kraut 8 86. no. 63, 75, Dronke C.D. Fuld. no. 760. 
a. 1059. 

2) R. der Flamländiſchen Eolonie zu Eſchershauſen bei Hildesheim von 
1183—1187 (Böhmer acta Imperii): per ambitus silvarım venari non 
prohibetur nisi in foresto episcopi, in quo si quis deprehensus fuerit, 
solidorum amissione delictum corrigat. Wefterwolder Lbr. V. 8 24 (v. Richt⸗ 
bofen ©. 266): in die ghemene marck in den lande mach men jagen, 
waer men wil (vgl. aber auch bie Note dazu). — Es dürfen alle, welde in 
ber Mark eignen Rauch haben, jagen, Grimm III. ©. 659. — Die Bürger 
dürfen in der Stadtmark, wann es ihnen beliebt, Hafen, Rebhühner oder Vögel 
fangen, R. v. Meiningen v. 1450 bei Grimm III. 599. — Wetterauiſches ®. 
v. 1401, Grimm III. ©. 488. — Nachweifungen bei Stieglig 823, Gi erke 
II. ©. 249 N. 239, ©. 671 N. 76. — Aus fpäterer Zeit wg. Grimm IIL 
S. 279. 85, Kraut SET N.8. — v. Maurer ©. 155 behauptet, e8 habe ſich 
bie freie Pürſch am Tängften in Schwaben, Tirol und der Schweiz erhalten. 
Ueber ihre Aufhebung in Württemberg im 18. und 19. Jahrh. für ſolche Ge⸗ 
meinben, in welchen fie noch aus alter Zeit beftand, vgl. v. Wächter I. 120, 
480, 851, Reyſcher 5247 N. 8, 9. 

19) Die Unterſcheidung von hoher und niederer Jagd gehört nicht erſt dem 
16. Jahrhundert an, wie gewöhnlich angenommen wird, 3.8. von Runde 8154, 
Stieglig ©. 187 f., 279. 

13) Waitz VIII. ©. 262 f., 266 N. 4. — Franken: die Bauern haben 
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2. Die Bauern ſollen nur für den eignen Tiſch, aber nicht in 
der Abficht zu verkaufen jagen'*). 

3. Sie bedürfen noch einer befonderen Verleihung des Jagd⸗ 
recht3!), 

4. Die Otkupation darf fih nur auf gewiſſe, beſonders ſchäd—⸗ 
liche wilde Thiere erſtrecken!e), nur gelegentlich darf auch einmal 
ein Haſe oder Reh gefangen werden’”). 


nicht die Jagd auf Das hohe wild; schwein, hirsch u. desgl. stehen dem 
herrm zu (Grimm I. 573 v. J. 1408); fte dürfen nur Hafen und Feldhühner 
jagen (Grimm VI 13). — Heſſen: einen Hafen mit einem Hunbe fangen 
ober ein Schwein erlegen (Grimm IIL 336), einen Hafen mit einem Hunbe 
fangen (Grimm III. 360, 368). — Niederſachſen: die Jagd ift gemein, 
ausgenommen auf Rebe (Grimm III. 281 v. 3. 1551). — Baiern: Genfen, 
Hafen, Hühner, Bären, Schweine, Eihhorn u. |. w.; Rothwild und Rothfeder⸗ 
fpiel gehört in des Heren Wildbann (Grimm III. 658 v. J. 1431); die Bauern 
baben den Keinen Wildbann für Küche, Hafen, Hühner, Vögel (Baier. BO. v. 
1493, Kraut 887. n0. 17). — Schwaben: fie Binnen alles Wild fangen 
ohn allein roth wild, dass sind hürsch, hinden und reher (Grimm I. 
384; 387 v. 3. 1400, 388); fie innen Schwarzwilb jagen, daz sint swin oder 
beren (I. 417); wirb zufällig au ein Rothwild niebergeworfen, fo belommt 
ber Vogt ein Biertel davon (IV. 511. 8 5, 6); vgl. auch Grimm V. 227. 
8 21, 350. 8 24—29, 383. 87, 8; Zirol. Weisth. II. S. 100, 107, 210, 289, 
299, 867, 370. 

Zn vielen Stellen aber find bie Jagdberechtigten verpflichtet, won dem er- 
legten Wild ein gutes Stüd oder einen Theil an die Herrichaft abzuliefern. Url. 
Dttofar’s v. Oefir. v. 3.1254 für ein Klofter (Url. B. des Landes ob ber Enn®,. 
III. no. 215): semper dexter armus cujuslibet fere debetur ecclesie ... 
sicut ex antiquis privilegiis ipse repperitur esse concessum; vgl. aud 
v. 3. 1265. no. 3858. — Bom Wildſchwein der Kopf, ober Kopf und rechtes 
Schild, Grimm III. 76. 8 7, 336; vom Bären ber Kopf und eine Hand, vom 
Wildſchwein ein Schulterblatt u. ſ. w, (Grimm I. ©. 387, 388, 417, III. 336, 
IV. 511. 88, V. 29. $ 18, 42. 8 35, 350. $ 24—29, 383.88, Tirol. Weisth. 
I. &. 106. 3.5, II S. 367. 3. 15 fi., 370. 3. 27 ff., Salzb. Zaibinge 
©. 208. $ 13). 

14) Srimm I 384; andere Stellen bei Gierke Genoffenfhhaftsrecht II. 
S. 260 N. 241. 

15) Grimm III. S. 111 a. E., 717 a. E. 

16) Sachſenſp. II. 61. 8 2: auch in den Baunforften dürfen Bären, Wölfe, 
Füchſe gejagt werben. — Steir. Taidinge ©. 231, 236. 3.7. — Landfr. 
Friedrich's I. v. 1156. $ 14 (Mon. Germ. II. p. 103): Nete, Schlingen u. f. w., 
nur um Bären, Eber, Wölfe zu fangen. — Die Baier. BO. v. 1487 (Kraut 
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Endlich aber erſcheint ed gar nicht mehr ald angemeffen, daß der 
Bauernſtand, welcher des Waffenrechts verluftig gegangen ift, noch 
weiter jagt. Er hat kein Jagdrecht auf der gemeinen Mark und 
der Gutsherr jagt auf den Aeckern des Bauergutse). Der Stand 
enticheidet über das Jagdrecht; nur der Adel und der Klerus, 
höchſtens noch der Bürgerftand darf jagen??). 

Somit hatte fih denn am Schluß des 15. Jahrhunderts das 
Recht im allgemeinen dahin ausgebildet, dab in den Marfwaldungen 
der Vogtherr, benachbarte Nittergutöbefiber oder der Landesherr, in 
den ſtädtiſchen Feldfluren das Patriziat, auf dem der Ritterihaft und 
dem Klerud gehörigen Grundbeſitz, gleichviel ob fie ihn jelbft be 
wirtbichaften oder an Bauern audgethan haben, der Adel und der 
Klerus die Jagd herkömmlich ausübten. 

Ueber die Art, wie die Jagd auszuüben ſei und welche Thiere 
überhaupt als jagdbar im Gegenſatz derjenigen gelten, welche frei 
okkupirt werden dürfen, wurden von den Landesherrn in Folge der 
Jagdhoheit, welche ſie in ihrem ganzen Gebiet beſaßen, partikuläre 
Normen erlaffen?). 


$ 87. no. 16) erlaubt Gruben und Selbftgeichoffe, um Füchſe und Wölfe zu 
fangen. — Salzb. Taid. S. 190. 3. 1ff.: fünf Thtere dürfen unbedingt im 
Winter und im Sommer, bei Tag und Nacht gefangen werden: Bär, Wolf, 
Luchs, Fuchs und Iltis, „ausgenommen mit Gift und Selbfigefchoß, fo bem 
Menſchen und Thieren forgli iſt“, S. 208. $ 14. 

1) Grimm II ©.28, 50, VI. 671.88, Grimm R. A. S. 249. — 
Halt in eine zum Fange ſchädlicher Thiere angelegte Grube anderes Wild 
binein, fo dürfen es die Märker gegen eine Abgabe behalten, Grimm IV. 
511. $8. 

18) Stieglit ©. 159, 176 ff., Seiberg XV. ©. 223 ff. 

19) Befonders hervorgehoben als jagbberechtigt werben bie ministeriales 
(Kraut $ 87. no. 13) und die zum Heerſchild gehörigen, Rechtsb. n. Diſt. VI. 1. 
d.2. — Beftimmungen aus dem 3. 1395 und 1398 bei Thudichum ©. 310. 
— Die Ritterfhaft Krant $87. no. 14; Ritter, Epelleute und Paftoren Grimm 
W. IH. 491. Abj. 3. — Nur die Ritterſchaft, aber nicht ber Klerus, Tengler 
bei Kraut 887. no. 19. — In Baiern 1520 Berbot für bie Bürger, mit 
Ausnahme der Patrizier, und für das gemeine Volk und die Bauern, Kraut 
no. 18; ähnlich Elſäfſ. Bol. D., Kraut no.28. — Verbot für Bürger unb 
Bauern, außer wenn fie privilegirt find, Med. Bol. D. 1572. Tit. vom Tagen, 
Abſ. 8. Ueber das Jagdrecht der Bürger Pufendorf obs. III. no. 191. — 
Bol. auch Stieglig S. 276 ff., Seiberk XV. ©. 226 fi. 

*) Einiges Detail bei Stieglig $ 86 mit N. 19, Seibertz XV. S. 362 fi. 
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III. Aber auch für die privilegirten Stände trat beſonders feit 
dem 16. Sahrhundert in vielen Ländern”) eine bedeutende Bes 
Ihränfung ein. Hatten die Landesherrn in früheren Sahrhunderten 
einzelne Waldungen eingeforftet, jo beanſpruchen fie jeht, unterftübt 
durch die Doftrin der Zuriften”), innerhalb ihres ganzen Zerritos 
riumd in weiterem oder mäßigerem Umfange dad Jagdregal, in 
Folge deſſen fie die für jagbbar erklärten Thiere nicht bloß auf 
ihren Domänen oder in den Bannwaldungen, fondern auf allen 
Grundſtücken jagen durften und jeder Andere, um zu jagen, einer 
bejondern landeöherrlihen Bewilligung, eined Privilegs bedurfte. 
Da indeffen ein ſolches Iandeöherrliched Negal nicht auf gemeinem 
Recht beruhte, wurde von Vielen zu Gunften des Jagdrecht ded 
Grundeigenthümers präfumirt und gefordert, daß der Landesherr in 
Streitfällen- die Regalität und deren Umfang zu beweiſen habe“). 
Wo aber die Negalität feititand, bedurften dritte Perjonen, um die 
Jagd auszuüben, eined bejondern Ziteld*); abgejfehen von landed- 
berrlicher Verleihung, konnten fie fih auf Herkommen oder Ber: 
jahrung®) berufen. 


2), In Mecklenburg blieb es beim Recht der Grundeigenthümer und ent- 
widelte fich fein Fagdregal, 3. B. Buchka und Budde Entih. V. ©. 103. 

3) Stieglit ©. 194 f., 265 ff, Seibert XV. ©. 366 ff., auch Eich⸗ 
born Rechtsgeſch. IV. 8 548 N.d u. e.; ein befonderes Argument war es, 
baß wenn auch die constitutio de regalibus in II. F. 56 unter ben Regalien 
die Jagd nicht aufführe, fie Doch ohne weiteres dazu gehöre, weil bereit pisca- 
tiones regal feien: si enim, quod minus videtur esse, inest, multo magis 
et id, quod magis, inerit. 

29) Strube Nebenftunden I. S. 272 ff, Pufendorf obs. IV. no. 270, 
Eichhorn $ 284, Mittermaier I. 8 215. I. — In Mecklenburg beftand kein 
Sagdregal, Neubauer Zufammenftellungen 1880. ©. 91 f., 93. 

#4), Stieglitz S. 290, 292 f.; Kraut $ 87. no. 27. 

35) Einzelne wollten die Entſtehung bes Jagdrechts durch einfache Ver⸗ 
jährung ganz und gar ausfchließen; z. B. Biermoft in H. Goden Consilia 
no. 76 mit Bezug auf Jagdrechte auf fremden Grund und Boden; bie einzelnen 
Jagdhandlungen feien actus merae facultatis und der Grundeigenthümer 
fönne fte jeder Zeit verbieten; eine Verjährung könne nur beginnen, wenn ſolche 
Handlungen troß des Verbots vorgenommen würden. — Doch ſprach man fid 
jpäter allgemeiner zu Gunften ber Verjährung aus, Pufendorf obs. IV. 
no. 270: gegen Private 10, refp. 20 Jahre, gegen ben Landesherrn 40 Jahre. 
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Sn manchen Ländern beichränfte fich die Regalität auf die fog. 
hohe Jagd und verblieb die niedere den Nittergutöbefigern und dem 
Klerud®); in vielen andern wurde die geſammte Jagd regal und 
durfte der Grundeigenthümer aud die niedere Jagd nur in Folge 
eines bejondern Titels ausüben”). 

IV. Somit erjheint die Sagdberedhtigung je nad den fon- 
treten DVerhältniffen entweder a) ald ein Recht ded Eigenthümers*), 
jet e8, daß er «) fein Grundftüd auch im übrigen benutzt, ſei es, 
daß 8) er in fonftigen Beziehungen die Nubungen einem Bauern 
übertragen bat, oder b) als ein Recht an fremdem Grund und 


— Sächſ. Decifton v. 1746. no. 4: gegenüber dem Lanbesherrn unvordenkliche 
Zeit, gegenüber Privatperfonen 31 Jahre 6 Wochen 3 Tage. 

3, Die Feſtſetzung, welche Thiere liberhaupt zu ben jagbbaren Xhieren 
zu zäblen feien und ber Unterfchieb ber hohen und niebern Jagd war höchft 
partilulär; das Preuß. Landr. II. 16. $ 32 jagt: „im Mangel anderer Beflim- 
mungen gehören vwierfüßige wilde Thiere und wildes Geflügel, infofern beibe zur 
Speife gebraucht zu werben pflegen, zur ausjchließenden Jagdgerechtigkeit“; 
$ 33: „Andere wilde Thiere find in der Regel ein Gegenftand bes freien Thier- 
fanges.” — Ueber Füchſe und einige andere Thiere Gruchot Beitr. XX. ©. 569 f., 
über wilde Kaninden Erk. des Heichsger. Strafſ. V. S.87 fl. — Ueber ben 
Unterſchied von hoher und nieberer Jagb (in manchen Ländern unterfchieb man 
hohe, mittlere und niebere Jagd, Haubold 8 236 N. a), vgl. oben N. 12, 13, 
Stieglig ©. 187 fi., 280 f., Thomas Fulda II. S. 173 ff, Mittermaier 
I. 8216. — Kraut 8 87. no. 14, 21, 22, 26, 52. — Ueber die Frage, ob 
Fiſchottern zur Jagd ober zur Filcherer gehören, Runde Beyträge II. S. 461 fi, 
welcher fih für das letztere entſcheidet; nach Preuß. Lor. I. 9. $ 172 gehören 
Fiſchottern und Biber zu Jagd. — Beichränfungen bes Adels mit Bezug auf 
das Hochwild, Kraut $ 87. no. 13—16, Berbot für den Klerus, Rothwild zu 
jagen, Grimm III. 677, 679. — Regalität nur der hohen Jagd in Lüneburg 
1652 (®refe II. ©. 327), in Würtemberg (Reyfher 8 247 R.18, 19), 
Baiern (Roth III. 8281 N.12 ff.). — Ueber Weftphalen Seiberk& XV. 
©. 392 ff. 

mM) Kraut 888. n0.9, 10; feit vem 16. Jahrh. in Sachſen Haubold 
8 235, Schmidt Borlef. I. S. 183 ff., Altenburg Heſſe 8 271 ff., Braunfchweig 
Steinader ©. 359, Hannover Grefe II. S. 326 ff., Preuß. Landr. IL 16. 
819 ff. (über einzelne Preuß. Provinzialrechte Mittermaier I. 8 214 R. 18); 
weitere Nachweiſungen bei Mittermaier I. 8215 N. 14. — Preuß. or. IL 
16. 8 40: „Unter der Iagdgerechtigleit, welche den Ritterglitern gewöhnlich bei- 
gelegt ift, wird in ber Regel nur bie niebere Jagd verflanden”; übereinffunmend 
alte jächf. Praxis bei Emmingbaus ©. 458. no. 12, 18. 

8) Gleichzuftellen ift die Jagdberechtigung des Vaſallen. 
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Boden. Im den beiden erften Fällen (m, 8) charakteriſirt fi das 
Jagdrecht ald Ausübung ded Eigenthums, zu welcher aber möglicher 
Weiſe noch landesherrliche Genehmigung oder Verleihung erfordert 
wird. In Betreff des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden 
(b) befteht Streit, ob es ald eine Servitut und dann, ob als Prä- 
Dial= oder Perſonalſervitut aufzufaſſen fer). Cine Prädialſervitut 
ift es nicht, weil das Recht nicht zu Gunften eined praedium do- 
minans, fondern zum Vortheil der Perfon des Berechtigten ausgeübt 
wird, eine Perfonaljervitut nicht, weil es vererblich iſt; vielmehr ift 
das Jagdrecht auf fremdem Boden ein dingliche Recht jelbftändigen 
deutſchen Urſprungs, welches nicht unter eine römijchrechtliche Analogie 
gebracht werden darf. 

In den Fällen, in welchen der Eigenthümer oder Befiker einem 
Andern auf feinem Grundftüd zu jagen geftatten muß (8, b), darf 
er nichts thun, wodurch er dem Berechtigten die Ausübung feiner 
Gerechtigkeit unmöglich macht oder fhmälert, und hat er die Vor⸗ 
nahme aller der Handlungen zu dulden, welde für diefe Ausübung 
erforderlich find®). Andererſeits ſoll der Berechtigte den Wildftand 
nicht übermäßig hegen, den durch das Wild verurſachten größeren 
Schaden dem Grundbefiper erſetzen (unten III. $ 202. IIL), bei 
Ausübung der Jagd fih nad den Jagdgeſetzen und Sagdpolizei- 


39) 3.3. das Jagdrecht fei nach den Grundſätzen Über Serpituten zu bes 
urtbeilen Pr. Lor. I. 9. $ 158; dies Teugnet 3. B. Seuffert X. no. 73, 74. 
Bol. au Gaill I. 66. $1, 2. 

20) Er fol das Wild nicht verſcheuchen, Kraut $ 87. no. 16, 88, no. 9, 
nicht dur Zäune von feinem Ader fern halten, v. Wächter Würtemb. R. I. 
S.121 N. 11, S. 482 N.20. — Anderwärts wird es geftattet, das Wild zu 
vertreiben, ohne ihm Schaden zu thun, Kraut $ 88. no. 11, de Goltz p. 43 f., 
v. Wächter I. S. 121 N. 10, 483 N. 22, Steinader ©. 362 f., Preuß. Lor. 
I. 9. 8 141, Gothaiſches Gef. v. 26. Mai 1830. $ 1 („Seber Grunbbefiter oder 
Stellvertreter befjelben iſt berechtigt, zur Abtreibung des Wildes von feinen 
Grundſtücken geeignete Maßregein zu ergreifen; nur birfen biefe Schugmittel 
nicht den Zwed haben, das Wild zu befchäbigen, zu fangen ober zu töbten”). — 
Er fol ven Wald nur in regelmäßiger Forftlultur benuten nnd nicht ausroden, 
fo daß die Jagd dadurch unmöglich würde, Gaill D. 67. $5ff.; vgl. auch 
oben 5 84 N.18. — Der Grundbeſitzer mußte bulben, baß ber Berechtigte 
Jagdhäuſer baut, Bogelheerbe errichtet, Salzleden anlegt u. ſ. w, Strube Be- 
denken II. no. 57. 
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ordnungen richten, nur in den gefeblich feitgeftellten Zeiten (in den 
offnen, im Gegenfaß zu den gefchloffenen Zeiten oder der Schon- 
zeit?)) und unter Beobachtung der jagbmäßigen Regel®) und ber 
erforderlichen Borfiht*) jagen. 

V. In der neueren Zeit ift dad Jagdrecht in den meiften 
deutihen Staaten volllomnen umgeftaltet worden“). Unter Bei- 
behaltung der dem Staat zuftehenden Jagdhoheit, in Folge deren 
er Beitimmungen über die Schonzeit des Wildes"), über die Art 
der Ausübung der Jagd aufftellt, ift dad Sagdregal und das als 
dingliches Recht beftehende Sagdredht auf fremdem Grund und Boden 
aufgehoben und die Jagd für ein Recht des Grundeigenthämerd er- 
Härt worden, welcher es ohne bejondere Verleihung ausüben darf; 
damit ift zugleich der Unterfchied der hohen und niedern Jagd ge- 
fallen®). Es find hier einige Einzelnheiten aus den mehr oder we 
niger übereinitimmenden neueren Geſetzen hervorzuheben: 


21) z. B. Frankf. Ref. IX. 9. 52,4, 5, Haubold 8 237 R.a, Brenf. 
£br. II. 16. 8 45 ff. Preuß. Kab. O. v. 18. Non. 1841, Gef. v. 26. Febr. 1870, 
Sächſ. &. v. 22 Juli 1876. 

22) z. B. Frankf. Ref. IX. 9. 83. 

22) 3. B. nicht fhießen in der Nähe von Wohnungen, Frankf. Reform. 
IX. 9. 87. 

4) Mafigebenb waren babei bie Grundrechte bes beutfchen Volls 8 37: 
„Im Grundeigenthum Tiegt die Berechtigung zur Jagd auf eigenem Grund und 
Boden. Die Fagdgeredtigfeit auf fremden Grund und Boden, SJagdbienfte, 
Sagdfrobnden und andere Leiftungen für Jagdzwecke find ohne Entſchädigung auf- 
gehoben. Nur ablösbar jedoch ift Die Jagdgerechtigkeit, welche erweislich durch 
einen läftigen, mit dem Eigenthümer des belafteten Grundſtücks abgefchloffenen 
Bertrag erworben ift, über die Art und Weiſe der Ablöfung haben bie Landes» 
gejeßgebungen bas Weitere zu beftinmen. Die Ausübung bes Jagdrechte aus 
Gründen ber öffentlichen Sicherheit und des gemeinen Wohle zu orbnnen, bleibt 
der Landesgeſetzgebung vorbehalten. Die Yagbgerechtigleit auf frembem Grund 
und Boden darf in Zukunft nicht wieder als Grundgerechtigkeit beftellt werben.” 
— Bgl. Rösler Verwaltungsrecht I. $ 206— 208. 

8) 3.8. Preuß. Gef. v. 26. Febr. 1870 über die Schonzeiten des Wildes, 

36) Neubauer Zufammenftellung bes in Deutichland geltenden Rechte 
betreffend verſchiedene Nechtsmaterien (Exrpropriation, Forftrecht, Jagdrecht u. f. w.). 
1880. S. 85—102; Zujfantmenftellung u. |. w. 1881. ©. 98 f. — Neuere Jagd⸗ 
gefeße find: für Preußen Gef. v. 31. Oft. 1848, 7. März 1850. — Baiern 
v. 4. Juni 1848, 30. März und 15. Juni 1850. — Würtemberg v. 17. Aug. 
1849, 27. Oft. 1855. — Königreich Sadfen 1. Dez. 1864. — Baden vom 
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1. Die Frage, weldye wilden, nicht im Privateigenthum ftehenden 
Thiere Objekt der Sagdberehtigung find, und an welchen wilden 
Thieren das freie Okkupationsrecht befteht?%*), ift nach den partikular⸗ 
rechtlichen Normen zu beantworten (oben N. 26). 

2. Das Jagdrecht auf fremdem Grumd und Boden wird in 
vielen Geſetzen einfah aufgehoben”), in andern für ablößbar er 
Härt®). 


2. Dez. 1850. — Schleswig-Holftein v. 17. April 1848 (genaueres v. Ste- 
mann U. ©. 379 f.). — Hannover v.29. Juli 1850 (Bening in d. Ztfchr. 
f- d. gef. Staatsw. XIII. 1857. ©. 481-460) und 11. März 1859 (Grefe II. 
©. 332 ff), — Naffau BO. vo. 380. März 1867. — Großherzogth. Heffen 
26. Juli 1848 (vgl. Hoffmann Arc. f. prakt. R.W. J. 2. ©. 108 ff.), 2. Aug. 
1858. — Weimar vgl. Neubauer &.92f. — Oldenburg daſ. ©. 93 f. 
— Braunfdweig 8. Sept. 1848, 16. Apr. 1852, 1. Apr. 1879. — Koburg 
2. Apr. 1849. — Gotha 20.Nov. 1848, 17. Aug. 1849. — Altenburg 3. Aug. 
1850, 22. Febr. 1854. — Anhalt-Deffau und Köthen v. 20. Dez. 1848 und 
für ganz Anhalt v. 22. Apr. 1870. — Schwarz. Sonbershaufen v. 17. Febr. 
1870 u. f. m. (vgl. auch die folgenden Noten). 

In manden Ländern wurde 1848 das Jagdrecht auf fremdem Grund 
und Boden aufgehoben, aber bald wieder in ber Reaktionszeit hergeſtellt. Doch 
find dieſe wieberherftellenden Befimmungen meiftens fpäter bejeitigt und ift 
das Jagdrecht dem Grundeigenthümer zurüdgegeben worben, 3.8. in Naffau, 
wo burd Gef. v. 9. Juni 1860 das Jagdrecht der früher Berechtigten wieder 
bergeftellt war, durch das Preuß. Gef. v. 30. März 1867. — In Tippe war 
das Jagdrecht auf fremdem Grunde aufgehoben durch Geſetz v. 14. Aug. 1849; 
Dies Geſetz und die gefammte folgende Jagdgeſetzgebung wurde unter Wieber- 
berftellung bes früheren Zuflandes durch bie fürſtl. BO. v. 8. Mai 1854 aufge- 
hoben; jegt Gel. v. 29. Juni 1872 (vgl. folg. Note), — In Kurhefjen Auf- 
hebung mit Entſchädigung durch Gef. v. 1. Juli 1848; Wieberherftellung durch 
BO. v. 26. Fan. 1854: die früher Berechtigten treten gegen AZurüderftattung 
der Entihäbigung in ihre frühere Berechtigung wieder ein; nad bem Gef. v. 
7. Sept. 1865 Ablösharkeit, Aufhebung durch Preuß. Gef. v. 1. März 1873. — 
Schwarzburg-Sondershaufen: Aufhebung durch Geſ. v. 12. Sept. 1848, 
Wiederberftellung durch Gef. v. 11. Juli 1857, wieder aufgehoben durch Gel. v. 
16. Febr. 1870 (das Kammergut wird durch einmalige Zahlung von 30,000 Thlrn., 
die Privatberechtigten werben nad einer Tare entſchädigt). — Ueber Anhalt 
vgl. NR. 37. 

38) Insbeſondere an den eigentlichen reißenden Thieren, Wölfe, Luchſe. — 
Bgl. au oben $ 150. 1. 

7) Preuß. Ge. v. 1848. 8 1, Baier. v. 4. Juni 1848, Gotha 24. Nov, 
1848, Koburg 10. Apr. 1848, 2. Apr. 1849, Shwarzb. Rud. 4. Der. 1848. 


Stobbe, Privatrecht. IT. 2. Aufl. 48 
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3. Es fol fünftighin Fein Sagdredht auf fremdem Grund und 
Boden ald dingliched Recht beftellt werben. Nur die Berpadhtung 
ift zugelafjen®). 

4. Die Ausübung der Jagd ift dem Grundeigenthümer nur 
unter der Boraudfegung geftattet, daß fein Grundbefih ein beftimmtes 
Minimum von Flächheninhalt hat“). Die Eleineren Güter in einer 


— In Württemberg verzichtet durch Gel. v. 27. März 1848 die Regierung 
auf ihr Jagdrecht; das Gel. v. 17. Aug. 1849 fpricht die allgemeine Aufhebung 
aus; für bie titulo oneroso erworbenen Jagdrechte ſoll eine Entiäbigung ein» 
treten. — Dur das Altenburg. Gel. v. 24. Sept. 1848 war das Jagdrecht 
auf frembem Grunde aufgehoben; Das Gef, v. 22. Febr. 1854 u. v. 8. Dez. 1855 
führt eine Entſchädigung ber früher Berechtigten ein; die Vefiter ber früher 
jagdpflichtigen Grundſtücke follen *%,, der Staat Y/, zahlen. — In Meiningen 
entfagt durch Gef. v. 1. Sept. 1848 ber Domänenfiskus feinem Recht zu Gunften 
ber Eigentbümer. — Weimar: Aufhebung durch Gef. v. 6. Jan. 1849; nach⸗ 
träglih wird durch Gef. v. 22. Apr. 1862 eine Eutjhädigung aus der Staats- 
kaſſe bewilligt. — Aufhebung in Anhalt-Deffau und Köthen durch Geſ. v. 
16. Nov. 1848 (vgl. auch die Berfaffung $ 29); durch Gef. v. 24. Aug. 1853 
mwurben die fremben Jagdrechte wieber jo bergeftellt, „wie folche bis zum I. 1848 
beftanden” hatten; dann mwieber Aufhebung durch Geſetz v. 22. Apr. 1870: für 
ben Fisfus findet feine Entſchädigung ſtatt, aber die privaten Berechtigten werben 
aus ber Staatskaffe entſchädigt. — In Kippe (vgl. vorige Note) wirb durch 
Gef. v. 16. Mai und 29. Juni 1872 das landesherrliche Jagdregal ohne Ent- 
ſchädigung aufgehoben; Privatberechtigte follen ans Staatsmitteln entſchädigt 
werden. — Preuß. Bei. fir Naſſau v. 30. März 1867. $ 2: das fiskaliſche 
Jagdrecht wird ohne Entihädigung aufgehoben; „ben zur Jagd auf fremdem 
Grund und Boden bisher berechtigten Gemeinden, Corporationen, Snftituten, 
Standesherrn, Gutsbefitern und andern Privaten wird aus der Landeskaſſe eine 
Entfhädigung gewährt.” 

38) Hannover Gef. v. 1850 (®refe II. ©. 333), Schlesw. Holſtein 
BO. v. 8. Febr. 1854 (v. Stemann ©. 380), Sachſen Gel. 0.1858 (Schmidt 
©. 185), Braunſchweig Gef. v. 8. Sept. 1848, Baben Gef. v. 2. Dez. 1850. 
81,6, Schaumburg-Tippe Belanntm. v. 28. Febr. 1850: durch bie Be- 
flimmungen ber National-Berfammlung des 3. 1848 u. 1849 fei am bisherigen 
Jagdrecht nicht geändert; das Gef. v. 6. Mai 1870 führt die Ablösbarkeit ein; 
vgl. auch die Geſetze v. 7. und 9. Mai 1870. 

39 Preuß. Gef. v. 1848. 8 2. — Verpachtungen von Seiten ber Gemeinde 
follen mindeſtens auf drei, höchſtens auf 12 Jahre und nie an mehr als brei 
Berfonen erfolgen, Preuß. Gef. v. 7. März 1850. $ 10, 12. 

0) Preuß. Gef. v. 1850. $ 2 mindeftens 300 Morgen, welche burdh fein 
fremdes Grundftüd in ihrem Zuſammenhang unterkrodhen werden. — Baier. 
Gel. vgl. Kraut 887. n0.29, Roth III. 8 281. S. 130 N. 45, ©. 131. 
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Gemeinde jollen zu einem oder mehreren Jagdbezirken von beftimmter 
Größe zuſammengeſchlagen und die Jagd auf ihnen entweder ver 
pachtet oder durch einen Säger ausgeübt werden*!). 

5. Da8 Recht der freien Pürſch auf dem Gemeindeland oder 
im ®emeindewald ift aufgehoben“); die Gemeinden follen die Jagd 
entweder verpachten oder durch einen angeftellten Jäger ausüben. 

6. Gehört ein Gut mehreren Perfonen zufammen, jo darf 
die Jagd mur von einer bejtimmten Fleineren Zahl ausgeübt 
werden*). 

7. Wer die Jagd ald Eigenthümer, Pächter, angeftellter Jäger 
oder auf Einladung des Jagdberechtigten ausüben will, hat gegen 
eine beftimmte Abgabe an den Staat einen Jagdſchein zu löſen“). 
Sagdberechtigt ift der Eigenthümer, aber zur Ausübung ded Rechts 
ift er nur befugt, wenn er den Jagdſchein gelöft hat. 

8 So wie der Jagdherechtigte die Schonzeit zu beachten hat, 
jo darf er andererjeitd dad Wild auch nicht übermäßig hegen®). 


4) Bgl. Über derartige Vereinigungen v. Brünned die Jagdgenoſſen⸗ 
ſchaften 1867; auch Gierke Genoffenichaftsreht I. S. 769 f. — Sole Ber- 
bände gehen in Ältere Zeiten zurüd; bie ältefte gejetliche Regulirung erfolgte 
1814; maßgebend wurbe das rheinprenf. Gefet v. 17. Apr. 1830. — Den klei⸗ 
neren Grundbeſitzern ſteht im allgemeinen das Jagdrecht an ſich zu, aber fehlt 
das Recht ber Jagdausübung. Die Genoſſenſchaften erfcheinen nad einzelnen 
Rechten als befondere juriftiiche PBerfonen, nad) andern als commiuniones, nad 
dritten wird bie Genoffenfchaft durch die Gemeinde vertreten. 

49) Nach dem Hannöver'ſchen Geſetz von 1850 blieb bie freie Pürſch noch 
befteben, wo fie herkömmlich war, Grefe II. S. 333. 

#8) Preuß. Gef. v. 1850. $ 3: gehört das But mehr als brei Perjonen, 
jo kann die Ausübung höchſtens breien Übertragen werben ober fie follen bie 
Zagb durch einen angeftellten Jäger ausüben oder verpachten. — Die ältern 
Beſtimmungen bes Preuß. Lor. I. 9. 8 165—168 über die Koppeljagd, bei 
mweldher Mehrere auf demfelben Grundſtück jagbberedtigt finb, und fiber die Be- 
ſchränkungen, welche ſich der Einzelne in Rückſicht auf die Andern auferlegen foll, 
find aufgehoben; vgl. au Mittermater I. 8 221. — Gothaiſches Manb. v. 
27. Mai 1830 zur Beförderung der Aufhebung der Koppeljagben. 

4) Nach dem Preuß. Sei. v. 1850. 8 14 hat er einen für ein Jahr gül⸗ 
tigen Jagdſchein für einen Thaler zu erwerben. — Kraut 8 87. no. 32. 

5 Wenn ein Jagdberechtigter feinen Wildſtand übermäßig begt, haben 
nah Preuß. Recht allerdings die Nachbarn kein Recht auf Erfat bes Schadens, 
welchen das Wilb ihren Feldern thut, aber ver Landrath kann ihn zur Ab⸗ 

45% 
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VI 1. Aud nad) dem neueren Recht, welches dem Grund⸗ 
eigenthümer das Jagdrecht zurüdgtebt, ftehen die auf dem Jagdbezirk 
des Berechtigten ſich aufhaltenden jagdbaren Thiere nicht in feinem 
Eigentbum“), fondern find res nullius**). Doc ift — abweichend 
vom Römiſchem Recht — nur der Grumdeigenthümer oder derje- 
nige, welcyer von ihm jein Hecht ableitet, offupationdberechtigt und 
erwirbt nur er durch Okkupation Eigenthum an dem berrenlojen 
Thier*®). Die Okkupation erfcheint ald vollendet, wenn dad Thier 
todt oder lebendig in die Gewalt des Tagenden gefommen it’). 

Mer auf feinem Revier ein Thier aufgejagt und mit der Offu- 
pation defjelben begonnen bat, durfte ed nad älterm Recht auf das 
Revier ded Nachbars bin verfolgen (Recht der jog. Jagdfolge) 
und dort die Dffupation vollenden®*). Nach neueren Geſetzen gilt 


[hießung bes übermäßigen Wildes während der Schonzeit aufforbern, reip. ben 
Nachbar autorifiren, das austretende Wild zu tödten, Gef. v. 1850. 8 23, 25; 
vgl. auch unten IIL $ 202. III. 

#) de Goltz p. 27 seqq. Anders wenn fle ſich innerhalb eines Geheges 
befinden. 

%a) Daffelbe gilt au von dem ohne jagdmäßige Erlegung innerhalb des 
Jagdbezirks des Berechtigten verenbeten Wild, dem fog. Fallwild. Daffelbe if 
nicht durch feinen Tod Eigenthum des Iagbbereihtigten geworben, Erf. d. RchsG. 
Strafi. V. S. 281; vgl. auch unten N. 51. 

sb) In Ermangelung entgegengefetter Vorſchrift erftredt fi) die Jagdbe⸗ 
rehtigung nur auf das Wilb ſelbſt, nit auf das abgemworfene Geweih bes 
Wildes; biefes ift res nullius und kann daher von Jedem offupirt werben, Erf. 
d. Berl. O. Trib. (Hartmann Ztſchr. f. öff. R. II. ©. 264). 

4) Frider. I. const. pacis 1158. $ 22—25 (Mon. LL. II. p. 108): Si 
quis venatus fuerit cum canibus venaticis, foram, quam invenerit et ca- 
nibus agitaverit, sine alicujus impedimento habebit. Si quis per canes 
leporarios feram fugaverit, non erit necessario sua, sed erit occupantis. 
Si quis lancea vel gladio feram percusserit, et antequam manu leva- 
verit, alter occupaverit, non occupantis erit; sed qui occiderit eam, sine 
contradietione obtinebit. Si quis hirsando feram balista vel arcu oceci- 
derit, ejus erit. — Preuß. tor. I. 9. $ 128, 129. — Erk d. RchsGer. vom 
24. Dt. 1879 (Hartmann Ztſchr. f. öff. R. VI. 1880. ©. 57 f.) über die Frage, 
wann bie Offupation eines Fuchſes vollendet ift, welcher an von dem Jagdbe⸗ 
rechtigten gelegtem Gift verenbete. 

4) Die Vollsrechte kennen nicht die eigentliche Jagdfolge, beftrafen aber 
denjenigen, weldher das von einem Andern aufgejagte Wild erlegt, L. Salica 
ed. Merkel nov. 98 u. 211, ed. Behrend XXXIII. Zuf. 1 u.2. — Ed. Rothari 
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die Sagdfolge nicht mehr uud ift jedem die Ausübung der Jagd nur 
auf feinem Revier geftattet*). 

2. Der Sagdberechtigte ift nach deutichem Recht in dem Sinne 
ausſchließlich jagdberedhtigt, daß, obgleich das Wild res nullius ift, 
jeder Andere unfähig ift, durch Okkupation Eigenthümer zu werden. 
Mer umberehtigt Wild erlegt, begeht nicht bloß einen Sagdfrevel, 
fondern wird auch nicht Cigenthümer des Wilded). Andererſeits 


314: Si cervus aut qualibet fera ab alio hominem sagittata fuerit, 
tamdiu illius esse intellegatur, qui eam sagittavit, usque ad aliam talem 
horam diei aut noctis, id est oras viginti quattuor, quo eam posposuit 
et se turnavit. Nam qui eam post transactas predictas horas invenerit, 
non sit culpavelis, sed habeat sibi ipsa fera, vgl. auch c. 311, 312. — 
Dagegen befteht die Jagdfolge nah Sachſenſp. II. 61. $4: Jaget en man en 
wilt buten deme vorste (dem Bannforftl, in welchem er kein Jagdrecht bat) 
unde volgent ime die hunde binnen den vorst, die man mut wol volgen, 
so dat he nicht ne blase noch die hunde nicht ne grute, unde he ne 
missedut dar nicht an, of he san dat wilt veit; sinen hunden mut he 
wol wederrupen. — Bgl. auch Schwabenfp. 236 (mit großen Unklarheiten und 
ber Neigung, fih an's Röm. Recht anzulehnen; vgl. auch Homeyer Stellung 
des Sachſenſpiegels S. 77 ff.), Burgolpt V.4, Grimm Weisth. I. ©. 384 f. 
(man darf mehrere Zage hindurch dem Wild nachziehen); vgl. über das Ältere 
Recht Stieglik ©. 27, 72, 138 N. 15, 185 f., 294 f., Waitz Verf. G. VIII. 
©. 263 N. 2, auch v. Amira Obl. Redt I. S. 749. — Im fpätern Recht galt 
es unter vielfachen partilulären Modalitäten: Strube Bebenten II. no. 140, 
Pufendorf obs. III. no. 192, Runde $ 159, Mittermater $ 218. — 
Oberlauf. Gef. v. 1765 bei Hommel rh. 68. $3. — Hausgeſetz v. Reuß j. 2. 
v. 1668 (Schulze Hausgefege II. S. 322). — Emminghbaus S.457 N. 6 bis 
11; HSaubold $237 N.c, Kümpel 8210, Sachſe 8 378, Heimbach $ 224 
N.10, 11. — Preuß. Lor. I. 9. 8 130-140. — Nur auf Grund bejonderer 
Berechtigung zuläffig Steinader ©. 366. 

49) 3.8. Kraut 8 88. no. 6, 7, Sächſ. Geſ. v. 1. Dez. 1864. $ 33. 

, Sächſ. GB. 8231: „Herrenloſe Sachen, bei welchen ein ausſchließliches 
Recht der Zueignung in Bezirken oder auf einzelnen Grundftüden befteht, kann 
nur ber Berechtigte durch Vefitergreifung eigenthämlich erwerben“, v. Brünned 
das heutige Jagdrecht und der Eigenthumserwerb an widerrechtlich erlegtem Wild, 
Arch. f. civ. Praris Bb. 48 (1865) S.90 fl. — Abweichend das Würtemb. 
Jagdgeſetz v. 27. Oft. 1855. 8 7: „das erlegte Thier gehört dem Erleger“, 8 18: 
„ber Wilberer ift zur Ablieferung des getödteten Wildes an den Beſchädigten 
verbunden”; Reyſcher II. $ 288 N. 3; diefer Meinung ift auch Walter $ 126 
N.3, Thon Rechtsnorm und fubjeltives Recht S. 3837 N. 19 und die offizielle 
Aufzeichnung über das Elfaß-Lothringifche Hecht bei Neubauer ©. 100. — 
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erwirbt aber auch nicht der Sagdberedhtigte an dem von einem 
Wilderer erlegten Thier Eigenthbum, indem derjelbe ald unfreiwilliger 
Repräſentant ded Berechtigten erjchiene und der Vindikation deifelben 
ausgefegt wäre), Vielmehr hat der Tagdberechtigte nur eine 
Delikts⸗2) und Schadenderjapklage®); er ift beichädigt dadurch, daß 
die Sache, welche zu okkupiren er ein audichließliches Recht bat, 
von einem Dritten in Bejig genommen und ihm ihre freie Okku⸗ 
pation unmöglid geworden ift, und kann Erſatz dafür, reip. Die 
Heraußgabe des erlegten Thierd von dem Wilderer fordern. Eigen⸗ 
thümer wird er erft durch die faktiſche Befitznahme des Wildes. 


Willkürlich ift die Annahme von Bluntfhli 8 71. no. 5, daß wer vom Wilberer 
in bona fide faufe, Eigenthum erwerbe. Es kanır dies doch nur gelten, wo bie 
allgemeinen Borausfegungen vorhanden find, unter denen ein bonae fidei Er- 
merber auch von dem Nicht⸗Eigenthümer Eigenthum erlangt. 

5), Dies ift bie Anficht von v. Gerber 8 93 N. I in den früheren Auflagen, 
Beſeler 889 N. 15, Schütze in Bekker's Jahrb. VI. S. 61 ff., befonbers 
S. 91 ff., 103 ff, v. Brünneck de dominio ferarum, quae illicite ca- 
piuntur. Halis 1862. p. 56 ff., derjelbe in Arch. f. civ. Pr. a. a. O. ©. 86 ff. 
und in Gruchot's Beiträgen XVI. S.182 ff., befonders ©. 203 f., Förfter 
Preuß. Privatrecht III. $ 174 N. 9, Windſcheid S 184 N. 50, Blatner 
kurheſſ. Sachenrecht ©. 122 N. 8. Zu einem gleiden Rejultat führt bie 
Anfiht von Bekker in f. Jahrb. VL. ©. 115 und von 8. Roth in ber 
frit. Biertelj. Schr. V. S. 542 ff. beionders ©. 550 ff., 554 ff., daß das Jagd⸗ 
reht auch das Eigenthum an allem Wilde umfaßt, welches auf dieſem Gebiet 
von irgend wen erlegt wirb ober fonft verenbet; ber Jagdberechtigte habe 
fettes Eigentum an foldem Wild, welches, ohne daß er barum weiß, in 
feinem Bezirk feftgelegt und nicht mehr bewegungsfähig iſt; er werde Eigen 
tbümer auch ohne Okkupation, ohne daß er ben Beſitz erlangt habe. Bgl. da⸗ 
gegen N. 46*. 

9) Dich. Strafgef.B. 5 292—2%. — Diebftahl bat der Wilberer nidt 
begangen, da ber Jagdberechtigte nicht bereits ein Hecht au dem Thiere hatte. 

53) So v. Berber 893 N. 1 in den neueren Ausgaben, Schmidt Bor 
lefungen I. S. 188, Dernburg I. 8 229 N. 8 (er nimmt an, daß der Berech⸗ 
tigte, fo fange fih das Wild in ben Händen bes Wilderers ober britter Berjonen 
befindet, welche Kenntniß nom Jagdfrevel hatten, ein Aneignungsrecht habe, wie 
wenn es fi noch auf feinem Jagdrevier aufhielte); v. Iheriug in f. Jahrbb. X. 
S. 472 ff. äußert fih nur negativ bahin, daß ber Jagdberechtigte nicht ſchon 
durch den Wildfrevel Eigenthümer geworben jet. 
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8 152. Eigenthbumserwerb an Früdten?). 


I. Da die auf dem Felde wachjenden, die an den Bäumen 
hängenden Früchte u. |. w. vor ihrer Trennung keine jelbitändigen 
Sachen find, Stehen fie im Eigenthum defjen, welcher Eigenthümer 
vom Grund und Boden if. Im Gegenſatz gegen diefe dem römi⸗ 
Ihen und dem modernen Recht angehörige Auffafjung jchrieb man 
ihnen aber häufig in älterer und neuerer Zeit in ſolchen Fällen, in 
welchen ein Anderer ald der Grundeigenthümer ein Recht darauf 
bat, fie zu ernten, ſchon vor ihrer Trennnung eine felbftändige ju- 
riftijche Eriftenz zu und erflärte bejonderd mit Bezug auf die fructus 
industriales, daß derjenige, welcher ein Recht auf die Nutznießung 
des Bodens hat, die Früchte verdient, ein definitive Recht auf fie 
erworben habe, fobald er die für die Beftellung ded Bodens, für die 
Pflege der Weinftöde und Obftbäume erforderliche Arbeit gethan 
babe (wer jäet, der mäht)). Ohne Rüdfiht darauf, wer zur Zeit 
der Ernte Die Herrihaft über dad Land hat, fei der Säende 


1 G. € Heimbach die Lehre von der Frucht. 1843. — Stobbe Bei- 
träge 3. eich. des d. Rechts. 1865. S. 59 ff., 65 ff. — Krämwel Über den red- 
lihen Beſitz und befien Folgen in Beziehung auf ben Fruchterwerb nad 
deutihem Recht, im Arch. f. civ. Pr. Bo. 58. 1875. ©. 261—276. — Bgl. auch 
oben $ 79. 3. 


2) Sachienip. II. 58. $2... des mannes sat, die he mit sime pluge 
wirkt, die is verdenet, als die egede dar over gat, unde die garde, als 
he geseit unde geharket ist; III. 76. $4; Deutichenip. 171; Schmwabenfp. 218°; 
Rechtsb. n. Dift. II. 5. d. 1, Purgoldt II. 88, Const. Sax. III. 32 und dem- 
gemäß auch nach ſpäterm ſächſiſchem Recht, Haubold 8 188. — Sächſ. Gel. 2. 
876: „Wer auf Früchte einer Sache bis zu einer Zeit berechtigt iſt, bat bei 
natürlichen Früchten, welche blos durch die Natur hervorgebracht werben, Anſpruch 
auf Diejenigen, welche während biefer Zeit von ber Hauptfacdhe getrennt worben 
find. Bei natürlichen Früchten, welche durch Berwenbungen auf deren ®e- 
winnung hervorgebracht werben, hat er Anſpruch auf diejenigen, bei welchen bie 
Berwendungen in die Zeit feiner Berechtigung fallen, jelbft wenn die Trennung 
von der Hauptfadhe nad diefer Zeit fällt. allen die Verwendungen nur zum 
Theil in dieſe Zeit, fo bat er nur nad dem Berhältniffe, in welchen ber Betrag 
feiner Verwendung zu dem Gejammtbetrage der Verwendung fteht, ein Recht 
anf einen Theil der Früchte.“ 
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berechtigt, da8 Eigenthum der Früchte durch die Emte zu er- 
werben?). 

Sn den Quellen werden beſonders folgende Fälle dafür hervor: 
gehoben, daß der Säende felbft oder feine Erben auch nad) der 
Beendigung ihres Rechts am Grundftüd ein Recht auf die Früchte 
baben®): 

a) der Ehemann bat durch den Tod feiner Frau dad Nutzungs⸗ 
recht an ihrem Ader verloren; er darf doch die Früchte ded von ihm 
beitellten Ackers ernten®); 

b) der Ehemann ftirbt und jeine Frau erhält an jenem Gut 
ein Leibzuchtörecht; feine Erben haben dann dad Recht der Ernte‘); 

c) wenn nad) dem Tode ded Vaſallen der landrechtliche Erbe 
nicht das Lehn erbt, bat er Doch ein Recht auf die Früchte); 

d) wenn nah dem Tode ded Altentheilöberechtigten das 
Nupungsreht wieder an ben Bauergutöbefiger zurüdfällt, haben die 
Erben des erfteren das Recht auf die Ernte”); 

e) der Retraftpflichtige darf noch die Früchte ded an den Res 
trabenten heraudzugebenden Grunditüdd ziehen®). 

Doch fehlt e8 au ſchon im ältern Recht nicht an Ausiprüchen, 
wonad der Eigenthümer oder die fonftige Perjon, an welche das 


3) Daß der zur Nutung Berechtigte Schon vorher Eigenthümer fei, wirb 
nur nad wenigen Quellen anzunehmen fein, vgl. oben TI N.YI FE. — Ab⸗ 
weihenb fagt Heimbach ©. 282, daß das beutfche Recht „einen Eigenthums⸗ 
erwerb ſchon vor der Separation“ annehme Richtig dagegen Delbräd bing- 
liche Klage ©. 29. 

4) Die Quellenftellen find angeführt bet Stobbe ©. 70. 

5) Stobbe S. 70, v. Martig ehel. Güterreht S. 118 ff, S. 298 N. 31, 
Schröder ehel. Güterreht II. 3. S.15f., Emminghaus ©. 338. no. 28, 
80, 32. 

5), Stobbe S.70. Nah dem Trierer Lanbr. VIII. $2 baben, wenn 
bie Leibzucht fich endet, bie beiden Perſonen bie Früchte zu theilen. 

6) Dben $ 127 N. 16 ff. 

N) Seuffert XXVIO. no. 232 (Holftein’sche Sache). 

2 Oben 889 N. 31. — Das Brünner Schöffend. c. 279 behanptet auch, 
daß Überhaupt der Verkäufer bie Früchte ernten dürfe, wenn fie im Bertrage 
nicht ausdrücklich mitverkauft wären. — Ein Bernburg. Gef. v. 29. Oft. 1772 
wendet den obigen Grundſatz auf bie Auseinanberjegung zwiſchen dem neuen 
Pfarrer und der PBfarrwittwe an, Heimbach 5183 N. 8. 
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Gut fällt, die Früchte deffelben erntet und dem Anden nur die Aus⸗ 
faat und ſonſtigen Verwendungen zu erjegen bat?). 

Im neueren Recht gelten, abgefehen von dem Preußilchen Land» 
recht und dem Sächſiſchen Gejehbuch?), durchgehends die dem Rö⸗ 
miſchen Recht entiprechenden Säge: wer die Früchte angebaut hat, 
befigt, wenn fein Recht am Grunbftüd vor der Ernte ein Ende 
nimmt, fein Recht auf ihren Erwerb, fondern hat nur Anſpruch auf 
Erſatz des Aufwandes, welchen er auf die Sache durd Saat oder 
Arbeit gemacht bat!!). 

II. Während nad Römiſchem Recht der bonae fidei possessor 
dem Eigenthümer außer der Sache die fructus exstantes, die von 
ihm gezogenen, aber noch nicht konſumirten Früchte reftituirt, brauchte 
er nad deutſchem echte diefelben nicht herauszugeben und fonnte 
überdied die Früchte, welche er durch Beftellung des Aderd vor er- 
bobener Klage verbient hatte, gegen Zahlung eined Pachtſchillings 
genießen“). Eine Nachwirkung diefer Auffaffung zeigt fi) in meh⸗ 


N) Grimm Weisth. III. S. 197 unten, R. v. Emmerih tit. 26. 81 
(Ztſchr. f. R. ©. X. S.201); Ouellenftelen bei Runde Leib). ©. 105. 8 6, 
S. 124. 8 20; Strube Be. V. no. 34. — Tiroler ®. I. ©. 101: wenn 
ein Gut, weil ber nächſte Erbe abweſend war, dem dann nächſten angefallen war 
und ber erfte zurückkehrt, fo fol, wenn e8 bie Zeit des Schnitte ift, ber Beſitzer 
die Sichel aus ber Hand legen unb jenen zu feinem Erbe kommen Iaffen. 

10) Preuß. Lor. I. 9. 8 221: „bie Früchte einer Sache find, gleich bei 
ihrem Entftehen, das Eigenthum desjenigen, welcher Das Nutungsrecht ber Sache 
bat.” — Das fähfliche Geſetzbuch $ 244, 245 fagt, daß der Nichteigentbhlimer 
die Früchte erfi mit ber Separation refp. Berception erwerbe, enthält aber 8 76 
(gl. N. 2) dem ältern Recht gemäß den Satz, baf er einen Anfprud auf bie 
jenigen Früchte bat, für welche er Verwendungen gemacht hat; vgl. auch Schmidt 
I. ©. 197 f. 

m) Frankf. Ref. V.8.8 11, Defr. GB. $ 295, 420, 519, Code civ. 520, 
521, 585, Baier. Entw. III. 100, Wächter II. ©. 267 N.16, Roth Kurheff. 
Priv. R. J. S. 400 N. 4, ©.462 N. 28. 

19) Stobbe Beiträge S. 67 ff., 76 ff. — L. Sax. 8 63, Sachſenſp. II. 44. 
82, II. 46. 8 3 vgl. mit $1 u. 2, Richtſt. Landr. 16 8 7, Schwabenip. 211, 
J. Culm. ex ult. rev. III. 1. c. 6. — Nach Sachſenſp. II. 53. $ 3 braucht auch 
ber m. f. possessor, welcher freiwillig reftituirt, die Nutzungen nicht zu erſetzen. 
— Abweichend Gosl. Statt. S. 100. 3.31 f., daß der b. f. possessor bie vom 
Vieh gezogenen Nutungen erfegen fol; vgl. auch Schwabenfp. 20, 57 (Schröder 
@üterredt II. 1. ©. 120 f.). 
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teren neueren Partikularrechten; nad ihnen bat der bonae fidei 
possessor die fructus exstantes nicht herauszugeben, macht aljo 
die gezogenen Früchte nicht bloß interim, jondern definitiv zu dem 
einigen). 


8153. Erfigung. 


1. Das ältere deutihe Recht!) kannte in Bezug auf Mobilien 
weder die Erſitzung, noch im allgemeinen die Klagenverjährung. 
Kur in einzelnen Fällen ging in fürzerer Frift, meilt in Jahr und 
Tag, dad Necht verloren, jo für den Erben, welder fein Erbrecht 
nicht geltend macht, für den Eigenthümer, welder eine verlome 
Sade nicht zurüdfordert. Almählih gewann die Klagverjährung 
eine immer weitere Anwendung und mit der Reception lamen aud) 
die römijchen Säge von der Ujufapion zur Geltung: es kann Eigen- 
thum beim VBorhandenfein der gemeinrechtlichen Erfordernijje!‘) auch 
durd) Zeitablauf erworben werden. Das ältere Recht übte aber in» 
jofern einen Einfluß aus, als man für die ordentliche Verjährung 
niht den Beſitz drei Sabre hindurch, fondern nur Jahr und Tag 
und für die außerordentlihe Verjährung bisweilen die Zeit von 


13) Preuß. Lor. I. 7. 8 189: Die gezogenen Früchte bleiben Eigenthum bes 
b. f. possessor; $ 194 er reflituirt nicht von Thieren das junge Vieh, $ 195 
von Landgütern und nugbaren Grundflüden behält er bie Früchte früherer 
Wirthſchaftsjahre, gleichniel „ob biefelben jchon verzehrt, veräußert oder noch wirk⸗ 
lich vorhanden find“; 8 197 die Nutungen des letzten Wirtbichaftsjahrs werben 
zwifhen dem Eigenthümer und Befitter getheilt unb zwar, 8 200, „nach ber 
Zeit, während welcher ver Beflt in biefem Jahre reblich ober unreblich geweien 
if.“ Bgl. auch die Rechtfertigung für dieſe Säte von Suarez Schluß-Re- 
vifion S. 8—10, welcher behauptet, daß durch feine Theorie im Gegenjat gegen 
bas Röm. Recht „die Sache ausnehmend fimplificiet werde.“ — C. ceiv. 549, 
Deflr. GB. $ 330, Züri. GB. $ 509, 510. — Die zweite ſächſ. Decifion von 
1746 führte vom röm. unb deutſchen Hecht abweichende, äußerliche Grundſätze 
ein; das Sächſ. GB. 8 308, 309 enthält eigenthümliche Grundſätze, denen aber 
auh das deutſche Prinzip zu Grunde liegt, Daß die vom b. f. possessor vor 
ber Klagebehänbigung erworbenen Früchte ihm verbleiben, Schmidt I. S. 196 f. 

Dem Röm. Recht folgt C. Max. Bav. II. 3. 20. no. 3, Baier. Entw. 
III 168. 

1) Bgl. oben I. 8 68. 

1a) lieber mala fides superveniens oben 893 N. 9. 
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31 Jahren und einem Tage forderte). Daneben finden fi) aber 
auch willfürlihe Termine und allmählich verbreitete ſich immer weiter 
die römiſche Friftbeftimmung von 3 reip. 30 Zahren?). 

2. In Betreff der geftohlenen und geraubten Sachen, weldye 
nah Römiſchem Recht zweifellos der ordentlichen Verjährung ent- 
zogen find und an welden nad der Sarolina art. 209 in feiner 
Zeit eine Gewere erjejfen werden Tann, beiteht nach gemeinem Recht 
eine Kontroverje, ob für fie die außerordentliche Verjährung zuläjfig 
ſei). Da es partifularrechtlih in gewiffem Umfange möglich ift, 
daß ein b. f. Erwerber fofort an geitohlenen Sachen Eigenthum er⸗ 
wirbt oder gegen die Klage des Eigenthümers geſchützt ıft®), fo -ift 
auch in zahlreichen Partikularrechten ohne Rückſicht auf dad vitium 
der Sache die ordentliche‘) oder doch mindeitend die außerordentliche 
Verjährung zugelafjen”). 


3) So im ſächſ. Recht in Folge Gerichtsgebrauchs bis zum neuen Geſetzbuch, 
Haubold S 185 N.b. u. N. d, Hadelner dr. II. 18 (Pufendorf I. p. 23), 
J. Culm. ex ult. rev. III. 2. c.1. — 2üneb. Ref. II. 9: Jahr und Tag, für 
Abweſende 3 Jahre und 3 Tage. — J. terrestre nob. Prussiae: 3 Jahre und 
3 Tage (d. b. 3 Jahre und 18 Wochen). 

9 Duellennachmeife oben I. 8 68 NR. 32. — 3 Jahre unter Vorausſetzung 
ber bona fides Schwabenip. 56; 3 Jahre auch nah dem Hamburg. Recht von 
1497. ©. 4, Statt. v. 1603. I. 21. $1 (vgl. auh Baumeifter J. S. 72), 
Oeſtr. 88. $ 1466 (bebingungsweife 6 Jahre, $ 1476), Sächſ. GB. 5261. — 
Das Preuß. Lor. I. 9. 8 620, 621 geht Über das Röm. Recht noch hinaus: 
10 Jahre, bei Abweſenden 20 Jahre; Basler Gef. v. 1521 (Rechtsquellen I. 
©. 355 ff.): 10 Ighre. 

9 Unterholgner I. S.192f., welcher fie für zuläffig erklärt; meines 
Erachtens mit mehr Recht wird fie ausgefchloffen von Delbrüd dingliche Klage 
©. 216 f., Reyſcher I. S.220N.5. — Bol. auh Roth B. II. S. 197 N. 20. 

5) Oben $ 145—147. 

6) Rev. Lüb. R. I. 8. 1 (vom Geſichtspunkt ber Klagverjährung aus; ge- 
fiohlene® oder geraubtes But darf nah Jahr und Tag, nachdem es in die Stabt 
gekommen ift, nicht angeiprochen werben; vgl. aber aud v. Wilmowski Lüb. R. 
in Bommern ©. 63). — Recht v. Altona: dreijährige Verjährung, wenn das 
Gut auf dffentlihem Markt erlauft if, Paulſen 8 66. — C. civ. 2279. — 
Sidi. GB. 8 261, vgl. Schmidt I. ©. 207. 

7) elteres fühl. R. Haubold 8185 N. d, Jus Culmense III. 2. 8, 
Zürich. GB. $ 645, Baier. Entw. art. 132 vgl. mit art. 127, 128. — Nah 
Preuß. Lor. I. 9. $ 648 bebarf ber redliche Erwerber, welcher die Sache vom 
Dieb erworben bat, ber AMjährigen Berjährung; befindet fi bie Sache in ber 
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Drittes Kapitel. Das Pfandrecht und Retentionsredit. 


5 154. Pfandrecht. Aelteres Recht!). 


Das Pfandrecht an Mobilien ſteht unter völlig andern Regeln, 
ald das an Immobilien und hat eine viel fontinuirlichere Entwicke— 
lung gehabt als dieſes. 

I. 1. Schon in ältefter Zeit fommt es vor, daß ein Schuldner 
feinem Gläubiger Mobilien zu Pfand hingiebt (efjende Pfänder, 
wenn ed Thiere; Kiftenpfand oder Schreinpfand, wenn es leblofe 
Gegenftände find)*), um ihm dadurch feine Forderung ficher zu ftellen 
und ein Exekutionsobjekt in die Hand zu geben, an welches er ſich 
bei Nicht-Erfüllung der Verbindlichkeit halten darf. 

Ueber die Wirkung des Pfandrechtd gingen zwei verjchiedene 
Auffaffungen neben einander her. Nach der einen haftet der Schuldner 
für die Schuld mit dem ganzen Vermögen, dad Pfand wird dem 
Gläubiger gegeben, damit er fi an baffelbe vorzüglich zu feiner 
Befriedigung halten fönne und mit Bezug auf dies Objeft jedem 
andern Gläubiger deſſelben Schuldnerd vorgehe. Reicht das Pfand 
zur Befriedigung nicht hin, fo bleibt der Schuldner für den Reft 
noch weiter verpflichtet. 

Nach der andern Auffaffung haftet der Schuldner lediglich mit 
dem bingegebenen Pfande und bedarf es einer bejondern, weiter 
gehenden Erklärung defjelben, um mit feinem übrigen Vermögen und 
mit jeiner Perfon zu haften. War einfach ein Pfand hingegeben, 
jo fonnte der Gläubiger nicht auf Bezahlung der Schuld Hagen, 
\ondern hatte ohne Klage dad Gut dem Schuldner zur Einlöfung 


Hand eines zweiten redlichen Beſitzers, fo tritt bie gewöhnliche Verjährung ein. 
— Ebenſo wie die Carolina fließen jebe Verjährung aus bie Nürnb. Ref. v. 
1522. XXIX. 2. a. €., v. 1564. XVI. 9, Franff. Ref. II. 9. 9, Berniſche Ge⸗ 
rihtsfagung v. 1615 (Manuel Verjährung im Berniſchen Stabtredht ©. 48). 

I) 9. Meibom das deutſche Pfandrecht. Marburg 1867, Planck Ge 
richtsverfahren IL. S. 336—340, Franken Geſch. bes franzöſ. Pfandrechts L 
S. 266 ff., v. Amira Obligationenrecht I. S. 213 ff.; Über die weitere pfand⸗ 
rechtliche Literatur vgl. oben 8 106 N. 1. — Bon dem im Exekutionswege vom 
Richter genommenen Pfande fehen wir ab. 

2) Oben I. 868 N. 5. 
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anzubieten und wenn dies erfolglos blieb, ein gerichtliche Aufbie- 
tungsverfahren zu veranlaffen, welches ihm jchließlich dad Eigenthum 
der Sache verſchaffte?). 

2. Pfandrecht an Mobilien können nur durch Beſtellung be 
gründet werden; ſtillſchweigende, geſetzliche Pfandrechte ſind dem 
Mittelalter unbelannt‘). 


3) Bgl. über biefe beiden Arten von Pfandrechten v. Meibom in Bekker's 
Jahrb. IV. ©. 444 ff, Pfandrecht S. 280 ff., Stobbe Juden ©. 247 f., krit. 
Biertelj. Schr. IX. ©. 295 ff, v. Amira I. ©. 217. 

Den Gegenja hebt das Nechtsb. n. Dift. bei Judenforderungen hervor, 
Ill. 17. d.15: Alle phand, dy der iodde innempt, wen he dy nicht lenger 
halden wel, dy sal he... ieme, der dy phand gesaczt hat, anbiten, und 
sal dy phand tragen an geheyte bangk unvorelaget, unde sal dy ufbiten 
zcu deme irsten male unde sal sprechen: her richter unde ir schepphen, 
ich ha daz phant angeboten N..... des en wel he nicht losen, unde bete 
ouch umbe recht zcu erfarn, wy ich forbaz geboren sulle. So teyle man 
ome, he sulles noch zower ufbiten. Wenn he daz getud, dornoch wende 
he daz in sinen nucz unde sy von ieme ledigk unde loz. Daz ist gered 
umbe phant, do nicht zcu gelobet ist. — d. 16: Hat eyn iode pfand, 
darzcu gelobit ist, der mag ienen umme daz gelobede beclagen an 
gherichte. Bekennet her, daz her gelobet hat zcu deme phande, so sal 
men ome helfen zcu deme phande, ab iz zcu korcz ist. Spricht iener, 
her habe ome nicht globet zcu deme phande, so gebare der iode mit 
deme phande, alz vor geschrebin ist; vgl. au d. 19. — Das Rechtsbuch 
n. Dift. fcheint auch III. 14. d. 3 allgemein für bie bloße Verhaftung mit dem 
Pfande zu präfumiren, da e8 bier beißt, daß, wenn ber Schuldner auf das An- 
bieten bes Gläubiger das Pfand nicht Idfen will, der Gläubiger fein Beftes 
Damit thun möge; es wirb gar nicht danach gefragt, ob das Pfand mehr ober 
mweniger als die Schuld werth if. Dagegen findet in III. 14. d. 1 zugleich eine 
perfönliche Verhaftung ftatt. — Lüneb. Nieder⸗Gerichts⸗O. bei Pufendorf obs. 
III. p. 362: mebhrmaliges Anbieten, fchließlich Verlauf des Pfanbes: „yebricht 
Ihme (dem Gläubiger) aber etwas daran, er foll es miffen (falfch: wiſſen), 
Es were dan, daß Ihme feine volle Bezahlung gelobet nnd zugefaget worden“. 
— Bgl. auch Warnksnig flandriſche R.G. III. ©. 87. — Bei Berpfändung 
eines Schiffs beſonderes Verſprechen, über bas Pfand hinaus zu haften, Fa⸗ 
bricius Stralfunder Stabtb. ©. 64.&no. 476, S. 92. no. 332. — In diefem 
Sinne find auch diejenigen Beſtimmungen (vgl. NR. 19 ff.) zu deuten, welche 
jagen, daß bei Untergang oder Berfchlechterung des Pfandes der Gläubiger feine 
Forderung an den Schuldner bat. 

4) Durchaus fingulär if Brünner Schöffenb. oc. 561: Res et bona ad 

locum thelonei deducta sunt theloneatori pro solutione tributi in pignore 
tacite obligata. Item quicumque cum fisco contrahit seu officia suorum 
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3. Ein Pfandrecht als dingliches Recht entfteht nur durch 
Uebergabe der Sadye Seitens des Befteller8°). Behält der Schuldner 
die zu Pfand beftellte Sache in jenem Befib, jo hat der Gläubiger 
fein Widerſpruchsrecht, wenn diefelbe Sache von andern Gläubigern 
zu ihrer Befriedigung im Anſpruch genommen oder vom Schuldner 
an eine dritte Perſon veräußert wird®). 

Dei Sahen, welde man nicht leicht von einem zum andern 
Ort trandportiren kann, wurde ein Pfandrecht auch ohne thatlädhlidhe 
Webergabe dadurdy begründet, daß der Gläubiger in die Lage ge- 


superiorum convenit, illius bona certum est in pignore obligari, quamvis 
haec specialiter non exprimatur. Item qui praedia, agros, vineas vel 
res consiniles dat pignori, fructus rerum talium obligari tacite repu- 
tantur. 

5) Gegen v. Meibom ©. 410 ff., welcher für das ältere Recht auch Hp⸗ 
potbelen annimmt (biefelbe Anficht hat auch Pauli Abhh. ans d. Lüb. R. IV. 
©. 138 ff. und Lüb. Inftände III. ©. 9), vgl. Stobbe in d. frit. Biertelj. Schr. 
IX. &. 316 ff. 

6) Bgl. die Stellen bei v. Meibom S. 411, Bremer Statt. von 1303. 
n0.48 (Delrichs S. 96), Iglauer R. 8107 (Tomaſche!l Oberhof ©. 83), 
Langend. Gl. zum Hamb. R. v. 1497. C.1, Freiburg. Statt. v. 1520. II. 8. 
Abf. 1. — Daffelbe gilt auch für abgepfändete Sachen, Norbhänfer Stabtr. bes 
14. Jahrh. $ 13 (Förftemann IIL 1. ©. 38): Item quicumque alium 
oppignoraverit et illud pignus mutuo restitnerit, quod vulgariter zu 
borge dieitur, illud id ipsum pignus, alter si supervenerit, salvo jure 
pignorabit; v. 1638. S. 7. 813, 15, S. 9. 829, Brünner Schöffenb. c. 571 
Abf.: Unde nota. 

Auf daffelbe kommen zum Theil diejenigen Rechte hinaus, welde, wie 
Lab. Stabtr. (Hach) II. 146, III. 97, vgl. auch Rev. Lüb. R. III. 4. art. 5, 
fagen, daß das Pfandrecht ohne Vefigübertragung nur fo lange zu Gunſten bes 
Släubigers von Wirkfamleit ift, als ber Schufpner im Befitz bleibt (bie Sache 
fih an derſelben Stelle befindet), und baf es erlijcht, wenn bie Sache mit Ge⸗ 
nehmigung bes Gläubiger von ihrer Stelle kommt ober gegen andere Sachen 
vertaufcht wird, Pland II. S. 340 N. 17. Bgl. über biefe Stelle au Pauli 
Abbandlungen IV. S.138—140, welcher meint, Daß eine Hypothek nur an 
folgen Dingen Plat greift, welche nicht ohne große Umſtände in ven Beſitz bes 
Släubigers gebracht werben unb welche wie ber Hausrath bes Schuldners von 
ihm nicht wohl entbehrt werben können. 

Nah nordiſchem Recht war eine Hypothek an Mobilien unter Beobachtung 
gewiſſer Förmlichkeiten mit der Wirkung zuläfftg, baß der Gläubiger bie etwa 
erfolgte Veräußerung anfechten durfte, v. Brünned Reluitionsliagen (vgl. $ 87 
N.3) S.9 f.; vgl. aber au v. Amira ©. 216. 
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bracht wurde, fi in den Beſitz der Sache fehen zu können, fobald 
er ed beabfichtigt”), Auch kommt es vor, daß ber Schuldner die 
verpfändete Sache behielt, aber die Verpflichtung übernahm, für die 
Ueberlaſſung ein Miethgeld zu bezahlen). Der Gläubiger fuchte 
fih in ſolchen Fällen durch das Verjprechen bes Schuldners zu ſichern, 
die Sache nicht zu veräußern, nicht weiter zu verpfänden oder von 
der Stelle, wo fie fich zur Zeit befindet, zu entfernen‘). Bei Ber- 
pfändungen ded ganzen Mobiliard, eined Wagenlagerd u. |. w. wurde 
der Pfandnerus dadurch befräftigt, daß die Verpfändung in die Ge- 
richtöbücher eingetragen mwurbe!®). 

So fehlte e8 der Hypothek an Mobilten an der dinglichen 
Wirkſamkeit; fie gab dem Gläubiger fein dingliches Recht, ſondern 
verpflichtete nur den Schuldner, im Fall feiner mora die Sache 
dem Gläubiger zu feiner Befriedigung zu überlafien. War ber 
Gläubiger in den Befib des Pfandes eingefeht, fo hatte er, wenn 
er gegen feinen Willen aud dem Beſitz fam, gegen jeben dritten Be- 
figer eine Klage auf Herausgabe (vgl. oben $ 146); aber bei einer 
Hypothek an Mobilien war er auf die Gewilfenhaftigkeit feines 
Schuldners angewiejen und durfte, wenn die Sache von einem andern 
Gläubiger in Belchlag genommen wurde oder in den Belik einer 
dritten Perfon überging, dieſen Perjonen gegenüber fein Pfandrecht 
geltend machen. Erſt im 15. Jahrhundert fchrieb man auch der 
Hypothek an Mobilten dinglidhe Wirkung zu"). 


7) Mebergabe des Schlüffele zum Weinkeller, in welchem das verpfänbete 
Faß Tiegt, Iglauer R. 8 107 (Tomaſchek Oberhof S.83); vgl. auch Brünner R. 
c. 371. p. 265. 

8, Zn dem Miethgeld war bann zugleid eine Art Berzinfung der Schuld 
enthalten, vgl. Pauli Abhh. IV. Urk. Buch B. no. 59, 64, 65, 82, Franff. 
Schöff. Ser. DO. 813 (Thomas Frankf. Oberhof S. 273). — Ein ſolches Ber- 
miethen eines verpfändeten Schiffs in einer Danziger Urf. v. 1557 bei Neu- 
mann Wucher S. 198 N. 

9 Pauli a. a. O. n0.61, 79. — Urf. bei Tadra Summa Gerhardi 
no. 147: der Schulbner will die verpfändete Mobilie nomine commissionis 
tantum befigen und bis zur Bezahlung ber Schuld nicht veränßern. 

10) Zahlreiche ſolche Eintragungen bei Pauli a. a. O., v. Meibom 
©. 416 N. 56, v. Bunge Riga ©. 239. 

1) Purgoldt XI. 41, 42, 
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Am wenigften Bebenken unterlag die Hypothek an Schiffen"); 
abgefehen davon, daß eö wohl meiftend dem Gläubiger nicht erwuͤnſcht 
war, in ben Befig eines ſolchen Pfanded zu kommen und daB durd 
Befigübertragung der Schuldner um die Möglichfeit einer bedeu- 
tenden laufenden Einnahme kam, wurden ja aud im übrigen Die 
Schiffe vielfach den Grundfägen des Immobiliarrechts imterworfen 
($ 63 N. 16)°). 

4. Au ein Nicht⸗Eigenthümer konnte gültigerweile ein Pfand⸗ 
recht an einer Sache beftellen, welche ber Eigenthümer freiwillig 
aud feiner Gewere gelaffen hatte!?); ja, in manchen obligatorijchen 
Berhältniffen bat er nicht bloß die Machtvolllommenheit, jondern 
auch dad Net dazu). War dagegen die betreffende Sache Dem 
früheren Beſitzer geftohlen oder von ihm verloren, fo war der Pfand» 
befiger der NRüdforderungsflage deſſelben ausgeſetzt. Für jüdiiche 
Släubiger trat die Modififation ein, daB fie das Pfand nur dann 
herauszugeben hatten, wenn der Kläger ihnen ihre Pfandforderung 


bezahlte'*). 


13) Zahlreiche Berpfändungen von Schiffen führt Fabricins Stralfunb. 
Stabtb. S. 271 a. E. an; für Riga v. Bunge Riga S. 270 N. 187, für Lübed 
Pauli Zuſtände II. S. 115. no. 22, 23, ©. 169. no. 107, 117; fie laffen flw. | 
auch für Danzig, Roftod, Wismar u. |. w. nachweiſen. — Die Berpfändung fol 
vor dem Rath erfolgen, Hamb. Stbtr. v. 1270. I. 13. — Berabrebung ber lex 
commissoria für den Fall ber mora, Urk. bei Pauli Zuflände III. ©. 115. 
no. 23. 

Auch‘ hier kommt das Verſprechen des Gläubigers vor, daß er das Schiff 
niht vor Bezahlung ber Schulb veräußern ober von neuem verpfänden wolle 
(3. 8. Pauli Abhh. IV. B. no. 31. a. 1360, Zuſtände III. S. 115. no. 22, 
Fabricius S. 109. no. 616), woraus hervorgeht, daß die bingliche Natur ber 
Hypothek doch nicht feſtſtand. 

Als partifulär iſt der Sat bes Lüb. Stotr. (Hach) II. 147, III. 82 zu 
bezeichnen, baß, wenn ber Eigenthlimer fein zu Lübeck verpfänbetes Schiff ver- 
äußert, ber Gläubiger e8 nicht auswärts, wohl aber zu Kübel als Pfand in An- 
ſpruch nehmen kann, wenn es borthin zurückkehrt. 

138) Nah dem Recht von Bisby (v. Amira Obi. Recht I. S. 215) Kann 
ber Gläubiger fi zeghel unde roder überantworten laffen. 

13) Bgl. oben $ 146, 147, Soldpfhmidt Handb. I. ©. 897 f. 

120) Weber das Gefinde, wegen bes ſchuldigen Lohns vgl. unten III. $ 187 
N. 34, Über Handwerker, wegen bes noch zu zahlenden Arbeitslohns oben $ 146 
N.28 und unten $ 156 N. 4. 

14) Dben $ 46 N. 40 und 8 146 N. 22. 





ce 
en 
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5. Der Gläubiger hatte für die ordnungdmäßtige Aufbewahrung 
des Pfanded, bei Thieren (jog. effenden Pfändern) für Fütterung 
und Unterhalt zu forgen, wogegen der Schuldner Erfab wegen der 
Unkoſten zu leiften batte!). Die Benupung des Pfandes ift dem 
Släubiger unterjagt!‘) und er bat bei Mebertretung diejed Verbot, 
abgejeben von der ihm öfter angedrohten Strafe"), unbedingt für 
den Schaden rejp. Untergang einzuftehen, von welchem e8 betroffen 
wird'®), 

Nach Alterem Recht haftete aber überhaupt der Gläubiger nicht 
bloß für culpa, ſondern auch für casus"): er follte hei jeder DBe- 
ſchädigung oder Verluſt dem Schuldner den Schaden erfegen, wenn 
dieſer erflärt, die Schuld bezahlen und das Pfand einlöfen zu wollen”). 
Für effende Pfänder trat die Mopifilation ein, daß bei ihrem ka⸗ 
fuellen Berluft der Gläubiger nicht den Werth erjegt, aber dafür 
feine Forderung verloren hat”). Nach den jpätern Quellen dagegen 


15) Rechtsb. n. Dift. III. 14. d. 11, v. Meibom ©. 362 fi. 

16) Wo ſich mit der Pflege des Pfandes ohne weiteres auch Nutzungen 
ergeben, wie 3. B. bei Verpfändung einer Kub, darf der Gläubiger biefelben 
„u.gen, muß fie aber auf die Schuld in Anrechnung bringen, Purgoldt VII. 54. 
Auch kommen Berabredungen des Inhalts vor, daß der Gläubiger die Nutungen 
der ihm verpfändeten Sache ziehen und baburch allmählich die Schuld tilgen fol, 
3. B. Bresl. Signatur no. 71 v. J. 1417 (Ztichr. f. Geſch. u. Alterth. Schlef. VII. 
©. 181). — Bertragsmäßige Berabrebung, daß das verpfändete Pferb gebraucht 
werben barf, Göttinger Urk B. no. 253, 389. 

ın) Löning Bertragsbrud. I. S.414f. — Freiburger Statt. v. 1520. 
I. tit. 8. Abi. 2. 

18) 9, Meibom ©. 327 ff. — In den Quellen, welde im allgemeinen 
den Pfuandgläubiger nur für culpa einftehen laffen, geht darauf hin ber Sat, 
daß ber Gläubiger den Schaden zn erjegen bat, von welchem das verpfänbete 
Vieh außerhalb des Stalles betroffen wird; benn nur im Stall ſoll er das 
Pfand haben, Stobbe Vertragsrecht S. 259 f., krit. Biertelj. Schrift IX. 
S. 239 N. **, 

19) Stobbe Vertragsrecht S. 251 ff. Juden S. 126 f., 246 f.; abweichen⸗ 
der Anfiht v. Meibom ©. 283 ff., 367 ff.; vgl. dagegen Stobbe frit. Biertelj. 
Schr. IX. ©. 298 ff. 

2) Sachſenſp. III.5. 84, Rechtsb. n. Dift. IV. 42. d. 19, III. 14. d. 6, 
Magd. Görl. R. v. 1304. art. 88, Glogauer Rechtsb. c.475, Purgolbt VIII. 71; 
ogl. auch Amiet Geldwucherer S. 112, 246. 

21) Sachſenſp. III. 5. $ 5, Rechtsb. n. Dift. IV. 42. d. 20, Magd. Görl. R. 

Stobbe. Privatrecht. I. 2. Aufl. 44 
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ſteht der Gläubiger nur für culpa ein und behält bei kaſueller Be— 
Ihädigung oder Untergang feine volle Forderung). 

Wo jener ältere Grundfah galt, beftand die Auffaflung, daß 
der Schuldner nicht über dad Pfandobjelt hinaus verpflichtet ſei; er 
batte ein Löſungsrecht, war aber nicht verpflichtet zur Auslöfung *). 


v. 1304. art. 88, Purg. II. c. 29, IV. 0.34, Schwabenfp. 258° u. ſ. w. (vgl. 
die Stellen bei Stobbe Vertragsr. S. 258). — Grimm Weisth. V. 186. $ 27 
wird von dem Bertrage eines Gaftwirthe mit dem Eigenthümer eines Stücks 
Vieh gehandelt, wonach erfterer das Vieh bes Ietteren in den Stall nimmt unb 
ihm zu freffen geben joll uf die hut; d. h. wohl, feine Forderung ift nur durch 
die Haut gefichert; ftirbt das Vieh, fo kann fi der Wirth nur an den Cadaver 
halten; vgl. auch die Stellen bei v. Meibom ©. 306 NR. 126. 

Der gleiche Grundſatz gilt bei der Berbobmung und galt urſprünglich wohl 
allgemein bei der Berpfäntung der Schiffe; er konnte aber durch bie beſondere 
Berabredung ausgeſchloſſen werben, daß bei Untergang bes Schiffe bie Schulb 
nicht aufgehoben fein folle, 3.8. Fabricius Stralſ. Stabtb. S. 12. no. 163, 
&. 40. n0.47, S©.59. no. 388. 

Beſchränkt gilt daffelbe auch nah dem Weisth. von Pfeffers aus dem 
16. Jahrh. 8 69 (Grimm VI. ©. 373): gebt das Pfand dur Feuer, Wafſer 
ober andere Zufälle zu Grunde, fo braucht der Schulbner die Schulb nicht zu 
bezahlen, wenn er fie bereits drei Jahre verzinft hatte und feinen Erſatz bes 
Pfandes fordern will. 

Wegen ver Gefahr für den Gläubiger, fein Gelb zu verlieren, wirb ihm 
geratben, ſich noch nebenbei Bürgen beftellen zu laffen, Augsb. Stabtr. bei Meyer 
S. 55. $ 5; bie Bürgen müfjen ihm in dieſem Fall für die Zahlung einfteben, 
Schwabenfp. 258®. 

2) Lüb. R. (Hach) IV. 98, Prager Judenrecht v. 1254. 87 (Röfler 
S. 182), Mind. Stabtr. 96, 105, Augsb. Stadtr. (Meyer ©. 55, 210) ZIX. 
85, CXXVLI. 84, Rechtsb. n. Dift. III. 17. d. 17 vgl. mit d. 12, Stabtr. v. 
Cleve 15. Jahrh. tit. 112, 8 19, 20 (Zr. f. R.G. X. S. 246), Frankf. Schöff. 
U. v. 1443 (Thomas ©. 335. no. 80), Neumünfterfche Kirchſpielsgebräuche 
art. 24, au Grimm Weisth. II. 127. In Sachſen wirb das ältere Prinzip 
aufgehoben durch Const. Sax. II. 26 (vgl. auch Schletter &. 269). — Der 
neuere Grundfaß greift auch für bie effenden Pfänder Platz, Stobbe Bertragsr. 
©. 259 ff. 

- Die Beränderung bes urfprünglidhen Prinzips ſcheint zunächſt zu Gunften 
jübifcher Gläubiger erfolgt zu fein, Stobbe Inden ©. 246 f, v. Meibom 
©. 373 f. 

33, Mit diefer Auffafjung ift die von v. Meibom ©. 289 nit identiſch, daß 
ber Pfandnehmer kein Forberungsrecht habe und die Sakung ale Taufchgeichäft 
erſcheine, oder ©. 358 f., daß die Tradition zu Pfandrecht eine ſuspenſiv bedingte 
Eigenthumsübertragung enthalte. 
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Bei dem neueren Prinzip dagegen Tann der Gläubiger feine For: 
derung auch unabhängig von der Eriftenz des Pfandobjeftd geltend 
madhen. Ä 

6. Se nad der Art des Pfandrechts galten verfchiebene Grund- 
fäbe, wenn der Schuldner die Obligation nicht erfüllt. 

a) Haftet er nur mit dem Pfande und ift nicht etwa fchon 
vertragsmäßig die lex commissoria für den Fall jeiner mora feft- 
gejebt worden), fo verfällt dem Gläubiger dad Pfand, nachdem 
er den Schuldner gerichtlich oder vor Zeugen) vergeblich zur Ein» 
löſung aufgefordert hat. Cr erhält es von Gerichtöwegen zuges 
ſprochen und braucht den etwaigen Mehrwerth dem Gläubiger nicht 
herauszugeben *). 

b) Wo aber der Schuldner mit ſeinem ganzen Vermögen ver⸗ 
haftet war, und überhaupt wohl allgemein nach ſpäterm Recht, wurde 
ber Gläubiger, nachdem er vergeblih auf Bezahlung und Auslöfung 
geflagt hatte, durch das Gericht zum außergerichtlichen Verkauf des 
Pfandes autorifirt®). Ergab derjelbe mehr, ald die Schuld betrug, 
jo hatte er die hyperocha dem Schuldner herauszugeben; wurbe 


322) 3. B. lex commissoria Urf. v. 3. 1399 im Götting. Urk. B. no. 380. 

4) Rechtsb. n. Dift. III. 14. d. 3: wissentlich sinen nackebur. 

35) Rechtsb. n. Dift. III. 14. d. 3, IH. 17. d.15 (a. €. daz ist gered 
umbe phant, do nicht zcu gelobet ist). — v. Meibom ©. 332 ff., Pland 
©. 336 ff. 

3) Bgl. befonders v. Meibom ©. 338 ff., 435 vgl. mit S. 92 ff. Pland 
©. 338 ff. — Eine perfönlihde Schuldklage darf nicht fattfinden, bevor Die Ere- 
tution des Pfandes erfolgt if, exc. oxcussionis realis, vgl. v. Meibom 
©. 421 f. Url. v. 1486 bei Bauli Zuftände III. &. 115. no. 21. — Bor ber 
gerichtlichen Autorifation zum Berlauf fand gewöhnlich ein dreimaliges Aufgebot 
von Seiten bes Gerichts ftatt, um dem Schuldner bie Einlöſung zu ermöglichen; 
überhaupt war durch längere Friften dafür geforgt, daß das Intereffe des 
Schuldners nicht leide. Um dies mweitläufige Verfahren abzufürzen, ſetzten bie 
Parteien oft in den Pfandverträgen feft, daß es keines gerichtlichen Verfahrens 
bebürfe, fondern der Schuldner bei mora fofort das Pfand verlaufen ober be» 
halten dürfe; 3.8. Pauli Lüb. Abhh. IV. Urt. DB. B.n0.9,. a.1326: ea poterit 
vendere absque ulla prosecutione coram judicio facienda, Pauli Zu- 
fände IIL ©. 118. n0.26. — Bresl. Sign. no. 38. a. 1411 (Zeitſchr. f. ©. 
Schleſ. VI. ©. 349): so sal und mag derselbe Johannes die zwu leste 
heringe verkoufen und sein bestes domete zu schaffen als alle recht 
domete begangen weren ungehindert; no. 100 a. 1420 (ebenbaf. VII. 

44% 
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aber die Forderung beim Verkauf nicht völlig gedeckt, jo konnte der 
Gläubiger den Reit von neuem einklagen?”). 

Statt dad Pfand zu verkaufen”), konnte der Gläubiger eö auch 
einem Andern für die Höhe der Schuld verjegen und hatte dam 
dem Schuldner anzuzeigen, wem er ed verpfändet habe”), damit er 
es bei ihm auölöfen Tönne. 

II. Hatten fih im Mittelalter nur einzelne Anſätze zur Hy— 
pothek an Mobilien gefunden, jo nahm man fie zur Receptionszeit 
unbedenllih aus dem Römilhen Recht herüber und führte überdies 
zahlreiche gefegliche, ſei ed generelle oder ſpezielle, Hypotheken und 
die vertragsmäßigen Generalhypotheken ein®). Doc zeigt fih im 
einzelnen weit verbreiteten Säpen über die Hypothek an Mobilien 
zum Theil noch eine Nachwirkung des ältern Rechts: 

1. Die Hypothek giebt nur ein befchränkt wirkſames dingliches 
Recht; der Gläubiger kann die Sache zu jeiner Befriedigung nur 
in Anſpruch nehmen, wenn fie fih im Beſitz des Schuldnnerd ober 
einer Perſon befindet, welche von der Eriftenz des Pfandrechtd weiß. 
Einem b. f. Grwerber gegenüber kann die Hypothek nicht geltend ge= 
macht werden). 

2. Die ältere Hypothek fteht dem jüngern Fauſtpfandrecht 
nach?i). 


G. 190): das sie denn domite tun und lossen sullen, als ap alle recht 
domite begangen weren; vgl. auch no. 175, 185 (baf. VIII. &. 162, 166) 
und Heusler in d. Ziſchr. f. R.G. VI. ©. 184 fi. 

#7, Rechtsb. n. Dift. I. 15. d. 1, III. 17. d. 16, 19, Freiberg. Statt. I. 40 
(Scott III. 165), Münden. Stdtr. art. 109, Kraut $ 102. no. 26. 

a), Wenn fich kein Käufer findet, darf e8 der Gläubiger behalten. Dies 
wirb in manchen Quellen ausgebrüdt: er giebt es mit ber einen Hand hin und 
fauft es mit ber andern, Tirol. Weisth. II. S. 217 3.22 ff., 294 3.31 ff., 
381 3. 24 ff. 

28) 3.3. Rechtsb. n. Dift. III. 14. d.6, Purgoldt VII. 47, Stabtr. von 
Rubolftabt v. 1594. 12.86 (Wald V. S. 60), Stobbe in Goldſchmidt'e 
Ztſchr. XI. S.404, Kohler pfandrechtl. Korihungen ©. 6 ff. 

9, Dben 8 108. X. 

30) Bresl. Statt. v. 1577. tit. 11 (ale Motiv der VBeftimmung wirb an- 
gegeben, baß Breslau eine Hanbelsftadt fei), Hamb. Statt. II. 4. 2 (Bau⸗ 
meifter I. S. 287 N. 12, 13). 

2) Trierer Tor. XIII. 8 21, Gol dſchmidt Handb. I. S. 953 f., wo fi 
reihe Duellennachweife finden. 
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3. Zur Beitelung einer Hypothek wird eine Urkunde erfordert, 
welche das Bekenntniß der Schuld und die Verpfändung der Sache 
enthält”). Für die Beftellung von Generalhypotheken, ſei es, daß 
fie fih bloß auf Mobilien, jei e8 auf Mobilien und Immobilien, 
beziehen, wurden noch weitere Formen erfordert®). 

4. Die Generalbypothef an Mobilien befchränft den Schuldner 
nicht in der Dispofition über die einzelnen Sachen; durch feine 
Beränßerung gehen diefelben als pfandfrei auf den Erwerber über. 
Der Gläubiger Tann die Hypothek nur an denjenigen Sachen 
geltend machen, welche fich zur Zeit im Vermögen ded Schulbnerd 
befinden®*). 


S 155. Das Pfandredt an Mobilten nah neuerem Recht!). 


Das Pfandredt an Mobilien ift gegenwärtig zum Theil durch 
die @ivilgefepbücdher, zum Theil in Verbindung mit der Hypotheken⸗ 
gejebgebung?), zum Theil durch befondere Gejepe geregelt?). Für 


% 


33), Const. Sax. II. 23 letzter Abſchn., Solmf. L. O. II. 14 8 1, Frauff. 
Ref. II. 17. 82, 12 ff., Lüneburg. Ref. II. 17. 85; vgl. au v. Wächter I. 
S. 564 R. 22. 

38) Urkunde vor zwei Richtern Frankf. II. 17, 8 14, kanzleiiſche Fertigung 
Bluntihli Zür. R. G. II. ©. 131. 

Einzelne neuere Partikularrechte lafſen noch Generalhypotheken an Mo- 
bilien zu, Oldenb. Hyp. O. v. 11. Oft. 1814. 8 20, Lüb. Hyp. DO. v. 22. März 
1820. 8 39 u. f. w. 

34) Bol. oben 8 108 N. 50. — Beſchränkung nad ber Oldenb. H. O. 
a. a. O. (N. 38). 

1) Die neuere Literatur bezieht ſich insbeſondere auf das Pfandrecht im 
Handelsrecht, unter Berückſichtigung des Civilrechts Überhaupt: Labaud das 
kaufmänniſche Pfand⸗ und Retentionsrecht, in Golbdſchmidt's Zeitſchrift IX. 
S. 225 -283, 425—502, Goldſchmidt Handb. I. S. 872 ff., 883 ff., 951 ff., 
Thöl Handelsr. 8 314, Endemann in ſ. Handbuch II. 8 176 ff, Mandry 
(2. Aufl.) S. 337 ff. 373 ff. 380 ff. — Unter ben partikularrechtlichen Bearbei⸗ 
tungen Dernburg $ 354 ff, Roth B. II. 8 197, welcher unter der gemeinſchaft⸗ 
lichen Ueberſchrift „Fauſtpfandrecht“ das Pfandrecht an Mobilien und das pignus 
an Immobilten bebanbelt. 

3) 3.8. Großherzgl. Heff. Gef. v. 15. Sept. 1858. 

3) Bremen'ſche BO. in Betr. der VBeftellung eines Pfanbrechts an beweg- 
lichen Gegenfländen v. 25. Ang. 1848; Gef. für Anhalt v. 13. Apr. 1870, fir 
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dad Pfandreht an Mobilien bat ſich, entgegengejeht der Entwicke⸗ 
lung für Immobilien, der accefforiihe Charakter erhalten und es 
baftet dem Gläubiger nicht bloß dad Pfand, ſondern auch dad übrige 
Dermögen ded Schuldners‘). Dagegen iſt man unter Beleitigung 
der vertragdmäßigen Hypothek an Mobilien wieder zum ältern Recht 
zurüdgefehrt. 

1. Ein vertragsmäßiged Pfandredt ſoll nur ald Fauftpfand, 
durch einen äußerlich erkennbaren Akt oder in einer Weile begrimdet 
werden, welche dem Gläubiger die thatfächliche Herrichaft über die 
Sade giebt. Es bedarf der Tradition der verpfändeten Sache von 
Seiten ded Eigenthümerd oder mit Genehmigung deifelben‘).. Der 
reellen Mebergabe ſteht die traditio brevi manu gleichs), Dagegen 
fann durch constitutum possessorium fein Pfandrecht begründet 
werden”). Wie aber eine Tradition erfolgen kann, auch ohne daß 


Koburg v. 14. Juli 1870 (letztere beide au in Goldſchmidt's Ztichr. XVII. 
©. 158 ff.), für Oldenburg vo. 3. Apr. 1876 (au in Goldſchm. Ziſchr. XXI. 
S. 572 ff.), für Braunſchweig v. 8. März 1878 (vgl. Über dies Geſetz Gold⸗ 
ſchmidt in f. 3. XXIV. ©. 560 f.). — Das Schweiz. Obl. R. regelt das Fauſt⸗ 
pfandrecht in ben art. 210—223. — Auf Beranlaffung des Reichsgeſetzes vom 
23. Juli 1879 (betr. die Abänderung einiger Beftimmungen ber Gew. DO.) 
art. 4 8 38 find in vielen Staaten neuerbings Geſetze betreffend das Pfandleiher⸗ 
gewerbe ergangen, fo für Hamburg v. 10. Dez. 1880 (vgl. auch Goldſchm. 
Stiche. XXVII. ©. 492 ff.), für Preußen v. 17. März 1881, Baden v. 9. Iuni 
1881, Bremen v. 16. Oft. 1881, Braunſchw. v. 21. Dez. 1881, Heffen v. 27. Febr. 
1882, Sad. Altenb. v. 4. Apr. 1882, Sachſen v. 21. Apr. 1882, Sad. Weimar 
v. 16. Aug. 1882 u. ſ. w. 

4) Der entgegengefegte Grundſatz gilt für einen befondern Fall nach ber 
Franff. Ref. II. 17. 89 und im Übrigen für das Gefchäft ber Bodmerei. 

5) Beſeler SIE N.5, Laband ©. 238 f., Goldſchmidt ©. 883 fi. 
8387 N. 19. — Preuß. Landr. I. 20. 87, 71, 104, 105, Oeftr. GB. $ 451, 
Züri. GB. $ 854, 55, Sächſ. GB. 8 466, 469, 470, C. civ. 2076, die N. 3 
angef. Bremen'ſche BO. SI, Bremen'ſche Handfeftlen O. v. 1860. $ 122, 123, 
Oldenb. ©. art. 16, Schweiz. Obl. R. art. 210. — S. Weimar’iches Gef. vom 
6. Mat 1839. 8 60: „Vorbehalt des Eigentbums oder Pfandrechts an beweglichen 
Sachen, weldye vermöge eines Die Uebertragung bes Eigenthums bezwedenden Rechte: 
geichäfts in fremde Hände kommen, ift ungültig;“ ebenfo Oldenb. Geſ. art. 31. 

Ueber die Möglichleit des Fauſtpfandrechts an einer ibeellen Quote einer 
Sache vgl. Laband S. 252 f., Goldſchmidt Handb. I. ©. 891 N. 30, S. 958. 

6) Dernburg $ 354 N.2, Sidi. GB. 8 468. 

7) Breuß. Lor. I. 20. $ 105, Oeſtr. GB. 8 451, Sidi. GB. 5 467, Zür. 
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die Förperliche ISnnehabung übergeht und die Sache ihren Drt ver 
ändert, fo genügt ed, wenn der Gläubiger die faktiſche Möglichkeit 
erhalt, über dad Pfand die phyſiſche Herrſchaft auszuüben und 
Einwirkungen dritter Perfonen, insbeſondere ded Verpfänders, auß- 
zuſchließen?). 

Fir Schiffe, welche ihrer körperlichen Natur nach unzweifelhaft 
Mobilien find, gelten partikulär, auch was die Berpfändung angeht, 
ähnliche Grundfähe wie für die Verpfändung von Smmobilien?). 


GB. 8 856, Brem. Hanbfeften ©. v. 1860. 8 123d, Anh. Gef. v. 1870. 8 2, 
Koburg’sches Gef. v. 1870. $ 2, Oldenb. ©. art. 17, Schweiz. Obl. R. art. 210 
Abſ. 2. — Laband S. 238, 240, Golpfhmidnt Handb. S.611 N. 16, S. 844 
N.14, ©. 887 N. 19. — Während nach älterm bater. Recht das constitutum 
possessorium genügte, bewirkt e8 nach neuerem bater. Hecht kein Pfandrecht, 
Roth II. 8197 N. 45, AT ff, Regelsberger d. Bayer. Hypothekenrecht I. 
©. 39 fi. — Auch können nah dem Einführungs- Gef. 3. Konk. DO. 8 14 Fauſt⸗ 
pfandgläubiger nur dann Abſonderungsrechte im Konkurs geltend maden, „wenn 
der Pfandgläubiger ober ein Dritter für ihn den Gewahrfam ber Sadye erlangt 
unub bebalten bat.“ 

8, Oben 8 148 N. 6 ff. und das Erf. des R. O. H. Ser. XIV. ©. 102 ff. 
— Preuß. Lor. I. 20. $ 271 ff. (Förſter I. $ 197, Dernburg $ 360), Deftr. 
GB. 8452. — In folden Fällen nahm die ältere Theorie eine fymbolifche 
Trabitton an; nach Preuß. Lor. I. 20. 8 273 foll dann eine Urkunde ausgeftellt 
werben. 

9), Nach dem Preuß. or. I. 20. 8 300 follte eine beglaubigte Abichrift ber 
auf dem Schiffscertifilat gerichtlich verzeichneten Verpfänbung übergeben werben; 
dies ift durch das Preuß. Einführ. ©. zum Hand. GB. art. 59 dahin umge- 
ändert, daß bie Eintragung in das Sciffsregifter das Recht eines wirklichen 
Pfandinhabers giebt und daß das Pfandrecht durch Löſchung im Schiffsregifter 
aufgehoben wird; neuere Preuß. Gejege gleichen Inhalte in Goldſchmidt's 
Ztſchr. XIX. S. 473, 474; Oldenb. ©. v. 3. Apr. 1876. art. 1 ff., Mecklenb.⸗ 
Schwerin’ihe BO. v. 28. März 1881 (au bei Golbfhm. Ziſchr. XXVII. 
©. 479 ff.), ib. ©. v. 18. Ian. 1882 betr. die Berpfänbung der Seeſchiffe. — 
Für ganz Deutihland macht bas Einf. ©. zur KonkursO. $ 14 bas Abjon- 
berungsrecht der Gläubiger, denen ein Schiff verpfänbet ift, davon abhängig, „Daß 
die Eintragung ber Berpfändung in das Schiffsregifter oder die Uebergabe ber mit 
einem beglanbigten Vermerke ber Verpfändung verjehenen Schiffsurlunden ober 
in einer beglaubigten Abfchrift derſelben“ erfolgt if. — Bgl. auch Goldſchmidt 
Handb. J. (1.Aufl.) $ 60. S. 528 N. 9, $ 80. S.831 N. 34, 8 85. 5.889 N. 24, 
II. 2. Aufl. 8.6 R.8, Lewis in Endemann’s Handb. IV. S. 21, Förfter III. 
8 197. II. 2, Dernburg 8 360. 2. — Das Schweiz. Obf. R. art. 210 Abi. 3 
überläßt e8 der Kantonalgefeggebung „bie Berpfänbung von Vieh durch bloße 
Eintragung in öffentliche Bücher zu geftatten.“ 
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Eine Anzahl von Partikularrechten fordert für die Begründung 
des Pfandrechts außer der Tradition noch die Errichtung einer Ür- 
funde über die Verpfändung und Mebergabe derfelben an den Gläu— 
biger'%); bejondere Beftimmungen gelten binfichtlih der Geſchäfte 
der Pfandleiher!). Doch bedarf ed nad) art. 309 des KHandeldge- 
ſetzbuches folcher Förmlichkeiten nicht, „wenn unter Kaufleuten für eine 
Sorderung aus beiderfeitigen Handelögejchäften ein Fauftpfand an be= 
weglichen Sachen ... beftellt wird”. 

Der Schuldner, weldher dem Gläubiger eine Sache al Pfand 
übergiebt, kann nach Partikularrechten von ihm die Ausftellung einer 
Urkunde (Pfandichein) fordern, in welcher der Empfang des Objekts 
bejcheinigt und zugleidh die fonftigen Beitimmungen ded Bertrages 
verzeichnet werden '?). 

2. Im Handelöverfehr'?) werden Waren, welde fih im Ge- 
wahrlam einer dritter Perfon befinden, auch dadurch verpfändet, daß 


210, Würt. R. v. Wächter L S. 976, Reyſcher II. 8 345. — Das Hefl. 
Geſ. v. 15. Sept. 1858. art. 200 machte das Abjonberungsrecht der Fauftpfanb- 
gläubiger von der Aufnahme einer öffentlihen Urkunde und ihrer Eintragung in 
ein beftimmtes Regiſter abhängig. — Nah C. civ. 2074 und Baben’fchem 
GB. 2074 bedarf es einer öffentlichen Urkunde oder der Eintragung einer Pri⸗ 
baturfunde in öffentlihe Bücher bei Verpfändung von Mobilien von über 
150 Franken, reſp. 75 Gulden Werth; ohne Urkunde wirkt das Pfandrecht nur 
unter den Kontrahenten, nicht gegenüber dritten Gläubigern, Goldſchmidt 
Ztſchr. IX. S. 15 f. und N. 13, Handb. I. S. 885 f., 889 N. 25. 

2) Eintragung der betreffenden Geſchäfte in ein von ihnen zu führendes 
Pfandbuch, Preuß. Gef. v. 17. März 1881. 8 5, Bremiſches ©. v. 16. Oft. 1881. 
sb u. ſ. w. 

12) Frankf. Ref. II. 17. $4, Preuß. Landr. I. 20. 8 95, 96, Oeſtr. GB. 
8 1370, Sächſ. ©B. 5 1444. — Iſt ein Pfandſchein ausgeftellt, ſo kann er vom 
Schuldner benntt werden, um ben über bie Höhe der Schuld binausgeheuben 
Werth der Sache einem Anbern zu verpfänden. Indem er einem andern Gläu⸗ 
biger für feine Forderung ben Pfandſchein überträgt, giebt er ihm das Recht, 
gegen Zahlung ber erften Schuld an den erftlen Gläubiger, welcher fih im Beſitz 
bes Pfandes befindet, dieſen Beſitz felbft zu erlangen. Will der Schuldner fein 
Pfand beim zweiten Gläubiger auslöfen, fo hat er ihm fowohl feine eigene, als 
bie Forderung bes erften Gläubigers zu bezahlen. — Das Preuß. Landr. I. 
20. 8 365, 366 hat dieſen Verkehr mit Pfandſcheinen anerlannt, welche bie 
Bank Über ihr verpfändete Waren und andere Sachen ausgeftellt bat. Bgl. auch 
unten RN. 37. 

18) Bol. aber auch Deftr. GB. 8 497. 
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der Berpfänder dem Pfandnehmer diejenigen Papiere überträgt, durch 
welche der Empfänger das Recht erhält, ihre Auslieferung vom 
Detentor zu verlangen, Konnofjemente, Ladeicheine, Lagerjcheine 
(Warrantd); es gilt ald ausreichend und dem Beſitz gleichitehend, 
wenn er in der Lage ilt, über das verpfändete Objekt vermittelft 
- Diefer Papiere zu verfügen‘). Partikularrechtlich gelten gleiche Be⸗ 
Stimmungen aud für den gewöhnlidhen Verkehr!“). 

3. Werden Forderungen verpfändet, über welche Urkunden aud- 
geftellt find, in welchen fidh der Schuldner zu einer Leiftung ver. 
yflichtet, jo bat nach Partikularrechten eine Webergabe der Urkunde 
ftattzufinden, wie wenn diefe als Fauftpfand Gegenftand des Pfand- 
vertrage8 wäre”). Forderungen, über welche feine Urkunde audgejtellt 
ift, follen nach mehreren Partifularrehten nicht verpfändet werden 
können!e). Wo die Leitung der Berpflidhtung gegen die Urkunde 
erfolgen ſoll, verliert der Berechtigte durch ihre Mebergabe die faktiſche 
Möglichkeit, die Forderung geltend zu machen und geht biefe Mög» 
Lichfeit auf den Pfandgläubiger unter der Vorausſetzung über, daß 
die etwaigen jonftigen Erforderniffe, welche nach Partikularrechten zu 


14) Handels⸗GB. art. 309, 313, 374, 382, Einf. G. 3. Konk. O. 8 14; 
Goldſchmidt I. 8 73. S. 707 ff., befonders N. 24:2, 8 75. ©. 758 ff., 8 76. 
©. 774 N. 32, ©. 782 ff. 8 85. S.893 f. Er formulirt den Sag populär da⸗ 
bin (S. 713): „Erwerb des Konnoſſements ift ſymboliſcher Befigerwerb ber Darin 
bezeichneten Ware.“ 

146) Schweiz. Obl. R. art. 412, Bremiſches Gef. v. 13. Mai 1877. 8 3, 4. 

15) 3,8. Schweiz. Obl. R. art. 215, Würt. Pfandgeſ. art. 248, Olbenb. 
Gef. art. 26 u.f. w. Ueber die Frage, ob, wo e8 an derartigen Vorſchriften 
fehlt, durch Uebergabe der Urkunde ein Pfandrecht an der Forderung begründet 
werben fönne, vgl. Regelsberger Bayer. Hypothekenrecht I. S.41 ff. — Schon 
in bem Mittelalter kommen bevartige Berpfänbungen durch Uebergabe der Ur⸗ 
Yunde vor, 3. B. Colner Geſch. q. V. no. 53, 59. Bon befonberm Intereſſe 
find auch die Mittheilungen Höpken's (vgl. oben $ 104 N.1) ©. 196 fi. Über 
die Berpfändung von Nentenbriefen zu Bremen, wozu e8 nur ber Uebergabe mit 
bem Berpfänbungsmwillen bebarf; ber Pjandgläubiger kommt dadurch in bie Lage, 
die Renten erheben zu bürfen, Höpken S.198f. — Ueber bie Verpfänbung 
son Hypothefen vgl. oben $ 113. II.; über bie Berpfänbung von Pfandſcheinen 
in diefem $ N. 12. 

6) 3.8. Heſſiſches Pfandgeſetz art. 171, Sächſ. Geſ. B. 8 502, Oldenb. 
Geſ. art. 26. 
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der Mebergabe binzutreten müflen, erfüllt find. Die Berpfändung 
der Forderung ericheint ald eine bedingte Gefifton‘“). 

Bei den auf einen beitimmten Gläubiger audgeftellten Urkunden 
wird partifularrechtlih ein urkundlicher Vermerk oder die Aufnahme 
einer Urkunde über die Verpfändung gefordert”), während nach an⸗ 
dern Rechten bereitd die Aushändigung der Urkunde genügt"). Da⸗ 
mit der Schulöner nit an den DVerpfänder zahle, bedarf es bei 
jolhen Sorderungen, weldye nicht gegen die Aushändigung der Ur- 
funde zu zahlen find, der Notififation über die VBerpfändung an den 
Schuldner”). 

Bei den Drdrepapieren®) bedarf es der Mebergabe ded in⸗ 
doffirten Papier8*'), bei Suhaberpapieren genügt die einfache Ueber⸗ 
gabe?). 


168) Sächſ. EB. 8 503 (N.17), Oldenb. ©. art. 27. 

Mm Würt. Pfandgeſ. art. 248. Sidi. GB. 8 602: „bie Berpfänbung einer 
Forderung ift nur zuläffig, wenn legtere auf eine Gelbleiftung gerichtet unb eine 
Urkunde darüber ausgeftellt ift; ihre Verpfänbung gefchieht durch Uebergabe ber 
Urkunde nad den Borjchriften Über das Fauſppfand“; $ 503: „bie Berpfänbung 
ber Forderung ift als eine auf ven Fall ber Nichtzahlung des Dadurch geficherten 
Anſpruches geſchehene Abtretung der Yorberung zum Zwed ber Erhebung und 
nöthigenfalls Einklagung zu betrachten;“ Oldenb. ©. art. 26. Bgl. auch Zürich. 
GB. 8 858. 

18) Preuß. Lor. I. 20. 8 281 ff., Hefſ. Pfogeſ. v. 1858. art. 171, Baier. 
Entw. art. 442, Brem. Handfeſten O. 8 123. d. 2). — Um ein Abfonberungs- 
vet im Konkurs zu erhalten, wirb nad dem Einf. G. zur Konk. O. 8 15. 2) 
mindeftens ber Gewahrfam „ber liber die Forberung oder das Vermögensrecht 
ansgeftellten Urkunde” erfordert. — Beſeler SIE N. 7, Roth B. II. $ 197 
N. 44, Bfetffer Prakt. Ausf. VII. ©. 15. 

9) Preuß. Lor. I. 20. 8 283, 284 (Dernburg $ 361 N.5, 6), Züricher 
GB. 8 859, Braunſchw. Gef. v. 1878. 8 11, Schweiz. Obl. R. art. 215; vgl. 
auch Einf. ©. 3. Kont.Dd. 8 15. Abi. 1. 

30) Bgl. Über biefelben, abgejehen von dem Wechjel, Handels⸗GB. art. 301, 
302, 304. 

2) Hand. GB. art. 309.2), Schweiz. Obl. R. art. 214; vgl. auch Bremer 
Geſ. v. 18. Mai 1877. 88, 4. — Laband a. a. O. IX. S. 245 ff. Daß bie 
Beftimmung bes Hand. GB. fih nur auf das fanfmännifche Pfandrecht bezieht 
und daß nad Partikularrecht auch ohne Indoſſament ein Orbrepapier verpfänbet 
werben kann, Laband S.250 und Seuffert XXXII. no. 24 (Münden). 

2) Sand. GB. art. 309. 1), Preuß. Lor. I. 20. 8 286, 287, Sächſ. GB. 
8 499— 501, Baier. Entw. art. 447, Brem. Handfeſten O. 8123. d. 1), Oldenb. 
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4. In Folge der partitularrechtlichen Geltung der Regel hand 
wahre hand oder der jonjtigen Beichränkungen der Vindikation kann 
partifularrechtli auch ein Nicht-Eigenthümer in dem Umfange, als 
die Bindilation des Eigenthümers audgefchloffen oder nur refuso 
pretio zuläjfig ift, ein wirkſames Pfandrecht beftelen®). Auch in 
ſolchen Ländern, in welden im übrigen die unbedingte Vindikation 
des Römiſchen Rechts gilt, find vielfach für die konzeſſionirten Pfand⸗ 
leibanftalten befondere Beitimmungen ergangen, wonach fie die ihnen 
von Nicht-Eigenthümern verjepten Pfänder im Fall ihrer bona fides 
nur refuso pretio herauszugeben verpflichtet find”). 

Dad Handelsgeſetzbuch art. 306. Abi. 2 und 4 ftellt für ganz 
Deutichland den Grundjag auf, daß, wenn ein Kaufmann in feinem 
Handelöbetrieb Gegenjtände, welche weder geftohlen noch verloren 
find, einem Andern zu Pfand übergiebt, der gutgläubige Erwerber 
ein Pfandredht erwirbt, gegen welches zu feinem Nachtheil ein früher 
begründeted Cigenthum, „Pfandrecht oder fonftiges dingliches Recht" 
nicht geltend gemacht werden Tann). 

5. Das neuere Recht kennt zahlreiche gejebliche Pfandrechte an 
Mobilien®), aber wejentlih nur in ſolchen Zällen, in welchen ſich 


©ef. art. 16, Schweiz. Obl. R. art. 210. — Kuntze bie Lehre von den In⸗ 
haberpapieren. 1857. ©. 691 ff. 

Wenn au bie Anficht des Kaufmannftanbes dahin zu gehen fcheint, daß 
nah Beendigung des Pfandverhältnifies ber Gläubiger bie Werthpapiere nicht 
in specie, fonbern auch in genere reftituiren bürfe, bebarf es doch einer bes 
fondern Verabredung, um ihm zu geftatten, die bingegebenen Papiere ohne 
weiteres zu veräußern, Kunde S. 694 und bie Erlenntniffe in Goldſchmidt's 
Ztſchr. IX. S.162 ff. 164 ff.; zweifelnd erklärt fi Endemann Handelsr. 
8 146 N. 17. 

35) 8 165 N. 13, 14. — Preuß. Landr. I. 20. 8 80: der redliche Pfand⸗ 
nehmer giebt dem Eigenthümer das Pfand nur refuso pretio heraus; vgl. auch 
8 83, 91. — Oeſtr. GB. $ 456, Heſſiſches Pfanpgef. v. 1858. art. 173, Schweiz. 
Obl. R. art. 213 vgl. mit art. 206. — Goldſchmidt I. ©. 898 fi. 

4) Nachweilungen bei Gengler Lehrb. S.248, Goldſchmidt J. S. 900 
N.19; vgl. auch Mandry S. 375 N. A. 

35) Sorgfältige Interpretation bes Artikels bei Laband S. 269 ff., Gold⸗ 
ſchmidt S. 801 ſſ. 

26) Das Gef. v. 2. Ian. 1874 für Reuß j. L. hatte fie aufgehoben; ebenſo 
giebt e8 auch nach fonftigen Partikularrechten Feine andern als die in den Reichs⸗ 
gefegen ftatuirten gefeßlichen Pfandrechte Mandry S. 37T NT. 
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der Gläubiger im Beſitz der Sachen feines Schulbnerd befindet. 
Bon den dur das Handelsgeſetzbuch ftatuirten geſetzlichen Pfand⸗ 
rechten ift für einzelne beftimmt, dab fie nicht bloß fo lange Beftand 
haben, ald fich die betreffenden Sachen in der Detention des Gläu⸗ 
biger8 befinden, fondern auch noch eine beftimmte Zeit nad) der Ab⸗ 
lieferung, falls fie der Schuldner oder deffen Stellvertreter detinirt. 
Zu erwähnen ift: 

a) das Pfandrecht des Commilfionärd an dem Commilfiondgut, 
jofem er ed in feinem Gewahrſam bat oder fonft, indbejondere 
mittelft der Connoffemente, Ladeſcheine oder-Lagerjcheine, in ber Lage 
ift, Darüber zu verfügen”); 

b) de8 Spediteur am Speditiondgut*‘); 

c) ded Frachtführer am Frachtgut; ed iſt Fein reines Zauft- 
pfandrecht, da ed nach der Ablieferung noch fortwährt, „infofern ber 
Frachtführer ed binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich 
geltend macht und dad Gut noch bei dem Empfänger oder einem 
Dritten ſich befindet, welcher e8 für den Empfänger beſitzt“*); 

d) ded Berfrachterd am Frachtgut wegen der Fracht, des Liege 
geldes, audgelegter Zölle u. ſ. w.; er bat died Pfandrecht auch nad 
der Ablieferung, „fofern e8 binnen 30 Tagen nad) Beendigung der 
jelben gerichtlich geltend gemacht wird; es erlifcht jedoch, fobald vor 
der gerichtlichen Geltendmahung die Güter in den Gewahrjam eines 
Dritten gelangen, weldher fie nicht für den Empfänger befipt“ ); 

e) des Verfrachterd an den Sachen ded Paflagierd wegen bed 
Veberfahrtgelded®t) ; | 

f) des DBergenden wegen der Bergungd» und Hülfskoften an 


7) Hand. GB. art. 374, 375, Laband ©. 425-459, Golbfhmibt L 
S. 111 NR. 24, 998 ff., 1006 ff. 1021 ff., GOrünhut das Hecht des Kommiffions- 
handels 1879. S. 20 ff., 280 ff. Bgl. au das Nürnb. Erk. bei Solpfhmibt 
Ztſchr. X. ©. 132 ff. 

#3) Hand. GB. art. 382. Abf.1 u. 2, Laband S. 459-471, Gold⸗ 
ſchmidt J. S. 999 ff., 1007 N. 32, 1021 ff., Grünhut ©. 553 ff. 

) Hand. &B. art. 409, Laband &.471—477, Kompe in Gold⸗ 
ſchmidt's Ztihr. X. S. 316—326, Solpfhmidt Handb. I. ©. 1021 ff. 

20) Sand. GB. art. 624, 626, 629. — Goldſchmidt I. S. 1000 N. 12, 
&. 1003 N. 20. — Ueber älteres Hamburger Recht Baumeifter I. &. 235 
N. 48. 

1) Hand. EB. art. 675. 











8 156. Das Pfanbdrecht an Mobilten nad neuerem Recht. 701 


den geborgenen oder geretteten Gegenftänden und zwar auch noch 
nad der Ablieferung an die Snterefjenten®); 

g) zahlreiche geſetzliche Pfandrechte für jeerechtliche Forderungen 
und zwar auch ohne Detention des Gläubigerd®); 

Veberdie8 enthalten die Partikularrechte noch manche weitere 
geſetzliche Pfandrechte. Bon dem des Vermiethers und Verpächters 
wird unten (III. $ 186. 9) die Rede fein; es ift dem Fauftpfand 
infofern verwandt, als fih die Sachen, wenn auch nicht in der De 
tention, jo doch auf dem Grund und Boden des Gläubigerö be= 
finden. in ähnliches Pfandrecht hat der Gaftwirth an den einge 
brachten Sachen des Gaftes für feine Forderung wegen Quartier 
und Bewirthung?®*). 

Gemeinrechtlich hat die Konkurdordnung $ 41 für diefe und 
einige weitere Fälle dem Gläubiger ein geſetzliches Pfandrecht reip. 
qualificirtes Retentionsrecht an gewilfen Sachen des Schuldners ges 
geben, welches im Konkurs das Abfonderungdrecht gewährt. Allen 
diefen Fällen tft gemeinfam, daß die Saden fih im Gewahrjam 
oder auf dem Grundſtück des Gläubigerd befinden. 

6. Der Fauftpfandgläubiger hat die Sache mit Anwendung 
von diligentia zu bewahren und ift bei kulpoſer Berfchlechterung 
oder Untergang erſatzpflichtig. Für casus fteht er nach neuerem 
Recht im allgemeinen nicht ein“), und nur höchſt partikulär gilt für 


3) Sand. GB. art. 753. 

s, Sand. GB. art. 727, 757—59, 761, 768, 767—69, 774, 779, 781. 
— Bgl. au $ 156 Über das qualifizirte faufmänntfche Retentionsrecht. 

3a) Preuß. Landr. II. 8. $ 455, Züri. EB. S 871. — Konk. O. 841: 
„den Bauftpfanbgläubigern ftehen gleich: .. . 5) Saftwirthe wegen ihrer For⸗ 
derungen für Wohnung und Bewirthung des Gaftes, in Anfehung ber von beme 
felben eingebrachten, von ihnen zurüdbehaltenen Sachen.” — Bgl. auch noch 
über einen Fall eines gefeßlichen Pfandrechts nad dem Züri. GB. 8 1885 ff. 
unten III. 8 200 R. 22°). 

29 Bol. die Zufammenftellung bei Goldſchmidt I. S. 907 N.3. Ende⸗ 
mann in j. Hanbb. II. 8 177 N. 9 fagt, e8 würde jeßt allgemein anerkannt, 
daß, wenn das Pfandrecht aus Bertrag ſtammt, ber Pfanbgläubiger regelmäßig 
ein Recht anf Ergänzung bat, falls ſich der Werth bes Pfandes vermindert. 
— Er beruft fih für diefen unhaltbaren Sat auf Goldſchmidt 8 88 N. 10, 
welcher aber mit Recht jagt, daß der Pfandgläubiger ein ſolches Hecht nur bat, 
wenn es bejonbers ausbedungen if. 
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Leihanftalten der Sag, daß diefelben bei Tafuellem Untergang bes 
Pfandes ihre Forderung verlieren®). Benutzen darf er die Sache 
nur auf Grund befonderer Erlaubniß). 

Bei Tilgung der Schuld hat der Gläubiger das Pfandobjekt 
herauszugeben. Hat er einen Pfandichein ausgeftellt, fo kann in 
demjelben oder falls es fih um eine Pfanbleibanftalt handelt, in 


35) Hamburger Leibhaus- Orbnung vom 14. Dez. 1775. art. 29 (Bau- 
meifter J. S. 263 N.17); Hamburg. Gef. v. 28. Suni 1871, betreffend bie 
Pfandleiber $ 9: bei Berluft oder Beſchädigung des Pfandes durch Fenersbrunft, 
Einbruh oder andere Unglüdsfälle foll ber Pfanbleiher ber Obrigleit Anzeige 
maden, weil er fonft ber Einrebe bes unvermeidlichen Zufall verfuftig geht. 
„Keinenfalle aber ift der Pfandleiher berechtigt, falle das von ihm angenommene 
Pfand durch Aufall beſchädigt wirb oder verloren gebt, von bem Berpfänder bie 
Erftattung bes Anlehens zu forbern. &benfowenig kann ber Berpfänber von 
dem Pfandleiher die Rüderftattung bes durch unvermeiblichen Zufall verlornen 
Pfandes verlaugen”; entjpredend Hamb. Gel. v. 10. Des. 1880. $ 9, unb 
Hamburg. Leihhausorbn. v. 29. Dez. 1882: „Sollte ein Pfand durch Feuersbrunſt, 
Einbruch ober andere Unglüdsfälle befchäbigt werden ober verloren gehen, jo 
wird dem Pfanbfeßer die Erftattung des Anlehens fammt Zinjen erlaffen, bo 
bat er weiter nichts zu fordern.” — Aehnlich Lübeder Gef. v. 8. März 1856 
über ben Pfandleihbetrieb $ 16 und Sächſ. G. v. 21. Apr. 1882. 8 11, 12. — 
Dagegen läßt 3. B. das Preuß. Reglement v. 13. März 1787. 8 102, 103 das 
Leihhaus für Diebftahl, aber nicht für Verluft des Pfandes durch Feuer, gewalt- 
famen Einbruch oder andern unvermeiblichen Zufall einftehen. — Neuere Geſetze 
fordern, baß bie Leihanftalten ihr Lager gegen Fenersgefahr verfihern, Baier. 
Belanntm. v. 12. Aug. 1879. no. 3, das angef. Sächſ. Gel. Letzteres beftimmt 
zugleich, daß im Fall eines Brandes ber Pfanbleiher dem Schulbner die Diffe- 
renz zwiſchen dem Werth des Pfandes und feiner Forderung erſetzen joll. 

3%) Oeſtr. GB. 8 1372, Sidi. GB. $ 476: nach erflerem ift die Berab- 
rebung der Antichrefe bei nuttragenden Mobilien verboten und barf nur ber 
Gebrauch von nicht fruchttragenden Sachen eingeräumt werben, nach letzterem 
dürfen auch die Nutungen überlafjen werben unter Verpflichtung zur Rechnungs- 
legung und Anrechnung auf Zinfen und Kapital, 8 477, 478. Nach vem Preuß. 
Zandr. I. 20. 8 139—141 bat der Pfanpnehmer einer fruchttragenden Sache 
„das Recht und bie Pflicht, biefelbe zu verwalten und die Früchte und Nutzungen 
babei einzuziehen”, unter ber Berpflicdhtung, fie anf Zinfen unb Kapital abzn- 
rechnen. 

Nah dem Heichsfirafgef. B. 8 290 wirb ber Pfanbverleiber beftzaft, 
welder die von ihm in Pfand genommenen Gegenftäube unbefugt in Gebraud 
nimmt. 
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ihren Statuten beftimmt fein, daß das Pfand nur gegen Rüdgabe 
des Scheins audzuliefern if. Auch kann verabredet oder beitimmt 
fein, daß es gegen Bezahlung der Schuld nicht bloß an den eigent- 
lichen Schuldner, jondern auch an den Inhaber des Scheind zu re 
ftituiren jet”). 

7. Da das Pfandrecht im allgemeinen ein Fauftpfandredht ift, 
geht das vertragsmäßige durch freiwillige Beftbabtretung verloren), 
und beiteht das gefegliche Pfandrecht regelmäßig auch nur jo lange, 
ald der Gläubiger die Sache in feinem Beſitz hat oder durch Pas 
piere über Diejelbe zu verfügen in der Lage ift?). Nach einigen 
Partitularrechten gebt aber das vertragsmäßige Pfandrecht auch bei 
unfreiwilligem Berluft der Detention unter®®) und hat der Pfand» 
gläubiger Teine dingliche Klage gegen den dritten Erwerber, fondern 
nur die Befipflagen. Hier bat das Pfandrecht feinen dinglichen 
Charakter verloren und iſt zu einem verftärkften Netentiondrecht ges 
worden). Wo jolde Grundjäpe nicht gelten, kann der Pfand» 


37, Die Pfandſcheine Finnen Namen-Papiere, Orbre- Papiere, Inhaber- 
Papiere, insbefonbere im Sinne von Legitimatione- Papieren, fein, vgl. Kuutze 
Smbaber- Papiere S. 522 f., Steinader Braunſchw. R. S. 264 ff, Gold⸗ 
ſchmidt Ztſchr. XI. S. 618 ff. Auch wenn der Pfandſchein auf Namen Tautet, 
kann er nady.neueren Geſetzen, wie ein unvolllommenes Inhaberpapier behandelt 
werben. Das Preuß. Gef. v. 17. März 1881. 8 17 beftimmt: „ber Inhaber bes 
Pfandſcheins ift dritten Perfonen, insbeſondere dem Pfanbleiher gegenüber zur 
Ausübung der Rechte des Berpfänbers berechtigt, ohne bie Webertragnug dieſer 
Rechte nachmeifen zu müfjen“; auch Bremer Gef. v. 16. Dit. 1881.89 19 u. f. w. 
Bol. auch Brunner in Endemanne Handb. II. ©. 235. 

3, Rev. Luüb. R. III. 4. art.5, Preuß. Lor. I. 20. $ 244, 253, 54 (Entſch. 
des R. O. H. Gerihts XIV. ©. 195), Sächſ. GB. 8 486, Oeſtr. GB. 8 467, 
Würtemb. Pfandgei. v. 1825. 8 258 (Reyfher II. 8 347. no. 6), Bremiſche 
Handf. DO. 8 123 c, Koburger Gef. v. 14. Juli 1870. art. 2, Oldenb. ©. art. 19, 
28, Braunſchw. G. $ 4, 16, Schweiz. Obl. R. art. 219. — Entſch. des ROS. 
Ger. XXV. ©.86 fi. 

39, Oben R. 5. 

89), Das Abfonderungsregt im Konkurſe macht bas Einf. ©. zur Konk. O. 
8 14 davon abhängig, daß ber Pfanbgläubiger „ven Gewahrfam erlangt und 
behalten bat,“ Mandry ©. 338 N. 24. 

) Goldſchmidt Handb. I. S. 952 f. — C. civ. 2119, Sächſ. GB. $ 479. 
— Diefe Beſtimmung beruht nicht auf älterem dentſchem Recht. 
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gläubiger, welcher den Befit verloren hat, gegen den dritten Befiger 
in demfelben Umfange Magen, in weldem dem &igenthümer vie 
Bindilation nad neuerem Recht zufteht‘'). 

Für- das Gebiet des Handelsrechts erlifcht an nicht geftohlenen 
und nicht verlorenen Sachen das Pfandrecht, wenn fie zu Eigenthum 
einem Dritten übergeben find, weldher von dem beftehenden Pfand- 
recht feine Kenntniß hatte; und ebenfo kann bei Nebergabe folder 
Sachen an einen Dritten zu Pfandrecht ein früher an ihnen be= 
gründeted Pfandrecht nicht zum Nachtheil des redlichen Pfandnehmers 
geltend gemacht werden“). 

8. Abgefeben von dem Fall der Rückgabe ded Pfanded und 
partikularrechtlich auch des unfreiwilligen Befipverluftes, erliicht das 
Pfandrecht durch Aufhebung der Obligation“) — entgegengejeßt der 


“) Alfo befonders Einſchränkungen gegen ben b. f. Erwerber; Prenf. Lor. 
L 20. $ 118, 119 (refuso pretio; aber auch weitere Beſchräukungen), Wärt. 
Pfandgeſ. v. 1828. $ 258 (feine Klage gegen den gutgläubigen, entgeltlihen Er- 
werber), Züri. GB. 8 865 („Verliert der Pfandgläubiger, gleichviel aus welchen 
Gründen, ven Beſitz bes Pfandes, und ift er außer Stande, benjelben wieder 
berzuftellen, fo ift dadurch fein Pfandrecht zerftört”), Hefftliches Pfogef. art. 187, 
Anbaltin. Gef. v. 1870. 8 6 u. f. w. Bol. auch Entſch. des Reichs⸗Ger. I. 
©. 257 f. | 

1) Handelsgeſ. B. art. 306; vgl. Überhaupt Laband S. 269 ff., Solb- 
ſchmidt I. S.951. — Daffelbe gilt partitulär auch für das Civilrecht, 3. B. 
Braunſchw. Bei. 8 5. 

23) Nach Frankf. Ref. II. 7. $ 18 auch wenn ein Vierteljahr nad Fälligkeit 
der Forderung das Pfandrecht nicht geltend gemadt iſt. Preuß. Laubr. I. 20. 
8 246, 247 beftimmt: „fo lange das Pfaud als ein foldyes ſich noch im Beflge 
des Gläubigers befindet, kann das Pfandrecht befjelben durch Feine Verjährung 
verloren geben; fo fange das Pfandrecht dauert, kann and keine Berjährung ber 
Schuld zum Beten des Schuldners anfangen“; vgl. Über biefen Fall and 
Windſcheid HL11I2N.5. 

Der gemeinrechtlihe Sat (const. unica C. VII. 27), daß ber Gläubiger 
nad Bezahlung der Schuld das Pfand wegen aller feiner weiteren Forderungen 
in Folge eines allgemeinen Retentionsrechts zurlidbehalten bürfe, hat nur ver- 
einzelt Anerlennung gefunben, fo im Mainzer Lor. XIX. 9, C. Max. Bav. I. 
6. 14. no.2, C.civ. art. 2082. Dagegen wirb dies Recht nicht anerlannt 
3.8. im Preuß. Sandr. I. 20. $ 171, Oeſtr. GB. 8471, Sädf. GB. 5 1447, 
Heſſiſchen Pfanbgef. art. 198. — Vgl. überhaupt Goldſchmidt Hanbb. 1. 
©. 910 f., 980 f. 
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Smmobilienhypothef, welche trob Fortfall8 der Forderung weiter be— 
ftehen kann — und durch Untergang des Pfandobjeftd. Wenn dem 
Schuldner aus dem Untergange der Sache eine Forderung gegen 
einen Dritten erwächſt, Tann an fi) der Gläubiger dieſelbe nicht zu 
jeiner Befriedigung in Anfpruch nehmen; nur partikularrechtlich er- 
ſtreckt fich ſein Pfandrecht auch auf die Verſicherungsgelder und die 
fonftigen Schadenderfabanfprüche*). 

9. Iſt der Schuldner in der Erfüllung feiner Verbindlichkeit 
ſäumig, jo kann der Gläubiger die Veräußerung des Pfandes zu 
jeiner Befriedigung fordern). Dem römiſchen Recht gemäß“) ift 
bie Berabredung der Lex commissoria, d. h. daß bei mora dem 
Gläubiger dad Pfand für die Schuld zu Eigenthum verfallen folle, 
auch in den Partilularrechten für ungültig erflärt"), und es ift dieſe 


4) Nach Preuß. Lor. I.20. 8 309, 310 befteht ein Anfpruch auf die Ver⸗ 
fiherungsgelder, wenn bie Berfiherungspolice übergeben ift; ohne weiteres können 
fih die Gläubiger an bie betreffenden Forderungen oder Gelber halten, Braun- 
ſchweig. Gef. v. 13. Mai 1877. $ 11. — Bgl. Über diefe Frage auch Malß in 
ſ. Ztſchr. f. Verſich. R. II. S. 113 ff. und in Goldſchmidt's Zeitſchr. XIII. 
S. 431 ff.; über auswärtiges Recht Goldſchmidt I. ©. 781, 784 N. 66. — 
In Betreff der Verluſte im franzöſiſchen Kriege beſtimmt das Reichsgeſetz vom 
14. Juni 1871. $ 4, daß für bie Schiffsgläubiger bie Entſchädigung, welche bei 
Wegnahme oder Beihäbigung von Schiff ober Ladung zu zahlen ift, an bie 
Stelle desjenigen trete, für deſſen Erfat fie beftimmt ift. 

5) Nach Altern Bartikularrechten durfte der Gläubiger im alle der mora 
nicht bloß feine Forderung mit dem Pfandrecht einem Andern cediren, fonbern 
auch das Pfanbobjelt felbft weiter verpfänden (8 154 N. 28). Nach Solmf. LO. 
II. 14. $4 und $ranff. Ref. II. 17. 8 6 darf er das Pfand für das, was es 
mehr als feine Forderung werth ift, wenn ihn „noht angienge”, einen Anbern 
verjegen, muß dabei aber bemerken, daß er nicht Eigenthümer und bis zu welchem 
Belauf ibm die Sache verpfänbet fei. Anberwärts darf er es einem Dritten 
bi8 zum Belauf feiner Forderung verpfänden, Lüneb. Ref. II. 17. Abf. 4, Statt. 
f. Dinkelsbühl v. 1788. X. 86 (Arnold II. ©. 323), Oeſtr. GB. $ 454, 55, 
460 (vgl. auch Stobbe in Goldſchmidt's Ztſchr. XI. S. 404). Dagegen wird 
eine Weiterverpfändung ohne Genehmigung des Eigenthümers verboten Revid. 
Lüb. R. III. 14. 10, Braunfhw. BO. v. 1763 (Steinader ©. 444), Preuf. 
Lor. I. 20 8 127, 131, Sächſ. GB. $ 475, Heſſiſches Pfandgefe art. 174, 175, 
Schweiz. Obl. R. art. 218. 

 Windiheib 8238 NR. 3. 

) Breuß. Landr. I. 20. 833, Oeſtr. GB. 8 1371, Sächſ. &B. 8 383, 

Sto bbe, Privatreht. IT. 2. Aufl. 45 
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Beftimmung auch nicht mit der Aufhebung der Wudherverbote oder 
duch Einführung ded Sabed“) bejeitigt, daß die Höhe der Kon— 
ventionalftrafe der freien Vereinbarung unterliege*). Nach dem Ver⸗ 
falltage dürfen ſich die Sntereffenten über die Weberlafjung der Sache 
für einen beitimmten Werth einigen’). 

Die Veräußerung ded Pfandobjekts zur Befriedigung ded Gläu- 
bigerd, welche vom Gericht nad vergeblidher Aufforderung des 
Schuldnerd zur Zahlung verfügt wird, erfolgt im Gegenſatz gegen 
das ältere Recht, wonach der Gläubiger gerichtlich zum Privatver- 
fauf autorifirt wurde, in der Regel durch das Gericht oder in öffent- 
licher Verfteigerung oder durch einen Mäkler®!). Dagegen find par= 


S. Weimar'ſches Pfdgef. v. 1839. $ 106, Schweiz. Obl. R. art. 222, Gold⸗ 
ſchmidt I. S. 914 f., Roth IL. 8 197 N. 75. 

48) Reichsgeſ. v. 14. Nov. 1867. 8 1. 

49, Denn das Verbot ber Lex commissoria bezwedt, daß in der That 
das Pfand auch veräußert werbe: „nicht die Abficht Des Wuchers, die Höhe und 
der Umfang bes unerlaubten Gewinnes und bes unberedtigten Nachtheils, fon- 
dern die Eigenthbumsübertragung an dem Pfande ſelbſt, in ihrer Abftraktion 
von allen Nebenmomenten, begründet die abfolute Wirkungsloſtgkeit und Nichtig⸗ 
feit jenes Nebenvertrages”, Erf. d. Berl. DO. Trib. v. 1871 (Seuffert XXL. 
no. 114, bes RchsGer. II. no. 86, IV. no. 12); Dernburg TI. 8389 N. 7, 
Erner Deftr. Sup. R. S. 179 NR. 16, Regelsberger baier. Hyp. R. S. 390. 
Dagegen nehmen bie Aufhebung des Berbots in Folge des Reichsgeſetzes von 
1867 an P. Hinſchius in f. Ztichr. f. Geſetzgebung und Rechtspfl. in Preußen. 
II. 1868. S. 51 ff, $örfter III. $ 190 N.80, v. Meibom Meckl. Syp. R. 
©. 136 N. 49, Endemann in f. Handb. II. $ 177 N. 24. 

50) Preuß. %dr. 1.20. 8 34. — Nah der Frankf. Ref. II. 17. 8 12 ift bie 
Verabredung geftattet, daß der Gläubiger das Pfanb vor oder nad dem Zermin 
für einen beftimmten Preis behalten dürfe. — Dagegen verboten nad bem 
Deftr. GB. 8 1371. 

51) Bol. befonders Goldſchmidt I. S. 913 ff, auch Mandry ©. 378 
N. 8 — Bon Partikularrechten: Frankf. Ref. II. 17. 8 10 vgl. mit I. 46, 
Preuß. tor. I. 20. 8 28, 197 ff., Oeftr. GB. $ 461, Züri. GB. $ 868, C. civ. 
2078, Sächſ. EB. $ 479, 480 (ver Verlauf muß in öffentlicher Berfleigerung 
geſchehen; Handelswaren Finnen um ben gangbaren Marktpreis durch einen 
Mäfler aus freier Hand veräußert werben), Oldenb. ©. art. 20, 21, 33, Braun- 
ſchweig. G. v. 1878. 55, Baumeifter I. S. 261. — Nach dem Prenf. Lanbr. 
I. 20. $ 29—32 ift die Verabredung zugelaffen, daß bei unterbliebener Zahlung 
ber Berfauf außergerichtlih erfolgen bürfe; bies wird fir unznläfftg erflärt 
C. eiv. 2078, Weimar'ſches Pfandgeſ. $ 105, Sächſ. GB. 8 383. 





.- 
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tikularrechtlich die Pfandleihanftalten privilegirt, auch ohne Anftellung 
einer förmlihen Klage ſich vom Gericht zum Berlauf des Pfandes 
autorifiren zu laflen oder auch ohne ſolche Autorifation das Pfand 
zu verkaufen, wenn ed nicht in bejtimmter Zeit nach dem Berfalltage 
eingeldft ift®). 

Nach dem Handelsgeſetzbuch art. 310 kann bei jchriftlicher Be: 
ftelung eined Fauſtpfands unter Kaufleuten für eine Forderung aus 
beiderjeitigen Handelögejchäften der Gläubiger im Fall der mora 
des Schuldnerd die Bewilligung zur Veräußerung beim Gericht aud) 
ohne Anftellung einer Klage nachſuchen und wird dieſe Bewilligung 
des Verkaufs ertheilt, wenn ausreichende Beicheinigungsmittel beige 
bradht find. Auch darf nad art. 311 vereinbart werden, baß im 
Zalle der mora der Gläubiger ohne gerichtliches Verfahren ſich aus 


Nah dem Koburg'ſchen Geſetz v. 14. Juli 1870. $ 4 ff. kann ber Gläu⸗ 
biger nach Verfall der Forderung dem Schulbner feine Abſicht der Veräußerung 
fund thun und, wenn biefer binnen acht Tagen keinen Widerfpruch erhebt, bas 
Pfand durh einen Notar ober Auftionator in äffentlicher Auktion verfteigern 
Iaflen. Beftreitet der Schulpner das Recht zur Veräußerung, To hat ber Gläu⸗ 
biger die Pfandklage auf Geftattung der Veräußerung anzuftellen. 

32) Breuß. Gef. v. 17. März 1881 (Verlauf 4 Wochen nach ber Fälligkeit 
des Darlehns durch den Pfandleiher in Öffentlicher Verfteigerung; „bie Erlangung 
eines vollfiredbaren Schulbtiteld ober bie gerichtlihe Ermächtigung zum Verkauf 
ift nicht erforderlich”), Baden'ſches Gef. v. 3. Apr. 1872. 82 (Goldſchmidt 
Ztſchr. XVIII. S. 157), Hamb. Bei. vom 28. Juni 1871. $ 10—12 (daſelbſt 
©. 160), Bremiſches Gef. v. 1881. 8 12, Sächſ. Gef. v. 21. Apr. 1882. $ 7 
(Berfteigerung außerhalb der Wohnung und der Geſchäftsräume des Pfanbleihers). 
Das Handels⸗GB. art. 312 geftattet folche partikufären Beſtimmungen. Weitere 
Nachweilungen bei Goldſchmidt I. S. 927 N. 58. 

Reichsbankgeſetz vom 14. März 1875. 820: „Wenn ber Schulbner eines 
im Lombarbverlehr gewährten Darlehns im Berzuge tft, ift Die Reichsbank be- 
rechtigt, ohne gerichtliche Ermächtigung oder Mitwirkung das beftellte Fauſtpfand 
durch einen ihrer Beamten oder durch einen zu Verfteigerungen befugten Beamten 
öffentlih verlaufen ober, wenn ber verpfänbete Gegenfland einen Börfen« oder 
Marktpreis hat, ben Berlauf auch nicht öffentlih Durch einen ihrer Beamten 
ober durch einen Handelsmakler, oder, in Ermangelung eines foldhen, durch einen 
zu Berfteigerungen befugten Beamten zum laufenden Preife bewirken zu Taffen 
und fi aus dem Erldfe wegen Kapital, Zinfen und Koften bezahlt zu machen. 
Diejes Hecht behält die Bank auch gegenüber anderen Gläubigern und gegen- 
über der Konkursmaſſe des Schuldners.“ 
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dem Pfande befriedigen dürfe; er hat dann den Berfauf öffentlich 
oder, im Fall die Waare einen Börfen» oder Marftpreis bat, auch 
nicht öffentlih duch einen Mäkler oder Auftionator vornehmen zu 
lafien®). 

Während nad) ältern Rechten der Pfandgläubiger im Konkurje 
ded Schuldners dad Pfand an die Maffe abzuliefern hatte und nur 
eine privilegirte Stellung einnahm, haben neuere Gefehe dieſe Ab⸗ 
lieferungspflicht aufgehoben und dem Gläubiger ungejchmälerte Be- 
friedigung aus dem Pfande ertheilt‘). Allgemein beftimmt jetzt die 
Konkurdordnung $ 40, 41, daß die Fauftpfandgläubiger und einige 
weitere ihnen gleichitehende Gläubiger im Konkurſe zur abgefonberten 
Befriedigung gelangen. 


8 156. Daß Retentionsredt!). 


Hier ift auch des Retentionsrechts an Mobilien zu gedenken, 
da daffelbe im deutſchen Recht erweiterte Wirkungen im Verhältniß 
zum Römiſchen Recht hat und fi dadurch dem Pfandredht an Mo» 
bilien nähert, welches jeinerjeit8, wie eben ausgeführt, partikularrecht⸗ 
(ich in feinen Wirkungen herabgemindert tft, jo dab fi) Retentions- 
echt und Pfandrecht begegnen. 

Für dad dem Mittelalter bereitö bekannte Retentionsrecht galt 
auch in Deutichland dad Prinzip der Connerität?). reilich ver- 


33) Bol. über biefe Vorſchriften v. Hahn Commentar zum Hand. GB. zu 
den betr. Paragraphen, Laband ©. 256 ff, Goldſchmidt S. 927 fi., 929 fi.; 
vgl. auch Seuffert XXV. no. 258. 

5) Goldſchmidt $ 89. ©. 922 ff. N.48, 49, 5457, 8%. S. 943, 
Dernburg I. 8359 N. 4—6. 

1) Weber Älteres Recht v. Meibom S. 806 ff., v. Amira Obl. R. S.249 ff. 
Bland Ger. Berf. I. S.459 f., Über neueres Recht mit befonderer Beziehung 
auf das Handelsrecht Laband S. 482—501, Goldſchmidt Hanbb. I. S. 962 
bis 1059, welder S. 962 f. N.* die frühere Literatur anführt, Thöl $ 223, 
Endemann in f. Handb. II. $ 181 ff., Korn pas kaufm. Retentionsrecht. Tüb. 
1881; außerdem Dernburg $ 362, Harder im Arch. f. civ. Pr. LI. ©. 110 ff., 
LVIII. ©. 29. 

Goldſchmidt I S.975 N. 22; a. A. v. Meibom ©. 308. — Bl. 
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ſuchten manchmal Gläubiger Sachen ihres Schuldnes nicht bloß 
wegen ihrer conneren, d. h. der mit Bezug auf die betreffende Sache 
beftehenden Forderungen, fondern allgemein als Dedung auch für 
weitere Forderungen zurüdzubehalten; indeflen traten die Gerichte 
diefem Verſuch entgegen?). 

Andererjeit3 ging dad Retentionsrecht im Mittelalter über die 
Wirkungen des Römiſchen Rechts hinaus; denn der Berechtigte 
durfte nicht bloß mit einer Einrede fi) gegen die Rüdforderung 
der Sache bis zur Bezahlung feiner Forderung ſchützen, ſondern 
hatte, wenigitend in einzelnen beftimmten Fällen, auch dad Recht, 
fie bis zur Höhe feiner Forderung an dritte Perfonen zu vers 
pfänden*), in ähnlicher Weile, wie ein Pfandgläubiger fi) dadurd) 


bie Fälle, welde v. Meibom S. 306 f. ſelbſt anführt: Retentionsrecht der Hand» 
werfer an den ihnen zur Verarbeitung Übergebenen Saden für ihren Arbeits- 
lohn, des Hirten am Vieh wegen bes ihm ſchuldigen Hutlohns, des Hausbeſitzers, 
welcher Verwendungen auf das Haus gemadt hat u. ſ. w. Waſſerſchleben 
Rechtsquellen I. S. 202 c. 62. — Blume des Magd. Rechts I. no. 14: die Frau, 
welcher ihr Mann eine Morgengabe beftellt bat, kann bie zu ihrer Bezahlung 
bie Herausgabe des Nachlafles an die Erben verweigern. 

3) Beſonders kam es vor, baß Handwerker dem Eigenthümer vie Aus- 
tieferung der von ihnen bearbeiteten Sachen nicht bloß bis zur Bezahlung bes 
Arbeitslohns, fondern auch wegen anderer Forderungen vorenthalten wollten; 
3.8. Iglauer Rechtsſpruch (Tomaſchek Oberhof S. 85. 8 121): der Schmibt 
darf die von ihm befchlagenen Pferde nicht wegen anderer Forderungen reti- 
niren; vgl. au Laband vermügensrectliche Klagen S. 148 f. und Wiener 
Stadtr. (Schuſter) art. 142: ber Pfandgläubiger kann nah Bezahlung ber 
Pfandſchuld die Sache nicht noch wegen anderer Forberungen gegen den Pfand- 
eigenthümer zurlidbehalten. — Vgl. noch Schufter Spiel S. 45 ff. 

4) Handwerker dürfen die von ihnen bearbeiteten fremben Sachen bie zur 
Höhe des ihnen gefhulbeten Handwerkslohns au Dritte verfegen; Hamb. Statt. 
v. 1270. VI. 16, Bremer R. v. 1303. art. 36, 105 (Oelrich s S. 90, 128), 
Lüneb. Stadtr. (Kraut S. 79) 8 113, Dortmunder Statt. IV. 3 (Frens⸗ 
dorff ©. 109), Staber Statt. 5, 15 (Pufendorf I. 194), Augsb. Stadtr. 
(Meyer) 138. 82 (Walch S. 890. c. 392), Mündener Stdtr. 348, Steterm. 
Landr. art. 160, Stabtr, von Dieffenhofen art. 14. — Stobbe in Gold» 
ſchmidt's Ztſchr. XI. ©. 404 f,, v. Meibom ©. 808 f., Laband Klagen 
©. 83 f., Stieda Zunftweien 1877. S. 102 f., Kohler pfandr. Forſchungen 
S.10. — In dieſer Verpfändung ift eine Ceffion des Forderungsrechts ent» 
halten, mit welcher zugleich das dem Gläubiger zuftebende Retentionsrecht über⸗ 
tragen wird. 
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bezahlt machen Tann, dab er fein Pfand weiter verpfändet (oben 
8 154 NR. 28). 

Wenn fi im allgemeinen dad Retentionsrecht den römiſchen 
Grundfägen angefchloffen hat, kommen doch auch partikularrechtliche 
und gemeintedhtliche Auddehnungen vor: 

1. Es Kann partifularrechtlich nicht bloß wegen connerer, fon- 
dern wegen aller Forderungen geltend gemacht werden, welche der 
Retinirende gegen denjenigen hat, weldyer von ihm feine Sache her⸗ 
ausfordert®). 

2. Nach dem Handelsgeſetzbuch art. 313 — 315 iſt e8 dahin 
ausgedehnt worden, daß ein Kaufmann wegen aller Forderungen aus 
beiderjeitigen Handelsgeſchäften (unter Umftänden auch wegen ber 
nicht fälligen Forderungen) ein Netentiondreht an allen Mobilien 
des Schuldnerd hat, welche mit deſſen Willen auf Grund von Han⸗ 
delögeichäften in feinen Beſitz gekommen find, falld die Zurücdbe 
haltung nicht der vor ober bei der Webergabe ertbeilten Vorſchrift 
oder übernommenen Verpflichtung, mit den Gegenftänden in bes 
ftimmter Weife zu verfahren, widerftreiten würde®). 

Obgleich dies Recht im Geſetzbuch als Zurückbehaltungsrecht 
bezeichnet wird, geht es doch weit über deſſen Weſen hinaus und 
nähert fih dem geſetzlichen Pfandrecht. Denn der Gläubiger darf 
die Sachen feines Schuldners nicht bloß zurüchehalten, fondern ift 
auch befugt, wenn ihn der Schuldner nicht rechtzeitig in anderer 
Weiſe fichert, beim Gericht den Verkauf der Gegenjtände zu bean= 


5) Baumetfter I. &. 93, 248 N. 6; vgl. au Laband in Goldſchm. 
Ztſchr. IX. ©. 488 N. 2. — Dagegen Oldenb. Geſ. v. 3. Apr. 1876. art. 30, 
Schweiz. OH. R. art. 224, Seuffert XXXI no. 7 u. ſ. w. 

6) 9. Hahn Kommentar zu biefen Artikeln, Laband ©. 482 ff, Gold⸗ 
ſchmidt Handb. I. S. 996 fi., 1028 ff. Entih. d. ROH. Ger. XVI. ©. 81f, 
XIX. ©. 369 ff. 

Dies ausgebehnte Retentiongredht hat bie Deflr. BO. v. 28. Oft. 1865. 
art. 3 (Goldſchmidt Ztfchr. XI. S. 344 f.) den unter Staatsaufficht ſtehenden 
Krebitanftalten auch in dem Fall zu Theil werben laffen, daß „ber Schufbner 
kein Kaufmann ift und bie Forderungen nicht aus Handelsgeſchäften entflauben 
find." — Das fohweiz. Obl. R. art. 224—226 bat im wefentlichen überein- 
flimmende Grundfäge auch für den bürgerlichen Verkehr aufgeftellt. 
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tragen und ſich aus dem Erlöfe vor andern Glaͤubigern zu befrie⸗ 
digen; er hat diefe Rechte auch gegenüber der Konkursmaſſe'). 

3. Die Konkurdordnung $41 hat für einzelne Fälle des Netentions- 
rechts dem Gläubiger die Befugniß gegeben, auch im Konkurſe die 
abgejonderte Befriedigung aus den retinirten Gegenftänden zu fuchen, 
jo den Pächtern „in Anjehung ded in ihrem Gewahrſam befindlichen 
Snoventard wegen der Forderung für diejed," dem „Künftler, Werk 
meilter, Handwerker und Arbeiter wegen ihrer Forderungen für Arbeit 
und Auslagen, in Anjehung der von ihnen gefertigten oder auöges 
bejierten, noch in ihrem Gewahrſamen befindlihen Sachen," denje- 
nigen, „welche etwad zum Nuten einer Sache verwendet haben, 
wegen ded den noch vorhandenen Vortheil nicht überjteigenden Be- 
trage ihrer Forderung aud der Berwendung in Anfehung der zurüd- 
behaltenen Sache.“ 





N Hand. GB. art. 315, Konk.O. S Al. no. 8, Schweiz. Obl. R. art. 228. 
Goldſchmidt Handb. I. S. 1048 ff. 
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